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Einleitung. 

Im  Kreise  Simferopol  gab  es  im  Jahre  1906  30040  Tataren- 
Bauern  »Seelen«  beiderlei  Geschlechtes  ;  sie  machten  53%  der  ge- 
samten Bauernschaft  der  verschiedenen  im  Kreise  vorkommenden 
Nationalitäten  aus^).  Landbesitzende  Tataren  waren  19  593  Seelen, 
oder  57%  der  gesamten  Bauernschaft  (verschiedener  Nationalität) 
mit  Landbesitz  2).  Also  überwogen  die  Tataren  wie  in  der  Ge- 
samtzahl, so  auch  in  der  Zahl  der  Besitzenden. 

Anders  ist  das  Verhältnis  der  Besitzflächen :  den  Tataren  ge- 
hörten 43  393,2  Dessjatinen  ^),  d.  h.  nur  37%  des  gesamten  bäuer- 
lichen Besitzes  im  Kreise'). 

Die  Zahl  der  besitzenden  Tataren  war  also  allein  sogar  größer 
als  die  der  anderen  Nationalitäten  zusammen;  ihr  Besitz  betrug 
dagegen  wenig  mehr  als  ein  Drittel  der  Gesamtfläche. 

Das  Verhältnis  zwischen  Landhabenden  und  Landlosen  ist 
bei  den  Tataren  besser  als  bei  der  übrigen  Bauernschaft :  während 
bei  der  letzteren  nur  43%  aller  Land  besitzen,  haben  bei  den 
Tataren  65  %   Land. 

Die  landbesitzenden  Tataren,  auf  die  es  uns  in  dieser  Ab- 
handlung allein  ankommt,  wohnen  in  loi  Dörfern.  Auf  die  ein- 
zelnen Wolosts  ^)  des  Kreises  verteilen  sie  sich  so :  ^) 


i)  Statistische  Erhebung  Lief.  I.  Tab.  II.  .S.  396.  Im  ganzen  gab  es  55733 
Seelen,  davon  34  197  Seelen  mit  Grundbesitz. 

2)  Die  Prozentzahlen  der  Besitzenden  verschiedener  Nationalität  sind  folgende  : 
Tataren;    57;    Russen:    31;    Deutsche:    7;  Bulgaren:    3;    verschiedene    andere:   2. 

3)  Nach  der  I.  Lief,  der  Statistischen  Erhebung  v.  1906  haben  die  Tataren 
nur  36 117  Dessjatinen  Land;  in  der  II.  Lief,  sind  für  das  Dorf  Beschuj  uocii 
3730  Dessjatinen  angegeben  und  für  andere  9  Dörfer  3545  Dessjatinen.  Vgl. 
Lief.  II.  S.    193  u.  d.  IV.  Tabelle  d.   Beilage  z.  Kap.  V.  S.   36. 

4)  Lief.  I.  Tabelle  III,  S.  404/5. 

5)  Die  Wolost  ist  die    nächste    untere    administrative    Einteilung    des    Kreises. 

6)  Statistische  Erhebung,  Lief.  I.  Tabelle  I,   S.  2 — 29  und  II.  S.   3S6— 397. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     ErgUnzungsheft  41.  1 


In    .Ich  Wolosts            '' 

besitzenden 

Karalez 

24 

Duvankoj 

25 

Tav-15ac!rak 

17 

Zu  ja 
I'odgorodnc-I'ctrovsk 

18 

9 

Tabuldy 
Bulganak 

«1 

gibt  es  Dörfer  mit  laiid-  Zahl  der  Bauernseelen  in   ihnen 


absolut 

in   Prozent 

7560 

39 

5290 

28 

2987 

15 

1836 

9 

I  320 

6 

435 

2 

101  19593  ^'-'^ 

Fast  die  Hälfte  aller  Dörfer,  in  denen  Bauern  mit  Landbesitz 
wohnen,  liegt  in  den  zwei  gebirgigen  Wolosts  Karalez  und  Duvan- 
koj. Und  in  ihnen  allein  befinden  sich  65%  der  -Seelen-^,  also 
mehr  als  in  allen  anderen  Wolosts  zusammen  ^).  Die  zweitgrößte 
Gruppe  bilden  die  zum  Teil  im  Gebirge,  zum  Teil  im  »Halbge- 
birge« liegenden  Wolosts  Tav-Badrok,  Zuja  und  Podgorodne- 
Petrovsk.  In  ihnen  befinden  sich  43%  aller  Dörfer,  in  denen  30 "^/o 
landhabende  (tatarische)  Seelen  des  Kreises  wohnen.  Ganz  klein 
ist  die  Zahl  der  Dörfer  und  der  Seelen  in  den  letzten  zwei  Wo- 
losts, Tabuldy  und  Bulganak,  die  teils  hügelig,  teils  ganz  flach 
sind. 

Interessant  ist,  daß  diese  Gruppierung  gewissermaßen  den 
Stempel  der  Kolonisation  der  Krim  in  sich  trägt :  die  Tataren 
werden  nämlich  immer  mehr  aus  den  flachen  Teilen  der  Kreise 
von  den  fremden  Herkömmlingen  verdrängt. 

Die  19  593  landbesitzenden  Seelen  bilden  3930  Familien  und 
diese  je  eine  Wirtschaft^).  Diesen  Wirtschaften  gehören  die  eben 
angegebenen  43  393,2  Dess.  Land,  sodaß  auf  eine  Wirtschaft  im 
Durchschnitt  1 1  Dess.  kommen.  Für  die  einzelnen  Wolosts  gelten 
folgende  Zahlen  ^)  : 

(Siehe  Tabelle  S.   3). 

Die    zwei    ersten    gebirgigen  Wolosts  weisen  zusammen  über 

45  %   des  gesamten  tatarischen  Besitzes  im  Kreise  auf.    Besonders 

groß  ist  er  dann  auch  in  der  Nachbar-Wolost  Tav-Badrak.     Aber 

in  der  Durchschnittsfläche,  die  auf  eine  Wirtschaft  kommt,  bildet 


i)  In  diesen  zwei  Wolosts  gibt  es  nur  434  Seelen  (=  3%)  aller  anderen 
Nationalitäten.     Statistische  Erhebung;  Lief.  I.  Tabelle  II.  S.  386/8,   392. 

2)  Die  Zahl  der  Wirtschaften  habe  ich  mit  der  Semstwo-Statistik  gleich  der 
der  erwachsenen  Wirte  und  Besitzer  angenommen ;  vgl.  Statistische  Erhebung 
Tab.  III,  S.  68  ff.  Ich  gebrauche  im  folgenden  statt  Wirtschaft  und  Wirte  —  den 
Ausdruck  Besitzer. 

3)  Statistische  Erhebung,  Lieferung  I.  Tab.  III,  S.  400—405;  Lief.  II.  S.  190 
und  d.  IV.  Tab.  der  Beilage  zum  Kapitel  V   »Wald«  S.  36. 


Wolosts 

Besit; 
absolut 
(in  Dess.) 

jfläch 
in 

e 
Proz. 

Zahl 
ab 

der 

solut 

Wirtschaften 
in  Proz. 

Fläche,    die  im 

Durchschn.  auf  eine 

Wirtschaft    kommt 

(in  Dess.) 

Karalez 

8  666,5 

20 

I 

517 

39 

5,7 

Duvankoj 

II  I93>4 

26 

I 

1 10 

30 

10,0 

Tav-Badrok 

15  515.6 

36 

577 

14 

26,9 

Zuja 

3059,3 

7 

347 

8 

8,8 

Podg.-Petr. 

3624,4 

8 

260 

6 

13,9 

Tabuldy 

I  299,9 

2 

82 

2 

15,2 

Bulganak 

34.1 

I 

3  / 

I 

0,9 

43  393.2 


3930 


9,1 


Sie  eher  eine  Gruppe  mit  denjenigen  Wolosts,  mit  denen  sie  auch 
in  der  Zahl  der  Seelen  (mit  Landbesitz)  übereinstimmt. 

In  den  gebirgigen  Teilen  des  Kreises  entfällt  verhältnismäßig 
weniger  Land  auf  eine  Wirtschaft  als  in  den  halbgebirgigen, 
hügeligen  und  flachen  Teilen.  Eine  Ausnahme  stellt  die  W'olost 
Bulganak  dar ;  diese  kommt  aber  beim  tatarischen  bäuerlichen 
Besitze  fast  nicht  in  Frage. 

Von  den  hier  in  Betracht  kommenden  10 1  Dörfern  sind  20 
direkt  den  Wolosts  zugeschrieben  ^).  Wirtschaften  gibt  es  in  ihnen 
231.  Die  anderen  81  Dörfer,  mit  2699  Bauernwirten  (68%  aller) 
gehören  zu  16  verschiedenen  Gemeinden  —  russisch  >Selskoje 
Obschestwo's«.  Nicht  jedes  Dorf  bildet  eine  Gemeinde,  sondern 
die  meisten  Gemeinden  bestehen  aus  mehreren  Dörfern,  näm- 
lich '') : 


in  den  Wolosts 

die  Gemeinde 

aus  Dörfern 

Karalez 

I.  Schuli 

12 

>^ 

2.  Teberti 

12 

Podgorodne-Petrovsk 

3.  Byuk-Jankoj 

2 

» 

4.  Tschokurischa 

I 

» 

5.  P.-Petrovsk 

2 

Tav-Badrak 

6.  Tav-Badrak 

2 

» 

7.  Mangusch 

I 

» 

8.  Bija-Saly 

I 

» 

9.   Bijuk-Jaschlav 

I  1 

» 

IG.  Beschuj 

1 

Duvankoj 

1 1.   Duvankoj 

8 

" 

12.   Kalymitaj 

8 

» 

13.  Torschanlar 

I 

Zuja 

14.  Bachsan 

15 

Tabuldy 

15.   Karabaj 

2 

» 

Ib.   Boragan 

1 

16.   Gemeinden   uui 

81    Dürfern 

1)  Auf  Grund  des   Artikels  219 — 224  lier  besonderen    Beilage    zu    IX.    U.    der 
Gesamt-Ausgabe  können  die  Bauern  dieser  administrativen  Einheit  zugeschrieben  sein. 

2)  Statistische  Erhebung.     Lief.  I.  Tab.  I,  S.    i— »29. 

I* 
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Also  gibt  es  5 

G^ 

emein 

iden 

mit 

je     2  iJüifern 

2 

» 

» 

>'     8         » 

I 

» 

» 

»   II         » 

2 

k> 

» 

»12         > 

I 

» 

» 

*   15 

und   5 

'■ 

^ 

>      I    Dorfe 

Berück.sichtiL,ft  man,  daß  unter  den  letzten  5  Gemeinden  mit 
je  einem  Dorfe  zwei  vorkommen,  zu  denen  noch  Dörfer  anderer 
Nationalitäten  gehören  ^),  so  bleiben  nur  3  Dörfer  übrig,  die  je 
eine  Gemeinde  bilden.  Die  übrigen  1 1  Gemeinden  sind  aus 
mehreren  Dörfern  zusammengesetzt  ^).  In  5  von  ihnen  gibt  es 
nicht  weniger  als  8  Dörfer;  in  einer  sogar   15   Dörfer. 

In  dieser  Größe  und  Häufigkeit  kommen  solche  zusammen- 
gesetzte Gemeinden  außer  in  Südrußland  und  der  Krim  überhaupt 
nur  noch  im  Wald-Sumpfgebiete  vor  ^). 

Was  stellen  diese  Gemeinden  —  »Selskoje-Obschestwo's«  — 
dar  ?  Sind  es  Markgenossenschaften }  Sind  es  zusammengesetzte 
Gemeinden,  wie  sie  von  Keiissler  für  das  übrige  Rußland  ge- 
schildert werden?'*). 

Keiissler  unterscheidet  zwei  Arten  solcher  zusammengesetzten 
Gemeinden:  »Zu  der  ersten  gehören  solche,  die  das  ganze  Ge- 
meindeland gemeinsam  besitzen«,  die  zweite  Art  zusammenge- 
setzter Markgemeinden  besteht  aus  solchen,  in  denen  nur  einige 
Nutzungen  gemeinschaftlich,  die  anderen  aber  gesondert  besessen 
werden. 

Beide  Arten  scheiden  für  uns  aus,  weil  die  tatarische  Ge- 
meinde des  Kreises  Simferopol  sie  überhaupt  nicht  kennen ;  es 
gibt  unter  ihnen  keine  einzige  Selskoje-Obschestw'O,  in  der  das 
ganze  Land  sich  im  gemeinsamen  oder  auch  teilweise  gemein- 
samen Besitze  aller  zu  ihr  gehörigen  Dörfer  und  Ansiedelungen 
befände. 

Nicht  nur  ein  jedes  der  Selskoje-Obschestwo  angehörige  Dorf 
hat  einen   besonderen  Besitz,    sondern    es   gibt    sogar  28   Dörfer, 


1)  Zu  den  Gemeinden  Mangusch  und  Bija-Saly  gehört  noch  ein  russisches 
Dorf. 

2)  Auch  die  zusammengesetzten  Gemeinden  sind  nicht  mehr  rein  tatarisch. 
Zu  der  Gemeinde  Teberti  gehören  noch  2  Dörfer  und  zu  den  Gemeinden  P.-Pet- 
rovsk    Karabaj  und  Boragan  je  3  russische  Dörfer. 

3)  Ueber  ihre  geographische  Verbreitung  vgl.  W.  W.  »Die  Gemeinde«,  Tab. 
auf  S.  536/37. 

4)  y.  von  Keussle?-,  »Zur  Geschichte  und  Kritik  des  bäuerlichen  Gemeinde- 
besitzes in  Rußland«,  Petersburg.     2.  Teil,  II.  Hälfte,  S.   179  und   iSo. 


die  mit  keinem  einzigen  von  den  übrigen  Dörfern  derjenigen  Sels- 
koje-Übschestwo,  zu  welchem  sie  gehören,  einen  gemeinsamen 
Besitz  aufweisen.  Ja  sogar  die  Dorfgenössen  eines  jeden  dieser 
Dörfer  unter  sich  weisen  keinen  solchen  auf;  die  ganze  Flur  ist 
aufgeteilt  und  wird  parzellenweise  individuell  besessen  i). 

Offenbar  können  diese  Dörfer  keine  Markgenossenschaften 
mit  den  anderen  bilden.  Ein  anderes  Band  muß  sie  zu  einer 
Selskoje-Obschestwo  zusammenfügen. 

Dieses  ist  in  unserem  Falle  administrativer  Natur.  Die  sehr 
verbreitete  Meinung,  nach  der  die  Gemeinde  im  Sinne  von  »Sels- 
koje-Obschestwo und  die  im  Sinne  von  »Mir«  identisch  seien, 
ist  heutzutage  veraltet.  Sie  hat  ihren  Ursprung  in  der  Ablösungs- 
gesetzgebung, wo  die  untere  administrative  Staatseinteilung  so 
gemacht  wurde,  daß  die  Grenzen  einer  Selskoje-Obschestwo  mit 
denen  einer  Markgenossenschaft,  eines  Mirs,  zusammenfielen. 

Somit  fußte  damals  die  unterste  administrative  Einheit  auf 
einer  solchen  wirtschaftlicher  Natur,  und  ihre  Existenz  und  richtige 
Funktion  basierte  auf  dem  Mir. 

Im  Laufe  der  Zeit  hat  aber  entsprechend  neuen  Produktions- 
zwecken und  Bedürfnissen  innerhalb  dieser  Grenzen  eine  weitere, 
engere  Abgrenzung  sich  vollzogen  2),  sodaß  neue  kleinere  wirt- 
schaftliche Einheiten  entstanden.  Die  Selskoje-Obschestwo  mit 
ihren  alten  Grenzen  blieb,  sie  bildet  heute  nur  noch  eine  admini- 
strative Einheit  und  dabei  eine  wenig  funktionsfähige,  da  die  Wand- 
lungen   der  Zeit  das  Fundament  unter  ihr  abschwemmten. 

20  Dörfer  sind  den  weiteren  (Wolosts)  und  81  Dörfer  den 
engeren  Administrativ-Einheiten  zugeschrieben. 

Wird  von  der  jetzt  bloß  administrativen  Einteilung  der  Dörfer 
in  Selskoje-Obschestwo's  und  Wolosts  abgesehen,  und  die  tat- 
sächliche Besitzabgrenzung  berücksichtigt,  so  ergibt  sich  ein  ganz 
anderes  Bild  über  die  Zahl  und  Art  von  Gemeinden.  Die  lOl 
hier  in  Betracht  kommenden  Dörfer  zerfallen  in  zwei  große 
Gruppen : 

Zur  ersten  gehören  solche  Dörfer,  in  denen  noch  gemein- 
samer Besitz  entweder  zwischen  Bauern  verschiedener  Dörfer  und 
Dörfergruppen    oder    zwischen  Dorfgenossen  je  eines  Dorfes  vor- 


i)  Vgl.  die  Tabellen   und  Ausführungen  auf  S.    9  (T. 

2)  Vgl.  Katscharofsky,  »Die  russische  Obschina«.  Moskau  190(1,  J.  Auii.  H.  l.. 
S.  91,  auch  §  2  im  V.  Kapitel,  A.  S.  I^gojeff,  >Das  Gemeinde-Recht»,  l'cters- 
burg    1906.    A.  A.  Leoiitjeff,   »Das  Baucrnrechls   retcrsburg    1901),   II.  Teil,  Kapitel  I. 
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handi-n  ist,  zur  zweiten  Gruppe  solche,  in  denen  die  j,'anze  Dorf- 
(lur  unter  den  Uorfj^enDssen  aufecteilt  ist  und  ijarzcllenweise  in- 
dividuell besessen   wird. 

Zur  ersten  Gruppe  ^elKuen  58  Dörler.  In  ihnen  ist  gemein- 
samer Besitz  vorhanden  ;  ihre  Einwohner  bilden  Dorfmarkgenossen- 
schaften, Mirs  oder  tatarisch  ^  Dschemaats<'  ').  Besitzer,  Dschemaats- 
mitglicder,  gibt  es  in  ihnen  allen  3217  oder  79%  aller  Besitzer. 
Ihnen  gehören  41  033  Dessj.  Land  oder  94%  des  gesamten  tata- 
rischen Besitzes;  davon  werden  6437  Dessj.  oder  16%  nicht  ge- 
meinsam, sondern  individuell  besessen. 

Die  Tatsache,  daß  außer  in  diesen  für  diese  Dschemaats  charak- 
teristischen Besitzarten  in  jeder  von  ihnen  ein  Teil  der  Besitz- 
fläche von  den  Dschemaatmitgliedern  nicht  gemeinsam,  sondern 
individuell  besessen  wird,  ist  für  diese  tatarischen  Dschemaats 
charakteristisch.  Es  gibt  keine  einzige  Dschemaat  (nicht  nur 
Selskoje-Übschestwo),  in  der  der  ganze  Besitz  gemeinsam  besessen 
würde.  Die  hierher  gehörenden  58  Dörfer  bilden  im  ganzen 
32  Dschemaats,  es  bildet  also  nicht  jedes  Dorf  je  eine  Dschemaat, 
sondern  es  müssen  solche  Dschemaats  vorkommen ,  die  aus 
mehreren  Dörfern  bestehen. 

Hiernach  gibt  es  zwei  Arten  von  Dschemaats,  einfache  und 
zusammengesetzte. 

Aus  je  einem  einzigen  Dorfe  mit  einem  besonderen  gemein- 
samen Besitze  bestehen  die  Dschemaats,  die  zur  ersten  Art  ge- 
hören. Solche  Dorfdschemaats,  wie  man  sie  wohl  nennen  kann, 
gibt  es  22   im  Kreise  Simferopol  -). 

Die  zweite  Gruppe  bilden  die  Dschemaats,  die  aus  mehrern 
Dörfern  bestehen.  Hierher  gehören  10  Dschemaats  mit  36  Dörfern 
und  zwar  in  folgender  Zusammensetzung :  i  Dschemaat  besteht 
aus  9  Dörfern,  i  Dschemaat  besteht  aus  5  Dörfern,  2  Dschemaats 
bestehen  aus  je  4  Dörfern  und  2  Dschemaats  bestehen  aus  je 
3  Dörfern. 

Diese  zusammengesetzten  Dschemaats  zerfallen  wieder  in 
zwei  Arten : 


i)  Vgl.  Th.  Laschkoff,  »Die  ländliche  Gemeinde  im  Chanen-Reich  der  Krim«, 
S.  25.  Auch  im  Kaukasus  heißen  die  Mark-Gemeinden  Dschemaats.  Vgl.  Leonto- 
witsch,  »Die  Adaten  der  kaukasischen  Bergbewohner«,  S.  275. 

2)  Vgl.  S.  9  die  Tab.  I.  In  drei  von  diesen  liegt  der  gemeinsame  Besitz  nicht 
an  einer  Stelle,  sondern  in  zwei  verschiedenen  ^Grenzen«.  —  (Kamyschly,  Tav- 
Badrak  und  Kobazy.) 


Zur  ersten  Art  (der  zusammengesetzten  Dschemaats)  gehören 
solche,  in  denen  der  ganze  gemeinsame  Besitz  von  allen  zur 
Dschemaat  gehörenden  Dörfern  gemeinsam  besessen  wird.  Solche 
sind  die 

Dschemaat  Kalymtaj  ')  aus  2   Dörfern  bestehend 
»            Kyrdy-Eli  »     3  ■'  " 

»  Duvankoj  »     4  »  » 

»  Aschaga-Baschi  »     5  >  > 

im,  ganzen   4   zusammengesetzte  Dschemaats  mit    14  Dörfern. 

Charakteristisch  für  sie  ist,  daß  ihr  Besitz  sich  in  je  einer 
geschlossenen  Grenze  befindet. 

In  Bezug  auf  die  Gemeinden  Kalymtaj  und  Duvankoj  muß 
hervorgehoben  werden,  daß  auch  der  gesamte  Individualbesitz 
aller  Dörfer  in  derselben  eine  Grenze  liegt,  während  in  den  übrigen 
2  Dschemaats  ein  jedes  Dorf  einen  besonderen  fest  abgegrenzten 
Individualbesitz  hat. 

Zur  zweiten  Art  der  zusammgesetzten  Dschemaats  gehören 
solche,  in  denen  nur  ein  Teil  des  gemeinsamen  Besitzes  von 
allen  zu  den  Dschemaats  gehörenden  Dörfern  besessen  wird. 
Davon  gibt  es : 

3   Dschemaats   Kutschki,   Teberti,   Bijuk-Jankoj   aus  je   2  Dörfer  bestehend 
I             »              Goljumbei                                               »           3        >■  y 

I  »  Belbek  ;•  4        >■  > 

I  >■  Bijuk-Jaschlaw  »  9        >  » 

Also  im  ganzen  6  Dschemaats  mit  22  Dörfern. 

Diese  Art  von  Dschemaats  läßt  sich  in  zwei  Unterarten 
einteilen : 

a)  solche,  in  denen  ein  jedes  zur  zusammengesetzten  Dsche- 
maat gehörende  Dorf  einen  besonderen,  abgegrenzten,  gemein- 
samen Besitz  aufweist,  so  daß  sie  einfach  Dorfdschemaats  inner- 
halb der  zusammengesetzten  bilden.  Hierher  gehören  die  Dsche- 
maats Teberti,  Bijuk-Jankoj  und  Bijuk-Jaschlav.  Die  letztere  weist 
noch  einen  interessanten  Fall  auf:  nämlich  drei  zu  ihr  gehörende 
Dörfer  haben  außer  allen  für  diese  Art  von  zusammengesetzten 
Dschemaats  charakteristischen  Besitzarten  noch  einen  Besitz  von 
1213,2  Dessj.,  der  von  allen  drei  Dörfern  gemeinsam  besessen 
wird.  Sie  bilden  eine  zusammengesetzte,  aus  drei  Dörfern  be- 
stehende Dschemaat  innerhalb  der  aus  neun  Dörfern  bestehenden; 
sie  könnte  auch  ohne  den  gemeinsamen  Besitz  mit  den  neun 
Dörfern  zu  dieser  zweiten  Art  gerechnet  werden. 


l)  Ich    bezeichne    die    zusammengesetzten    Dschemaats    mit    dem    je    an    erster 
Stelle  stehenden  Dorfe.     Vgl.  Tabelle  I. 
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b)  solchi;,  in  denen  nicht  jedes  zur  I  >.schemaat  gehörende 
I)oif  einen  besonderen  ^'emeinsamen  Besitz  aufweist.  Hierher 
j^ehören  die  Dschemaats  Kotschuki,  Goljumbei  und  Belbek.  Sie 
stellen  eine  Mischform  aus  der  ersten  und  zweiten  Art  zusammen- 
gesetzter Dschemaats  dar.  Ein  ähnHcher  Fall  wie  in  der  ersten 
Unterart  liegt  in  der  iJschemaat  Belbek  vor,  innerhalb  deren 
die  Dörfer  Mamaschaj  und  Eskel  eine  kleinere  zusammengesetzte 
Dschemaat  (und  dieser  Unterart!)  für  sich  bilden.  Wichtig  ist 
das  luMvorzuluben  besonders  mit  Rücksicht  auf  die  verschiedenen 
nKJglichen  Gemeindeversammlungen. 

Durch  ein  Gesetz  von  1S99  ist  solchen  Grupj)en  von  Dörfern 
und  einzelnen  D(")rfern  innerhalb  der  Selskoje-Obschestwo's,  welche 
einen  »besonderen  Besitz  haben^  eine  gewisse  Selbständigkeit 
verliehen,  und  ein  eigenes  \'erwaltungsorgan,  *Selenny  Schod' 
genannt  (Dorfversammlung),  zuerkannt  worden  ^).  Natürlich  steht 
ihm  nur  zu,  über  Angelegenheiten  des  gemeinsamen  Besitzes  zu 
entscheiden. 

Derselbe  Artikel  71  läßt  einen  »Selenny  Schod«  sogar  für 
Teile  von  Dörfern  zu,  >wcnn  sie  einen  besonderen  Besitz  haben«;  -). 
Vergegenwärtigen  wir  uns  die  verschiedensten  Gruppierungen  der 
Dörfer  nach  Wirtschaftseinheiten,  so  ist  es  auffällig,  wie  ungeheuer 
viele  Dorfversammlungen  sein  können  und  wie  mannigfaltig  ihre 
Zusammensetzung. 

Die  Einwohner  der  zweiten  Gruppe  von  Dörfern,  in  denen 
die  gesamten  I'luren  unter  den  betreffenden  Dorfgenossen  auf- 
geteilt sind,  wo  also  kein  gemeinsamer  Besitz  vorhanden  ist,  bilden 
auch  keine  Markgenossenschaften.  Sie  sind  einfach  in  Dörfern 
wohnende  Parzellenbesitzer.  Ihrer  gibt  es  823  Wirte  (20%  aller) 
mit  2820  Des.sj.,  was  36%  des  gesamten  Individualbesitzes  ausmacht. 

Die  folgenden  Tabellen  geben  darüber  einen  allgemeinen 
Ueberblick. 


i)  Vgl.  »Gesamte  Gesetzesausgabe«,  Bd.  IX,  »Besondere  Beilage«,  Ausgabe 
von  1902.  Nach  Artikel  71  kann  der  Selenny  Schod  sich  zusammensetzen  aus 
Mitgliedern  mehrerer  Dörfer,  eines  oder  sogar  eines  halben  Dorfes,  so  daß  er 
eigentlich  nur  im  zweiten  Falle  eine  Dorfversammlung  darstellt.  Es  ist  daher  un- 
begreiflich, warum  die  Gesetzgebung  an  diesem  mißverständlichen  Ausdruke  »Se- 
lenny« (Dorf)  festhält. 

2)  Die  Praxis  des  Senats  hat  das  schon  früher  anerkannt.  Vgl.  z.  B.  den 
Beschluß  des  Regierenden  Senats  vom  22.  April  1892.  No.  2238  in  der  »Samm- 
lung der  Gesetzgebung  und  Beschlüsse  der  Regierung«  von  L.  Goremykin,  Peters- 
burg  1898.     Vgl.  diesbezüglich  insbesondere  y.  Jzgoeff. 
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CS     3 

M  tn      1      i)  ^ 

N 

c 
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Q 
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13 

0 

^      1  s 

K  a  r  a  1  e  z 

I.  Schuli 

104 

313.7 





? 

— 

— 

2.  Aitodor 

137 

278,0 





55.0  ■') 

— 

— 

3.  Tscherkez-Kermen 

107 

152,8 

387,0 



— 

— 

4.  Albat 

97 

146,9 

1107,7 

1107,7 

— 

— 

— 

5.  Kutschki 

55 

82,2 

1334,0 

1334,0 

— 
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6.  Uppa 

89 

183,2 





— 

-l    489.2 
— '    1009,3 

7.  Teberti 

146 

197,7 

680,0 

680,0 

— 

8.   Sujurtasch 

167 

481,6 

710,0 

— 

— 

-1    - 

Duvank  oj 

9. 

Duvanka  untere      \ 

10. 

"           obere 

1 1. 

Adschankoj 

12. 

Panaskiri  (Ansiedl) 

13. 

Bijuk-Otarkoj 

14. 

Orta-Kisek-Otarkoj 

15. 

Kalymtaj 

16. 

Tastope    (Ansiedl) 

17- 

Tarchanlar 

18. 

Kamyschly 

19. 

Belbek 

20. 

Mamaschaj 

21. 

Eskel 

22. 

Arantschi 

23. 

Goliumbej 

24. 

Tschotkara 

2S. 

Akscheich 

26. 

Ephendikoj 

Tav.  Badrak 

27. 

Bijuk-jaschlav 

28. 

Edisch-Eli 

29. 

'l'scherkez-Eli 

30. 

Oisunki 

31. 

Sakav 

32. 

Kaz-Biel 

33- 

Kotschkar-Eli 

34. 

Biel 

35- 

Azek 

36. 

Karatsch 

37- 

Tav-Badrak 

38. 

Kobazy 

39. 

Ulakly 

40. 

Beschuj 

41- 

Mangusch 

902,  1836,31      4218,7, 


3158,8 


965.0 
627,5 

1612,0 

327,2 
128,7; 

866,7j 


106,4 


269 

616,3 

74 

159.2 

80 

101,2 

110 

191,7 

60 

50,7 

92 

53,8 

31 

6,1 

72 

62,1 

60 

8,7 

71 

15.9 

52 

39.9 

41 

293.3 

22 

28,2 

45 

24,6 

3i2i,7i    55.0  I     —       1498,5 


3158,8 


965,0 
627,5 
612,1 

129,7 
128,7 


106,4 


[442,8 

1  = 

(963,7 


1079I  1645, oi       7838,31 


1286,0 
789,0 
394,0 
197,0 

■  790,0 
789,0 
118,0 
295,0 

190,0 

664,5 
350.0 
103.5 


5728,1]  1406,5  — 


81 

340,1 

42 

313,7 

26 

562,4 

27 

42,6 

26 

186.9 

40 

137,6 

36 

58,2 

54 

107,0 

46 

114,7 

20 

153,9 

96 

89.5 

19 

49,4 

21 

> 

503.1 

27 

107,8 

1- 


664,5 
350,0 


56i|226o,8|       7895.7 


2720,5 


3730 


141.4 


394.3 


394, 


206,5 
336,0 
152,8 


3730;     141,4     005,3 


i)  Bedeutet   »Güter«,  jetzt  meist  zur  Bezeichnung  der  Staatsgüter  gebraucht. 
2)  Die    Gemeinde  Aitodor  zahlt  für   160  Dessj.  Steuern,    ohne    sie    zu    nutzen. 
Vgl.  Statistische  Erhebung  v.   1SS6  Tab.  B.   S.  52. 
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N 
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P 
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«  5 

0 
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bX) 

l'uduDrodiiu-l'elrovsk 

42.   Hitak 

5 

1,1 

— 

191,0 

94,6 

— 

43.  TsclKikurtscha 

62 

5.5 

— 

250,0 

— 



44.  Tschuinakary 

8 

7,8!      - 

— 

501,9 

— 



45.  Ajan 

28 

30,1       - 

■    — 

1861,0 

— 



46.  Bijuk-Jankoj 

136 

105.5       — 

— 

— 



47.   Tereskuiula 

14 

4,6       - 

— 

— 

— 

253 

154,6       —     ,       — 

3302,2 

94,6 

Zu j  a 

48.  Aschaga-Baclisan 

1    41 

88,4 

i 

— 

— 

— 

49.  Juchary-Bachsan 

17 

21,9 



— 



50.    Orta-Bachsan 

44 

53>o 

[1352,5 

1352,5 

— 

— 



51.   Konrat 

47 

49,0 



— 



52.   Kajnut 

27 

46,9 

— 

— 

53.   Kyrdy-Eli 

18 

57,2 

1 

— 

— 

— 

54.   Tscherdakly 

64 

161,8 

672,1 

672,1 

— 

55.  Tjuben-Eli' 

16 

37,3 



— 



56.  Juchary-Baschi 

25 

7,4 

5,5 

5,5 



— 



57.   Baragan 

15 

18,0 

330,2          330,2 

— 

- 

— 

314 

534,9    2360.3    2360,3 

— 

—           — 

T  a  b  u  1  d  y 

58.  Dschaga-Scheich-Eli                 1 

62 

5,0        10,4'        10,4 

— 

—           — 

3I7I,  6436,622273,813941.7  8413,7  236,0  3545,6 


Wolosts  und  Dürfer 

T  a  b  u  1  d  y 

59.  Dschilkui 

60.  Chulla-Eli 

Z  u  j  a 

61.  Kurtluk 

62.  Mambet-Ulan 

63.  Aschaga-Baschi 

64.  Eni-Saraj 

65.  Scheich-Eli  a 

66.  i-         »     b 

67.  Kazanly 

68.  Argin 

Podgorodne-Petrovsk 

69.  Kizil-Koba 

70.  Serajl-Kijat 


Zahl  der 
Besitzer 


Fläche  des 

Individualbe- 

sitzes 

41. 1 


00,4 

8,0 

5,0 

4,5 

65,5 

23,0 

i>5 
35,0 
21,5 


164,0 
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Wolosts  und  Dörfer 

T  a  v-B  a  d  r  a  k 

71.  Uteschel 

72.  Schury 

D  u  V  a  n  k  o  j 

73.  Aktatschi 

74.  Burljuk 

75.  Ckanyschkoj 

76.  Adschi-Bulat 

77.  Alma-Tamak 

78.  Orta-Kisek-Ulukul 

79.  Topschikoj 

K  a  r  a  1  e  z 

80.  Zalankoj 
81. 

82.  Smail-Bei-Kosek 

83.  Adym-Tschokrak 

84.  Tschorgun  obere  | 

85.  »  untere  j 

86.  Tschin-Genelyk      ) 

87.  Uzenbastschik 

88.  Kodscha-Sala 

89.  Bijuk-Karalez 

90.  Vakuf-Kisek 
Tasch-Basta 
Kobarta 
Barkoj 
Tola 
Pytschki 


Zahl  der 
Besitzer 


5 
12 


17 

2 

17 

10 

12 

I 


Kuchary-Karalez  1 


91- 

92. 

93- 
94- 
95- 


70 

52 

144 

74 

lOI 

92 

6 

58 
19 
17 
II 

5 
24 


Bulganak 

96.  Agatsch-Eli 

97.  Seimonlarkoj 


Podgorodne-Petrovsk 

98.  Abdal 

T  a  b  u  1  d  y 

99.  Sekizek 
100.  Chalir-Eli-Kogei 
loi.    Kuru-Dschaga-Scheich- 

Eli 


633 


36 


82- 


Fläche  des 
Individualbe- 

sitzes 

9i7 

16. S 


0,5 
19.5 
18,1 

9,9 


41- 


75'J 

70,4 
253,5 
241,1 

247.5 

148,3 
4,0 
49,1 
27,5 
31,6 
7,3 
16,2 
11,6 
30,6 


113^,7 


30,0 


37 

33,0 

798 

1510,2 

7 

92,5 

10 

297,7 

2 

312,5 

(1 

ooS.o 

25 

1218,2 

1310,7')- 


i)  Vgl.  für  diese  Tabellen    d.  Stat.  Erhebung  von   190O  S.  ö8  ff.  Lietg.  I. 
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Datschas 
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1.  Der  Kollktivbesitz  am  eigenen  Gemeindelande: 


Karalez 
Duvankoj 
Tav-Badrak 
Ziija 

Tabuldv 


295|  38i,9[  2oi8,7 
593]  1119,11  6690,6 
3981  1511,11  7254,4 
314I  534,9|  2360,3 
62  5,0         10,4 


1631,7 
5621,8 

2370,5 

2360,3 

10,4 


3316723552,018334,411994,7  — 

.  Der  Kollektiv  besitz    am    eigenen    Gemeinde-  und    Saats- 
lande: 

II     3    402!    862,5]  2200,0    1490,01  —  [     —     i  1498,5 

j      I       92I       53,8;      128,7,      —       I  —  ;      —      '     394,3 

4     163      749,8      453,5       350,0:  —          141,4.  1653,0 

ll     I.       5          i,i|      —     I      —      1  —  I      94, 6|     — 


Karalez 

Duvankoj 

Tav-Badrak 

Podgorodne-Petrovsk 


662    1667,2    2782,21    1840,0 
Die  Erbpacht. 


336,0  3545,6 


Karalez 

Duvankoj 

Podgorodne-Petrovsk 

Tav-Badrak 


1       2 

241 

1     8 

394 

5 

248 

I 

- 

59i>7      — 
472,8    1109,1 

153,5      — 


—  I      55,o| 
106,4!  i4o6,5j 

—  ;  3302,2: 

—      I  3730,o| 


i6i  883   i2i8,oj   ii09,ij      106,4]  8493,7;     —     I     — 


5813217,  6437,2|222i9,7|i394i,il  8493,7]    336,o;  3546,5 
4.  Der  Parzellen  Privatbesitz, 
a)  im  Gemengenlage  mit  gutsherrlichem  Lande. 


Karalez 

Duvankoj 

Tav-Badrak 

Podgorodne-Petrovsk 

Zuja 

Bulganak 

Tabuldy 


Podgorodne-Petrovsk 
Tabuldy 


16 

633 

1138,7 

7 

71 

78,1 

2 

17 

26,5 

2 

•S 

3,2 

8 

33 

164,0 

2 

37 

33,0 

2 

2 

66,4 

39'   798;  1510,2!      —  — 

b)  in  geschlossenen  Dorfflurgrenzen. 

il     'I       7'      92,5|      —     I      — 
I      3I      18   1218,21      —  — 


43'  823  2820,9       —  —  —  —  — 

5.   Der  private  bäuerliche  Vakuf  (Vakuf-Adet). 
(Kommt  in  den  verschiedenen  Dörfern   vor;  unbekannt  wo  und  wieviel.) 

loi  4040J  9258,1:22219,7  13941,7  8593,7;    336,0  3546,5 


i)  Die  Besitzflächen  in  dieser  wie  auch  in  der  Tabelle  I  sind  etwas  größer  als 
in  der  Tabelle  auf  S.  3,  weil  hier  die  Dorfzahlen  benutzt  werden  mußten,  von 
denen  die  Besitzflächen  der  in  den  betreffenden  Dörfern  wohnenden  Bauern  anderer 
Nationalitäten  nicht  abgezogen  werden  konnten. 


Was  die  Besitzrechte  der  Tataren-Bauern  am  Grund  und 
Boden  anbelangt,  so  teilt  sie  die  Statistische  Erhebung  von  1906 
in  folgende  Gruppen  ein  ^) : 

I.  »Tataren  auf  eigenem  Lande<,  d.  h.  wird  erläuternd  hinzu- 
gefügt: »Tataren,  die  das  Land  vor  der  Einverleibung  der 
Halbinsel  Krim  in  das  Russische  Reich  besaßen  und  bis  jetzt 
noch  besitzen  V . 
II.  »Tataren-Pächter,  die  in  Dörfern  und  Ansiedelungen  wohnen, 
die  auf  gutsherrlichem  Lande  liegen ;  daneben  besitzen  sie 
aber  noch  eigenes  Land<. 

III.  »Tataren  auf  gekauftem  Lande-,    und 

IV.  »gewesene  Staatsbauern <. 

Dieser  Einteilung  liegt  kein  einheitliches  prinzipium  divisionis 
zugrunde.  Alle  Bauerngruppen  sind  nicht  in  systematischer  Ord- 
nung nach  einem  Gesichtspunkte,  sondern  so,  wie  sie  die  Wirk- 
lichkeit auffallen  läßt,  aufgeführt. 

Die  Bauern  der  ersten  Gruppe  werden  z.  B.  Eigentümer  ge- 
nannt ;  die  der  zweiten  und  dritten  sind  es  aber  auch,  nur  kommt 
bei  ihnen  als  zweites  Merkmal  nicht  ein  allgemein  geschichtliches 
Moment  hinzu,  sondern  je  eines  wirtschaftlicher  Natur. 

Die  erste  Gruppe  besteht  überhaupt  nicht  ausschließlich  aus 
Bauern-Eigentümern ;  denn  erstens  ist  in  1 5  Dörfern  der  bei  weitem 
größte  Teil  des  Landes  nicht  ihr  Eigentum,  sondern  Eigentum 
der  verschiedenen  Gutsherren  und  die  Bauern  haben  daran  nur 
ein  ewiges  Nutzungsrecht ;  zweitens  ist  in  9  Dörfern  die  Hälfte 
des  Besitzes  Staatbauernbesitz,  sodaß  man  auch  diese  Bauern 
nicht  schlechtweg  Eigentümer  nennen  kann. 

Wenn  man  als  Einteilungsgrund  die  rechtlichen  Voraus- 
setzungen des  Besitzes  der  Bauern  unserer  10 1  Dörfer,  annimmt, 
so  bilden  die  3930  Bauernbesitzer  ganz  andere  Gruppen.  (Vgl. 
hierzu  die  Tabellen  auf  den  Seiten  9 — 12.) 

Aus  der  Tabelle  I  geht  hervor,  daß  die  loi  Dörfer  auch 
nach  den  in  ihnen  vorkommenden  Eigentumsformen  auf  Grund 
und  Boden  in  der  Hauptsache  in  zwei  Gruppen  zerfallen.  In  der 
ersten,  aus  58  Dörfern  bestehenden,  befinden  sich  94%  der  ge- 
samten Besitzflächc  der  Bauern  in  (verschiedener  Weise  beschränk- 
tem) Kollektiv-Eigentum;  in  der  zweiten,  aus  43  Dörfern  bestehen- 
den, bildet  der  größte  Teil  (wie  viel,  ist  nicht  genau  festzustellen) 
des  Besitzes  individuelles  Privateigentum. 


I)  Statistische  Erhebung  Lief.  I.  Tab.   III.  S.  6S. 
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Die  erste  Dörfcrj^ruppe  wird  in  den  Kapiteln  I — VI,  die 
zweite  in   dem   Kapitel   V'Il   behandelt. 

Eine  dritte  Besitzform  ist  aber  aus  den  Tabellen  nicht  er- 
sichtlich. Das  ist  das  Vakuf-Adet,  eine  Art  bäuerlichen  l'idei- 
kommisses.  I-"r  ist  von  der  Statistischen  Erhebung  nicht  erfaßt 
worden,  weil  er  illegal  existiert  und  die  betreffenden  Bauern- 
familien ihn  nicht  angeben.  Er  besteht  in  verschiedenen  Arten 
von  Nutzungen  und  kommt  in  verschiedenen  Dörfern  der  ersten 
und  zweiten  Gruppe  vor;  in  welchen  und  in  welcher  Größe,  ist 
aber  nicht  festzustellen.  Darum  werden  wir  uns  begnügen  müs- 
sen, nur  seine  juristischen  und  wirtschaftlichen  Voraussetzungen 
zu  schildern.     Das  soll  im  VIII.  Kapitel  geschehen. 

In  den  letzten  zwei  Kapiteln  folgt  ein  allgemeiner  Ueber- 
blick  über  die  wirtschaftliche  Lage  der  Bauern  (IX)  und  über  ihr 
Schicksal  unter  der  russischen  Herrschaft  (X). 
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I.    Kapitel. 

Der    Individualbesitz    zwischen    dem    Gemeinbesitze     am     ei- 
genen Gemeinde-  und  Staatslande. 

Aus  der  Uebeischrift  dieses  Kapitels  geht  hervor,  daß  hier  die  42 
Dörfer  von  I  u.  2  der  Tabelle  II  (S.  12)  in  Betracht  kommen.  In 
ihnen   wohnen    2334    oder    57%    aller    tatarischen  Bauernbesitzer. 

Ein  jeder  dieser  zu  verschiedenen  Dschemaats  gehörenden 
Bauern  hat  Individualbesitz  (2,4  Des.sj.  im  Durchschnitt).  Dazu 
gehört  zunächst  das  Haus-  und  Hofland.  In  den  42  Dörfern  zusam- 
men gibt  es  hiervon  162  Dessj.,  was  kaum  30,0  des  gesamten  Indivi- 
dualbesitzes  ausmacht^).  Auf  einen  Besitzer  kommt  im  Durch- 
schnitt 0,07  Dessj.  Die  Durchschnitte  in  den  6  verschiedenen  Wo- 
losts  schwanken  zwischen  0,04  und  0,16  Dessj.-). 

Ein  Teil  des  Haus-  und  Hoflandes  ist  von  alters  her  von  den 
einzelnen  Gemeindemitgliedern  angeeignet  worden  ^),  und  wird  von 
ihnen  und  den  Gemeindegenossen  als  ihr  Eigentum  angesehen. 
Es  wird  nicht  nur  vererbt,  sondern  auch  an  Gemeindegenossen 
und  sogar  an  Fremde*)  (Kaufleute,    Kleinbürger  usw.)  veräußert. 

i)  Leider  gibt  die  Statistik  (von  1906)  keine  Zalilen  über  das  Haus-  und 
Hofland  in  jedem  einzelnen  Dorfe  an;  ich  gewann  diese  Zahl  dadurch,  daß  ich 
aus  den  pro  Wolost  angegebenen  Ziffern  (Tab.  III  S.  242  —  250)  erfuhr,  wie  viel 
Haus  und  Hofland  auf  einen  Wirt  in  jeder  Wolost  im  Durchschnitt  kommt,  und 
diesen  Durchschnitt  mit  der  Zahl  der  hier  für  jedes  Dorf  in  Betracht  kommenden 
Zahl  der  Besitzer  multiplizierte  —  und  dann  die  einzelnen  Posten  summierte. 

2)  Die  Wolost-Durchschnitte  sind  folgende:  Karalez  0,06,  Tav-Badrak  0,10, 
Duvankoj  0,04,  Zuja  0,15,  Tabuldy  0,08,  Podg.-Petr.  0,16  Dess.  Haus-  und  Hof- 
land auf  je    I   Wirt. 

3)  Statistisches  Jahrbuch  des  Taurischen  Gouvernements  von  1SS9.  Abt.  III,  S.  7S. 

4)  Interessant  ist  die  Art,  wie  der  Kaufvertrag  bei  der  Veräußerung  des  Haus- 
und Hoflandes  (und  anderen  Individiialbesitzes)  beglaubigt  wird.  Dazu  dient  ein 
Schreiben  »Seneta<  genannt.  Im  Seneta  werden  die  Grenzen  der  Grundstücke  be- 
schrieben, die  Art  und  Weise,  wie  es  vom  Käufer  erworben  worden  ist,  und  der 
Verkaufspreis  angegeben.     Am  Schlüsse  verptlichtet  sich    der    Verkäufer    (auch    für 
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Aiit  diese  \\eis(!  ist  innerhall)  des  tatarischen  Gemeindebesitzes 
Privatbesitz  entstanden,  an  deni  nicht  nur  Gemeindemitglieder, 
sondern  auch  I'"reni(le  teilnehmen,  eine  Erscheinung,  die  z.  B.  im 
russischen  Mir  bis  zur  letzten  Gesetzgebung')  ausgeschlossen  war. 
Denn  das  Haus-  und  Hofland  wurde  hier  von  den  Gemeindege- 
nossen nur  individuell  genutzt,  nie  konnte  es  aber  deren  Eigen- 
tum werden. 

l-.in  anderer  Teil  des  Individual-  und  Privatbesitzes  am  Haus- 
und 1  loflandt;  ist  in  neuerer  Zeit  entstanden,  denn  die  alten  ge- 
wohnheitsrechtlichen Verhältnisse  haben  sich  bis  in  die  neueste 
Zeit  im  großen  und  ganzen  aufrecht  erhalten  :  es  ist  nämlich  auch 
heute  noch  üblich,  dafi  jeder  junge  Wirt  als  Gemeindcmitglied 
sich  von  dem  Gemeinde-Lande  die  Haus-  und  Hoffläche  eigen- 
mächtig »abführt«,  und  zwar  so  viel,  als  er  braucht  und  um- 
zäunen kann.  Mir  wenigstens  ist  keine  einzige  Dorfgemeinde  be- 
kannt, in  der  das  Haus-  und  Hofland  von  der  Gemeinde  selbst 
nach  einem  bestimmten  Plane  und  in  bestimmter  Größe  den 
heranwachsenden  Mitgliedern  angewiesen  wird. 

Die  Lage  und  die  Größe  hängt  einzig  und  allein  vom  Gut- 
dünken des  jungen  Wirtes  ab ;  trotzdem  ist  sie  im  Durchschnitt 
nicht  ausgedehnter  als  bei  anderen  Nationalitäten  z.  B.  Russen 
oder  Deutschen. 

So  kommt'-]  Haus-  und  Hofland  (in  Dcs.sjatinen) : 


In    den 

auf  einen 

auf  einen 

auf  einen  deutschen 

Wolosts 

tatarischen 

Wirt 

russischen 

Bauern 

Ko 

lonisten 

Karalez 

0,06 

0,1 1 



Duvankoj 
Tav-Badrak 

0,04 

0,10 

0,05 
0,15 

— 

Zuja 
Tabuldy 

0,15 
0,08 

0,40 
0,49 

o,iS 
0,10 

Das    erklärt   sich  daraus,    daß  die  jungen  Wirte   kein  beson- 
deres Interesse    haben,    eine   größere  Haus-  und  Hoffläche  einzu- 

seine  Erben),  niemals  Ansprüche  auf  das  Gut  zu  erheben.  Dann  wird  das  Seneta 
von  beiden  den  Vertrag  schließenden  Seiten,  von  Zeugen  und  von  der  lokalen 
Geistlichkeit  (Imam  oder  Katib)  unterzeichnet;  manchmal  wird  es  auch  mit  dem 
Amtssiegel  des  Gemeinde-Schulzen  versehen.  Das  Seneta  wird  von  den  Tataren 
als  echter  Kaufbrief  angesehen,  darum  kommen  Rechtsstreitigkeiten  selten  vor,  ob- 
wohl oft  sehr  teuere  Grundstücke  (Obst-  und  Weingärten)  veräußert  werden.  An- 
ders wird  es  in  den  letzten  Jahren  in  den  Dörfern,  wo  die  Bevölkerung  teilweise 
oder  überwiegend  russisch  ist. 

i)  Ukas  vom  9.  November  1906.     Jetzt  von  der  Duma  sanktioniert. 

2)  Statistische  Erhebung  von   1906,  Tab.  III.  S.  242,   244,  246,   248. 
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nehmen,  weil  das  > wertvolle«  Land  längst  »eingenommen«  ist 
und  das  kostspielige  Umzäunen  des  schlechteren  sich  nicht  ren- 
tieren würde. 

Kostspielig  ist  es  darum,  weil  die  tatarische  Frau  dem  fremden 
Auge  verborgen  bleiben  muß ;  ist  sie  durch  die  Gebäude  der  Nach- 
barhöfe von  keiner  Seite  geschützt,  so  müssen  hohe  Mauern  und 
Zäune  auf  eigene  Rechnung  errichtet  werden.  Darum  und  noch 
aus  anderen,  den  patriarchalischen  Sitten  entstammenden  Grün- 
den gibt  sich  jeder  junge  Wirt  alle  Mühe,  sein  Haus  neben  dem 
des  Vaters,  Verwandten  oder  des  Dorfgenossen  aufzubauen.  Am 
liebsten  ist  es  ihm  aber,  wenn  er  seine  Wohnung  auf  dem  Hofe 
des  Vaters  bekommen  kann. 

Hiernach  gelangt  also  die  Wahrung  der  Interessen  der  ein- 
zelnen Dschemaatmitglieder  gewissermaßen  zur  Geltung  durch 
die  tatarischen  Sitten.  Darin  liegt  auch  der  wichtigste  Grund, 
weshalb  die  Dschemaats  die  Verteilung  des  Haus-  und  Hoflandes 
nicht  normieren. 

Eine  weitere  sehr  wichtige  Quelle  des  Individualbesitzes  ist 
dadurch  gegeben,  daß  den  Gemeindemitgliedern  nicht  verwehrt 
wird,  nach  Bedarf  an  verschiedenen  Stellen  Land  für  den  Schaf- 
stall und  Druschplatz  (Stroh-  und  Heuschober)  einzunehmen.  Wie 
selbstverständlich  den  Tataren  diese  Gewohnheit  erscheint  und 
wie  stark  sie  noch  ist,  ist  daraus  zu  ersehen,  daß  nicht  nur  ein 
Dschemaatmitglied  das  Recht  dazu  hat,  sondern  auch  ein  Hälft- 
ler :  wenn  ein  fremder  Bauer  bei  einem  Gemeindemitgliede  Land 
pachtet  mit  der  Bedingung,  einen  Teil  der  Ernte  dafür  an  den 
Besitzer  abzutreten  und  denselben  zu  dreschen,  was  die  Regel 
ist,  so  nimmt  er  dazu  eine  Fläche  ein  in  der  Nähe  des  Dorfes 
des  Besitzers.  Hierher  wird  die  1^'rucht  aufgefahren,  gedroschen 
und  das  Stroh  in  Schober  gesetzt. 

Diese  »Gewohnheit«  ist  eigentlich  eine  Notwendigkeit,  die 
zunächst  bedingt  ist  durch  die  Unregelmäßigkeit  der  Lage  des 
Hauses  und  I  lofes. 

Um  das  zu  begreifen,  muß  man  sich  ein  tatarisches  Dorf 
vorstellen :  die  Häuser  und  Höfe  liegen,  wie  Schwalbennester  in 
einer  Berghöhle,  im  wilden  Durcheinander  ;  ein  I  lof  nistet  sich  in 
denkbar  unregelmäßigster  Weise  an  den  anderen  an,  sodaß  nur 
dürftige  Zugänge  übrig  bleiben,  von  denen  viele  für  ein  größeres 
Fuhrwerk  unerreichbar  sind  '). 

i)  Dasselbe  beobachten  wir  in  den  tatarischen  SiäiUcn. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswisseiisch.     Ergiinzungslicft  .p.  2 
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Dieses  Fernliej,fcn  des  ]Jru.schj)Iatzc.s  und  Schafstalles  hat  un- 
geheuriMi  Zeitverlust  zur  F'olge ;  aber  wirtschaftliche  Erwägungen 
sind  in  diesem  Stadium  der  Entwicklung  nicht  so  schwerwiegend 
wie  das  strenjic  Gebot  der  Väter  und  Allah's. 

Erst  in  der  letzten  Zeit  scheint  es  damit  anders  zu  werden ; 
wenigstens  trifft  es  für  diejenigen  Dörfer  zu,  die  auf  ebenerem 
Lande  liegen,  wo  landwirtschaftlicher  Betrieb  als  vorwiegende  Er- 
werbscjuelle  erscheint  (z.  B.  in  der  Bachsaner  Gemeinde  der  Zu- 
jaer  Wolost). 

Auch  die  Druschplätze  werden  umzäunt.  Das  kostet  ziem- 
lich viel  Mühe,  da  die  Umfriedigung,  die  einen  starken  Schutz 
gegen  das  auf  der  umliegenden  Gemeindeweide  weidende  Vieh 
bilden  soll,  aus  Steinen  zusammengesetzt  wird.  Darum  gelten 
auch  sie  als  Privatbesitz  derjenigen,  die  es  getan  haben,  und  sind 
veräußerlich. 

Wie  groß  die  Fläche  dieser  Art  des  Individualbesitzes  ist, 
ist  leider  von  der  Statistik  nicht  ermittelt  worden. 

Außer  dem  angeführten  Individualbesitze  am  Haus-  und  Hof- 
lande usw.  treffen  wir  in  diesen  tatarischen  Gemeinden  noch  einen 
solchen  an  Obst-,  Gemüse-  und  Weingärten,  an  Tabaksplantagen, 
an  kleinen  Streifen  besseren  Acker-  und  Wiesenlandes,  kurz  an 
dem  von  den  Tataren  als   »wertvolles«   bezeichneten  Lande. 

Die  verschiedenen  Arten  von  Gärten  und  die  Tabaksplan- 
tagen, die  von  der  Statistischen  Erhebung  von  1906  unter  »Spe- 
zielle Kulturen«  zusammengefaßt  sind,  liegen  gewöhnlich  in  Tä- 
lern an  Flüssen,  oder  am  unteren  Abhänge  der  Berge  ^).  Von 
allen  Arten    des   wertvollen  Landes   bilden   sie  das  wertvollste^). 

Die  Streifen  Ackerlandes  heißen   »Tschajren«   oder   »Zanen«. 

Tschajren  werden  solche  Streifen  genannt,  die  im  Walde 
liegen;  sie  sind  gerodete  Waldflächen,  auf  denen  hie  und  da  noch 
ein  Birnen-  oder  Apfelbaum  oder,  wenn  sie  in  den  unteren  Ab- 
hängen der  Berge  liegen,  Haselbüsche  wachsen.  Die  Tschajren 
sind  immer  umzäunt,  einerlei  ob  sie  in  Gemeindewäldern  zerstreut 
liegen,  oder  ob  Tschajren  anderer  Tataren  mitangrenzen. 

Zanen  nennen    die  Tataren  kleine   Streifen  Ackerlandes,    die 


i)  Jahrbuch  des  Taurischen  Gouvernements  von   1889,  Abt.  III,  S.  78. 

2)  Schon  in  den  80er  Jahren  wurde  für  die  Pacht  einer  Dess.  dieses  Landes 
von  30  bis  über  loo  Rubel  bezahlt,  für  das  gewöhnliche  Ackerland  dagegen  nicht 
mehr  als  10  Rubel;  nur  für  Kartoffelland  war  der  Pachtpreis  höher.  Vgl.  Statistik 
von   1886,  Tab.  A. 
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außerhalb  des  Waldes  liegen.  Sie  kommen  in  verschiedener  Form 
vor  und  sind  bunt  zerstreut  an  den  Abhängen  der  Berge  und  auf 
ebenem  Felde.  Von  dem  umgebenden  Felde  und  den  Zanen 
anderer  Tataren  sind  sie  durch  eine  einfache  Furche  abgegrenzt. 

Wie  die  Tschajren,  so  sind  auch  die  Zanen  selten  größer  als 
eine  Dessjatine.  Oft  kommen  Streifen  vor  von  einer  viertel  oder 
achtel  Dessjatine,  so  daß  ein  Wirt,  der  5 — 6  Dessj.  besitzt,  sie  auf 
7,  8  und  10  Stellen  zwischen  den  Stücken  anderer  Wirte  aufzu- 
zählen hat^). 

Was  die  Lage  dieser  Parzellen  anbelangt,  so  ist  sehr  wichtig 
hervorzuheben,  daß  nicht  alle  zwischen  dem  gemeinsamen  Besitze 
liegen,  sondern  ein  Teil  befindet  sich  zwischen  dem  Staatslande 
und  ein  anderer  zwischen  dem  gutsherrlichen  Grund  und  Boden. 
Formell  sind  auch  die  Parzellen,  die  in  Gemengelage  mit  dem 
gutsherrlichen  Land  sich  befinden,  Privateigentum.  Aber  in  der 
Tat  ist  die  Ausübung  dieser  Rechte  seitens  der  kleinen  Eigen- 
tümer sehr  beschränkt  2).  Dadurch  hat  dieser  Besitz  an  eigenem 
Lande  für  die  Wirtschaft  des  Bauern  eine  ganz  andere  Bedeutung 
als  der  Besitz  an  Parzellen,  die  vom  Gemeinde-  oder  Staatslande 
umgeben  sind.  Leider  ist  aus  den  Statistischen  Erhebungen  nicht 
zu  ersehen,  wie  groß  die  Fläche  dieses  Parzellenbesitzes  zwischen 
fremdem  Lande  ist. 

Die  Gesamtfläche  des  hier  in  Betracht  kommenden  Indivi- 
dualbesitzes  macht,  wie  aus  der  Tabelle  111  der  Statistischen  lu-- 
hebung  hervorgeht,  5219,12  Dessjatinen  aus.  Davon  entfallen  auf 
die  Ackerlandstreifen  2804,1  Dessjatinen;  auf  die  Wiesenstücke 
1029,8  und  auf  die  speziellen  Kulturen  453,6  Dessjatinen.  Außerdem 
gibt  es  darunter  noch  831  Dessjatinen,  die  zur  Zeit  der  Statistischen 
Erhebung  noch  für  keine  Kulturart  bestimmt  waren  ^). 

Interessant  wäre,  genau  feststellen  zu  können,  wie  sich  dieser 
Individualbesitz  unter  die  einzelne  Dschemaatmitglieder  verteilt 
d.  h.  ob  alle  an  ihm  teilnehmen  oder  nur  einige  und  in  welchem 
Maße.  Leider  finden  wir  hierüber  nichts  in  der  neuesten  Stati- 
stik (von  1906)  und  nur  einiges  allgemeine  in  der  von  1886.  Nach 
ihr  gab  es  Wolosts  (z.  B.  d.  Duvankojer),  in  denen  ein  Viertel  der 
der   gesamten  Besitzer    nur  am   1  laus-  und  1  lofland    Indi\idualbe- 


1)  Statistisches  Jahrbuch   von    18S9,   Abt.   III,   S.    107   und    loS. 

2)  Auf  die  nähere  Charakterisierung  dieses  faktisch  beschränkten  Trivatbesitzes 
kommen  wir  noch  im  II.  Abschnitt  zu  sprechen. 

3)  Statistische  Erhebung  von    1906,  Lief.  I,    Tab.   III. 
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sitz  aufwiesen  und  keinen  an  den  übric^en  wertvollen  Nutzungen^). 
Sie  waren  in  dieser  I  linsicht  auf  die  Nutzung  des  gemeinsamen 
Dschemaatbesitzes  oder  aul  die  Pacht  beim  benachbarten  Groß- 
grundbesitzer angewiesen.  In  beiden  Fällen  konnte  sich  ihre  wirt- 
schaftliche Lage  nicht  viel  verbessern,  denn  im  ersten  Falle  mußten 
sie  sich  mit  dem  schlechten  Kulturlande  der  Gemeinde  begnügen, 
und  im  zueilen  gerieten  sie  bei  den  herrschenden  naturalwirtschaft- 
lichen Gegenleistungsmethodcn  in  starke  Abhängigkeit  von  den 
Grundherren. 

Gel)ildet  hat  sich  dieser  Parzellenbesitz  in  verschiedener  Weise. 
Erstens  durch  Verteilung  des  durch  genossenschaftlichen  Kauf  er- 
worbenen Landes.  So  erwarb  die  Gemeinde  Teberti  im  Jahre 
1809  von  Herrn  Michael  Kamburlei  1040  Dessjatinen  Land;  als 
diese  Gemeinde  diesen  guten  Kauf  machte,  reichte  ihr  Kapital 
nicht  aus,  und  da  sie  sich  nicht  kreditieren  lassen  wollte,  blieb 
ihr  nur  ein  Mittel  übrig,  nämlich  das  Defizit  durch  sofortigen 
Weiterverkauf  zu  decken. 

Diesen  Beschluß  faßten  die  Greise;  es  wurde  dann  von  ihnen 
bestimmt,  welcher  Teil  verkauft  werden  solle;  er  wurde  in  kleine 
Stücke  zerschlagen  und  diese  wurden  an  die  Dorfgenossen  ver- 
steigert. Selbstverständlich  war  das  das  beste  Land,  wie  der  Qualität 
des  Bodens  so  auch  der  Lage  nach.  »Von  dieser  Zeit  fängt 
eigentlich  auch  das  Parzellprivateigentum  in  der  Teberti'er  Grenze 
an.  Wieviel  Land  damals  auf  diese  Weise  versteigert  wurde,  er- 
innern sich   diese  Tataren  nicht  mehr«-). 

In  manchen  Dörfern  ist  diese  Aufteilung  des  durch  eine 
Bauerngenossenschaft  erworbenen  Landes,  und  zwar  wieder  des 
wertvolleren  Teiles,  aus  anderen,  mehr  freiwilligen  Motiven  vor- 
genommen worden.  So  kauften  z.  B.  im  Jahre  1809  18  Wirte 
der  Duvankoj'er  Gemeinde  beim  General  Uschakoff  2868  Dess- 
jatinen ;  es  befanden  sich  darunter  Obst-  und  Weingärten,  Wiesen 
usw.  »Die  Käufer  wollten  aber  nicht  im  gemeinsamen  Besitze 
bleiben,  darum  teilten  sie,  wie  es  bei  den  Tataren  üblich  ist,  die 
besten  Acker-,  Wiesen-  und  Heuschlagnutzungen,  Obst-  und  Wein- 
gärten aus  der  ganzen  Masse  aus,  zerschlugen  die  großen  Nut- 
zungen in  kleine  Stücke  und  versteigerten  sie  untereinander  (im 
ganzen  437  Dessjatinen).     Das  andere  Land,  das  aus  Weide  und 


i)  Statistische  Erhebung  von   1886,  Anhang,  S.  34,  35,  23. 
2)  Statistische  Erhebung  von   i886,  Anhang,  S.  5. 
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schlechtem  Ackerlande  bestand,  stellten  sie  der  ganzen  Gemeinde 
unentgeltlich  zur  Verfügung i). 

In  der  Gemeinde  Tav-Badrak  wurde  von  einem  Teile  des  ge- 
kauften Landes  einem  jeden  Gemeindemitgliede  1Y2  Dessjatine  von 
annähernd  gleicher  Güte    > zugeschnitten«  2) 

Darüber,  wieviel  Land  gekauft  und  verteilt  worden  ist,  von 
welchen  tatarischen  Gemeinden,  und  über  verschiedene  andere 
naheliegenden  Fragen  finden  wir  in  dem  uns  vorliegendem  Ma- 
terial nichts^).  Bücher  wurden  von  den  Gemeinden  darüber  nicht 
geführt,  sodaß  die  Tataren  jetzt  selbst  nichts  wissen.  Die  Sache 
wurde  vor  den  Aeltesten,  der  Lokalgeistlichkeit  und  Zeugen  ab- 
gemacht, hie  und  da  auch  mit  einem  Seneta  bestätigt,  und  da- 
mit fertig-*). 

In  einer  interessanten  Weise  hat  sich  ein  Teil  des  Parzellen- 
privatbesitzes in  der  Gemeinde  Tscherkez-Kermen  gebildet:  in  den 
60er  Jahren  wurde  hier  »das  Gemeinde wiesenland  nach  der  Zahl 
der  Wirte  in  kleine,  ungefähr  gleiche  Stücke  zerschlagen  und  ver- 
teilt; von  da  an  fand  aber  keine  neue  Verteilung  mehr  statt,  so- 
daß jetzt  die  Nachkommen  diejenigen  Stücke,  die  jede  Familie 
früher  zugeteilt  bekam,  erben  und  besitzen«. 


i)  Statistische  Erhebung  von   i886,  Anhang,  S.   35. 

2)  Statistische  Erhebung  von   1886,  Anhang,   S.    14. 

3)  Auch  die  Skizze  der  BesitzverhäUnisse  im  Taurischen  Gouvernement  gibt 
hierüber  keinen  Aufschluß. 

4)  Das  ist  umso  merkwürdiger,  als  viele  derartige  Geschäfte  vor  der  Einver- 
leibung der  Krim  von  den  Chanbeamten  in  besondere  Bücher  (Chudschet)  einge- 
tragen wurden,    so  z.  B.  erklärte   »Atmanai-Bek  im  Gericht  des  Chans    im    Beisein 

der  Einwohner  des  Dorfes  Wamaschai (es    folgt    eine    lange   Reihe  Namen 

der  Zeugen):  ich  verkaufte  looZanen  Ackerlandes,  das  bei  diesem  Dürfe  liegt  ..  . 
(es  folgt  die  Angabe  der  Grenzen  und  der  Bedingungen  der  Veräußerung)  ich 
wünsche  —  lesen  wir  weiter  —  daß  eine  Umfrage  gemacht  werde  und  es  in  das 
Sedjil  eingeschrieben  werde.  Als  die  oben  erwähnten  Käufer  befragt  wurden,  er- 
wies sich  die  Richtigkeit  des  Kaufes  und  Verkaufes  und  ebenso  die  Richtigkeit  des 
Ueberganges  in  Eigentum  (Temlik)  und  der  Annahme  des  Eigentums  (Temluk) 
und  darum  ist  das  Geschehene,  wie  gebeten  war,  eingeschrieben  worden<.  Dieses 
Dokument  stammt  aus  dem  17.  Jahrhundert  (1656).  Laschkoff'  führt  noch  eine 
ganze  Anzahl  an  aus  früheren  Jahren,  die  noch  besonders  interessant  sind  da- 
durch, daß  sich  der  Kauf  und  Verkauf  in  der  Form  des  Geschenkes  vollzieht. 
Auch  da  baten  die  Tataren  selbst  »das  Geschehene  einzuschreiben«.  Daß  dies 
unter  der  russischen  Herrschaft  nicht  mehr  geschieht,  wird  wohl  dadurch  zu  er- 
klären sein,  daß  jene  Beamtenstellen  aufgegeben  und  durch  keine  russischen  In- 
stanzen ersetzt  wurden,  zu  denen  die  Tataren  das  nötige  Vertrauen  hatten.  Vgl. 
Th.  Laschkoff,    Sammlung    von    iJukumenten,    S.    50  No.  71   und  S.  74  ff. 
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In  dieser  Gemeinde  war  also  zu  jener  Zeit  das  Prinzip  der 
gerej»elten  \utzun<4  des  besseren  Gemeindelandes  zur  Geltung  ge- 
kommen ;  es  konnte  sich  aber  nicht  aufrecht  erhalten  und  schuf 
dadurch  eine  dem  l'rinzi])  widersprechende  Besitzform  —  den 
Privatbesitz. 

1  )i(;sc  Art  der  ICntstehung  des  Parzellenprivatbesitzes  konnte 
jedoch  keine  weite  Verbreitung  haben,  da  solche  verwilderte  An- 
sätze zur  geregelten  Nutzung  des  Gemeindelandes  gewiß  nicht 
häufig  waren.  Schon  darum  nicht,  weil  die  geregelte  Nutzung  in 
den  tatarischen  Gemeinden  sogar  heute  noch  wenig  übHch  ist. 

ICin  großer  Teil  dieses  Parzellenprivatbesitzes  ist  »alten  Ur- 
sprungs-'); er  besteht  schon  »seit  Jahrhunderten  vielleicht'^);  die 
jetzigen  Besitzer  haben  ihn  »von  den  Vätern«").  So  lauten  die 
Aussagen  der  Tataren. 

In  der  Tat  geht  aus  einer  ganzen  Reihe  von  Dokumenten, 
die  jetzt  von  Tk.  Laschkoff  gesammelt,  ins  russische  übersetzt  und 
herausgegeben  worden  sind,  hervor,  daß  solcher  Parzellenbesitz 
schon  lange  vor  der  Einverleibung  der  Krim  bestanden  hat.  So 
liegt  uns  ein  Testament  vor  vom  Jahre  1674,  in  dem  es  unter 
anderem  heißt:  »den  Obstgarten,  der  an  das  Haus  angrenzt,  den 
Tschajr  bei  Bachschissaraj  innerhalb  des  gemeinsamen  Besitzes, 
den  Tschajr  mit  der  Mühle  bekommt  ...  (es  folgt  der  Name 
eines  Erben)  .  .  .  das  Vermögen  in  der  Acher-Kischia,  nämlich 
20  Zanen  Land    im   P'elde,    4  Zanen  Weidelandes  und  48  Zanen 

bei    dem  Dorfe    Beschevli    bekommt (es    folgt  der  Name 

eines  anderen  Erben)  ....  das  Vermögen  im  Dorfe  Bajdar  näm- 
lich   den   Wald    auf   der  Jaila  (Berge)    und    das    Ackerland,    die 

Kischla  (Schafstall)  und  die  Häuser  bekommt (es  folgt 

der  Name  eines  dritten  Erben  .  .  .  .<'^).  Also  Haus,  Gärten, 
Mühlen,  Schafställe,  Tschairen  und  Zanen,  alle  uns  bekannten 
wertvollen  Liegenschaften  befanden  sich  schon  damals  im  Privat- 
besitze und  wurden  vererbt  und  veräußert. 

Wie  ist  dieser  Privatbesitz  entstanden.^ 

Offenbar  liegt  ein  ursächlicher  Zusammenhang  darin,   daß  er 


1)  Gemeinde  Sujurtasch,  Statistische  Erhebung  von   i8S6,  Anhang  S.  4/5. 

2)  Ebenda  S.  22   bezieht  sich  auf  die  ganze   Zuja'er  Wolost. 

3)  Statistische  Erhebung  von   1886,  Anhang  S.  14  bezieht  sich  auf  die  zusam- 
mengesetzte Gemeinde  Bijuk-Jaschlav. 

4)  Th.  Laschkoff,    Sammlung  von  Dokumenten,  S.  98,  No.    117,  vgl.  auch  die 
folgenden  Seiten  bis   109. 
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gerade  am  wertvolleren  Lande  besteht:  an  ihm  muß  die  Not- 
wendigkeit des  Individualbesitzes  am  frühesten  und  dringendsten 
aufgetreten  sein ;  besonders  überzeugend  mußte  das  sich  am  Nutzen 
der  speziellen  Kulturen  gezeigt  haben. 

So  lesen  wir  in  einem  Gerichtsverfahren  aus  dem  Jahre  1612  : 
»als  Achmet-Bei  (der  Verklagte)  gefragt  wurde,  erklärte  er,  daß 
das  Land  ihm  vom  Schach-Koban  geschenkt  wurde,  und  daß  er 
nachher  darauf  viele  Bäume  gepflanzt  hatte  ;  nach  Verlauf  einer 
Zeit  wollte  Schach-Koban  das  Land  wieder  zurückbekommen  und 
verklagte  ihn,  aber  der  Richter  entschied  zu  seinen  Gunsten,  weil 
er  (Achmet-Bei)  viel  Arbeit  zur  Belebung  des  tot  gelegenen  Lan- 
des aufwandte«.  Als  das  auch  die  Zeugen  bestätigten,  wurde 
jetzt,  wo  er  zum  zweiten  Male  von  den  Nachkommen  des  Schen- 
kers verklagt  worden  ist,  das  Land  als  sein  »Eigentum«  aner- 
kannt. 

In  einem  anderen  Falle  verteidigt  sich  ein  Angeklagter  :  »schon 
25  Jahre  ist  es  her,  daß  ich  das  Land  zum  Leben  erweckt  habe, 
indem  ich  darauf  einen  Weingarten  anlegte«^). 

Und  noch  ein  Beispiel:  »einige  von  den  Einwohnern  der 
Dörfer  Kotschkar-Adschi,  Botanaj,  Mechmet-Ali-Bek,  Divan-Eli, 
Akscheich,  Dschegangir,  Topschikoj  und  Adschikoj  gerieten  in 
Streit  mit  dem  Gutsbesitzer  Jagja-Murza  über  das  umliegende 
Land.  Als  darüber  Zeugen  aus  dem  Dorfe  Duvankoj  gefragt 
wurden,  erklärten  sie :  das  Land  befand  sich  schon  lange  her  in 
beständiger  Nutzung  der  Einwohner  der  oben  erwähnten  Dörfer, 
wie  es  auch  die  Kläger  behaupten,  und  niemand  von  den  Frem- 
den hatte  irgend  welchen  Anspruch  auf  das  Land  gemacht.  So- 
bald aber  in  einem  Gute,  einerlei  wessen,  gerodet,  Holz 
gehackt  und  es  unbehindert  verkauft  wird,  so  entsteht  damit  al- 
lein ein  dauernder  Besitz  am  Lande«  ^).  Das  Gericht  entschied 
zu  Gunsten  der  Kläger.  Also  der  Aufwand  -  von  Arbeit,  durch 
den  das  tot  liegende  Land  zum  Leben  erweckt«  wird,  schafft 
einen  dauernden  Besitz,  mag  das  Land  dem  König,  hohen  Adel 
oder  der  Dschemaat  gehört  haben. 

Daß  ein  solcher  Besitz  auf  dieselbe  Weise  auch  in  dem  letzten 
Jahrhundert  noch  entstanden  ist,  ist  gar  nicht  undenkbar,  denn 
die  Nutzung  des  gemeinsamen  Landes  ist  bis  in  die  letzten  Jahre 


i)   Th.  Laschkoff,  Sammlung  v.  Dokum.  S.  60  u.  68,  No.  85  u.  94. 
3)   21i.  Laschkoff,  a.  a.  O.     S.  94  N.   115. 
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ebenso  unpjercrrelt  j^eblieben,  wie  sie  uns  Laschkoff  vor  einem 
Jahrliiindnt   und  uichr  i^cschildert  ij. 

J)ie  iM-aj^c,  ob  diM- Individualbcsitz  an  den  verschiedenen  wert- 
vollen Nutzun}4en,  wie  I  laus- und  1  Icjfland,  Druschplatz,  Hock- und 
Schafstall,  Gärten,  Wiesen,  Tschajren  und  Zanen  auch  formal- 
rechtlich  rrivatbcsitz  der  betreffenden  Dschemaatmit<,dieder  ist, 
läßt  heutt-  nach  dem  Ukas  vom  9.  November  1906  und  nach 
dessen  Annahuu-  von  der  Duma  keinen  Zweifel  übrig.  Die  Stel- 
lung', die  die  gesetzgebende  Gewalt  zu  diesem  Besitze  einnahm, 
geht  zunächst  aus  dem  Toloschenie  vom  28.  September  i.SZ/  her- 
vor. Da  heißt  es:  »Die  Liegenschaften,  die  zwischen  dem  Kron- 
lande, gutsherrlichen  oder  Gemeindelande  zerstreut  liegen,  sind 
persönliches  Eigentum  der  einzelnen  Tataren,  wenn  diese  ihren 
Besitz  durch  Dokumente  beweisen  können,  die  von  der  Kommis- 
sion von  1802  geprüft  und  bestätigt  worden  sind«  ^).  Wie  in  den- 
jenigen Fällen  zu  handeln  ist,  in  denen  die  Kommission  die  vor- 
handenen Dokumente  nicht  revisiert  hat,  oder  wo  überhaupt  keine 
vorhanden  waren,  bleibt  unbeantwortet. 

Der  Ukas  vom  21.  Februar  1833  über  »die  Erleichterung  der 
Vermessung  des  Landes  in  der  Halbinsel  Krim«  verbietet  aus- 
drücklich »diejenigen  Stücke  in  den  tatarischen  Gütern  zu  mes- 
sen, die  die  Tataren  ohne  Dokumente,  als  ob  sie  ihr  Eigentum 
wären,  nutzen  und  zu  deren  Veräußerung  sie  kein  Recht  er- 
warben«. Erst  der  Ukas  vom  2.  August  1833  erkennt  auch  diesen 
Besitz  als  Privateigentum  an,  wenn  er  sich  auf  ein  zehnjähriges 
Bestehen  beziehen  kann.  Das  sind  die  einzigen  Anhaltspunkte, 
die  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  »für  die  Beziehungen  dieser 
tatarischen  Bauern  zum  Staate  und  zu  anderen  Personen«  maß- 
gebend waren. 

Die  folgende  Gesetzgebung  hat  dazu  nichts  neues  gebracht. 
Der  Ukas  von  1836  bringt  nur  insofern  neues,  als  er  die  bis- 
herigen Gesetze  etwas  systematisiert.  Im  Jahre  1857  werden  alle 
diese  Ukase  in  die  gesamte  Gesetzesausgabe  aufgenommen  unter 
der  Ueberschrift :  »Von  den  Tataren  des  Taurischen  Gouverne- 
ments«. (Artikel  902 — 933).  In  der  Ausgabe  von  1876  sind  sie 
alle  durch  den  einen  Artikel  793  ersetzt.  Das  erklärt  sich  wohl 
dadurch,  daß  in  dieser  Zeit  eine  Kommission  »zur  Bestimmung 
der  Beziehungen  der  Tataren  des  Taurischen  Gouvernements  zum 

i)   Th.  Laschkoff,  Skizzen  der  Geschichte  usw. 

2)  Sammlung  der  Gesetzgebung  von    1857,  S.  330. 
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Staate  und  zu  privaten  Personen«  tätig  war.  Diese  Bestimmungen 
sind  jedoch  bis  jetzt  noch  nicht  pubHziert.  Das  Gesetz  vom 
5.  April  1891  bezieht  sich  auf  das  Vakufland  d.  h.  tatarisches 
Kirchen-  und  Schulland  i). 

Ob  alle  diese  Bestimmungen  hinreichen,  hätte  die  Regierung 
aus  eigenem  Material  einsehen  können,  wenn  die  Vermessung 
rasch  vorwärts  gekommen  wäre.  Die  Vermessungskommission 
hätte  praktische  Erfahrungen  gemacht  und  wäre  unmittelbar  auf 
verschiedene  Eigentümlichkeiten  der  tatarischen  Besitzverhältnisse 
gestoßen,  die  von  den  vorhandenen  Bestimmungen  nicht  geregelt 
werden  konnten.  Ihre  praktische  Tätigkeit  hätte  eine  sachliche 
Prüfung  der  nach  fremdem  Muster  zugeschnittenen  Gesetze 
werden  können.  Das  war  aber  nicht  der  Fall,  und  so  dauerten 
verschiedene  Mißverhältnisse,  die  sich  gleich  nach  der  Eroberung 
der  Krim  geltend  machten,  bis  in  das  20.  Jahrhundert  hinein. 

Hat  die  Vermessungskommission,  begreiflicher  Weise,  keinen 
Anstoß  zur  Revision  der  Gesetzgebung  gegeben,  so  ist  es  un- 
begreiflich, daß  die  Mißstände  nicht  dazu  geführt  haben,  und  das 
umsomehr,  als  die  Kenntnis  von  ihnen  nicht  nur  durch  Bitt- 
schriften und  Klagen  der  Bevölkerung,  sondern  auch  aus  > zu- 
verlässigeren« Quellen  zur  Regierung  gelangten.  So  klagt  z.  B. 
der  Taurische  Gouverneur  in  seinem  Schreiben  an  S.  M.  im  Jahre 
1884:  »Das  Nichtvorhandensein  eines  festen  und  bestimmten  Ge- 
setzes für  die  Bevölkerung  der  Krim,  bei  den  Eigentümlichkeiten 
des  für  sie  geschaffenen  Poloschenie,  ruft  verschiedene  Mißver- 
ständnisse hervor  wie  unter  der  tatarischen  bäuerlichen  Bevölke- 
rung so  auch  unter  ihrer  Geistlichkeit,  dem  Adel  und  den  neu 
eingewanderten  Gutsbesitzern ;  ebenso  stoßen  die  Beamten  der 
Regierung,  der  Administration  und  des  Gerichtes  bei  Vollziehung 
ihrer  dienstlichen  Pflichten  auf  ungelöste  Eragen  und  Schwierig- 
keiten«. 

Besonders  viel  Mißverhältnisse  wurden  dadurch  hervorgerufen, 
daß  ein  großer  Teil  dieser  Parzellenprivatbesitzer  keine  Dokumente, 
keine  Kaufbriefe,  keine  Pläne  usw.  ihres  Besitzes  hatten ;  die  Folge 
davon  war  Grenzenverletzung,  beständiges  Eindringen  in  das  Stück 
des  Nachbars  oder  falsche  Angabe  der  Grenzen  beim  Verkauf, 
insbesondere  bei  Veräußerung  an  Fremde,  was  zu  heftigem  Streit 
zwischen  den  neuen  Besitzern  »den  fremden  I  lerkchnmlingen-  und 
den    alten    Wirten,    und    zu    tötlichem    Haß    gegen    die    l-'rcnulen 

i)  Sammlunt^  d.   (Jesetzgcbung  v.    1S57,   S.   330. 
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lülulc.  Daruin  saj^t  das  Siml"cTO[)oiL'r  Komitee  der  besonderen 
Beratun<,'skommission  :  *Es  wäre  wichtig,'  und  wünschenswert,  daß 
die  Ke<,'icrun^  IMaßrej^rcln  vornehmen  würde  im  Sinne  der  Ke- 
j^'ekm^'  der  I'Jt,'entiimsverhähnisse  der  tatarischen  Bevölkerung, 
indem  sie  sie  mit  Kaufbriefen  ausstattete,  denn  es  gibt  viele, 
welche  keine  Dokumente  auf  ihr  Eigentum  besitzen«  ^). 

Die  Ausstattung  mit  Kaufi^riefen  verlangt  jedoch  eine  genaue 
Abmessung  der  verschiedenen  Parzellen  eines  jeden  Besitzers,  wenn 
sie  eine  sachliche  Feststellung  des  Besitzes  sein  will,  und  dazu  ist 
ernste  Vorarbeit  an  Ort  und  Stelle  notwendig.  Das  wird  jedoch 
vom  Ukas  vom  9.  November  1906  und  von  der  neuen  Dumagesetz- 
gebung dailurch  umgangen,  daß  einfach  anerkannt  wird :  in  den- 
jenigen Gemeinden,  in  denen  seit  24  Jahren  keine  allgemeinen 
Umteilungen  mehr  stattfanden,  sind  die  Parzellen,  die  in  bestän- 
digem und  unbestrittenem  Besitze  einzelner  Wirte  sich  befinden, 
persönliches  Eigentum  der  betreffenden«. 

Praktisch  sind  wir  damit  garnicht  weiter  als  wie  mit  dem 
Ukas  von  1833.  Dann  kommt  heutzutage  in  vielen  Gemeinden 
noch  ein  Moment  hinzu :  während  damals  der  Parzellenbesitz  nur 
von  den  Gutsherren  bestritten  wurde,  wird  er  es  jetzt  auch  von 
den  Gemeinden,  in  denen  Bauern  anderer  Nationalitäten  in  größerer 
Zahl  vorkommen.  Aber  die  Regierung  will  einen  starken  Bauern- 
stand heranziehen,  und  darum  werden  die  Gemeinden  verpflichtet, 
die  Parzellenbesitzer  auf  ihren  Wunsch  nach  einer  Stelle  hin  aus- 
zuteilen;  und  an  Ort  und  Stelle  werden  die  »sich  austeilenden 
Bauern«   von  der  ausführenden  Gewalt  sorgsam  unterstützt^). 

Zum  Schlüsse  sei  noch  erwähnt,  daß  auf  diese  Weise  nicht 
nur  persönlicher  Privatbesitz  entstehen  kann,  sondern  auch  ein 
gemeinsamer,  nämlich,  wenn  eine  Bauernfamilie  keinen  Hausvater 
mehr  hat;  dann  wird  das  Land,  das  sie  bislang  nutzte,  gemein- 
sames Eigentum  aller  Familienangehörigen^). 

1)  »Arbeiten  der   besonderen  Beratungskommission   des   Simferopoler   Komitee 
des    Taurischen  Gouv.«     (Simferopol.  Kreis)  B.  L.   i.  vgl.  S.    195. 

2)  Bericht  der  Kommission  .  .  .  .  S.   12.  IL  Session. 

3)  Savitsch,     »Die    Staatsverfassung    Rußlands«.      Petersburg     1907.       S.     200, 
Ukas  V.  9.  November  1906,  Artikel  2. 


IL  Kapitel. 
Der  Gemeinbesitz  am  eigenen  Gemeindelande. 

Dieser  Besitz  kommt  in  43  Dörfern  vor  vind  erstreckt  sich 
auf  2417  Bauernwirtschaften  und  22  273,8  ^)  Dessj.  Land  (Tabelle  I 
S.  10).  Die  Zahl  der  Besitzer  macht  61%  aller  im  Kreise  aus 
und  die  Besitzfläche  57%  des  gesamten  bäuerlichen  Besitzes  der 
Tataren,  so  daß  diese  Besitzart  die  verbreitetste  ist. 

Die  Frage  aber,  die  uns  hier  zunächst  interessiert,  ist  die, 
was  man  unter  ihm  zu  verstehen  hat.  Ist  er  ein  genossen- 
schaftlicher Besitz  im  Sinne  des  russischen  Mirs,  oder  ein  solcher 
einer  privaten  Genossenschaft.'^ 

Aus  der  Tabelle  ist  zu  sehen,  daß  von  der  gesamten  Fläche 
des  Gemeindelandes  13  941,7  Dessj.  oder  69%  gekauftes  Land 
sind.  Frei  gebildete  Bauerngenossenschaften  haben  das  Land 
erworben.  Dem  entsprechend  weist  dieser  Besitz  im  Vergleiche 
mit  dem  russischen  Mirbesitze  und  dem  nicht  durch  Kauf  er- 
worbenen Besitze  der  alten  Tatarengemeinden  gewisse  formal- 
rechtliche Unterschiede  auf,  sodaß  wir  mit  Rücksicht  darauf  zu 
unterscheiden  hätten  zwischen  erstens  dem  Gemeindebesitze  der 
frei  entstandenen  privaten  Bauerngenossenschaften  und  zweitens 
dem  der  alten  Tatarengemeinden. 

Aus  der  folgenden  Darstellung  wird  jedoch  hervorgehen,  daß 
diese  formalrechtlichen  Unterschiede  heutzutage  ganz  unbedeutend 
sind ;  daß  die  freien  Bauerngenossenschaften  sie  nicht  beobachten 
und  sich  an  das  Gewohnheitsrecht  der  alten  Tatarengemeinden 
halten,  sodaß  ihr  Besitz  in  der  Tat  mit  dem  der  alten  Dschemaats 
identisch  ist.  I^n  Unterschied  besteht  nur  in  der  Entstehungs- 
geschichte.   Berücksichtigen  wir  den,  so  müssen  wir  unterscheiden 

i)  Die  Fläche  des  gekauften  Landes  ist  um  einen  gewissen  unbekannten  Teil 
des  Individualbesitzes  in  diesen  Dörfern  größer.  Er  kommt  natürlich  hier,  wo  die 
Rede  vom  gemeinsamen  Besitze  ist,  nicht  in  Betracht. 
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zwisclun  dem  (jciucinWcsii/.  der  neuen  I  Jschemaats  und  dem  Ge- 
meinbesitze der  alten  Dschemaats. 

Was  (Jen  ersten  anbelan^^,  so  stützt  er  sich  auf  das  Polo- 
schcnie  über  die  ländlichen  Stände,  das  einzelnen  Bauern,  Gruppen 
von  Bauern  und  i^^anzen  Bauern^emeinden  das  Kecht  cjewährt, 
auch  auf  (Irund  all^'emeiner  Gesetze  bewegliches  und  unbeweg- 
liches Verni(').t4en  zu  erwerben  '). 

Ist  das  Land  von  einer  Bauerngruppc  oder  von  einer  <,fanzen 
Gemeinde  erworben,  so  wird  die  »Gesamtheit  der  am  Kaufe  be- 
teiligten Bauern  Eigentümerin,  die  über  ihr  Vermögen  nach  Be- 
lieben verfügen  kann-.  Sie  kann  das  Land  im  Gesamteigentum 
behalten  oder  einem  jeden  seinen  Teil  in  Privatbesitz  austeilen  2). 
Ein  jeder  Mitbesitzer  kann  aber  verlangen,  daß  ihm  sein  Anteil, 
auch  gegen  den  Willen  aller  anderen,  in  Privateigentum  ausgeteilt 
werde ;  ist  das  unmöglich,  so  müssen  die  Genossenschafter  die 
Austeilung  durch  Auszahlung  des  Geldwertes  (nach  freier  Ueber- 
einkunft  mit  ihm)  bewirken^). 

Der  genossenschaftliche  Grundbesitz  bedarf  keines  besonderen 
Organs  im  Verkehr  mit  dritten;  ein  jeder  Mitbesitzer  ist  berech- 
tigt, unmittelbar  in  eigenem  Namen  über  seinen  Anteil  zu  ver- 
fügen ;  er  kann  ihn  veräußern,  versetzen  usw.  Die  einzige  Be- 
schränkung besteht  im  Vorkaufsrechte  der  Genossenschafter.  Wird 
das  ganze  Land  oder  ein  Teil  (z.  B.  Weide  und  Wald)  gemeinsam 
genutzt,  so  hängt  nicht  nur  die  Verfügung  über  den  Besitz,  sondern 
auch  seine  Verwaltung  von  allen  zugleich  ab :  zu  jeder  wirtschaft- 
lichen Maßregel  ist  Stimmeneinheit  notwendig  ^). 

Ganz  wesentlich  ist,  daß  ein  jedes  Mitglied  solcher  privaten 
Genossenschaft  einen  festen  Anteil  (entsprechend  seiner  Leistung) 
am  Lande  hat,  während  einem  Mirmitgliede  immer  nur  ein  An- 
spruch auf  einen  ideellen  Teil  des  Gemeindelandes  zusteht.  Das 
ist  das  Hauptmerkmal,  wonach  dieser  genossenschaftliche  Gemein- 
besitz von  dem  eines  Mir's  unterschieden  werden  muß.  Es  ist 
ein  Gemeinbesitz  im  äußeren  Sinne  des  Wortes  d.  h.  ein  gemein- 

i)  Gesamte  Gesetzausgabe  von   1902,    Bd.  IX,    Besondere    Beilage  Art.  9 — 16. 

2)  Ebenda  Bd.    IX,  Art.   10. 

3)  Ebenda  Bd.   IX,  Art.   12. 

4)  In  der  Praxis  wird  diese  unpraktische  Forderung  des  Gesetzes  aber  nicht 
beachtet.  In  dem  tatarischen  Dorfe  kommen  bei  Besprechung  solcher  Fragen  die 
»jungen  Wirte«  selten  zum  Wort.  Die  Beschlüsse  werden  mit  einfacher  Stimmen- 
mehrheit von  den  Greisen,  der  lokalen  Geistlichkeit  und  von  den  einflußreicheren, 
meistens  wohlhabenden  Bauern  gefaßt. 
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sanier  Besitz  einer  Anzahl  von  Bauern  an  einem  unverteilten  Ob- 
jekte ;  das  Gemeinsame  besteht  hier  nur  in  dem  Unverteiltsein 
des  Objektes,  und  nicht  in  der  Gemeinschaftlichkeit  des  Subjektes; 
die  Mitbesitzer  stellen  kein  Ganzes  mit  besonderen  Rechten  dar, 
und  das  Ziel  des  Besitzes  ist  Verwirklichung  der  Summe  von 
Rechten  der  einzelnen  Mitbesitzer  und  nicht  der  Rechte  und  Inter- 
essen des  Ganzen. 

Diese  Eigentumsform  wird  in  der  Gesetzgebung  und  russischen 
Literatur  im  Gegensatz  zum  Mirnadjedbesitze  und  Mireigentum 
—  »gemeinsames  Eigentum  <  genannt.  Zwei  modifizierte  Arten 
dieser  bilden  sich  dann,  wenn  das  Land  mit  Hilfe  der  Bauern- 
bank erworben  wird. 

»Zwecks  der  Erweiterung  des  bäuerlichen  Besitzes  gewährt 
die  Bauernbank  Darlehen:  erstens  einzelnen  Bauern,  zweitens 
Bauerngemeinden  und  drittens  Gruppen  von  Gemeindemitgliedern.« 
Hat  sie  ein  Darlehen  auf  den  Namen  einer  ganzen  Wirtschafts- 
gemeinde gewährt ,  so  ist  die  Eigentumsform  der  eben  be- 
sprochenen ähnlich.  Nur  ist  hier  die  Zahl  der  am  Kaufe  und 
Mitbesitze  Beteiligten  nicht  unbedingt  dieselbe.  »Ist  das  Land 
mit  Hilfe  der  Bauernbank  im  Namen  der  ganzen  Wirischafts- 
gemeinde  erworben,  so  haben  die  Mitglieder,  die  sich  am  Kaufe 
und  an  der  alljährlichen  Tilgung  des  gewährten  Darlehens  mit- 
beteiligten, das  Recht,  zu  verlangen,  daß  sie  zur  Nutzung  des  ge- 
kauften Landes,  gleich  allen  anderen,  gegen  Ersatz  aller  ent- 
sprechenden Auslagen  zugelassen  werden^).«  Damit  zieht  der 
dirigierende  Senat  in  das  Privateigentum  einen  Zug  des  Mirbesitzes 
hinein. 

Beim  Kaufe  einer  Gruppe  von  Gemeindemitgliedern  kann 
das  Darlehen  der  Gesamtheit  herausgegeben  werden  oder  einem 
jeden  Genossenschaftler  besonders,  entsprechend  der  Größe  seines 
Anteils-).  Im  ersten  Falle  liegt  die  uns  schon  bekannte  Form 
des  gemeinsamen  Eigentums  vor;  nur  ist  hier  von  vornherein 
auch  gemeinsame  Nutzung  bedingt,  also  wieder  eine  Neigung 
zum  Mirbesitze.    Hiermit  hängt  auch  zusammen,  daß  eine  solche 


i)  Urteil  des  2.  Departements  des  dirigierenden  Senats  v.  6.  Juni  1897, 
N.  2091,  abgedruckt  bei  Borofsky  »Die  Angelegenheiten  der  Dorf-,  Gemeinde-  und 
Wolost- Versammlungen«  (Dokumentensammlung)  Moskau  1905,  S.  152.  Ganz  ähn- 
lich  sprach  sich  der  Senat  aus  am   i.  Februar   1896  No.   389  Borofsky  S.    151. 

2)  Gesamte  Gesetz-Ausgabe  von  1893,  Bd.  11,  Artikel  37  u.  Beilage  zum 
Artikel  45  §  2,  Ausgabe    1903. 
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Genossenschatt  nur  aut  diese  Weise  sich  auflösen  kann,  daß  sie 
das  yanze  Land  veräußert,  nicht  aber  durch  Austeilen  der  An- 
teile aller  Genossenschafter  in  Privateigentum.  Im  zweiten  Falle 
scheint  die  Grundlage  zum  Privatbesitze  gegeben  zu  sein;  aber 
durch  diese  Annahme  wird  ein  Strich  gezogen  durch  den  Vor- 
behalt der  l^auernbank,  daß  vor  der  Auszahlung  des  Darlehens 
die  Individualbcsitzer  für  den  regelmäßigen  Eingang  der  Zins- 
und  Tilgungssummen  solidarisch  haften.  Damit  wird  die  Ober- 
hand der  Gesamtheit  anerkannt,  die  noch  dadurch  verstärkt  wird, 
daß  zur  Veräußerung  des  Anteils  die  Genehmigung  der  Ver- 
sammlung aller  Mitbesitzer  notwendig  ist.  Es  liegt  also  in  diesem 
Falle  ein  Mittelding  zwischen  dem  gemeinsamen  Eigentum  und 
dem  Dschemaatbesitze  vor. 

Direkte  und  vollständige  Angaben  darüber,  wieviel  Land  von 
Bauerngenossenschaften  gekauft  worden  ist,  liegen  leider  nicht 
vor.  Nur  soviel  ließ  sich  feststellen,  daß  die  Fläche  des  durch 
Kauf  erworbenen  Landes  mindestens  13  941  Dessj.  ausmachte. 
Zu  dieser  Annahme  führten  folgende  verschiedene  Gründe: 

Zunächst  gibt  es  in  der  Statistischen  Erhebung  von  1886 
direkte  Angaben:  einige  im  Anhange,  die  anderen  in  den  Ta- 
bellen. 

a)  Im  Anhange  wird  als  gekauft  angegeben  der  gemeinsame 
Besitz  der  Dörfer: 

für  die  Karalez'er     Wolost»):  Kutschki,  Uppa  und  Teberti; 

»  »     Duvankoj'er       »       -)-.  Duvankoj  und  Ansiedlungen ; 

»  >     Tav-Badrak'er  »       ^):  Tav-Badrak ; 

»  »     Zuja'er  »      ■*):  alle  8  Dörfer   der    2  zusammengesetzten  Gemeinden. 

b)  In  den  Tabellen  der  gemeinsame  Besitz  der  Dörfer  : 

für  die  Duvankoj'er  Wolost  ») :   Bijuk  Otarkoj,  Kamyschly  und  Orta-Kisek-Otarkoj  ; 
»       »      Tav-Badrak'er     »       ®) :   Karatsch ; 
»       »      Zuja'er  »       ') :   Beragan. 

Zweitens  ließ  sich  dieser  durch  Kauf  erworbene  Besitz  fest- 
stellen durch  den  Vergleich  der  Statistischen  Erhebung  von  1 886 
und  der  von  1906;  und  es  fand  sich,  daß  in  manchen  Dörfern 
in  der  80er  Jahren  gar  kein  gemeinsamer  Besitz  vorkam,  daß  er 
sich  also  erst  in  den  letzten  2  Dezennien  gebildet  haben  mußte 
und  wohl  hauptsächlich  durch  Kauf. 

i)  Anhang  —  S.  5  u.  7.    2)  Anhang  —  S.  35. 

3)  Anhang  —  S.  14.    4)  Anhang  —  S.  22  u.  23. 

5)  Tabelle  A.  S.  2.  6)  Tabelle  A.  S.  4.  7)  Tabelle  A.  S.   16. 
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Hierher  gehören  die  Dörfer: 

Albat  der  Karalez'er  VVolost') 

Goljumbej  »  Duvankoj'er  »        -) 

Juchari-Baschi  »  Zuja'er  »        ^) 

Dschaga-Scheich-Eli  »  Tabuldy'er  »       *) 

In  manchen  Dörfern,  in  denen  ursprüngUch  markgenossen- 
schaftUcher  Besitz  anzunehmen  ist,  hat  er  sich  im  Laufe  der  letz- 
ten zwei  Dezennien  vergrößert.  Im  Dorfe  Eskel  ^)  ist  diese  Zu- 
nahme der  Besitzfläche  so  unbedeutend,  daß  man  sie  der  ge- 
naueren Vermessung  zuschreiben  muß,  in  den  anderen  Kalymtai 
und  Tas-Tope  ^)  jedoch  ist  sie  so  groß,  daß  diese  Vermutung 
nicht  zutreffend  ist,  und  wir  annehmen  müssen,  daß  dieses  Land 
von  der  Gemeinde  (oder  auch  einer  Gruppe  von  Gemeindemit- 
gUedern)  zugekauft  ^)  wurde. 

Daß  in  der  zusammengesetzten  Gemeinde  Bijuk-Jaschlav  der 
Wolost  Tav-Badrak  gekauftes  Land  vorhanden  ist,  ist  den 
Skizzen  der  Besitzverhältnisse  im  Taurischen  Gouvernement  von 
1907  zu  entnehmen  ^). 

Danach  wären  62%  des  gemeinsamen  Gemeindelandes  »ge- 
meinsames Eigentum«  freier  Bauerngenossenschaften,  das  sich 
unter  die  verschiedenen  Wolost's  so  verteilt : 


Fläche  d.  gekauf- 

Anteil an  der 

Ge- 

Anteil an  dem  ges. 

Wolost 

Dörfer 

ten  Landes  (des 
gem.  Eigentums) 

samtfläche    d.  ge- 
kauften Landes 

gemeinsamen  Ge- 
meindelande 

in   Dessj. 

in    % 

in    % 

Karalez 

3 

3121,7 

23 

74 

Duvankoj 

7 

5728,1 

43 

73 

Tav-Badrak 

} 

2720,5 

22 

34 

Zuja 

IG 

2360,3 

12 

100 

Tabuldy 

I 

10,4 

0 

100 

13941,0  100  62% 

Absolut  sind  die  Flächen  des  gekauften  Landes  in  den  zwei 
gebirgigen  Wolosts  größer  als  in  den  zwei  zuletzt  genannten 
flachlandigen;  im  Verhältnis  zum  gesamten  gemeinsamen  Ge- 
meindebesitze stehen  sie  aber  hinter  dem  der  letzteren  zurück, 
denn  hier  ist  das  ganze  Land  gekauft.  Aber  auch  im  Gebirge 
macht   das   gekaufte   Land    immerhin    drei    Viertel    der   gesamten 

i)  Tabelle  A.  S.  6.  2)  Tabelle  A.  S.   2.  3)  Tabelle  A.  S.    16. 

4)  Tabelle  A.  S.   14.  5)  Tabelle  A.   S.  6.  6)  Tabelle  A.  S.  b. 

7)  Die  Zunahme  des  Besitzes  in  der  Gemeinde  Tscherkez-Kermen  ist  durch 
genauere  Besitz-Abgrenzung  mit  dem  benachbarten  Gutsbesitzer  zu  erklären.  Vgl. 
Anhang  S.   7. 

8)  Vgl.  Kreis  Simferopol,  Tabellen  S.  344. 
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Fläche  des  (jcmcindclamlcs  aus.  Das  ist  eine  merkwürdige  Ivr- 
scheinung,  daß  die  Ureinwohnerschaft  der  Krim,  die  Tataren, 
nicht  auf  von  den  Vätern  geerbtem  Lande  wohnt,  sondern  in  der 
IIauj)tsache  auf  j^'ekauftem  *). 

Interessant  wäre  zu  wissen,  wieviel  von  diesem  gekauften 
l.aiiiU-  durch  (he  I5aucrnbank  erworben  ist  und  unter  welchen 
iJi'cHn.Ljungen.  Leider  ließ  sich  nur  ermitteln,  daß  außer  den  anderen 
auch  Käufe  mit  Hilfe  der  Bauernbank  vorkamen.  So  hat  die 
Tav-Badrak'er  Gemeinde  im  Jahre  18S5  auf  obige  Weise  370 
Dessj.  erworben'-).  Dann  haben  im  »Jahre  1885  161  tatarische 
Wirte  der  Zuja'er  Wolost  mit  Hilfe  der  Taurischen  Abteilung  der 
Bauernbank  Land  gekauft«  ^).  Auch  die  626  Dessj.  des  Dorfes 
Orta-Kisek-Otarkoj  wurden  von  51  Wirten  durch  die  Bauernbank 
erworben*).  Nichts  ist  darüber  bekannt,  ob  Bedingungen  für 
die  Nutzungsweise  aufgestellt  waren,  und  damit  auch  nichts  dar- 
über, welche  von  den  zwei  möglichen  Modifikationen  des  gemein- 
samen Eigentums  in  diesen  Fällen  .vorkam. 

Auch  in  Bezug  auf  die  Zusammensetzung  der  Bauerngenossen- 
schaften, d.  h.  in  Bezug  auf  die  Frage,  ob  das  Land  von  ganzen 
Gemeinden  und  zwar  einer  oder  mehreren  zusammen,  oder  von 
gewissen  Gruppen  von  Gemeindemitgliedern  einer  oder  mehrerer 
Gemeinden  erworben  worden  ist,  sind  die  Angaben  ganz  einzeln 
und  zufällig.  Landkäufe  mit  Hilfe  der  Bauernbank  sind  von 
ganzen  einzelnen  Gemeinden  vorgenommen  worden  in  Tav-Badrak 
und  Orta-Kisek-Otarkoj.  Wie  es  aber  in  dieser  Hinsicht  mit  den 
Genossenschaften  der  161  Wirte  der  Zuja'er  Wolost  steht,  war 
nicht  zu  ermitteln.  Auch  über  die  selbständigen  Käufe  sind  die 
Angaben  sehr  ungenügend.  Genau  bekannt  ist  nur,  daß  das 
Land  der  Gemeinde  Duvankoj  seinerzeit  durch  18  Gemeindemit- 
glieder vom  Gutsbesitzer  erworben  worden  ist ;  die  Gemeinde 
selbst  zählte  schon  ca.  200  Mitglieder,  und  daß  der  gemeinsame 
Besitz  der  Dörfer  Uppa  und  Kutschki  in  den  60er  Jahren  von 
33  Wirten  des  ersten  zusammen  mit  28  des  zweiten  Dorfes  ge- 
kauft worden  ist.  (In  Uppa  gab  es  damals  64  Gemeindemitglieder, 
in  Kutschki  44.) 

Diese  Kaufgenossenschaft  setzte  sich  also  aus  Bauerngruppen 
zweier  Gemeinden  zusammen.    Derartige  Zusammensetzungen  der 

1)  Wie  das  gekommen  ist,  wird  sich  aus  dem  weiteren  herausstellen. 

2)  Vgl.  Anhang  S.   14;  3)  Vgl.  Anhang  S.  22. 

4)  Statistische     Erhebung  v.   1886.     Tabelle  B.  S.  9,  Anmerkung   i. 
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Bauerngenossenschaften  dürften  auch  in  der  Tav-Badrak'er  Wolost 
ziemlich  häufig  sein. 

Wichtig  wäre  freihch,  das  alles  genau  zu  wissen,  um  ein 
vollständiges  Bild  der  komplizierten  Besitzabgrenzungen  zu  ge- 
winnen. Da  dies  aber  unmöglich  ist,  so  bleibt  uns  nur  der  Trost, 
die  gewohnheitsrechtlichen  Beziehungen  der  Bauern  zu  schildern. 
Sie  verwischen  und  vereinfachen  die  vielartigen  formalrechtlichen 
Besitzformen  so  weit,  daß  diese  dem  in  den  Tabellen  (auf  S.  9  ff.) 
gegebenen  Bilde  mehr  oder  weniger  entsprechen. 

Diese  gewohnheitsrechtlichen  Beziehungen  der  Tataren  zu 
dem  gekauften  Lande  bestehen  darin,  daß  sie  sich  wenig  an  das 
Formalrechtliche  halten. 

Gewöhnlich  wird  nach  dem  Kaufe  das  bessere  Ackerland  in 
Parzellen  zerschlagen  und  unter  den  Käufern  versteigert,  die 
Weide  und  das  schlechtere  Ackerland  dagegen  in  gemeinsamem 
Besitze  und  Nutzung  gelassen ;  dabei  wird  jedem  Kaufgenossen 
ein  gleiches  Nutzungsrecht  an  dem  in  gemeinsamem  Besitz  ge- 
lassenen Lande  zuerkannt ,  auch  wenn  die  Einzahlungen  beim 
Kaufe  ungleich  waren.  Wenn  das  Land  nicht  von  der  ganzen 
Gemeinde  erworben  wurde,  sondern  nur  von  einer  Gruppe  von 
Gemeindemitgliedern,  so  wird  trotzdem  die  Weide  und  das  schlech- 
tere Ackerland  oft  sogar  allen  Gemeindemitgliedern  zur  Ver- 
fügung gestellt,  nicht  bloß  den  Kaufgenossen. 

Mit  der  Zeit  wird  dann  aus  der  Tatsache  der  Nutzung  ein 
Recht,  und  es  bildet  sich  ein  gemeinsamer  Besitz  der  ganzen  Ge- 
meinde. Da  dann  alle  Gemeindemitglieder  auf  einen  gleichen 
ideellen  Teil  des  Landes  Anspruch  haben,  so  verliert  der  Besitz 
den  Charakter  des  gemeinsamen  Eigentums  und  wird  Dschemaat- 
bcsitz  und  Dschemaateigentum.  Auf  diese  Weise  ist  der  Dsche- 
maatbesitz  in  den  Gemeinden  Teberti  und  Duvankoj  am  Anfange 
des  19.  Jahrhunderts  entstanden.  Er  hat  sich  auch  später  noch 
gebildet.  So  z.  B.  in  den  60er  Jahren  in  den  Gemeinden  Uppa 
und  Kutschki;  nämlich  32  Wirte  aus  dem  ersten  Dorfe  kauften 
zusammen  mit  28  Wirten  aus  dem  zweiten  und  mit  dem  Adeligen 
Amet  Murza  Kodschacff  Land.  Es  befindet  sich  jetzt  im  »ge- 
meinsamen unverteiltem  und  gleichem  Besitze  aller  61  Wirte,  ob- 
wohl nicht  ein  jeder  von  ihnen  beim  Kaufe  die  gleiche  Summe 
bezahlte«  ^). 

Also    hier    ganz    ausdrücklich  gleiciie  Besitzanteile,   wie  beim 


i)  Statistische  Erhebung  v.    1886.     Anhang  S.  7. 
Zeitschritt  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft   41. 
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Mirbcsitze !  Merkwürdig'  ist  dabei,  daß  so^^ar  der  Adelige  sich 
dem  Gewohnheitsrechte  lügte.  Dasselbe  hat  in  den  70er  Jahren 
der  russische  Xationalükonom  Janson  beobachtet.  Er  sagt  z.  li. 
iatarengc-nossenschaften  kaufen  in  Eigentum  Land,  besitzen  und 
nutzen  es  aber  gemeinsam  :  ein  jeder  ackert,  soviel  er  kann,  und 
die  Kinder  d(;r  ersten  (ieno.s.sen  wissen  fast  niemals,  wieviel  Land 
ihnen  zukommt  und  wo  es  sich  befindet«  ').  Aus  den  80er  Jahren 
(1885)  finden  wir  eine  interessante  Charakteristik  der  Besitzver- 
hältnisse in  der  Zuja'er  Wolost  seitens  der  Bauern  selbst:  7-152 
tatarische  Wirte  wohnen  da  auf  eigenem  Lande,  von  dem  ein 
Teil  unlängst  erworben  worden  ist  und  der  andere  vor  langer 
Zeit«  2).  Die  Tataren,  die  auf  Ländereien  wohnen,  die  von  ihren 
Vorfahren  schon  »seit  Jahrzehnten,  vielleicht  auch  Jahrhunderten 
(unbekannt  wie)  erworben  waren«  behaupten,  daß  das  Land  >in 
gemeinsamem  Besitze  ihrer  Väter  sich  befand,  wobei  der  Anteil 
eines  jeden  Mitbesitzers  bekannt  und  bestimmt  war«.  Das  war 
das  »gemeinsame  Eigentum«  und  nicht  Dschemaatbesitz.  »Später 
haben  infolge  der  Vermehrung  der  Bevölkerung  und  des  Nicht- 
führens  irgend  welcher  Bücher  die  Nachkommen  der  früheren 
Besitzer  ihre  Anteile  am  gemeinsamen  Lande  vergessen.  In 
solchen  Fällen  wird  heutzutage  einem  jeden  Nachkommen  eines 
früheren  Mitbesitzers  das  Recht  zuerkannt,  gemeinsames  Land 
innerhalb  einer  bestimmten  Grenze  gleich  allen  anderen  zu  nutzen. 
Auf  diese  Weise  hat  sich  ein  Mirbesitz  gebildet.  Besondere 
Nutzungen,  w^ie  Haus-  und  Hofland  und  umzäunte  Stücke  im 
Walde  oder  auf  dem  Felde  sind  individuelles  Eigentum  der  Be- 
sitzer, über  die  sie  das  Recht  haben,  ganz  nach  eigenem  Be- 
lieben zu  verfügen.  Oft  werden  solche  Nutzungen  an  einen 
fremden  Herkömmling  veräußert,  und  die  Nachkommen  desselben 
fangen  an  teilzunehmen  an  der  Nutzung  des  gemeinsamen  Landes, 
indem  sie  behaupten,  daß  ihre  Urgroßväter  eben  solchen  Besitz 
hatten,  wie  die  wirklichen  Mitbesitzer.  Oft  wissen  sogar  die 
Greise  nicht  mehr,  wer  von  den  Einwohnern  ein  Recht  auf  das 
Land  hat  und  wer  nicht.  In  solchen  Fällen  w^erden  zur  Nutzung 
alle  im  Dorfe  schon  lange  wohnenden  (Eski-posseljanlar)  zuge- 
lassen.« So  gelangen  auf  diese  Weise  sogar  auch  der  Gemeinde 
nicht  zugehörende  Bauern  zur  Nutzung  dieses  Landes. 


1)  yatison,    »Die  Krim,  ihre  Landwirtschaft  und  Getreidehandel«,    St.    Peters- 
burg  1870.     S.   II. 

2)  Statistische  Erhebung.     Anhang  S.  23. 


—     35     — 

Das  übrige  Land  in  der  Wolost,  das  nach  der  Statistischen 
Erhebung  von  1886  »unlängst  erworben <'  worden  sei,  ist  auch 
»gemeinsames  Eigentum«.  14  Wirte  aus  den  drei  Dörfern  Aschaga, 
Juchary  und  Orta-Bachsan  besitzen  228,7  Dessj.  gemeinsam: 
ferner  besitzen  83  Wirte  aus  vier  Dörfern  Scheich-Eli,  Tscherdakly, 
Tjuben-Saroj  und  Kyrdy-Eli  13 58  Dessj.  ebenfalls  gemeinsam. 
»In  beiden  Fällen,  heißt  es  dann,  ist  der  Anteil  eines  jeden  Be- 
sitzers unbekannt,  auch  wieviel  Land  zu  jedem  Dorfe  gehört. 
Diese  Form  des  Besitzes,  wo  die  Besitzer  nur  die  Tatsache  des 
Rechtes  auf  das  Land  beobachten,  auf  einen  gewissen  Anteil  — 
der  gleich  ist  den  Anteilen  aller  Mitbesitzer  —  ist  faktisch  dem 
Mirbesitze  sehr  nahe^).«  Nach  unserer  Auffassung  ist  damit  der 
Mirbesitz  in  einem  gewissen  Entwicklungsstadium  eben  gegeben ; 
er  ist  formalrechtlich  »gemeinsames  Eigentum c,  in  Wirklichkeit 
aber  Mirbesitz  oder  Dschemaatbesitz. 

Daß  die  Besitzrechte  an  diesem  Land  von  den  Eigentümern 
nicht  so  streng  genommen  werden  und  die  Nutzung  der  Genossen 
am  schlechteren  Ackerlande ,  an  der  W^eide  und  dem  Walde 
gleich  groß  ist  und  daß  sogar  auch  Nicht-Kaufgenossen  zur 
Nutzung  zugelassen  werden,  erklärt  sich  zunächst  daraus,  daß 
der  Boden  verhältnismäßig  schlecht  ist.  Möglich  ist  das  natür- 
lich nur  unter  der  Voraussetzung  gewisser  Sitten  und  Gewohn- 
heiten der  Bevölkerung  und  des  allgemein  naturalwirtschaftlichen 
Charakters  ihrer  Existenzbedingungen,  wo  die  Grenzen  zwischen 
»mein«  und  »dein«  nicht  so  streng  genommen  werden  und  der 
Wettbewerb  noch  nicht  so  weit  auf  die  Spitze  getrieben  ist,  daß 
jede  Gelegenheit,  die  Vorteil  bietet,  rücksichtslos  ausgenutzt  wird. 
Es  ist  Allah  lieb,  daß  man  den  Aermeren  hilft,  umsomehr  wenn  er 
aus  demselben  Dorfe  ist  und  man  mit  ihm  durch  in  diesen  Ver- 
hältnissen wichtige  Nachbarbeziehungen  verl)iniden  und  oft  auch 
verwandt  ist. 

Eine  wichtige  Rolle  wird  in  vielen  Gemeinden  aber  auch 
die  Tatsache  gespielt  haben,  daß  bei  den  Tataren  die  Erinnerung 
daran  noch  lebendig  ist,  daß  die  um  die  Dörfer  liegenden  Länder 
einst  ihnen  gehörten,  daß  sie  durch  allerlei  Künste  -)  in  die  Hände 
der  neueingewanderten  Gutsbesitzer  übergingen,  um  Llanii  diesen 
von  der  ganzen   Gemeinde  oder  einem  Teile  wieder  abgekauft  zu 


1)  Statistische   Erhebunjj   v.    18S0.     .S.    23.      Anhanii. 

2)  Woropoiumi.      Zeitschrift     x^Wjeslnik    Evropy« ,    März     1S8S     S.     14S — 179 
Artikel   »Unter  den  Tataren  der    Krimpt. 
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werden.  In  sfilclien  l'"ällen  muß  « >  aU  Akt  der  von  Allah  ge- 
wollten (icrcclitigkeit,  als  Eintreten  für  die  gemeinsame  Sache 
erscheinen,  ucnn  ilie  reicheren  Bauern  auch  jene  ärmere  Dorf- 
f,'cnoss(Mi,  die  sich  am  Kaufe  nicht  beteiligen  konnten,  zur  Nutzung 
des  ursprünglich   viiterlichen   Landes  zuließen. 

Dl)  in  allen  oben  angegebenen  Dörfern  vor  der  I^inverleibung 
der  Krim  in  das  Russische  Reich  Gemeindebesitz  vorhanden  war, 
ist  nicht  direkt  nachzuweisen,  aber  sehr  wahrscheinlich.  Nur  für 
die  (Gemeinde  l)u\ankoj  und  Adschankoj  läßt  sich  das  feststellen  ^). 
Nach  der  Einverleibung  der  Krim  bekam  im  Bereiche  dieser  Ge- 
meinden der  Vizeadmiral  Uschakoff  3758  Dessj.  (also  ebensoviel 
wie  diese  Gemeinden  noch  besitzen).  Es  war  aber  nicht  aus- 
schließlicher Besitz  des  Admirals,  sondern  »gemeinsamer  mit  den 
Tataren <'  -).  1809  erwarb  eine  Bauerngenossenschaft  aus  diesen 
Gemeinden  2868  Dessj.,  wie  es  heißt   »bei  Uschakoff«  ■^). 

Das  bessere  Land  wurde  unter  den  Genossenschaftern  ver- 
steigert und  »das  übrige  Land,  das  aus  Weideland  und  schlech- 
terem Ackerlande  bestand,  wurde,  wie  es  bei  den  Tataren  üblich 
ist,  der  ganzen  Gemeinde  unentgeltlich  zur  Verfügung  gestellt  . 
Hiernach  erwarben  die  Tataren  eigentlich  kein  Land,  sondern  sie 
kauften  sich  von  dem  in  ihren  ursprünglichen  Besitz  eingedrungenen 
russischen  Beamten  los.  Ausgeführt  wird  es  von  18  reicheren 
Bauern,  nicht  von  der  ganzen  Gemeinde,  in  der  es  damals  min- 
destens 1 29  Wirte  gab  *).  Dafür  bekamen  jene  auch  das  bessere 
Ackerland,  Wiesen  und  das  Gartenland. 

Derselbe  Vorgang  spielte  sich  im  Dorfe  Teberti  der  Karalez'er 
Wolost  ab.  In  der  Kameralistischen  Beschreibung  von  1802  ist 
es  in  derselben  Weise  wie  das  Dorf  Duvankoj  erwähnt.  Das 
Land  (1048  Dessj.),  heißt  es  da,  gehört  »dem  Staatsrat  Kamburlei 
gemeinsam  mit  den  Tataren«-.  Und  1809  erwirbt  die  ganze  Ge- 
meinde von  diesem  Herrn  Kamburlei  1040  Dessj.  für  4000  Rubel  ^). 

Auch  die  übrigen  Dörfer  waren  am  Anfange  des  19.  Jahr- 
hunderts in  derselben  Lage,  wie  die  eben  genannten.  Das  Land, 
das  sie  als  zum  Dorfe  gehörend  zu  betrachten  gewöhnt  waren, 
wurde  am  Anfange  der  russischen  Herrschaft  russischen  Beamten 


i)  Laschkoff,  S.  92  u.  93. 

2)  Sammlung  v.   Dokumenten,   Laschkoff^    Kameralistische   Beschreibung  S.    l68. 

3)  Anhang  S.  35,  zur  Statistische  Erhebung  v.   1886. 

4)  Vgl.  d.  Wjedomost  v.   1805  in  Sammlung  v.  Dokumenten  S.  243. 

5)  Statistik  v.   1886,  Anhang  S.   5. 
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aus  verschiedenen  Gründen,  manchmal  auch  aufrichtig  -zur  Be- 
lohnung" des  Eifers  im  Dienste <'  ^)  zugeteilt.  Nicht  immer  wurden 
die  Grenzen  angegeben,  sondern  die  Wahl  derselben  dem  »Belieben« 
der  Günstlinge  freigegeben  -).  Sie  nahmen  das  bessere  Land  der 
Tatarengemeinden  in  Besitz,  und  da  diese  mit  der  »starken  Hand« 
der  Gutsherren  in  den  russischen  Gerichten  nichts  machen  konnten, 
so  blieb  ihnen  nichts  anderes  übrig,  als  das  väterliche  Land  von 
den  Eroberern  zurückzukaufen. 

Der  Uebergang  des  gemeinsamen  Eigentums  in  Dschemaat- 
eigentum  wurde  also  bedingt  einerseits  durch  die  Sitten  der  Ta- 
taren und  die  allgemeinen  naturalwirtschaftlichen  Verhältnisse 
der  Gegend  und  andererseits  durch  die  Geschichte  ihres  Landes 
oder  spezieller    die  Kolonisationspolitik    der  russischen  Obrigkeit. 

Der  alte  Dschemaatbesitz  kommt  jetzt  noch  in  15  Dörfern 
vor  und  umfaßt  8332,4  Dessj.  oder  37%  des  gesamten  Ge- 
meindebesitzes. Das  ist  das  Land,  das,  wie  es  in  der  Statistischen 
Erhebung  heißt,  »die  Tataren  vor  der  Einverleibung  besaßen  und 
bis  jetzt  noch  in  Eigentum  besitzen«  ^).  Es  verteilt  sich  auf  nur 
noch  drei  Wolosts  : 

„,..  ,       ,       „     .               Anteil  an  der  gas.  Anteil    am    ges.    Ge- 

,,.  ,     ^              1*  lache  des   Besitzes        ^,..   ,        ,       d      •.  •    j  u     •.       ■   j 

Wolost                       ■       ,^       •                  Hache  des  Besitzes  meindebesitze  jeder 

in    Dessi.                                .      ,,,  ,,,   ,     ^   .     «; 

m  "/q  Wolost  in  "/q 

Karalez                            1097,0  13  26 

Duvankoj                          2iio,2  25  27 

Tav-Badrak                   5125,2  62  66 

8332,4  100 

Die  zwei  ersten  sind  die  gebirgigen  Wolosts,  die  dritte  ist 
teils  gebirgig,  teils  hügelig ;  in  den  fiachländigen  Wolosts  gibt  es 
gar  keinen  von  den  Vätern  vererbten  Dschemaatbesitz  mehr.  Die 
Bewohner  der  letzteren  haben  am  meisten  von  der  russischen 
Kolonisationspolitik  gelitten. 

Der  erste  Gesetzesakt,  der  sich  auf  diesen  Dschemaatbesitz 
bezieht,  datiert  vom  28.  September  1827.  Er  ist  das  ;  Poloschcnie 
für    die    tatarischen    Bauern    und    Gutsbesitzer    des    Taurischen 


1)  Das  Land  beim  Dorfe  Tarchaular,   Kameralistische  Beschreibung  S.   181. 

2)  Das  Land  beim  Dorfe  Kutschki,  Kameralistische  Beschreibung  S.  182.  Vgl, 
Kameralistische  Beschreibung  v.  1802.  Wjedomost  1805,  für  die  Dürfer  Bijuk 
Otarkoj  S.  243.  Orta-Kisek-Otarkoj  S.  246.  Kamyschly  und  Golyuinbej  S.  172 
und  S.  240.  Mamaschaj  S.  240.  Karat.sch  S.  172,  Küinat  S.  180,  ]-iuragan  S.  1S2, 
Badrak  S.    183. 

3)  Dazu  komnil  noch  der  Iiulividuulbcsitz  in  diesen  Dörfern;  da  hier  die  Rede 
vom  gemeinsamen   Dschemaalbesilze   ist,   so  wird   er  hier   niclu   mitlierechnct. 


-     3«     - 

CJoiiv(jiiu:iiiciits  und  bildet  die  (Inindlaiic  für  die  .gesamte  fol- 
gende Gcsetz^cbun«^. 

in  i\rv  zweiten  Unterahteilunj,'  des  ersten  Teiles  desselben 
heilst  es,  (lal.s  ^,dcn  tatarischen  Gemeinden  das  Recht  gewährt 
wird,  das  ( iemeindeland  frei  zu  nutzen«,  aber  ausdrücklich  ist  es 
verboten  »das  Land  in  fremde  Hände  zu  übergeben«  d.  h.  es  zu 
verpachten  und  »umsomehr,  es  zu  veräußern«  i).  Der  Ukas  vom 
2  1.  Februar  1.S33  hebt  dieses  Verbot  zum  Teil  auf,  bestellt  aber 
das  Veräußerungsrecht  mit  besonderen  Bedingungen :  er  erlaubt 
den  tatarischen  Selskoje-Obschestwo's,  ein  Drittel,  des  Gemeinde- 
landes zu  verkaufen,  wenn  dafür  eine  Zweidrittel-Stimmcnmehr- 
heit  ist  und  der  Gouverneur  seine  Genehmigung  dazu  gibt  -). 
Diese  beiden  Ukas's  leiteten  die  tatarischen  Gemeinden  in  das 
Fahrwasser  des  russischen  Mirbesitzcs  hinein. 

Wer  ist  Eigentümer  dieses  Landes,  das  die  Bauern  zu  nutzen 
und  zu  besitzen  berechtigt  sind  ^) .' 

Hierüber  (wie  unter  anderem  auch  im  iVblösungsgesetze  von 
1861)  hat  sich  das  Gesetz  nicht  positiv  ausgesprochen.  Da  jedoch 
der  Staat  sich  ein  Veto  gegen  die  »unzweckmäßige  Veräußerung« 
vorbehielt,  so  schien  er  das  Obereigentum  beanspruchen  zu  wollen. 
Aber  manche  russische  Rechtslehrer  beantworteten  diese  F^-age 
in  anderem  Sinne ;  überhaupt  war  das  eine  in  der  russischen  Li- 
teratur viel  umstrittene  Rechtsfrage  '^).  Heute  erscheint  die  Sache 
in    ganz    anderem  Lichte,    nachdem  die  soHdarische  Haftung  der 


i)  Das  Poloschenie  von  1827  gewährt  den  Tataren  ihre  bisherige  persönliche 
Freiheit.  Wichtig  war  für  sie  das  positive  Betonen  dessen,  daß  sie  frei  von  irgend 
welchen  Verpflichtungen  den  Gutsbesitzern  gegenüber  sind.  Ihre  Beziehungen 
sollen  vertragsmäßig  abgemacht  sein,  und  das  Abgemachte  soll  in  keinem  Falle 
den  allgemeinen  Bestimmungen  ül)er  persönliche  Freiheit  widersprechen.  Wichtig 
war  das  für  die  tatarischen  Bauern,  weil  die  russischen  Gutsbesitzer  an  diejenigen 
Tataren,  die  sie  in  den  ihnen  von  der  Regierung  geschenkten  Gütern  antrafen, 
leibeigenschaftliche  Forderungen  stellten. 

2)  Sammlung  der  Gesetzgebung  von   1857. 

3)  Die  Ausdrücke  »nutzen«  und  »besitzen«  werden  von  der  Gesetzgebung  ab- 
wechselnd und   gleichbedeutend  gebraucht. 

4)  Wir  verweisen  den  Leser  auf  die  bekannte  Arbeit  von  y.  Keiisshr ,  ferner 
K.  Kavelifi,  »Der  bäuerliche  Gemeindebesitz  in  Rußland«,  übersetzt  ins  Deutsche  und 
herausgegeben  von  y.  Tarassow,  Leipzig  1877,  Kap.  2,  S.  16;  vgl.  auch  seine  Auf- 
sätze im  II.  Bd.  der  Gesamtausgabe  seiner  Werke,  St.  Petersburg  1898;  S.  Pack- 
mann,  »Das  gewöhnliche  bürgerliche  Recht  in  Rußland«,  St.  Petersburg  1877, 
Bd.  I,  S.  3 — 4;  K.  Pobjedonoszew,  »Kurs  des  bürgerlichen  Rechtes«,  St.  Petersburg 
1896,  S.  520  und  540  —  542;  G.  Scherschenevitsch,  »Lehrbuch  des  russischen  bürger- 
lichen  Rechtes«,   Kasan    1896,  Aufl.   2,   S.   274 — 278. 
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Gemeindeglieder  für  den  ordentlichen  Eingang  der  Auskaufsab- 
gaben, Semstwo-Steuern  und  Mirabgaben  aufgehoben  worden  ist 
und  besonders  nachdem  die  Auskaufsabgaben  ganz  abgeschafft 
worden  sind. 

Das  Manifest  vom  12.  März  1903  hob  die  solidarische  Haf- 
tung für  die  I^inzahlung  der  verschiedenen  Abgaben  auf.  Sie  wird 
»der  Verantwortung  jedes  einzelnen  Wirtes«  auferlegt,  und  im  §  2 
wird  die  Verwaltung  der  Abgabenerhebung  von  der  Dorfversamm- 
lung dem  Steuerinspektor  übertragen,  so  daß  es  wie  bei  anderen 
Ständen  ist.  Und  das  Manifest  vom  3.  November  1905  bestimmte, 
daß  vom  i.  Januar  1906  ab  die  Auszahlungsabgaben  der  guts- 
herrlichen, Staats-  und  Apanagen-Bauern  um  die  Hälfte  verkleinert 
und  vom  Januar   1907  ganz  aufgehoben  werden  sollten  M. 

Damit  ist  man  bei  der  Bestimmung  der  bäuerlichen  Rechte 
über  das  Nadjelland  -)  auf  diejenigen  Artikel  und  Paragraphen 
des  Obscheje-Poloschenie  angewiesen,  die  von  dem  ausverkauften 
Lande  handeln.  Artikel  106  besagt,  daß  auf  solches  Land  sich 
die  Bestimmungen  erstrecken,  die  sich  bisher  auf  Land  bezogen, 
das  von  den  Bauern  durch  Kauf  in  Eigentum  erworben  worden 
war.  Sie  sind  zusammengefaßt  in  den  Artikeln  9 — 16^).  Der 
heutige  Nadjel  und  unser  Dschemaatbesitz  ist  jetzt  »gemeinsamer« 
Besitz  und  Eigentum  d.  h.  privatrechtlicher  Besitz  geworden. 

»Artikel  12  gibt  einem  jeden  Bauern  das  Recht  zu  verlangen, 
daß  er  aus  dem  von  der  ganzen  Gemeinde  in  Eigentum  erwor- 
benen Lande  ein  Stück  in  Privateigentum  erhalte,  das  seinem  An- 
teile an  den  Kaufauslagen  entspreche.  War  aber«,  heißt  es  im 
Bericht  weiter,  »die  Beteiligungsquote  eines  jeden  Bauern  am  Land- 
kaufe bekannt,  so  war  das  nicht  immer  der  P'all  in  bczug  auf 
das  Nadjelland ;  die  Buchführung  ist  von  den  Gemeinden  so  ver- 
nachlässigt worden,  daß  es  außer  wenigen  Ausnahmen  ganz  un- 
möglich war,  festzustellen,  wieviel  ein  jedes  Gemeindemitglied  in 
der  Auszahlung  des  Nadjellandes  geleistet  hat.  Auf  diese  Weise 
ergab  sich  eine  Situation,  in  der  die  Bauern  auf  Grund  des  Ar- 
tikels 12  gewisse  Rechte  hatten,  sie  aber  nicht  verwirklichen 
konnten«*). 

i)  Das  Manifest  abgedruckt  bei  Savitsch  S.   192. 

2)  Nadjelland  wird  derjenige  Teil  des  bäuerlichen  Besitzes  genannt,  der  den 
Bauern   während  der  Bauernbefreiung  zugeteilt  wurde. 

3)  Bericht  der  Agrarkoinmission  in  der  Duma  über  Veränderungen  verschie- 
dener Bestimmungen  betreffend  den  bäuerlichen  Landbesitz,  S.  i  und  IT.  No.  27S 
I/TII   (II   Session    1908).  4)   A.   a.  O. 
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JJas  veranlaßtc  die  l\(<,'icriinj,'  zum  Mrlaß  des  Gesetzes  vom 
9.  November  1906,  das  diese  Schwierigkeiten  beseitigen  sollte'), 
Ks  teilt  die  Baiiern^aineinden  ein  in  solche,  in  denen  seit  24 
Jahren  keine  allgemeine  Umteilungen  mehr  stattgefunden  haben, 
und   in  solche,   in  denen  sie  stattfanden. 

hn  ersten  Falle  werden  auf  Verlangen  einem  jeden  Gemeinde- 
mitgliede  außer  dem  Haus-  und  1  loflande  alle  diejenigen  Stücke 
des  Gemeindelandes,  die  sich  in  seiner  beständigen  Nutzung  be- 
fanden, in  Privateigentum  ausgeteilt.  Im  zweiten  Falle  wird  dem 
Gemeindemitgliede  dasjenige  in  Privatbesitz  abgeführt,  das  er  seit 
der   letzten  allgemeinen  Umteilung  nutzt 2). 

Diese  ausgeteilten  Bauern  erhalten  auch  Recht  auf  diejenigen 
Nutzungen  wie  Wald-  und  Weideland,  Wiesen  usw.,  die  nach 
besonderen  Gesichtspunkten  genutzt  und  unter  ihnen  verteilt  wer- 
den. Der  Dschemaatbesitz  bedeutet  hier  gemeinsames  Eigentum 
der  Dschemaatmitglieder  und  zwar  in  der  mit  gemeinsamer  Nutzung 
verbundenen  Eigentumsform.  Weder  formalrechtlich  noch  ge- 
wohnheitsrechtlich besteht  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen 
dem  genossenschaftlich  erworbenen  und  dem  alten  Dschemaat- 
besitze,  und  man  kann  sie  beide  unter  dem  Begriffe  des  Gemein- 
besitzes am  eigenen  Gemeindelande  (wie  es  in  den  Tabellen 
geschehen  ist)  zusammenfassen. 

i)  Savitsch,   »Die  Staatsverfassung  Rußlands«,  S.  200. 
2)  Savitsch  a.  a.  O.     S.  201,  Artikel  2. 
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III.  Kapitel. 
Die  Nutzungsweisen  des  Gemeinbesitzes. 

Welches  sind  nun  die  Nutzungsrechte  der  Gemeinden  und 
der  einzelnen  Gemeindemitglieder  an  dem  gesamten  eigenen  Ge- 
meindelande .?^) 

Sie  sind  verschieden  je  nachdem ,  ob  spezielle  Kulturen, 
Acker-,  Wiesen-,  Weideland  oder  Wald  in  Betracht  kommen. 
Da  die  speziellen  Kulturen,  das  Wiesen-  und  das  bessere  Acker- 
land in  individuellem  Privatbesitz  der  einzelnen  Gemeindemit- 
glieder und  Fremden  sich  befinden,  also  keinen  Gemeinbesitz  mehr 
bilden,  so  handelt  es  sich  hier  nur  um  das  schlechtere  Ackerland, 
um  Weide  und  Wald. 

Was  zunächst  die  Nutzungsverhältnisse  an  diesem  Ackerlande 
anlangt,  so  gibt  es.  eine  ganze  Reihe  Gemeinden,  in  denen  noch 
das  Prinzip  der  e'sten  Besitzeinnahme  herrscht,  wie  in  Bezug  auf 
die  Höfe  und  Druschplätze.  Dieses  Prinzip  besteht  darin,  daß 
die  Dschemaats,  statt  Ackerland  gleichmäßig  unter  die  Gemeinde- 
mitglieder zu  verteilen,  zulassen,  daß  ein  jeder,  sogar  ein  Frem- 
der, wenn  er  nur  im  betreffenden  Dorfe  wohnt,  soviel  ackert  und 
säet,  wie  er  will  und  auch  wo  er  will. 

So  ist  z.  B.  in  Duvankoj  und  in  den  übrigen  zu  dieser  zu- 
sammengesetzten Dschcmaat  gehörenden  Dörfern  die  »Nutzung 
des  gemeinsamen  Landes  ungeregelt :  ein  jeder ,  sogar  jeder 
Fremder,  wenn  er  nur  im  Dorfe  wohnt,  kann  auf  dem  gemein- 
samen Lande  säen;  dabei  sind  die  Wirte  weder  in  der  Wahl  der 
Größe  noch  der  Lage  der  Stücke  beschränkt  und  haben  an  die 
Gemeinde  nichts  zu  entrichten«.  In  Ojsunki  und  mehreren  ande- 
ren Dörfern  der  Tav-Badraker  Wolost   »ackert  und  säet  derjenige, 

i)  Leider  sind  wir  hierin  nur  auf  das  Material  der  statistischen  Erhebung  von 
iS86  ania;e\viesen ;  die  von  1906  berührt  diese  Frage  nicht.  (Wenigstens  liegt  in 
den  bis  jetzt  erschienenen   Bänden   nocli   kein  Material   vor.) 
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der  das  i-inc  oder  das  antlerc  Stück  zucM-.st  einnahm*  ');  vom  Ge- 
mcindclandc  \vii(J  liier  »soviel  geackert,  wieviel  ein  jeder  kann  . 
»Fremde  werden  auch  zur  Nutzun^^  des  gemeinsamen  Landes  un- 
entgeltlich zugelassen,    wenn   sie   in  demselben  Dorfe    wohnen-  -'). 

Natürlich  hängt  nicht  nur  die  Lage,  Größe  und  die  Zahl  der 
eingenommenen  Stücke  von  der  wirtschaftlichen  Kraft  des  be- 
treffenden Bauern  ab,  sondern  auch  die  Dauer  der  Nutzung. 
-Wer  einen  Streifen  einsäet,  dem  gehört  er  auch«  —  bis  zum 
Ende  der  Ernte.  Kommt  dem  in  der  nächsten  Säezeit  ein  anderer 
Dorfgenosse,  nicht  nur  Gemeindemitglied  zuvor,  so  kann  ihm  der 
erste  nicht  widersprechen.  Wenigstens  wird  sein  Protest  von  den 
Greisen  und  der  Ortsgeistlichkeit  nicht  gebilligt. 

Daß  dieses  systemlo.se  Verfahren  eine  Ungleichheit  der  In- 
anspruchnahme des  Gemeindelandes  zur  Folge  haben  muß,  liegt 
auf  der  Hand  ;  denn  dem  wirtschaftlich  Stärkeren  wird  es  immer 
gelingen,  die  meisten  und  bestgelegenen  Landstücke  einzunnehmen. 

Gew'iß  ist  die  Nachfrage  nach  diesem  Ackerland,  wie  noch 
zu  zeigen  sein  wird,  mehr  oder  weniger  auf  die  Schicht  der  ärmeren 
Gemcindemitglicdcr  beschränkt  und  dadurch  die  Konkurrenz  der 
wohlhabenden  Bauern  ausgeschlossen  ;  aber  auch  unter  den  ärmeren 
gibt  es  stärkere  und  schwächere,  und  von  ihnen  ziehen  die  letz- 
teren mit  Naturnotwendigkeit  den  Kürzeren. 

In  anderer  Hinsicht  ist  diese  ungeregelte  Nutzungsweise  mehr 
oder  weniger  für  alle  Gemeindemitglieder  nachteilig ;  denn  die  zum 
Nutzanteile  gehörigen  Stücke  liegen,  äußerst  mannigfaltig  in  der 
Form,  durchaus  zersplittert  durcheinander ;  und  das  Land  ist  nicht 
systematisch  angebaut,  sondern  fleckenweise  ;  regelmäßig  konmien 
zwischen  dem  einen  und  anderen  Stücke  größere  oder  kleinere 
Oasen  unangebauten  Landes  vor.  Wo  die  Gemeinden  viel  Weide- 
land und  wenig  Ackerland  besitzen,  da  erscheinen  die  ange- 
bauten Stellen  als  Oasen.  Also  ein  Bild,  das  im  kleinen  noch 
bunter  ist,  als  die  bunte  Landkarte  von  Deutschland  von  1786. 
Natürlich  ist  damit  ein  großer  Verlust  an  Land  verbunden  ;  eben- 
so an  Zeit    beim  Zugang    zu   den  Stücken    und    ihrer  Bestellung. 

Ist  in  allen  den  eben  betrachteten  Fällen  die  Idee  der  wirt- 
schaftlichen Einheit  der  Gesamtheit  noch  gar  nicht  zum  Bewußt- 


1)  Statistische  Erhebung  von    1886,   Anhang,  S.   35. 

2)  Ebenda  S.  14.  Ich  mache  den  Leser  darauf  aufmerksam,  daß  eine  und 
dieselbe  Nutzungsweise  am  gekauften  Lande  (Duvankoj)  und  am  alten  Dschemaat- 
besitz  (Ojsunki)  geübt  wird. 
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sein  der  Bauern  gekommen,  so  beginnt  sie  in  denjenigen  Fällen 
zu  keimen,  wo  die  Nutznießung  des  gemeinsamen  Landes  an  eine 
bestimmte  Leistung  an  die  Gesamtheit  gebunden  ist. 

So  heißt  es  z.  B.  für  den  Dschemaat  Sujurtasch  in  der  Ka- 
ralezer  Wolost:  »Das  ganze  gemeinsame  Land  besteht  aus  Weide- 
land und  Buschwald  ;  Ackerland  gibt  es  ganz  wenig  und  es  ist 
sehr  schlecht ;  benutzt  wird  es  nur  von  den  ärmeren  Wirten,  die 
keine  eigenen  Stücke,  wie  die  reichen,  besitzen.  Jeder  von  ihnen 
wählt  sich  die  Ackerstücke  allein :  er  ackert,  wo  und  soviel  er 
will,  nur  muß  er  der  Gemeinde  den  zehnten  Teil  seiner  Ernte 
abtreten«  ^). 

In  Kalymtaj  der  Duvankoj'er  Wolost  werden  von  dem  ge- 
meinsamen Lande  nur  36  Dessj.  bestellt.  Es  säen  nur  die  armen 
Wirte,  die  keine  eigenen  Stücke  besitzen  ;  an  die  Gemeinde  geben 
sie  dann  ein  Zehntel  ihrer  Ernte  ab.  Die  so  erhaltene  Frucht 
verkauft  die  Gemeinde  irgend  einem  Mitgliede  und  bezahlt  mit 
dem  Gelde  die  Steuern.  Die  »Fremden«,  die  im  Dorfe  wohnen, 
werden  den  Gemeindemitgliedern  gleichgestellt-). 

In  der  Bachsaner  Administrationsgemeinde  der  Zuja'er  Wolost 
finden  wir  noch  einen  Zug,  der  eine  gleichmäßigere  Xutzanteil- 
nahme  bezweckt,  im  wesentlichen  aber  fehl  schlägt.  »In  den- 
jenigen Fällen  des  gemeinsamen  Besitzes,  in  denen  der  Anteil 
eines  jeden  bekannt  ist,  ackert  ein  jeder,  wo  und  wieviel  er  will, 
doch  muß  er  einen  zehnten  Teil  der  Ernte  der  Gemeinde  ab- 
geben. Die  daraus  erhaltene  Geldsumme  mit  der  von  den  Hälft- 
lern eingebrachten  dient  zur  Steuerzahlung.  Bleibt  was  übrig, 
so  wird  es  unter  die  Wirte  entsprechend  den  Besitzanteilen  ver- 
teilt« ^).  Folglich  kann  z.  B.  ein  Tatarenbauer,  obwohl  er  unter 
1000  Dessj.  nur  50  besitzt,  loo  Dessj.  nutzen  gegen  Abgabe  des 
Zehnten,  und  am  Ende  kann  er  noch  eine  Summe  aus  der  Ge- 
meindekasse bekommen.  Also  auch  in  diesen  Fällen  ist  die 
Nutzung  des  gemeinsamen  Landes  mehr  auf  die  wirtschaftliche 
Kraft  der  Wirte  als  ihre   Besitzanteile  zugeschnitten. 

Außer  diesen  unbeschränkten    und  ijewissermaßen  bediuijten 


i)  Statistische  Erhebunti  von   18S6,   Anhang  S.  7. 

2)  Ebenda  S.  35;  als  »Fremde«  werden  im  Gegensatze  zu  den  »Eigenen«  jene 
Bauern  bezeichnet,  die  in  dem  betreffenden  Dorfe  wohnen,  aber  keinen  Rechtsan- 
spruch auf  das  Gemeindeland  haben ;  sie  sind  also  keine  Gemeindemitglieder,  das 
sind  nur  die  »Eigenen«,  die  ein  Roclu  auf  einen  (idealen)  Teil  des  Gemeinde- 
Landes  haben. 

3)  Ebenda  S.  23. 
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.\ut-/unj4S\vciscn  linden  wir  Gtnicindcn  mit  begrenzter  oder  be- 
schränkter Nutzung,  aus  der  im  nächsten  Stadium  eine  Art  Nor- 
mierung entsteht.  Ein  lieispiel  für  die  erste  unvollkommenere 
Xut/.ungsform  liefert  das  iJorf  Karatschi  ^hier  gibt  es  keine 
richtige  Verteilung  des  Landes.  Nur  so  viel  ist  bestimmt,  daß 
niemand  mehr  als  drei  Dcs.sjatinen  einnehmen  darf ;  aber  das 
Recht  wird  nicht  voll  ausgenutzt :  die  Mehrzahl  der  Wirte  säet 
nicht  mehr  als   i    Des.sj.  ein,  das  andere  dient  als  Weide«'). 

In  bestimmterer  Form  erscheint  diese  Normierung  dort,  wo 
»einem  jeden  Wirte  eine  bestimmte  Landfläche  von  dem  gemein- 
samen Lande  zugeteilt  wird<.  So  wird  in  Bijuk-Jaschlaw  meinem 
jeden  Wirte  eine  Dessjatine  Ackerland  vom  gemeinsamen  Lande 
zugeteilt;  in  Sokav,  Azek  und  Tscherkez-Eli  eine  halbe  Dessj. ; 
(in  Azek  bekommen  von  der  Gemeinde  für  2  Rubel  auch  Fremde 
ein  Stück  zugeschnitten,  also  wird  hier  zwischen  Eigenen  und 
Fremden  genau  unterschieden);  in  Bi-Eli  und  Kotschkar-Eli  eine 
Viertel-Dessj.  In  diesen  zwei  Dschemaats  bekommen  die  Wirte 
ihre  Aecker  zu  dreijähriger  Bestellung,  nach  der  das  Land  17 
Jahre  als  Viehweide  liegen  gelassen  wird  -). 

Noch  mehr  normierend  greift  die  Gemeinde  ein  z.  B,  im 
Dorfe  Teberti :  »Jedes  Jahr  bestimmt  die  Versammlung  der  Greise, 
was  für  ein  Teil  des  Gemeindelandes  bestellt  werden  soll,  dann 
teilen  sie  ihn  in  kleine  Streifen  nach  der  Zahl  der  Wirte,  d  i  e 
ackern  wollen;  ein  Wirt,  der  nicht  imstande  ist  zu  ackern 
oder  wenigstens  mit  der  Schaufel  das  Land  zu  lockern,  kann 
auch  nicht  das  kleinste  Stück  bekommen.  Fremde,  die  im  Dorfe 
wohnen,  werden  gleich  den  Eigenen  behandelt  und  ihr  Wunsch 
zu  ackern  berücksichtigt.  Ist  das  Land  nun  in  kleine  Stücke 
zerschlagen,  so  bestimmen  die  Greise  den  Pachtpreis  eines  jeden 
einzelnen  Streifens  und  verlosen  sie<. 

Diese  Eintaxierung  der  Stücke  ist  hervorgerufen  durch  die 
große  Verschiedenheit  der  Qualität  des  Bodens:  »Es  ist  kaum 
eine  Stelle  auf  der  Datscha  zu  finden,  wo  dieselbe  Bonität  sich 
auf  eine  größere  Landfläche  erstrecken  würde«.  Die  Streifen 
w-erden  so  lange  genutzt,  bis  die  Gemeinde  bestimmt,  daß  dieser 
Landteil    zur  Erholung  liegen  gelassen  werden  muß ;    gewöhnlich 


i)  Statistische  Erhebung  von   1886,  Anhang  S.    14. 

2)  Ebenda  S.  14.  Interessant  ist,  daß  man  solche  Uebergänge  zur  Normierung 
der  Ackerland-Nutzung  nicht  bloß  in  Gemeinden  mit  gekauftem  Gemeindebesitze 
(Teberti)  beobachtet,  sondern  auch  in  solchen  mit  altem  Dschemaatbesitze. 
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geschieht  das  nach  zwei  Jahren«^). 

Hier  tritt  die  oberste  Verfügungsgewalt  der  Gemeinde  in 
Person  der  Greisenversammking  ganz  klar  zutage.  Diese  Macht 
erweitert  den  Kreis  der  Wirte,  die  das  gemeinsame  Land  nutzen. 
Sie  macht  es  möglich,  daß  nicht  nur  die  wohlhabenden  Bauern, 
sondern  auch  die  mit  geringster  wirtschaftlicher  Kraft  zur  Nut- 
zung gelangen,  und  innerhalb  dieser  Grenzen  sorgt  sie  für  die 
»gerechte«  Verteilung  des  Landes.  Nur  insofern  sind  die  Besitz- 
rechte der  Gemeindemitglieder  noch  nicht  ganz  klar,  als  sie  zur 
Nutzung  nur  diejenigen  zuläßt,  die  das  nötige  Inventar  zur  Be- 
stellung des  zugeschnittenen  Ackers  haben,  und  keinen  Unterschied 
zwischen  den  »Eigenen«  und  »Fremden«  macht.  Charakteristisch 
ist,  daß  dieses  System  die  Pacht  der  Stücke  des  einen  Mitglieds 
durch  einen  andern  ausschließt. 

Einem  hochentwickelten  Stadium  des  markgenossenschalt- 
lichen  Besitzes  entspricht  die  Nutzungsweise  des  gemeinsamen 
Ackerlandes  in  den  Dschemaats  Malye-Kobazy  -)  (der  Tav-Bad- 
rak'er  VVolost)  und  Mamaschaj^)  (der  Duvankoj'er).  Hier  wird 
das  Ackerland  unter  den  Gemeindemitgliedern  gleichmäßig  ver- 
teilt. Die  Gleichmäßigkeit  wird  dadurch  erreicht,  daß  das  ge- 
samte Ackerland  je  nach  der  Qualität  in  mehrere  größere  Stücke 
^zerschlagen«  wird,  diese  in  Gewanne  und  die  Gewanne  in  Streifen; 
ein  jedes  Gemeindemitglied  bekommt  dann  in  verschiedenen  Ge- 
wannen verschiedener  Größe  und  Güte  Streifen  zugeteilt. 

Die  Wirte  erhalten  ihre  Streifen  auf  2 — 3  Jahre,  oder  so 
lange,  bis  die  Gemeinde  das  betreffende  Ackerlandstück  zur  Er- 
frischung liegen  zu  lassen  bestimmt.  Jeder  kann  seine  Streifen 
Eigenen  und  Fremden  verpachten,  ohne  daß  er  jedesmal  die  P2r- 
laubnis  der  Gemeinde  einholt. 

Die  Nutzungsdauer  des  Ackerlandes  hängt  davon  ab,  ob  in 
den  Dschemaats  eine  periodische  PLrholung  des  Ackerlandes  durch 
Weideland  üblich  ist  oder  nicht,  und  ob  in  den  Dschemaats 
freies  Okkupationsrecht  herrscht  oder  ein  mehr  oder  weniger  ge- 
regeltes Nutzungssystem  verbreitet  ist.  Findet  keine  periodische 
Erholung  statt  und  wird  die  Nutzung  des  Ackerlandes  nicht  nor- 
miert, so  hängt  die  Nutzungsdauer  ebenso  wie  die  Größe,  Zahl 
und  Lage  der  Ackerstreifen  allein  von  der  wirtschaftlichen  Stärke 

1)  Statistische  Erhebung   von    iSSO,    Anhang   S.    15   und   30. 

2)  Anhang  S.    15. 

3)  Anhang  S.  36. 
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der  Wirte  ab,  sodaß  viele  von  den  Gemeindemitgliedern,  die  kein 
eigenes  Inventar  besitzen,  überhaupt  nichts  vom  Gemeindelande 
haben. 

In  vielen  iJschemaats  wird  das  Land  alle  drei  bis  vier  Jahre 
zu  Drusch  liegen  gelassen.  Meistens  sind  das  die  mit  geregelter 
Ackcrlandnutzung,  aber  das  ist  auch  in  solchen  mit  beschränktem 
(Jkkupationsrecht  üblich;  in  beiden  Fällen  ist  die  Nutzung  der 
Ackerlandstreifen  auf  die  Dauer  der  Erfrischungsperiode  gesichert. 

Diese  periodischen  Erholungen  sind  nicht  mit  den  allgemeinen 
Umteilungen  des  russischen  Mirs  zu  verwechseln.  Die  Sache  ist 
hier  anders  :  eine  jede  Gemeinde  hat  ihr  Ackerland  auf  drei  bis 
vier  Stellen.  Tritt  eine  Erschöpfung  des  Bodens  auf  einer  dieser 
Stellen  ein,  so  bestimmt  die  Versammlung  der  Greise  sie  -^ruhen< 
zu  lassen  und  eine  andere  in  Anbau  zu  nehmen.  Natürlich  hängt 
die  Erschöpfung  der  verschiedenen  Stellen  von  der  Qualität  des 
Bodens  und  davon  ab,  wieviel  Jahre  sie  schon  bestellt  waren; 
das  ist  in  der  Regel  verschieden,  so  daß  jedes  Jahr  nur  die  eine 
oder  die  andere  Stelle  zur  Erholung  liegen  gelassen  und  eine 
neue  im  Weidclande  in  Anbau  genommen  wird. 

I^ei  der  Betrachtung  der  Nutzungsweisen  des  Graslandes  muß 
man  unterscheiden  zwischen  solchem,  das  ständig  Gras  trägt,  also 
Wiesenland,  und  solchem,  das  nur  in  guten  feuchten  Jahren  Gras 
trägt ;  letzteres  kommt  vor  auf  besserem  Weidelande  und  meistens 
auf  Stoppellande. 

Das  Wiesenland  bildet  in  den  gebirgigen  Teilen  des  Kreises 
Privateigentum  der  einzelnen  Gemeindemitglieder  und  dement- 
sprechend sind  die  Nutzungsweisen.  In  manchen  Gemeinden 
wächst  aber  in  besseren  Jahren  Gras  auf  der  Viehweide,  so  z.  B. 
in  Teberti.  Dieser  Grasschlag  wird  nicht  verteilt,  sondern  von 
den  Gemeindemitgliedern  versteigert  und  der  Erlös  zur  Deckung 
der  Gemeindeausgaben  verwendet  ^). 

In  den  flacheren  Teilen  des  Kreises  gibt  es  noch  Wiesen, 
die  sich  in  gemeinsamem  Besitze  befinden.  Die  Nutzungsver- 
hältnisse an  ihnen  richten  sich  nach  denjenigen  am  Ackerlande. 
Wo  die  freie  unbeschränkte  Besitzeinnahme  üblich  ist,  da  werden 
auch  die  Wiesenstücke  frei  eingenommen  und  genutzt;  wo  das 
Ackerland  gleichmäßig  verteilt  wird,  da  werden  auch  die  Wiesen 
verteilt.  Der  einzige  Unterschied,  der  hierin  vorhanden  ist,  be- 
steht darin,  daß  die  Wiesen  alljährlich  verteilt  werden,    während 

i)  Statistisches  Jahrbuch.     Abt.  III.      S.   84. 
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die  Ackerlandstreifen  den  Bauern  auf  mehrere,  auf  2,  3,  4  Jahre 
usw.  zugewiesen  werden  bis  zur  Zeit,  wo  der  gesamte  Teil  der 
Ackerflur  des  Dorfes,  in  der  die  betreffenden  Streifen  liegen,  von 
der  Versammlung  der  Greise  zur  Erholung  bestimmt  wird. 

Dieser  Unterschied  erklärt  sich  durch  die  Eigentümlichkeiten 
der  Nutzungen.  Erstens  ist  die  Heuernte  auf  einem  und  dem- 
selben Stücke  nicht  jedes  Jahr  gleich ;  sie  ist  auch  verschieden 
auf  den  verschiedenen  Teilen  der  Wiese;  das  verlangt  eine  all- 
jährliche Veränderung  der  Zahl,  der  Lage  und  der  Größe  der 
Stücke,  die  den  einzelnen  zugewiesen  werden,  und  zweitens  ver- 
langt die  Nutzung  des  Wiesenlandes  bei  den  gegebenen  exten- 
siven Wirtschaftsverhältnissen  keinen  ständigen  und  systematischen 
Aufwand  von  Arbeit. 

Wenn  (in  seltenen  Jahren)  auf  dem  Stoppellande  Gras  wächst, 
so  wird  es  in  der  Regel  von  demjenigen  abgemäht,  dem  das 
Stück  in  dem  gegebenen  Jahre  gehörte,  und  nachher  kommt  die 
Gemeindeherde  drauf. 

Es  kommt  in  keiner  Gemeinde  vor,  daß  das  Weideland  unter 
die  Wirte  verteilt  wird :  es  wird  in  allen  gemeinsam  genutzt. 
Diese  Art  der  Nutzung  ist  durch  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
bedingt:  es  wäre  viel  zu  teuer,  wenn  ein  jeder  Wirt  entsprechend 
seinem  Nutzanteile  Weideland  zugeteilt  bekommen  sollte,  auf  dem 
er  seine  drei,  fünf  bis  zehn  Stück  Vieh  allein  weiden  wollte.  Er 
müßte  eine  Arbeitskraft  seiner  Wirtschaft  entreißen,  für  eine  Ar- 
beit, die  sie  nicht  voll  in  Anspruch  nimmt.  Um  das  zu  vermei- 
den, wird  das  ganze  Vieh  des  Dorfes  zusammen,  herdenweise 
geweidet.  Dazu  werden  einige  Hirten  von  den  Dschemaats  ge- 
meinsam gemietet. 

Das  ist  das  Gemeinsame  aller  Dschemaats.  In  anderer  Hin- 
sicht sind  auch  Unterschiede  vorhanden  :  in  den  meisten  Dsche- 
maats kann  ein  jeder  Dorfgenosse,  auch  der  »Fremde«,  soviel 
Stück  Vieh  auf  das  gemeinsame  Stück  Weideland  lassen,  als  er 
will.  Es  liegt  also  hier  eine  unbeschränkte,  dabei  aber  bedingte 
Nutzung  vor.  Auch  die  Art,  wann  und  wie  er  das  Vieh  auf  die 
Weide  läßt,  hängt  von  ihm  ab.  Das  ist  sehr  wichtig,  denn  »nach 
dem  Schafe  frißt  der  Ochse  nicht,  und  außerdem  reibt  es  das 
Land  sehr  auf«.  In  der  Regel  werden  demnach  diejenigen  be- 
nachteiligt,  die  Großvieh  halten,  Ochsen,   Kühe,   Pferde  usw. 

Diese  unbeschränkte  Nutzungsweise  zerfällt  in  zwei  Arten. 
Die  erste  Art  lie<;t  dann  vor.  wenn  für  das  Weiden  des  \'iehs  der  Gc- 
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iiicindc  nichts  entrichtet  wird.  Sic  ist  in  der  Kegel  in  Gemeinden 
verbreitet,  in  denen  für  die  Nutzung  des  Ackerlandes  der  zehnte 
Teil  der  l'.rnte  zur  Steuerdeckung  entrichtet  wird,  also  in  Ge- 
meinden mit  bedingter  Ackerlandnutzung.  Dann  in  der  Zuja'er 
VVolost,  in  den  Gemeinden  mit  der  höheren  Form  der  bedingten 
Ackerlandnutzung.  Auch  hier  »kann  ein  jeder  soviel  Vieh  auf 
der  Gemeindeweide  unentgeltlich  halten,  als  er  will«  'j.  Ebenso 
in  der  Gemeinde  Karatsch  mit  beschränkter  Ackerlandnutzung. 

Aufierdem  treffen  wir  die  unbeschränkte  Weidenutzung  in 
Gemeinden  mit  normierter  Ackerlandnutzung.  In  der  Regel  liegen 
diese  Dschemaats  in  den  Bergen,  wo  das  Weideland  sehr  schlecht 
ist  (meist  mit  Buschwald  bedeckt)  und  mehreren  Dörfern  zu- 
sammen gehört;  auch  wird  in  ihnen,  was  sehr  wichtig  ist,  ge- 
wöhnlich wenig  Vieh  gehalten.  Hierher  gehören  die  Dörfer 
Teberti,  Sujurtasch,  Uppa,  Kutschki  und  Mamaschaj. 

Die  zweite  Art  kommt  in  solchen  Dörfern  vor,  in  denen  für 
die  Viehweide  an  die  Gemeinde  eine  gewisse  Summe  pro  Stück 
entrichtet  werden  muß.  Sie  ist  in  denjenigen  Dschemaats  ver- 
breitet, in  denen  das  Ackerland  frei  und  unentgeltlich  Eigenen, 
wie  Fremden  zur  Verfügung  steht.  Diese  Nutzungsweise  der 
Weide  weist  zwei  interessante  Unterschiede  auf.  So  gibt  es  Ge- 
meinden, in  denen  bis  zu  einer  Grenze  das  Viehweiden  unent- 
geltlich ist,  z.  B.  bis  zu  lO  Stück  großen  Viehes  auf  einen  Wirt. 
Darüber  hinaus  werden  pro  Stück  großen  Viehes  75  Kop.  und 
15  Kop.  pro  kleines  (Schaf)  erhoben.  Fremde  und  Eigene  wer- 
den gleich   behandelt. 

Dann  gibt  es  Gemeinden,  wo  ein  jeder  Wirt  für  jedes  Stück 
Vieh,  vom  ersten  bis  zum  letzten,  eine  bestimmte  Geldsumme  an 
die  Gemeinde  entrichten  muß.  Dabei  werden  in  vielen  Fremde 
gleich  den  Eigenen  behandelt.  In  manchen  dagegen  müssen  sie 
von  50  Kop.  bis  i  Rubel  für  das  Stück  Großvieh  mehr  zahlen 
und  für  ein  Schaf  10   Kop. 

Die  Weide  kommt  den  Bauern,  auf  die  Dessjatine  berechnet, 
viel  billiger  als  den  Hälftlern  bei  den  benachbarten  Gutsherrn  : 
gewöhnlich  nicht  mehr  als  i  Rub.  50  Kop.  Das  hängt  damit 
zusammen,  daß  diese  Abgaben  so  berechnet  sind,  daß  sie  die 
Grund-  und  Bodensteuern  und  sonstigen  kleinen  Gemeindeaus- 
gaben  decken.      Außerdem   charakterisiert    sich    diese    Nutzungs- 


i)  Statistische  Erhebung  von   1886.      Anhang  S.  23. 
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weise  dadurch,  daß  jede  Art  Pacht   des  Weidelandes  seitens  eines 
Dorfgenossen  beim  anderen  ausgeschlossen  ist. 

Verhältnismäßig  selten  kommt  die  Nutzungsweise  vor,  wo 
die  Greisenversammlung  bestimmt,  wieviel  Stück  Vieh  auf  einer 
Dessjatine  gehalten  werden  darf.  »In  denjenigen  Dschemaats,  in 
denen  die  Nutzung  des  Weidelandes  normiert  ist,  wird  auf  ein 
Stück  Großvieh  etwas  weniger  als  eine  Dessjatine  überlassen«  '). 
Natürlich  schwankt  diese  Norm  nach  der  Qualität  des  Bodens. 

Mit  Rücksicht  auf  diese  Norm  kann  ein  jeder  Wirt  auf  der 
Gemeindeweide  nur  eine  gewisse  Zahl  Vieh  halten.  Reicht  die 
Zahl  des  eigenen  Viehes  nicht  bis  zur  Norm  aus,  so  kann  ein 
jeder  Besitzer  fremdes  aufnehmen,  wobei  die  Bedingungen  der 
Aufnahme  von  der  freien  Uebereinkunft  der  Betreffenden  abhängt. 
Nur  auf  diese  Weise  können  Fremde  zur  Nutzung  gelangen.  In 
diesem  Falle  ist  also  die  Pacht  möglich  und  üblich;  das  ist  von 
großer  Bedeutung  für  die  ärmeren  Bauern,  denn  auch  sie  können, 
wenn  sie  auch  nicht  genug  Vieh  oder  gar  keins  haben,  ihren 
Teil  voll  ausnutzen  und  brauchen  ihn  nicht  den  Wohlhabenden 
unentgeltlich  zu  überlassen.  Nur  dieses  System  erreicht  darnach 
eine  gewisse  Gerechtigkeit  in  der  Verteilung  des  Nutzens  vom 
gemeinsamen  Besitze.  Diese  Nutzungsweise  ist  hauptsächlich  in 
den  Gemeinden  üblich,  wo  das  Ackerland  mehr  oder  weniger 
normiert  wird. 

Wald  besitzen  die  meisten  Dschemaats,  die  am  nördlichen 
Abhänge  des  Jaila-Gebirges  liegen. 

Infolge  des  systemlosen  Rodens,  das  seit  alters  in  allen 
Dschemaats  üblich  war  und  jetzt  noch  in  den  meisten  verbreitet 
ist,  gibt  es  heutzutage  fast  kein  Bauholz  mehr.  Nur  einige 
Dschemaats  erfreuen  sich  einiger  Streifen  guten  Bauholzes,  sonst 
sind  die  ganzen  Flächen  des  sogenannten  Waldes  mit  Buschwald, 
der  meist  nur  Brennholz  liefert,  bedeckt. 

Noch  vor  30  Jahren  wurde  nicht  nur  von  Eigenen  sondern 
auch  von  Fremden  ohne  Kontrolle  der  Dschemaats  und  unent- 
geltlich Holz  geschlagen.  Ein  jeder  konnte  I  lolz  schlagen  wo 
und  wieviel  er  wollte,  nicht  nur  für  den  eigenen  Bedarf,  sondern 
auch  zum  Verkauf.  Um  die  vciUige  X'ernichtung  des  Waldes 
zu  verhüten,  fingen  die  Dschemaats  in  der  letzten  Zeit  an,  die 
Ausbeutungsfreiheit  der  Bauern  einzuschränken  :  sie  erlauben  jetzt 


l)  Statistische  Erhebung  von   1886.     Anhang  S.  6. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  41. 
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nur  liir  die  Ik;(lai-fsdcckun<{  in  eichener  Wirtschaft  Holz  zu  schlagen, 
nicht   aluT  ziini   Verkauf. 

Diese  hLinschränkun^f  ist  jetzt  in  allen  Dschemaats  verbreitet. 
Von  irgendwelcher  wirtschaftlichen  Bedeutung  ist  sie  jedoch  nur 
für  die  Dörfer  Akschei  und  Goljumbej  der  Duvankoj'er  Wolost 
und  für  Uppa  und  Kutschki  der  Karalez'er.  Im  letzteren  konnte 
noch  im  Anfang  der  8oer  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  ein 
jeder  Holz  schlagen  nicht  nur  für  den  eigenen  Bedarf,  sondern 
auch  zum  Verkauf,  und  zwar  wo  er  wollte  und  wieviel  er  im- 
stande war.  um  1885  hat  die  Dschemaat  das  Holzschlagen  zum 
Verkaufe  verboten,  weil  der  Großwald  schon  fast  ganz  nieder- 
gelegt war.  Außer  den  Besitzern  nutzen  den  Wald  auch  Fremde, 
die  im  Dorfe  wohnen.  Sie  erhalten  das  Recht  dazu  gegen  eine 
Zahlung  an  die  Gemeindekasse  :  derjenige  Wirt,  der  kein  Vieh 
hat,  muß  2  l\ul)cl  im  Jahr  zahlen,  und  der  ein  Paar  Ochsen 
und  mehr  besitzt,  5  Rubel.  »Das  sind  die  Bedingungen,  die 
von  den  Besitzern  gestellt  werden,  aber  in  den  meisten  Fällen 
werden  sie  nicht  erfüllt.  Die  Schuld  daran  tragen  außer  den 
nichtzahlenden  die  einflußreichen  Mitbesitzer  geistlichen  Standes, 
die,  um  Gerichtsprozesse  und  schwere  Zwangsmittel  zu  vermeiden 
darauf  hinwirken,  daß  den  nichtbesitzenden  Dorfgenossen  nach- 
gegeben werde«  ^). 

Der  Wald  liefert  nicht  nur  Brennholz,  sondern  auch  Material 
für  Zäune  und  manchmal  auch  W'aldnüsse  ;  außerdem  dient  er 
zugleich  als  Viehweide,  auf  der  die  Eigenen  wie  die  Fremden 
ihr  Vieh  weiden. 

hl  dem  letzterw^ähnten  Dorfe  Uppa  kommen  auch  Waldnuß- 
bäume vor  ;  die  Nüsse  werden  von  allen  unbehindert  gesammelt, 
denn  Nußbäume  gibt  es  so  wenig  und  sie  stehen  so  zerstreut  im 
Walde,  daß  die  Dschemaat  kein  Interesse  daran  hat,  die  Aus- 
beutung auf  sich  zu  nehmen,  oder  die  Nutzung  zu  regeln.  Im 
gebirgigen  Teile  der  Zuja'er  Wolost  werden  die  Nüsse  durch  ge- 
dungene Kräfte  gesammelt  und  dann  gleichmäßig  unter  die  Be- 
sitzer verwogen. 

Zuletzt  seien  noch  einige  Eigentümlichkeiten  der  Dschemaats 
angedeutet. 

Die  tatarische  Dschemaat  kennt  keine  Versammlung  aller  be- 
sitzberechtigten Wirte.  Alle  Angelegenheiten  werden,  soweit  es 
nur  geht,    von    der  Versammlung    der  Greise    erledigt.     Am    ein- 

I)  Statistische  Erhebung  von   18S6.     Anhang  S.  7  und  8. 
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flußreichsten  sind  in  diesen  die  Vertreter  der  lokalen  Geistlich- 
keit (Imam  oder  Katyb),  dann  die  Chadschis-Leute,  die  eine 
Pilgerung  nach  Mekka  oder  Äledina  gemacht  haben,  angesehene 
Greise  und  Leute  »großen  Verstandes«  ,  meist  wohlhabende 
Bauern. 

Bei  der  Beschlußfassung  hält  man  sich  nicht  streng  an  das 
Zählen  der  Stimmen ;  es  gibt  keine  Norm  über  die  Zahl  der 
Stimmen,  die  abgegeben  werden  müssen,  damit  der  Beschluß 
gelte,  außer  in  solchen  Fällen,  wo  die  Dschemaat  mit  dem  Ge- 
richte oder  der  Administration  usw.   in  Berührung  kommt. 

Dem  Beschlüsse  dieser  Versammlung  leisten  alle  anderen 
Dschemaat-Mitglieder  Gehorsam.  Beispiele  hierfür  hatten  wir 
schon  in  dieser  Abhandlung. 

Als  zweites  charakteristisches  Moment  kommt  in  Betracht, 
daß  den  tatarischen  Dschemaats  der  Begriff  der  »Revisionsseele« 
als  einer  Landverlosungseinheit  absolut  unbekannt  ist,  obwohl 
alle  Wolostumlagen  bis  in  die  8oer  Jahre  hinein  nach  Revisions- 
seelen veranlagt  wurden. 

Drittens  ist  die  Tatsache  hervorzuheben,  daß  Fremde  d.  h. 
Bauern,  die  in  dem  betreffenden  Dorie  wohnen,  zur  Nutzung  des 
Gemeindelandes  zugelassen  werden  und  in  vielen  vor  den  Eigenen 
bevorzugt  werden,  wenn  sie  eigenes  Inventar  haben. 

Und  endlich  viertens  die  Art  der  Steueraufbringung.  In  vielen 
Gemeinden  werden  die  Steuern  und  verschiedene  andere  Abgaben 
von  Grund  und  Boden  aufgebracht  und  zwar  in  der  Form  einer 
Naturalabgabe :  Ein  jedes  Dschemaatmitglied,  wie  auch  jeder 
Fremde,  der  Gemeindeland  ackert,  muß  den  zehnten  Teil  der 
Ernte  der  Dschemaat  abtreten.  Das  auf  solche  Weise  gesam- 
melte Getreide  wird  von  einigen  Vertretern  der  Greisenversamm- 
lung verkauft  und  die  eingelöste  Geldsumme  zur  Deckung  der 
Grundsteuer  und  überhaupt  für  Gemeindcausgaben  verwendet. 

Noch  häufiger  kommt  die  Steuerdeckung  durch  die  l-^in- 
nahme  vom  Vieh«i)  vor.  Im  Dorfe  Teberti  wird  die  ^Steuer- 
summe  zum  Teil  aufgebracht  durch  die  Einnahme  vom  Acker- 
lande; bevorzugt  ist  aber  ihre  Verteilung  nach  der  Viehzahi, 
die  von  einem  jeden  Wirte  auf  der  Gemeindeweide  gehalten 
wird<  ^). 


i)  Statistische  Tab.     Anhang  S.  35. 
2)  Statistische  Tab.     Anhang  S.  7. 
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In  manchen  Uörfcin  der  Zujaer  VVolost  wird  die  »Stcuer- 
sumnie  auf  die  einzelnen  Wirte  umgelegt  nach  der  Zahl  des 
Viehes,  die  ein  jeder  hält,  dabei  werden  5  Stück  Schafe  gleich 
einem  Großvieh  (Ochse,  Kuh,  Pferd)  £,^erechnet.  In  manchen 
dieser  Dörfer  werden  die  Steuern  nur  von  den  Hälftlern  aufge- 
bracht« *). 

l)  Statistische  Krhebunj^  von    1886.     Anhang  S.   23. 
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IV.    Kapitel. 

Die   Bedingungen   der  Ausgestaltung  der  Nutzungsweisen  des 

Gemeinbesitzes. 

Die  Momente,  die  die  eine  oder  andere  Nutzungsweise  am 
Gemeindebesitze  bewirken,  wurzeln  in  den  Existenzbedingungen 
der  Bauern.  Als  eine  von  diesen  muß  an  erster  Stelle  der  Grad 
der  »Landenge«  bez.  der  »Landfreiheit«  genannt  werden.  Diese 
Begriffe  dehnen  sich  gewiß,  je  nach  der  Betriebsorganisation  d.  h. 
für  die  gegebenen  Verhältnisse  je  nach  dem,  ob  Viehzucht  oder 
Landwirtschaft  vorherrscht. 

Ist  das  erstere  der  Fall,  so  sind  bei  gegebenen  Wirtschafts- 
verhältnissen, wo  das  Vieh  die  meiste  Zeit  des  Jahres  auf  der 
Weide  gehalten  wird,  große  Flächen  notwendig,  viel  größere  als 
bei  der  landwirtschaftlichen  Bewirtschaftung,  sodaß  die  »Land- 
freiheit« für  die  Landwirtschaft  gewissermaßen  dann  erst  anfängt, 
wenn  sie  für  die  Viehzucht  aufgehört  hat.  Je  nach  dem,  ob  das 
eine  oder  das  andere  überwiegt,  sind  gewisse  Nutzungsrechte  der 
Gemeindemitglieder  am  Lande  bedingt.  An  dieser  Stelle  ist  aber 
das  Endresultat  wichtig,  nämlich  ob  für  die  wirtschaftenden  Sub- 
jekte ein  gewisser  Grad  der  Landfreiheit  besteht. 

Nehmen  wir  an,  es  sei  noch  viel  freies  Land  vorhanden, 
mehr  als  für  die  Bauernfamilien  bei  gegebener  Organisation  ihrer 
Wirtschaften  notwendig  ist.  Es  ist  klar,  daß  bei  solcher  Land- 
freiheit die  Besitzrechte  fast  ebenso  wenig  streng  genommen  zu 
werden  brauchen,  wie  der  Besitz  und  die  Nutzung  an  freien  nicht 
erwirtschafteten  Naturgaben.  Jedem  steht  die  freie  Okkupations- 
mciglichkeit  und  darum  das  Okkupationsrecht  zu.  Seine  Okku- 
pation ist  (abgesehen  von  seiner  Okkupationsfähigkeit)  durch  die 
Okkupation  seitens  der  anderen,  also  durch  eine  Tatsache,  nicht 
durch  ein  positives  Recht,  beschränkt.  Aber  er  verliert  dabei 
nichts,    denn    er    kann    immer  noch  wnug  Lantl    in  der  Nachbar- 
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schalt  liiKUm,  hikJ  daiuiii  ist  kein  Anstoß  vorhanden  zur  Aus- 
hilthin^'  (Jcr  Gej^ensätzc  von    -mein'    und    »dein«. 

S(jlanj.,^c  diescM-  Zustand  der  Landfreiheit  besteht,  solange  be- 
ruht der  Besitz  der  einzelnen  Gemeindemitj^Heder  auf  der  ersten 
Besitzeinnahme,  und  tUe  rcchthche  Sanktion  dieser  Tatsache  ist 
nur  negativer  Natur :  der  Besitz  wird  zugelassen,  nicht  weil  ein 
besonderes  Recht  dafür  ist,  sondern  weil  nichts  dagegen   spricht. 

h'ängt  Landenge  an  einzutreten,  so  fangen  auch  Reibungen 
zwischen  den  Gemeindemitgliedern  an,  aus  denen  mit  der  Zeit, 
mit  der  Zunahme  der  Landenge  die  verschiedenen  Nutzungs- 
weisen sich  bilden. 

Am  Anfange  sind  sie  primitiv  und  bewirken  bei  weitem  noch 
keine  ^gerechte  Verteilung«.  Ein  Beispiel  hierfür  haben  wir  in 
der  oben  betrachteten  bedingten  Nutzungsart.  Aber  wenigstens 
soviel  ist  damit  erreicht,  daß  der  Gemeinde  und  den  wirtschaft- 
lich schwächeren  Bauern  ein  Vorteil  zukommt,  indem  die  Steuern 
für  das  Land  und  sonstigen  Gemeindeanlagen  von  denjenigen  ge- 
tragen werden,   die  das  Gemeindeland  nutzen. 

Die  Reibungen  haben  aber  auch  in  anderer  Hinsicht  eine 
Wirkung.  Sie  schaffen  eigentlich  erst  den  markgenossenschaft- 
lichen Besitz. 

Bei  großer  Landfreiheit  kann  von  einem  solchen  nur  inso- 
fern die  Rede  sein,  als  gewisse  Keime  in  der  grofien  patriarcha- 
lischen Familie  gegeben  sind.  Haben  sich  deren  mehrere  um 
eine  Quelle,  an  einem  bequemen  Flußufer  oder  in  einem  Tale 
gruppiert  und  ist  ein  Dorf  entstanden,  so  sind  damit  die  Voraus- 
setzungen zum  markgenossenschaftlichen  Besitze  gegeben;  solange 
aber  Landfreiheit  besteht,  sind  noch  keine  wirtschaftlichen  Fak- 
toren vorhanden,  die  bei  den  Dorfgenossen  das  Bewußtsein  ihrer 
wirtschaftlichen  Einheit  hervorrufen  würden.  Das  zeigt  sich  be- 
sonders darin,  daß  das  Kontingent  der  Besitzer  nicht  allein  auf 
die  Dorfgenossen  beschränkt  ist;  Fremde  können  unbehindert  zu- 
ziehen und  das  umliegende  Land  nutzen.  Es  ist  ja  Gottes  Gabe, 
und  darum  gehört  es  allen  gleichgläubigen.  Auch  braucht  man 
darum  keine  scharfen  Abgrenzungen  des  Besitzes  zwischen  den 
verschiedenen  Dörfern. 

Bei  dieser  Voraussetzung  der  Landfreiheit  haben  wir  wohl 
einen  markgenossenschaftlichen  Besitz,  aber  ohne  scharfe  Grenzen 
sowohl  bezüglich  des  Besitzobjektes  wie  des  Besitzsubjektes,  also 
einen  Gemeinbesitz  ohne  rechtliche  Formulierung  desselben.    Mit 
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der  Verringerung  der  Landfreiheit  und  dem  Eintritt  der  Rei- 
bungen ergibt  sich  auch  diese  Formulierung.  Am  leichtesten  wird 
sie  wohl  dann  entstehen,  wenn  Mitglieder  verschiedener  Dörfer 
wegen  Landbesitzes  in  Konflikt  geraten.  Werden  sie  aus  eigener 
Kraft  das  Gewollte  nicht  erzielen  können,  so  ist  naheliegend,  daß 
sie  sich  an  die  Dorfgenossen  wenden  und  diese  die  »Seite«  der 
»Eigenen«  halten  werden.  Auf  diese  Weise  wird  die  Sache  ein- 
zelner Familien  eine  solche  ganzer  Dörfer,  und  das  Bewußtsein 
der  wirtschaftlichen  Einheit  tritt  zutage  i). 

Fiat  ein  derartiger  Streit  zwischen  verschiedenen  Dörfern  zur 
Besitzabgrenzung  gefijhrt  (wenigstens  des  Ackerlandes),  so  sind 
dadurch  die  Grenzen  der  Einheit  nach  außen  hin  klargelegt,  und 
dementsprechend  hat  sich  ein  Rechtsbewußtsein  bei  den  Dorfge- 
nossen kristallisiert.  Von  da  an  ist  es  selbstverständlich,  daß  dem 
Dorfe,  dem  Mir,  der  Gesamtheit,  der  Dschemaat  die  »obere  Hand« 
zukommt  auch  bei  Streitigkeiten  zwischen  den  Dorfgenossen.  So- 
lange eine  verhältnismäßige  Landfreiheit  innerhalb  der  Dortmark 
noch  wenig  Anlaß  zu  solchen  Reibungen  gibt,  solange  kann  sich 
diese  obere  Hand  sozusagen  im  latenten  Zustande  befinden;  po- 
sitiv greift  sie  nur  hie  und  da  einmal  ein. 

Mit  der  Abnahme  der  Landfreiheit  wird  die  Notwendigkeit 
in  ihr  immer  größer,  bis  sie  schließlich  in  jeder  Hinsicht  regu- 
lierend und  normierend  einzugreifen  berufen  wird ;  dann  haben 
wir  die  Reife   des  markgenossenschaftlichen  Besitzes. 

Weiter  ist  wichtig  für  die  Gestaltung  der  Nutzungsweisen  die 
Art  der  Nutzungen  selbst ;  sie  variieren  je  nach  dem,  ob  spezielle 
Kulturen,   Acker,  Weide  oder  Wald  in  Betracht  kommen. 

An  den  speziellen  Kulturen  und  Ackerland  ist  die  individuelle 
Nutzungsweise  von  der  Natur  der  Sache  gegeben.  Die  artell- 
weise  Bearbeitung  der  Aecker  in  Zeiten  der  verhältnismäßigen 
Landfreiheit  wäre  technisch  und  sozial  unmöglich ;  es  ist  viel  ein- 
facher, wenn  ein  jeder  ackert  und  säet,  wo  er  will.  Diese  ersten 
Anfänge  der  Ackerlandnutzung  prägen  derselben  auf  lange  Zeit 
den  individuellen  Charakter  auf,  so  daß  er  auch  noch  bei  der 
höchsten  Entwicklung  des  Gemeindebesitzes  als  selbstverständ- 
lich erscheint.  Ja  man  kann  sagen,  daß  die  kompliziertesten  Re- 
gulierungen der  Nutzung  des  Gemeindelandes  von  selten  der  Ge- 

l)  Es  kann  natürlich  auch  durch  die  (Gliederung  des  Slammes  nach  llunderi- 
schafteii  und  Ansiedehmg  danach  zum  Teile  l)edini:;l  sein.  Das  war  bei  den  Ta- 
taren  in   der  Krim  der  Fall. 
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meindcn  entstanden  sind  intol^c  der  strengsten  Aufrechterhal- 
tun^'  dieser  in(lividut;llen  Bearbeitung  und  Nutzung  der  Aecker. 
Man  erstrebte  (ileichmäßigkeit  in  der  Nutzung  und  mußte  dieses 
mit  jenem  verc;inigen. 

Ganz  anders  ist  es  bei  der  Weide.  Hier  ist  die  gemein- 
same Nutzung  durch  die  verschiedensten  Umstände  von  selbst 
gegeben;  sie  ist  auch  viel  leichter  durchzuführen  als  die  indivi- 
duelle. Wie  kostspielig  würde  es  sein,  wenn  ein  jeder  Bauer  einen 
Hirten  für  sein  Vieh  halten  wollte,  oder  wenn  ein  jeder  die  ihm 
zukommende  Weidefläche  umzäunen  wollte  und  dabei  so  um- 
zäunen, daß  das  Vieh  nicht  drüber  könnte.  Diese  Umstände  und 
andere  mehr  bewirken  es,  daß  die  gemeinsame  Weidenutzung  üb- 
lich wird  und  oft  noch  lange  neben  der  intensivsten  individuellen 
Bewirtschaftung  des  Ackerlandes  als  vorteilhaft  erscheint. 

Was  die  Nutzung  des  gemeinsamen  Besitzes  am  Walde  an- 
belangt, so  ist  sie  gemeinschaftlich,  soweit  er  als  Weide  in  Be- 
tracht kommt.  Auch  die  1^'rüchte  werden  gemeinsam  gesammelt 
und  dann  untereinander  verteilt. 

In  beiden  Hinsichten  ist  die  gemeinsame  Nutzung  durch  die 
Natur  der  Sache  bedingt :  in  erster  ebenso  wie  bei  der  reinen 
Weide;  in  zweiter  dadurch,  daß  die  Gleichmäßigkeit  durch  die 
Verteilung  der  früchtetragenden  Bäume  bei  weitem  nicht  so  voll- 
kommen zu  erreichen  wäre,  wie  bei  der  der  Früchte  selbst.  Also 
in  beiden  Fällen  wird  die  Gleichmäßigkeit  der  Inanspruchnahme 
auf  Grundlage  der  gemeinsamen  Nutzung  zu  erzielen  gesucht. 
Ganz  anders  ist  es  bei  der  Inanspruchnahme  des  Holzbestandes 
der  Wälder. 

Bis  in  die  8oer  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  konnte  noch  in 
vielen  Gemeinden  jeder  Holz  schlagen,  soviel  er  wollte,  wie  für 
den  eigenen  Bedarf  so  auch  zum  Verkauf.  Erst  von  da  an  wird 
die  Beschränkung  der  freien  Nutzung  auf  den  eigenen  Bedarf  all- 
gemein. Nun  war  aber  der  ganze  Wald  verwüstet.  Es  fragt  sich, 
wie  es  kommen  konnte,  daß  die  Gemeinden  so  lange  weder  irgend 
welche  Schutzmaßregeln  noch  solche  zur  Erzielung  der  Gleich- 
mäßigkeit der  Nutzung  von  seiten  der  Gemeindemitglieder  ge- 
troffen haben. 

Zu  erklären  wird  das  wohl  dadurch  sein,  daß  der  Wald  in 
der  Regel  mehreren  Gemeinden  gehörte,  auch  wenn  eine  schär- 
fere Abgrenzung  voneinander  in  Hinsicht  des  Acker-  und  Weide- 


landes  sich  vollzogen  hatte;  damit  war  verbunden^),  daß  eine 
einheitliche  Aufsicht  fehlte,  und  wenn  das  Bewußtsein  der  Not- 
wendigkeit des  Schutzes  des  Waldes  in  einer  Gemeinde  entstan- 
den, es  nicht  immer  in  der  anderen  schon  vorhanden  war,  und 
darum  jede  Maßnahme  zum  Schutze  des  Waldes  und  zur  Regelung 
der  Nutzung  von  dieser  einen  Seite  aus  wirkungslos  bleiben  mußte 
und  ihr  Zustandekommen  sich  auf  weiterhin  verschob.  Oft  dauerte 
später,  als  man  den  Wald  verteilen  wollte,  der  Streit  so  lange 
und  er  war  so  heftig,  daß  auch  in  diesem  Falle  von  keinen  ge- 
meinnützigen Maßnahmen  die  Rede  sein  konnte.  Ja  es  entspann 
sich  sogar  oft  eine  Konkurrenz  zur  möglichst  größeren  Ausbeu- 
tung des  Waldes.  Ein  Beispiel  hierfür  bieten  die  Gemeinden 
Teberti  und  Sujurtasch.  Sie  ;>besitzen  seit  langem  300  Dessj. 
Wald ;  dieser  ist  aber  ziemlich  stark  entwertet  worden  durch  die 
systemlose  wilde  Nutzung.  Die  Sache  ist  die,  daß  beide  Ge- 
meinden den  Besitz  an  diesem  Walde  bis  jetzt  sich  gegenseitig 
absprechen,  weshalb  keine  Rede  von  einer  Uebereinkunft  über  die 
Normierung  der  Waldnutzung  sein  konnte.  Jede  Seite  ist  be- 
müht, den  fraglichen  Wald  möglichst  stark  zu  exploitieren,  und 
am  Ende  ergab  sich,  daß  der  Bauholzw^ald  in  einen  Buschwald 
verwandelt  wurde  <-2). 

Sehr  oft  war  der  Wald,  der  früher  vor  der  Einverleibung  der 
Krim  den  Tatarengemeinden  gehörte,  von  den  eingewanderten 
Gutsbesitzern  eingenommen  w'orden.  Die  Tataren  bestanden  auf 
ihren  Rechten,  und  plünderten  ihn  w'egen  der  Unsicherheit  des 
Besitzes  mit  fieberhaftem  Eifer.  Dieser  Kampf  ist  noch  in  den 
80er  Jahren  z.  B.  in  Tacherkez-Kermen  zu  beobachten^). 

Dies  sind  die  Hauptursachen,  die  bei  den  Tatarengemeinden 
zur  Waldverwüstung  führten,  ehe  es  zu  einer  Regelung  der  Nut- 
zung mit  Rücksicht  auf  den  Schutz  des  Waldes  und  die  Inter- 
essen der  Gemeindemitglicder  kam.  Der  Wald  kommt  jetzt  mehr 
als  Vichw'eidc  in  Betracht  denn  als  Ilolzquclle. 

hinerhalb  der  durch  die  Natur  der  verschiedenen  Nutzungen 
bedingten  Arten  von  Nutzungsweisen  wirkt  noch  die  verschiedene 
Güte  des  Bodens  in  der  Richtung  einer  weiteren  Differenzierung 
derselben.  So  z.  B.  haben  wir  gesehen,  daß  an  dem  besseren 
Ackerlande  die  individuelle  Nutzungsweise  sich  so  fest  gesetzt  hat, 


i)  Statistische  Erhebung  von   1S86.     Anhang  S.  5. 

2)  A.  a.  O. 

3)  Ebenda  S.  7. 
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daß  aus  ihr  mit  der  Zeit  ein  individueller  Privatbesitz  entstanden 
ist,  und  das  Land  keinen  Rcj^leinentationen  der  Gemeinde  mehr 
unterh(;f^t. 

I)a^ej,'en  büeb  das  schlechtere  Ackerland  Gemeindebesitz,  an 
dem  die  Gesamtheit  ihre  Verteilungsprinzipien  üben  und  mit  der 
Zeit  ausbilden  kann.  Unter  diesem  Betrachtungswinkel  kann  man 
überhaupt  erst  die  bunte  Verschiedenheit  der  Nutzungsweisen,  die 
zu  gleicher  Zeit  auf  verhältnismäßig  kleiner  Fläche  und  bei  ver- 
hältnismäßig gleichen  wirtschaftlichen  Voraussetzungen  in  unseren 
Tatarengemeinden  zu  beobachten  sind,  einigermaßen  erklären. 

Kin  Beispiel :  die  freie  unbeschränkte  Besitzeinnahme  herrscht 
im  Dorfe  Oisunki  (der  Tav-Badrak'er  Wolost)  und  in  Duvankoj 
(der  Duvankoj'er).  Im  ersten  kommt  aber  auf  einen  Besitzer 
48  Dessj.  gemeinsamen  Landes,  also  reichlich  genug  für  die  Ar- 
beit einer  Familie;  im  zweiten  kommt  dagegen  auf  einen  Bauern 
nur  12  Dessj.  Wenn  das  Recht  der  freien  l^esitzeinnahme  im 
ersten  Dorfe  durch  die  Landfreiheit  sich  erklären  läßt,  so  in 
keinem  Falle  in  Duvankoj.  Hier  ist  bei  den  gegebenen  exten- 
siven Wirtschaftsverhältnissen  schon  Landenge  vorhanden.  Und 
trotzdem  ist  hier  wie  dort  das  freie  Okkupationsrecht  verbreitet, 
eben  weil  das  Land  von  sehr  geringem  Werte  ist. 

Es  wird  von  der  Statistischen  Erhebung  von  1886  folgender- 
maßen qualifiziert:  »Im  gemeinsamen  Besitze  der  tatarischen  Ge- 
meinden der  Duvankoj'er  Wolost  befindet  sich  Land,  das  haupt- 
sächlich nur  für  das  Weiden  des  Viehes  taugt ;  stellenweise  ist 
es  mit  Sträuchern  und  Buschwald  bedeckt,  und  nur  ein  ganz  ge- 
ringer Teil  taugt  zur  landwirtschaftlichen  Bebauung;  darum  ist 
begreiflich,  daß  der  Besitz,  der  schon  absolut  klein  ist^),  für  noch 
unbedeutender  angesehen  werden  muß.  Der  Gemeinbesitz  ist  keine 
Quelle  der  Wohlhabenheit  oder  auch  nur  des  Erwerbes,  sondern 
er  erspart  den  Besitzern  nur  einige  Auslagen:  er  gibt  ihnen  eine 
Ecke  für  ihre  Wohnung,  Holz  für  den  häuslichen  Gebrauch  und 
eine  billige  obwohl  nicht  breite  Viehweide«. 

Die  Folgen  sind  offenbar  die,  daß  die  Besitzrechte  überhaupt 
nicht  so  streng  genommen  werden,  und  spezieller  die,  daß  die 
Zahl  derer,  die  ihre  Arbeit  und  ihr  Kapital  in  solchem  Boden  an- 


i)  Statistische  Erhebung  von  1886.  Anhang  S.  34.  In  den  10  Gemeinden 
der  Duvankoj'er  Wolost  gab  es  in  den  80er  Jahren  6573  Dess.  gemeinsamen  Lan- 
des (und  3537  Dess.  Parzellenprivatbesitz).  Auf  einen  Wirt  kam  im  Durchschnitt 
für  alle   10  Gemeinden   11,3  Dess. 
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legen  werden  wollen,  verhältnismäßig  gering  sein  wird ;  und  da- 
mit wird  sich  eine    relative  Verringerung  der  Landenge  ergeben. 

In  Duvankoj  z.  B.  säen  von  179  Wirten  nur  83,  dabei  80 
nicht  mehr  als  5  Dessj.  und  3  nur  5 — 10  Dessj.;  die  übrigen  96 
begnügen  sich  mit  den  eigenen  Parzellen  des  -> wertvollen <-  Lan- 
des, 49  von  ihnen  pachten  solches  noch  von  dem  benachbarten 
Gutsbesitzer,  und  fast  alle,  85  im  ganzen,  haben  noch  Verdienst 
außerhalb  der  eigenen  Wirtschaft^). 

Dieselbe  Geschichte  wiederholt  sich  von  Dorf  zu  Dorf'-).  Für 
die  Karalez'er  Wolost  finden  wir  diesen  Tatbestand  im  Anhange 
wörtlich  ausgesprochen:  »Das  Gemeindeland  des  Dorfes  Sujur- 
tasch  besteht  aus  W^eide  und  Buschwald.  Ackerland  gibt  es  sehr 
wenig,  und  es  wird  gewöhnlich  nur  von  den  armen  Höfen  gegen 
Abgabe  des  Zehnten  an  die  Gemeinde  genutzt ;  dabei  nimmt  ein 
jeder  Hof  Streifen  ein,  wo  er  will  und  wieviel  er  will.  Die  Reichen, 
die  eigene  gute  Ackerparzellen  besitzen,  nutzen  das  Gemeinde- 
land sehr  selten,  weil  es  sehr  schlecht  ist  und  ziemlich  ungünstig 
zum  Dorfe  liegt«  ^). 

Wenn  also  in  der  Duvankoj 'er  und  Karalez'er,  den  beiden 
gebirgigen  Wolosts  ganz  primitive  Xutzungsweisen  des  gemeinen 
Ackerlandes  verbreitet  sind,  so  kommt  das  hauptsächlich  von  der 
geringen  Qualität  des  Bodens  her.  Darum  werden  die  Besitz- 
rechte so  wenig  streng  genommen,  daß  sogar  Fremde,  die  im 
Dorfe  wohnen,  zur  Nutzung  zugelassen  w-erden.  Viel  werden  sie 
nicht  einnehmen  können  (was  ja  wichtig  mit  Rücksicht  auf  die 
Viehhaltung  ist),  denn  zur  Bebauung  solches,  in  der  Regel  am 
Abhänge  der  Berge  gelegenen  und  steinigen  Bodens  braucht  man 
sehr  gutes  Inventar,  was  dem  armen  Besitzer  und  noch  mehr  dem 
landlosen  h^remden  gänzlich  fehlt. 

In  den  Gemeinden  der  Zuja'er  Wolost,  wo  dieselbe  bedingte 
Nutzungsweise  herrscht,  ist  das  Land  wohl  etwas  besser,  datür 
kommen  aber  auch  16  Dessj.  auf  einen  Wirt^),  was  eine  kleinere 
Landnot  bedeutet. 


1)  Statistische  Erhebung  von   1886,     Tab.  B.  S.  8. 

2)  Ebenda  S.  6 — 25.  Derartige  Erscheinungen  sind  auch  in  den  zentralen 
Gouvernements  mit  ausgesprochener  Landenge  (vgl.  h'ütsc/iaroiusky  S.  94")  zu  be- 
obachten. 

3)  Anhang  S.  7.  Die  gesamten  4245  Dess.  gemeinsamen  Landes  dieser  Wo- 
lost sind  schlecht.     S.  4/9. 

4)  Tab.  A.  Orta-Bachsan  und  Konrat  16,3;  Kyrdy-Kli,  Tscherdakly  und 
Tjuben-lsli    16,3. 
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Wie  wichti-  che  (Jualität  des  Bodens  für  die  Gestaltung  der 
Art  dir  Nutzung  am  gemeinsamen  Lande  ist,  ergibt  sich  noch 
aus  folgendem  besonders  klar :  in  den  meisten  Gemeinden  der 
Tav-Badrak'er  VVolost  wird  den  Gemeindcmitgliedern  jedes  Jahr 
eine  gewisse  gleich  große  1^'läche  zugeteilt.  Das  ist  also  schon 
die  entwickelte  I-'orm  der  Nutzungsweise.  Dabei  kommen  hier  im 
Durchschnitt  auf  einen  Bauern  48  Dessj.  und  in  zwei  Dörfern 
64Dessj.  Gemeindelandes;  außerdem  gibt  es  in  manchen  Dörfern 
einen  ganz  bedeutenden  Individualbesitz :  in  Bijuk-Jaschlav  z.  B. 
kommen  16  Dessj.  auf  einen  Wirt,  in  Edisch-Eli  und  Biel  10,  in 
Azek  sogar  26;  sodaß  in  diesen  Dörfern  im  Durchschnitt  auf 
einen   Besitzer  von  60  —  75   Dessj.  entfallen^). 

Also  ist  hier  im  Vergleiche  zu  allen  übrigen  Gemeinden  des 
Kreises  eine  sogar  große  Landfreiheit  vorhanden.  Trotzdem  wer- 
den die  Besitzrechte  hier  strenger  genommen  als  dort,  weil  das 
Land  auch  verhältnismäßig  besser  ist 2).  Darum  wird  es  zur 
Quelle  des  Erwerl)es,  die  Bauern  treiben  mehr  Landwirtschaft, 
halten  mehr  Vieh  und  suchen  weniger  Verdienst  außerhalb  ihrer 
Wirtschaft  ^).  Die  Besitzer  haben  mehr  Interesse  am  Lande,  schätzen 
es  mehr  und  nehmen  daher  den  Besitz  strenger  nicht  nur  den 
Fremden  gegenüber,  die  nur  gegen  eine  in  der  Gegend  übliche 
Leistung  zur  Nutzung  zugelassen  werden,  sondern  auch  den  Ein- 
gesessenen gegenüber. 

Daß  und  in  welcher  Weise  die  Qualität  der  Wiesen  und  des 
anderen  grastragenden  Landes  und  die  damit  verbundene  ver- 
schiedene Heuernte  die  Nutzungsarten  modulieren,  wurde  bereits 
oben  erörtert.  Kurz  sei  noch  auf  einiges  in  Bezug  auf  das  W^eide- 
land  hingewiesen. 

Merkwürdig  ist,  daß  gerade  in  denjenigen  Gemeinden,  w'o  in 
keiner  Weise  von  Landfülle  die  Rede  sein  kann,  ein  jeder  Be- 
sitzer und  sogar  jeder  Fremde  soviel  Vieh  halten  kann,  als  er 
will ;  strengsten  Falles  für  eine  geringe  Geldabgabe.  Die  Er- 
klärung liegt  auch  hier  in  der  geringen  Qualität  des  Landes.  Als 
Beispiel  kann  uns  die  Gemeinde  Teberti  dienen.  Hier  ist  die 
freie  unentgeltliche  Viehhaltung  neben  der  normierten  Nutzung 
des   Ackerlandes    verbreitet.      Darin    liegt    eio-entlich    ein    Wider- 


i)  Statistische  Erhebung  von   1886.     Tab.  A.     S.  4. 

2)  Statistische  Erhebung.    Anhang  B.  S.   14.     Von   12884  Dess.,  die  auf  diese 
Wolost  an  Tatarenbesitz  entfallen,  sind  2289  Dess.  schlecht,  also  nur   17*^/0. 

3)  Statistische  Tab.  B.  S.  28—50. 
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Spruch  :  in  Bezug  auf  das  Ackerland  greift  die  Gemeinde  ganz  stark 
normierend  und  regulierend  ein,  sie  entwickelt  dabei  sogar  eine 
komplizierte  Verteilungstechnik  ^),  offenbar  um  eine  Gleichmäßig- 
keit in  der  Nutzung  zu  erzielen ;  und  in  der  Nutzung  der  Weide 
läßt  sie  die  Ungleichheit  in  vollem  Maße  bestehen.  Was  sie  an 
einer  Seite  ihres  Besitzes  schafft,  ruiniert  sie  von  der  anderen  her. 

Der  Anhang  zur  Statistik  von  1886  sieht  die  Erklärung  hier- 
für darin,  daß  das  »Weideland  sehr  schlecht  ist;  es  ist  meisten- 
teils zu  nichts  anderem  als  zur  Viehweide  tauglich« ;  darum  sei 
es  »selbstverständlich,  daß  die  Gemeinde  kein  so  großes  Inter- 
esse an  der  Einschränkung  der  Weiderechte  der  einzelnen  Ge- 
meindeglieder hat,  wie  diejenigen  Gemeinden,  die  in  den  Steppen 
liegen,  wo  das  Weideland  fast  immer  ganz  gut  und  für  die  Land- 
wirtschaft geeignet  ist«.  »Endlich  ist  auch  die  Viehhaltung  nicht 
so  groß,  daß  wegen  Mangels  an  Viehweide  ein  Kampf  zwischen 
den  reichen  und  armen  Bauernschichten  entbrennen  sollte,  der  in 
der  Regel  dahin  führt,  daß  die  Zahl  des  Viehes,  das  unentgelt- 
lich gehalten  werden  darf,  auf  ein  Minimum  reduziert  wird«  2). 

Weiter  ist  Viehhaltung  indirekt  auch  durch  den  schlechten 
Boden  bedingt,  der  mächtig  auf  die  Beziehungen  der  Bauern  zu 
ihm  einwirkt  ^). 

Wenn  wir  uns  nun  ein  Gesamtbild  über  die  Nutzungsweisen 
in  den  Gemeinden  vergegenwärtigen,  so  sieht  es  sehr  mannig- 
faltig aus :  an  den  speziellen  Kulturen  und  ganz  gutem  Acker- 
lande ist  aus  der  individuellen  Nutzung  individueller  Privatbesitz 
geworden,  am  schlechteren  Ackerlande  ist  eine  komplizierte  Nor- 
mierung üblich,  das  bessere  Weideland,  auf  dem  Heugras  wächst, 
wird  von  der  Gemeinde  im  Interesse  der  Gesamtheit  verwaltet 
und  an  der  schlechten  Weide  kommt  das  Gemeininteresse  gar 
nicht  zur  Geltung,  ebenso  am  verwüsteten  Walde.  Eine  je  nach 
Umständen  und  Zufällen  verschiedene  Zahl  von  Bauern  nutzt 
dieses  Land  ohne  Rücksicht  auf  die  Gesamtheit  und  die  Boden- 
kräfte aus. 

Unbegreiflich  wird  doch  noch  so  manches  erscheinen,  wenn 
man  nicht  weiß,  von  welch  großer  Bedeutung  für  die  Ausbil- 
dung, oder  vielmehr  Nichtausbildung  der  Nutzungsnormen  des 
Gemeindebesitzes  —  die  Geschichte  des  tatarischen  Grundbe- 
sitzes unter  russischer  Herrschaft  war.  Sie  bildet  nicht  nur  die 
Grundlage    für    die    Besitzverhältnisse,    sondcMU    auch    tür  d\c  Ge- 

i)  Vi^I.    oben  S.   44.  2)   Anhang  S.   C>.  3)   Vi^l.   S.   O.V 
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staltun^  der  Hcziehunj^'cn  der  Gemeinden  ziun  gemeinsamen  Lande. 
Beispiele  hierfür  hatten  wir  schon,  liier  sei  nur  das  in  den  Rah- 
men  dieses  Abschnitts  Passende  hervorgehoben. 

Entscheidend  war  die  Umwälzung,  die  mit  der  Einverleibung 
der  Krim  in  das  Russische  Reich  im  Grundbesitze  der  Tataren 
stattfand.  Gleich  nach  der  Einverleibung  wurden  große  Lände- 
reien an  russische  Beamte  verteilt,  sodaß  in  den  ersten  25  Jahren 
350000  Dcssj.  in  deren  Hände  übergingen;  darunter  74000  Dessj. 
ohne  daß  sie  vermessen  wurden^).  Und  auch  wo  Vermessungen 
vorgenommen  waren,  da  wurden  die  Grenzen  der  Güter  der  neuen 
Gutsbesitzer,  ohne  genügende  Kenntnis  der  lokalen  Verhältni.sse, 
ohne  jede  Rücksicht  auf  die  lokale  Wirtschaftsweise  und  Rechts- 
normen-) über  Hals  und  Kopf  der  tatarischen  Bevölkerung  ge- 
zogen. 

Daß  dabei  die  besten  Länder  in  die  Hände  der  Beamten 
übergingen,  kann  man  sich  denken,  wenn  sie  sie  sich  selbst  wählen 
konnten;  die  Orders  des  Fürsten  Potjemkin  und  anderer  hohen 
Obrigkeit  sanktionierten  die  Wahl  nur  nachträglich.  Aus  der 
Kameralistischen  Beschreibung  geht  dies  direkt  hervor.  Da  heißt 
es  in  der  Regel:  »das  Land  ist  dem  und  dem  bei  diesem  oder 
jenem  Dorfe  auf  beliebige  Wahl  abgeführt«^). 

Eine  weitere  Folge  war  die  Unbestimmtheit  des  Besitzes.  Sie 
rührt  einerseits  direkt  daher,  daß  ein  großer  Teil  der  Land- 
schenkungen nicht  abgenommen  wurde,  und  die  eine  wie  die 
andere  Seite  glaubte,  das  Reclit  auf  die  besseren  Stücke  zu  haben  ; 
ein  anderer  Teil  wurde  so  abgemessen,  daß  die  Tataren  allen 
Anlaß  hatten  unzufrieden  zu  sein,  und  sie  suchten,  ihren  Besitz 
trotz  der  obrigkeitlichen  Verfügungen  auf  die  oder  jene  Weise 
aufrecht  zu  erhalten.  Streitigkeiten  und  Gerichtsschleppereien 
waren  hiervon  die  Folgen.  Daß  die  Tataren  den  kürzeren  in  letz- 
tem Falle  zogen,  liegt  auf  der  Hand.  Ihre  Rivalen  waren  ja  hohe 
Beamte  und  deren  Günstlinge*).  Ein  Teil  der  Bevölkerung  wan- 
derte darum  nach  der  Türkei  aus^).  Der  andere  Teil,  der  hier 
blieb,  mußte  sich  in  das  Geschehene  fügen,  es  so  nehmen,  wie 
es  war  und  sehen  durchzukom-men. 


l)  Laschkoff,   S.    131  — 133.  2)  Lasckkoß]  S.    134. 

3)  Sammlung  von  Dokumenten,   Laschkoff',   S.    180  fF. 

4^  Vgl.  d.  Namen  in  der  Kameralistischen  Beschreibung  in  der  Sammlung  von 
Dokumenten  bei  Laschkoff. 

5)  Nach  den  Schätzungen  von  Laschkoff  zog  drei  Viertel  der  gesamten  Bevölke- 
rung  in  den  ersten   25  Jahren   fort  nach  der  Türkei  S.    125. 
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Des  guten  Landes  verlustig  geworden,  mußten  sie  es  sich, 
wie  wir  oben  sahen,  von  den  Neueingewanderten  wieder  zurück- 
kaufen, oder  es  bei  den  neuen  Gutsherrn  gegen  Abgaben  und 
Dienstleistungen  erpachten.  So  waren  sie  in  ihrer  Wirtschaft  auf 
die  Gutsbesitzer  angewiesen  und  von  diesen  abhängig  geworden. 
Dort  wo  die  Abgrenzungen  nicht  stattgefunden  hatten  und  die 
Bauern  im  Unsichern  über  ihren  Besitz  blieben,  führte  diese  Un- 
sicherheit zur  rücksichtslosen  Ausbeutung  des  Grund  und  Bodens. 
Besonders  nachteilig  wurde  dies  für  die  jetzige  wirtschaftliche  Lage 
der  Bauern  darum,  weil  große  Waldflächen  verwüstet  wurden ; 
das  wirkte  auch  auf  große  Strecken  nicht  bewaldeten  Landes  ver- 
hängnisvoll, weil  sie  den  starken  und  trockenen  Winden  und  Un- 
wettern bloßgestellt  wurden.  Besonders  stark  gelitten  hat  dar- 
unter das  Halbgebirge  und  Gebirge,  das  jetzt  noch  sehr  öde 
aussieht.  Diese  Verschlechterung  des  Landes  steigerte  die  Ab- 
hängigkeit der  Bauern  von  den  benachbarten  Gutsbesitzern  und 
überhaupt  von  Verdiensten  außerhalb  ihrer  Wirtschaft. 

So  haben  in  den  8oer  Jahren  von  den  2800  Tatarenwirten, 
die  es  im  Kreis  Simferopol  gab,  1382  oder  46%  Land  von  den 
benachbarten  Gutsbesitzern  gepachtet,  und  1250  W'^irtschaften  oder 
45%  aller  (mit  1350  männlichen  Arbeitskräften)  fanden  außerhalb 
ihrer  Wirtschaft  Verdienst^).  Dazu  kommt,  daß  934  Wirte  oder 
33%  aller  überhaupt  nicht,  und  53%  weniger  als  5  Dessj.  säten, 
sodaß  also  die  Landwirtschaft  auf  eigenem  Lande  ganz  wenig  ent- 
wickelt war.  Aber  auch  mit  der  Viehhaltung  war  nicht  viel  los. 
Auf  einen  Wirt  kamen  im  Durchschnitt  im  ganzen  Kreise  5  Stück 
Vieh  (in  Großvieh  umgerechnet).  390  Wirte  (14%)  hatten  über- 
haupt kein  Vieh,  734  oder  26 Vo  kein  Arbeitsvieh  und  12;  nur 
I  Stück-).  Das  alles  bei  einem  Besitz  von  17,7  Dessj.  aut  einen 
Wirt! 

Also  hat  die  Tatsache,  daß  die  Tataren  auf  das  schlechtere 
Land  verdrängt  wurden,  und  daß  dieses  infolge  der  großen  Mängel 
der  Grundbesitzpolitik  der  Regierung  im  Laufe  des  Jahrhunderts 
noch  mehr  verschlechtert  wurde,  dahin  geführt,  daß  die  Bauern  sich 
vom  eigenen  Besitz  abwendeten.  Kv  verlor  tür  sie  den  W  ort,  uml 
damit  ging  auch  das  Interesse  an  der  Ausbildung  der  ^  gerech- 
ten«   Nutzungsweise    am    Gemeinbesitz    dahin.     Und    wenn    es    in 

1)  Tab.   B.    S.   214,    216  und   217. 

2)  Ebenda.  Auf  einen  Wirt  kam  im  Durchschnitl  für  den  stanzen  Kreis 
17,7    Dess.  Land.     Ueber  den  Verdienst  auswärts  vi^l.   .\nliang. 
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tU.T  Schicill  dci'  Ac-nncrim  aiicli  noch  vorhanden  gewesen  wäre, 
so  konnte  sie  es  in  der  Kegel  nicht  geltend  machen,  weil  sie  nicht 
im    I  )orfe  waren. 

Daher  kommt  die;  Abneigung  der  Tataren  gegen  die  Land- 
wirtschaft, von  der  man  soviel  schönes  in  der  Krim  zu  hören  be- 
kommt, und  nicht  von  der  natürlichen  Neigung  zur  nichtland- 
wirtschaftlichen Arbeit.  Die  Taglöhnerarbeit  beim  benachbarten 
Gutsbesitzer  wird  gewifi  weniger  angenehm  sein  als  auf  eigenem 
Acker  ! 

Auch  die  Auswanderung,  die  sich  infolge  der  Grundbe.sitz- 
politik  der  Gewalthabcnden  entfaltete,  hatte  für  die  Zurückge- 
bliebenen große  Nachteile.  Das  hinterla.ssene  Land  wurde  von 
den  Beamten  aufgesucht,  um  es  russischen  Bauern  anzuweisen. 
Wie  ein  Keil  in's  Merz  wirkte  diese  Maßregel  auf  das  tatarische 
Gemeindcleben.  Zwei  so  grundsätzlich  verschiedene  Elemente  wne 
der  tatarische  und  russische  Bauer  konnten  sich  in  einem  Käfig 
nicht  vertragen  und  verständigen.  Andererseits  wirkte  die  Aus- 
wanderung nachteilig,  weil  viele,  die  aufgebrochen  waren,  vom 
halben  Wege  zurückkehrten  und  dadurch  in  der  Heimatgemeinde 
neue  Verwirrung  stifteten,  weil  ihr  Land  oft  schon  von  einem 
anderen  Tataren  oder  einem  Russen  eingenommen  war.  Darum 
blieb  ihnen  oft  nichts  anderes  übrig,  als  sich  im  Dorfe  landlos, 
was  gleichbedeutend  mit  »Fremden,  der  im  Dorfe  wohnt«,  war, 
niederzulassen.  Ganz  fremd  war  er  aber  denn  doch  nicht,  und 
ihm  gegenüber  ging  es  auch  nicht  an,  die  Besitzrechte  so  streng 
auszuüben.  Außerdem  bildeten  diese  Bauern  eine  Uebergangs- 
schicht  zu  den  ganz  fremden  und  verwischten  somit  überhaupt 
die  Grenzen  zwischen  diesen  und  den  Eingesessenen. 

Wie  schon  an  anderen  Stellen  hervorgehoben  wurde,  wirkte 
dieser  Umstand  besonders  dahin,  daß  auch  diese  ganz  fremden 
Bauern   oft   zur  Nutzung    des  Gemeindelandes   gelangen  konnten. 
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V.    Kapitel. 

Der  Bauernbesitz   am   Staatslande. 

Der  Staatsbauernbesitz  kommt  in  9  Dörfern  vor^).  Im  ganzen 
gibt  es  in  ihnen  662  Staatsbauern -) ;  sie  besitzen  insgesamt  3781,6 
Dessj.  Staatsland.  In  den  4  verschiedenen  VVolosts,  in  denen 
dieser  Besitz  nur  vorkommt,  ist  er  verschieden  verbreitet,  wie  aus 
der  Tabelle  hervorgeht : 


Wolosts,  in  denen 
der  Besitz  vor- 
kommt 

Zahl    der 
Dörfer 

Zahl    der 
Besitzer 

Verh.  zur 
Ges.-Zahl 

der  Staats- 
bauern 
in   % 

Besitz- 
fläche   in 
Dessj. 

5  S.Sl 

Besitz-        S  ^  S  hJ 

fläche    in     "^  i  «  ^- 

Duvankoj 

Karalez 

Podg.   Petrovsk 

Tav-Badrak 

I 
3 
I 
4 

92 
402 

5 
163 

13 

60 

0 

27 

394,2 
1498,5 

94,5 
1794,4 

IG                        4,2 

39                3,7 

3               18,9 

48              11,0 

9 

662 

100 

3781,6 

100                i;,8 

Die  Zahl  der  Staatsbauern  ist  in  der  Karalez'er  VVolost  am 
größten  —  60%  aller  im  Kreise  ;  dann  kommt  die  Tav-Badrak'cr  und 
an  letzter  Stelle  die  Podg.-Petrovsk'er.  Der  Fläche  nach  ist  der 
Staatsbauernbesitz  dagegen  in  der  Tav-Badrak'er  Wolost  am 
größten  —  47%  ;  die  Karalez'er  weist  nur  390/odes  gesamten  Staats- 
bauernbesitzes  auf.  Die  Fläche,  die  auf  einen  Besitzer  im  Wo- 
lostdurchschnitte  kommt,  macht  in  der  Karalez'er  Wolost  nur  ^,y 
Dessj.  gegen  4,2  in  der  Duvankoj'cr  und  ii,o  in  der  Tav-Badrak'er 
und  sogar  1 8,9  in  der  verhältnismäfiig  flachen Podgorodne-Petrovsk'er. 
Also  ist  er  hier  4 — 5mal  größer  als  in  den  übrigen  zwei  Wolosts. 

Von    der    gesamten  Mäche    sind   2630  Dessj.    mit    vcrhäitnis- 

i)  Vgl.  Tab.  I  und  II. 

2)  Die  Zahl  muß  eigentlich  etwas  geringer  sein,  weil  darunter  wohl  auch  Par- 
zellenbesitzer ohne  Rechte  auf  das  Slaatsland  vorliandcii  siiul.  Wie  groß  die  Zahl 
ist,   können   wir  aus  unserem  Material  nicht  ersehen. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  41  C 
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mäßig  gutem  ICichcnvvaldc  bedeckt,  und  372  mit  Buschwald  ;  den 
Rest  bilden   AckcMJand   und  meistens  Weide*). 

Charakteristisch  ist,  daß  6  Gemeinden  von  den  9  außer  diesem 
Staatslandc  noch  eigenen  gemeinsamen  Besitz  haben  und  die 
meisten  Mitglieder  aller  9  Gemeinden  obendrein  noch  eigenen 
Parzellbesitz  aufweisen. 

Maßgebend  für  den  tatarischen  Staatsbauernbesitz  waren  früher 
die  Regeln  von  1802  und  dann  der  Ukas  vom  28.  September  1827. 

\m  zweiten  Abschnitte  des  ersten  Teils  dieses  Ukases  heißt 
es  -Die  Länder,  die  zu  den  Dörfern  der  Tataren  der  Staatsver- 
waltung gehören,  werden  diesen  unwiderruflich  zuerkannt,  aber 
mit  beschränktem  Uebertragungs-  und  Veräußerungsrechte,  was 
darin  besteht,  daß  die  Rechtsfähigkeit  in  diesem  Sinne  nur  gegen 
Erlaubnis  der  taurischen  Staatsverwaltungsinstanz  (und  nachdem 
diese  vom  Ministerium  der  Fmanzen  bestätigt  wurde),  gegeben 
wird « . 

Hiernach  erscheint  der  Staat  als  Obereigentümer  des  Landes; 
die  Bauern  haben  an  ihm  nur  ein  unwiderrufliches  Nutzungsrecht. 

Diese  besitzrechtlichen  Voraussetzungen  blieben  so  unver- 
ändert bis  in  die  60er  Jahre,  wo  die  Regierung  die  Notwendig- 
keit der  Organisation  der  »ländlichen  Einrichtung«  der  Staatsbauern 
erkannte  und  den  ersten  Schritt  in  diesem  Sinne  im  Poloschenie 
vom  24.  November  18662)  machte.  Im  wesentlichen  aber  blieb 
das  Alte  aufrecht  erhalten,  denn  in  diesem  Gesetzesakte  werden 
die  Staatsbauern  doch  wieder  mit  einer  Obrok-Steuer  auf  weitere 
20  Jahre  belastet.  Sonderbarer  Weise  werden  sie  von  nun  an 
aber  »Bauern-Eigentümer«  genannt.  Sonderbarer  Weise  sagen  wir, 
weil  diese  Steuer  noch  die  alte  Nutzungsabgabe  war  und  keine 
Auskaufsleistung,,  wie  bei  den  »gewesenen  gutsherrlichen«:  Bauern. 

Die  Frage  über  den  Auskauf  des  Staatslandes  seitens  dieser 
Kategorie  von  Bauern  war  damals  aufgeworfen,  diskutiert,  aber 
nicht  endgültig  gelöst  worden.  Nur  1887,  also  nach  dem  Ab- 
laufe der  20  Jahre,  auf  die  der  Obrok  damals  festgelegt  war,  kam 
diese  Frage  wieder  zur  Beurteilung,  und  es  wurde  bestimmt,  auch 
den  Staatsbauern   die  Möglichkeit    des  Auskaufes  zu  gewähren^). 


1)  Statistische   Erhebung    von    1906.      2.  Liefer.     Anhang    zum    Kapitel    Wald. 
S.  36.     Tab.  IV. 

2)  Vgl.  Leontjeff:   »Das  Bauernrecht<.     S.  240 — 241. 

3)  »Da  die  Frist,    auf  die    die    beständigen    Quoten    der    Obrok- Abgaben    (die 
den  Staatsbauern  auferlegt  sind),    festgelegt  wurde,  zum  i.  Januar  1887  abläuft,  so 
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Die  Obrokabgaben  wurden  erhöht  und  in  Auszahlungsquoten  um- 
gesetzt. In  44  Jahren,  also  am  i.  Januar  193 1  soll  das  Land  aus- 
gekauft sein  und  Eigentum  der  Bauerngemeinden  werden.  Bis 
dahin  besitzen  die  Bauern  das  Land  auf  Grund  »aller  Rechte,  die 
den  Bauern-Eigentümern,  zu  deren  Kategorie  sie  gerechnet  wer- 
den, gewahrt  sind«  mit  nur  einigen  > Beschränkungen,  die  in  den 
Statja's  32 — 42  angegeben  sind«  1). 

In  den  genannten  Statja's  werden  aber  eine  ganze  Reihe  Be- 
stimmungen getroffen,  die  die  Verfügungsmöglichkeit  über  ihr 
künftiges  Eigentum  so  einschränken,  daß  nicht  viel  mehr  als  ein 
ewiges  Nutzungsrecht  übrig  bleibt. 

Die  Vormundschaft  der  Obrigkeit  wird  noch  stark  aufrecht 
erhalten :  die  Gemeindebeschlüsse  z.  B.  über  die  Verteilung  des 
Landes  können  nicht  in  Kraft  treten,  bevor  ein  Regierungsbe- 
amter sie  nicht  bestätigt  hat.  Mit  ähnlichen  und  anderen  Be- 
schränkungen ist  die  Veräußerung  des  I>andes  vor  dem  Auskaufe 
umstellt. 

Aus  der  Tabelle  I  und  den  anderen  geht  hervor,  daß  wir 
zwei  Arten  des  Staatsbauernbesitzes  unterscheiden  müssen,  näm- 
lich einen  >  abgemessenen«  und  »nicht  abgemessenen«.  Abgemessen 
sind  nur  die  336  Dessj.  der  zwei  Gemeinden  Mangusch  und  Bitak, 
d.  h.  ihnen  steht  das  ausschließliche  Nutzungsrecht  an  der  ge- 
samten Fläche  zu.  Die  übrigen  3545,6  Dessj.  sind  noch  nicht 
abgemessen,  d.  h.  daß  der  Staat  an  den  Flächen,  die  jedem  Dorfe 
»zugeschrieben«  sind,  außer  den  Gemeinden  auch  noch  ein  Nutzungs- 
recht hat.  Es  steht  also  noch  in  Aussicht,  daß  er  den  Gemeinden 
gewisse  Flächen  der  betreffenden  »Datscha's«  (Landgüter)  :>zu 
schneidet«  —  > abmißt«,  sodaß  er  einen  Teil  des  Gutes  für  sich 
und  die  Tataren  den  anderen  nutzen  werden.  Solange  diese  Ab- 
messung noch  nicht  stattgefunden  hat,  nutzen  sie  die  gesamte 
Fläche  gemeinsam.  Die  Oberaufsicht  übt  natürlich  der  Staat  in 
Person  der  Verwaltung  der  Staatsvermögen.  In  der  Kegel  haben 
die  Bauern  für  die  Nutzung  des  Staatslandes  einen  speziellen  Zins 
zu  entrichten,  in  unseren  zugeschriebenen  Datscha's  jedoch  wird 
ihnen  das  Holz  aus  den  Staatswäldern  unentgeltlich  abgelassen-). 


soll  diese  Steuer  umgestaltet  und  auf  solche  (Jrundlagen  gebracht  weiden,  die  not- 
wendig sind  zum  Auskaufe  (des  Landes)  in  einer  Frist  von  44  Jahren.*  Vgl. 
d.   B.B.    zum   IX   B.   der  (iesamtgesetz. -Ausgabe. 

i)  Ebenda.     Statja   31. 

2)  Statistische   Erhebung   von    1906,  Lief.   IL   S.    1S7. 

5* 
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J  )ic:  Geschichte  der  Entstehung  dieser  zwei  Arten  des  Staats- 
baueinbesitzes  ist  höchst  interessant.  Letzteres  gilt  besonders  für 
die  zwei  Gemeinden  Mangusch  und  Hitak. 

Die  Entstehung  dieser  Besitzform  in  ihnen  fällt  in  verschie- 
dene Zeiten  des  19.  Jahrhunderts,  aber  in  beiden  Gemeinden  ist 
sie  außerordentlich  charakteristisch  für  den  großen  Wirrwarr,  der 
nach  der  Einverleibung  der  Krim  in  den  Besitzverhältnissen  der 
Tataren  sich  entfaltete,  und  sie  gibt  einen  äußerst  klaren  Einblick 
in  die  Umwälzung,  die  sich  in  den  gesamten  Existenzbedingungen 
der  Bauern  vollzog,   weshalb  sie  im  einzelnen  geschildert  sei. 

Um  die  Entstehung  des  Staatsbauernbesitzes  in  der  Gemeinde 
Mangusch  im  richtigen  Lichte  besehen  zu  können,  muß  man  sich 
die  Kolonisationspolitik  der  Regierung  gleich  nach  der  Einver- 
leibung in  Erinnerung  ziehen. 

Die  Kolonisation  des  neuerworbenen  Landes  wurde  von  der 
russischen  Regierung  gleich  nach  dem  Manifeste  von  1783  vor- 
genommen. Sehr  begreifliche  politische  und  wirtschaftliche  oder 
finanzwirtschaftliche  Gründe  bewogen  sie  dazu:  einerseits  be- 
zweckte sie  hiermit  möglichst  rasche  Russifizierung  des  neuen  Ge- 
bietes, um  dessen  Einreihung  in  das  Reich  zu  sichern,  und  an- 
dererseits sollten  die  Produktivkräfte  der  reichen  Gegend  entfaltet 
werden,  damit  sie  dem  Staatssäckel  nicht  so  sehr  zur  Last  fielen. 

Dem  zweiten  Ziele  der  Regierung  stellte  sich  aber  ein  starkes 
Hindernis  entgegen  in  der  Auswanderung  der  tatarischen,  insbe- 
sondere bäuerlichen  Bevölkerung  nach  der  Türkei.  Bis  zu  einem 
gewissen  Grade  konnte  ihr  das  wohl  erwünscht  gewesen  sein,  aber 
doch  nicht  in  dem,  wie  es  hier  der  Fall  war.  Von  1783 — 1802 
sind  300000  Seelen  ausgewandert,  d.  h.  drei  Viertel  der  um  1783 
dagewesenen  Bevölkerung^).  Das  bedeutete  doch  einen  zu  großen 
Verlust  an  Arbeitskräften,  denen  die  Verhältnisse  des  Landes  und 
Eigentümlichkeiten  des  Bodens,  auf  dem  sie  aufwuchsen,  bekannt 
waren.  Die  Regierung  wurde  bald  darauf  aufmerksam  und  suchte 
dem  Halt  zu  gebieten. 

Schon  1787  schreibt  z.  B.  Fürst  Potjemkin  an  den  »Gou- 
verneur des  Taurischen  Gebietes«  :  »Die  neuen  Untertanen,  die 
an  ihrer  Sprache  und  Sitte  erkenntlich  sind,  entbehren  jedes 
Schutzes  und  der  Unterstützung.  Die  Rechte  und  Sicherheiten  eines 
jeden  müssen  gesichert  sein,  auf  daß  es  ihnen  nicht  einfällt,  das 
Land    ihrer  Väter    zu    verlassen.     Die  Auswanderung  einiger  aus 

l)  Lasckkoff,    S.    125.     Auch   Sutnarokoff. 
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der  Krim  beweist  ihre  Unzufriedenheit.  Ermitteln  Sie  die  Ur- 
sachen dessen,  und  erfüllen  Sie  entschlossen  Ihre  Pflicht,  indem 
Sie  die  Beleidigten  befriedigen.  Mit  Milde  und  Güte  erwirbt  man 
die  Herzen,  Gerechtigkeit  aber  allein  erzeugt  Zutrauen^  ^), 

Die  liebevolle  Vorschrift  half  nichts.  Die  Auswanderung 
dauerte  fort,  und  so  war  die  Regierung  noch  aus  diesem  Grunde  ge- 
nötigt, die  Kolonisation  mit  Eifer  zu  betreiben.  Nur  dadurch  konnte 
das  Land  von  der  völligen  Entvölkerung  und  dem  wirtschaftlichen 
Untergange  gerettet  werden.  Deshalb  »trieb«  sie  in  die  Krim 
von  allen  Ecken  Rußlands  Staatsbauern,  gutsherrliche,  die  der 
Knechtschaft  glücklich  entkommen  waren,  ausgediente  Soldaten, 
Rekruten,  Kosaken,  Verbrecher  usw.  zusammen^).  Ihnen  wurde 
Land  aus  dem  Kronland  zugeteilt,  und  sie  gründeten  neue  Dörfer ; 
oder  wenn  aus  einem  alten  tatarischen  ein  Teil  der  Bevölkerung 
ausgewandert  war,  so  wurden  sie  durch  die  neuen  Kolonisten  er- 
setzt, auch  das  hinterlassene  Land  ging  an  sie  über.  Auf  diese 
Weise  entstanden  Dörfer  mit  gemischten  Nationalitäten. 

In  dem  Dorfe  Mangusch  liegt  ein  Beispiel  vor.  Aber  nicht 
nur  ein  Gemisch  von  verschiedenen  Nationen  entstand  in  diesem 
Dorfe,  sondern  auch  in  ihren  Besitzrechten.  Die  neuangesiedel- 
ten Russen  und  Bulgaren  besaßen  das  ihnen  zugewiesene  Land 
auf  Grund  der  Staatsrechte^),  den  Tataren  dagegen  gehörte  es  als 
ihr  Eigentum.     Wie  wurden  auch  sie  Staatsbauern } 

Die  Regeln  von  1802  geben  den  Tataren  die  Möglichkeit, 
vom  Staate  60  Dessj.  Land  auf  eine  Familie  zu  bekommen,  und 
außerdem  wird  den  Bauern  derjenigen  Dörfer,  die  auf  dem  Lande 
der  ausgewanderten  Murza's  lagen,  das  von  diesen  hinterlassene 
Land  zuerkannt  und  zwar  auf  Grund  der  »Rechte  der  Staats- 
bauern« *). 

Nun  geht  aber  aus  der  Kameralistischen  Beschreibung  von 
1S02  hervor,  daß  das  Dorf  Mangusch  nicht  auf  dem  gutsherr- 
lichen Lande,  sondern  auf  eigenem  zwischen  dem  gutsherrlichen 
lag;  nach  dieser  Angabe,  daß  der  Besitz  der  Bauern  sich  »in 
Gemenglage  mit  dem  der  Murza's <    befand,   mul>  man  annehmen, 


i)   Die    Orders    des    Fürsten    Potjemkin    in    den    .Nachrichten    der    Taurischen 
gelclirten  Archiv-Kommissionc  No.  8,  S.    10. 

2)  Vgl.   die  bunte  Zusammensetzung  zwischen   staalsbäuerlichen  Dürtern   in   den 
Wjedomosti  von   1805.     »Sammlung  von  Dokumenten«,  S.   251. 

3)  Ges.  Ges. -Ausgabe,  B.  XXI.  N.  202,  6. 

4)  Vgl.  hierzu   Seite   71. 
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daß  der  Umkreis  des  Dorfes  mit  dem  Murza-  und  Bauernbesitze 
als  etwas  zusammen^ehfirigcs,  als  eine  Datscha  von  der  rus- 
sischen Obrigkeit  angesehen  wurde,  sodaß  nach  der  Auswande- 
rung der  Adeligen  ihr  Land  den  Bauern  auf  Grund  von  Staats- 
baucrnrechten  zuerkannt  wurde. 

Im  anderen  Uorfe  Bitak  ist  der  Staatsbauernbesitz  in  einer 
ganz  anderen  Weise  und  Zeit  entstanden.  Noch  1805V)  zählte 
es  18  Tatarenbesitzer.  Am  Ende  der  50er  Jahre  und  Anfang 
der  60er  Jahre  ist  die  Auswanderung  der  Tataren  nach  der  Tür- 
kei sehr  stark  geworden^)  und  diese  Welle  hatte  auch  die  ganze 
Bevölkerung  dieses  Dorfes  mitgerissen.   Das  Land  fiel  dem  Staate  zu. 

»Im  Anfange  der  70er  Jahre  hat  sich  aber  herausgestellt, 
daß  einige  Wirte  im  Kreise  Simferopol  zurückgeblieben  sind ; 
diesen  wurden  auf  ii  Revisionsseelen  221  Dessj.  Land  zurück- 
gegeben. Dabei  wurden  aber  die  alten  Rechte  der  Tataren- 
Bauern  nicht  wieder  hergestellt,  sondern  sie  bekamen  es  auf 
Grund  der  Staatsbauernrechte  ^).« 

Diese  Handlungsweise  der  Regierung  war  einerseits  ungerecht 
gegen  die  Tataren  und  andererseits  gesetzwidrig,  denn  sie  hat 
den  Tataren  das  Land  nicht  wieder  auf  Grund  der  früheren 
Eigentums-Rechte    zurückgegeben.     Sollte    das    eine  Strafe    sein.^ 

Sie  waren  doch  ohnedies  genug  bestraft  dadurch,  daß  sie 
ihr  Hab  und  Gut  zurückließen  "*),  auszuwandern  versuchten  und 
nicht  konnten,  denn  das  bedeutete  doch  ein  Ende  ihrer  Wirt- 
schaft }  Gesetzwidrig  war  diese  Handlung  darum,  weil  die  Regeln 
von   1804  (§   5)  die  Landverteilung  unter  den  Tataren  auf  Grund 


1)  Vgl.  »Die  Wjedomosti  der  Dörfer  in  der  Krim«,  N.  127.  Bei  Laschkoff 
abgd.   »Sammlung  der  Dokumente«,   S.  249. 

2)  Aus  der  Wolost  Sarabuz,  in  der  das  Dorf  damals  lag,  sind  aus  50  Dörfern 
6040  Seelen  männl.  Geschlechtes  nach  der  Türkei  ausgewandert ;  dadurch  wurden 
II  Dörfer  gänzlich  entvölkert.  Vgl.  Stat.  Tab.  Anhang  S.  38.  In  der  ganzen 
Krim  sind  zu  der  Zeit  aus  687  Dörfern  Tataren  ausgewandert;  von  ihnen  blieben 
bis  zum  Anfange  der  70er  Jahre  315  ganz  unbesiedelt.  Vgl.  »Stat.  Jahrbuch«  von 
Chanazky,  1869,  Simferopol.  S.  434 — 438;  noch  ausführlicher  ist  das  in  der  Zeit- 
schrift »Wjestnik  Evropy«  von  1882  No.  10  behandelt.  Nach  den  genannten  An- 
gaben sind  in  den  Jahren  1860 — 1862  allein  181  117  Seelen  beiderlei  Geschlechts 
ausgewandert. 

3)  Vgl.  Stat.  Tab.  Anhang  S.   38. 

4)  Im  Perekop'er  Kreis  z.  B.  haben  im  Jahre  1859  von  320  tatarischen  Dör- 
fern 300  schon  ein  Jahr  vor  der  Auswanderung  ihre  Felder  nicht  mehr  bestellt. 
»Statistisches  Jahrbuch«   von    1889,   II.   Abt.   S.    15. 
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der  Staatsbauern-Rechte  »unbequem«  fand  und  die  diesbezügliche 
Bestimmung  der  Regeln  von  1802  aufhob  i).  Danach  konnte  kein 
tatarischer  Staatsbauernbesitz  mehr  gebildet  werden.  Und  in  un- 
serem Falle  mußte  die  Regierung  das  Land  den  Bauern  zurück- 
geben und  die  früheren  rechtlichen  Beziehungen  zu  ihm  wieder 
herstellen.  Wenn  sie  diesen  zweiten  Schritt  nicht  machen  wollte, 
sollte  sie  auch  den  ersten  nicht  tun. 

Der  unvermessene  Staatsbauernbesitz  ist  ebenso  wie  der  ver- 
messene in  der  Mangusch'er  Gemeinde  um  die  Wende  des  19. 
Jahrhunderts^)  entstanden  und  auf  Grund  derselben  rechtlichen 
Voraussetzungen. 

Der  wesentliche  Unterschied,  der  hier  aber  hinzukommt,  ist 
der  Umstand,  daß  auf  dem  Staats-Lande  ^)  keine  Bauern  anderer 
Nationalitäten  angesiedelt  wurden.  Zu  erklären  wird  das  wohl 
dadurch  sein,  daß  das  Land  in  den  Bergen  Hegt  und  damals 
fast  ganz  mit  Wald  bedeckt  war. 

1)  Das  wird  so  motiviert:  »Denn  die  Land-Zuschneidung  (60  Dessj.  auf  eine 
Familie)  ist  von  der  Kommission  (von  1802)  gleich  am  Anfange  ihrer  Tätigkeit 
wegen  der  lokalen  Verhältnisse  unbequem  gefunden  worden,  wenigstens  vor  der 
Generalvermessung,  durch  die  alle  Länder  der  Krone  festgestellt  werden,  und  an- 
dererseits meinen  wir,  daß  nach  den  folgenden  Regeln  (von  1804)  zur  Lösung  der 
Streitigkeiten  wegen  Landbesitz  und  der  Vergütung  für  die  Länder  (die  den  Ta- 
taren ungerecht  abgenommen  wurden)  diese  Land-Zuschneidung  (russischer  ter- 
minus  technicus)  überhaupt  nicht  notwendig  sein  wird«.  Vgl.  Ges.  Ges.-Ausgabe 
B.  XXL  N.  21  S.  215.  Dementsprechend  wurde  auch  gehandelt.  Weiter  werden 
wir  noch  sehen,  daß  verschiedenen  Bauerngemeinden  die  Bitte  um  Zuteilung  von 
60  Dessj.  auf  eine  Familie  abgeschlagen  wurde.  1858 — 1859  hat  die  Verwaltung 
der  Staatsgüter  den  landlosen  Bauern  des  Theodosier  Kreises  dieselbe  Bitte  abge- 
schlagen und  statt  dessen  im  Gouvernement  Orenburg  Land  angetragen.  Vgl.  »Stati- 
stisches Jahrbuch«   von   1889.     Abt.  IL  S.    15. 

2)  Vgl.  Laschkoff.     Sammlung  von  Dokumenten  S.  241 — 243. 

3)  Welche  Länder  nach  der  Einverleibung  der  Krim  dem  Staate  zufielen,  siehe 
im  Kapitel  über  die  Erbpacht. 


72 


VI.   Kapitel. 
Die  Erbpacht. 

I  )ie  hier  7AI  schildernde  Besitzform  stellt  ein  Gemisch  zwischen 
rrivateigentum  und  Erbpacht  dar.  Ihr  Wesen  besteht  darin,  daß 
Bauern  (einer  Anzahl  von  Dörfern)  zwischen  fremdem  Lande 
eigene  umzäunte  Stücke  wie  Zanen,  Tschairen  usw.  besitzen  und 
das  übrige  Land  (Acker-,  Weide-  und  Waldland)  der  Gutsbesitzer 
erblich  zu  nutzen  berechtigt  sind.  Wir  fassen  dieses  aus  zwei 
ziemlich  verschiedenen  Teilen  bestehende  Rechtsverhältnis  zum 
Grund  und  Boden  als  eine  Besitzform  zusammen,  weil  die  Nutzungs- 
rechte am  gutsherrlichen  Eigentum  ohne  das  Privateigentum  der 
Bauern  dazwischen  unmöglich  sind.  Immer  wenn  der  Bauer  nutzungs- 
berechtigt ist,  hat  er  auch  eigene  Parzellen  im  Gute,  oder  es 
bildet  w^enigstens  die  Haus-  und  Hofnutzung  sein  Eigentum. 

Obwohl  das  Privateigentum  keine  notwendige  Bedingung  ist 
für  das  Bestehen  der  Nutzungsrechte,  wie  das  aus  der  Geschichte 
des  Grundbesitzes  anderer  Länder  allgemein  bekannt  ist,  so  kennt 
die  Wirklichkeit  hier  nur  diese  Kombination  oder  vielmehr  An- 
einanderreihung, und  die  rechtlichen  Voraussetzungen  sind  nur 
auf  diesen  Tatbestand  zugeschnitten. 

Diese  Besitzform  kommt  in  i6  Dörfern  vor.  Genau  die  Zahl 
der  Erbpächter  festzustellen,  ist  nicht  möglich,  weil  für  das  Dorf 
Beschuj  in  der  Statistik  von  1906  keine  Angaben  gemacht  sind. 
Für  die  übrigen  15  Dörfer  sind  wohl  Ziffern  da,  aber  es  sind 
unter  der  Einwohnerschaft  dieser  Dörfer  solche  Bauern  vorhanden, 
die  nur  eigene  Parzellen  besitzen  und  keinen  Rechtsanspruch  auf 
das  Land  des  Gutsherrn^)  haben;  dann  gibt  es  in  der  Duvan- 
koj'er  Wolost  3  Dörfer,  in  denen  außer  dem  eigenen  Parzellbesitz 
noch  eigener  genossenschaftlicher  Besitz  vorhanden  ist,  und  es 
ist  sehr  wahrscheinlich,  daß  unter  diesen  Genossenschaftern  solche 

i)  Vgl.  z.  B.  die  Statistischen  Tab.     Tab.  A.  S.  2  und   3  das  Dorf  Akscheich. 
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vorhanden  sind,  die  ebenfalls  kein  Recht  auf  das  gutsherrliche 
Land  haben.  Was  die  Fläche  anbelangt,  auf  die  sich  die  Erb- 
pacht erstreckt,  so  ist  sie  auch  nicht  ganz  genau  festzustellen, 
da  für  3  Dörfer  Angaben  fehlen.  Zu  den  übrigen  13  Dörfern 
gehören  8493,7  Dessj. 

Nimmt  man  die  vorhandenen  Ziffern  als  der  Wirklichkeit 
mehr  oder  weniger  entsprechend  an,  so  kann  man  folgenden 
Vergleich  der  Verbreitung  der  Erbpacht  in  den  verschiedenen 
Wolosts  des  Kreises  aufstellen. 


^ 

Zahl  der 

Fläche  d.  Indi- 

Fläche  d.  Erb- 

Fläche des 

Wolosts 

'S  :0 

1° 

Besitzer 

vidualbesitzes 

pacht 

eig.  genossen- 

absolut  in  0|^ 

absolut 

in  0/„ 

absolut 

in  "/o 

schaftlichen 
Besitzes 

Tav-Badrak 

I 

>       '       > 

?              > 

3730,oi     44 

— 

— 

Podg.-Petrovsk 

5 

248         28 

153,5       12 

3302,2!      39 

— 

— 

Duvankoj 

1     8 

394         44 

472,0|     38 

1406,5       16 

1109,1 

looo/o 

Karalez 

1     ^ 

241          28 

591,7      50 

55,0     0,6 

— 

— 

16 

883        100 

1218,4 

ICD 

8493,7 

IOC 

1 109,1 

looO/o 

Wie  der  Zahl  der  Dörfer,  so  auch  der  der  Besitzer  nach  ist 
die  Erbpacht  am  meisten  in  der  Duvankoj'er  Wolost  verbreitet; 
der  Fläche  nach  dagegen  verhältnismäßig  wenig. 

Am  meisten  Erbpächter-Dörfer  gibt  es  dann  in  der  Podgo- 
rodne-Petrovsk'er  Wolost.  Auch  die  Erbpachtfläche  ist  hier  be- 
deutend: sie  macht  30^/0  der  gesamten  Fläche  aus.  Größer  als 
in  allen  Wolost's  ist  sie  aber  in  der  Tav-Badrak'er  Wolost,  ob- 
wohl die  Erbpacht  hier  nur  in  einem  Dorfe  vorkommt,  und  die 
Zahl  der  Besitzer  des  Dorfes  wohl  nur  etwas  über  loo  groß  ist. 
Nach  der  Statistik  von  1886  war  sie  92^).  Der  Individualbesitz 
ist  am  größten  in  der  gebirgigen  Wolost  Karalez  und  er  nimmt 
ab  in  der  Richtung  nach  den  flacheren  Teilen  des  Kreises.  Bei 
dör  Nutzungsfläche  ist  dies  gerade  umgekehrt. 

Die  Erbpacht  ist  nicht  durch  freien  Vertrag  zwischen  Guts- 
besitzer und  Bauern  entstanden  sondern  durch  Beschlüsse  (mit 
Gesetzeskraft)  einer  Kommission,  die  am  Anfange  des  19.  Jahr- 
hunderts berufen  war,  die  Streitigkeiten  über  Landbesitz  zwischen 
den  neuen  Gutsbesitzern  und  tatarischen  Bauern  zu  regeln. 

Um  die  Tätigkeit  der  Kommission,  die  diese  Besitzform  schul, 
oder  vielmehr  das  Produkt  ihrer  Tätigkeit  zu  verstellen,  nuil.s  man 
sich  das  Wesentliche  aus  ihrer  Vorgeschichte  in  lüinniMung  bringen. 

i)  Vgl.  Tab.  A.  S.  4. 
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Gleich  nach  dem  Manifeste  vom  S.  April  1783,  das  die  Einver- 
leibung der  Halbinsel  Krim  in  das  Russische  Reich  verkündete 
und  den  neuen  Untertanen  feierlich  versprach  -ihre  Person,  Gut 
und  Glauben  zu  hüten  und  zu  schützen«,  fing  die  Regierung  an, 
das  neue  Gebiet  mit  verschiedenen  Arten  von  Bauern,  Soldaten  und 
Kosaken  zu  kolonisieren. 

Und  schon  1784  begann  l<"ürst  Potjemkin,  das  als  frei  aner- 
kannte Land  auch  an  Beamte  zu  verteilen  und  zwar  zum  Zwecke 
»der  Kolonisation  und  Landwirtschaft«,  wie  es  in  den  verschie- 
denen späteren  Orders  heißt ^).  Der  Ukas  vom  2.  September 
1793  sanktionierte  diese  Kolonisationspolitik. 

Welch  große  Flächen  auf  diese  Weise  im  Laufe  der  kaum 
20  Jahre  von  1783 — 1802  in  die  Hände  hauptsächlich  russischer 
Beamten  übergingen,  haben  wir  schon  gesehen^).  Daß  es  dabei 
nicht  ganz  so  zuging,  wie  es  die  obere  Regierung  meinte,  bezeugt 
schon  der  Ukas  vom  17.  September  1796,  der  dem  damaligen 
Generalgouverneur  befiehlt,  untersuchen  zu  lassen,  welche  Länder 
nach  der  Auswanderung  der  tatarischen  Murza's  als  freiliegend 
anerkannt  und  verteilt  wurden,  während  sie  in  Wirklichkeit  den 
Tatarenbauern  gehörten;  >das  unrecht  Abgenommene  soll  den 
wirklichen  Besitzern  zurückgegeben  oder  sie  sollen  auf  irgend 
eine   andere  Weise   »anständig«   befriedigt  werden«. 

Die  Auswanderung,  Streitigkeiten  zwischen  den  Bauern  und 
den  neuen  Gutsbesitzern,  Klagen  usw.  dauerten  aber  fort.  Darum 
verlangte  der  Ukas  vom  2.  Dezember  1797,  die  Sache  schneller 
zu  erledigen.  Der  Ukas  vom  13.  August  1800  sanktionierte  die 
hierzu  vom  Generalgouverneur  zusammengerufene  Kommission ; 
sie  hatte  zu  entscheiden  über  die  Klagen  der  verschiedenen 
Grundbesitzer  und  Bauern  »wegen  der  ungerechten  Abnahme 
ihrer  Länder  und  deren  Verteilung  unter  die  verschiedenen  Be- 
amten«. In  zwei  Jahren  ihrer  Existenz  gelang  es  ihr  aber  nur 
zwei  Klagen  zu  erledigen  ^) ! 

Das  wenig  segensreiche  Leben  dieser  Kommission  zeigte  der 
Regierung,  daß  die  vorliegenden  großen  Aufgaben  ohne  bestimmte 
Vollmacht  und  eine  feste  Grundlage  von  einer  solchen  Institution 


1)  Vgl.  die  Order  an  den   Grafen   Kachovsky  vom  22.  Juni    1884  No.  224  u.  ff. 
»Sammlung  von  Dokumenten«,  S.   110  u.  flf. 

2)  Vgl.  Laschkoff,   »Geschichte«,   S.    132/133  und  die  Kameralistische  Beschrei- 
bung in  der  »Sammlung  von  Dokumenten«   S.  179. 

3)  Vgl.  Laschkoff,  Geschichte  S.   144. 
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nicht  gelöst  werden  konnten.  Darum  rief  der  allerhöchste  Ukas 
vom  19.  Mai  1802  eine  neue  Kommission  ins  Leben.  Es  wurde 
ihr  die  Aufgabe  auferlegt  festzustellen,  »welche  Länder  der  Krim, 
als  den  Ureinwohnern  gehörend  anzuerkennen  sind  und  welche 
als  freiliegend  gerechnet  werden  müssen ;  und  auf  diesem  Unter- 
schiede sollen  die  Rechte  der  Tataren  und  der  neuen  Gutsbesitzer 
begründet  und  jedem  das  Seinige  zurückgegeben  werden«.  Als 
Leitfaden  zu  ihrer  Tätigkeit  wurden  einige  Regeln  ausgearbeitet, 
in  denen  noch  deutlicher  als  in  dem  eben  Zitierten  die  Absicht 
der  Regierung  ausgesprochen  war,  nur  freiliegendes  Land  verteilt 
zu  sehen. 

Nach  diesen  Regeln  hat  die  Regierung  das  gesamte  Land 
der  Krim  in  vier  Arten  eingeteilt  und  bezeichnet,  welche  von 
diesen  verteilt  werden  konnten  und  welche  nicht. 

Zur  ersten  Art  gehören  die  früheren  Chanendomänen.  In 
Bezug  auf  sie  gilt  folgende  Regel:  »die  sogenannten  Chanen- 
Länder  gehören  unwiderruflich  denjenigen  Bauern,  die  die  neue 
Regierung  darauf  seßhaft  antraf,  und  nie  hatte  jemand  das  Recht, 
sie  als  freiliegende  zu  vergeben«. 

Die  zweite  Art  von  Ländern  besteht  aus  denen  der  Murza's. 
Nach  dem  Uebergange  der  Krim  zum  Russischen  Reiche  konnten 
sie  in  folgenden  Lagen  erscheinen : 

a)  ein  Teil  ist  von  den  ausgewanderten  Murza's  liegen  ge- 
lassen worden ; 

b)  ein  anderer  ist  durch  Kauf  und  Verkauf  von  den  früheren 
Besitzern  an  die  neuen  übergegangen; 

c)  ein  dritter  Teil  ist  in  den  Händen  der  früheren  Besitzer 
geblieben. 

Der  erste  Teil  dieser  Art  von  Ländern  nun  wurde  Kronland. 
Von  diesem  Lande  konnte  welches  vergeben  werden,  aber  nur 
dasjenige,  das  unbesiedelt  liegen  blieb  ;  wenn  dagegen  darauf 
Tataren-Bauern  angetroffen  wurden,  so  durfte  es  nicht  verschenkt 
werden.  Diesbezüglich  lautet  die  zweite  Regel:  »da  die  lokalen 
Behörden  nicht  bevollmächtigt  wurden,  besiedelte  Länder,  welcher 
Art  sie  auch  gewesen  und  einerlei  auf  Grund  welcher  Rechte 
die  Bauern  sie  auch  bebauten,  an  Gutsbesitzer  zu  vergeben,  so 
liegt  kein  Grund  vor,  die  Vergebung  der  Länder,  die  von  den 
Murza's  übrig  blieben  und  von  Tataren-Bauern  besiedelt  gefunden, 
an  neue  Gutsbesitzer  zu  bestätigen ;  und  obwohl  die  darauf  lie- 
genden Gemeinden  keine  Kigentumsrechte  auf  diese  Länder  haben, 
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so  müssen  sie  sie-  unwiclcirullich  auf  Grund  der  Kechle  der  Kron- 
bauern besitzen,  (jline  jedwede  Ab^^aben  und  Leistungen  für  die 
Gutsbesitzer-. 

Die  dritte  Art  bilden  die  Gärten  und  verschiedene  Arten 
von  Nutzungen,  die  die  Bauern  selbst  ohne  Abgaben  und  auf 
(irund  des  voIUmi  lügentums  besaßen«.  Dieses  Land  wurde  ihnen 
auf  Grund  derselben  Eigentumsrechte  überlassen. 

Zur  vierten  Art  von  Ländern  gehören  diejenigen,  die  nach 
der  l*]innahme  der  I  lalbinsel  unbesiedelt  gefunden  worden  sind. 
Diese  Länder  konnten  von  den  lokalen  Behörden  verteilt  werden. 

In  diesen  Regeln  wurde  den  Bauern  also  zuerkannt :  erstens 
das  volle  lügentumsrecht :  a)  auf  alle  früheren  Chanenländer,  die 
sie  früher  besaßen  und  nutzten,  b)  auf  alle  Länder,  die  auch 
früher  ihr  Eigentum  bildeten;  und  zweitens  das  unwiderrufliche 
Besitzrecht  auf  die  Länder,  die  sie  nutzten,  und  deren  Eigen- 
tümer, die  Murza,  auswanderten,  ohne  sie  an  jemanden  übertragen 
gehabt  zu  hal:)en. 

Diese  Regeln  äußerten  sich  also  zugunsten  der  bäuerlichen 
Interessen^).  Sie  schrieben  der  Kommission  ganz  ausdrücklich 
vor,  die  bei  der  Vergebung  der  Länder  seitens  der  lokalen  Be- 
hörden begangenen  Ungerechtigkeiten  zu  beseitigen  und  jedem 
das  Seinige  zurückzugeben. 

Der  nächste  Gesetzesakt  bezeichnete  eine  Abweichung  von 
dieser  vielleicht  lobenswerten,  aber  praktisch  sehr  schwer  durch- 
führbaren Aufgabe.  Dieser  Ukas  vom  23.  April  1804  suchte  die 
früheren  Regeln  zu  ergänzen  ^)  und  bezweckte,  der  Kommission 
von  1802  »neue  Mittel  zur  rascheren  Beendigung  der  ihr  aufer- 
legten Aufgaben«   zu  geben. 

Als  ein  derartiges  Mittel  muß  der  §  26  der  neuen  Regeln 
angesehen  werden,  der  im  Unterschiede  zu  denen  von  1802  be- 
stimmte, daß  das  frühere  Chanen-  oder  Murza-Land  und  jetzt 
von  den  Bauern  besiedelte  nur  dann  als  ihr  Eigentum  anzuerkennen 
ist,  wenn  es  noch  keinem  von  den  neuen  Gutsbesitzern  vergeben 
worden  ist^). 

1)  Die  Tataren-Bauern,  die  als  Pächter  auf  den  Gutsherrn-Ländern  saßen, 
konnten  auf  das  Kronland  übergehen;  sie  sollten  dann  60  Dessj.  auf  eine  Familie 
bekommen.     Vgl.  oben  S.  71. 

2)  Gleich  am  Anfang  ihrer  Tätigkeit  entstanden  eine  ganze  Reihe  von  Fragen, 
die  die  Kommission  auf  Grund  der  ihr  vorliegenden  Regeln  nicht  lösen  konnte. 
Vgl.  Laschkoff,    »Skizzen  der  Geschichte«   S.   151   u.  ff. 

3)  Dieser  Paragraph   lautet:    »Die  Chanen-Länder  und   diejenigen,  welche   nach 
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Die  schon  verschenkten  Güter  wurden  den  Bauern  nicht  mehr 
zurückgegeben,  sondern  blieben  im  Eigentum  der  neuen  Guts- 
herrn, und  den  Bauern  wurden  darauf  ganz  besondere  Besitzrechte 
zuerkannt.  Maßgebend  für  diese  Besitzform  war  der  §  28 ;  er 
lautet:  »Die  Murza-  oder  Chanen-Länder,  welche  neuen  Guts- 
besitzern, nachdem  genau  nachgewiesen  worden  war,  daß  sie  den 
Murza  und  dem  Chane  und  nicht  einfachen  Tataren  gehörten, 
zum  Besitze  verschenkt  wurden,  oder  wenn  sie  durch  Kauf  er- 
worben waren,  —  haben  auch  weiterhin  in  ihrem  Eigentum  zu 
bleiben,  und  die  darauf  wohnenden  Bauern  haben  nach  dem  ge- 
nauen Sinne  der  Regel  vom  19.  Mai  1802  in  derselben  Lage  zu 
verbleiben,  in  welcher  sie  sich  während  der  tatarischen  Herrschaft 
befanden«. 

Das  bedeutete  i.  »Die  Tataren  müssen  persönlich  frei  sein«. 
2.  »Die  Länder,  auf  denen  sich  die  Landgüter  befinden,  nämlich 
die  Häuser  und  Höfe,  Gärten  und  umzäunte  Nutzungen  (»Ogo- 
rody«)i),  einerlei  zu  welcher  Art  von  Nutzung  diese  auch  ge- 
hörten, bilden  ihr  (der  Bauern)  Eigentum,  über  das  sie  frei  nach 
eigenem  Willen  verfügen  können«.  3.  Die  übrigen  Länder,  die 
die  Tataren  nicht  in  Eigentum  besaßen,  sondern  nur  nutzten, 
müssen  unwiderruflich  in  ihrer  Nutzung  bleiben  solange,  wie  sie 
in  dem  betreffenden  Gute  bleiben  wollen  und  dieselben  Leistungen 
wie  die  früheren  Besitzer  tragen  werden ,  nämlich  von  allem 
den  Zehnten  abzugeben  und  die  bedingten  Tage  (von  5  —  8  Tage 
im  Jahre)  zu  arbeiten. 

Die  Streitigkeiten  zwischen  den  Gutsbesitzern  und  den  Ta- 
taren, die  ihre  Länder  nutzen,  über  die  Erfüllung  ihrer  Verpflich- 
tungen müssen  in  den  entsprechenden  öffentlichen  histanzen  be- 
trachtet werden  ;  und  hierzu  soll  die  Kommission,  unter  anderen 
ihrer  Pflichten,  sich  um  folgendes  noch  bemühen;  indem  sie  aut 
Grund    dieser  Hauptregeln    die  Verpflichtungen    näher    bestimmt, 


der  Auswanderung  der  Murza's  und  der  der  einfachen  Tataren  verblieben,  die  an 
niemand  vergeben  sind  und  im  Besitze  der  Tataren  sich  befinden  —  müssen  in 
ihrem  Eigentum  verbleiben«. 

l)  Das  Wort  »Ogorody«  wird  im  Rassischen  in  dreierlei  Sinne  gebraucht: 
a)  Im  Süden  wird  mit  »ogorod«  der  Druschplatz  bezeichnet,  b)  Es  wird  auch  der 
Gemüsegarten  so  genannt,  c)  Da  das  Verbum  »ogorodit«  —  unizäunen  —  be- 
deutet, so  wird  es  auch  für  verschiedene  andere  Arten  von  umzäunten  Nutzungen 
gebraucht.  Wir  haben  dieses  Wort  dem  Sinne  des  Textes  nach  in  dieser  allge- 
meineren Fassung  übergeben.  Weiter  werden  wir  sehen,  welche  .\iien  von  solchen 
Nutzungen   hier  genannt  sind. 
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soll  sie  auch  die  Ordnun^s  in  der  künftif^  solche  Fälle  erledigt 
werden  müssen,  ausarbeiten  und  zur  allerhöchsten  Bestätigung 
vorlegen«. 

Die  Rechte  der  Bauern  an  den  Gütern  waren  je  nach  den 
zwei  Ilaujitnutzungsarten  verschieden:  i)  Auf  das  Haus-  und  Hof- 
land, Gärten  und  überhaupt  alle  Arten  von  umzäunten  Nutzungen, 
also  auch  auf  die  Zanen  im  Felde,  Tschairen  im  Walde,  umzäunte 
Wiesenfiächen  usw.  behielten  sie  das  volle  Eigentumsrecht,  (i;  2S, 
Abs.  2.)  2)  Auf  die  *übrigen<',  nicht  umzäunten  Nutzungen  der 
Güter,  die  die  Bauern  nur  *  nutzten  <■,  also  hauptsächlich  Weide 
und  Waldland,  erhielten  sie  ein  Nutzungsrecht  (t;  28,  Abs.  3); 
dieses  ist  »unwiderruflich«,  es  ist  auf  »ewig«  festgelegt;  es  ist 
erblich,  somit  eine  Erbpacht  und  die  Bauern  sind  Erbpächter, 
wie  sie  in  den  Skizzen  der  Besitzverhältnisse  des  Taurischen 
Gouvernements  auch  genannt  werden^). 

Vüv  dieses  Nutzungsrecht  sind  die  Bauern  dem  Gutsherrn 
auf  gewisse  Abgaben  und  Leistungen  verpflichtet:  von  > allem •^ 
nämlich  den  Zehnten  zu  geben  und  »von  5  bis  8  Tage  im  Jahre« 
für  ihn  zu  arbeiten. 

Diese  Verpflichtungen  haben  in  der  von  der  Kommission 
bestimmten  Art  und  Größe  solange  zu  gelten,  >bis  von  ihr  hie- 
rüber ein  besonderes  Poloschenie  ausgearbeitet  und  dieses  aller- 
höchst genehmigt  sein  wärd< . 

Demnach  ist  der  Kanon  nicht  auf  »ewig«  fixiert,  sondern 
auf  eine  unbestimmte  Zeit. 

Dieser  Paragraph  bildet  die  Grundlage  der  noch  näher  zu 
betrachtenden  Besitzform  der  Erbpacht.  Er  bezieht  sich  nicht  nur 
auf  die  verschenkten  Güter-)  im  Sinne  der  Regeln  von  1802, 
denn  der  Zusatz  in  diesem  Paragraph  »oder  wenn  sie  (die  früheren 
Chanen-  und  Murza-Länder)  durch  Kauf  erworben  wurden«,  er- 
streckt ihn  auch  auf  die  zweite  Unterart.  Daß  dieser  Zusatz 
nur  so  verstanden  werden  muß  ^),  geht  daraus  hervor,  daß  dann 
der  nächste  §  29,  der  diese  Regeln  auch  für  Länder  maßgebend 
heißt,    die  jetzt  noch,    wie  früher    sich  in    den  Händen    des   tata- 

i)  S.  350,  Simfeiopol'er  Kreis. 

2)  Vgl.  oben  S.  75  unter  2  a. 

3)  Man  könnte  versucht  sein :  a)  ihn  als  Redaktionsmangel  anzusehen,  oder 
b)  anzunehmen,  daß  darunter  die  von  der  Krone  gekauften  Güter  zu  verstehen  sind, 
was  in  der  Art  keinen  Unterschied  machen  würde ;  dann  könnte  man  diesen  Zusatz 
ganz  übersehen,  wie  es  Laschkoff  (^.  158/159  in  der  Geschichte)  und  Blumenfeld 
(S.  45)  getan  haben. 
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rischen  Adels  befinden^),  also  für  die  dritte  Unterart,  als  logische 
Folgerung  aus  ihm  erscheint. 

Dann  muß  vor  allem  auf  folgendes  aufmerksam  gemacht 
werden.  In  diesem  Paragraph  28  bezieht  sich  der  Gesetzgeber 
auf  die  Zeit  des  Chanenreiches  und  tut  so,  als  ob  er  nichts  Neues 
schafft,  sondern  nur  das,  was  damals  bestand  und  als  Rechtsnorm 
galt,  auch  weiterhin  bestehen  und  gelten  läßt. 

Dem  ist  aber  nicht  ganz  so.  Denn  es  trifft  nur  in  bezug 
auf  die  im  zweiten  Absätze  erwähnten  Nutzungen  zu.  Der  dritte 
Absatz  dagegen  ist  widerspruchsvoll ;  er  ist  aus  verschiedenen 
Elementen  der  alten  Sitten  und  Normen  zu  einer  neuen  »Ordnung« 
zusammengestückelt. 

Zunächst  bestanden  im  Chanenreiche  Unterschiede  zwischen 
den  Rechten  auf  die  Nutzung  des  bebauten  Landes,  der  Weide 
und  des  Waldes. 

Für  die  Nutzung  des  kultivierten  Landes  der  Murza  mußten 
die  Bauern  einen  Teil  der  darauf  gewonnenen  Früchte  demselben 
abgeben-).  Ueblich  war  der  Zehnte,  dann  aber  nur  von  den 
Produkten  des  Bodens  und  nicht  von  »Allem«,  wie  im  3.  Absätze 
(§  28)  festgelegt  wurde. 

Für  die  Weide  haben  die  Bauern  einen  Teil  des  Viehzuwachses 
abzugeben;  in  der  Regel  den  »Scheschlyk«,  d.  h.  den  Sechsten. 
Aber  diese  Abgabe  war  keine  reine  Gegenleistung  für  die  Weide- 
nutzung, denn  das  Weideland  war  mehr  Schutzgebiet  des  Herrn 
als  Eigentum ;  sodaß  in  ihr  ein  großer  Teil  »freier«  Hingabe 
steckte,  mit  der  die  Bauern  sich  den  Schutz  des  hohen  Herrn 
sichern  wollten^). 

i)  §  29  lautet:  »Die  Regeln,  die  in  den  vorhergehenden  Paragraphen  über 
die  Eigentums-,  Nutzungs-Rechle  und  Verpflichtungen  der  einfachen  Tataren  —  den 
neuen  Gutsbesitzern  gegenüber  —  festgelegt  sind  —  erstrecken  sich  auch  auf  lüe 
Beziehungen  zwischen  den  Murza's  und  den  auf  ihren  Ländern  wohnenden  Ta- 
taren«. 

2)  Vgl.  Laschkoff,   »Geschichte«   S.  88. 

3)  In  einem  Schreiben  des  Chans  Dschanibek-Girei  (1608 — 161 3)  an  zwei 
Adelige,  über  die  sich  die  Bauern  des  Dorfes  Otuz  beklagten,  daß  sie  von  ihnen  zu 
Geldabgaben  für  die  Viehweide  gezwungen  werden,  sagt  er  wörtlich:  »In  unserem 
Vilajet  (Gebiet)  gibt  es  keine  Abgaben  für  die  Schafe;  ...  es  ist  gestattet,  sie 
auf  jeder  Art  von  Weidenutzungen  zu  weiden«.  Die  Bauern  selbst  behaupten  in 
der  Klage,  daß  »Niemand  jemals  seit  den  Zeiten  der  Väter  und  Großväter  etwas 
erhob«  für  die  Weide  .  .  .  jedoch  seien  sie  »einverstanden«,  den  angeklagten 
Herrn  den  »Scheschlyk«  zu  geben  .  .  .  nach  dem  Rechte  (wohl  zu  verstehen :  wie 
es  üblich   ist!?)    »aber  sie  bedrücken   uns  gegen  das  Rechte.     Vgl.  Laschkcff,  Samni- 
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Den  Wald  konnte  jeder  frei  nutzen,  denn  dieser  konnte,  eben- 
so wie  alles  andere,  das  ohne  menschliche  Beihilfe  entstanden 
und  der  Benutzung  zugänglich  war,  kein  Sondereigentum  sein, 
sondern  nur  Gemeineigentum'). 

1^'olglich  war  der  Bauer  ebensowenig  Eigentümer  des  Waldes 
wie  der  Murza-)  und  brauchte  diesem  keine  Dienste  und  Ab- 
gaben zu  leisten.  Die  Bezugnahme  des  Gesetzgebers  im  genannten 
Paragraph  auf  die  Zeiten  vor  der  russischen  Herrschaft  trifft  also 
auch  in   dieser  Hinsicht  nicht  zu. 

Ebensowenig  unterrichtet  ist  er  über  die  Arbeit,  die  die 
Bauern  dem  Murza  leisteten.  Daß  sie  für  die  Viehweide  für  ihn 
gearbeitet  hätten,  geht  aus  den  vielen  von  Lasc/ikoff  gesammehen 
Dokumenten  nicht  hervor^).  Lasc/ikoff' meint  sogar,  es  wäre  über- 
haupt nicht  bestimmt  gewesen,  wofür  die  Bauern  für  die  Murza's 
arbeiteten,  ebenso  wie  die  Quantität  und  Zeit,  in  der  sie  die  Ar- 
beit zu  verrichten  hatten,  nicht  festgelegt  wairde  ^) ;  sodaß  wir  an- 
nehmen müssen ,  daß  sie  das  aus  demselben  Grunde  taten,  wie 
sie  die  Scheschlyk-Abgaben  leisteten,  was  ja  der  Natur  der  da- 
maligen Verhältnisse  durchaus  entspricht. 

Derartige  Arbeit  für  »umsonst«  können  wir  heute  noch  in 
Rußland  sehr  häufig  beobachten,  aber  sie  spielt  auch  in  unserem 
Kreise  eine  ganz  bedeutende  Rolle  in  den  Beziehungen  zwischen 
den  Tataren-Bauern  und  Gutsbesitzern. 

Aus  diesem  Vergleiche  der  Beziehungen  der  Bauern  zu  den 
Murza's  im  Chanenreiche  mit  denen,  die  die  neue  Gewalt  ein- 
führte, zeigt  sich  der  große  Unterschied  zwischen  ihnen.  Dort 
weisen  sie  zum  größten  Teile  Elemente  auf,  die  für  die  Bezie- 
hungen   zwischen  den   einfachen  Leuten  und  Stammesvornehmen 


lung  von  Dokumenten  S.  28,  No.  38.  Vgl.  auch  Peysonell,  »Traite  sur  la  commerce 
de  la  mer  Naize«  1707,  Bd.  II.;  »Memoir  sur  l'etat  civile,  politique  et  milititaire 
de  la  petite  Tartarie«.     S.  278. 

i)  V,  Tornauw,  »Das  moslemitische  Recht«  IV.  Kap.  der  II.  Abt.  S.  227. 
Auch  Laschkoff's  »Skizze  der  Geschichte«  S.  89. 

2)  Laschkoff  nimmt  an,  daß  der  Chan  auf  den  Wald  ein  oberes  Verfügungs- 
recht hatte,  wie  auf  das  wüst  liegende  Land.  »Geschichte«  S.  64.  Ebenso  Tour- 
nau-ci),  S.  225.  ...  Je  nach  den  verschiedenen  Moslemischen  Rechtsgelehrten  und 
Sekten  ist  zur  Benutzung  des  Waldes,  die  Erlaubnis  der  Imane  (Chans)  einzuholen 
notwendig,  oder  nicht.     In  der  Krim  war  das  nicht  notwendig. 

3)  Ebenda  64. 

4)  Vgl.  auch  Blufuenfeld,  S.  25.  Sutnarokoff,  S.  89,  II.  Teil,  S.  29  —  36.  In 
der  Art  und  Weise,  wie  sie  im  Chanen-Reiche  auftritt,  könnte  man  sie  als  eine 
Ausdehnung  der  Bittarbeit  von  den  Dorfgenossen  auf  den  Herrn  ansehen. 
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charakteristisch  sind ;  diese  dagegen  stellen  ein  eigentümliches 
Gemisch  aus  privatrechtlichen  und  Hörigkeitsmomenten  dar.  Noch 
stärker  tritt  dieser  Kontrast  hervor  für  die  Bauern,  die  auf  frü- 
herem Chanenlande  wohnten  ^). 

Nach  diesen  Vorbetrachtungen  können  wir  uns  diese  Besitz- 
form näher  ansehen  ;  eigentlich  ist  es  nur  in  bezug  auf  den  zwei- 
ten Teil,  den  wir  Erbpacht  nannten,  notwendig,  denn  dieser  ent- 
hält hauptsächlich  dasjenige,  was  des  Aufschlusses  bedarf.  Der 
dirigierende  Senat  erkannte  nach  7  Jahrzehnten  in  dem  Nutzungs- 
rechte der  Tataren  den  -Charakter  eines  Sachen-Rechts  auf  un- 
bewegliches Gut«  an.  Dieses  Recht  sei  analog  dem  Rechte  der 
ländlichen  Stände  auf  die  Länder,  die  ihnen  zur  Nutzung  abge- 
führt sind  auf  Grund  des  allgemeinen  Gesetzes  (Anmerkung  zur 
Statja  432,  Bd.  N,  I  Teil  d.  ges.  Ges.  Ausgabe  1876),  das  das 
Eigentumsrecht  beschränkt '"'). 

Unter  den  in  Rußland  vorkommenden  Arten  dieser  Besitz- 
form ist  das  polnische  Tschinsch-Recht  eine  der  charakteristisch- 
sten. Diese  ist  dem  Inhalte  nach  der  römischen  Emphyteuse 
sehr  ähnlich.  Sie  hat  sich  in  Polen  seiner  Zeit  unter  dem  Ein- 
flüsse des  deutschen  Rechts,  das  unter  dem  Namen  des  »]\Iagde- 
burger«  und  »Sächsischen  Rechtes«  bekannt  war,  eingebürgert^). 
(Das  Wort  »Tschinsch«  stammt  daher  gewiß  auch  vom  deutschen 
»Zins«). 

Obwohl  aber  im  allgemeinen  eine  Analogie  zwischen  der 
polnischen  und  tatarischen  Erbpacht  besteht,  so  weisen  beide 
Arten  doch  in  den  Details  große  Unterschiede  auf.  Das  pol- 
nische > Tschinsch-Recht«  ist  voll  entwickelt ;  es  ist  ebenso  wie 
die  deutsche  Erbpacht  eine  in  längerer  Geschichte  gewordene 
und  gereifte  Frucht.  Die  tatarische  Erbpacht  dagegen  ist  ein 
durch  einen  Federstrich  des  Gesetzgebers  künstlich  geschaffenes 
und  in  den  Details  garnicht  ausgereiftes  Produkt.  Darum  ist  sie 
wenig  lebensfähig  und  kann  nur    bei  härtesten  Folgen    für   beide 

i)  Nach  den  obigen  Betrachtungen  wird  es  wohl  überflüssig  sein,  auf  die  Be- 
ziehung zwischen  den  Bauern  und  Chanen  hier  einzugehen,  denn  es  wird  wohl  da- 
nach schon  einleuchten,  daß  in  diesem  sich  die  Stanimesordnung  noch  deutlicher 
ausdrückte.     Vgl.  Laschkof^  Geschichte,   II.  Teil,   I.  Kap.  S.  62. 

2)  Beschluß  des  regierenden  Senats  vom  15.  Oktober  18S0  und  4.  November 
1881,  Akten  S.    178/179. 

3)  Vgl.  A.  Leonljef,  »Das  Bauern-Rechtj,  St.  Petersburg  1909  S.  235;  auch 
L.  Kasso,  »Das  russische  Grundbesitzrecht«.  Moskau  1906  S.  224  und  ff.  und 
ßlumen/elti,  S.   26  und  ff. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenscli.     Ergänzungsheft  41.  O 
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Seiten  der  Interessenten   fortbestehen. 

Von  diesen  Details  seien  im  folgenden  einige  wesentliche 
hervorgehoben. 

Zunächst  ließ  der  i^  2.S  unentschieden  ,  ob  die  Bauern  das 
ausschließliche  Nutzungsrecht  am  fremden  Lande  haben  oder 
auch  die  Gutsbesitzer  es  zu  nutzen  berechtigt  waren ;  denn  in  der 
Tat  nutzten  die  Gutsherrn  dasselbe  Land.  Dann  blieb  aber 
die  weitere  Frage  offen,  wer  das  Vorrecht  in  der  Nutzung  des 
Landes  hatte.  Mußte  der  Gutsherr  warten,  bis  die  Bauern  die 
ihnen  nötigen  Flächen  einnahmen,  oder  erstreckte  sich  auch  auf 
ihn  das  unter  den  Bauern  übliche  Gewohnheitsrecht,  wonach  das 
Stück  demjenigen  gehört,  dem  es  am  ehesten  einzunehmen  ge- 
lingt .- 

Wenn  dem  so  war,  dann  konnte  der  Gutsbesitzer  ebenso 
wie  die  wohlhabenderen  Bauern  die  besten  Stücke  frühzeitig  ein- 
nehmen und  die  Tataren  auf  das  schlechtere  Land  verdrängen. 
Glücklicherweise  haben  die  Gutsbesitzer  bis  jetzt  wenig  Land  im 
Gute  selbst  bestellt  ;  sie  bewirtschafteten  es  durch  fremde  Pächter. 
Diese  waren  in  der  Regel  keine  wirtschaftlich  starke  Bauern,  und 
so  gelang  es  den  Erbpächtern,  sich  ein  Vorrecht  vor  diesen 
wenigstens  zu  sichern.  Das  geht  daraus  hervor,  daß  sie  in  den 
8oer  Jahren  von  den  freien  Pächtern  verlangten,  auch  ihnen  einen 
Teil  zur  Ernte  abzugeben,  widrigenfalls  sie  das  Land  selbst  ein- 
zunehmen <    drohten^). 

Das  Nutzungsrecht  der  Bauern  ist  -> unwiderruflich«,  solange 
sie  in  dem  betreffenden  Gute  bleiben  »wollen«  und  ihren  Ver- 
pflichtungen nachkommen  werden.  Hiernach  ist  das  erbpächt- 
liche  Verhältnis  durch  zwei  [Momente  bedingt :  Der  Bauer  muß 
im  Gute  bleiben-),  ebenso  wie  der  deutsche  Erbpächter,  was 
sehr  begreiflich  ist,  wenn  man  den  wirtschaftlichen  Sinn  dieser 
Rechtsinstitution  ins  Auge  faßt ;  und  er  muß  seinen  Verpflichtungen 
nachkommen,  was  noch  selbstverständlicher  ist,  da  sonst  diese 
Institution  keinen  wirtschaftlichen  Sinn  hätte. 

Welche  Folgen  hatten  nun  folgende  Fälle  .- 

a)  Der  Bauer  >will«  nicht  mehr  im  Gute  bleiben,  zieht  aus 
ihm  weg. 

Da  das  Recht,  zu  wollen  oder  nicht,  ihm  im  §  28  vorbehalten 

i)  Statistische  Erhebung  von   i886.     Anhang  S.  2v 

2)   »Der  deutsche  Erbpächter  mußte  ja  auch  in  der  Regel  auf   dem    betreffen- 
den Gute  wohnen«.    H.-W.-B.  d.  St.-W.     Artikel:  Erbpacht  von  Paasche.  S.  1013. 
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ist,  so  muß  das  nutzungsrechtliche  Verhältnis  zwischen  dein 
Bauer  und  Gutsbesitzer  in  diesem  Falle  als  aufgehoben  angesehen 
werden,  und  dieses  ist  durch  eine  einseitige  Willensäußerung  zu- 
stande gekommen. 

b)  Der  Bauer  kommt  seinen   Verpflichtungen  nicht  nach. 

Dem  Sinne  der  oben  angegebenen  Stelle  des  i^  28  nach  ist 
auch  in  diesem  Falle  das  Rechtsverhältnis  fällig.  Aber  der  §  28 
ist  sehr  lang  und  es  ist  leicht,  den  Anfang  zu  vergessen,  wenn 
man  ans  Ende  kommt. 

Das  passierte  dem  Gesetzgeber,  der  zum  Schlüsse  ganz  un- 
erwartet sagt  :  > Streitfälle  über  die  Erfüllung  der  Abgaben  und 
Leistungen^  müssen  in  öflentlichen  Instanzen  erledigt  werden; 
und  zwar  haben  diese  Instanzen  nach  einer  von  der  Kommission 
noch  auszuarbeitenden  »Ordnung«  zu  verfahren  und  zu  entschei- 
den. Diese  Ordnung  kam  aber  nie  zustande,  und  so  bleibt  die 
Frage  über  die  Folgen  dieses  Falles  offen.  Jedenfalls  aber  hat 
die  Vernachlässigung  in  der  Pflichterfüllung  seitens  der  Bauern, 
den  Verlust  der  Nutzungsrechte  nicht  unmittelbar  zur  Folge,  wie 
aus  dem  Kern  des  i^  28  anzunehmen  wäre. 

Und  jetzt,  nachdem  vom  Senat  die  Analogie  dieser  Besitz- 
form mit  dem  polnischen  Tschinsch-Rechte  anerkannt  worden  ist, 
muß  man  sogar  denken,  daß  der  Bauer  in  diesem  Falle  seines 
Nutzungsrechtes  nicht  verlustig  wird,  sondern  vom  Obereigen- 
tümer nur  gezwungen  werden  kann,  seinen  Verpflichtungen  nach- 
zukommen^). 

Eine  weitere  Frage,  über  die  man  im  ij  28  nichts  findet,  ist 
/  die,  ob  das  Nutzungsrecht  nur  auf  die  direkten  Erben  übergeht 
oder  auch  auf  die  Seitenverwandten,  wie  im  holländischen  Be- 
schlemregt  ^). 

Diese  Frage  ist  von  bedeutender  praktischer  Wichtigkeit, 
denn  die  Bauern  hatten  im  Gute  außer  dem  Nutzungslande  noch 
eigenen  Besitz,  der  auch  von  den  Seitenverwandten  geerbt  wer- 
den konnte  ;  und  wenn  diese  das  Nutzungsrecht  nicht  erhielten, 
so  konnte  auf  diese  Weise  sich  ein  Kontingent  von  fremden  Bauern 
im  Gute  bilden,  die  für  den  Gutsbesitzer  gegen  Ende  des  19. 
Jahrhunderts  eine  unbequeme  Nachbarschaft  werden  konnten-'). 

Weiter    muß  man  hier  fragen,    ob    das  Nutzungsrecht  teilbar 

1)  Leontjeff,   »Das  Bauern-Recht^  S.  255  u.  ff. 

2)  Laveleye,    »Das  Ureigentum«.     Deutsche  Ausgabe  von  Büc/itr.    S.  496. 

3)  Vgl.  die   ff.  S. 

6* 
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ist  oilc.v  nicht.'  J  lat  der  tatarische  Erbijächter  ein  Veräußerungs- 
recht.- Der  Tschinschevvik  hatte  dazu,  wie  auch  der  Erbpächter 
in  Deutschland,  die  Genehmigung  des  Gutsbesitzers  einzuholen  ^j. 

Konnte  er  das  Land  unterverpachten,  in  Hypothek  geben 
wie  der  Beklemae-meyer  in  Holland-)?  Auch  darüber  finden 
wir  in  den  Regeln  und  auch  in  den  Kommissionsbeschlüssen 
keine  Bestimmungen.  Wenn  er  es  nicht  verpachten  darf,  so  muß 
der  tatarische  Erbpächter  das  Land  immer  nur  allein  wirklich 
nutzen. 

Das  hat  ein  verhängnisvolles  Moment  :  das  Wirtschaftssystem 
des  Bauern  verlangt  heute  noch  wie  damals,  einen  großen  Teil 
des  Ackerlandes  von  Zeit  zu  Zeit  zur  Auffrischung  liegen  zu 
lassen.  Und  nun  kann  zweierlei  vorkommen  :  a)  der  Bauer  läßt 
einige  Stücke  liegen  ^).  Wie  soll  er  dann  den  Zehnten  davon 
entrichten }  Gesät  hat  er  nicht  und  Heugras  wächst  die  ersten 
2 — 3  Jahre  auch  nicht  darauf,  b)  Das  zur  Erfrischung  liegen  ge- 
lassene Land  wird  als  nicht  zu  einer  Nutzungsfläche  gehörig  an- 
gesehen. Dann  kann  der  Gutsbesitzer  es  für  sich  in  Anspruch 
nehmen  und  somit  einen  Keil  in  das  Rad  des  ohnedies  schwer- 
fälligen tatarischen  Schubkarrens  stecken.  Er  kann  es  selbst  be- 
stellen oder  an  fremde  Bauern  verpachten.  Letzteres  hat  er 
auch  getan,  wie  aus  der  Statistischen  Erhebung  von  1886  her- 
vorgeht"^). 

Daß  solche  Zustände  eine  Raubwirtschaft  zur  Eolge  haben 
müssen  und  zwar  eine  solche,  die  die  Entwicklung  einer  ratio- 
nellen Wirtschaftsweise  aus  ihr  heraus  fast  cranz  unmöglich  macht, 
liegt  auf  der  Hand. 

Absolut  keine  Bestimmungen  finden  wir  auch  über  die  Frage, 
mit  welchen  Folgen  für  den  Erbpächter  seine  schlechte,  den 
Wert  des  Gutes  vermindernde  Wirtschaft  verbunden  ist.  Dem 
steht  der  Gutsbesitzer  machtlos  gegenüber^). 

Ganz  besonders  nachteilifj  konnte  dieses  Rechtsverhältnis  mit 


i)  Leontjeff,   »Das  Bauernrecht«,  S.  255. 

2)  Laveleye,  S.  496  .  .  .   »Sogar  ohne  Zustimmung  des  Eigentümers«. 

3)  Auf  einen  großen  Teil  des  Landes  haben  die  Bauern  für  ganz  bestimmte 
Stücke  das  Nutzungsrecht  erhaUen. 

4)  Anhang  S.  25.  Auch  in  den  70er  Jahren  haben  die  Tataren  die  griechi- 
schen Freipächter  vom  Gute  vertrieben  und  die  vom  Gutsbesitzer  verpachteten  20  Dess. 
begießbaren  Landes  abgenommen. 

5)  In  Deutschland  konnte  der  Obereigentümer  den  Erbpächter  in  solchem 
Falle  entsetzen.     H.-W.-B.  d.  St.-W. 
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der  Zeit  für  die  Gutsbesitzer  werden,  weil  die  Regeln  keine 
Vorschriften  enthalten,  wonach  die  Verpflichtungen  der  Bauern 
der  Zeit  entsprechend  geändert  werden  müßten.  Und  die  Kom- 
mission hat  auch  keine  derartigen  Vorschriften  getroffen. 

Der  polnische  Tschinschewik  hatte  alle  lo — 20  Jahre  eine 
Erhöhung  seines  >Tschinsches<s  die  er  »Gottesgroschen«  nannte, 
bekommen.  Außerdem  war  beim  Uebergange  des  Landes  an 
einen  anderen  Tschinschewik  Erbbestandgeld,  das  >Laudemium'< 
genannt  wurde,  an  den  Gutsherrn  zu  entrichten^).  Auch  dazu 
waren  die  Tataren  nicht  verpflichtet. 

Nachteilig  für  den  Gutsbesitzer  wurde  dieses  Rechtsverhältnis 
darum,  weil  das  Land  teurer  geworden  ist :  jetzt  ist  es  schon 
um  das  2ofache  gestiegen-),  wenigstens  das  zur  Landwirtschaft 
brauchbare,  und  die  Teilbauern  entrichten  jetzt  schon  fast  von 
der  Hälfte  ihrer  Ernte  nicht  den  Zehnten  wie  die  Erbpächter. 

Besonders  stark  ist  das  Land  in  der  Krim  in  den  letzten 
20  Jahren  gestiegen,  mit  der  gewaltigen  Verbreitung  der  land- 
wirtschaftlichen Maschinerie.  Das  ging  fast  in  amerikanischem 
Maßstabe  vor  sich,  und  in  diesen  Jahren  muß  das  Nutzungsrecht 
der  Bauern  von  den  Gutsbesitzern  besonders  drückend  empfun- 
den worden  sein. 

Wie  soll  man  die  Stelle  im  3.  Absätze,  wo  die  Bauern  ver- 
pflichtet werden,  von  »allem  den  Zehnten  abzugeben,  verstehen.^ 
Sollen  die  Bauern  nur  den  Zehnten  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
dukte den  Gutsherren  abgeben,  oder  von  jedem  auf  beliebiger 
Art  der  Bodennutzung  basierenden  Vermögenszuwachse  ^)  ?  Um 
ein  praktisch  wichtiges  l^cispiel  hierfür  anzuführen,  sei  die  Sche- 
schlyk-Abgabe  von  dem  Viehzuwachse,  der  gegenüber  dem  ein- 
heimischen Grundherrn  üblich   war,   erwähnt.      Und  einige  Worte 


1)  A.  Leontjeff,     »Das  Bauennecht«.      1909.     S.  257. 

2)  Die  bek.  Kommission  hatte  auf  Grund  der  Regel  vom  23.  April  1804  eine 
Abschätzung  der  Länder  der  Krim  zu  machen.  Diese  kam  i8oS  auf  Grund  der 
Mitteilungen  des  Adels  und  eigenen,  an  Ort  und  Stelle  bei  den  Streitfällen  gesam- 
melten Erfahrungen  zustande.  Und  in  diesem  Dokument  ist  das  Acker-,  Wiesen- 
und  Weide-Land  des  Kreises  Simferopol  auf  5  Rub.  pro  Dessjätine  eingeschätzt. 
(Abgedr.  in  [.aschkoff"%  Sammlung  von  Dokumenten,  S.  230).  Wenn  wir  für  jetzt 
den  Preis  auf  100  Rub.  anschlagen,  so  ist  das  sehr  wenig,  denn  im  Ilalbgebirge 
der  Krim  kostet  eine  Dess.  schon  150  Rub.  in  der  Regel  (Flachland  200  bis 
250  Rubel). 

3)  Der  Tschinschewik  lial  niclu  nur  das  Recht,  die  Oberlläciie  des  Hodens, 
sondern   aucli   das   Innere   zu   nutzen. 


—     Be- 
vor der  eben  zitierten  Stelle  heißt  es  ja  auch,  daß  das  Nutzungs- 
recht   den   Hauern  für  dieselben  Abgaben,    die  sie   -den  früheren 
l^esitzern<'   tragen,   zuerkannt  wird.      Auch    diese  Stelle    muß    im 
Sinne  der  Interessen  der  Grundherren  ausgelegt  werden. 

Die  Bauern  sind  nicht  nur  Abgaben  zu  entrichten  verpflichtet, 
sondern  sie  sind  auch  dienstpflichtig :  sie  haben  5 — 8  Tage  für 
den  Gutsbesitzer  zu  arbeiten,  sie  sind  keine  freien  Erbpächter ! 
Dann  diese  ungenaue  Bestimmung:  »von  5  bis  8  Tage«!  Wer 
soll  entscheiden,  wann  sie  5  und   wann  8  Tage  zu  arbeiten  haben. 

Weiter  fragt  sich,  in  welcher  Jahreszeit  sollen  die  Bauern 
Lust  bekommen,  für  die  Herren  zu  arbeiten.-  Auf  welchen  Fel- 
dern haben  in  gegebenen  Tagen  die  Tataren  früher  zu  arbeiten: 
auf  denen  der  Gutsherrn,  oder  körmen  sie  z.  B.  im  Frühjahr,  wenn 
die  Saatzeit  angefangen  hat,  ruhig  ihre  Felder  bestellen  und  da- 
nach erst  dem  Gutsbesitzer  ihre  fast  freie  Zeit  und  sehr  billige 
Hand  anbieten.? 

Im  Sommer,  während  der  Alähzeit,  gewinnt  diese  Frage  noch 
mehr  Schärfe  :  in  der  Krim  muß  die  Frucht  in  ein  paar  Tagen 
herunter  genommen  w^erden,  sonst  schüttet  sie  aus^).  Und  da 
kommt  es  den  Tataren  sehr  darauf  an,  ob  ihre  Frucht  oder  die 
des  Herrn  ausschüttet. 

Ferner  zu  welchen  Arbeiten  können  die  Bauern  vom  Guts- 
herrn verwendet  werden.-  Nur  zu  landwirtschaftlichen  oder  auch 
zu  anderen,   die  dem  Gutsherrn  belieben  .- 

Kurz  zusammenfassend  können  wir  die  ^längel  des  zweiten 
Teiles  des  Kommissionsbeschlusses  dahin  zusammenfassen  :  das 
Rechtsverhältnis  zwischen  Bauer  und  Gutsbesitzer,  das  nach  der 
allgemeinen  Grundlage  als  Erbpacht  zu  bezeichnen  ist,  ist  nur 
allgemein  angedeutet;  darum  ist  es  ganz  unmöglich,  aus  ihm  ge- 

i)  Ein  jeder  Gutsbesitzer  sucht  seine  Frucht  mit  allen  Mitteln  so  schnell  wie 
nur  möglich  abzunehmen.  Man  schafft  sich  dazu  so  viel  Mähmaschinen  an,  wieviel 
es  nur  geht,  mit  eigenem  Vieh  in  Betrieb  zu  setzen,  und  mietet  regelmäßig  noch 
Bauern,  die,  nachdem  sie  ihre  eigene  Frucht  heruntergenommen,  es  übernehmen,  mit 
eigener  Maschine  und  Vieh  bei  dem  Gutsbesitzer  zu  mähen.  In  den  Soer  Jahren, 
als  die  Mähmaschine  noch  nur  einzeln  vorkam  und  die  weiten  Felder  der  Groß- 
grundbesitzer mit  Sensen  von  nach  Tausenden  zählenden  Arbeiterpartien  abgemäht 
werden  mußten,  zahlte  man  für  eine  Dessjätine  i6 — 17  Rubel.  Ein  guter  Mäher 
konnte  im  Tage  eine  Dessjätine  herunterbringen;  und  ein  anderer  konnte  sie  gleich 
nach  ihm  zusammenrechen.  Also  konnte  ein  Arbeiter  während  dieser  heißen  Zeit 
bis  8  Rubel  iin  Tag  verdienen.  Vgl.  den  Vortrag  des  Herrn  A.  jaroschko  über 
»die  Rolle  der  Maschinen  im  Süden  im  Zusammenhange  mit  der  Arbeiterfrage«  in 
der  Mosk.  ökonomischen  Gesellschaft   1895.     S.  3. 
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Tiügende  Lösungen  für  die  vielen  Fragen,  die  die  Praxis  stellt, 
herauszugrübeln ;  dazu  wäre  ein  ganz  spezielles  Reglement  not- 
wendig^). 

Der  Kommissionsbeschluß  hat  aber  noch  eine  dunkle  Seite, 
die  wir  bis  jetzt  noch  nicht  in  Betracht  zogen,  die  aber  hier 
einer  kurzen  Erwähnung  wert  ist  :  das  ist  die  nachteilige  gesell- 
schaftswidrige Rückwirkung  auf  die  Psychologie  der  Interessenten. 
Da  ihre  Rechte  zu  unklar,  sozusagen  aufs  Augenmaß  angegeben 
worden  waren,  so  schürte  das  fortwährend  bei  ihnen  den  nagen- 
den Zweifel,  ob  denn  dem  anderen  nicht  zuviel  zukomme,  und 
hielt  beide  Seiten  immer  zur  eigensinnigen  Deutung  und  eigen- 
mächtigen Erweiterung  der  Rechte  wach.  Interessenverletzungen, 
Streitigkeiten,  Klagen,  Gerichtsschleppereien  usw.  waren  die  für 
beide  Seiten  verhängnisvollen  Folgen. 

Was  die  Fläche  anlangt,  auf  welche  sich  am  Anfange  des 
19.  Jahrhunderts  dieses  Besitzrecht  erstreckte,  so  hatten  die  Regeln 
von  1804  nur  für  diejenigen  Fälle  Gesetzeskraft,  welche  von  der 
Kommission  betrachtet  wurden.  Nur  wenn  Bauern  und  Gutsbe- 
sitzer wegen  Landbesitz  in  Streit  gerieten,  wenn  eine  von  beiden 
Seiten  sich  an  die  Kommission  wandte  und  diese  den  bekannten 
§  28  für  die  Besitz  Verhältnisse  in  diesen  Gütern  als  maßgebend 
anerkannte,  erst  dann  gewann  er  Gültigkeit 2).  Die  Kommissions- 
beschlüsse und  der  Verlauf  der  Kommissions-Sitzungen  wurden 
in  Protokollbücher  eingetragen,  sodaß  aus  ihnen  festzustellen  ist, 
in  Bezug  auf  welche  Güter  sie  derartige  Beschlüsse  faßte. 

Hierzu  und  für  w'eitere  Veränderungen  in  den  Besitzverhält- 
nissen im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  vergleiche  die  folgende 
Zusammenstellung. 

(Siehe  Tabelle  S.  88  und  89). 

i)  Am  20.  Dezember  1S09  hat  die  Kommission  eigentlich  ein  ausführliches 
»Poloschenie  über  die  Tataren-Bauern  des  Taurischen  (jouvernements*  dem  Minister 
vorgelegt;  es  blieb  aber  zwischen  den  Papieren  stecken  und  wurde  nicht  bestätigt. 
Es  enthält  folgende  Kapitel :  I.  lieber  die  persönlichen  Rechte  imd  Flüchten  der 
Tataren-Bauern  im  allgemeinen.  II.  lieber  das  Eigentum  der  Tataren-Bauern.  III. 
lieber  die  Verpllichtung  der  Tataren-Bauern.  IV.  Ueber  die  Verteilung  der  Arbeiten 
und  über  deren  lüsetzung  durch  Geldlasten.  V.  Ueber  die  Gerichtsbarkeit  der 
Tataren  u.  v.  d.  Ilauspolizei.  Dieses  Dokument  enthält  sehr  viel  Charakteristisches 
für  die  damaligen  wirtschaftlichen  Verhältnisse ;  wir  führen  jedoch  nichts  an,  weil 
es  keine  praktische  Bedeutung  für  die  Lösung  der  oben  gestellten  Frage  hat. 

2)  Interessant  ist,  daß  die  Kommission  nur  über  einen  Streitfall  zwischen 
Bauern  und  tatarischen  Gutsbesitzern  zu  entscheiden  hatte,  in  allen  anderen  be- 
stand er  zwischen  den  neuen  Gutsherren  und  Bauern. 
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Aus  dieser  Zusammenstellung,'  ist  ersichtlich,  daß  die  im 
vorigen  Paragraphen  gekennzeichnete  Besitzform  von  der  Kom- 
mission in  41   Dörfern')  geschaffen  wurde ^j. 

Im  Bereiche  dieser  Dörfer  befanden  sich  am  Anfange  der 
Tätigkeit   der  Kommission    über  66000  Dessj.^),    d.   h.    22  %    der 


]•■,  r  k  1  ä  r  u  n  g  der  Tabelle   S.  88  und  89. 
—   Strich  bedeutet:   existiert  nicht  mehr. 

r^  n.  »  daß  Bauern    russischer  Nationalität  jetzt  im  Dorfe  wohnen, 

a.  n.  »  daß  Bauern    verschiedener,    nicht    tatarischer    Nationalität 

im  Dorfe  wohnen. 
L.   I.  »  daß  die  Tataren,  die  im  Dorfe  wohnen,  landlos  sind. 

Für  die  Spalte  A.  Vergl.  das  Protokoll  der  Sitzungen  der  Kommission 
und   zwar : 

a)  V.    I.   V.   bis  25.  XII.    1808. 

I.  S.    123  —  150;  2.  S.  203—252;   3.  S.  367—443; 

b)  der  Sitzungen  vom    i.   I.    1807   bis    I.   I.    iSoS. 
4.   S.   404—433;   5.   S.   445—490; 

c)  Protokolle  der  Sitzungen  von   1809; 
6.  S.  926—1058;  7.  S.  589—926; 

d)  Die  Sitzungen  vom   i.  Januar  bis   i.  Mai   1808. 
8.  S.  722—814. 

9.  Für  diese  zwei  Dörfer  ist  dieses  aus  den  Protokollen  nicht  zu  ersehen, 
wohl  weil  mehrere  Seiten  fehlen.  .  .  .  Daß  die  Erbpacht  aucli  hier  vorhanden  ist, 
geht  aus  den  »Skizzen  der  Besitzverhältnisse«   von   1907  hervor.     S.  350. 

Für  die  Spalte  B.  Vergl.  die  »Kameralistische  Beschreibung«  von  1802, 
abgedruckt  in  der  »Sammlung  von  Dokumenten«  Lasckkoff'')i  und  zwar  für  die 
Anmerkung : 

I.  S.  175;  2.  S.  176;  3.  S.  174;  4.  S.  174;  5.  S.  173;  6.  S.  173;  7.  nicht 
angeführt;  8.  S.   169;  9.  S.   168;    10.  S.    172. 

Für  die  Spalte  C.  Vergl.  die  Wjedomosti  von  1805;  bei  Laschkoff 
S.  240  u.  ff. 

Für  die  Spalte  D.  Vergl.  die  Tab.  A  S.  i  — 17;  für  das  Dorf  Beschuj. 
Vergl.  den  Anhang  S.   15. 

Für  die  Spalte  E.  Vergl.  die  Tab.  I  S.  2  —  27  für  die  landlosen  Dörfer, 
und  Tab.  III  S.  68 — 86  für  die  landhabenden,  Lieferung  I,  für  das  Dorf  Beschuj 
Lieferung   II   S.    193. 

1)  Eigentlich  läßt  sich  das  für  die  2  Dörfer  39  und  40  aus  den  Protokollen 
der  Kommissionssitzungen  nicht  nachweisen,  da  in  ihnen  viele  Seiten  fehlen  (so  z. 
B.  die  38.  Seite  für  die  Sitzungen  im  Jahre  1808  und  noch  mehr  für  die  vom 
Jahre  1809);  wir  müssen  darum  den  Skizzen  der  Besitzverhältnisse  im  Taurischen 
Gouvernement,  wo  die  Gr. -Besitzform  der  Einwohner  der  Dörfer  als  Erbpacht  be- 
zeichnet ist  (Vgl.  S.  350),  Glauben  schenken,  obwohl  die  früheren  statistischen 
Quellen  (von   1886  und    1906)  darüber  nichts  berichten. 

2)  Spalte  A ;  wir  zählen  sie  hier  in  der  Gruppierung  auf,  wie  sie  gegen  die 
Gutsbesitzer  auftraten. 

3)  Spalte  B. 
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gesamten  damals  vermessenen  Fläche  ').  Aber  sie  erstreckte  die 
Erbpacht  bei  weitem  nicht  auf  die  gesamte  v^on  den  Bauern  be- 
anspruchte Besitzflächen.  Durch  tausend  Künste  reduzierte  sie 
sie  immer  so  weit  wie  möglich. 

Ein  gutes  Beispiel  liefert  uns  hierfür  das  Schicksal  der  Dörfer 
Bijuk-Jankoj  und  Ajan,  deren  Land  dem  Wirkl.  Geh. -Rat  Popoff 
vergeben  war.  1807  (3.  August)  hat  der  Landvermesser  Jucharin 
im  Auftrage  der  Kommission  an  Ort  und  Stelle  festgestellt,  daß 
die  Mitglieder  beider  Gemeinden  1876  Dessj.  als  ihr  Eigentum 
beanspruchten-).  Zugesprochen  bekamen  die  Kläger  (19.  Juli 
1808)  aber  nur   102   Dessj.  und  970  Qu-Saschen. 

Eine  so  kleine  Fläche  für  192  Wirte  oder  1048  Seelen  beider- 
lei Geschlechtes,  also  etwas  über  eine  halbe  Dessjätine  auf  einen 
Wirt  oder  auf  eine  Familie  von  5  Personen !  Das  bedeutet  nur 
ein  wenig  Staub  auf  die  Bauernstiefel.  Offenbar  wollte  die  Kom- 
mission mit  den  102  Dessj.,  die  sie  den  Bauern  in  Eigentum 
überließ,  sie  nur  an  das  Gut  fesseln,  um  den  Gutsherrn  mit 
Arbeitskräften  zu  versorgen.  Auf  das  »übrige  Land,  daß  sie  (die 
Tataren)  früher  nutzten«,  bekamen  sie  ein  ewiges  Nutzungsrecht. 
Die  Grenzen  der  Nutzungsfläche  waren  damit  aber  so  ungenau 
angegeben,  daß  beide  Parteien  sie  verschieden  zogen,  was  zu  un- 
endlichen Streitigkeiten  im  Laufe  des  ganzen  19.  Jahrhunderts 
führte.     Ebenso  wurden  die  anderen  Gemeinden  behandelt. 

Diese  stiefmütterliche  Behandlung  der  Tataren,  die  mit 
großem  Besitzverlust  für  sie  verbunden  war,  und  die  Unvollkommen- 
heit  der  Besitzrechte  an  dem  »übrigen«  Lande,  daß  ihnen  nur 
zur  Nutzung  überlassen  wurde,  —  waren  ein  Anstoß  zu  großen 
Veränderungen  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts.  Schon  in  den 
80er  Jahren  (des  19.  Jahrhunderts)  sind  8  Dörfer  von  der  Land- 
karte des  Kreises  Simferopol  verschwunden,  also  20%  aller! 
Bauerneinwohncr  von  18  Dörfern  waren  schon  landlos,  darunter 
ist  die  Einwohnerschaft  in  3  Dörfern  nicht  rein  uulI  in  4  sogar 
gar  nicht  mehr  tatarisch.  Und  nur  in  14  Dörfern,  also  32  % 
aller,  ist  noch  bäuerlicher  lk\sitz  vorhanden  ;  die  Besitzfläche  ist 
kaum     10000    Dessj.    groß  ^),    d.   i.    der   6.    Teil    der    l-läche,     die 


1)  Samniluiii;    von    Dokumenten.       »Kameralislische    ncsclircihung    von     lS02« 
S.    179.     Im  ganzen  waren  vermessen  330214   Dess. 

2)  Vgl.   HericlU  in  den  Akten  der  Kommission.     S.  81. 

3)  Es   ist   nicht    möglich,   eine   ganz   genaue   Fiäclie   anzugeben,   weil   für  ninnche 
Dörfer   Angalien   felilen. 
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am  Anfange  des  Jahrhunderts  im  Bereiche  aller  dieser  Dörfer  sich 
befand. 

Auch  die  Zahl  der  Besitzberechtigten  ist  stark  zurückge- 
gangen. Wegen  der  starken  Lücken  in  der  Spalte  C  ist  leider 
kein  genauer  Vergleich  zu  geben,  aber  auch  die  vorhandenen 
Zahlen    allein   bestätigen    die    eben    ausgesprochene    Behauptung. 

Die  genauere  statistische  Erhebung  von  1906  konnte  die  von 
1886  nur  dahin  ergänzen,  daß  noch  in  4  Dörfern,  deren  Bauern- 
einwohner dort  als  landlose  angegeben  sind,  10  Wirte  mit  einem 
eigenen  Besitze  von  18,5  Des.sjat.  vorhanden  sind.  Für  die 
Erbpachtfläche  in  diesen  4  Dörfern  sind  aber  keine  Zahlen  ange- 
geben; ebenso  für  noch  3  andere.  Demnach  scheint  in  7  Dörfern 
den  Bauern  überhauj)t  keine  Xutzungsfläche  mehr  zur  Verfügung 
zu  stehen. 

Von  den  Bauern  der  Dörfer  Kurtluk,  Mambet-Alan,  Aschaga- 
Baschi  und  Kizil-Koba  muß  man  das  als  mehr  oder  weniger  fest 
annehmen,  denn  ihr  Besitz  wird  in  der  Statistischen  Erhebung  von 
1906  direkt  als  privater  Parzellenbesitz  in  Gemenglage  mit  dem 
gutsherrlichen  Lande  bezeichnet ;  dabei  wird  garnichts  von  der 
Erbpacht  erwähnt.  In  bezug  auf  die  drei  übrigen  Dörfer  ist  letz- 
teres zwar  auch  nicht  geschehen,  aber  der  Besitz  wird  auch  nicht 
»Parzellbesitz  der  Gemenglage«  genannt,  und  außerdem  liegen 
in  der  Statistik  von  1886  direkte  Angaben  darüber  vor,  daß  Erb- 
pacht in  ihnen  besteht,  w^as  in  den  erstgenannten  4  Dörfern  nicht 
der  Fall  ist.  Darum  ist  anzunehmen,  daß  in  den  3  letzten  Dörfern 
die  Erbpacht  wohl  noch  besteht,  aber  von  der  Statistischen  Er- 
hebung von   1906  nicht  erfaßt  wurde  ^). 

Als  Symptom  der  Unsicherheit  der  Besitzverhältnisse  muß 
angesehen  werden,  wenn  den  Statistikern,  die  doch  an  Ort  und 
Stelle  selbst  die  Bauern  und  Gutsbesitzer  befragten,  nicht  gesagt 
wurde,  ob  Erbpacht  besteht  oder  nicht.  Zu  erklären  wäre  das 
nur  dadurch,  daß  die  Bauern  den  Besitz  schon  als  einfache  Pacht 
auffassen,  und  die  Gutsbesitzer  den  Charakter  des  Besitzes  den 
Statistikern  verhehlten-). 

Die    Landausstattung    der     Erbpächter     ist    also    auch    nach 


1)  Den  Besitz  der  übrigen  4  Dörfer  dagegen  zählen  wir  zum  Parzellbesitz,  der 
in  dem  Kapitel  6  seine  Behandlung  findet. 

2)  Wie  sie  das  konnten,  bleibt  aber  doch  noch  unbegreiflich,  wenn  man  be- 
denkt, daß  die  Statistiker  auf  den  Gütern  in  der  Regel  mit  orientierenden  Aus- 
zügen aus  den  Grundbüchern  erscheinen. 
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den  8oer  Jahren  zurückgegangen.  Besonders  stark  ist  dieser 
Rückgang  an  der  Fläche  eigenen  Landes.  Nicht  nur  relativ, 
also  in  bezug  auf  die  größere  Zahl  der  Besitzer,  ist  sie  kleiner 
geworden,  sondern  auch  absolut:  von  5618  Dessj.  im  Jahre  1886 
ist  sie  auf  2237  Dessj.  ^)  zurückgegangen,  von  11,2  Dessj.  im 
Durchschnitt  auf  einen  Besitzer  —  auf  2,5   Dessj. 

Wäre  die  Fläche  absolut  nicht  kleiner  geworden,  so  wäre 
der  Durchschnitt  auf  einen  Bauern  immerhin  noch  6,3  Dessj. 
Was  die  Nutzungsfläche  anbelangt,  so  läßt  sich  kein  Vergleich 
für  alle  Dörfer  anstellen,  da  für  manche  Angaben  fehlen  ;  nimmt 
man  den  Durchschnitt  für  diejenigen  Dörfer,  für  die  Angaben 
vorliegen,  so  kommen  auf  einen  Bauern  jetzt  7,0  Dessj.,  während 
es  in  den  80er  Jahren  25,5  Dessj.   waren. 

Ein  jeder  Wirt  hatte  damals  für  eine  dreimal  größere  Nutzungs- 
fläche dieselben  Verpflichtungen  dem  Gutsbesitzer  gegenüber. 
Ja  es  ist  höchstwahrscheinlich,  daß  die  Abgaben  und  Leistungen 
damals  sogar  kleiner  waren  als  jetzt.  Denn  trotz  der  Gesetzes- 
bestimmung, daß  die  Bauern  von  allem  den  zehnten  Teil  dem 
Gutsbesitzer  abzugeben  und  von  5  bis  8  Tagen  zu  arbeiten  ver- 
pflichtet sind,  wurden  die  Leistungen  im  Laufe  der  Zeit  von  1806 
bis  1886  in  der  Tat  viel  größer.  So  mußten  z.  B.  in  Schuli  die 
Bauern  für  eine  P^rnteperiode  dem  Gutsbesitzer  loo  Rubel  pro 
Dessjätine  Gemüsegartenlandes  entrichten;  für  gewöhnliches  Acker- 
land drei  Zwanzigstel  der  Ernte-).  Für  die  Weide  müssen  sie  für 
jedes  Stück  Vieh,  einerlei  ob  es  klein,  groß  oder  Arbeitsvieh  ist, 
50  Kopeken  zahlen.  In  Belbeck-Mamaschaj,  Eskel,  Arantschi, 
Efendikoj,  Goljumbej,  Tschotkara  und  Akscheich  hat  für  das 
Weiderecht  jeder  Erbpächter  dem  Gutsbesitzer  schon  19  Tage  im 
Jahre   »abzuarbeiten«  ^). 

Wenn  es  den  Gutsbesitzern  gelang,  trotz  des  Gesetzes  und 
der  Kommissionsbeschlüsse  in  der  Tat  so  starke  Erhöhungen  in 
den  Leistungen  der  Bauern  zu  erzielen,  so  ist  ersichtlich,  daß  die 
Bauern  sich  in  großer  Abhängigkeit  von  ihnen  befinden  und  daß 
auch  am  anderen  Ende  ihre  Interessen  verkürzt  werden  konnten : 
durch  die  Verringerung  der  Nutzungsfläche.  Berücksichtigt  man 
dazu  noch  die  Unbeholfenheit  dieser,  der  russischen  Sprache  und 
ihrer  rechtlichen  Lage    im    Lande    unkundigen,    einfachen  Leute. 

i)  Eigener  Individual-  plus  eii;ener  genossensch.iftlicliLT  Besitz. 

2)  Statistische  Erhebung  von    1886,  Tab.  A.  S.   7,   .\niiRikung    t. 

3)  Statistische  Erlicliuui;   von    iSS6,   Tab.   A.   S.   2,   .\niuorkiniL;    i. 
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so  kann  man  sich  vorstellen,  wie  leicht  sie  zur  -> freiwilligen« 
Veräußerung  ihres  eigenen  Landes  gezwungen  werden  konnten. 
Alle  oben  hervorgehobenen  Mängel  des  Erbrechtes  führten 
zu  unendlichen  Reibungen  zwischen  den  Gutsherrn  und  Bauern, 
wobei  die  Abhängigkeit  dieser  kleinen  Leute  von  den  Obereigen- 
tümern und  ihre  *  Dunkelheit«  entscheidend  in  die  Wagschale 
fiel.  So  w'urde  z.  B.  von  einem  Gerichtsmitgliedc  des  Kreises 
Simferopol,  das  am  26.  Mai  1890  an  Ort  und  Stelle  kommandiert 
wurde,  der  Besitz  der  Gemeinden  Ajan  und  Bijuk-Jankoj  um  ca. 
300  Dessj.  verringert  und  zwar  bloß  durch  eine  genauere  An- 
gabe der  Grenzen«  ^). 

i)  Ausgabe  von  Dokumenten  S.  285. 
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VII.  Kapitel. 

Der  Parzellenbesitz  in    Gemenglage     mit    dem    gutsherrlichen 

Lande. 


Eine  für  die  Besitzverhältnisse  der  Tataren-Bauern  des  Kreises 
Simferopol  wie  der  Krim  überhaupt  charakteristische  Erscheinung 
bildet  die  Besitzform,  die  wir  als  bäuerlichen  Parzellen-Privatbe- 
sitz in  Gemenglage  zwischen  gutsherrlichem  Lande  bezeichnen 
wollen. 

Sie  besteht  darin,  daß>  die  Bauern  gewisser  Dörfer  ver- 
schiedene Arten  von  umzäunten  Nutzungen,  die  zerstreut  (oasen- 
weise) zwischen  dem  gutsherrlichen  Lande  liegen,  in  Eigentum 
besitzen.  Diese  Nutzungen  können  sein :  Haus  und  Hof,  Wein-, 
Obst-  und  Gemüsegärten,  umzäunte  Wiesenfiächen  und  begieß- 
bare Niederungen,  Zanen  auf  dem  Felde  und  Tschairen  im 
Walde. 

Diese  Besitzform  kommt  in  39  Dörfern  vor.  Die  Zahl  der  Be- 
sitzer ist  798,  d.  h.  19  %  der  gesamten  tatarischen  Besitzer  des 
Kreises.  Diesen  Parzellenbesitzern  gehören  i5ioDessj.  oder  16  °o 
der  gesamten  Individualbesitzfläche  des  Kreises. 

In  den  einzelnen  Wolosts  des  Kreises  ist  diese  ßesitzform 
folgenderweise  verbreitet: 


Uie    Wolosts 

Zahl  d.  Dürfer, 

in  denen  sie 

vorkommt 

Zahl  der  Be- 
sitzer 

Besitztläche 
in  Dessj. 

Auf  I  Besitzer 

kommt   im 

Durchschnitt 

Dessj. 

Bulganak 

Tabuldy 

Zu  ja 

Podi^orodne-Petrovsk 

Tav-Hadrak 

Duvaiikoj 

Karalez 

2 
2 

8 
2 
2 

7 

37 
2 

33 

5 

17 

7 ' 

33.0 

66,4 

164,0 

3.2 

26,5 

70,7 

o.S 

33.- 
4.9 
o,ö 

•.5 
1,1 

i.'i 

39 


•9S 


1510,8 
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In  der  gebirgigen  Wolost  Karalez  ist  sie  also  mehr  als  in 
allen  übrigen  6  zusammen  verbreitet:  die  Zahl  der  Parzellenbe- 
sitzer in  ihr  macht  73  %  aller  im  Kreise  aus,  und  die  I-'läche 
74  %  des  gesamten  Parzellenbesitzes  des  Kreises.  Interessant  ist, 
daß  auch  die  Dörfer  der  übrigen  Wolost  mehr  in  den  hügeligen 
und  gebirgigen  Teilen  derselben  liegen.  In  der  ganz  flachen  Ta- 
buldycr  Wolost  verliert  der  Besitz  den  Charakter  des  kleinbäuer- 
lichen; auch  in  der  Art  wie  er  vorkommt,  erscheint  er  als  etwas 
Zufälliges. 

Dasjenige,  was  diesen  Privatbesitz  vom  gewöhnlichen  Grund- 
eigentum unterscheidet,  besteht  darin,  daß  es  ein  beschränktes 
Eigentum  ist;  nicht  aber  de  jure,  sondern  de  facto.  Gewisse 
Eigentümlichkeiten  dieses  Besitzes  beschränken  die  Verfügungs- 
möglichkeit der  Eigentümer,  verleihen  dem  Besitze  eine  gewisse 
UnVollständigkeit  und  bewirken  eine  starke  Unselbständigkeit  der 
bäuerlichen  Wirtschaft.  Sie  wird  abhängig  vom  Großgrundbe- 
sitzer. 

Das  kommt  zunächst  von  der  Gemenglage  der  bäuerlichen 
Parzellen;  da  diese  kleinen  Stücke  zerstreut  zwischen  dem  guts- 
herrlichen Lande  liegen,  so  kann  der  Gutsbesitzer  sie  leicht  um- 
ackern und  auf  diese  Weise  den  Zutritt  zu  ihnen  ganz  unmöglich 
machen  oder  wenigstens  stark  erschweren.  Diese  Zutrittsmöglich- 
keit müssen  sich  die  Bauern  ausbedingen  und  zwar  für  gewisse 
Arbeitstage,  die  sie  auf  Verlangen  des  Gutsbesitzers  » abarbeiten  < 
müssen. 

Wenn  sich  die  Bauern  den  Zutritt  zu  ihren  Stücken  auch 
gesichert  haben,  so  ist  der  Besitz  noch  nicht  etwas  Ganzes  bei 
dem  herrschenden  Wirtschaftssystem;  denn  es  fehlt  ihnen  dann 
noch  die  Weide,  so  daß  sie  wieder  das  Recht  erwerben  müs- 
sen,   ihr  Vieh  auf  dem  gutsherrlichen  Lande    weiden    zu    dürfen. 

Die  Abhängigkeit  vom  Gutsherrn  wird  dadurch  noch  ge- 
steigert, daß  dem  Bauer  keine  freie  Auswahl  bleibt:  seine  Stücke 
liegen  zwischen  dem  Lande  dieses  einen  Gutsherrn  ^ ),  also  muß 
er  um  jeden  verlangten  Preis  bei  ihm  allein  die  Bestellungsmög- 
lichkeit dieses  Landes  erkaufen.  Die  Weide  braucht  er  in  der 
Nähe  von  seinen  Stücken  und  Wohnsitze,  also  muß  er  wieder 
mit  demselben  Gutsbesitzer  irgendwie  einisf  werden. 


i)  Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  Bauern  vorkommen,  die  Parzellen  besitzen, 
die  auf  Gütern  verschiedener  Herren  liegen ;  genau  feststellen  konnten  wir  dies 
aber  nicht;  die  Lage  dieser  ist  noch  schwieriger  als  die  der  anderen. 


Dasselbe  gilt  inbezug  auf  den  Wald.  Die  Sache  kompliziert 
sich  noch  dadurch,  daß  der  Ausfall  der  Uebereinkunft  oder  Xicht- 
übereinkunft  in  einer  Hinsicht  auf  die  in  anderer  entscheidend 
einwirkt.  Daher  kommt  es,  daß  die  Parzellenbesitzer  in  größere 
Abhängigkeit  vom  Gutsbesitzer  geraten  als  die  landlosen  Teil- 
bauern. Denn  schlechtenfalls  können  die  letzteren  dann  mehr  oder 
weniger  leichten  Herzens  ihr  wenig  Hab  und  Gut  zusammenraffen 
und  sich  auf  irgend  einem  anderen  Gute  niederlassen.  Die  Par- 
zellenbesitzer aber  fesselt  ihr  Besitz  an  das  bestimmte  Gut,  ob- 
wohl er  in  Wirklichkeit  mehr  der  Schein  eines  solchen  ist. 

Wie  groß  die  Abhängigkeit  der  Bauern  von  den  Gutsherrn 
ist,  kann  man  aus  den  Verpflichtungen  der  Bauern  den  Gutsbe- 
sitzern gegenüber  ersehen;  sie  sind  im  Anhange  zur  Statistischen 
Erhebung  von  1886  für  die  Karalezer  Wolost  charakterisiert. 
>Die  Abarbeiten  der  Bauern  sind  von  Dorf  zu  Dorf  so  verschieden, 
daß  von  irgendwelcher  Gruppierung  derselben  gar  kein  Rede 
sein  kann,  darum  fassen  wir  nur  einige  charakteristische  Züge 
heraus. 

Dazu  gehört  zunächst  das  völlige  Fehlen  irgendwelcher  Normie- 
rung der  Abarbeiten  je  nach  der  Inanspruchnahme  der  verschiedenen 
gutsherrlichen  Nutzungen.  Es  wird  nie  angegeben,  wieviel  jeder 
Bauer  für  die  Nutzung  der  Weide  und  wieviel  für  die  des  Waldes 
abzuarbeiten  hat.  Wenn  im  gegebenen  Dorfe  die  Größe  der  Ab- 
arbeiten bestimmt  ist,  so  nur  im  allgemeinen ;  der  Bauer  weiß  nur, 
daß  er  dem  Gutsherr  im  Jahre  so  und  so  viel  Tage  abzuarbeiten 
hat,  wofür  aber,  wird  er  nicht  sagen  können. 

Die  Tatsache  aber,  daß  die  elementarsten  Bemessungsgrund- 
lagen der  Abarbeiten  unbestimmt  sind,  führt  dahin,  daß  die  Ab- 
arbeiten der  einzelnen  Höfe  in  keinem  Verhältnisse  zu  der  Größe 
der  Inanspruchnahme  des  gutsherrlichen  Landes  stehen.  So  muß 
z.  B.  ein  Bauer  mit  einer  kleinen  Familie,  der  im  eigenen  Hause 
(das  auf  eigenem  Lande  erbaut  ist)  wohnt  und  nur  ein  Paar 
Ochsen  besitzt,  dem  Gutsbesitzer  eben  so  viele  Tage  abarbeiten 
wie  ein  anderer  Wirt,  welcher  im  I  lause  wohnt,  das  vom  Guts- 
besitzer erbaut  wurde,  der  mehrere  Paar  C^chsen  und  Kleinvieh 
besitzt  und  also  mehr  Nutzen  vom  gutsherrlichen  Lande  hat.  in 
den  flachländigen  Wolosts  ist  diese  lu-scheinung  nicht  zu  be- 
obachten :  da  sind  die  Leistungen  und  Abarl)(.'itcn  inuuiM-  streng 
proportional  der  Größe  der  Nutzung.. 

»Manchmal    findet    es    der    Gutsbesitzer    uiuiötig,    die    Gri')I.Ne 

Zeitschrift  für  die  ges.  St.Tatswisscnsch.     Ergiinzungsheft  41.  7 
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und  den  Charakter  der  Abarbeiten  genau  zu  bestimmen.  In 
solciien  l''ällcn  hängt  vieles  vom  Zufall  und  vom  guten  Willen  des 
Gutsbesitzers  ab.  ]  dieser  ruft  die  Bauern  (einen  Mann  vom  Hofej, 
wenn  es  not  tut,  auf  die  Arbeit,  und  jeder  Wirt,  der  nicht  ab- 
wesend ist,  ist  verpflichtet,  zur  Ab  arbeit  zu  erscheinen.  (Dem 
abwesenden  Wirt  wird  kein  Rückstand  zugerechnet;.  Manchmal 
ruft  der  Gutsbesitzer  nur  einen  Teil  der  Wirte  auf  die  Arbeit. 
Dann  kann  er  sie  zu  verschiedenen  Arbeiten  anstellen  ;  die  einen 
(Wirte)  kann  er  öfter  als  die  anderen  fordern.  Alles  das  hängt 
ganz  vom  Willen  des  Gutsbesitzers  ab«^). 

Der  Bauer  ist  also  so  stark  vom  Gutsbesitzer  abhängig,  daß 
dieser  die  Art  und  Höhe  der  bäuerlichen  Abarbeiten  einfach 
diktiert.  Diesen  Umstand  haben  die  Bauern  der  Gemengenlage 
ihrer  Parzellen  zwischen  dem  gutsherrlichen  Lande  zu  verdanken. 
Das  gleiche  gilt  natürlich  für  diejenigen  Bauern,  welche  die 
Tschairen  und  Zanen  auf  gutsherrlichem  Lande  haben. 

Die  Lage  derjenigen,  die  nur  Haus-  und  Hofnutzungen  be- 
sitzen, ist  der  der  gewöhnlichen  Teilbauern  gleich  -).  Sie  müssen 
sich  die  anderen  Landnutzungen  ebenso  wie  jene  beim  Gutsbe- 
sitzer pachten  und  dafür  einen  Teil  der  Ernte  abgeben  und  auf 
Wunsch  des  Gutsbesitzers  sich  zur  Arbeit  stellen. 

Zur  vollen  Charakteristik  dieser  Grundbesitzverhältnisse  muß 
noch  hervorgehoben  werden,  daß  aus  ihnen  besonders  in  den 
letzten  20  Jahren  gewisse  Nachteile  für  den  Großgrundbesitz  er- 
wuchsen. 

Das  ist  die  Zeit  eines  großen  landwirtschaftlichen  Aufschwunges 
in  der  Krim.  Deutsche  aus  verschiedenen  Kolonien  Südrußlands 
und  anderen  Gegenden  des  Reiches  haben  in  dieser  Zeit  die 
ganze  Krim  mit  einem  Netze  von  Dörfern,  Ansiedelungen  und 
Gütern  bedeckt ;  Bulgaren,  russische  Bauern  und  Gutsbesitzer  — 
alles  hat  sich  in  die  Krim  gestürzt,  um  Land  zu  kaufen,  zu  pachten 
und  zu  bewirtschaften.  Die  Folge  davon  war  eine  rasche  und 
starke  Steigerung  der  Bodenpreise. 

Mit  dieser  Steigerung  hielten  nun  die  Preise  der  Güter  mit 
den  bäuerlichen  Parzellen  zwischendrinnen  nicht  Schritt,  denn  die 
Zahl  der  Wirte,  die  solche  Güter  zu  erwerben  bereit  waren,  war 
nicht  sehr  groß.  Den  neuen  Landwirten  erschienen  die  Parzellen  wie 
fremde  Körper  im  eigenen  Leibe.  Ein  solcher  Besitz  war  ihnen  nicht 

1)  Statistische  Tab.     Anhang  S.  8  und  9. 

2)  Ebenda  S.  9. 
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»ganz«,  er  war  »zerrissen«.  Sie  hatten  sich  schon  an  strengere 
Beobachtung  der  Grenzen  gewöhnt  und  fürchteten  üeberschrei- 
tungen  dieser  seitens  der  Bauern. 

Besonders  waren  gegen  den  Kauf  solcher  Güter  die  Deutschen, 
die  kaufkräftigsten  Käufer  und  tüchtigsten  Landwirte.  Diese  ver- 
zichteten auf  die  Vorteile  der  billigen  und  »eigenen«  Arbeits- 
kräfte, denn  schlielMich  konnte  man  von  ihnen  doch  nur  Zwangs- 
arbeit erwarten ;  das  sahen  die  einen  ein,  den  anderen  war  es 
überhaupt  »Tatarenarbeit«,  was  bei  ihnen  den  höchsten  Grad  der 
Liederlichkeit  bedeutet.  Sie  zahlten  lieber  »gutes  Geld  für  rus- 
sische Knechte'),  dann  glaubten  sie  auch  etwas  von  ihnen  »ver- 
langen« zu  können. 

Infolge  dieser  Abneigung  gegen  solche  Güter  mit  bäuerlichem 
Parzellenbesitz  wurden  sie  schwer  veräußerlich  und  die  Preise 
blieben  zurück.  Besonders  schwer  traf  das  die  Gutsbesitzer  alten 
Stils,  wenn  man  sich  so  ausdrücken  darf,  des  russischen  und 
tatarischen  Adels,  die  seit  langem  gewöhnt  waren,  durch  weitere 
Hypothekenschuldbelastung  ihrer  Güter  sich  über  Wasser  zu 
halten. 

Dieser  Parzellenbesitz  zwischen  dem  gutsherrlichen  Lande  ist 
alten  Ursprungs;  seine  Wurzeln  gehen  weit  zurück  in  die  Besitz- 
und  Wirtschaftsverhältnisse  des  ehemaligen  Chanenreiches. 

Laschkoff  weist  nach,  daß  damals  dieser  kleinbäuerliche  Be- 
sitz verbreitet  war:    i.  in  den  Grenzen  der  Murzagüter -). 

Er  bestand  aus:  a)  Haus  und  Hofland;  und  b)  solchen 
Landstücken,  die,  nach  dem  Worte  des  Scheriats  »zum  Leben 
erweckt  wurden«;  sie  wurden  Eigentum  desjenigen,  der 
dies  getan,  sie  weiter  bearbeitete  und  sie  dazu  mit  einem  kleinen 
Zaune  oder  mit  Grenzsteinen  umgab.  Wie  diese  umzäunten 
Stücke,  war  auch  das  Haus-  und  Hofland  Privateigentum  der 
Bauern. 


1)  Die  deutschen  Kolonisten  haben  schon  einen  bedeutentlen  ArbeilerslanJ 
erzogen,  der  es  versteht,  mit  ihrem  guten  toten  und  lebenden  Inventar  umzugehen 
und  bedeutend  »flinker«,  »fixer«  ist,  als  die  Arbeiter,  die  auf  Gütern  russisclier 
Clroßgrundbesilzer  dienen.      Er  wird  auch  bedeutend  besser  bezahlt. 

2)  Wir  nehmen  diesen  Ausdruck  »Murza-Gui«  nur  in  seiner  schon  angedeu- 
teten Relativität  an :  die  Murzas  hatten  eigene  bebaute  Stücke  in  Gemengenlage 
mit  den  l'.auern,  und  das  üiiiige  umliegende  Weideland  bildete  ihr  Schutzgebiet. 
Daraus  erwuchsen  aber  mit  der  Zeil  faktische  Beziehungen  (zu  diesem  Lande)  be- 
silzrcehllichcr  Natur,  l'.in  reines  Hesitzrecht  hatten  sie  gegen  Knde  des  Chanen- 
reiches  aber   doch   noch    nicht. 
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Alles  dies  beweist  Laschkoff  aus  den  der  Chanenzeit  ent- 
stammenden Kadiesker-Deftercn  (Richterbüchern),  in  die  die 
Kadiesker  (Richter)  der  Chanen  Kopien  von  Kaufbriefen,  Gerichts- 
entscheidungen, (ChoUum-Namen)  über  Streitigkeiten  wegen  Land- 
besitz, Landverteilungen  usw.  einschrieben'). 

Aus  dem  vielen  dort  Angeführten  sei  nur  ein  Richterspruch 
aus  dem  17.  Jahrhundert  wiedergegeben:  ->Der  (Bewohner  des 
Dorfes  Dachantemir-Aga  an  der  Alma,  Fluß  d.  Karalezer  Wolost) 
K  a  ])  1  a  n ,  Sohn  des  Abdul-Gasi,  erklärte  im  Beisein  des  (Be- 
wohners des  Dorfes  Kemal-Murza)  Ali,  des  Sohnes  des  Aljdully, 
im  Gerichte  des  Kadie,  daß  das  Stück  (Land)  lurt  (hier  Haiis 
und  Hofland),  das  bei  dem  oben  genannten  Dorfe  sich  befindet.  .  . 
(es  folgt  eine  ausführliche  Angabe  seiner  Grenzen)  .  .  .  einen  Teil 
desjenigen  Landes  darstellt ,  welches  vom  Chane  Devlet-Girej 
(das  Paradies  sei  seine  Wohnstätte)  dem  Umer-Bey  (Adel), 
dem  Sohne  des  Achmet-Aga,  geschenkt  wurde,  und  daß  es  in- 
mitten dieses  geschenkten  Landes  liege ;  denn  der  hochverehrte 
Umer-Bey  schenkte  und  übergab  es  dem  Vater  des  Kaplan, 
der  es  auch  bis  zum  Tode  besaß.  Schon  3  Jahre  ist  es  her,  als 
der  bezeichnete  A  1  i  die  angegebene  Fläche  einnahm  und  darauf 
Gebäude  errichtete,  wo  dieses  Land  doch  sein,  des  Kaplans 
Eigentum  sei,  weil  es  an  ihn  durch  Erbschaft  überging.  Bei  der 
Befragung  sagte  der  Ali:  »Die  bezeichnete  Landfiäche  ist  mir 
vom  Abdul-Chenan-Aga  geschenkt  worden <'.  Darauf  legte  der 
(Herr)  Umer-Bey  ein  Mjulk-Name  (Dokument  zur  Bescheini- 
gung des  Eigentums)  vor  und  sagte:  Hier  ist  der  Mjulk-Name 
auf  das  Land,  zwischen  dem  die  bestrittene  Fläche  liegt ;  dieses 
Land  habe  ich  dem  Abdul  G  a  s  i  geschenkt,  von  dem  es  an 
den  Kaplan  überging.  Die  Richtigkeit  des  Dokuments  und  die 
Bezeugung  des  hohen  Herrn  ist  vom  Gericht  anerkannt  worden  . .  . 
außerdem  hat  sich  noch  herausgestellt  und  bestätigt,  daß  der 
Abdul-Gasi  (der  Vater  des  Klägers)  auf  diesem  Lande  Pfähle 
einschlug  (das  hat  wohl  was  mit  dem  Umzäunen  zu  tun),  ein 
Haus  und  Hof  errichtete  und  es  noch  auf  andere  Weise  nutzte«. 

Im  ersten  Augenblick  erscheint  das  hier  zitierte  Dokument 
nicht  ganz  am  Platze  angeführt  zu  sein.  Es  bestätigt  wohl  das 
Vorkommen  des  bäuerlichen  Besitzes  zwischen  dem  Murzaland, 
aber  die  Entstehungsursache    ist    hier  nicht  die,  welche  Laschkoff 

i)  Vgl.  hierzu:  i)  S.  86  seiner  »Geschichte«  und  S.  51  und  fif.  seiner  »Samm- 
lung von  Dokumenten«    ferner  S.  63   No.   SS. 
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angibt :  der  Bauer  hat  das  Land  in  diesem  Falle  vom  Gutsbe- 
sitzer geschenkt  bekommen;  das  konnte  doch  nicht  typisch  sein ^). 
Jedoch  hat  diese  Urkunde  gerade  hier  einen  besonderen  Wert; 
diesen  verleiht  ihm  die  Stelle  am  Ende,  wo  der  Richter  feststellt, 
daß  der  Vater  des  Klägers  dieses  Land  *auf  verschiedene  Weise 
nutzte«.  Man  bekommt  den  Eindruck,  als  ob  ihm  seine  Ent- 
scheidung zugunsten  des  Klägers,  allein  auf  Grund  der  Aussage 
des  hohen  Herrn,  nicht  ganz  gerechtfertigt  erscheint.  Der  »Guts- 
besitzer« konnte  wohl  dem  Bauer  Land  schenken,  aber  wenn 
dieser  es  nicht  nutzte,  frei  liegen  ließ,  und  ein  anderer  es  »be- 
lebte«, dann  hätte  er  sein  Recht  darauf  verloren,  oder  wenigstens 
wäre    es    zweifelhaft-).     Daher    stellt    der  Richter    zur    vollen  Be- 

i)  Es  ist  sehr  wahrscheinlich,  daß  dieses  Geschenk  nur  gegen  ein  ausbe- 
dungenes Gegengeschenk  stattgefunden  hat,  also  nur  eine  Form  der  Veräußerung 
darstellt,  wie  sie  damals  üblich  war.  Derartige  Geschäfte  wurden  im  Beisein  von 
Zeugen  vor  Richtern  abgeschlossen  und  von  diesen  in  ihre  Richterbiicher  (Kadies- 
kerdefteri)  eingetragen.  Im  folgenden  geben  wir  einen  derartigen  Kaufbrief  als 
Beispiel:  »Der  (Bewohner  des  Dorfes  Dschaman-Akmas)  Emildesch  Bolek  (der 
Sohn  des  Tschopnai)  kam  mit  Alipascha  (dem  Sohne  des  Abdully)  in  das  Gericht 
und  erklärte  (indem  er  sich  dem  letzteren  gegenüber  vors  Gericht  stellte) :  daß  er 
diesem  in  richtigem  Geschenke  anderthalb  Pai  (Gewanne)  Acker  und  Weidelandes 
mit  einem  Trinkwasser-Brunnen  darauf  in  der  Größe  von  31  Zanen  und  das  bei 
dem  obengenannten  Dorf  liegt,  schenke;  daß  der  Ali-pascha,  indem  er  dieses  Land 
annahm,  wie  es  sich  überhaupt  gehört,  unbewegliches  Gut  anzunehmen  (d.  h.  vor 
Zeugen,  entsprechend  der  Lehre  des  Scheriats.  D.  Verf.)  —  ihm  (dem  Schenker) 
dafür  ein  Entgelt  aus  25  Schafen  mit  Lämmern  bestehend  gab;  und  er  bezeugt, 
daß  er  (der  Schenker  Emildesch)  die  ihm  gehörige  Belohnung  vollständig  erhalten 
liabe.  Von  diesem  Tage  an  ist  das  Land  Eigentum  des  Ali-pascha  (Beschenkten) 
und  wcini  er  (Emildesch)  irgendwelche  Ansprüche  darauf  erheben  sollte,  so  mögen 
sie  im  Gerichte  unberücksichtigt  bleiben.   .  .  . 

Als  Ali-pascha  gefragt  wurde  (heißt  es  weiter),  bestätigte  er  alles  vom  V  e  r- 
käufer  Gesagte,  und  infolgedessen  ist  bestimmt  geworden,  das  Geschenk  und  den 
Uebergang  in  Eigentum  (tem'elljuk)  als  richtig  anzuerkennen.  Alles  was  geschah, 
ist  eingeschrieben.  .  .«   (es  folgen  die  Daten  und  die  Angaben  der  Zeugen. 

Das  Dokument  stammt  aus  dem  Jahre  161 1.  Vgl.  »Sammlung  von  Doku- 
menten«  S.  44  Nr.  4. 

Unbewegliches  (jut  gehört  sich  also,  nach  der  Lehre  des  Scheriats,  vor  Zeugen  zu 
übernehmen,  und  nach  dem  Gewohnheitsrechte  gegen  eine  angemessene  Belohnung. 

Die  traditionelle  Form  des  Geschenkes  bleibt  jedoch  beibehalten.  .  .  .  Aber 
der  Richter,  der  nnch  der  Befragung  des  Beschenkten  und  der  Zeugen  das  Resumc 
zieht,  ist  sich  darülier  ganz  klar,  daß  das  ein  Verkauf  und  Kauf-Akt  ist  und  nennt 
den   Schenker  aucli    ^V  e  r  k  ä  u  f  c  r^. 

In  späteren  Dokumenten  wurden  die  Ausdrücke  Schenker  und  Verkäufer  ab- 
wechselnd gebraucht.  .   .  .  Vgl.  ebenda  S.   75  No.    10 1. 

2)    l<"s   kann   auch   der   l'"all    sein,    dal.N   diesem    Kaufgeschäfte   der   Tatbesland   zu 
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gründung  seiner  Entscheidunc^  noch  fest,  daß  schon  der  Vater  des 
Klägers  das  Land  wirkHch  bebaute.  Und  nur  darum  kann  es 
sein  Sohn  wie  jedes  Eigentum  erl)en  und  darum  ist  dieses  vor 
den   l'.ingriffen   P'remder  geschützt. 

Weiter  hat  Lascltkoff  nachgewiesen,  daß  der  bäuerHche  Par- 
zellenbesitz auch  in  den  Erbländern  der  damaligen  7  Vasallen- 
Eamilien  der  sogenannten  Beys  verbreitet  war,  dann  in  den 
Staatsgütern,  die  damals  zugleich  Chanen-Domänen  waren,  und 
endlich  in  den  Sultan-Domänen^). 

Die  Entstehung  des  bäuerlichen  Privatbesitzes  in  diesen 
Ländern  war  umso  leichter,  als  die  Beziehungen  dieser  Landes- 
herren zum  Grund  und  Boden  noch  weniger  Besitz-  und  noch 
mehr  Gerichts-  und  verwaltungsrechtlicher  Natur  waren  als  die 
der  Murzas. 

Was  die  Verbreitung  dieses  bäuerlichen  Parzellenprivatbesitzes 
in  geographischer  Hinsicht  anlangt,  so  war  sie  vor  der  russischen 
Herrschaft  am  stärksten  in  den  gebirgigen  Teilen  der  Krim ;  dort 
wo  das  Auffinden,  die  Anlage  und  die  Bebauung  solcher  Zanen, 
Tschairen  oder  Karas  mit  besonderer  Mühe  verbunden  war,  und 
nicht,  wie  Laschkoff  meint,  »wo  die  Möglichkeit  vorhanden  war 
einen  Tschair  oder  Kara,  die  zur  Bebauung  taugten,  zu  haben-, 
als  ob  die  Möglichkeit,  solche  Stücke  auf  dem  flachen  Lande  zu 
finden,  nicht  viel  größer  war ! 

Nach  der  Einverleibung  der  Krim  in  das  Russische  Reich 
gingen  sehr  viele  Länder  des  tatarischen  Adels  und  der  Landes- 
herrn des  Chanenreiches  in  die  Hände  russischer  Gutsbesitzer 
über,  und  diese  wunderten  sich  sehr,  erzählt  Laschkoff,  als  sie 
innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Güter  Haus  und  Hofland  und  um- 
zäunte Flächen,  auf  die  die  Bauern  Eigentumsansprüche  machten, 
vorfanden.     Die    meisten    erkannten    ein    solches  Eigentum    nicht 


Grunde  liegt,  daß  der  Beschenkte  wohl  die  Fläche  im  Bereiche  der  Schutzhoheit 
des  vornehmen  Herrn  durch  Bebauung  in  Besitz  genommen  hat,  und  um  sich  ihn 
auch  gewissermaßen  formell  zu  sichern,  erzielt,  daß  der  Besitz  durch  die  nächste 
administrative  (aus  eigener  »Machtvollkommenheit«  Kraft  entfaltende)  Autorität  an- 
erkannt und  sanktioniert  wird.  Natürlich  geht  das  im  Vergleiche  mit  den  modernen 
geschliffenen  gegliederten,  an  den  speziellen  Fall  mehr  angepaßten  Verkehrsformen 
—  etwas  schwerfällig   »primitiv«,   in  größeren  Umwegen   vor  sich. 

1)  Vgl.  Geschichte  S.  78/9,  66,  69  und  117/11S  für  den  Kalhalykbesitz. 
Laschkoff'  führt  zum  Beweise  sehr  interessante  Dokumente  an.  Die  Aufgaben  unserer 
Abhandlung  erlauben  uns   aber  nicht,  näher  darauf  einzugehen. 

2)  Laschkoff:  »Geschichte«   S.  86. 
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an^),  bis  die  von  Sr.  Majestät  sanktionierten  Regeln,  welche  der 
Kommission  vom  19.  Mai  1802  als  Richtschnur  in  ihrer  Tätigkeit 
mitgegeben  wurden,  fest  bestimmten,  daß  solche  »Landstücke, 
Gärten  und  jede  Art  von  Nutzungen«,  die  die  Tataren  selbst, 
ohne  irgendwelche  Abgaben  zu  entrichten,  auf  Grund  des  vollen 
Eigentums  besaßen,  auch  fortan  den  Bauern  auf  Grund  derselben 
Rechte  zukommen.  Dabei  ist  es  einerlei,  auf  wessen  Länder  sie 
sich  befinden.  Zum  Beweise  dieser  ihrer  Rechte  sollen  nicht  nur 
Kaufbriefe  angenommen  werden,  sondern  auch  Aussagen  (unter 
Eid)   von  Zeugen'-). 

Von  der  späteren  Gesetzgebung  über  den  tatarischen  Bauern- 
besitz der  Krim  ist  für  diese  Besitzform  noch  maßgebend  das 
Poloschenie  vom  28.  September  1827;  der  Ukas  vom  22.  Novem- 
ber  1827;  der  ükas  vom  25.   Februar   1833^). 

Die  Bauern  haben  auch  danach  das  Recht  ihre  Parzellen  zu 
verkaufen,  zu  versetzen  und  sie  auf  andere  Weise  zu  veräußern  — 
also  ein  volles  Eigentumsrecht. 

Wie  stark  die  Verbreitung  des  Parzellen-Privatbesitzes  in  Ge- 
mengenlage zwischen  dem  Murzalande  und  dem  der  obenge- 
nannten Landesherren  war,  ist  nicht  genau  zu  sagen.  Doch 
w-ar  sie  wohl  nicht  unbedeutend,  besonders  im  gebirgigen  Teile 
des  Kreises  Simferopol. 

Zu  dieser  Annahme  veranlaßt  die  »Kameralistische  Beschrei- 
bung von  1802«,  eine  kleine  skizzenhafte  Aufnahme  der  Besitz- 
verhältnisse in  der  Krim  nach  20  Jahren  des  Bestehens  der  rus- 
sischen Herrschaft.  Daraus  geht  hervor,  daß  über  zwei  Drittel 
des  damals  vermessenen  Landes  des  Kreises  Simferopol    sich  im 

i)  Vgl.  »Die  Erklärung  der  in  die  Kommission  gewählten  Deputierten  der 
Gutsbesitzer  christlichen  Glaubens  über  die  vergebenen  Länder  in  der  Krim« 
23.  September  1802  No.  11.  Abgedr.  bei  Laschkof  Sammlung  der  Dokumente 
S.  202 ;  hierzu  vgl.  S.  207.  Interessant  ist  auch  die  Bittschrift  an  den  Aller- 
höchsten Namen,  eingereicht  vom  Gutsbesitzer  Tschernoflf  auf  Grund  der  Vollmacht 
anderer  Gutsbesitzer  der  Krim.  24.  Januar  1803.  Sammlung  von  Dokumenten 
S.  208.     Die  Gutsbesitzer  verlangten  von  Bauern  Abgaben  und  Arbeit. 

2)  »Denn,  motiviert  das  Gesetz,  in  den  Zeiten  vor  der  russischen  Herrschaft 
existierten  nicht  immer  schriftliche  Bestätigungen  dieses  Besitzes,  auch  komiten  sie 
bei  den  verschiedenen  Geschicken   dieses  Gebietes  leicht   verloren    gegangen    sein.c 

3)  Alle  diese  Gesetze  wurden  im  IX.  Bande  der  gesamten  Gesetzesausgabe 
von  1857  zusammengefaßt;  und  zwar  das  diese  Besilzform  Betreffende  in  d.  Statja 
S.  924  und  925.  Wegen  eines  Kodifikationsfehlers  benutzten  wir  hierfür  nicht  die 
gesamte  (jesclzesausgabe  von  1S76.  \'gl.  dazu  ilie  Ausführungen  von  BlumenfcUl 
S.  76/77.      Für  diese    Bcsilzfoini   ülicihauiii   S.   73/S4. 
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gemeinsamen  Eij^entum  der  Großgrundbesitzer  und  der  tatarisciien 
Bauern  befanden.  Diese  l^lächc  macht  mehr  als  200000  Dessj. 
aus').  Vor  20  bis  30  Jahren  gehörte  dieses  Land  natürlich  den 
obengenannten  tatarischen  Landesherrn  und  vornehmen  Herrn 
Murzas  und  den  Bauern. 

Daß  den  Bauern  nicht  wenig  davon  gehören  konnte,  geht 
aus  den  ganzen  damaligen  wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Ver- 
hältnissen hervor;  denn  erstens  konnte  der  Bauer  aus  dem  großen 
Fond  des  Weide-  und  Waldlandes  sich  ein  Stück  Land  zur  Be- 
bauung einnehmen  und  zum  Eigentum  erwerben.  Dem  stand  im 
Wege  nur  die  Notwendigkeit  und  Möglichkeit,  gewisse  natürliche 
Hindernisse  zu  beseitigen.  Dem  Adeligen,  in  dessen  Schutzge- 
biete eine  solche  Fläche  in  Anbau  genommen  wurde,  und  der 
auf  gewisse  ;> freiwillige«  Abgaben  rechnen  durfte,  konnte  da3 
nur  erwünscht  erscheinen.  Für  seine  Viehherden  blieb  immer  noch 
genug  Weide-  und  Waldland  übrig. 

Aber  auch  an  den  bebauten  Stellen,  die  den  INIurzas  in 
Eigentum  gehörten,  konnte  bäuerlicher  Besitz  mit  der  Zeit  ent- 
stehen. Die  Murzas  bebauten  selbst  wenig  von  diesem  Lande 
und  überließen  die  Bestellung  wohl  zum  größten  Teile  den  Bauern- 
pächtern, so  daß  nach  jahrelanger  Nutzung  der  nutzungsrechtliche 
Charakter  ihrer  Beziehungen  zum  Lande  vor  dem  besitzrecht- 
lichen zurücktreten  konnte.  Wenn  diese  Besitzrechte  sich  auch 
nicht  immer  in  Eigentumsrechte  entwickelten,  so  haben  wir  doch 
Fälle,  wo  aus  ihnen  eine  gewisse  Art  Erbpacht  entstand.  So 
z.  B.  auf  den  Ländern  des  hohen  Adels  der  Beys  ^).  Ihre  Län- 
der selbst  bewirtschaften  konnten  die  tatarischen  »Gutsherrn« 
darum  nicht,  weil  es  ihnen  an  den  nötigen  Arbeitskräften  mangelte, 
abgesehen  von  allen  anderen  Faktoren,  die  gegen  solche  Betriebs- 
weise wirkten. 

In  anderen  Ländern,  so  z.  B.  in  dem  benachbarten  Rußland 
konnten  die  Gutsbesitzer  einen  Teil  ihres  Landes  sich  von  den 
arbeitspflichtigen  Bauern  bestellen  lassen.  In  der  Krim  war  dies 
unmöglich,  da  es  keine  Leibeigenschaft  gab ;  diese  hat  im  Chanen- 
reiche   nie    bestanden.     Und    die  Sklaven  scheinen  nicht  so  zahl- 


i)  Vgl.  die  Ausführungen  auf  S.  105  und  ff.  181  799  Dessj.  -\-  die  über  50000 
Dessj.  der  späteren  Erbpachtfläche ! 

2)  Vgl.  Laschkoff'  S.  76  und  seine  »Sammlung  von  Dokumenten«  S.  83, 
Nr.    HO. 
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reich  gewesen  zu  sein^),  daß  von  ihnen  bedeutende  F'lächen  be- 
stellt werden  konnten. 

Darum  zogen  die  Murzas  »die  Viehzucht,  die  bis  zur  letzten 
Zeit  (Ende  des  19.  Jahrhunderts)  die  Hauptbeschäftigung  der 
Gutsbesitzer  der  Krim  war,  der  Landwirtschal"t  vor«  ^)  und  über- 
ließen das  kultivierte  Land  für  einen  üblichen  »Uschur«  (Zins) 
den  Bauern.  Mit  diesem  eigentlich  gutsherrlichen  Lande,  das 
er  mit  eigenen  Arbeitskräften  und  Bauernpächtern  bestellte,  also 
mit  dem  »gutsherrlichen«  Kulturlande  muß  man  den  damaligen 
bäuerlichen  Besitz  (ebenfalls  am  Kulturlande)  vergleichen,  wenn 
man    eine  richtige  Vorstellung    von    seiner   Größe    gewinnen  will. 

Wie  groß  die  Fläche  des  bäuerlichen  Parzellenbesitzes  war, 
wissen  wir  nicht  genau,  aber,  daß  er  in  jedem  »Gute«  vorkam 
und  zwar  in  einer  im  Vergleiche  zum  kultivierten  Lande  des 
»Gutsherrn«   bedeutenden  Ausdehnung,  ist  wohl  anzunehmen. 

Ehe  wir  auf  die  Frage,  wie  stark  der  bäuerliche  Parzellenbe- 
sitz jetzt  unter  der  russischen  Herrschaft  verbreitet  ist,  eingehen, 
wird  interessant  sein  zu  sehen,  wie  es  damit  vor  hundert  Jahren 
stand. 

Dazu  wenden  wir  uns  noch  einmal  zu  der  Kameralistischen 
Beschreibung  von  1802  und  gehen  hier  etwas  mehr  ins  Detail 
ein,  als  es  sonst  geschah. 

I.  Zuerst  werden  in  ihr  18  Datschas,  d.  h.  Zand-Güter  an- 
gegeben, auf  denen  53  tatarische  Dörfer  liegen.  In  der  Rubrik 
»wem  gehört  das  Land«  lautet  es  (inbezug  auf  diese  Datschas 
und  Dörfer)   »dem  X.«   (Name  des  Gutsbesitzers  mit  voller  Titcl- 


1)  Der  moslemische  Boden  war  für  die  größere  Verbreitung  dieses  Gewächses 
menschlicher  Gerechtigkeit  wenig  geeignet:  a)  In  das  SklavenverhäUnis  konnten 
nur  Kriegsgefangene  (ungläubige)  treten;  b)  sogar  Christen,  Juden  und  Heiden 
konnten  nicht  zu  Sklaven  gemacht  werden,  wenn  sie  in  einem  moslemiiischen 
Lande  wohnten  und  das  Kopfgeld  zahlten.  Dieses  hieß  in  der  Krim  »Karadsch«; 
c)  die  Freilassung  eines  Sklaven  ist  eine  gottgefällige  Handlung.  Daraus  ergibt 
sich  eine  große  Möglichkeit  des  Freiwerdens :  a)  nach  dem  Willen  des  Herrn  ; 
b)  nach  dem  Gesetz;  c)  nach  der  Entschädigung.  Vgl.  von  Tornau-v :  »Das  mus- 
lemische  Recht«  II.  Abteilung  Sklavenrecht  S.  176  ff.  Auf  S.  177  sagt  er:  »In 
den  russisch-transkaukasischen  von  Muslemen  bewohnten  Provinzen  ist  die  Zahl 
iler  Sklaven  äußerst  gering«.  Die  Sklaven  der  Krim  waren  meist  Russen;  für  das 
Wort  Sklave  brauchten  die  Tataren  den  .\usdruck  :  >-Kozakt.  Kosaken,  mit  denen 
die  Tataren  fortwährend  in  Krieg  lagen,  bildeten  wohl  die  meisten  Kriegsgefangenen 
und   daher  Sklaven  in   dem  Chanenreiche. 

2)  Laschkoff,   »Geschichte«    S.  SS. 
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ani^abej  f^emeinsam  mit  den  Tataren   ...  in  Gemengenlage')  .  .  . 

Im  ganzen  machte  dieser  ]iesitz  eine  Fläche  von  g4  74oDessj. 
imd  31S  (Ju.  Saschen  aus,  oder  29%  der  ganzen  damals  ver- 
messenen Mäche  des  Kreises  Simferopol.  Die  Zahl  der  in  dieser 
Gruppe  angegebenen  Dörfer  beträgt  30  %  aller  dort  genannten 
und  die  Zahl  der  Datschen   17%. 

2.  Zweitens  werden  in  der  Kameralistischen  Beschreibung 
20  Datschas  und  31  Dörfer  angegeben,  von  denen  es  heißt,  daß 
das  Land  dem  Gutsbesitzer  gehöre  »gemeinsam  mit  den  Tataren <  ; 
es  ist  also  nicht  gesagt,  ob  sich  der  Besitz  in  Gemengcnlage 
befindet. 

Daß  aber  auch  auf  diesen  Gütern  bäuerlicher  Parzellenbesitz 
vorhanden  war,  läßt  sich  durch  spätere  Kommissionsbeschlüsse 
beweisen,  in  denen  für  manche  Dörfer  dieser  Gruppe  die  Eigen- 
tumsrechte der  Bauern  auf  Parzellen  anerkannt  wurden.  Das 
fand  statt  z.  B.  für  die  Einwohner  der  Dörfer  Goljumbej,  Akscheich^j, 
Byrgos  ^),  Akmetschet,  Tschukur  *),  Akaja  und  Gadschilar  -^j. 

Im  ganzen  gehörten  zu  diesen  Datschas  und  Dörfern  64767 
Dessj.  und  1841  Qu.  Saschen,  oder  22  »o  der  gesamten  damals 
vermessenen  Fläche  des  Kreises  Simferopol. 

Die  Zahl  der  Dörfer  beträgt  17  %  der  dort  angegebenen  und 
die  Zahl  der  Datschas  macht   19%   aller  genannten  aus"). 

1)  Vgl.  die  Kameralistische  Beschreibung  von  1S02  in  der  »Sammlung  von 
Dokumenten«  S.  167  und  ff.  Es  sind  das  die  Dörfer:  i.  Sarabuz,  2.  Otar-Bajan, 
3.  Kunak,  4.  Schamak ,  5.  Eli-Agatsch,  6.  Karadschi,  7.  Kir-Agalsch,  S.  Bijuk, 
9.  Kastei,  10.  Ojeli,  11.  Kopschak,  Duvankoj ,  13.  Adschankoj,  14.  Otar-Kisek, 
15.  Kosak,  16.  Alarkur,  17.  Kutschkulus,  18.  Jantschu,  19.  Eni-Sala,  20.  Fot-Sala, 
21.  Otartschik,  22.  Karlu ,  23.  Agrigol,  24.  Gavri,  25.  Tatar-Osman,  26.  Byink- 
Uzenbastsch,  27.  Kutschuk-Uzenbastsch ,  28.  Bogatyr,  29.  Stilja,  29.  Marsanda, 
30.  Nikita,  31.  Magaratsch,  32.  Aschaga,  33.  Zalankoj,  34.  Orta-Zalankoy,  35.  Orta- 
Kidek,  36.  Karalez,  37.  Orta-Karalez,  38.  Juchary-Karalez ,  39.  Borka,  40.  Tscher- 
kez-Kermen,  41.  Mangrup,  42.  Sjurentschik,  43.  Adil-Tschokrak,  44.  Abdal,  45.  Bat- 
schi-Eli,  46.  Atalyk-Eli,  47.  Burnasch,  48.  Sukasch,  49.  Jubasch-Ki,  50.  Tschelebi, 
51.  Kulesch-Metschi,  52.  Sarygol,  53.  Untere-Alma. 

2)  Vgl.  das  Protokoll  der  Kommission  vom  i.  Januar  bis  i.  Mai  1S08, 
S.  722 — 814. 

3)  Ebenda  S.   892—938. 

4)  Ebenda  S.  966 — 998. 

5)  Ebenda  S.   5 — 20. 

6)  Vgl.  die  Kameralistische  Beschreibung  in  der  »Sammlung  von  Dokumenten« 
von  Laschkoff  ?i.  167  und  ff.  In  diese  Gruppe  gehören  die  Dörfer:  i.  Bischui, 
2.  Kudajgul,  3.  Arabatschi,  4.  Kelscheich,  5.  Kur-Abzlar,  6.  Ablegadschi-Kormysch, 
7.  Eli-Abzlar,    8.   Akmetschet,    9.   Tschukur,     10.  Kansit,     11,  Kajasch,     12.  Kunsch, 
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3-  Drittens  hatte  ein  Gutsbesitzer  »zusammen«  mit  den  Bauern 
des  auf  dem  Gute  gelegenen  Dorfes  1592  Dessj.  und  375  Qu. 
Saschen. 

4.  Zwei  Güter  von  einer  Fläche  von  6913  Dessj.  und  164 
Qu.  Saschen  gehörten  dem  Gutsbesitzer  und  »zum  Teil<:  den 
Tataren  dreier  Dörfer. 

5.  Zwei  Güter  besaßen  zwei  Gutsbesitzer  »mit«  den  Bauern 
zweier  Dörfer. 

6.  In  vier  Gütern  von  1 1 402  Dessj.  und  796  Qu.  Saschen 
besaßen  die  Bauern  der  7  Dörfer  Land  in  »geringen  Quantitäten  . 
Zusammen  gab  es  also  in  diesen  vier  Gruppen  9  Datschas  und 
13  Dörfer.  Ihre  Besitzfläche  machte  im  ganzen  22292  Dessj.  und 
1455   Qu.  Saschen  aus  ^). 

Auch  da  muß  man  sich  den  Besitz  der  Bauern  wenigstens 
am  wertvolleren  Lande  nicht  anders  als  in  kleinen  Parzellen  zer- 
streut auf  verschiedenen  Stellen  der  Güter  denken.  In  7  Fällen 
ist  das  ja  auch  gewissermaßen  durch  den  Ausdruck  ;>in  geringen 
Quantitäten«  bezeugt.  Daß  dem  so  auch  in  den  anderen  Fällen 
war,  beweisen  wieder  die  Kommissionsbeschlüsse. 

Im  ganzen  gab  es  somit  vor  100  Jahren  47  Datschas  (oder 
45  0/0  aller),  auf  denen  97  Dörfer  tatarischer  Bauern  lagen,  d.  h. 
54  %  aller  genannten  Dörfer.  Die  Fläche,  auf  der  die  Parzellen 
der  Bauern  zerstreut  waren,  betrug  181 799  Dessj.,  das  waren 
56  %    des  gesamten  vermessenen  Landes  des  Kreises  Simferopol. 

Dabei  darf  nicht  vergessen  werden,  daß  wir  die  P'läche  der 
Erbpacht,  die  eigentlich  erst  nach  einigen  Jahren  von  der  Kom- 
mission als  solche  fixiert  wurde,  hier  nicht  mitberechnet  haben. 
Vor  dem  KommLssionsbeschlusse,  also  um  1802  gehörten  auch 
diese  Güter  zu  der  Kategorie  der  hier  betrachteten,  natürlich 
nur  insofern  auch  in  ihnen  bäuerlicher  Parzellenbesitz  vorhanden  war. 

Im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  haben  in  den  Besitzverhält- 
nissen der  Bauern  dieser  Dörfer  große  ungünstige  Veränderungen 
stattgefunden. 

13.  Tiberti,  14.  Goljumbej,  15.  Akscheich,  16.  Karatsch,  17.  Tschorgun,  18.  Bo- 
dana,  19.  Akkaja,  20.  Gadschilar,  21.  Byrgos,  22.  Schik-Mamaj,  23.  Bazartschik, 
24.  Borandi,  35.  Dschumcili,  26.  Muratscna-Saraj.  27.  Karagos,  28.  Gasainbaj, 
29.  Jainctsclii,   30.   Ojkzia,    31.  Dergamak-Eli. 

l)  Kameialisüsclie  lieschrcihung  in  der  »Sainmliuig  von  l)okuinciUcin  ;  vgl. 
für  3)  das  Dorf  Kalmuk-Kaia  ;  für  4)  <lie  DJufor  Tschorgun,  Ncunian  und  Esscn- 
l-'.li;  für  s)  <li«-'  IK'.rfcr  Alliat  und  Kapsclioi;  für  o)  die  Dörfer  Argintscliik,  janian- 
Kli,    Adscliilai,    Dscliimiik,    Miisaliy,    TokiHuk    und   Sunk-Su. 


~      I08 


Die  folgende  Zusammenstellung  mit  einigen  Zahlen  aus 
den  Jahren  1886  und  1906  zeigt,  daß  in  den  meisten  Dörfern 
dieser  Güter  der  bäuerliche  Parzellenbesitz  völlig  verschw  undcn  ist. 

Die   Besitzverhältnisse  waren  in  den  Jahren  : 


Vun  den  97  Dürfern,  in  denen 
I S02  Parzellenbesitz  zwischen 
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3.  Batschi-Eli 
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4.  Ataluk-Eli 

— 

— 

— 

— 
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5.   Burnasch 

— 

— 

— 

— 

— 
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6.  Kutschuk-Jaschlav 

— 

— 

— 

— 

— 



7.  Akkaja 

— 

— 

— 
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— 



8.  Neuman 
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9.  Argintschik 

» 

— 
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10.   Bazartschik 

— 

— 

— 

» 

— 



II.  Tschukur 

LI. 

. — 

— 

LI. 

— 



12.   Sarabuz 

54 

2184 

— 

L. 

— 

1. 

13.  Jaman-Eli 

2 

445 

L. 

— 

1. 

14.  Kalmu-Kara 

IG 

1590 

d. 



N. 

15.  Duvankoj                           ^ 

16.  Adschankoj                       j 

179 

437 

2430 

269 

616 

3158 

17.  Teberti 

78 

204 

936(300)*) 

146 

197 

680 

18.   Tscherkez-Kermeii 

72 

127 

2 
311 

107 

152 

387 

19.   Karatsch 

70 

829 

20 

153 

164 

20.  Albat 

69 

140 

— 

97 

146 

1107,7 

21.   Abdal 

7 

180 

— 

1 1 

185 

22.  Agatsch-Eli 

42 

5 

— 

36 

30 

— 

23.  Zalankoj 

31 

48 

— 

52 

70 

— 

24.   Juchary-Karalez 

97 

134 

— 

74 

241 

— 

25.  Adjin-Tschokrak 

43 

205 

144 

253 

— 

26.  Tschorgun  (obere)           \ 

»             (untere)         J 
Tschin  Genelyk              J 

27.  Uzenbastschik 

— 

— 

64 

220 

— 

loi 

247 

— 

— 

— 

73 

— 

— 

92 

148 

— 

28.  Schury 

1        ? 

> 

— 

12 

16,8 

— 

29.  Topschikoj 

18 

18 



27 

41,2 

— 

Von    den    97  Dörfern,    in    denen    am  Anfange   des    19.  Jahr- 


1)  Vgl.   Statistisches  Jahrbuch  von    1886  Tabelle   A. 

2)  Vgl.  Statistisches  Jahrbuch  von   1906  Tabelle  IIL 

3)  L.-l.  bedeutet  —  Landlos  —  also  daß  in  dem  betreffenden  Dorfe  landlose 
Tatarenbauern  wohnen;  g.  N.  bedeutet  gemischte  Nationalitäten;  r.  N.  bedeutet 
russische  Nationalitäten  ;   d.   N.   bedeutet    deutsche  Nationalitäten. 

4)  Die  300  Dessj.  befinden  sich  in  gemeinsamem  Besitze  zweier  Gemeinden;  da 
die  Zahl  der  besitzberechtigten  Bauern  (Gemeindemitglieder)  in  beiden  gleich  groß 
ist,  so  ist  der  ideelle  Anteil  beider  Gemeinden  am  Besitze  gleich  und  er  kann  wie 
oben   geschehen   gefunden  werden. 
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hunderts  bäuerlicher  Parzellenbesitz  verbreitet  war,  bestanden  im 
Jahre  1886  auf  der  Karte  des  Kreises  Simferopol  nur  noch  29  oder 
kaum  30°o-  Unter  diesen  gab  es  aber  11  Dörfer,  in  denen  über- 
haupt kein  tatarischer  bäuerlicher  Besitz  mehr  vorhanden  war'); 
so  daß  er  sich  also  nur  noch  in  18  Dörfern  vorfand  -).  Nach 
20  Jahren,  1906,  gibt  es  nur  noch  15  Dörfer,  in  denen  die  ta- 
tarische Einwohnerschaft  Land  besitzt.  Darunter  kommen  aber 
solche  Dörfer  vor  wie  Teberti,  Duvankoj  und  Adschankoj,  die 
das  früher  (1802)  mit  den  Gutsherren  gemeinsam  besessene  Land 
auskauften,  so  daß  die  Parzellen  (oder  wenigstens  der  größte 
Teil)  nicht  mehr  zwischen  fremdem  Grund  und  Boden  liegen, 
sondern  zwischen  dem  eigenen  Gemeindelande  ^).  In  den  übrigen 
3  Gemeinden  (Tscherkez-Kermen,  Karatsch  und  Albat).  in  denen 
jetzt  auch  eigener  gemeinsamer  Besitz  vorhanden  ist,  wird  die 
Sache  höchst  wahrscheinlich  ebenso  sein. 

Genau  feststellen,  daß  die  Gemeinden  das  Land  bei  ihrem 
»eigenen  Gutsherrn  gekauft  haben,  konnte  ich  nicht,  aber  es  liegt 
nahe,  daß  es  für  die  Gemeinden  rationeller  ist,  das  um  die  eigenen 
Parzellen  liegende  Land  (also  das  innerhalb  der  .eigenen  Grenzen« 
liegende)  zu  erwerben,  als  irgendwo  »auf  der  Seite«.  Denn  da- 
durch befreien  sie  die  eigenen  w^ertvollen  Parzellen  von  den 
Ketten  des  umliegenden  gutsherrlichen  Landes  und  die  eigene 
Wirtschaft  von  der  Abhängigkeit  der  gutsherrlichen.  Dieses  Vor- 
gehen auch  für  die  hier  in  Betracht  kommenden  Gemeinden  an- 
zunehmen, empfiehlt  sich  nicht  bloß  darum,  weil  es  theoretisch 
das  einzig  rationelle  ist,  sondern  weil  es  bei  den  tatarischen  Ge- 
meinden auch  überhaupt  zu  beobachten  ist.  Es  ist  der  praktische 
Zug,  der  sich  nach  der  Umwälzung  in  den  Besitzverhältnissen 
der  Tataren  um  die  Wende  des  18.  Jahrhunderts  im  Laufe  des 
ganzen  19.  Jahrhunderts  geltend  machte.  Soweit  es  ihnen  die 
materiellen  Mittel  erlaubten,  suchten  die  Tatarengemeinden  von 
dem  in  ihre  Ländereien  hineingekeilten  gutsherrlichen  Besitze 
freizuwerden.      Angenommen,    daß    das    auch    in    unseren    3    Ge- 

1)  Darunter  gab  es  a)  3  Dörfer,  in  denen  die  Bevölkerung  sogar  nicht  mehr 
tatarisch,  sondern  russisch  war ;  b)  in  2  war  sie  gemischt ;  c)  und  nur  in  5  noch 
tatarisch  (Teilbauern). 

2)  a)  In  zwei  Dörfern,  wie  wir  aus  der  Tabelle  sehen,  waren  die  Besitzer 
nicht  nur  Tataren,  sondern  auch  russische  Bauern,  b)  Im  Agatsch-Eli  gab  es  fak- 
tisch keinen  Besitz ;  die  Einwohner  beanspruchten  250  Dessj.,  und  das  Gericht 
hatte  darüber  noch  nicht  entschieden.  Vgl.  Statistisches  Jahrbuch  von  iSSo  An- 
hang S.  38.  3)  Vgl.  oben  S.  36. 


—       I  lO      — 

mcinden  der  l""all  gewesen  ist,  scheidet  auch  der  in  ihnen  vorhan- 
dene ParzeUenbesitz  von  dem  hier  in  Betracht  kommenden  aus  ^). 
Dasselbe  gilt  aber  auch  für  den  der  Gemeinde  Abdal.  Hier  gibt 
es  zwar  keinen  gekauften  gemeinsamen  Besitz,  aber  der  gesamte 
Parzellenbesitz  der  Gemeindemitglieder  liegt  in  einer  Grenze 
und  ist  ausgekauft  -).  Somit  gibt  es  heutzutage  7  Dörfer,  deren 
lünwohnerschaft  noch  Land  besitzt,  aber  keinen  Parzellenbesitz 
in  Gcmengenlage  mit  dem  gutsherrlichen  Grund  und  Boden  mehr 
hat.  Dieser  letztere  ist  von  den  97  Dörfern,  in  denen  er  am 
Anfange  des  19.  Jahrhunderts  vorkam,  jetzt  nur  noch  in  8  Dörfern 
verbreitet^).  P2inen  Vergleich  darüber  anzustellen,  wie  sich  die 
Größen  der  Besitzflächen  in  diesen  Dörfern  verschoben  haben, 
ist  zum  Teil  unmöglich  und  zum  Teil  kann  er  nur  unvollkommen 
gemacht  werden:  denn  für  den  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  sind 
die  Ziffern  zu  summarisch  für  die  gesamte  Fläche  der  Datscha's 
(Güter),  in  denen  die  Bauern  ihre  Parzellen  hatten,  angegeben 
und  für  das  Ende  des  19.  Jahrhunderts  und  für  den  Anfang  des 
20.  liegen  uns  dagegen  nur  die  Flächen  des  Parzellenbesitzes  der 
Bauern  der  betreffenden  Dörfer  vor  —  also  zwei  unvergleichbare 
Größen,  und  der  Vergleich  der  Zahlen  der  zwei  Statistischen  Er- 
hebungen (von  1886  und  1906)  kann  nicht  für  alle  Dörfer  geführt 
werden,  da  in  drei  Dörfern,  wie  aus  der  obigen  Tabelle  zu  sehen 
ist,  für  das  Jahr  1886  keine  Angaben  vorhanden  sind.  In  den 
übrigen  Dörfern  ist  zwar  ein  kleiner  Zuwachs  zu  verzeichnen,  je- 
doch in  den  meisten  ein  so  unbedeutender,  daß  er  wohl  auf  die 
genauere  Vermessung  zurückzuführen  sein  wird. 

Zieht  man  in  Betracht,  daß  in  den  meisten  dieser  Dörfer  die 
Zahl  der  Besitzer  zugenommen  hat,  so  ist  eine  stärkere  Zer- 
splitterung des  Besitzes,  ebenso  der  Rückgang  in  der  Landaus- 
stattung der  Bauern,  und  infolgedessen  eine  allgemeine  Ver- 
schlechterung ihrer  Lage  selbstverständlich. 


1)  Wäre  dem  auch  nicht  so,  d.  h.  hätten  die  Gemeinden  das  Land  nicht,  wie 
ich  annahm,  bei  den  eigenen  Gutsherrn,  sondern  irgendwo  in  der  Nähe  der  Dörfer, 
oder  von  irgend  einer  Seite  an  die  Dörfer  angrenzendes  gekauft,  so  liegt  doch  ein 
bedeutender  Teil  des  in  den  Tabellen  angegebenen  Individualbesitzes  der  Gemeinde- 
mitglieder ganz  gewiß  zwischen  dem  eigenen  Gemeindebesitz,  sodaß  ich  keinen 
großen  Fehler  gemacht  hätte,  wenn  ich  aus  diesem  Grunde  allein  den  ganzen 
Individualbesitz  dieser  Gemeinden  nicht  zum  Parzellenbesitz  zwischen  fremdem 
Lande  gezählt  hätte. 

2)  Dieser  Parzellenbesitz  wird  unten  S.    114  besprochen. 

3)  Und  in  2  Tochteransiedlungen  des  Dorfes  Tschorgun  und  einer  des  Dorfes 
Juchary-Karalez.   —   Sie   sind   aber  erst  im   Laufe   des    19.  Jahrhunderts    entstanden. 
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Heutzutage  beschränkt  sich  aber  der  bäuerHche  Parzellen- 
besitz nicht  bloß  auf  die  eben  betrachteten  9  Dörfer  und  3  An- 
siedlungen,  sondern  er  ist  in  noch  weiteren  28  Dörfern  verbreitet^). 
Man  muß  annehmen,  daß  er  sich  im  Laufe  des  letzten  Jahrhunderts 
unter  der  russischen  Herrschaft  gebildet  hat. 

Nur  für  die  3  Dörfer  Argin,  Burljuk  -)  und  Scheich-Eli  ^) 
könnte  man  vielleicht  noch  annehmen,  daß  er  in  ihnen  im  wesent- 
lichen schon  um  1805  bestand,  denn  sie  befanden  sich  damals 
schon  auf  gutsherrlichem  Lande.  luden  übrigen  24  ist  erwohH) 
in  der  Hauptsache  erst  nach  1805  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts 
entstanden.  In  vier  von  diesen  war  am  Anfange  des  Jahrhunderts 
die  Erbpacht  eingeführt ;  mit  der  Zeit  sind  aber  die  Gemeinden 
ihrer  Nutzungsrechte  am  gutsherrlichen  Lande  verlustig  geworden 
und  es  blieben  ihnen  nur  ihre  eigenen  Parzellen  dazwischen  übrig. 
Es  sind  dies  die  Dörfer  Kurtluk,  Mambet-Ulan,  Aschaga-Baschi 
und  Kizil-Koba. 

P'ür  die  7  Dörfer  Uteschel,  Eni-Saraj,  Aktatschi,  Chanyschkoj, 
Adschi-Bulat,  Alma-Tamak  und  Kodscha-Sala  ist  nicht  ausdrück- 
lich angegeben,  daß  sie  sich  auf  gutsherrlichem  Lande  befanden  °) 
und  man  muß  vermuten,  dafS  die  Bauern  auf  eigenem  Lande 
saßen.  Die  übrigen  14  Dörfer  fand  ich  weder  in  der  Kamerali- 
stischen Beschreibung  von  1802  noch  in  der  Zählung  von  1805 
erwähnt,  und  ich  nehme  an,  daß  sie  damals  überhaupt  noch 
nicht  existierten.  Sechs  von  diesen  Dörfern  finden  wir  sogar  noch 
nicht  in  der  Statistischen  Erhebung  von   1886  erwähnt''),  so  daß 


i)  Vergl.  die  Tabelle  S.    113. 

2)  Diese  zwei  Dörfer  sind  in  der  Kameralistischen  Beschreibung  der  Krim  von 
1802  nicht  erwähnt,  dafür  aber  in  der  Zählung  von  1805  »Sammlung  von  Doku- 
menten«  S.  245  und  240. 

3)  Kameralistische  Beschreibung  von  1802  in  der  »Sammlung  von  Doku- 
menten« S.  178  Datschu  Nr.  117.  Die  Fläche  von  1933  Dessj.  ist  als  dem  Guts- 
besitzer gehörig  angegeben. 

4)  Es  ist  ja  sehr  wahrscheinlich,  daß  weder  die  Kameralistische  Beschreibung 
noch  die   Zählung  vollständig  sind. 

5)  Diese  Dörfer  finden  wir  auch  in  tler  Zälilung  von  1805  erwähnt  ;  in  dor 
Rubrik  >wem  das  Land  gehört,  auf  dem  die  Dörfer  liegen^,  steht  entweder  ein 
lakonisches  »unbekannt«  oder  gar  nichts.  Interessant  ist,  daß  dieses  Dokument 
den  Eindruck  erweckt,  als  ob  die  Zusammcnsteller  der  Zählung  von  der  Voraus- 
setzung ausgingen,  daß  die  Bauerndörfer  gar  nicht  auf  eigenem  Lande  liegen 
können,  h's  ist  auch  nicht  ein  einziger  derartiger  Fall  crwälmi.  Wo  ein  lluts- 
besitzer  als  Eigentümer  des  Landes  nicht  genannt  werden  konnte,  da  steht  ilas 
erwähnte   »unbekannt«   oder  gar  nichts.     Sammlung  von  Dokumenten   240/251. 

6)  Vergl.   die  Tabelle   A.  S.    i — 23   oder  das   Dörferverzeichnis. 
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sie  wohl  erst  nach  irS,s6,  also  in  den  letzten  20  Jahren  ent- 
standen sind. 

In  der  Tabelle  auf  der  folgenden  Seite  haben  wir  einen  Ver- 
such gemacht,  die  Landausstattunc,^  der  Bauern  dieser  Dörfer  in 
den  Jahren  i<S86  und  1906  zu  vergleichen.  Das  ist  aber  nur  bei 
8  Dorfern,  für  die  Zahlen  aus  beiden  Jahren  vorliegen,  möglich. 
Von  den  übrigen  20  Dörfern  sind:  a)  6  in  der  Statistik  von  1886 
überhaupt  nicht  genannt,  b)  1 3  wohl  erwähnt,  aber  ihre  tatarische 
Einwohnerschaft  ist  dort  als  landlos  angegeben.  Die  Dörfer  lagen 
danach  auf  gutsherrlichem  Lande  und  die  Bauern  waren  Teil- 
bauer des  Gutsbesitzers  und  c)  für  ein  Dorf  gibt  es  keine  Zahlen 
aus  dem  Jahre  1906.  Hiernach  sollte  man  glauben,  daß  der  in 
der  Statistik  von  1906  angegebene  Parzellenbesitz  in  diesen  Dörfern 
erst  nach  1886  entstanden  ist.  Das  möchten  wir  nicht  kritiklos 
annehmen,  wenigstens  nicht  für  alle  Dörfer.  Denn  in  den  letzten 
20  Jahren  ist  den  Gutsbesitzern  die  Unbequemlichkeit,  bäuerliche 
Parzellen  zwischen  dem  eigenen  Lande  zu  haben,  besonders  klar 
geworden  ^)  und  sie  wachten  im  allgemeinen  ziemlich  genau  dar- 
über, daß  kein   »fremder  Stein«    auf  den  eigenen  Acker  niederfiel. 

Nur  im  Gebirge  waren  sie  in  dieser  Hinsicht  weniger  genau. 
Aber  auch  da  dürfte  wohl  in  den  letzten  20  Jahren  nur  ausnahms- 
weise aus  der  Tatsache  des  langjährigen  Besitzes  ein  Recht  ent- 
standen sein.  Für  die  meisten  dieser  Dörfer  (besonders  für  die 
in  den  flacheren  Teilen  des  Kreises  gelegenen)  nehmen  wir  an, 
daß  die  Statistik  von  1886  den  bäuerlichen  Parzellenbesitz  einfach 
nicht  erfaßt  hat.  Wenn  man  der  Schwierigkeiten  gedenkt,  eine 
statistische  Erhebung  bei  einer  des  Schreibens  und  Lesens  un- 
kundigen und  die  russische  Sprache  nicht  beherrschendem  Be- 
völkerung durchzuführen,  so  wird  unsere  Annahme  nicht  sehr  un- 
wahrscheinlich erscheinen.       (Siehe  Tabelle  S.    113). 

Vergleichen  wir  die  Besitzflächen  der  Bauern  der  8  Dörfer, 
für  die  aus  beiden  Vergleichsjahren  Zahlen  vorhanden  sind,  so 
"ewinnen  wir  foltrendes  Bild ; 


Zahl    der 
Dörfer 

1886 
Zahl    der 
Besitzer 

1886 
Fläche  des  Be- 
sitzes in  Dessj. 

1906                1906 
Zahl    der   Fläche  des  Be- 
Besitzer   Sitzes  in  Dessj. 

Zuja 

Duvankoj 

Karalez 

2 

2 

4 

29                 475.1 
17                    17,5 
80         '         153,6 

II                  44>5 

29                  29,4 

118                  95.3 

S 

126 

646.2 

15S                169,2 

I)  Vergl.  oben  Seite  98. 
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Die  Besitzverhältnisse  in  den    Jahren 


Dürfer              j 

1886 

1906 

Wolost 

Zahl    der  i 

Besitz- 

Zahl   der 

Besitz- 

i 

Besitzer 

fläche 

Besitzer    j 

fläche 

Tabuldy 

Dschilkuj 
Mulla-Eli 

(13   ') 

Ll'^) 

I                4LI 

I          1       25,3 

— 

— 

2 

66,4 

Kurtluk 

(25) 

LI 

2 

8,0 

Mambet-Ulan 

(17) 

LI 

3 

5-0 

Asohaga-Baschi 

(35) 

LI 

4 

4,5 

Eni-Sarai 

(2  2) 

LI 

8 

65-5 

Zuja 

Scheich-Eli  a) 

21 

338,1  ') 

7 

23,0 

.     b) 

> 

2 

1.5 

Kazanly 

(12) 

LI 

3 

35.Ü 

ArL;in                            ' 

8 

137,0 

4 

21,5 

29 

475,1 

33 

164,0 

Podgorodne- 

Kizil-Koba 

(33) 

LI 

I 

1,0 

Petrovsk 

Serail-Kijat 

(40) 

LI 

4 

2,2 

— 

" 

5 

3.2 

Tav-Badrak 

Uteschel 

5 

*)w 

— 

— 

5 

07 

Aktatschi 

(24) 

LI 

2 

0-5 

Burljuk 

8 

12, s 

17 

19,5 

Duvankoj 

Chanysclikoj 
Adschi-Bulat 

(29) 
9 

LI 
^5.0 

10 
12 

18,1 
9>9 

Alma-Tamak 

I 

10,0 

I 

Orta-Kisek-Ulukul 

(21) 

— 

1 

0,3 

18 

27,5 

43 

78,7 

Kodscha-SaLa 

6 

10,5 

6 

4,0 

Bijuk-Kaialez 

48 

99,6 

58 

49.1 

Vakuf-Kisek 

? 

19 

27.5 

Tasch-Basta 

? 

? 

17 

31,6 

Karalez 

Kobarta 

> 

: 

II 

7r3 

Barkoj 

? 

? 

5 

162 

Tole 

9 

10,0 

24 

11,6 

l'yiscliki 

17 

33,5 

30 

30,0 

80 

153,6 

170 

1770 

Bulganak 

SeimonLarkoj 

1   I  U  ! 

1,1 

I 

30.1' 

127 

056,2 

250 

526.7 

Dazu  kommt  noch  das  Interesse  der  Gutsbesitzer,  den  bäuer- 
lichen Besitz,  auf  dem  oft  keine  Papiere  vorhanden  sind,  nicht 
anzugeben.  Die  Zahl  der  Parzellcnbesitzer  hat  um  32  zugenommen. 
Die  Fläche  des  Besitzes  aber  ist  um  477  I^essj.  zurückgegangen. 


1)  In  Klammern  sinil   die   Zahlen   der   landlosen   Tatarenbauern    in    den    betref- 
fenden  Dörfern  angegeben. 

2)  LI  bedeutet  landlos. 

3)  Damals  gab   es   nur    ein    Dorf,     das    diesen    Namen    trug.      Wir    haben    die 
Zahlen  bei  dem  ersten  angegeben,  weil  da  die  von    190O  gröiJer  sind. 

Zeitschrift  fiir  die  ges.  St.iatsvvissensch.     Ergäiiziingsheft  41.  o 
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Kamen  in  den  8ocr  Jahren  auf  einen  l'arzellenljesitzer  5,1  Dcssj., 
so  entfcällt  jetzt  auf  ihn  nur  1,0.  Also  besitzen  diese  liauern  jetzt 
5mal  weniger  Land  als   vor  20  Jahren! 

1  Jamals  reichten  die  5  Dessj.  bei  den  gegebenen  Wirtschafts- 
verhältnissen für  eine  Hauernfamilie  bei  weitem  nicht  aus,  aber 
jetzt  bei  der  einen  Dessj.  kann  der  Bauer,  wenn  es  kein  Garten 
ist,  garnichts  anfangen. 

Natürlich  ist  der  Rückgang  dieses  Besitzes  hauptsächlich  durch 
die  oben  angegebene  :>Unvollständigkeit«  zu  erklären.  Die  Ab- 
hängigkeit vom  Gutsbesitzer  wird  von  Jahr  zu  Jahr  größer.  Der 
Bauer  kommt  in  Schulden  ^)  bis  über  die  Ohren  und  sieht  sich 
am  Ende  genötigt,  seinen  Besitz  zu  verkaufen,  oder  er  überläßt 
ihn  überhaupt  auf  Gottes  Gnaden  und  flüchtet  nach  der  Türkei 
oder  in  die  Stadt,  wo  er  sich  durch  Hungern,  Betteln  und  Handeln 
mit  verschiedenen  Waren,  je  nach  der  Jahreszeit,  bis  ans  Ende 
glücklich  durchdrückt. 

In  diesem  Zusammenhange  seien  am  Schlüsse  noch  4  Dörfer 
mit  privatem  Parzellenbesitze  erwähnt.  Dieser  Parzellenbesitz 
unterscheidet  sich  von  dem  eben  besprochenen  dadurch,  daf.^  die. 
Parzellen  der  Bauern  nicht  zwischen  gutsherrlichem  Lande  zer- 
streut liegen,  sondern  in  dem  der  Dorfflur,  die  ein  geschlossenes 
Ganzes  darstellt.     Er  kommt  nur  in  zwei  Wolosts  vor: 

.„  .  Zahl    der        Zahl    der        Fläche  des  Be-  Auf  einen 

Dörfer  Besitzer         sitzes  in  Dessj.       Bauer    kommt 

Podgorodne-Petrovsk  I  ii  185,0  16,8 

Tabuldy  3  18  1218,2  67,2 

-Q  1463,2  48,3 

Beide  Wolosts,  in  denen  dieser  Besitz  vorkommt,  sind  flach- 
ländig; er  bildet  also  auch  in  dieser  Hinsicht  einen  Gegensatz  zu 
dem  oben  besprochenen  Parzellenbesitze,  der  hauptsächlich  im 
Gebirge  verbreitet  ist.  Dann  ist  er  kein  kleinbäuerlicher  Besitz, 
sondern  ein  mittelbäuerlicher.  Auf  einen  Wirt  kommen  im  Durch- 
schnitt 48,3  Dessj.  Land.  29  Wirte  besitzen  15%  des  gesamten 
Individualbesitzes  des  Kreises !  In  der  Wolost  Tabuldy  kann 
man  fast  von  einem  großbäuerlichen  Besitze  reden.  Entsprechend 
der  Größe  und  Geschlossenheit  des  Besitzes  sind  auch  die  Be- 
ziehungen zu  den  benachbarten  Gutsbesitzern  ganz  andere. 

Auch    was    die    Entstehung   anbelangt,    so   unterscheidet  sich 


l)  Von  einem  billigen  Kredit  ist  keine  Rede,   wenn  er  Geld  geliehen  bekommt, 
so  nur  gegen  einen  Wucherzins,  der  ihm  im  voraus  abgezogen  wird. 
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der  Parzellenbesitz  dieser  zwei  Wolost  von  demjenigen  der  ge- 
birgigen Teile  des  Kreises.  Das  Land  wurde  von  den  Dorfge- 
nossenschaften durch  Kauf  erworben  (im  Dorfe  Chalir-Eli-KogH 
nach  iSS6,  in  den  anderen  drei  vor  1886),  die  gesamte  Fläche 
in  Parzellen  zerschlagen  und  unter  den  Kaufgenossen  verteilt. 
Jeder  bekam  an  verschiedenen  Stellen  so  viel  Land  zugeteilt,  bis 
der   Wert  dem  Anteile  am  Kapitalaufwande  entsprach. 


8* 
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VIII.    Kapitel. 
Der  bäuerliche  Vakuf. 

Eine  ganz  eigentümliche  Besitzform  finden  wir  in  der  Krim 
unter  dem  Namen  Vakuf.  Sie  wurzelt  in  der  Lehre  des  Islams 
von  der  Weihung  Gottes,   dem  Schöpfer  alles  Existierenden. 

Die  ursprüngliche  Art  dieser  Besitzform  ist  diejenige,  welche 
unter  der  unmittelbaren  Einwirkung  dieser  Lehre  entstand :  Der 
Vakuf-Scher  ^),  d.  h.  der  gesetzliche  und  der  jetzt  auch  »geist- 
licher« Vakuf  genannte.  Ihr  Wesen  besteht  darin,  daß  eine  ge- 
wisse Fläche  Gott,  dem  Schöpfer  alles  Existierenden,  vom  Eigen- 
tümer »zurückgegeben«  wird  und  der  Nutzen  aus  ihr  Gott  wohl- 
gefälligen und  gemeinnützigen  Zwecken  überlassen  ward ,  am 
meisten  zur  Stiftung  und  Unterhaltung  von  Metschets  (Kirchen), 
Tekijas  (Klöster),  Mektebes  (Schulen),  Medresses  (Seminaren)  usw. 
Es  gab  aber  auch  Vakufs  zur  Errichtung  und  Unterhaltung  von 
Springbrunnen:  Tschamsche- Vakuf,  von  Wegen:  Dschol- Vakuf ; 
zum  Brennen  von  Kerzen  in  den  ]\Ietschets:  Beread- Vakufs,  zur 
Belohnung  für  das  Lesen  des  Korans  über  den  Verstorbenen : 
Koran- Vakufs  und  spezielle  Vakufs  zum.  Unterhalt  der  Metschets, 
Gebäude  und  Denkmäler:  Tomir- Vakufs  "^). 

Das  Vakuf-Land  darf  in  keiner  Weise  veräußert  werden.  Es 
erfreut  sich  des  besonderen  Schutzes  des  Gesetzes,  es  kann  nicht 
konfisziert  werden,  es  unterliegt  keinem  Arreste  und  keiner  Ver- 
pfändung für  die  Schulden  desjenigen  Institutes,  welches  das 
Nutzungsrecht  an  ihm  hat.    Die  Verwaltung  übt  die  Geistlichkeit. 

1)  Im  Gegensatz  zum  Vakuf- Adet,  d.  h.  gewohnheitsrechtlichen  und  jetzt 
Privat-Vakuf  genannten.  Die  Entstehung  dieser  Institution  führen  die  Juristen 
(muslemische)  zurück  in  die  zweite  Hälfte  des  II.  Jahrhunderts  der  muslemi- 
tischen  Aera. 

2)  Vergl.  Laschkoff:  »Skizze  der  Geschichte«  S.  108;  aber  auch  die  >-Wjedo- 
mosti  der  geistlichen  Vakufs  in  der  Krim«,  zusammengestellt  von  der  s  Allerhöchst 
eingesetzten  besonderen   Kommission«    1S93.     Simferopol.  Einl.   S.    II. 
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Dieser  gesetzliche  Vakuf-Besitz  war  im  Chanenreich  der  Krim 
sehr  verbreitet.  Ein  jeder  Chan  hinterUeß  einen  solchen  für  die 
eine    oder    andere    gottgefällige    oder   gemeinnützige    Einrichtung. 

Von  der  Stärke  seiner  ehemaligen  Verbreitung  kann  man 
sich  eine  Vorstellung  machen,  wenn  man  bedenkt,  daß  heute  nach 
allen  schlimmen  Schicksalen  der  Krim  in  der  Zeit  unter  der  rus- 
sischen Herrschaft,  87  643  Dessj.  und  im  Kreise  Simferopol  allein 
10  576  Dessj.  geistlichen  Vakufs  noch  vorhanden  sind  1). 

Aus  dieser  ursprünglichen  Art  der  Vakufs  entwickelte  sich 
eine  andere,  bei  der  die  Widmung  nicht  mehr  Gemeinnütziges 
oder  Gottgefälliges  zu  stiften  oder  zu  unterhalten,  sondern  haupt- 
sächlich persönliche  private  Interessen  zu  sichern  bezweckt.  Diese 
charakteristische  Modifikation  bildete  sich  unter  der  Einwirkung 
des  Gewohnheitsrechtes  und  diese  Vakuf-Art  heißt  hiernach  Vakuf- 
Adet  oder  in  der  offiziellen  russischen  Sprache  auch  Privat-Vakuf. 
Um  ihn  ist  es  uns  in  diesem  Kapitel  zu  tun. 

Zur  Charakteristik  dieser  Art  des  Vakuf-Besitzes  überlassen 
wir  hier  das  Wort  einem  tatarischen  Geistlichen:  > unter  den 
Rechten,  die  vom  muslemitischen  Glauben  zur  vollen  Verfügung 
über  das  Eigentum  zugestanden  werden,  gibt  es  eines,  wonach 
jedermann  seinen  ganzen  Grund  und  Boden  oder  einen  Teil  des- 
selben beim  Leben  oder  nach  dem  Tode  in  einen  Vakuf  für 
seine  Nachkommen  (in  absteigender  Linie)  verwandeln  kann  und 
zwar  auf  solchen  Voraussetzungen,  daß  sie,  indem  sie  den  Grund 
und  Boden  besetzen,  nur  das  Einkommen  von  dem  gebrauchen 
und  kein  Recht  haben,  ihn  zu  verkaufen  oder  in  irgend  einer 
anderen  Weise  in  fremde  Hände  zu  veräußern«  -). 

Also  das  Land  wird  Gott  dem  Schöpfer  fiktiv  zurückgegeben : 
Er  wird  Eigentümer  des  Landes  und  dieses  unantastbar;  das 
wirkliche  Nutzrecht  erhalten  jedoch  die  Nachkommen  des  Stifters. 

Eine  solche  fictive  Weihung  war  nach  JMulteka  begründet  im 
Wunsche,    einen   gewissen    Teil    des    Vermögens    gegen    die  Ver- 


1)  »Wjedomosü  dc-r  geistlichen  Vakufs  in  der  Krim.«  Simferopol  1893,  S.  294. 
In  manchen  Fällen  war  es  nicht  möglich,  genau  festzustellen,  wie  groß  der  Vakuf 
bei  dem  einen  oder  anderen  Dorfe  ist  —  aufs  ».\ugenmaß*  macht  das  noch  gegen 
1000  Dessj.  aus.  L'eber  die  Frage  der  Verbreitung  des  Vakufs  vergl.  auch  Zawa- 
dofski:   »Hundert  Jahre  des  Lebens  der  Taurida«   S.    146. 

2)  Vergl.  das  Schreiben  des  Taurischen  Muftis  Seit-Dsclienil-F.plicndij  an  den 
Taurischen  Gouverneur  Wirkl.  Staats-Rat  A.  S.  KajnatschejefT  vom  7.  Oktober 
1830.  Simferopol.  Abgcdr.  in  den  Dokumenten.  Beilage  zur  Ausgabe  der  Vakuf- 
Komniission    »Ueber  die   l'rivat-Vakufs«.      Simferopol    1S93   Nr.   513 
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schwenduni^ssucht  der  Nachkommen  und  gegen  die  Möc^lichkeit 
der  willkürlichen  Konfiskation  seitens  der  weltlichen  jNlacht  zu 
sichern  ^).  In  der  Zeit  der  Verstärkung  der  weltlichen  Macht  wird 
wohl  das  letzte  Moment  der  wichtigere  Grund  hierzu  gewesen  sein  ^). 

Die  rechtliche  Unsicherheit  hatte  ja  auch  in  Westeuropa 
ähnliche  Institutionen  hervorgerufen:  Am  Mittelalter,  sagt  de 
Laveleye^  übertrugen  nicht  selten  kleine  unabhängige  Eigentümer 
des  Schutzes  wegen  ihr  Land  an  geistliche  Stifter  unter  der  Be- 
dingung, daß  sie  die  erbliche  Nutzung  desselben  gegen  einen 
festen  Zins  behielten«  ^j.  Auch  in  unserem  Falle  mußte  der  \'akuf- 
besitzer  einen  gewissen  Teil  des  Ertrages  den  Geistlichen  ab- 
geben *). 

Je  nach  der  Erbfolge,  die  der  Stifter  beim  Weihakte  be- 
stimmt, gibt  es  verschiedene  Arten  von  Vakuf-Adets.  -Wenn 
ein  solcher  Vakuf  für  alle  Nachkommen  gemacht  ist,  so  heißt  er 
Evljad-Vakuf,  vom  arabischen  Worte  »Evljad<-,  d.  h.  Kinder.  Wenn 
aber  der  Vakuf  nur  für  die  Nachkommen  männlichen  Geschlechtes 
gemacht  ist,  so  bekommt  er  den  Namen  » Ebnaj- Vakuf <,  vom 
arabischen  Worte  > Ebnaj«,  das  »Mann«  heißt.  Zu  diesem  Namen 
wird  noch  die  Bezeichnung  Bijukten-Bijuk  hinzugefügt,  wenn  der 
Stifter  des  Vakufs  eine  Beschränkung  macht,  daß  dieser,  einerlei 
ob  in  beiden  Geschlechtern  oder  im  männlichen  allein  <  nur  an 
Personen,  die  im  Stamme  den  Jahren  nach  die  ältesten  sind,  über- 
gehen soll«  5). 

Somit  kann  man  drei  Arten  von  V^akuf-Adets  unterscheiden: 

a)  Vakuf-Evljad  —  in  diesem  Falle  erben  alle  Nachkommen 
und  beiderlei  Geschlechts; 

b)  Vakuf-Ebnaj  —  es  erben  nur  die  Nachkommen  männ- 
lichen Geschlechts ; 


1)  Multeka.  Ausgabe  von  D.  Ohsson.  II.  Bd.  S.  530.  Maxim  Kowalevsky 
findet  eine  Indentität  zwischen  dem  Zwecke  dieser  Institution  und  denen  der  Fidei- 
kommisse  und  Substitutionen.  Vergl.  seine  Rezension  über  Laschkoffs  »Skizze  der 
Geschichte«  im  »Berichte  des  Komites  über  die  Premienverteilung  im  zweiten 
Quartal«.  (Stiftung  der  Land-Bank  in  Charkoff  ...  an  der  Universität).  Char- 
koff  1907  S.    17. 

2)  Blumenfeld  S.  31,  51;  Tornaztw  »Ueber  das  Eigentumsrecht«  S.  23;  To?-- 
nauw   »Besonderheiten  des  Muslemischen  Rechtes«   S.  83. 

3)  »Ureigentum«    ins  Deutsche    übersetzt  und  ergänzt  von  A'.  Bücher,    S.  493. 

4)  Blumenfeld  S.  32  ;  auch  Laschkof. 

5)  Vergl.  die  Fortsetzung  des  oben  auf  S.  117  zitierten  Schreibens  des  tata- 
rischen Geistlichen.  Auch  die  dort  erwähnte  Ausgabe  der  Kommission  über  die 
Vakufs  in  der  Krim.     S.   4. 
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c)  beide  Arten  treten  noch  in  einer  beschränkten  Form 
auf  als  : 

a)  Vakuf-Evljad-Bijukten-Bijuk,  wenn  nur  die  älteren  im 
Stamme ,  einerlei  ob  männlichen  oder  weiblichen  Geschlechtes, 
erbberechtigt  sind ; 

ß)  Vakuf-Ebnaj-Bijukten-Bijuk,  wenn  die  älteren  der  Stammes- 
nachkommen nur  männlichen  Geschlechtes  zu  erben  berechtigt  sind  ^). 

Zur  vollständigen  Charakteristik  des  Vakuf-Adets  ist  noch 
hervorzuheben,  daß  der  erste  Erbe  des  Vakufs  nicht  immer  sofort 
ein  Nachkomme  des  Stifters  sein  mußte.  Der  letztere  selbst  konnte 
es  vor  allem  sein.  Das  hing  davon  ab,  ob  er,  wie  sich  der  Geist- 
liche in  seinem  Schreiben  unklar  ausdrückt,  den  Vakuf  -am  Leben 
oder  nach  dem  Tode«  gemacht  hat,  das  soll  heißen,  ob  er  die 
Wirksamkeit  des  Stiftungsaktes  schon  für  die  Dauer  seines  Lebens 
oder  erst  nach  seinem  Tode  gelten  lassen  wollte. 

Zur  weiteren  Charakteristik  muß  dann  erwähnt  werden,  daß 
bei  dem  Widmungsakte  die  Stifter  gewöhnlich  bestimmten,  daß 
diese  Vakufs,  wenn  ihr  Stamm  keine  Nachkommen  (in  absteigender 
Linie)  mehr  aufweist,  in  solche  zugunsten  der  Kirchen  und 
Schulen  umgewandelt,  oder  daß  sie  verkauft  werden  sollen  und 
das  daraus  gelöste  Geld  entweder  nach  Mekka  zu  einer  Seelen- 
messe für  die  Stifter  oder  nach  Medina  geschickt  und  zur  Ver- 
teilung an  die  Armen  verwendet  werden  soll. 

Wenn  aber  diese  Bestimmungen  nicht  gemacht  werden,  so 
müssen  nach  dem  Aussterben  der  Nachkommen  diese  Vakufs  als 
freiliegende  Länder  (arabisch  Butil-Mal)  an  den  Staat  übergehen. 

Die  wesentlichsten  Momente  des  Vakuf- Adet-Besitzes  sind 
also  drei : 


I)  LaschkojT  gibt  noch  eine  Art  an,  die  er  für  eine  Nebenform  der  Vakuf- 
Adets-Arten  hält.  »Sie  bestand  darin,  daß  der  Ebnaj  mit  dem  Evljad-Vakuf  zu- 
sammengeschweißt wurde«  und  zwar  in  der  Weise,  daß  der  Stifter  bestimmte,  daß, 
wenn  die  männliche  Linie  der  Erben  ausstirbt,  der  Vakuf  zur  weiblichen  übergehe, 
so  daß  also  der  Ebnaj  sich  in  den  Evljad-Vakuf  umwandelte.  Wir  können  aber 
diesen  Fall  nicht  wie  Laschkoff'  für  eine  Nebenart  der  Vakuf-Adet's  annehmen, 
sondern  glauben  ihn  eher  bei  der  Antwort  auf  die  speziellere  Frage,  nämlich  nach 
der  Bestimmung  des  (Ebnaj )Vakufs,  wenn  die  erbberechtigte  Linie  ausgestorben  ist, 
für  artbildend  halten  zu  müssen.  Ob  diese  Bestimmung  zur  Zeit  des  Chanenreiches 
oft  getroffen  worden  war,  gibt  Laschkoff  nicht  an,  und  in  dem  von  uns  benutzten 
(aus  der  Zeit  der  russischen  Herrschaft  stammenden)  Material,  fanden  wir  hierüber 
nichts.  Auch  der  oben  zitierte  Geistliche  erwähnt  ihn  nicht.  (Skizze  der  Ge- 
schichte S.  113.) 
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1.  Der  ICi^cntüincr  eines  Stück  Landes  mußte  den  Willen 
erklären,    einen    Vakuf-Adet   und    nicht    Vakuf-Scher   zu    machen , 

2.  er  mußte  die  Erbfolge  bestimmen  und 

^.  er  mußte  bestimmen,  zu  welchen  Zwecken  das  Land  nach 
dem  Tode  des  letzten  Erben  seiner  Nachkommen  verwendet 
werden  soll. 

Dieses  dritte  Moment  war  jedoch  für  das  Zustandekommen 
eines  Vakuf-Adets  nicht  unbedingt  notwendig.  Noch  weniger 
bestimmend  war  der  Umstand,  ob  der  Weiheakt  in  mündlicher 
oder  schriftlicher  Form  vollzogen  wurde. 

Diese  Besitzform  läßt  sich  hiernach  etwa  folgenderweise  formu- 
lieren :  Unter  Vakuf-Adet  wurde  ein  solcher  Besitz  verstanden, 
der  auf  Grund  der  Willenserklärung  des  Eigentümers,  einerlei  ob 
in  mündlicher  oder  schriftlicher  I^'orm,  unveräußerlich  für  die 
Familie  des  Stifters  gemacht  wurde,  und  der  nach  dem  Abscheiden 
der  erbberechtigten  Linie  für  gemeinnützige  und  religiöse  Zwecke 
bestimmt  war  ^).  Im  Falle  des  Fehlens  dieser  letzten  Bestimmung 
mußte  er  in  die  Butil-Mal,   d.  h.  an  den  Staat  übergehen. 

Die  Größe  der  Fläche  dieser  Besitzform  und  ihrer  ver- 
schiedenen Arten  im  Chanenreiche  läßt  sich  leider  nicht  fest- 
stellen. 

Die  erste  zuverlässige  Quelle  für  die  Zeit  unter  russischer 
Herrschaft  stellen  die  Wjedomosti  von  1S49  dar.  Nach  ihnen  gab 
es  damals  Inder  Krim  55  115  Dessj.  Land  Vakuf-Adetsbesitzes-); 
im  Kreise  Simferopol    1156  Dessj.   und    1019  Qu.  Saschen'^). 

Folgende  Zusammenstellung  gibt  die  Dörfer  (des  Kreises 
Simferopol)  an,  in  denen  damals  verschiedene  Arten  der  Vakuf- 
Adets  vorkamen  : 


1)  Vergl.  hierzu  Laschkoff,  Geschichte  S.  iio.  Blmnenfeld  S.  31  und  Baron 
Tornauw:  »Ueber  das  Eigentumsrecht  nac!i  der  muslemischen  Gesetzgebung«  St. 
Petersburg  1886,  S.  23;  »Das  moslemische  Recht«.  Leipzig  1855.  S.  155.  Hier 
das  ganze  III.  Kapitel.  Interessant  sind  die  Formalitäten  und  andere  Einzelheiten, 
die  zum  Zustandekommen  der  Stiftung  notwendig  waren;  vgl.  auch  y,  Nophel 
»Kurs  des  muslemischen  Rechtes«,  J.  Lief.  »Ueber  das  Eigentum«  St.  Petersburg 
1886  S.    10.     Dann  Ueber  die   Privatvakuf  der  Kommis   S.    i. 

2)  Vergl.   die   >Wjedomost  für  die   Privat-Vakufs  in   der  Krim«. 

3)  Ebenda,  Kreis  Simferopol,  S.  48 — 60.  Wir  müssen  hierzu  bemerken,  daß 
darunter  JvIurza.-Vakuf-ßesitz  mitberechnet  ist,  während  wir  doch  nur  den  bäuerlichen 
Besitz  zu  betrachten  beabsichtigen ;  diese  Murzas  sind  es  aber  nur  dem  Namen 
nach,  der  Lage  nach  Bauern,  darum  schließen  wir  sie  mit  ein,  außer  einem  Fall, 
wo  ein  Murza  über  2000  Dessj.  Vakuf-Besitz  hat.  Vergl.  das  Dorf  Bijuk-Jasch- 
lav,  S.  49. 
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i)  Dörfer   mit  Vakuf-Evljad  : 
Besitzfläche: 


Dschalman 

Kalantaj 

Osma 

Eskiorda 

Kajaran 

Kintogai 

Bachsan 


Dessj. 
6 

290 
52 


Qu.   Saschen 
I  200 

480 

360 
1200 
1650 

360 


Aitugan 

Bachsan 

Bijuk-Jaschlav 

Burljuk 

Itschki 

Duvankoj 

Karasan 

Tukei-Eli 


2)  Dörfer  mit  Vakuf-Ebnaj : 
Besitzfläche: 
Dessj.      Qu.  Saschen 
50  — 


10 
100 


17 


1600 

S 

800 


In   7   Dörfern                358             1850 

In   8   Dörfern             1S6 

18 

3. 

Dörfer : 

a)  mit  Vakuf-Adet-Evljad-Bijukten- 

b)  mit  Vakuf-.A.det- 

Ebnaj-Bijukten 

Bijuk: 

Bijuk 

Dessjat.        Qu.   Sascher 

1                               Dessjat. 

Qu.  Saschen 

Alma-Tamak              i                   100 

Duvankoj               i 

— 

Seimonlarkoj              6                  901 

Karalez                 — 
Kuru-Dschaga     600 
Scheich-Eli 

300 

Dschorgun                 3 

1250 

In   :;   Dürfern  7  looi  In   5    Dörfern        604  1550 

Also  am  meisten  verbreitet  war  in  den  40er  Jahren  des  19. 
Jahrhunderts  der  auf  die  ältesten  männlichen  Nachkommen  be- 
schränkte Vakuf;  an  zweiter  Stelle  steht  aber  nicht,  wie  vielleicht 
zu  erwarten  wäre,  der  auf  alle  männlichen  Nachkommen  be- 
schränkte Ebnaj-Vakuf,  sondern  der  Evljad-Vakuf,  wo  alle  Kinder 
erbberechtigt  sind. 

Am  seltensten  üblich  scheint  die  Beschränkung  des  Vakufs 
auf  die  ältesten  Nachkommen  beiderlei  Geschlechtes,  der  Vakuf- 
Adet-Evljad-Bijukten-Bijuk  gewesen  zu  sein. 

Was  die  Bestimmungen  für  den  Fall  des  Aussterbens  jeder 
erbberechtigten  Linie  anbelangt,  so  läßt  sich  für  1849  riur  folgen- 
des feststellend: 

I.  a)  In  5  Dörfern  haben  die  Stifter  über  958  Dessj.  und 
730  Qu.  Saschen  überhaupt  keine  Bestimmungen  getroffen,  b)  In 
einem  Dorfe  wurde  bestimmt,  daß  das  Land  an  den  Staat  über- 
gehen soll,  wenn  es  keine  Nachkommen  im  Sinne  des  Stifters 
mehr  gibt.    Die  Größe  der  Fläche  ist  nicht  in  Zahlen  angegeben. 

Also  würden  hiernach  dem  Staate  über  958  Dessj.  und  730  Qu. 
Saschen  zufallen,  wenn  die  Nachkommenschaft  des  Stifters  aus- 
sterben sollte. 


l)  Vergl.   die   Wjedoinosii    der   I'rival-N'akufs   S.   48 — 00.      Welche    von    diesen 
Bestimmungen   im   Chanenreich   am   üblichsten   waren,   kinnien   wir  nicht  sagen. 
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2.  a)  In  5  Dörfern  soll  der  Vakuf-Adet  in  Vakuf-Scher  zu 
Gunsten  der  iJorf-AIetschets  übergehen  —  im  ganzen  eine  Mäche 
von  II  Dessj.  untl  i6.Si  Qu.  Saschen.  b)  In  einem  Dorfe  soller 
zu  Gunsten  der  vom  Stifter  in  der  Stadt  Karasubazar  (Krim)  auf- 
gebauten Metschet  in  einen  Vakuf-Scher  umgewandelt  werden  — 

3  Dessj.  —   1650  Qu.  Saschen.    Für  lokale  Gott  wohlgefällige  Ein- 
richtungen  sind    also    15   Dessj.    und  93 1   Qu.    Saschen    bestimmt. 

Das  Charakteristische  dieser  Vakuf-Adet-Art  ist,  daß  er  vorau.s- 
sichtlich  in  keinem  Falle  den  Charakter  des  Vakufs  verlieren  kann  ; 
er  geht  in  den  Vakuf-Scher  über,  wenn  er  den  eigenen  Grund 
verliert:  die  privaten  Interessen. 

3.  In  3  Dörfern  ist  der  Vakuf  in  dem  hier  vorausgesetzten 
Falle  zum  Verkaufe  bestimmt  und  die  eingelöste  Summe  soll  nach 
Medina  verschickt  werden  ;  es  ist  aber  nicht  angegeben,  daß  sie 
an  die  Armen  verschenkt  werden  soll,  sondern  es  heißt:  »Die 
Summe  soll  in  die  Einkünfte  der  Stadt  Aledina  eintreten <-.  Im 
ganzen  gehören  hierher  8  Dessj.    1300  Qu.  Saschen. 

4.  In   einem  Dorfe    ist  der  Erlös  vom    verkauften  Vakuf  von 

4  Dessj.   einfach  für  die  Armen  bestimmt. 

5.  In  3  Dörfern  ist  der  Erlös  vom  Verkauf  von  73  Dessj.  und 
358  Qu.  Saschen  Vakuf besitzes  für  die  »Einkünfte  der  Stadt  Mekka- 
bestimmt.  Es  ist  dabei  nicht  angegeben,  ob  er  zur  Seelenmesse 
für  den  Stifter  verbraucht  werden  soll. 

Die  Frage  über  die  Privat- Vakufs  war  unter  der  russischen 
Herrschaft  zum  ersten  Male  im  Jahre  18 16  vom  Fürsten  Balatu- 
koff  einem  Mitgliede  der  damaligen  Kommission,  aufgeworfen 
worden.  Im  Jahre  1820  (22.  April)  wurde  in  Petersburg  seine 
besondere  Meinung  vom  »Komitee  für  die  Angelegenheiten  des 
taurischen  Gouvernements«  durchgesehen,  und  man  fand,  daß  der 

F'ürst  eine  »Entdeckung«   gemacht  hatte für  die  Regierung 

(wenigstens).  Der  erste  Schritt  des  Komitees  hiernach  war  ein 
Versuch,  die  Zahl  und  die  Fläche  derjenigen  Vakufs  festzustellen, 
welche  nach  dem  Tode  des  letzten  Erben  an  die  Krone  über- 
gehen müßten. 

Das  Poloschenie  vom  22.  März  1829  versucht  zum  ersten 
Male  die  Privat-Vakuffrage  gesetzlich  zu  lösen.  Der  ganze  zweite 
Teil,  der  aus  6  Statjas  besteht,  handelt  darüber. 

I.  In  dem  ersten  wird  vorgeschrieben,  daß  die  privaten  Va- 
kufs auf  Grund  derselben  Voraussetzung  wie  bisher,  d.  h.  wäh- 
rend der  Chanenherrschaft  eeschützt  werden  sollen. 
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2.  Die  zweite  Statja  verlangt,  daß  die  Privat- Vakufs  festge- 
stellt und  beschrieben  werden  und  zwar  auf  Grund  derselben 
Voraussetzungen,  wie  die  geistlichen  \"akufs  (d.  h.  also  nach  der 
dritten  Statja  d.  1.  Teils  d.  Polosch.i. 

3.  Nach  der  dritten  Statja  sollen  die  Weiheakte  nicht  ver- 
nichtet, sondern  im  Laufe  von  3  Jahren  erneuert  werden,  widrigen- 
falls sie  als  ungültig  angesehen  werden  sollen. 

4.  Die  vierte  Statja  versucht  den  Uebergang  des  Vakufs  einer 
Kontrolle  der  Regierung  zu  unterwerfen  und  verlangt,  denselben 
im  Laufe  von  6  Monaten  bekannt  zu  machen.  Es  bleibt  nur  un- 
bestimmt wo  und  wie. 

5.  Die  fünfte  Statja  weist  auf  die  Folgen  der  Nichterfüllung 
der  vierten  Statja:  ->Solche  Arten  sollen  als  ungültig  angesehen 
werden«. 

6.  In  der  sechsten  Statja  wird  die  Pflicht  der  Aufsicht  über 
den  Uebergang  des  Privat-Vakufs  der  muslemischen  Geistlichkeit 
auferlegt,  diese  sollte  der  Obrigkeit  zu  wissen  tun.  wenn  eine 
F'amilienlinie,  die  das  Recht  am  Vakuf  hatte,  ausstarb  und  das 
Land  an  den  Staat  übergehen  mußte. 

Diese  letzte  Bestimmung  bedeutet  eine  Abweichung  von  dem, 
was  vor  der  russischen  Herrschaft  bestand,  und  einen  Widerspruch 
zur  ersten  Statja,  die  die  früheren  Voraussetzungen  des  Vakufs 
auch  weiterhin  gültig  heißt.  Früher  hatte  der  Stifter  beim  Wid- 
mungsakte bestimmen  können,  zu  welchen  Zwecken  das  Gut  nach 
dem  Aussterben  der  erbberechtigten  Linie  seiner  Nachkommen  ver- 
wendet werden  solle.  Und  nur,  wenn  er  keine  Bestimmung  dies- 
bezüglich traf,  fiel  das  Land  dem  Staate  zu.  Die  sechste  Statja 
nimmt  diesen  Fall  als  den  allein  vorkommenden  an  und  verlangt 
dementsprechend  den  Uebergang  des  Vakufs  an  den  Staat  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  der  Stifter  hierüber  eine  Bestimmung  ge- 
troffen hat  oder  nicht. 

Schwierigkeiten  macht  auch  die  fünfte  Statja.  Wenn  nämlich 
der  Uebergang  in  den  bestimmten  6  Monaten  nicht  l>ckannt  ge- 
macht und  als  ungültig  anerkannt  worden  ist,  so  muß  man  sich 
tragen,  was  hieraus  weiter  folgt :  verliert  hiemit  der  Besitz  den 
Charakter  des  Vakufs.^  oder  soll  dieser  Fall  gleich  dem  Aus- 
sterben der  erbberechtigten  Linie  angesehen  werden^).-  Die  dritte 
Statja  setzt  voraus,  daü  schiiftliche  Weiheakte  in"  allen  Fällen  vor- 


i)  Blumittfilii  isi  letzierer  Meiiuuiy;;  S.   55. 
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hantlen  waren  ;  in  den  weit  ülierwiegenden  Fällen  hatten  die  X'akuf- 
besitzer  al)er  keine.     Was  dann  ? 

Der  nächste  Gesetzesakt  \'on  1.S37  kam  solchen  Vakufsbe- 
sitzern  entget^^cn  und  erlaubte  ihnen,  von  sich  aus  Stiftungen  zu 
machen,  die  dann  beim  Uebergange  des  Vakufs  von  einem  Erben 
zum  andern  in  bestimmter  Frist  bekannt  zu  geben  waren ^).  Na- 
türlich durften  diese  Stiftungen  nur  im  Sinne  der  Ueberlieferung 
gehalten  sein-j. 

In  keinen  von  diesen  Gesetzesakten  wird  eine  Formulierung 
dessen,  was  man  unter  Privat- Vakufs  verstehen  soll,  gegeben. 
Erst  in  der  Gesetzesausgabe  von  1S57  finden  wir  eine  solche. 
Es  heißt  dort:  :>Die  Privat- Vakufs  stehen  unter  der  Aufsicht  der 
muhamedanischcn  Geistlichkeit,  die  Nutzung  aber  gehört  den- 
jenigen privaten  Stämmen,  welchen  sie  von  den  Stiftern  vermacht 
worden  sind,  so  lange  bis  diese  Stämme  völlig  aussterben,  wonach 
sie  an  den  Staat  übergehen«^). 

Demnach  bildet  das  private  Vakufland  eine  eigentümliche 
Art  von  Grundvermögen,  an  dem  dem  Staate  das  Eigentumsrecht 
gehört,  den  privaten  F'amilien  das  Nutzungsrecht  und  der  Geist- 
lichkeit das  Recht  der  Ueberwachung. 

Worin  bestand  diese  Ueberwachung .-  Früher  hatte  dieses 
einen  ganz  reellen  Sinn.  Die  Geistlichkeit  nahm  das  geweihte 
Land  in  Schutz  gegen  willkürliche  P^ingrifte  der  weltlichen  Macht 
und  erhielt  dafür  einen  gewissen  Teil  des  Reinertrags.  Jetzt  ist 
dieser  Schutz  nicht  mehr  notwendig ;  von  dem  Rechte  auf  einen 
Teil  des  Einkommens  ist  in  den  russischen  Gesetzen  auch  keine 
Rede;  die  Nutzung  und  der  unbeschränkte  Gebrauch  der  Ein- 
künfte vom  Vakuf  steht  den  Erben  des  Stifters  gänzlich  zu. 

Das  Einzige,  was  der  Geistlichkeit  an  der  ganzen  Sache  ge- 
blieben ist,  sind  viel  weniger  angesehene  Pflichten  als  die  früheren, 
nämlich,  sie  hat  den  Uebergang  des  Vakufs  von  einem  Erben 
zum  anderen  zu  überwachen,  in  bestimmter  Zeit  bei  der  Regierung 
den  Uebergang  zu  melden  und  außerdem  noch  bekannt  zu  machen, 
wenn  ein  Vakuf  keine  Erben  mehr  hat  und  dem  Staate  zufallen 
muß.      Hiernach    ist    die    muslemische    Geistlichkeit    ein    bloßer 


1)  Vergl.  die  Allerhöchste  bestätigte  Meinung  des  Staats-Rates  vom  ii.  Januar 
1837.     Die   Ges.  Ges. -Ausgabe  Nr.  9852,  §  3. 

2)  Vergl.   Blumenfeld,   S.    54 ;   er  gibt  hierzu  eine  ausführliche   Begründung. 

3)  Bd.  XI.  I.  Teil  Statja   1203,  §   i  ;    die  russische  Gesetzgebung  über  Privat- 
vakufs   ist  überhaupt  in   dieser  Statja  §§    I    und    12  — 15   zusammengefaßt. 
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Agent  der  Regierung  und  dabei  ohne  Belohnung  und  Hoffnung 
auf  Pension. 

So  bHeb  es  bis  1874,  wo  die  GeistUchkeit  dieser  Pflichten 
entlastet  und  die  Aufsicht  der  privaten  Vakufs  der  lokalen  Ver- 
waltung des  Staatsvermögens  überwiesen  wurde  1).  Diese  hatte 
sie  schon  auf  Grund  des  Gesetzes  über  erbenloses  Vermögen  zu 
üben 2).  Damit  wurde  auch  dieser  letzte  Schein  des  Zusammen- 
hanges zwischen  den  Privat-Vakufs  und  der  Lehre  des  Islam  zer- 
rissen und  diese  Besitzform  in  einen  ganz  anderen  fremden  unge- 
wöhnlichen Boden  verpflanzt. 

Entsprechend  dem  neuen  Charakter,  der  dem  Vakuf-Adet 
von  der  russischen  Gesetzgebung  zuerteilt  wurde,  finden  wir  in 
ihr  keine  Bestimmung  über  die  Neugründung  von  Vakufs.  Es 
ist  überhaupt  nirgends  erwähnt,  ob  dieses  gestattet  ist;  »wohl  in 
der  Ueberzeugung«,  meint  die  Kommission,  >  daß  seit  dem  Gesetze 
vom  22.  ]\Iärz  1S29  bei  niemandem  der  Wunsch,  sein  Gut  in  einen 
Vakuf  zu  verwandeln,  entstehen  wird«. 

Nicht  mit  Recht,  denn  wenn  es  dem  Tataren  nicht  mehr  ein- 
fallen kann,  dadurch  sein  Eigentum  von  der  Willkür  der  welt- 
lichen Macht  zu  schützen  (denn  diese  neue  Gewalt  machte,  wenn 
es  not  tat,  auch  vor  dieser  Institution  keinen  Halt),  so  konnte  bei 
ihm  doch  der  Wunsch  entstehen,  es  gegen  die  Verschwendungs- 
sucht der  Nachkommen  zu  sichern.  (Ein  ganz  natürliches  Be- 
dürfnis eines  jeden  Vaters !)  Blumen feldX&gt  diese  Verschweigung  des 
Gesetzgebers  so  aus,  »daß  der  russische  Gesetzgeber  mit  der 
Neugründung  von  Vakufs  ein  für  allemal  ein  Ende  gemacht 
habe<;  ^).  Die  Vakuf-Kommission  jedoch  hält  dieses  im  Prinzip 
für  »zugelassen«  ^),  nur  bleibe  die  Frage,  wie  sie  in  der  Praxis  zu 
gründen  sind,  von  den  Gesetzen  unbeantwortet.  Vielleicht  gebe 
es  einen  Weg  auf  Grund  der  allgemeinen  Reichsgesetze  .- 

Nach  ausführlicher  Analyse  dieser  Gesetze  kommt  die  Kom- 
mission zu  dem  Schlüsse,  daß  auch  in  ihnen  keine  Lösung  der 
Frage  zu  finden  ist.   .   .   und  daß  also    -bei  dem  heutigen  Stande 

i)  Vergl.  die  allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Komitees  der  Minister  vom 
5.  Juli   1874.     Ges.  Ges. -Ausgabe  Nr.   53  p.  703. 

2)  Anmerkung  z.  St.  i  der  Beil.  zur  St.  1203,  Bd.  XI,  I.  Teil  der  Ausgabe 
von  1876. 

3)  Vergl.  lUumeufeld,  S.  51  —  57;  vgl.  S.  53.  Er  sieht  in  den  oben  betrach- 
teten Regeln  des  Poloschenie  von  1829  überhaupt  ^Maßregeln  zur  allmählichen 
Vernichtung  der  vorhandenen  Vakufs«. 

4)  Vergl.    ihre    »Privat-Vakufs«,  S.    124. 
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der  Gcsetzgcbun<4  tlic  Xcu<^n-ündunj,f  von  Vakufs  de  jure  zuge- 
lassen, de  lacto  aber  unm('.,L;lich   ist<''). 

Im  engen  Zusammenhange  mit  der  eben  erörterten  Frage 
steht  die :  was  für  ein  Schicksal  soll  denjenigen  Vakufs  zufallen, 
die  seit  langem  nach  der  Art  und  Weise  der  Privat- Vakufs  ver- 
erbt werden,  aber  vom  formellen  Standpunkte  aus  nicht  existieren, 
weil  über  sie  keine  Widmungsakte  vorhanden  sind,  weil  sie, 
wenn  solche  da  waren,  nicht  in  der  bestimmten  Zeit  angemeldet 
worden  sind  oder  aus  anderen  Gründen  mehr-  Die  Ueberzeu- 
gung,  daß  ein  derartiges  Gut  ein  Privat-Vakuf  ist,  hält  sich  bei 
den  Erbberechtigten  ziemlich  fest.  Und  wenn  man  dazu  noch 
bedenkt,  daß  ja  :>prinzii)iell«  die  Neugründung  von  Privat- Vakufs 
zugelassen  ist,  so  sieht  man  nicht  ein,  warum  diesen  Vakufs  jeder 
Weg  zur  Legalisierung  gesperrt  bleiben  soll.  Das  kann  leicht 
Mißverhältnisse  mit  sich  bringen. 

In  der  Tat  sind  die  Besitzer  solcher  Vakufs  lebenslängliche 
Nutznießer  ;  vom  streng  gesetzlichen  Standpunkte  aus  sind  sie  weder 
Eigentümer  noch  Nutznießer,  denn  ihr  Besitz  stützt  sich  auf  Eigen- 
schaften des  Gutes,  die  vom  Gesetze  nicht  anerkannt  sind.  Die 
Güter  selbst  sind  überhaupt  niemandes  Eigentum  und  zugleich 
sind  sie  auch  nicht  herrenlos  (Wirt),  und  können  darum  dem 
Staate  nicht  zufallen. 

Wenn  unter  den  Mitgliedern  des  Stammes  keine  Streitigkeiten 
entstehen,  so  kann  ein  derartiger  Besitz  bis  ins  Unendliche  be- 
stehen ;  wenn  aber  eines  von  ihnen  sich  mit  dem  Uebergange  des 
Gutes  in  der  Art  und  Weise  eines  Privat-Vakufs  nicht  einver- 
standen erklärt  und  sich  an  das  Gericht  wendet,  so  gerät  dieses 
vor  eine  unlösbare  Aufgabe :  Der  Erbe  verlangt  den  gesetzlichen 
Teil  des  Vermögens,  das  vom  lebenslänglichen  Besitzer  hinterlas- 
sen worden  ist.  Da  der  frühere  (lebenslängliche)  Besitzer  nicht 
Eigentümer  des  Gutes  war,  so  kann  auch  diesem  Familiengliede 
das  Recht,  zu  erben,  nicht  zuerkannt  werden.  Wem  soll  denn 
dann  das  Gericht  dieses  Land  überhaupt  zusprechen }  Das  ist  nur 
ein  Fall  von  vielen,  auf  die  wir  hier  nicht  eingehen  können,  die 
aber  alle  auf  die  Notwendigkeit  der  Legalisierung  dieses  faktisch 
existierenden  Privat-Vakufs  hinweisen. 

Das  ist  imi  so  wichtiger,  als  streng  genommen  vom  gesetz- 
lichen Standpunkte  aus  heutzutage  in    der  Krim  überhaupt  keine 


i)  Ebenda,  S.    126. 
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Vakufs  mehr  existieren  ^).  Alle  die  in  den  Augen  der  tatarischen 
Bevölkerung  als  solche  gelten,  sind  vom  formalen  Standpunkte 
keine  Vakufs,  denn  sie  entsprechen  den  Forderungen  des  Ge- 
setzes nicht.  Das  sind  also  die  Folgen  der  fast  hundertjährigen 
Gesetzgebung :  Einerseits  ist  eine  Gesetzgebung  da  und  keine 
Wirklichkeit,  auf  die  sie  passen  würde,  und  andererseits  existieren 
in  der  Tat  Vakufs  und  es  gibt  keine  Gesetzgebung  für  sie. 

Die  Tatsache,  daß  der  grundlegende  Gesetzesakt  von  1S29 
;> höchst  lückenhaft«  ist,  erklärt  die  letzte  Vakuf-Kommission  durch 
die  Ungewöhnlichkeit  dieser  Institution  und  die  geringe  Bekannt- 
schaft des  Gesetzgebers  mit  ihr'-].  Trotzdem  läßt  sich  aber  diese 
jetzt  fast  100  Jahre  alte  Lückenhaftigkeit  nur  dadurch  erklären, 
daß  der  Gesetzgeber  seine  Aufgabe  zu  einseitig  verstand.  Statt 
sich  auch  um  die  Interessen  der  Vakuf-Besitzer  zu  kümmern,  suchte 
er  immer  nur  ein  Stück  Vakuf-Land  nach  dem  andern  tür  den 
Staat  aufzufischen.  Dabei  ging  er  höchst  naiv  vor :  Statt  sich  mit 
dem  Wesen  dieser  Institution  vertraut  zu  machen,  griff  er  in 
jedem  einzelnen  Falle  unüberlegt  und  systemlos  zu. 

Auf  die  »Entdeckung«,  die  der  Fürst  Belatukoff  speziell  für 
sie  machte,  kommandiert  sie  einen  Beamten,  der  an  Ort  und 
Stelle  »die  Zahl  und  Größe  derjenigen  Vakufs,  die  nach  dem 
Tode  des  letzten  Erben  an  den  Staat  übergehen  müssen«,  fest- 
stellen sollte.  Das  Gesetz  von  1829  bringt  keine  Fassung  dieser 
Grundbesitzform,  sondern  ein  paar  formelle  Bedingungen,  die  von 
nun  an  für  die  Anerkennung  des  Vakuf-Charakters  in  diesem  Be- 
sitze wesentlich  sein  sollen.  Das  Gesetz  von  1837  macht  gute 
Miene    zum   bösen  Spiele,    und    1849   wird    die    vom  Gesetze  von 

1)  Vergl.  a)  »Die  Piivat-Vakufe^  S.  42/43;  auch  die  Wjedomosti  der  Prival- 
Vakufs«  Einleitung  S.  III.  Das  Resümee  lautet  hier:  I.  »Infolge  der  wirkenden 
Gesetze  gibt  es  heutzutage  in  der  Krim  keine  Privat-Vakufe.  II.  Die  Krone  hat 
keine  Rechte  auf  Privat- Vakufs,  da  diese  vom  Standpunkte  des  Gesetzes  nicht 
existieren.«  Um  ein  Gut  als  Privat-Vakuf  ansehen  zu  können,  findet  die  Kommis- 
sion, müssen  von  den  Besitzern  folgende  Hauptforderungen  des  Gesetzes  erfüllt 
worden  sein:  I.  Es  muß  ein  Stiftungsakt  vorhanden  sein,  der  nach  der  3.  Statja 
des  Poloschenie  von  1829  oder  der  2.  Statja  der  Meinung  des  Staats-Rates  von 
1837  erneuert  worden  wäre.  2.  Der  Vakuf  muß  in  die  Beschreibungslisten,  die  auf 
Grund  der  2.  Statja  desjenigen  von  1837  hergestellt  werden,  eingetragen  sein. 
3.  Der  Stiftungsakt  muß  bei  jeder  Erbfolge,  die  im  Laufe  der  Zeit  von  1S29  oder 
von  1837  bis  zur  Gegenwart  stattfanden,  ohne  Versäumnis  der  gesetzlichen  Krisl, 
an  entsprechender  Stelle  bekannt  gemacht  worden  sein. 

2)  Vergl.  die  von  der  Kommission  zusammengestelllc  .\l)handlinig  vpjc  Privat- 
Vakufs«    S.    118. 
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I.S29  vcrlanL;tc  Wjctloniüst  der  Vakufs  fertig.  Nach  ihr  sollen 
die  meisten  Stifter  keine  Bestimmung  getroffen  haben  darüber, 
wem  die  Länder  nach  dem  Aussterben  der  Nachkommenschaft 
zufallen  sollen.  Das  genügt  aber  nicht,  von  1866 — 6.S  wird  ein 
neuer  Versuch  gemacht,  festzustellen,  »welche  Vakufs  in  der  ge- 
gebenen Zeit  dem  Staate  zufallen  müssen«.  1871  wird  hierzu 
eine  Kommission  eingesetzt.  1875 — 78  sind  die  Beamten  der 
Verwaltung  des  Staatsvermögens,  in  manchen  Kreisen  sogar  die 
Polizei  hiermit  beschäftigt,  und  die  letzte  Kommission  war  durch 
den  allerhöchsten  Befehl  vom  29.  September  1886  beauftragt,  -die- 
jenigen Privat-Vakufs  aufzusuchen  und  zur  Kenntnis  zu  bringen, 
welche  an  die  Krone  übergehen  müssen <.  Zu  welchem  Schlüsse 
sie  gekommen  ist  und  kommen  mußte,  haben  wir  gesehen. 

Die  Folgen  des  langen  Fehlens  jeder  Gesetzgebung  und 
später  der  » Lückenhaftigkeit  <'  der  russischen  Gesetzgebung  be- 
treffs der  Privat-Vakufs  war  für  die  Regierung  einerseits  und  für 
die  Tataren,  besonders  die  Bauern  andererseits,   verhängnisvoll. 

Die  Periode  ohne  jede  Gesetzgebung  dauert  von  1783 — 1829, 
also  46  Jahre !  Was  muß  im  Laufe  dieses  halben  Jahrhunderts, 
wo  das  ganze  Gebiet  sich  in  Gärung  befand,  wo  so  ungeheure 
Umwälzungen  der  früheren  Ordnung  und  Grundbesitzverhältnisse, 
wie  wir  aus  den  vorangehenden  Kapiteln  erfuhren,  sich  vollzogen, 
was  muß  auch  auf  diesem  Gebiete  des  Privat-V^akufs  nicht  alles 
vorgegangen  sein ! 

Leider  liegen  uns  keine  statistischen  Quellen  vor,  um  die 
ganze  Größe  dieser  Umwälzung  genau  ermessen  zu  können.  Wir 
sind  immer  noch  auf  Aussagen  und  Schätzungen  der  Zeitgenos- 
sen angewiesen. 

Der  oben  schon  zitierte  Geistliche^)  sagt  auch  in  seinem 
Schreiben,  daß  schon  bis  zu  den  20er  Jahren  des  19.  Jahrhun- 
derts eine  »sehr  große  Zahl  von  Privat-Vakufs  in  private  Hände 
übergegangen  waren <'.  Wenn  die  P2ntäußerung  der  einheimischen 
Bevölkerung  in  so  großem  Maßstäbe  geübt  werden  konnte,  wie 
wir  es  in  den  zwei  vorausgehenden  Kapiteln  sahen,  wo  doch  Ge- 
setze und  Kommissionen  zum  Schutze  da  waren,  wie  groß  muß 
dies  hier  Gewesen  sein,    wo    auch    dieser  g^erins^ste  Schutz  fehlte  I 

Nun  ein  Blick  auf  die  Folgen  der  Gesetze. 

I.  Weil  der  Gesetzgeber,  statt  das  Wesen  des  Privat-\'akufs 

l)  Vergl.   oben  S.    117   und    den    Anhang    von    Dokumenten    in    den     »Privat- 
Vakufs«-  S.    116,  N.   513. 


—       129      — 

zu  fassen,  gleich  vom  ersten  Schritte  an  immer  nur  bestrebt  war, 
ihn  durch  Formahtäten  an  den  Staat  zu  bringen,  stieß  er  die 
Vakuf-Besitzer  von  sich  ab,  und  ein  großer  Teil  derselben  zeigte 
ihr  Vakuf-Land  überhaupt  nicht  an.  Die  Vakuf-Kommission  (von 
1886)  beklagt  sich,  daß  die  Tataren  ihre  Vakufs  in  den  20er 
Jahren  des   19.  Jahrhunderts  verheimlichten^). 

Das  bezeugt  auch  der  zweite  Gesetzesakt  von  1837,  der 
nach  8  Jahren  strenger  Gesetzesübung  den  Tataren  noch  einmal 
die  Möglichkeit  gibt,  ihren  Vakuf-Besitz  zu  melden.  Und  die 
Vakuf-Kommission  konstatiert,  »daß  sie  von  dieser  Gelegenheit 
keinen  Gebrauch  machten«  -).  Mit  Mühe  und  Not  gelang  es  der 
Regierung  von  1829 — 1849,  i'i  der  ganzen  Krim  55  115  Dessj.  und 
im  Kreis  Simferopol  11 56  zu  legalisieren,  und  am  Anfange  der 
90er  Jahre  muß  die  letzte  Kommission  konstatieren,  daß  ein 
großer  Teil  dieser  in  private  Hände  übergegangen  ist  und  der 
andere  den  legalen  Charakter  verloren  hat. 

Die  Veränderungen  in  der  Häufigkeit  des  Vorkommens  und 
der  Größe  der  Vakufs  im  Laufe  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts zeicrt  die  folgende  Tabelle : 


Vakufs  waren  vo 

handen 

Fläche    des   Va 

kufs 

In  den 

in  den 

Jahren 

in  den   Jahren 

VVolosts  3) 

1849 

i866/68|  1891/92 

1849  1866/68 

1891/92 

1849            !          1866/68          1        1891/92 

Zahl  der  Fälle 

in  Dörfern 

in  Dessj.  u.  Qu.Sasch. 

Duvankoj 

5 

6      1       5 

5    1       5 

5 

7 

580         5     1380         10 

480 

Podgorodne- 

Petrovsk 

?< 

4 

— 

3            4 

— 

76 

8 

80          8        — 

— 

Tav-Badrak 

I 

I 

I 

I             I 

I 

100 

— 

100        —          c 



BiÜL^anak 

I 

I 

— 

I             I 

— 

6 

901        6      901        — 

— 

Zuja 

2 

2 

I 

2 

2 

I 

16 

10 

16        10 

15 

— 

Kaialez 

2 

3 

2  +  2 

2 

2 

5 

3 

1550 

6      575 

10 

900 

neue 

Tabuldy 

7 

4 

— 

7     1        4 

— 

948 

910 

653    2040        — 

— 

21 

21 

9  +  2 

21            in 

12 

II 57 

I 159I  868      114        40 

1380 

neue 

Also  von  21  l*\ällcn,  in  denen  1S49  Vakufs  festgestellt  wurden, 
gab  es  deren  schon  am  ^Anfange  der  90er  Jahre  formell  über- 
haupt keine  mehr,  und  in  9  Milien  war  bekannt,  daß  sie  illegal 
existierten.  Die  Zahl  der  Dörfer,  in  denen  Privat-Vakufs  vor- 
kommen, ist  nicht  so  so  stark  zurückgegangen,  denn  im  Laufe 
dieser  Zeit  sind  in  2  neuen  Dcirfern  zwei  Vakufs  gemacht  W(^rden. 
Beide  liegen  in  der  gebirgigen  Wolost  Karalez,  die   von  den  zer- 

I)  Vergl.  Privat-Vakufs.     S.    ib.  2)  Wjedoniosii  —  Einleitung  S.    i. 

3)  Vergl.  D.   Wjedoinosti.     Kreis   Simferopol  S.  48  und   IT. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergäiizungslieft  41.  O 
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störenden  Kinwirkunfrcn  der  ncnicn  Umstände  am  meisten  ver- 
schont geblieben  ist. 

Gerade  das  Umgekehrte  stellt  die  Wolost  Tabiildy  dar.  Sie 
ist  zur  Landwirtschaft  der  brauchbarste  und  der  behördlichen 
Aufsicht  am  leichtesten  zugängliche  Teil  des  Kreises.  Sie  hat  im 
allgemeinen  auch  die  größten  Umwälzungen  durchgemacht  und 
sie  zeigt  auch  in  diesem  Falle  die  größten  Schwankungen. 

Um  1849  ist  die  Zahl  der  Vakufs  in  ihr  am  größten,  eben- 
so wie  die  der  Dörfer.  Jetzt  gibt  es  in  ihr  weder  einen  legalen 
noch  einen  illegalen  Vakuf,  der  bekannt  geworden  wäre.  Noch 
viel  auffallender  sind  die  Zahlen  über  die  Vakufflächen,  und  zw'ar 
wie  in  der  Wolost  Tabuldy,  so  auch  im  ganzen  Kreise.  Von 
1157  Dessj.  ist  sie  auf  40  Dessj.  zurückgegangen;  ziehen  wir  da- 
von noch  die  zwei  Dessj.  und  600  Saschen  der  neugegründeten 
V'akufs  ab,  so  bleiben  nur  rund  38  Dessj.,  also  nur  etwas  über 
3  %  der  damaligen  Mäche  existiert  jetzt  noch  (illegal)  als  Vakuf- 
Besitz  ! 

Die  größte  Veränderung  fand  in  der  Wolost  Tabuldy  statt : 
Von  948  Dessj.  also  82  %  der  gesamten  damaligen  Vakufs-Fläche 
kam  in  ihr  in  den  90er  Jahren  gar  kein  Privat-Vakuf  mehr  vor. 
Ueber  die  Art  und  Weise,  wie  die  Privat- Vakufs  in  private 
Hände  übergegangen  sind,  gibt  die  folgende  Zusammenstellung 
eine  Uebersicht  ^) : 


Dörfer 

Dschalman 
Itseki 
Eskiord       I 


Besitzfläche 

um     1894 

Dessj.    Qu. Sa. 

6 

17 

15 


1200 
S 


2) 

4.  Seimonlarkoj 

5.  Tschorgun 

6.  Aitugan 

7.  Karasan 


37 
6 


1200 
901 


50 


gehört  jetzt  dem  Fürsten  Dolgorukoff. 
gehört  jetzt   der  Gräfin  Mongenee. 
Seit   1860  keine  Tataren    mehr    im  Dorfe ;     1870 
scheint  sich  ein  Erbe    gefunden    zu    haben,    der 
vorl.   vom  Gutsbesitzer  Todorof  das  Land  zurück- 
verlangte.    Erfolglos. 
Metschet  T.  d.  St.  Simferopel. 

Evl.  V.B.-B.;  1878  hat  das  Land  in  dem  Dorfe 
Herr  Ginsburg  erworben,  er  »verbot  der  Erbin 
das  Land  zu  besitzen«.  Ans  Gericht  hat  sich  d. 
letztere  nicht  gewendet.  Keine  Dokumente  da. 
1875  hat  der  Grundbesitzer  AgarkofF  den  Erben 
»zum  Besitze  nicht  zugelassen«. 
Seit  1860  gehört  das  Land  Herrn  Karaschaisky 
und  seit  1889  deutschen  Kolonisten. 
Keine  Tataren  mehr;  bis  1874  gehörte  das  Land 
Herrn  Storch,    von  da  an    deutschen   Kolonisten. 


l)  Auszüge   aus  den  Wjedomosti  der  V  a  k  u  f  -  K  o  m  m  i  s  s  i  o  n  :   (S.  48 — 62.) 


Besitzfläclie 

Dörfer 

um     1894 

Dessj.    Qu. Sa. 

8.   Kajaran 

3            1650 

9.  Kintogai 

—             360 

—      I S I      — 


In  den  50er  Jahren  ist  das  Land  von  einem 
Erben  an  H.  Wzmetnjeff  verkauft  worden. 
Bis  1877  gehörte  das  Land  dem  Murza  Kara- 
schaisky,  dieser  verkaufte  es  einem  General  und 
von  diesem  wurde  das  Land  1881  von  einer 
deutschen  Gemeinde  erworben,  1888  von  einer 
russischen. 

10.  Kuru-Dschaga  Seit  den  40er  Jahren    soll    nach    den    Aussagen 
Scheich-Eli     600              —  der  Bauern    das    Land    der  Gutsbesitzerin    Frau 

Nagibcha  gehören. 

11.  Osma  290  —  1868  gab  es    in    diesem  Dorfe    noch    Vakufland 

nach  den  damaligen  Wjedomosti;  1869  hat  das 
Land  dieses  Dorfes  Herr  Karaschaisky  erworben 
und  hat  der  Kommission  versichert,  daß  er  sich 
gut  erinnere,  daß  kein  Vakufland  damals  da  war. 

12.  Tukei-Eli  4  —  Seit  den  30er  Jahren    soll    das  Land  im  Besitze 

des  Herrn  Wzmetnjeff  sich  befinden. 
Im   ganzen  1022  719 

Von  dieser  ganzen  Fläche  sind  nur  37  Dessj.  oder  etwas  mehr 
als  3V2V0  Kirchen-Vakuf  geworden;  das  ganze  übrige  Land  ist 
in  private  Hände  verschwunden  und  der  Krone  ist  kein  Bröck- 
chen  davon  zugefallen,  obwohl  die  Regierung  mit  so  großem 
Eifer  sich  darum  bemühte. 

Wie  das  Land  in  private  Hände  überging,  ist  dahin  zu  be- 
antworten, daß  nur  in  einem  Falle  es  ausdrücklich  heißt,  daß  ein 
Erbe  es  einem  Grundbesitzer  verkauft  hat.  In  zwei  Fällen  gibt 
es  noch  Bauern,  die  Vakuf-Besitz  beanspruchen,  aber  die  Groß- 
grundbesitzer des  umliegenden  Landes  lassen  sie  zum  Besitze 
nicht  mehr  zu.  In  diesen  Fällen  kann  man  sich  diesen  Prozeß 
wohl  analog  dem  eben  geschilderten  vorstellen. 

In  den  übrigen  6  Fällen  kann  man  nichts  Bestimmtes  hier- 
über sagen ;  man  muß  sich  mit  Vermutungen  begnügen.  Die 
Tataren  konnten  von  den  Großgrundbesitzern  nach  obigem  Bei- 
spiele ihres  Besitzes  entäußert  worden  sein,  sie  können  ihn  aber 
auch  mehr  oder  weniger  freiwillig  verkauft  haben ! 

Wie  hat  nun  die  rechtliche  Unsicherheit  des  Vakufs  und 
der  ganze  Wirrwarr  um  ihn  herum  im  Laufe  des  Jahrhunderts 
unter  der  russischen  Herrschaft  auf  das  Verhalten  der  Tataren 
selbst  zum  gestifteten  Besitze  gewirkt  .- 

Hierüber  finden  wir  in  dem  schon  i)fters  zitierten  Schreiben 
eine  charakteristische  Stelle'):    h-s  heil.U  da     diese   Regeln    (über 

i)  Vergl.  oben  S.    1 17. 

9* 
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die  ErbfülL,^e)  wurden  zur  Zeit  der  Chanenrcgicrung  streng  be- 
folgt, und  niemand,  der  ein  Kbnaj-  oder  Evljad-Vakuf  besaß, 
iiatte  das  Recht,  ihn  /.u  verkaufen  ;  aber  nach  dem  Uebergange 
der  Krim  zu  Rußland  kamen  sie,  weil  ihr  die  Regeln  der  Regie- 
rung unbekannt  blieben,  in  Schwankung,  so  daß  viele  Besitzer  von 
Evljad-  oder  Ebnaj-Vakuf  sich  ungeniert,  sie  in  fremde  Hände  als 
ihr  Eigentum  zu  verkaufen,  erlauben«. 

Man  kann  trotz  der  ehrlichen  Behauptung  dieses  Geistlichen 
annehmen,  daß  auch  früher  solche  Fälle  vorkamen,  aber  die  es 
taten,  mußten  es  gewiß,  wie  jede  Gesetzwidrigkeit,  heimlich  oder 
mit  einem  triftigen,  mindestens  gottgefälligen  Grunde  tun.  Jetzt 
verkaufen  sie  den  Vakuf  »ungeniert«   öffentlich  wie  ihr  Eigentum. 

Daß  das  auch  zur  Zeit  der  russischen  Gesetzgebung  statt- 
fand, konstatiert  die  Vakuf-Kommission  auf  vielen  Seiten  ihrer 
Arbeit,  ebenso  die  Wjedomosti.  Für  den  Kreis  Simferopol  hat- 
ten W'ir  ja  schon  einen  1^'all  im  Dorfe  Kajaran  ^).  Aber  in  noch 
einer  anderen  Weise  haben  einige  die  Gebote  ihres  Glaubens 
übertreten,  oder  vielleicht  besser,  übertreten  müssen. 

In  drei  Dörfern,  in  denen  durch  Stiftungsäkte  Vakufs  Ebnaj 
errichtet  waren  und  um  1849^)  noch  als  solche  existierten,  wurden 
sie  im  Laufe  der  Zeit  bis  zu  den  90er  Jahren  in  Vakufs  Evljad 
umgewandelt.  Das  sind  die  Dörfer  Burljuk  der  Duvankojer  VVolost; 
Itschki  der  Tabuldyer  und  Tschorgun  der  Karalezer. 

Man  könnte  versucht  sein,  in  diesen  Vakufs  die  oben^)  ge- 
schilderte Mischform  anzunehmen,  daß  nach  dem  Absterben  der 
männlichen  Linie  dieselben  auch  von  der  weiblichen  geerbt 
werden  soll.  Dazu  wäre  jedoch  die  ausdrückliche  Bestimmung 
des  Stifters  notwendig,  und  dieses  ist  in  diesen  Fällen  nicht  nur 
nicht  der  Fall,  sondern  es  wurden  die  Vakufs  in  den  zwei  ersten 
Dörfern  für  die  Dorf-Metschets,  in  dem  letzten  für  die  Stadt 
Mekka  ausdrücklich  bestimmt^). 

Auch  die  Kommission  konstatiert  das  Vorkommen  solcher 
Abweichungen,  ja  sie  behauptet  sogar,  daß  die  muslemische 
Geistlichkeit  »nicht  immer  ein  und  derselben  Meinung  über  die 
Erbfolge  sein  könnte«. 


l)  Vergl.  oben  S.    131.  2)  Vergl.  Wjedomosti  S.  48 — 60. 

3)  Vergl.  oben  S.    119.  4)  Vergl.  die   Wjedomosti. 


IX.    Kapitel. 

Die    Landausstattung    der    Bauern   verschiedener    Besitzform- 
gruppen    und    die    Bedeutung    des    Besitzes    für    die    Bauern- 
wirtschaft. 


Nach  den  vorausgegangenen  Betrachtungen  wird  es  interes- 
sant sein,  einen  zusammenfassenden  Ueberblick  über  die  Land- 
ausstattung der  verschiedenen  Besitzformgruppen  zu  haben  und 
zuzusehen,    was  für  Auskommen  der  Besitz  den  Bauern  gewährt. 

Zunächst  einen  allgemeinen  Ueberblick  über  die  Landaus- 
stattung : 


Besitzformgruppe 


Zahl  der  besitz- 
berechtigten 
Wirte 


absolut  I   in  O^q 


Die  Fläche    des 
gesamt.  Besitzes 


absolut 
in  Dessj. 


in% 


Auf  einen  Be- 
sitzer   entfällt 

in  Dessj. 


I)   Gemeinbesitzer  am  eigenen 

Lande 

1672 

41,4 

21886,4 

49,9 

13,0 

2)   Staatsbauern 

662 

16,4 

8335.0 

19,0 

12,5     . 

3)  Erbpächter 

883») 

21,8 

10820,8 

24.7 

8,0  2) 

4)  Parzellenbesitzer   i.  Art 

798 

19.S 

ISI0,2 

3>4 

1,0 

5)  Parzellenbesitzer  2.  Art 

25 

o,(, 

JS20,9 

6,4 

5-'.  ( 

4040  S) 

100 

45373.3 

100 

10,8 

Ganz  besonders  groß  ist  irn  Vergleich  mit  den  übrigen  Be- 
sitzformgruppen der  Besitz  der  Parzellenbesitzer  der  zweiten  Art. 
Er  liegt  auch  ganz  im  Steppengebiete  des  Kreises.  Das  ent- 
gegengesetzte Extrem   zeigen  die  Parzellenbesitzer  der  ersten  Art, 


1)  Vergl.  die  Angabe,  Tabelle  II. 

2)  Es  fehlen  hier  die  Zahlen  für  das  Dorf  Beschni  uml  darum  wurde  der  Be- 
sitz des  Dorfes  hei  der  IJerechnung  der  Elächc,  die  auf  einen  Besitzer  entfällt,  von 
der  Gesamtfläche  dieser  Besitzformgruppc  ziniächst  abgegeben,  also  10820  —  5730 
=  7090  :   813   =^   8. 

3)  Eigentlich  gibt  es  nur  3930  Tatarenbesiizer  —  in  dieser  Zahl  stecken  auch 
die  griechischen  und  russischen  l^auern,  die  in  den  einzelnen  Tatarengemeindcn 
vurkoiuuion.      Wir   konnten    sie   nicht    aussclialten. 
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bei  denen  auf  einen  liesitzer  eine  z/mal  kleinere  Fläche  ent- 
f;illl.  93  "/o  clcs  <,'esamten  l^esitzes  dieser  Besitzformgruppe  liegt 
im  gebirgigen  Teile  des  Kreises;  72 "/n  allein  in  der  Wolost 
Karalez').  Von  den  übrigen  Besitzformgruppen  sind  die  Gernein- 
besitzer und  die  Staatsbauern  fast  gleich  mit  Land  ausgestattet; 
die  l^rbi)äcliti'r  uni  4  iJcssj.  pro  Besitzer  weniger.  Alle  haben 
sie  ihren  gesamten  Besitz  im  Gebirge ;  die  ersten  hauptsächlich 
in  den  Wolost  Duvankoj,  Tav-Badrak  und  Zuja  und  die  Erbpäch- 
ter in   den  Wolosts  Podgorodne-Petrovsk  und   Duvankoj. 

Um  von  der  Größe  der  Landausstattung  der  Tataren  und 
von  der  Bedeutung  ihres  Besitzes  für  ihre  Wirtschaft  eine  ge- 
nauere Vorstellung  zu  gewinnen,  wird  wichtig  sein,  einiges  von 
der  Lage  und  Qualität  des  Grund  und  Bodens  zu  wissen. 

Der  Kreis  Simferopol  liegt  auf  der  Grenze  zwischen  der 
Steppe  und  dem  Gebirge  der  Halbinsel  Krim.  Durch  die  Linie 
von  der  Stadt  Karassubazar  (auf  der  Grenze  des  Kreises  Theo- 
dosia)  in  südwestlicher  Richtung  über  Simferopol  bis  zum  Dorfe 
Seimonlarkoj  und  dann  weiter  längs  des  Flusses  Bulganak  bis  zum 
Meer  zerfällt  der  Kreis  in  zwei  geographisch  und  wirtschaftlich 
verschiedene  Teile.  Der  erste  Teil,  der  im  Nordosten  von  dieser 
Linie  liegt,  stellt  zunächst  eine  hügelige  Steppe  dar,  welche  im 
nordöstlichen  Teile  (in  der  Ecke,  die  durch  die  Grenzen  mit  den 
Kreisen  Theodosia  und  Perekop  gebildet  wird)  in  eine  ausge- 
sprochene Steppe  übergeht.  Dieses  ganze  Gebiet  hat  Tschecho- 
zem-Böden,  die  schönsten  Böden  des  Kreises. 

Landbesitzende  Tatarenbauern  yibt  es  hier  ganz  wenig:  in 
9  Dörfern  im  ganzen  nur  126  Tatarenbauern,  ß'^/o  aller,  mit  1415,5 
Dessj.  Land  oder  3  *'/o  der  gesamten  tatarischen  Besitzfläche. 
Von  diesen  l^auern  sind  loi  Parzellenbesitzer  erster  Art  mit  jedoch 
nur  104,8  Dessj.  Land;  die  übrigen  25  mit  1310,7  Dessj.  gehören 
zu  der  Besitzformgruppe  der  Parzellenbesitzer  der  zweiten  Art 
(also  der  mit  geschlossenen  Grenzen). 

Der  zweite  Teil,  der  nach  Süden  und  südöstlich  von  der 
Scheidungslinie  liegt,  ist  zunächst  stark  hügelig,  geht  dann  immer 
mehr  in  das  Vorgebirge  über,  bis  er  schließlich  in  der  Nähe  der 
Grenze  des  Kreises  Jalta  zum  Jailagebirge  emporsteigt.  Wie  das 
Relief,  so  weisen  auch  die  Böden  dieses  Teiles  im  Gegensatz 
zum  ersten,  eine  große  Verschiedenheit  auf  und  sind  unvergleich- 
lich schlechter.     Hier  liegen  die  meisten  für  uns  in  Betracht  kom- 


l)   Statistische  Erhebung  Lief.   II.   Anhang. 
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menden  tatarischen  Dürfer  mit  97  °/o  aller  Besitzer  und  97°/o  des 
gesamten  tatarischen  Besitzes.  Auffallend  ist,  daß  auch  hier  die 
Tataren  von  den  besseren  Böden  verdrängt  sind.  So  z.  B.  von 
der  einzigen  Stelle  von  Tschernozem-Böden  zwischen  den  Flüssen 
Beschterek  und  Salgir.  Zwei  tatarische  Dörfchen  Tschokurtscha  und 
Bitak,  die  sich  hier  verloren  haben,  » sitzen  <  auf  der  Oase  steinigen 
Landes  bei  Simferopol,   das  nur  als  schlechte  Viehweide  dient ^). 

Auch  von  den  zimmetfarbigen  tonigen  Lehmböden  im  Tale 
um  die  Eisenbahnlinie  Simferopol-Bachtschitsarai  und  weiter  in 
der  Richtung  nach  Sebastopol  sind  sie  verdrängt.  Die  Böden 
und  das  Relief  machen  in  diesem  zweiten  Teile  des  Kreises  die 
Bearbeitung  schwerer  und  kostspieliger. 

Auch  wenn  wir  die  Lage  und  die  Güte  des  tatarischen  Be- 
sitzes im  allgemeinen,  wie  es  eben  geschehen  ist,  berücksichtigen, 
so  erhalten  wir  aus  der  obigen  Tabelle  noch  keine  tiefere  Ein- 
sicht in  die  Bedeutung  des  Besitzes,  für  die  Wirtschaft  der  Bauern ; 
das  gilt  besonders  für  die  (i.  d.  Tabelle)  ersten  3  Besitzform- 
gruppen mit  verschiedener  Art  Gemeinbesitzes.  Denn  dieser 
letztere  kommt  für  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  zum  Teil  gar 
nicht  in  Betracht,  zum  Teil  als  Wald  und  Weideland  (oft  schlech- 
tes) und  zum  kleinsten  Teile  als  Ackerland,  aber  sehr  schlechtes; 
so  daß  die  Statistische  Erhebung  von  1906  bei  ihrer  Scheidung 
zwischen  > anbaufähigem«  und  »unfähigem«  Lande  dieses  schlechte 
Ackerland  und  die  Weide  zur  letzteren  Kategorie  gerechnet  und 
als  Kulturland  in  der  Hauptsache  nur  den  Individualbesitz  der 
Bauern  angegeben  hat.  Bei  den  Bauern  mit  eigenem  Gemeinbe- 
sitze ist  hiernach  also  nur  1 5  "/o  des  gesamten  Besitzes  Kulturland, 
bei  den  Staatsbauern  20*^/0   und  bei  den  Erbpächtern  nur  1 1  "/o "). 

Ist  der  Grund  und  l^oden  des  Gemeinbesitzes  wegen  seiner 
natürlichen  Beschaffenheit  für  die  Wirtschaft  der  Tataren  minder- 
wertig, so  kommt  noch  für  einen  großen  Teil  desselben  die 
rechtliche  Gebundenheit  hinzu,  die  seine  wirtschaftliche  Bedeutung 
noch  mehr  verringert.  Berücksichtigt  man  das  alles,  so  ergibt 
sich  über  die  Landausstattung  der  Tatarenbauern  ein  ganz  ande- 
res Bild,  als  die  blofsen  Zahlen  der  obigen  Tabelle  schließen 
lassen;  dann  kommt  auf  einen   Besitzer: 

i)  SlatisUsclie  l*-iliebung,  II.  Lief.  Aiiliani;  S.  7.  liier  iiheiliaiipt  eine  Be- 
schreibung der  Rüden  des  Kreises. 

2)  Die  Dörfer  Ephendikoj  und  Schuli,  für  deren  Krb-1'achtbcsitz  keine  Zahlen 
vorhanden  sind,  und  das  Dorf  Heschni,  für  das  Angaben  ülier  die  Zahl  der  Besitzer 
fehlen,   sind   aul.^er  Berechnung  geblieben. 
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Kir  die    Wirlschalt  minderwertig 

,,,,.-                              Kulun- 
Iii   den    l'e.sitzlormfiiuiiiicn            ,       , 

vom  eigenen!    gtaatsland 
'jcmeinbesitze 

Erbpachtland 

Gemeinbesitzer 
Staatsbauern 
Erbpächter 

Parzeilenbesitzer    i.   Art 
Parzellenbesitzer  2.   Art 

2,1 

2.5 

1.3 

1.9 

52,4 

10,9                        — 
4,2  '.                   5.8 
5.5^)                   - 

1           

! 

5,3 

Abgesehen  von  den  25  Wirten  der  Parzeilenbesitzer  zweiter 
Art,  weisen  die  Besitzformgruppen  in  der  Ausstattung  mit  Kultur- 
land keine  so  großen  Unterschiede  auf.  Nur  wenn  man  seine 
Bedeutung  berücksichtigt,  erscheinen  die  Unterschiede  größer» 
denn  bei  den  Erbpächtern  und  Parzellenbesitzern  erster  Art  ist 
auch  das  Kulturland  gebunden,  es  ist  also  eine  und  dieselbe 
Pläche  hier  von  geringerem  Werte  für  die  Bauernwirtschaft  als  bei 
den  ersten  zwei  Besitzformgruppen. 

Bei  der  Verbreitung  der  verschiedenen  Anbauflächen  des 
Kulturlandes  zeigen  die  einzelnen  Besitzformgruppen  charakteri- 
stische Eigentümlichkeiten. 


Land   in   Dessjatinen    an    verschiedenen  Kulturarten   und 
zwar : 


Es  besitzen  die  einzelnen 
Besitzformgruppen 


Ackerland 


Wiesen 


"Spezielle 
Kulturen 


Zur  Zeit  der 
;     Erhebung 
I  waren  unbest. 


11 
i)  Bauern    mit    eigenem  - 

1 

1 

I 

I 

Gemeinbesitze 

1838,1 

740,2 

370,4 

603,3 

2)  D.  Staatsbauern 

931.4 

243,9 

52,1 

429,8 

3)  D.  Erbpächter                 ,| 

340,4 

224J        1 

138,0 

514-9 

4)  Parzellenbe.sitzer  I.Art 

613,5 

263,8 

IS2.2 

34S,S 

5)  Parzellenbezitzer2.    ■.» 

739-9 

61,0 

— 

^O'i.S 

9258 


4463. 


I  S32,6 


2260.6 


Auf  einen  Wirt  entfällt  also    im  Durch- 
schnitt : 

Von    dem  Kulturlande  befinden    sich  ^7i> 
unter : 

Ackerland 

Wiesen     Spezielle    Unvert. 
Kulturen       Land 

Ackerland     Wiesen 

Spezielle 
Kulturen 

Unvert. 
Land 

I)      1,1 

0,4 

0,1 

0,3 

0 

52 

20 

10 

16 

2)      1,4 

0,3 

0,0 

0,6 

2) 

56 

14 

3 

25 

3)      0,3 

0,2 

0,1 

0,5 

3) 

27 

18 

12 

42 

4)      0,7 

0,3 

0,2 

0,4 

41 

49 

17 

10 

23 

5)   29,9 

2,4 

— 

20.3 

5) 

56 

4 

— 

39 

i)  Das  Dorf  Ulakly  hat  keinen  aolchen  Besitz. 

2)  Dieser  Besitz  kommt  nur  in  2  Dörfern  Eskel,  Mamaschaj  Goljumbei  vor,  er 
bezieht  sich  also  nur  auf   184  Besitzer,    oder    28  "'0   aller  dieser  Besitzformgruppen 
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Beim  Durchschnitt  der  auf  einen  Besitzer  kommenden  Fläche 
stehen  bei  den  Parzellenbesitzern  zweiter  Art  das  Ackerland,  die 
Wiesen  und  die  Flächen  des  noch  unverteilten  Landes  weit  über 
dem  Durchschnitte  für  alle  Besitzformgruppen.  Spezielle  Kulturen 
gibt  es  in  ihr  nicht. 

Was  die  übrigen  Besitzformgruppen  anbelangt,  so  ist  auffal- 
lend, daß  in  allen  die  Ackerlandflächen  kleiner  als  die  Gesamt- 
durchschnitte sind.  In  Hinsicht  der  Wiesen  ist  das  nur  bei  den 
Erbpächtern  der  Fall ;  in  Hinsicht  der  speziellen  Kulturen  bei  den 
Staatsbauern. 

Gemeinsam  ist  diesen  vier  Besitzformgruppen,  daß  den  Bauern 
lediglich  wenig  Ackerland,  Wiesen  und  spezielle  Kulturen  zur 
Verfügung  stehen. 

In  besonderem  Maße  gilt  das  von  den  Parzellenbesitzern  in 
Gemenglage  und  sogar  noch  mehr  von  den  Erbpächtern.  Diese 
weisen  auch  ein  ganz  kleines  Prozentverhältnis  des  Ackerlandes 
zum  Kulturlande  auf.  Während  sogar  die  Parzellenbesitzer  mit 
Gemengiage  ein  solches  über  den  Durchschnitt  für  alle  Besitz- 
formgruppen haben,  steht  es  bei  ihnen  weit  darunter.  Ver- 
glichen mit  dem  der  Parzellenbesitzer  in  geschlossenen  Grenzen 
(zweiter  Art)  oder  der  Staatsbauern  ist  es  mehr  als  zweimal 
kleiner.  Dafür  ist  das  Prozentverhältnis  der  speziellen  Kulturen 
am  Kulturlande  bei  den  Erbpächtern  größer  als  bei  den  übrigen 
Besitzformgruppen. 

Wenig  spezielle  Kulturen  haben  die  Staatsbauern  und  gar 
keine  die  Parzellenbesitzcr  zweiter  Art.  Das  Verhältnis  der 
Wiesen  am  Kulturlande  ist  bei  ihnen  auch  kleiner  (bei  den  erste- 
ren  etwas,  den  zweiten  bedeutend),  als  bei  den  übrigen  Besitz- 
formgruppen. 

Den  größten  Teil  des  Kulturlandes  bildet  das  Ackerland,  und 
es  ist  für  den  Unterhalt  dem  Bauern  am  wichtigsten.  Nun  kann 
er  aber  bei  dem  gegebenen  Wirtschaftssystem  nicht  die  ganze 
Fläche  einsäen.  Einen  Teil  muß  er  zur  Erfrischung  brach  liegen 
lassen,  und  das  bedeutet  eine  Verringerung  der  wichtigsten 
Ackerlandfläche.  Wieviel  vom  Ackerland  in  den  einzelnen  Be- 
sitzformgrupj)en    eingesäet   wird,    zeigen    die    folgenden  Zahlen'): 

(Siehe  Tabelle  S.   13S). 

Also  ein  Viertel  des  Ackerlandes  liegt  brach.  \'on  diesem 
Lande  haben  die  Bauern  i>ar  keinen  Nutzen  :   die   schwarze  Brache 


i)   Statistische   Krhcbuiii;   von    lood   L.   I.   'rahellc    HI. 


n.x 


Von 

der  gesamten  Fläche  ist 

Auf 

emen 

IJaucm    nach    der 
Iksitzform 

Aussa.ii 
absolut 

i;i 

..,.1.. 

in  0/, 

Brache 

Besitzer 
kommt 

grüne 

schwarze 

grüne 

schwarze 

Aussaat 

Gemeinbesitzer 

1553,1 

275.5 

7,5 

84 

14 

I 

0,9 

Staatsbauern 

7oS,2 

221,2 

2,0 

75 

23 

0,1 

1,0 

F.rbpächter 

304,2 

36,2 

— 

90 

10 

— 

0,3 

Parzellenbesilzer 

I.  Art 

312,2 

2Si,3 : 

20,3      1 

50 

45 

3 

0,4 

Parzellenbesitzer 

-.   An 

55', 4 

20,0 

168,5 

74 

2 

23 

22,0 

3429,1 

!  833,3 

198,3 

76 

18 

4 

0,8 

verursacht  im  Gegenteil  Auslagen,  denn  das  Land  muß  mehr- 
mals im  Jahre  umgeackert  werden. 

Grüne  Brache  wird  das  zur  Erfrischung  auf  mehrere  Jahre 
liegen  gelassene  Land  genannt.  Die  ersten  zwei  Jahre  wächst 
auf  diesem  Lande  aber  nur  Kraut  und  Burjanzeug,  das  das  Vieh  nur 
in  Dürrjahren  frißt.  Der  Reinertrag  dieses  Landes  ist  von  der 
Statistischen  Erhebung  ^)  auf  20  Kopeken  pro  Dessjatine  für  das 
Steppengebiet  berechnet;  im  Vorgebirge  und  Gebirge  schwankt 
er  zwischen  8  und   10  Kopeken. 

Natürlich  ist  der  Prozentsatz  des  brachliegenden  Landes  für 
die  herrschende  Dreifelderwirtschaft  nicht  groß.  Dem  steht  jedoch 
gegenüber,  daß  bei  einem  so  großen  Mangel  an  Kulturlande,  wie 
bei  den  Tataren,  auch  die  geringste  Fläche,  die  ausfällt,  empfind- 
lich ist  ...  .  Dann  deuten  die  niedrigen  Prozentsätze  der  brach- 
liegenden und  andererseits  die  hohen  der  Aussaatflächen  darauf, 
daß  das  System  der  Dreifelderwirtschaft  nicht  eingehalten  wird 
und  daß  ein  Teil  des  Landes  entweder  ständig  oder  längere 
Jahre  hindurch  angebaut  werden  muß.  Das  ist  auch  nach  den 
Aussagungen  der  Tataren  der  Fall  ^).  Natürlich  bedeutet  das 
eine  Exploitation  des  Landes,  die  seine  Ertragsfähigkeit  und  somit 
den  Wirtschaftserfolg  der  Tatarenbauern  herabdrückt. 

Vergleicht  man  die  Prozentsätze  der  Aussaatflächen  der  ver- 
schiedenen Besitzformgruppen  untereinander,  so  fällt  der  kleine 
Prozentsatz  bei  den  Parzellenbesitzern  erster  Art  auf.  Das  wird 
nur  durch  die  Gemenglage  ihrer  Stücke  auf  dem  gutsherrlichen 
Lande  und  den  erschwerten  Zugang  zu  erklären  sein.  Also  fin- 
det in  diesen  Zahlen  die  faktische  Gebundenheit  des  Besitzes 
ihren  charakteristischen  Niederschlag. 

i)  Lief.  II  S.  211.  2)  Lief.  II  S.  48. 
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Gewähren  nun  die  oben  angegebenen  Flächen  den  Bauern 
ein  angemessenes  Auskommen  r 

Der  Ausdruck  > angemessen  <  ist  gewiß  sehr  relativ,  aber  wer 
die  Verhältnisse  einigermaßen  kennt,  wird  wissen,  daß  die  Be- 
dürfnisse, die  die  Bauern  im  Essen  und  Trinken  haben,  nicht  das 
geringste  Element  des  Luxus  in  sich  bergen, 
daß  sie  durch  die  Geschichte  und  Verhältnisse  so  >  erzogen <-  sind, 
daß  sie  im  großen  und  ganzen  nicht  die  » Frechheit  <:  haben 
werden,  mehr  zu  wünschen,  als  für  die  Erhaltung  des  physischen 
Lebens  unbedingt  notwendig  ist.  Dieses  Minimum  können  wir 
als  »angemessen«  annehmen.  Bringt  nun  der  Boden  dieses  ]\Iini- 
mum  ein  ?  Zur  Antwort  geben  wir  eine  Stelle  wieder  aus  der 
Statistischen  Erhebung  von  1906^):  Die  Hauptmasse  der  land- 
wirtschaftlichen Produkte,  die  auf  den  Markt  kommen,  wird  un- 
zweifelhaft von  den  Oekonomien  der  privaten  Großgrundbesitzer 
verkauft,  während  die  bäuerliche  Bevölkerung,  besonders  die 
Tataren,  bei  dem  niedrigen  Niveau  ihrer  wirtschaftlichen  Lage, 
auf  dem  Getreidemarkt  als  Lieferanten  keinen  bedeutenden  Platz 
einnehmen.  »Frucht  wird<-,  nach  der  Aussage  der  Bewohner  des 
Dorfes  Schuli,  >nur  von  einer  geringen  Zahl  von  Dorfgenossen, 
solchen  die  im  Vergleiche  mit  den  anderen  eine  bedeutend 
größere  Aussaatfläche  haben,  verkauft.«  Einem  großen  Teil  der 
Bevölkerung  des  Kreises  reicht  die  Ernte  kaum  zur  Befriedigung 
der  eigenen  Bedürfnisse  aus.  Zum  Verkaufe  gibt  es  keine 
Fruchte,  erklärten  die  Bauern  des  Dorfes  Orta-Kisk-Otarkoj.  Die 
Frucht  wird  zum  eigenen  Bcdarfe  verbraucht  <  wiederholten  die 
Befragten  in  den  Dörfern  Kamyschly,  Bijuk-Otarkoj,  Duvanka 
(a  u.  b)  Juchary-Karalez,   Karalez  usw. 

Oft  ist  zu  beobachten,  daß  für  die  Bevölkerung  die  eigene 
l'^rucht  nicht  nur  nicht  reicht,  sondern  anderswo  gekauft  werden 
muß.  In  einer  Reihe  von  Dörfern  ist  das  der  Fall:  »Es  wird 
keine  1^'rucht  verkauft,  sondern  im  Gegenteil  gekauft«  in  Uppa 
und   l'ytschki  der  Wolost  Karalez. 

»Die  Bevölkerung  ist  sehr,  sehr  arm,  sie  schlägt  sich  kaum 
durch,  so  daß  vom  Fruchtverkauf  keine  Rede  sein  kann ;  im 
l'^rühjahr  sieht  man  sich  sogar  genötigt,  beim  1  )cirfschulzcn  zu 
kaufen-  ( Aschaga-Bachsan,  Orta-Bachsan,  Juchar\--Bachsan,  Kaj- 
nut  und  Konrat    in  d.   Zuja'erW)      -^Ueberflüssiges  Brot    gibt  es 

I)  Lief.  II  S.  88. 
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nicht,  man  muß  vielmehr  welches  kaufen"  »Kutsenki,  Tasch-Basta« 
in  der  Wolost  Karalez. 

»Niemand  vcrkautt  l-"i  ucht ;  dem  kleinen  Teile  reicht  sie  aus, 
dem  größten  nicht«    (Albat  in  der  Wolost  Karalez.i 

l^ei  »ungefähr  20  Ilr)fen  reicht  die  Frucht  fürs  ganze  Jahr, 
bei  ungefähr  40  für  6  S  Monate  und  den  übrigen  40  Höfen 
nur  für  2 — 4  Monate;  (üzenbastschik  in  das  Wolost  Karalez.) 
Wenn  in  diesem  Teile  der  Bevölkerung  auch  Frucht  verkauft 
wird,  so  geschieht  es  nur  unter  dem  Drucke  äußerster  Not. 
Meistens  muß  das  im  I  lerbst  verkaufte  Brot  im  Frühjahr  wieder 
zurückgekauft  werden,  und  natürlich  zahlt  die  Bevölkerung  dann 
einen  viel  größeren  Preis,   als  sie  erhalten  hat. 

>l)ie  Frucht  wird  nur  im  Herbst  aus  Not  verkauft,  im  Winter 
wird  wieder  gekauft <:   (Mamaschaj  in  der  Wolost  Duvankojj. 

;>Im  Winter  nach  Simferopol  und  im  Sommer  aus  Simfer- 
opol«   bezeichneten  die  Bauern  diese  Entscheidungen  kurz''. 

Also  leidlich  w^enig  haben  die  Bauern  von  ihrem  Lande  und 
nicht  nur  die  Parzellenbesitzer,  sondern  auch  die  mit  überwiegen- 
dem Gemeinbesitze.  Nur  ganz  wenige  haben  etwas  Frucht  zu 
verkaufen,  aber  damit  ist  noch  nicht  gesagt,  daß  das  aus  dem 
goldnen  Ueberfluß  genommen  wird  :  einige  müssen  dasselbe 
Quantum  oder  noch  mehr  im  Frühjahr  wieder  zurückkaufen,   die 

anderen auch    da  ist    höchst  wahrscheinlich,    daß  sie  für 

den  Erlös  etwas  in  der  eigenen  Wirtschaft  nicht  herstellbares  er- 
werben müssen.     Das    > eigene«   Land  kann  daher  die  Bauern  bei 

den  gegebenen  Verhältnissen  nicht    ernähren und  darum 

suchen  sie  sich  zum  Teil  durch  die  Pacht  fremden  Landes  und 
zum  Teil  durch  Nebenverdienst  zu  helfen. 

V^on  3930  Tatarenbesitzern  pachten  1S62  oder  47%  Land. 
Die  Fläche  des  gepachteten  Landes  macht  9442  Dessj.  aus;  auf 
100  Dessj.  eigenes  Land  kommen  also   102  Dessj.  gepachtetes. 

Von  den  3930  Besitzern  oder  k^amilien  sind  2278  auf  Ver- 
dienste außerhalb  ihrer  Landwirtschaft  angewiesen,  also  557'^^)- 
Von  4S97  Vollarbeitern  männlichen  Geschlechtes  verwerten  ihre 
Arbeitskräfte  2796  oder  57%  außerhalb  der  eigenen  Wirtschaft. 
Außerdem  halten  sich  157  P'amilien  oder  4^/0  überhaupt  nicht 
mehr  in  den  Heimatgemeinden  auf. 

Eine  von  diesen  ist  eine  großbäuerliche  mit  200  Dessj.  (aus 

i)  Ebenda  S.  89. 

2)   Statistische  Erhebung  von    1906.      Lief".  I.  Tabelle   II.   S.   397. 
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den  Parzellenbesitzern  mit  geschlossenen  Grenzen);  die  übrigen 
156  Familien  gehören  meistens  der  landärmsten  Schicht  an:  im 
ganzen  besitzen  sie  205,1  Dessj.ij,  was  1,3  auf  eine  Familie  aus- 
macht, also  so  viel,  wie  auf  eine  Erbpächterfamilie  kommt,  die 
am  wenigsten  anbaufähiges  Land  besitzen.  Es  gibt  darunter 
aber  Familien,  z.  B.  aus  dem  Dorfe  Arantschi  (Erbpächter)  mit 
0,0  Dessj.,  mit  0,1  aus  Mamaschai  (Erbpächter),  mit  0,2  aus 
Tereskonda  (Erbp.).  Ueber  den  Besitz  von  5  Erbpächterfamilien 
aus  Tschumakary  ist  gar  nichts  mehr  bekannt. 

Klein  ist  auch  der  Besitz  der  57  abwesenden  (7"/o  aller) 
Parzellenbesitzer  in  Gemenglage.  Nur  der  der  Gemeinbesitzer  ist 
etwas  größer  und  er  hebt  auch  den  Durchschnitt-). 

i)  Ebenda.     Lief.   I.   Tabelle  III.   S.   251. 
2)  Ebenda.      Lief.   I.  Tabelle   III.  S.   68—85. 
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X.    Kapitel. 

Die   Kolonisationspolitik  und  Gesetzgebung    der  Regierung   in 
ihrer  Wirkung    auf  die   Besitzverhältnisse    und  Lage    der  Ta- 
tarenbauern. 

Zusammenfassend  können  wir  sagen,  daß  die  heutigen  Eigen- 
tumsverhältnisse der  Bauern  am  Grund  und  Boden  ein  Produkt 
derjenigen  Kräfte  sind,  die  sich  nach  dem  Niedergange  des 
Chanenreiches  und  der  Einverleibung  der  Halbinsel  Krim  in  das 
Russische  Reich  geltend  gemacht  haben. 

An  erster  Stelle  ist  dabei  die  kurzsichtige  Russifikations- 
politik  der  treuen  und  übereifrigen  Diener  des  Fürsten  Potjem- 
kin  und  seiner  Nachfolger,  der  verschiedenen  General-Gouver- 
neure zu  nennen,  dann  die  Tätigkeit  der  verschiedenen  Kom- 
missionen im  Laufe  des  ganzen  19.  Jahrhunderts  und  besonders 
am  Anfange  desselben,  die  immer  und  immer  wieder  eingesetzt 
wurden,  um  die  von  vornherein  grundsätzlich  verpfuschte  Sache 
wieder  gutzumachen.  War  letzteres  schon  ein  großes  Hindernis 
für  den  erfolgreichen  Ausfall  ihrer  Tätigkeit,  so  kommen  dazu 
noch  die  Instruktionen  der  Zentralregierung,  die  sie  eifrig  zu- 
sammenhämmerte und  deren  vielparagraphische  Last  sie  den  Kom- 
missionen mit  auf  den  Hals  hängte. 

Was  die  Kolonisationspolitik  anbelangt,  so  wurden,  wie  wir 
schon  sahen,  in  einem  Vierteljahrhundert  über  350000  Dessj.  Land 
an  russische  Militär-  und  Zivilbeamte  vergeben^),  dabei  waren 
74000  Dessj.  davon  noch  garnicht  vermessen  und  trotzdem  gal- 
ten sie  als   »verteilt«. 

Wir  hatten  sogar  Beispiele,  wo  den  Günstlingen  der  höheren 
Obrigkeit  Güter  geschenkt  wurden  und  ihnen  dabei  völlig  freie 
Hand  gelassen  wurde,  sie  sich  zu  wählen,    wo  es  ihnen  beliebte. 


i)  Vergl.  Lasc/ikofi' Geschichte  S.    131/33. 
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Aber  auch  da,  wo  das  nicht  der  Fall  war,  wo  die  Vergebung 
doch  durch  die  Behörden  geschah,  und  wo  Vermessungen  statt- 
gefunden haben,  wurden  die  Grenzen  oft  über  Hals  und  Kopf 
der  Tataren  gezogen,  ohne  genügende  Kenntnis  der  lokalen  Ver- 
hältnisse und  ohne  Rücksicht  auf  die  Wirtschaftsformen  und 
Rechtsnormen  der  einheimischen  Bevölkerung. 

Der  Verfasser  des  Werkes  »Die  Mußen  eines  Richters  in 
der  Krim«  Paul  Snviarkoff^),  der  Mitglied  der  Kommission  von 
1802  war,  schildert  diese  Kolonisationstätigkeit  wie  folgt:  > Statt 
in  kleinen  Stücken,  die  den  Bauern  zu  Gute  kommen  konnten, 
verteilt  zu  werden,  wurden  sie  (die  Länder)  dem  Adel  vergeben 
und  zwar  in  Gütern  von  mehreren  tausend  Dessjatinen,  die  er 
unbenutzt  liegen  ließ  :  oder  sie  wurden  unbekannten  Einwanderern 
geschenkt,  die  weder  genügende  landwirtschaftliche  Erfahrungen 
noch  Mittel  besaßen«.  Und  weiter  .  .  .  >Die  bevollmächtigten 
Beamten  führten,  ungeachtet  der  Vorschriften,  nicht  die  dazu  be- 
stimmten Ländereien  ab,  sondern  andere,  und  die  neuen  Guts- 
besitzer bekamen  nicht  die  nötigen  glaubwürdigen  Bestätigungen 
ihrer  neuen  Besitzungen.  Ein  jeder  blieb  im  Zweifel ;  niemand 
traute  sich,  Neueinrichtungen  vorzunehmen.  Es  entstanden  Streitig- 
keiten und  Gerichtsschleppereien.  .  .  Und  nun  haben  wir  die 
heutige  Lage  der  Krim«-). 

Daß  mit  der  Kolonisation  eines  Gebietes  durch  die  Verge- 
bung der  Länder  an  Beamte  nicht  sehr  viel  zu  erreichen  ist, 
kann  man  sich  wohl  denken,  aber  schließlich  lag  auch  in  dieser 
Maßregel  ein  wirtschaftlicher  Sinn,  indem  die  Regierung  erwarten 
konnte,  daß  wenigstens  bei  einigen  der  neuen  Gutsbesitzer  doch 
die  Initiative,  ihre  Güter  mit  Bauern  zu  besetzen,  sich  finden 
werde.  Damit  wäre  wenigstens  ein  Teil  der  Sorge  auf  die  neuen 
Gutsbesitzer  überwälzt  gewesen.  Aber  diese  Maßregel  war  von 
viel  größerer  politischer  Bedeutung.  Sie  schuf  bei  den  Beamten 
ein  Interesse  an  der  Erhaltung  des  neu  eroberten  Gebietes. 

Das  bezweckte  die  Regierung  und  erreichte  es  auch.  Aber 
was  sie  an  einem  Ende  zustrickte,  das  schnitt  sie  am  anderen 
ab,  indem  sie  die  Bauern  geijen  sich  und  die  neuen  Ansiedler 
zu  sehr  aufbrachte.  Und  zwar  nicht  bloß  dadurch,  daß  sie  ihre 
Besitzrechte  in  willkürlicher  Weise  verletzte,  sondern  auch  da- 
durch, daß  sie  zuließ,    daß    die    neuen  Gutsbesitzer    auf  die  per- 

1)  St.  Petersburg   1803,    I.  Teil,  .'^.    idi. 

2)  Ebenda  S.    16 1. 
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sönlichc  iMcihcit  der  Tatarenbauern  An.LjrilTe  machten.  Das 
konnten  die  Hauern  ihr  .sch(m  -arnicht  verzeihen,  und  dagegen 
kämpften  sie  mit  allen  Mitteln,  viel  heftiger,  als  gegen  so  manche 
wirtschaftliche  Maßregeln,  deren  Tragweite  sie  oft  nicht  gut  be- 
urteilen und  voraussehen  konnten.  In  vielen  Fällen  bedeuteten 
sie  auch  erst  eine  Einbuße  für  die  Zukunft,  wogegen  die  per- 
sönliche Freiheit  zu  verlieren,  nichts  anderes  war,  als  gleich  in 
unaufschiebbarer  Gegenwart  ein  Gut  zu  verlieren,  das  dem  an 
wenig  Schranken  gewöhnten  Tataren  als  das  höchste  galt.  Schon 
den  Beschränkungen  des  neuen  ungewohnten  Regiments  sich 
unterwerfen  zu  müssen,  war  nicht  leicht.  Nun  noch  die  Ketten 
der  Leibeigenschaft  mit  einer  FLerrschaft  aus  den  Eroberern  sich 
anzulegen,  war  für  ihn  ganz  unerträglich. 

Daß  diese  Angriffe  auf  die  persönliche  Freiheit  der  Tataren- 
bauern von  ihnen  besonders  schwer  empfunden  wurden,  geht 
auch  aus  dem  Schreiben  des  Kriegs-Gouverneurs  von  Xeurußland 
Michelsohn  (1800)  hervor:  »Die  Tataren  sind  von  jeher  frei  ge- 
wesen,   sie  gehörten  Niemanden,    oder    besser  gesagt,    sie    waren 

von  Niemanden  außer  dem  Chane  selbst  abhängig« und 

weiter  :  ...  »Es  lebten  einige  auf  den  Ländern  der  Chanen,  die 
anderen  auf  denen  des  Adels  .  .  .  (und  manche  auf  eigenen) 
und  wie  die  Ersten  dem  Chane,  so  waren  die  Zweiten  den  Mur- 
za's  (Adel)  tributpflichtig,  aber  dieser  Tribut  richtete  sich  nach 
der  freien  Uebereinkunft  und  enthielt  in  sich  keine  Angehörig- 
keit und  Untertänigkeit  und  machte  die  Bauern  nicht  zu  Arbeitern 
der  Gutsherren«   ....      ».   .   .    Die    neuen    Gutsbesitzer    erhielten 

dieselben  Rechte,   wie    die  früheren« Und    die  Tataren 

sollen  sich  .>  ruhig  verhalten  haben,  so  lange  man  von  ihnen  keine 
anderen  Pflichten  forderte,  als  die  üblichen  in  freiem  Vertrage 
abgemachten  Abgaben  für  das  Land«. 

»Darin  liegt  die  Wurzel  aller  Streitigkeiten  und  Klagen  und 
nicht  in  der  unrichtigen  Auslegung  des  Ukases  (vom  19.  Oktober 
1894)«. 

Am  Schlüsse  des  Schreibens  bittet  der  General-Gouverneur 
seinen  Vorgesetzten,  selbst  zu  entscheiden,  ob  der  Ukas  über  die 
Zahl  der  Abarbeitstage  sich  auch  auf  die  Tataren  erstreckte.  Er 
(Michelsohn)  habe  ihn  aber,  da  er  als  Gesetz  allen  bekannt  sein 
muß,  publizieren  lassen^). 

Also  nicht  nur  die  neuen  Gutsbesitzer  übertrugen   die  in  dem 


l)  Vergl.   Sammlung  von  Dokumenten  S.    163/65. 


—      145     — 

übrigen  Rußland  herrschenden  Hörigkeitsverhältnisse  und  Vor- 
stellungen auf  das  neue  Gebiet,  sondern  auch  die  Obrigkeit. 
Gewiß  wurde  in  einer  ganzen  Reihe  von  Regierungsakten  jener 
Status  quo  sanktioniert,  der  sich  im  Laufe  der  vorhergehen- 
den Geschichte  des  Chanenreiches  gebildet  hatte.  Aber  um 
nach  ihm  handeln  zu  können,  mußte  man  ihn  kennen.  Und 
diese  Kenntnis  fehlte  wie  der  höheren  Verwaltung  (mit  wenigen 
Ausnahmen)  so  auch  den  ausführenden  Behörden  und  noch  mehr 
den  neuen  Gutsbesitzern.  Alan  ging  einfach  von  den  russischen 
Verhältnissen  und  Anschauungen  aus. 

Ein  besonders  gutes  Beispiel  hierfür  liegt  in  der  Erbpacht 
vor.  Charakterisiert  sie  die  Anschauungen  des  Gesetzgebers,  so 
hatten  wir  auch  ein  Beispiel  für  die  Befangenheit  der  ausführen- 
den Behörden  in  der  Zählung  von  1807,  wo  die  Zähler  von  der 
Vorstellung  ausgingen,  daß  ein  Bauerndorf  unbedingt  einem  Guts- 
besitzer zugeschrieben  sein  müsse  1). 

Erst  1827  wird  ein  Gesetz  erlassen,  das  in  die  Verhältnisse 
mehr  oder  weniger  positiv  eingereift.  Das  aber  erst  nach  44  Jahren 
wo  schon  alles  auf  dem  Kopfe  stand  !  Und  wie  lückenhaft  dieses 
Gesetz  war,  haben  wir  an  verschiedenen  Stellen  konstatieren 
müssen,  und  trotzdem  ist  nach  ihm  bis  auf  den  heutigen  Tag  in 
dieser  Richtung  nichts  wesentlicheres  geschaffen  worden. 

Nur  betreffs  der  Privat-Vakufs  sind  gesetzgeberische  Anläufe 
gemacht  worden.  Sie  sind  aber  noch  unvollkommener  ausgefallen, 
als  das  Gesetz  von   1827. 

Letzteres  hatte  wenigstens  einen  bedeutenden  Punkt,  das 
war  die  positive  Anerkennung  der  persönlichen  Freiheit  der  Ta- 
tarenbauern. Aber  wieviel  Unheil  war  schon  bis  dahin  entstan- 
den !  Und  wie  verwirrend  mußte  dies  in  jenen  Fällen  gewirkt 
haben,  wo  durch  die  Kommissionstätigkeit  schon  Hörigkeitsver- 
hältnisse zwischen  den  liauern  und  Gutsbesitzern  geschaffen 
worden  waren } ! 

Was  war  die  P^olge  von  alledem.^  Zunächst  die,  daß  die 
Tataren  ihrer  schönsten  und  besten  Länder  verlustig  gingen.  Dann 
schuf  die  Regierung  gewiß  in  der  Beamtenschaft  ein  Interesse  an 
der  Erhaltung  des  neuerworbenen  Gebietes,  dagegen  aber  ver- 
haßte Gegner  in  der  einheimischen   Bevölkerung. 

I  )ie   Reeierunu'    wollte  das    neue  Gebiet  kolonisieren  und  cr- 


l)  Vergl.   oben  S.   1 1 1. 
Zeitschrilt  für  ilie  j^es.  St.i.itswissensch.     Erganziiiigslieft  41.  10 
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zielte  eine  v(")llit(e  Kntv(jlkeiun_c,f  durch  die  massenhafte  Auswan- 
derunj^  der  Tataren,  die  sie  durch  ihr  ungeschicktes  Auftreten 
hervorrief.  Gegen  Ende  des  Chanenreiches,  um  das  Jahr  1777, 
soll  es  nach  Tliumnaun,  der  die  Krim  damals  bereiste,  400,000 
Seelen  gezählt  habend;  und  nach  der  -  Kameralistischen  Be- 
schreibung <'  von  1<S02  gab  es  in  der  Krim  nur  noch  100,000 
Seelen  beiderlei  Geschlechtes.  Also  ging  die  Bevölkerung  um 
300,000  Seelen  zurück'-).  Xatürlich  ist  ein  Teil  davon  während 
der  Kämpfe  umgekommen,  aber  wieviel  auf  die  Auswanderung 
unter  der  russischen  Herrschaft  fällt,  kann  man  sich  vorstellen 
wenn  man  bedenkt^),  daß  1796,  während  der  fünften  Revision 
die  Krim  noch  99125  Revisionsseelen  zählte.  Um  die  Auswan- 
derung in  ihrer  ganzen  Größe  zu  erfassen,  muß  man  beim  Ver- 
gleich der  angeführten  Zahlen  nicht  vergessen,  daß  in  denen  von 
1796  und    1802   auch  die  russische  mitgerechnet  ist. 

Also  trotz  der  Kolonisation  durch  Russen  usw.  ging  die  Be- 
völkerung der  Krim  zurück!  —  Die  Auswanderung  der  Tataren 
hat  im  Laufe  des  ganzen  19.  Jahrhunderts  fortgedauert.  Beson- 
ders stark  war  sie  in  den  Jahren  nach  dem  Krimkriege.  So  haben 
um  das  Jahr  1859  im  »Kreise  Perekop  von  320  Tatarengemein- 
den 300  aufgehört,  ihre  Felder  zu  bestellen,  weil  sie  auswandern 
wollten<.  »Im  Jahre  1860  ist  die  Auswanderung  so  allgemein 
geworden,  daß  die  Regierung  besorgt  w^ar,  daß  die  Krim  ganz 
entvölkert  werde,  und  es  erfolgte  ein  Ukas,  kraft  dessen  aus  je- 
dem Dorfe  nur  ein  Zehntel  der  Einwohner  auswandern  durfte. 
Diese  Maßregel  beunruhigte  die  Tatarenbevölkerung;  ein  jeder 
hatte  Angst,  zu  spät  zu  kommen,  und  es  entfaltete  sich  eine 
förmliche  Flucht.  Bauerngruppen  von  looo  Familien  kamen  zu 
den  Behörden,  um  Pässe  zu  erbitten.  Es  gab  Tage,  wo  der 
Gouverneur  170  Bittschriften  um  Pässe  erhielt.  Aus  den  Häfen 
der  Krim  sind  viele  Tataren  einfach  auf  türkische  Fischerschiffe 
geflohen 

So  kam  es,  daß  in  den  Jahren  1860 — 62  181,177  Personen 
beiderlei  Geschlechtes  nach  der  Türkei  übersiedelten.    Aber  diese 


1)  »Description  de  la  Crimee«.  Als  Grundlage  seiner  Schätzung  diente  ihm 
die  Zählung  von  1740.  Graf  Kachovsky  (Kriegsgouverneur  von  Xeurußland  17S1 
bis  1788)  nimmt  an,  daß  das  Chanenreich  um  1770  etwa  eine  halbe  Million 
Einwohner  hatte.     Vejrgl.  Laschkoff  S.   125. 

2)  Auch  Sumarokoff  schätzt  den  Rückgang  auf  300000  Seelen.     Ebenda  S.  125. 

3)  In  den  Jahren  von  1783  bis  18S7  sind  12 16  Adelsfamilien  ausgewandert 
und    192   wurden  aus  der  Krim  verschickt. 
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Zahl  umfaßt  noch  nicht  die  gesamte  Masse  der  Ausgewanderten, 
da  in  ihr  die  heimhche  Auswanderung  nicht  mit  einbegriffen  ist«i). 

Um  ein  anschauUches  Bild  von  der  Größe  der  Auswande- 
rung zu  bekommen,  sei  erwähnt,  daß  in  den  4  Kreisen  der  Krim 
außer  Jalte'-)  von  687  Dörfern  315  oder  46%  völlig  leer  gewor- 
den sind  ■'').  Besonders  stark  war  die  Auswanderung  in  den  flachen 
Teilen  der  Krim:  In  dem  Steppenkreise  Perekop  sind  278  Dörfer 
leer  geworden,  also  40*^/0  aller  Dörfer  der  4  Kreise  oder  87 "o 
aller  leer  gewordenen  Dörfer.  Von  diesen  lagen  244  völlig  in 
Ruinen^). 

Man  wird  geneigt  sein,  diese  Auswanderung  als  Folge  des 
Krieges  allein  zu  betrachten,  die  Zusammensteller  des  Jahr- 
buches von  1889  aber  meinen,  ihr  Hauptgrund  sei  »ökonomischen 
Charakters^)!  Nach  dem  Kriege  konnte  die  ruinierte  Wirtschaft 
der  Tataren  die  Abgaben  nur  mit  größter  Mühe  und  Not  tragen, 
denn  sie  mußten  jetzt  in  Geld  geleistet  werden  und  nicht  mehr 
in  Naturalien  und  persönlichen  Diensten  wie  früher-. 

Also  nicht  bloß  der  Krieg  war  daran  schuld,  sondern  auch 
die  Notwendigkeit,  die  Abgaben  in  Geld  zu  entrichten.  Was  be- 
sagt aber  das.^  Konnte  es  den  Bauern  nicht  sogar  erwünscht 
sein,  eine  5— Stägige  Arbeit  durch  ein  Aequivalent  in  Geld  zu 
ersetzen  ?  Sie  konnten  doch  dadurch  freie  Hand  für  die  eigene 
Wirtschaft  gewinnen  ? 

Der  Uebergang  zu  Geldabgaben  mußte  damals  umso  leichter 
gewesen  sein,  als  die  Preise  der  landwirtschaftlichen  Produkte 
während    des    Krieges'')    und    nach    ihm    besonders    hoch    waren. 


1)  Jahrbuch  d.   T.   G.   von    1S89,   11.   Abil.   S.    15. 

2)  In  diesem  gebirgigen  Kreise  war  die  Auswanderung  gering. 

3)  Vergl.  das  Jahrbuch  d.  T.  G.  (von  Chanaizky)  von    1S67   S.  434/38. 

4)  Ebenda.  5)  Abtl.  II.  S.    14. 

6)  Orsenij  Markewitsch:  »Das  Taurische  Gouvernement  wälirend  des  Krini- 
krieges«  Simferopol  1905,  Kap.  XIV,  .S.  219  und  ff,  Kin  Pud  Gerste  oder  Hafer 
kostete  im  Frühjahr  1855  (in  Simferopol)  i  R.  40  Kopk. ;  in  den  Jahren  1S81 
bis  1889  schwankten  die  mittleren  Durchschnittspreise  für  Hafer  zwischen  47  und 
70  Kopk.  pro  Pud,  für  Gerste  zwischen  44  und  65  Kopk.  In  Ausnal\mefällen 
wurde  für  Hafer  i  R.  und  für  Gerste  80  Kopk.  gezahlt.  (Jahrbuch  von  1889, 
IV.  Abtl.  S.  67).  In  den  Jahren  1890 — 1899  schw;inkiLii  die  Preise  für  Hafer 
zwischen  38  und  56  Kopk.  und  für  Gerste  zwischen  34  und  57  Kopk.  (^ Vergl. 
Landwirtschaftlicher  Bericht  für  1S99  S.  135  Simferopol  1900).  Wir  vergleichen 
diese  zwei  Produkte,  weil  sie  damals  keine  E.xportprodukie  waren  und  ihre  Preise 
also  nur  von  lokalen  Faktoren  ahhingen.  Kin  Pud  Heu  kostete  185b  —  i  R. 
20   Koi)k.   —   heutzutage   im   Detail-Verkäufe   in   Kinkehrluifen    höchstens  00   Kopk.; 
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Dem  gct^enübcr  stand  jedoch  die  Tatsache,  daß  die  Bauern  nichts 
zu  verkaufen  hatten.  Sie  konnten  also  diese  günstige  Preisge- 
staltung einfach  nichl  ausnutzen.  Ihr  Besitz  war  unter  der  rus- 
sischen Herrschatt  so  geschmälert  ((juantitativ  wie  qualitativ), 
daß  aus  der  eigenen  Wirtschaft  zum  Verkaufe  nichts  herauszu- 
schlagen war. 

Und  was  für  Vorteile  konnte  ihnen  die  freie  Hand  bringen, 
wenn  sie  sie  auf  dem  eigenen  Lande  nicht  genügend  beschäftigen 
konnten  r  Nur  Arbeitskräfte  hatten  die  Bauern  den  Gutsbesitzern 
(und  dem  Staate)  anzubieten  und  kein  Geld.  Die  Besitzverhält- 
nisse waren  ja  auch  so  zugeschnitten,  daß  sie  auf  die  Gutsbe- 
sitzer angewiesen  sein  sollten,  damit  diesen  ein  ortsansässiger, 
»eigener«  Arbeiterstand  dauernd  gesichert  bleibe. 

Abgesehen  von  alledem  barg  der  Uebergang  zu  den  Geld- 
abgaben noch  folgende  Schwierigkeiten  in  sich:  Wie  soll  das 
Aequivalcnt  in  Geld  festgestellt  werden }  Sollte  der  Geldpreis  der 
Naturalabgaben  nach  den  ausnahmsweise  hohen  Preisen  festge- 
stellt werden  oder  nach  den  früher  lange  Zeit  dagewesenen  .- 
Oder  zweitens  —  und  das  ist  besonders  wichtig  —  v.ie  sollte 
der  Bauer  den  Preis  seiner  Arbeitskraft  feststellen  .- 

Zwischen  seiner  Schätzung  und  der  des  Gutsbesitzers  bestand 
offenbar  ein  großer  Unterschied  :  Durch  die  ganze  Geschichte 
und  die  Verhältnisse  um  ihn  war  der  Bauer  gezwungen  und  ge- 
wöhnt, seine  Arbeitskraft  ganz  wenig  und  niedrig  zu  schätzen. 
Es  waren  ja  auch  immer  genug  ;> freie  Hände«  da,  die  keine 
Verwendung  in  eigener  Wirtschaft  fanden  und  umsonst  oder  für 
eine  geringe  Entschädigung  (meist  in  natura)  den  Gutsbesitzern 
zur  Verfügung  standen.  Diese  hatten  aber  von  den  billigen 
Arbeitskräften  ganz  wesentliche  Vorteile,  denn  ihre  ganze  Wirt- 
schaft beruhte  auf  ihnen  und  somit  mehr  oder  weniger  ihre 
Existenz. 

Waren  also  jene  Arbeitskräfte  für  die  Gutsbesitzer  billig  mit 
Rücksicht  auf  die  Entschädigung,  so  doch  teuer  mit  Rücksicht 
auf  die  Vorteile.  Und  nach  diesen  Vorteilen  allein  wollten  sie 
das  Aequivalent  für  die  Arbeit  der  Bauern  in  Geld  festgestellt 
sehen,  während  den  Bauern  es  nahe  lag,  die  übliche  geringe 
Entschädigung  für  die  Größe  der  nun  einzuführenden  Geldabgaben 

sogar  für  ein  Pud  Stroh  wurde  damals  25 — 45  Kopk.  gezahlt,  wo  es  heutzutage 
fast  gar  keinen  Verkaufspreis  hat.  Oft  wird  es  in  größeren  Gütern  verbrannt  oder 
an  arme  Leute  verschenkt. 
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als  maßgebend  anzunehmen.  In  ihr  allein  sahen  sie  ja  auch  ihre 
»Vorteile-   von  jeher  ausgedrückt. 

Außer  alledem  erschwerte  den  Bauern,  ihren  Verpflichtungen 
nachzukommen,  der  Umstand,  daß  diese  bedeutend  erhöht  wur- 
den. Trotz  der  Bestimmung  der  Kommission,  den  Gutsbesitzern 
ein  Zehntel  der  Ernte  abzugeben,  traten  die  Bauern  gegen  Ende 
des  Jahrhunderts  oft  schon  die  Hälfte  ab,  und  sie  sahen  sich 
genötigt,  bis  19  Tage  im  Jahre  für  sie  zu  arbeiten,  und  nicht 
mehr  5  —  8  Tage,  wie  früher.  Kein  Wunder,  wenn  sie  ihren  \^er- 
pflichtungen  nur  mit  »Mühe  und  Not«   nachkommen  konnten. 

Auch  die  Lage  der  auf  eigenen  Ländern  wohnenden  Bauern 
war  nicht  so,  daß  sie  aus  dem  eigenen  Besitze  leicht  die  Steuern 
dem  Staate  in  Geld  zahlen  konnten. 

Sie  saßen  (und  sitzen)  auf  den  schlechtesten  Ländern,  wie 
wir  sahen,  und  diejenigen,  die  noch  gutes  Land  hatten,  waren 
stark  verschuldet,  da  sie  große  »Auskaufgelder«  für  die  väter- 
lichen Stücke  bezahlt  hatten.  Und  wer  nicht  nach  der  Türkei 
floh,  der  wandte  sich  allmählich  von  der  Landwirtschaft  ab. 

»Den  Bauern  (Hälftler  zum  Teil  und  zum  Teil  Parzellen- 
besitzer), die  auf  den  Gütern  der  Großgrundbesitzer  wohnten,  ging 
es  auch  nicht  besser.  Infolge  des  Gerüchtes  über  die  Land- 
zuteilung an  die  Bauern  (in  den  60er  Jahren)  verlangte  ein  Teil 
der  Gutsbesitzer  von  ihren  Hälftlern,  daß  sie  die  Güter  verlassen 
sollten,  der  andere  Teil  verkaufte  seine  Besitzungen,  was  für  die 
Hälftler  auch  nachteilig  war,  da  die  neuen  Gutsbesitzer  oder 
Pächter  den  Pachtpreis  erhöhten.  Dazu  kam.  daß  bei  den  \-er- 
wickelten  Besitzverhältnissen  oft  auch  solche  Länder  verkauft 
wurden,  auf  die  die  Bauern  als  auf  ihr  Eigentum  Ansprüche 
machten. 

Alles  das  rief  eine  große  Unzufriedenheit  hervor,  und  es  ge- 
nügte der  geringste  Anlaß,  um  die  Bauern  zur  Auswanderung 
zu  bringen    ^). 

Es  war  also  nicht  blol.s  die  Verringerung  des  Besitzes  im 
Laufe  des  19.  Jahrhunderts,  sondern  auch  die  Lückenhaftigkeit 
der  Gesetzgebung,  die  es  bewirkte,  daß  ein  großer  Teil  des 
Tatarenbesitzes  (besonders  ParzelUMi-  und  \^akutl)esitzcs)  nicht  le- 
gitimiert war  oder  auch  werden  konnte  und  sduiit  der  Willkür 
der  Machthabenden  preisgegeben  blieb. 


l)  Jalirbuch   AhU.    II   S.    14. 
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Aber  nicht  nur  in  der  eben  angegebenen  Hinsicht  war  die 
Lage  der  Tataren  ebenso  traurig  wie  am  Anfange  der  russischen 
Herrschaft.  Ebenso  wie  damals  waren  die  Hauern  demoraUsiert. 
Daran  war  wiederum  zum  Teil  die  Regierung,  zum  Teil  waren 
ihre  überaus  eifrigen  Diener  schuld. 

Am  Jahre  1856,  sagt  Leivitsky'^),  war  den  Gouvernements- 
behörden vorgeschrieben,    weder    die  heimliche    noch    die    offene 

Emigration    der    Tataren    nach    der   Türkei    zu    verhindern 

Daraufhin  hat  sich  im  Volke  ein  Gerücht  verbreitet,  daß  die 
Regierung  die  Krim  von  der  unnützen  und  sogar  schädlichen 
Tatarenbevölkerung  zu  reinigen  und  sie  in  die  Gouvernements 
Samara,  Orenburg  und  andere  überzuführen  beabsichtige. 

Möglich  ist,  daß  dieses  Gerücht  ein  Widerhall  jener  Maß- 
regel war,  die  um  dieselbe  Zeit  gegen  die  kaukasischen  Berg- 
bewohner ergriffen  worden  war.  Es  kann  auch  einfach  ein  Pro- 
dukt der  Phantasie  gewesen  sein,  jedenfalls  hatte  es  aber  die 
Tataren  sehr  aufgeregt,  umsomehr,  als  einige  Tatsachen  zum  Un- 
glück es  bestätigten.  So  wurde  in  den  Jahren  1858  —  59  den 
landlosen  Tataren  des  Kreises  Theodosia,  die  sich  bei  der  Ver- 
waltung des  Staatsvermögens  um  Land  verwendeten,  ihre  Bitte 
abgeschlagen  und  ihnen  angetragen,  auf  die  Staatsdomänen  im 
Gouvernement  Orenburg  überzusiedeln. 

Zu  gleicher  Zeit  überfüllten  die  Bergbewohner  des  Kauka- 
sus, die  mit  Unterstützung  der  Regierung-)  nach  der  Türkei 
übersiedelten,  den  Hafen  Kertsch  und  die  anderen  Häfen  des 
Asow'schen  Meeres.  Diejenigen,  denen  es  im  Jahre  1859  nicht 
gelungen  war,  weiterzukommen,  überwinterten  zum  Teil  im  Kreise 
Theodosia  und  erzählten  natürlich  den  Tataren,  daß  auch  ihnen 
angetragen  worden  war,  in  das  Gouvernement  Orenburg  über- 
zugehen. Man  fing  an,  zu  erzählen,  daß  die  Regierung  den  Is- 
lam auszurotten  beabsichtige  —  und  in  diesem  Sinne  wurden 
auch  die  Maßregeln  der  Regierung,  Schulen  und  die  russische 
Sprache  unter  den  Tataren  einzuführen,  ausgelegt«.  Alles  das 
beunruhigte  die  Tataren  und  steigerte  die  Auswanderung. 

>Die  Gouvernementsbehörden,  erzählt  Leivitsky  weiter,  glaub- 
ten am  Anfange,  daß  diese  Auswanderung  den  Absichten  der 
Regierung  entspreche,  und  dem  buchstäblichen  Sinne  der  Yerord- 


1)  Vergl.  seinen   .\ufsatz  in   der  Zeitschrift  :  Wjestnik  Evropy-s    vom  Jahre    1882 
Nr.   10. 

2)  Sie  wurden  auf  Staatsschiffen  übergeführt. 
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nung  von  oben  folgend,  verliehen  sie  der  Sache  den  Charakter 
einer  allgemeinen  Maßregel  und  verlangten  in  den  Kreisen  die 
Listen  derjenigen,  die  nach  der  Türkei  überziehen  wollten.  Es 
gab  sogar  solche  eifrige  ErfüUer,  die  (die  Gefahr  solcher  Hand- 
lung nicht  begreifend)  das  Volk  versammelten  und  auf  öffent- 
lichen Plätzen  ihm  die  Erlaubnis,  die  Krim  zu  verlassen  und  nach 
der  Türkei  überzugehen,  vorlasen.  Manche  von  diesen  begleiteten 
sogar  das  Lesen  mit  feierlichem  Getrommel  .  .  .  (z.  B.  in  Eupa- 
toria)«.  Wie  in  der  Uebergangszeit  machte  die  Regierung  die 
Sache  sehr  ungeschickt  und  ihre  eifrigen  Diener  verpfuschten  sie 
ihr  noch  mehr.  Das  Land  verlor  wieder  eine  große  Masse  von 
Arbeitskräften,  und  das  gerade  nach  dem  Kriege  und  seiner 
Verheerung,  wo  sie  so  nötig  waren.      .   .   . 

Bis  auf  den  heutigen  Tag  sind  die  wichtigsten  Lebensfragen 
der  Tatarenbauern  noch  nicht  gelöst  und  sie  fühlen  sich  immer 
noch  im  Unsichern,  immer  gespannt  auf  einen  Ausfall  des  Ge- 
setzgebers und  der  lokalen  Behörde  gegen  sie,  und  es  genügt 
der  geringste  Anstoß,  um  sie  in  Bewegung  zu  setzen.  Aber 
nicht  nur  der  Verwaltung  gegenüber  sind  die  Tatarenbauern 
mißtrauisch,  sondern  auch  gegen  die  Gutsbesitzer  sind  sie  auf- 
gebracht .   .   .  und  diese  ihrerseits  gegen  sie. 

Die  Bauern  haben  immer  noch  nicht  vergessen,  daß  die  um- 
liegenden Länder  einst  ihnen  gehörten  und  mit  tausend  Künsten 
von  den  Gutsbesitzern  (mit  Unterstützung  der  Verwaltung)  ihnen 
abgenommen  worden  sind. 

Woroponoff^)  erzählt  eine  anekdotenhafte  Ueberlieferung  über 
die  Landentäußerung  von  Seiten  der  Gutsbesitzer,  die  ihm  von 
den  Tataren  erzählt  wurde.  Tataren,  die  wegen  Landbesitz  einen 
Rechtsstreit  mit  dem  benachbarten  Gutsbesitzer  hatten,  wurden 
in  das  Comptoir  der  Oekonomie  geladen,  hier  wurde  ihnen  in 
die  Schuhe  Land  des  Gutsbesitzers  geschüttet,  dann  wurden  sie 
vor  den  Gerichtsbevollmächtigten  gebracht,  der  an  Ort  und  Stelle 
die  Sache  zu  untersuchen  hatte ;  vor  diesem  mußten  sie  unter 
Eid  bezeugen,  auf  wessen  Land  sie  stehen  .  .  .  Natürlich  räso- 
niert der  Erzähler  (Iraner),  antworteten  die  Tataren,  die  in  den 
Schuhen  fremdes,  des  Nachbars  Land,  hatten  und  den  Eid  fürch- 
teten:  auf  dem  Generalslande  .  Bezeichnend  ist,  daß  dem  Ta- 
taren auch    noch    gegen  Ende    des    19.  Jahrhunderts  der  Gutsbe- 

l)  Vgl.  seinen  Artikel  »Unter  den  TntMren   der  Krim«    in   der  /eitschrift  »Wjesl- 
nik  Kvropy«   vom  März    iSSS   S.    152. 
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sitzer  in  (Jestalt  eines  Beamten  erscheint;  dann  diese  bis  zur 
Torheil  naive  Schlauheit  des  (jutsbesitzers,  die  sich  die  Phantasie 
der  Bedrücicten  erdichtet  hat  und  gegen  die  der  Geist  des  -dunk- 
len« Volkes  sich  machtlos  sieht.  Wie  aufgebracht  die  Bauern  und 
Gutsbesitzer  gegen  einander  waren,  und  sind,  geht  aus  zahlreichen 
Gerichtsschleppereien  hervor-^),  die  im  Laufe  des  ganzen  19. 
Jahrhunderts  sich  ununterbrochen  hinziehen. 

Viiv  den  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  liefern  die  Protokolle 
der  Kommission  von  1802  und  besonders  die  Bittschriften  der 
Gutsbesitzer  an  S.  Majestät  ein  sehr  reiches  Material.  In  einer 
solchen  Bittschrift  zeigen  sich  die  Gutsbesitzer  so  gehässig,  daß 
sie  sich  kaum  enthalten  können,  die  Tataren  mit  ärgsten  Worten 
zu  beschimpfen,  und  zählen  mit  größter  Sorgfalt  alle  ihre  Greuel- 
taten ihnen  gegenüber  auf^). 

Natürlich  konnte  bei  einer  derartigen  Demoralisation  das 
gesamte  Volks-  und  Wirtschaftsleben  der  Krim  nicht  gedeihen. 
Im  Gegenteil,  alles  ist  lahmgelegt  und  traurig  sieht  es  im  Lande 
aus  :  Die  Wälder  sind,  wie  wir  sahen,  verwüstet,  Hügel  und  Berge 
stehen  entblößt,  der  brennenden  Sonne  und  den  verheerenden 
Winden  preisgegeben,  die  P"lüsse  trocknen  ein,  das  Ackerland 
ist  bis  auf  die  letzten  Säfte  ausgesaugt  und  sichert  den  Bauern 
kein  genügendes  Auskommen. 

Arm  und  ungebildet  schleppen  sie  ein  Dasein  im  fest  ge- 
schlossenen Kreise,   vom  Hunger  —  zur  Not  und  zurück 

1)  Vgl.  J.  B.  der  Sammlung  von  Dokumenten  betr.  des  Gutes  Tavel,  St.  Peters- 
burg 1891  .  .  .  von  1802 — 1889.  10  Entscheidungen  verschiedener  höherer  Ge- 
richtsinstanzen,  außerdem  zahlreiches  Einschreiten  der  lokalen  Verwaltungsbehörden. 

2)  »Sammlung  von   Dokumenten«   S.   208. 
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Einleitung. 

In  Deutschland  sind  die  Bestrebungen,  durch  festbegründete 
Kreditanstalten  dem  ländlichen  Grundbesitz  den  erforderlichen 
Hypothekarkredit  zu  verschaffen,  alt.  Schon  Friedrich  der  Große 
schuf  im  Jahre  1770  in  der  Schlesischen  Landschaft  ein  Geld- 
institut, das  dem  größeren  Grundbesitz  der  durch  den  sieben- 
jährigen Krieg  erschöpften  Provinz  die  nötigen  Geldmittel  zu 
billigem  Zinsfuß  zur  Verfügung  stellte.  Aehnliche  Kreditinstitute 
für  den  Großgrundbesitz  entstanden  bald  darauf  auch  in  den  andern 
Landesteilen.  Dagegen  sind  Institute  dieser  Art  für  den  mitt- 
leren und  kleinen  landwirtschaftlichen  Grundbesitz  erst  verhältnis- 
mäßig jüngeren  Datums,  und  auch  die  ältesten  derartigen  Geld- 
institute dehnten  die  Beleihung  auf  kleinere  Besitzungen  erst  in 
den  letzten  Jahrzehnten  aus.  Hierfür  lag  aber  auch  erst  seit 
Beginn  bis  zur  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  ein  Bedürfnis  vor, 
als  die  Leibeigenschaft  des  Bauern  beseitigt  und  ihm  der  Besitz 
und  Erwerb  von  Grund  und  Boden  zugestanden  wurde.  Erst 
seit  dieser  Zeit  hatte  also  der  Bauer  ein  Interesse  an  billigem 
und  unkündbarem  Realkredit,  und  seit  dieser  Zeit  ist  auch  ein 
gewisser  Stillstand  in  der  Entwickelung  dieser  Kreditmöglich- 
keiten eingetreten. 

In  der  allerneuesten  Zeit  wird  nun  der  Kreditbeschaffung 
für  den  ländlichen  —  beiläufig  bemerkt  aber  auch  für  den 
städtischen  —  Grundbesitz  wieder  ein  erhöhtes  Interesse  von 
allen  beteiligten  Faktoren,  insbesondere  auch  der  Landwirtschaft, 
zugewandt.  Der  Hauptgrund  hierfür  liegt  in  der  in  ihren  Folgen 
noch  fortbestehenden  Geldkrisis  von  1907/ 1908  *).  In  den  drei 
letzten  Jahren  nahm  der  deutsche  und  der  internationale  Geld- 
markt   eine  Entwicklung    an,    die    ihresgleichen  sucht.     Im  Jahre 

l)  Vgl.   hierzu  F.  Schäfer,  Die  Bcfriccliu;unii  des  Kiedilbcdüifnisscs  der  iirößeren 
deutschen  Städte  in  den  Jahren   1906  bis    1909.     Berlin    1909,   S.  4  u.   11". 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  4^-  I 


1905  setzte  eine  Hochkonjunktur  ein,  die  sich  im  folgenden  Jahre 
fortsetzte.  Der  Geschäftsc^ang  war  in  Deutschland  sowohl  wie 
in  den  meisten  Kulturländern  »in  glänzender.  Damit  hing  eine 
selten  hohe  Steigerung  der  Kreditbedürfnisse  der  Industrie-  und 
Handclswelt  zusammen.  Die  Emission  von  Bank-,  Eisenbahn- 
und  Industrie-Aktien  stieg  z.  B.  in  Deutschland  von  538  Millionen  M. 
im  Jahre  1904  auf  707  Millionen  M.  im  Jahre  1905  und  auf  957 
Millionen  M.  im  Jahre  1906.  Dazu  gesellte  sich  der  ungemein 
hohe  Anleihebedarf  des  Reiches,  der  Bundesstaaten  und  der  Ge- 
meinden. So  wurden  an  deutschen  Staats-,  Stadt-  und  Provinzial- 
anleihen  im  Jahre  1906  1099  Millionen  M.,  1907  1038  Millionen  M. 
begeben,  gegen  837  und  501  Millionen  M.  in  den  beiden  folgen- 
den Jahren.  An  Wertpapieren  wurden  1906  in  Deutschland  2813 
Millionen  M.  emittiert,  eine  Summe,  die  die  Gesamtemission  des 
letzten  Jahres  der  vorletzten  Hochkonjunkturperiode,  des  Jahres 
1899,  '^^^  ^^^^  Emission  von  2154  Millionen  M.  aufzuweisen 
hatte,  noch  ganz  erheblich  übertraf. 

Diesen  Anforderungen  zeigte  sich  der  deutsche  Geldmarkt 
nicht  gewachsen;  er  stand  infolgedessen  im  Jahre  1906  und  auch 
1907  im  Zeichen  völliger  Erschöpfung.  Der  Reichsbankdiskont, 
der  im  allgemeinen  die  Vorgänge  auf  dem  Geldmarkte  ziemlich 
rasch  widerspiegelt,  erreichte  sogar  am  Schlüsse  des  Jahres  1906 
die  bisher  kaum  beobachtete  Höhe  von  6%  und  7%,  im  Jahre 
1907  ging  er  in  den  ersten  neun  Monaten  von  7%  auf  6%  und 
5^/2%  herunter,  schwoll  aber  im  letzten  Vierteljahr  wieder  auf 
672  "/'o    und  kurze  Zeit  sogar  auf  772%    an. 

Die  Ursachen  dieser  ungünstigen  Entwicklung  auf  dem  heimi- 
schen Geldmarkte  beruhten  zum  Teil  auf  den  Vorgängen  im  In- 
lande,  zum  Teil  waren  sie  auf  internationale  Verhältnisse  zurück- 
zuführen. Im  Inlande  trugen  die  Schuld  an  der  Versteifung  des 
Geldmarktes  in  erster  Linie  die  großen  Staats-  und  Stadtanleihen, 
im  Auslande  vornehmlich  die  Verhältnisse  in  den  Vereinigten 
Staaten,  die  für  Deutschland  bekanntlich  die  Hauptlieferanten  von 
Getreide,  Kupfer  und  Baumwolle  sind.  In  den  Unionstaaten  setzte 
im  Jahre  1907  aus  wirtschaftlichen  und  politischen  (Präsidenten- 
wahl) Gründen  eine  schwere  Geld-  und  Kreditkrisis  ein,  die  die 
europäischen  Geldmärkte,  insbesondere  den  englischen  und  deut- 
schen, in  schwere  Mitleidenschaft  zog.  Erst  die  Jahre  1908  und 
1909  brachten  die  lange  erhoffte  Erleichterung  des  Geldstandes, 
die  zwar  auch  im  letzten  Jahr  (191 1)  noch  nicht  so  weit  gediehen  ist, 
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daß  von  einer  vollständigen  Beseitigung  der  jüngsten  Geld-  und 
Kreditkrisis  die  Rede  sein  kann,  die  aber  doch  langsame  Fort- 
schritte macht  und  hoffentlich  in  absehbarer  Zeit  wieder  ge- 
sunde Geldverhältnisse  herbeiführt. 

Daß  zu  Zeiten  solcher  anhaltenden  Krisen  die  Geschäfte  der 
reellen  und  namentlich  der  unreellen  Geldverleiher  blühen,  daß 
mancher  Landwirt  dann  gezwungen  ist,  zu  äußerst  ungünstigen 
Bedingungen  Hypotheken  auf  seine  Grundstücke  aufzunehmen, 
liegt  auf  der  Hand.  Wenn  er  dann  größeren  Geldbedarf  hat 
oder  seine  Hypotheken  erneuern  oder  Ersatzhypotheken  auf- 
nehmen muß,  so  hat  er  die  ganze  Wucht  des  wirtschaftlichen 
Auf  und  Nieder  zu  tragen. 

Ein  Gutes  hat  aber  die  letzte  Geldkrisis  doch  gezeitigt.  Ver- 
suche zur  Vervollkommnung  der  landwirtschaftlichen  Kreditver- 
hältnisse haben  eingesetzt.  Die  Frage  der  Kreditbeschaffung  für 
den  Grundbesitz  und  besonders  für  den  landwirtschaftlichen 
Grundbesitz  hat  wieder  erhöhtes  Interesse  erlangt,  sie  ist  wieder 
mehr  in  die  öffentliche  Diskussion  getreten  und  ihre  Lösung  wird 
dadurch  voraussichtlich  um  ein  gutes  Stück  weiter  gebracht.  Er- 
wähnt seien  hier  nur  aus  den  letzten  Jahren  die  Entschuldungs- 
maßnahmen der  Ostpreußischen  Landschaft,  der  Ostpreußischen 
Landgesellschaft  m.  b.  H.  in  Königsberg,  der  Landwirtschaftlichen 
Kreditgenossenschaften  usw.  In  die  gleiche  Zeit  fielen  auch  die 
ersten  Eintragungen  einer  Verschuldungsgrenze  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  20.  August  1906.  Seit  der  genannten  Zeit  haben 
auch  die  Bestrebungen  namentlich  der  größeren  Stadtverwaltungen, 
eigene  Grundkreditinstitute  ins  Leben  zu  rufen  und  dadurch  den 
allbekannten  Auswüchsen  auf  dem  städtischen  Hypothekenmarkte 
entgegenzuarbeiten,  vielfach  zum  Ziele  geführt.  So  sind  in  Cre- 
feld,  Magdeburg,  Neuß,  Ucrdingen,  Köln  usw.  bereits  derartige 
städtische  Hypothekenämter  neu  gegründet  worden,  in  mehreren 
anderen  Städten  wie  München,  Karlsruhe,  Freiburg  i.  Br.  u.  a. 
werden  solche  Anstalten  seit  längerem  geplant. 


Landschaftliche  Kreditinstitute  in  Preußen. 

Die  zweckmäßigste  Beschaffung  des  Realkredits  für  den  länd- 
lichen Grundbesitz  erfolgt  zurzeit  wohl  im  allgemeinen  durch  die 
Landschaften  und  die  auf  ähnlicher  Grundlage  aufgebauten  Kre- 
ditanstalten. Denn  diese  erfüllen  fast  durchweg  die  Bedingungen, 
die  billigerweise  an  das  Leihkapital  für  den  landwirtschaftlich 
genutzten  Grund  und  Boden  gestellt  werden  müssen.  Letztere 
sind  einmal  die  möglichst  billige  und  leichte  Her- 
gabe der  Kapitalien.  Vor  allem  muß  es  dem  kleinen 
und  mittleren  Landwirt  ohne  viel  Schreibereien  und  ohne  große 
Mühe  möglich  sein,  seine  größeren  Anleihen  bei  einem  solchen 
Kreditinstitut  aufzunehmen,  sonst  gibt  er  dem  ihm  bekannten 
Privatgeldgeber  den  Vorzug.  Daß  die  landschaftHchen  Kapitalien 
einen  etwas  niedrigeren  Zinsfuß  aufweisen  müssen  als  Bank-  und 
Privatgelder,  liegt  schon  in  der  Eigenschalt  dieser  Darlehen  als 
Tilgungsdarlehen  begründet.  Der  Amortisationszwang 
ist  aber  eine  weitere  notwendige  Vorbedingung  für  das  landwirt- 
schaftliche Leihkapital,  damit  der  Schuldner  gezwungen  ist,  all- 
mählich und  stetig  abzutragen.  Hierin  liegt  insbesondere  die 
volkswirtschaftliche  Bedeutung  dieser  Geldinstitute.  Wären  sie 
nicht  mit  Zwangsabtragung  ausgestattet,  so  würden  sie  nur  als 
Ergänzung  zu  den  vielen  sonstigen  Kreditmöglichkeiten  hinzu- 
treten und  als  solche  dienen ;  so  erfüllen  sie  aber  die  wichtige 
Aufgabe  der  Entschuldung  des  ländlichen  Grundbesitzes.  Es 
müssen  noch  hinzukommen  die  völlige  oder  doch  auf  Jahre  hin- 
aus festgesetzte  Unkündbarkeit  seitens  des  Kredit- 
instituts und  die  Möglichkeit  der  jederzeitigen 
Rückzahlung  durch  den  Schuldner.  Ersteres  ist  be- 
sonders wieder  für  den  mittleren  und  kleineren  Landwirt  ein 
notwendiges  Erfordernis,  da  dieser  meist  über  den  Geldmarkt 
nicht  so  orientiert  ist,  um  sich  angemessen  billigen  Ersatz  zu  ver- 
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schaffen  durch  eine  andere  Anleihe.  Auch  darf  er  nicht  der 
Gefahr  ausgesetzt  werden,  daß  gerade  zu  Zeiten  einer  größeren 
Geldknappheit  das  Kapital  zurückgefordert  wird,  dann  bringt  die 
ganze  Einrichtung  landschaftlicher  Geldinstitute  wenig  Nutzen 
für  ihn.  Ihm  selbst  muß  aber  die  Möglichkeit  bleiben,  und  dies 
läßt  sich  auch  ohne  besondere  Schwierigkeiten  für  die  bezüglichen 
Institute  durchführen,  zu  jeder  Zeit  einen  Teil  oder  die  ganze 
Schuldsumme  abtragen  zu  können.  Es  ist  zwar  im  allgemeinen 
nicht  zweckmäßig,  Amortisationsdarlehen  vorzeitig  zu  tilgen,  da 
solche  in  der  Regel  einen  niedrigeren  Zinsfuß  aufweisen,  als  die 
sonstigen  Leihgelder;  aber  des  ungeachtet  gibt  es  doch  Einzel- 
fälle, z.  B.  Auswanderung,  Erbteilung  usw.,  die  eine  vorzeitige 
Abtragung  rechtfertigen.  Durchweg  empfiehlt  es  sich  am  meisten, 
wenn  ein  Landwirt  seine  in  guten  Erntejahren  erübrigten  oder 
durch  Erbschaft  und  dergl.  erlangten  Gelder  nicht  zur  Abtragung 
der  landschaftlichen  Schulden  benutzt,  sondern  auf  Sparkassen 
oder  sonstwie  in  sicherer  Weise  anlegt.  Einmal  verdient  er  da- 
bei, da  die  Zinsen  für  die  landschaftliche  Schuld  erheblich  nied- 
riger sind  als  der  Zinsgenuß,  den  er  für  sein  bei  der  Sparkasse, 
auf  erste  Hypothek  usw.  angelegtes  Geld  erhält.  Dann  hat  er 
auf  diese  Weise  in  schlechten  Zeiten  eine  Quelle,  aus  der  er 
schöpfen  kann,  während  er  sonst  ein  neues  Landschaftsdarlehen 
mit  den  immerhin  lästigen  Verzögerungen  durch  Abschätzung, 
Beschaffung  von  Zwischenkredit  usw.  aufnehmen  müßte,  nachdem 
er  vielleicht  vor  ein  bis  zwei  Jahren  erst  das  frühere  Darlehen 
derselben  Anstalt  außerterminlich  abgetragen  hat. 

Der  große  Wert,  den  sicher  fundierte,  auf  dem  Grundsatze 
der  Tilgung  begründete  Geldinstitute  für  die  Landwirtschaft  haben, 
wurde  früh  erkannt.  Bereits  1 770  trat  in  Schlesien,  wie  eingangs  er- 
wähnt, in  der  Schlesischen  Landschaft  eine  solche  Anstalt  ins 
Leben.  Die  Anregung  zu  der  Gründung  gab  bekanntlich  der  große 
Realpolitiker  König  Friedrich  IL,  um  den  Rittergutsbesitzern 
Schlesiens  einen  billigen  und  unkündbaren  Kredit  zu  verschaffen. 
Diesem  Beispiele  folgten  nach  und  nach  die  übrigen  Provinzen. 
Acht  Jahre  später,  1778,  fand  die  Gründung  der  Ost  preußi- 
schen Landschaft  statt.  Im  Jahre  1 7S i  wurde  die  P o m- 
m  ersehe  und  im  Jahre  1  'j'6'j  die  West p r  c u  ß  i  s c  h  e  La  n d- 
schaft  gegründet.  Der  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  mit  den 
schweren  Freiheitskämpfen  brachte  naturgemäß  einen  Stillstand 
in    dieser  Entwicklung,    obwohl    bekanntlich     damals    wegen    der 


—     6    — 

Kriegslasten  in  manchen  Gerjcnden  unseres  Vaterlandes  die  Ver- 
schuldung des  Grundbesitzes  rapide  zugenommen  hatte.  Die  Reihe 
setzte  sich  dann  in  Preußen  fort  mit  der  1821  ins  Leben  ge- 
tretenen Poscnschen  Landschaft.  JJiese  und  die  vor- 
genannten altern  Landschaften  beliehen  gemäß  ihrer  ursprüng- 
lichen Statuten  —  durch  spätere  Statutenänderungen  wurde  der 
Geschäftskreis  erweitert  —  nur  große  oder  gar  nur  Kittergüter. 
Bauerngüter  und  kleine  Ackernahrungen  in  eigenem  Besitz  gab 
es  ja  auch  noch  nicht. 

Erst  als  die  alten  grundherrlich-bäuerlichen  Abhängigkeits- 
verhältnisse vollkommen  aufgehoben  wurden,  als  der  Bauer  freies 
Eigentum  an  seinem  Gute  erhielt  und  Grund  und  Boden  erwer- 
ben konnte,  da  erw'uchsen  auch  den  berufenen  Kreditinstituten 
neue  Aufgaben.  Deshalb  wurden  etwa  um  die  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts  die  bestehenden  Landschaften  durch  entsprechende 
Aenderung  ihrer  Statuten  ermächtigt,  die  Anleihetätigkeit  auch 
auf  den  bäuerlichen  Grundbesitz  auszudehnen.  In  denjenigen 
Landesteilen,  wo  aber  derartige  Geldinstitute  noch  nicht  bestan- 
den, traten  neue  ins  Leben.  So  erfolgte  die  Gründung  einer 
Landschaft  für  die  Provinz  Sachsen  im  Jahre  1 864, 
für  die  Provinzen  Westfalen  und  S  c  h  1  e  s  w  i  g  -  H  o  1- 
stein  je  im  Jahre  1882.  Für  die  Rheinprovinz  ist  die 
Landesbank  in  Düsseldorf  berufen  und  entsprechend  ausge- 
stattet, um  neben  der  Erfüllung  ihrer  sonstigen  Aufgaben  insbe- 
sondere auch  als  landschaftliches  Kreditinstitut  für  die  genannte 
Provinz  zu  dienen.  Die  gleiche  Aufgabe  hat  für  Westfalen 
neben  der  Landschaft  übrigens  auch  die  dortige  Landesbank 
zu  erfüllen.  Beide  Banken  sind  bekanntlich  eine  Erweiterung 
der  Provinzialhülfskassen,  die  zum  Zweck  der  besseren  Organi- 
sation des  ländlichen  bez.  des  Grundkreditwesens  durch  Ministerial- 
erlaß vom  9.  Juni  1890  bez.  durch  AUerh.  Kab. -Ordre  vom  23. 
April  1888  vorgenommen  worden  ist.  Wie  in  Westfalen  die 
Landesbank,  so  traten  auch  in  den  meisten  übrigen  Provinzen 
zu  den  eigentlichen  Landschaften  mit  der  Zeit  landschaftsähn- 
liche oder  weitere  Landschaften  mit  bestimmten  Aufgaben  hin- 
zu. Solche  Institute  sind  u.  a.  der  Landschaftliche  Kre- 
ditverband für  dieProvinz  Schleswig-Holstein, 
die  Neue  Pommersche  Landschaft  für  den  Klein- 
grundbesitz, die  Neue  Westpreußische  Land- 
schaft,    das     Neue     B  r  a  n  d  e  n  b  u  r  g  i  s  c  h  e     K  r  e  d  i  t-I  n- 
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stitut  und  das  Kreditinstitut  für  die  König  1. 
preußische  Ober-  und  Niederlausitz. 

In  den  andern  Staaten  Deutschlands  entstanden  etwa  von 
1850  an  ähnliche  Kreditinstitute  wie  die  Landschaften,  weil  auch 
hier  mit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  das  Kreditbedürfnis 
des  mächtig  vorwärts  strebenden  Bauernstandes  erwachte  und 
außerdem  für  die  Ablösung  der  gutsherrlich-bäuerlichen  Lasten 
ein  sicheres  Geldinstitut  nicht  zu  entbehren  war,  Für  den  Groß- 
grundbesitz bestanden  übrigens  in  einzelnen  Staaten  auch  schon 
vorher  landschaftsähnliche  Geldinstitute.  Auf  deren  Organisation, 
Geschäftskreis  usw.  einzugehen,  bietet  sich  weiter  unten  Gelegen- 
heit. Zunächst  wenden  wir  uns  den  einschlägigen  Kreditinstituten 
in  Preußen  zu. 

Die  landschaftlichen  Krediteinrichtungen  zerfallen  hier  in 
zwei  Gruppen,  von  denen  die  erste  die 

Landschaftlichen  Kreditanstalten  mit  voller  oder  teil- 
weiser Staats-,   Provinzial-,  Kommunal-,   oder   stän- 
discher Garantie 

umfaßt.  Zu  ihr  gehören  die  Hannoversche  Landeskreditanstalt 
in  Hannover,  die  Landeskreditkasse  in  Cassel  und  die  Nassauische 
Landesbank  in  Wiesbaden.  Alle  drei  Kreditinstitute  stehen  auch 
insofern  zu  einander  in  Beziehung,  als  nach  der  Einverleibung  von 
Hannover  und  Hessen-Nassau  in  Preußen  ihre  Statuten  durch 
ein  gemeinschaftliches  Gesetz  vom  25.  Dezember  1869  neu  ge- 
regelt und  umschrieben  wurden.  Dabei  blieb  jedoch  der  ursprüng- 
liche Charakter  jeder  Anstalt  im  großen  und  ganzen  gewahrt. 
Was  nun  zunächst  die 

Hannoversche  Landeskreditanstalt 

anbetrifft,  so  fiel  ihre  Gründung  bereits  in  das  Jahr  1841  gemäß 
der  Königlichen  Verordnung  vom  8.  September  1840^).  Ihr  Ge- 
schäftskreis war  aber  im  Anfang  zu  eng  gezogen.  Sie  sollte  als 
Kreditanstalt  für  die  Ablösungen  dienen  mit  der  Beschränkung 
auf  die  Ablösung   von  Zehnten,   Diensten   und    sogenannten    ver- 

i)  Vgl.  Betting,  Die  Hannoversche  Landeskredit.instaU,  im  Archiv  der  politi- 
schen Oekonomie  von  Rau  und  Hanssen,  Neue  Folge,  Bd.  9,  185 1.  Ferner:  Sta- 
tuten der  Hannoverschen  Landeskreditanstalt  vom  l8.  Juni  1842  nebst  den  zu 
deren  Ergänzung  und  Erweiterung  erlassenen  gesetzlichen  Bestimmungen,  Hannover 
1877  bez.    1904. 


änderlichen  Gefällen.  Die  Verwaltun^skostcn  waren  l)ei  solch 
geringem  Geschäftsumfan^  zu  hohe,  die  Beschäftij^'ung  der  An- 
stalt eine  zu  ^^eringe.  Die  Regierung  beantragte  daher  bereits 
am  Ende  des  Gründungsjahres  die  Erweiterung  der  Geschäfte 
auf  alle  ablösbaren  (irundlasten  sowie  auf  Darlehen  zu  andern 
als  Ablösungszwecken.  Am  iS.  Januar  1842  erschienen  die  neuen 
Satzungen,  wodurch  die  ursprüngliche  Kreditanstalt  für  Ablösungen 
zu  einer  Landeskreditanstalt  umgestaltet  wurde.  Die 
Organisation  der  Anstalt  wurde  dann  noch  vervollständigt  und 
weiter  ausgebildet  durch  die  Königliche  Verordnung  vom  26. 
August  1844  sow'ie  durch  die  Gesetze  vom  12.  August  1846  und 
vom  9.  Juni  1848.  Eine  weitere  gesetzliche  Regelung  erfolgte 
dann  erst  unter  preußischem  Regime  durch  das  obenerwähnte 
Gesetz  vom  25.  Dezember  1869. 

Die  Landeskrcditanstalt  hatte  also  nach  ihrem  Ausbau  ein- 
mal als  Vermittlerin  der  Grundentlastung  und  zum  zweiten  als 
Hypothekenbank  für  die  Eigentümer  oder  Inhaber  von  Gütern 
und  Höfen  zu  dienen.  In  letzterer  Hinsicht  waren  ihr  zunächst 
jedoch  einige  Beschränkungen  auferlegt.  Sie  durfte  in  denjenigen 
Teilen  Hannovers,  in  denen  schon  Kreditinstitute  mit  landes- 
herrlicher Genehmigung  bestanden,  nur  auf  solche  Güter  und 
Höfe  Darlehen  bewilligen,  welche  bei  jenen  Kreditinstituten  nicht 
aufnahmefähig  waren.  Weiter  durfte  sie  anfänglich  nur  solche 
Besitzungen  beleihen,  die  einen  jährlichen  Reinertrag  von  min- 
destens 200  Tlr.  aufwiesen.  Dieses  Mindesterfordernis  an  jähr- 
lichem Reinertrag  wurde  später  zunächst  auf  100  Tlr.,  dann 
auf  60  Tlr.  herabgesetzt  und  durch  Gesetz  vom  24.  Juli  1875 
mit  Recht  ganz  beseitigt. 

Besonders  hervorgehoben  zu  werden  verdient,  daß  die  Landes- 
kreditanstalt von  jeher  Darlehen  nur  auf  fruchttragende  Grund- 
stücke, auf  ländliches  Grundeigentum,  nicht  aber  gegen  den  Ver- 
satz städtischer  Objekte  gegeben  hat,  Sie  ist  also  ein  rein 
landwirtschaftliches  Kreditinstitut  wie  kaum  ein  anderes.  Außer 
an  Einzelpersonen  erfolgt  die  Darlehensgewährung  auch  an  Ge- 
meinden und    andere  Körperschaften   gegen  doppelte  Sicherheit. 

Die  Darlehen  sollen,  wie  bei  fast  allen  derartigen  Kredit- 
instituten, zur  ersten  Stelle  stehen,  doch  sind  Ausnahmen  gemäß 
§  15  des  Gesetzes  von  1846  nach  dem  Ermessen  der  Direktion 
in  Einzelfällen  zulässig.  Die  Darlehen  werden  in  der  Regel  nur 
als    Amortisations-Darlehen    gegeben.     Die    geringste  Verzinsung 


und  Tilgung  beträgt  4^4  %•  Hiervon  entfallen  372%  auf  Zinsen, 
1/4%  der  ursprünglichen  Darlehenssumme  auf  die  Verwaltungs- 
kosten und  die  Bildung  eines  Reservefonds  —  davon  -/i2%  auf 
die  ersteren,  V12V0  auf  den  Reservefonds  —  und  ^2%  auf  die 
jährliche  Tilgung,  sofern  nicht  eine  andere,  höhere  Tilgungsquote 
bei  Aufnahme  des  Darlehens  oder  auch  später  vereinbart  wird. 
Hinsichtlich  der  Amortisation  zeigt  die  Anstalt  also  ein  äußerst 
weitgehendes  Entgegenkommen.  Wenn  bei  Aufnahme  des  Dar- 
lehens die  niedrigste  Tilgungsquote  von  Va^/o  gewählt  worden 
ist,  so  steht  nichts  im  Wege,  diese  später  auf  i,  2  usw.  °/o  zu  er- 
höhen, um  so  eine  schnellere  Schuldentilgung  zu  erlangen.  Wie 
aus  den  Berichten  der  Anstalt  hervorgeht,  wird  von  dieser  Wandel- 
barkeit der  Tilgung  verhältnismäßig  ziemlich  häufig  Gebrauch 
gemacht.  Es  wird  dies  besonders  dann  eintreten,  wenn  ein  Land- 
wirt auf  irgend  eine  Weise  in  bessere  Verhältnisse  kommt  und 
nun  so  bald  wie  möglich  die  Schuld  abtragen  will. 

Die  Zahlungen  sind  seitens  der  Schuldner  halbjährlich  zu 
leisten,  und  zwar  je  am  i.  Mai  und  i.  November.  Das  Zusammen- 
strömen der  Geldleistungen  an  2  bestimmten  Tagen  hat  jeden- 
falls für  die  Kreditanstalt  den  Vorzug,  für  größere  Plazierungen 
gerüstet  zu  sein.  Außerdem  hat  sie  dadurch  einen  Zinsgewinn, 
da  sie  ihre  Zinsen  jährlich  bezahlt. 

Bemerkenswert  ist,  daß  die  Anstalt  sich  von  Anfang  an  nicht 
an  den  Zinsfuß  von  372%  gebunden  hat,  sie  behält  sich  aus- 
drücklich vor,  falls  sie  selbst  mehr  als  3V2%  aufwenden  muß, 
für  die  jeweiligen  Restkapitalien  eine  entsprechend  höhere  Ver- 
zinsung zu  verlangen.  Sofern  sie  aber  ihr  Geld  unter  372%  er- 
hält, soll  das  dadurch  Ersparte  zur  Tilgung  der  Schuld  Verwen- 
dung finden. 

Ohne  auf  die  weiteren  Einzelheiten  der  Statuten  und  den 
Geschäftsbetrieb  der  Anstalt  in  der  vorpreußischen  Zeit  einzu- 
gehen, sei  hier,  zur  neueren  Zeit  überleitend,  kurz  hervorgehoben, 
daß  die  Eandeskreditanstalt  sich  stets  lebensfähig  und  als  eine 
wirkliche  Helferin  des  hannoverschen  Landwirts  bewiesen  hat. 
Zwar  sind  ihr  in  den  ersten  Jahren  einzelne  Krisen  nicht  ganz 
erspart  geblieben,  so  185 1  infolge  Zunahme  des  Geldbedürfnisses 
seitens  des  Staates  behufs  Eisenbahnbauten,  1853  infolge  der  da- 
maligen allgemeinen  Geldknappheit  u.  ä.  m.  Es  lag  auch  etwas 
Eigenartiges  in  der  finanziellen  Grundlage  der  Anstalt  zur  han- 
noverschen Zeit,  daß  sie  nämlich  den  größten  Teil    ihrer  Gelder 
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gegen  Kündigung  beim  Staate,  der  übrigens  nur  eine  Garantie  bis 
500000  Tlr.  übernahm,  aufnahm,  dagegen  aber  selbst  wegen  der  Un- 
kündbarkeit   ihrer   Darlehen    ihre  Aktiva    nicht    einziehen  konnte. 

Eine  neue  Periode  begann  dann  nach  dem  mehrmals  er- 
wähnten Gesetz  vom  25.  Dezember  1869.  Ohne  die  vorhandenen 
Grundlagen  zu  beseitigen,  wurden  durch  dieses  sowie  auch  durch 
die  Gesetze  vom  24.  Juli  1875  und  7.  März  1879  manche  be- 
merkenswerte Neuerungen  geschaffen,  und  die  ganze  Anstalt,  den 
Zeitverhältnissen  und  hervorgetretenen  Bedürfnissen  Rechnung 
tragend,  weiter  ausgebaut.  Zunächst  war  es  von  Bedeutung,  daß 
sie  zu  einem  ständischen  Institut  gemacht  wurde.  Alle  Rechte 
und  Pflichten,  die  bisher  hinsichtlich  der  Garantie,  der  Kontrolle 
usw.  dem  Staate  zugestanden  hatten,  gingen  auf  Grund  des  erst- 
genannten Gesetzes  an  den  Provinzialverband  über.  Damit  hörte 
auch  die  bisherige  Verpflichtung  des  Staates,  der  Landeskredit- 
anstalt Vorschüsse  bis  zur  Höhe  von  100  000  Tlr.  zu  gewähren, 
auf.  Folgerichtig  wurde  ihr  auch  die  ausschließliche  Deposital- 
fähigkeit  genommen.  Bisher  waren  die  Gerichte  des  Appel- 
lationsgerichtsbezirks Celle  mit  Einschluß  der  obervormundschaft- 
lichen  und  Oberkuratelbehörden  mit  geringen  Ausnahmefällen 
verpflichtet,  die  bei  ihnen  niedergelegten  Gelder,  wenn  sie  in  der 
einzelnen  Sache  die  Summe  von  100  Tlr.  erreichten,  an  die 
Landeskreditanstalt  in  Hannover  auszuleihen;  letztere  durfte  die 
Annahme  und  Verzinsung  zu  2°/^  jährlich  nicht  verweigern.  Diese 
Verpflichtung  seitens  der  Gerichte  hörte  nunmehr  auf,  diese 
konnten  jedoch  wie  früher  die  Landeskreditanstalt  unter  den  alten 
Bedingungen  weiter  benutzen. 

Ferner  erlosch  auf  Grund  des  Gesetzes  von  1869  mit  dem 
I.  Januar  1870  die  Befugnis  und  Verpflichtung  der  Anstalt,  Dar- 
lehen zur  Ablösung  von  Grund-  und  gutsherrlichen  Lasten  aus- 
zugeben. Dagegen  wurde  ihr  das  Recht  verliehen,  alle  Güter, 
Höfe  und  Grundstücke  der  Provinz  Hannover  zu  beleihen,  ohne 
Unterschied,  ob  dieselben  bei  den  sonst  in  der  Provinz  bestehen- 
den Kreditinstituten  aufnahmefähig  sind  oder  nicht.  Dadurch 
wurde  die  Anstalt  erst  zu  einem  wirklichen  allgemeinen 
Kreditinstitut  für  den  hannoverschen  Grundbesitz.  Seit  dieser 
Zeit  gewann  die  Geschäftstätigkeit  desselben  erheblich  an  Um- 
fang, wenn  ihm  auch  nach  wie  vor  das  Recht  benommen  blieb, 
städtische  Grundstücke  sowie  Bergwerkseigentum  zu  beleihen. 
Diese  Beschränkung  darf  im  allgemeinen  auch  eher  als   ein  Vor- 
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zug  wie  als  Nachteil  angesehen  werden,  da  auf  diese  Weise  das 
Risiko  weit  geringer  ist.  Führt  man  doch  das  häufige  Zusammen- 
brechen der  Privatbanken  in  erster  Linie  darauf  zurück,  daß  diese 
ihre  Geschäftstätigkeit  auf  zu  vielseitige  Objekte,  auf  städtischen 
und  ländlichen  Grundbesitz,  auf  Fabriken,  Bergwerke  usw.  usw. 
ausdehnen,  die  Uebersicht  verheren  und  das  Risiko  ins  Unermeß- 
liche steigern. 

Nach  wie  vor  blieb  der  Landeskreditanstalt  das  Recht,  an 
Gemeinden,  Körperschaften  und  Verbände,  z.  B.  Wegeverbände, 
Darlehen  zu  gewähren.  Als  Mindesthöhe  eines  Darlehens  wurden 
200  Tlr.  festgesetzt.  Ferner  wurde  die  Direktion  ermächtigt,  die 
jährlichen  Beiträge  der  Darlehensnehmer  bis  auf  4V//0  und  mehr, 
w'ovon  mindestens  wie  bisher  \/2%  zur  Amortisation,  ^/i2^/o  zu 
Verwaltungsauslagen  und  7i2°/o  zum  Reservefonds  zu  verwenden 
sind,  zu  erhöhen,  wenn  dies  dem  Durchschnittsprozentsatz  der 
Zinsen  entspricht,  den  die  Anstalt  im  nächst  vorhergegangenen 
Jahre  ihren  Gläubigern  hat  entrichten  müssen.  Für  jede  Aen- 
derung  des  Zinsfußes  ist  aber  die  Zustimmung  der  Provinzialstände 
oder  des  Verwaltungsausschusses  und  die  Genehmigung  des  Ober- 
präsidenten erforderlich.  Der  Reservefonds  hat  mindestens  die 
Höhe  von  5  %  der  Verbindlichkeiten  der  Anstalt  zu  erreichen, 
er  soll  dazu  dienen,  Zinsen  und  Kosten  vorzuschiefien  und  etwaige 
Ausfälle  zu  decken. 

Die  Beschaffung  der  Geldmittel  erfolgt  durch  Ausgabe  von 
Obligationen,  welche  auf  den  Inhaber  oder  auf  Verlangen  auch 
auf  den  Namen  ausgestellt  sind.  Ihre  frühere  Kündbarkeit  auch 
seitens  des  Inhabers  wurde  jedoch  durch  Gesetz  vom  15.  Juni  1904 
aufgehoben  (§  2).  Von  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  an  dürfen 
seitens  des  Inhabers  kündbare  Schuldverschreibungen  nicht  mehr 
ausgestellt  und  die  bestehenden  kündbaren  müssen  innerhalb 
10  Jahren  in  unkündbare  umgewandelt  werden.  Dadurch  wird 
also  die  Anstalt  auf  etwas  festere  Grundlage  gestellt. 

Das  letztgenannte  Gesetz  regelte  auch  den  Reservefonds  aufs 
neue,  indem  es  auf  das  wiederholt  erwähnte  Gesetz  von  1869 
zurückgreift.  Darnach  fließen  alle  Ueberschüsse  —  die  Anstalt 
sieht  keinen  Gewinn  vor  —  in  den  Reservefonds,  der  für  die 
von  ihr  ausgestellten  Schuldverschreibungen  vier  vom  Hundert 
des  Nennwertes  betragen  soll.  Bis  die  vorgeschriebene  Höhe 
erreicht  ist,  fließen  ihm  seine  eigenen  Zinsen  zu.  Alsdann  werden 
auch  diese  zur  l^ilgung  der  Kapitalschuld  verwandt. 
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1  )ic  I )  c  d  i  n  ^r  u  n  ^  (;  n  und  die  I-*  r  a  x  i  s,  unter  denen 
zur  Zeit  die  Darlehcnsj^e  Währung  erfol^^t,  sind 
kurz  folgende^):  An  Grundbesitzer  werden  Amortisationsdarlehen 
gegeben  bis  zur  Hälfte  des  nach  der  Bodenrente  der  frucht- 
tragenden Grundstücke  zu  berechnenden  Wertes  des  zu  ver- 
pfändenden Grundbesitzes,  und  zwar  in  der  Regel  zur  ersten  Stelle. 
Neben  dem  Reinertrage  der  Ländereien  kann  auch  der  Wert  der 
gegen  Feuersgefahr  versicherten  Gebäude  mitberücksichtigt  wer- 
den, und  zwar  bis  zur  Hälfte  des  Brandkassenwertes  oder  inner- 
halb des  1 5  fachen  Betrages  des  Gcbäudesteuernutzungswertes, 
jedoch  nur  dann,  wenn  nach  den  Verhältnissen  des  betreffenden 
Ortes  angenommen  werden  darf,  daß  die  betreffenden  Gebäude 
auch  unabhängig  von  den  Grundstücken  einen  bestimmten  Ver- 
kaufs- und  Mietwert  aufweisen. 

Die  Darlehen  sind  seitens  der  Kreditanstalt  nicht  kündbar. 
Den  Darlehensnehmern  steht  es  jedoch  frei,  jede  durch  25  teil- 
bare Summe  oder  auch  die  gesamte  Restschuld  nach  einer  der 
Direktion  mindestens  6  Monate  vorher  gemachten  Mitteilung  zu  einem 
der  vier  statutenmäßigen  Rückzahlungstermine  —  d.  s.  die  vier 
Quartalsersten  —  abzutragen.  Die  zu  leistenden  Zinsen  und  Tilgungs- 
quoten können  nach  dem  Wunsche  der  Darlehensnehmer  bemessen 
werden,  dürfen  jedoch  zusammen  nicht  weniger  als  47*%  aus- 
machen. Da  die  Anstalt,  wie  bereits  hervorgehoben,  keinen  Gewinn 
für  sich  beansprucht,  so  hat  sie  den  Darlehensnehmern  alljährlich 
nur  die  Zinsen  zu  berechnen,  welche  sie  selbst  in  dem  betreffenden 
Jahre  ihren  Obligationsabnehmern  zu  bezahlen  hatte.  Für  1908 
betrug  dieser  Zinsfuß  beispielsweise  3,58%.  Was  vom  Darlehens- 
nehmer mehr  bezahlt  w4rd,  wird  nach  Abzug  der  Verwaltungs- 
kosten —  rund  ^/ß%  der  jeweiligen  Restschuld  —  zur  Tilgung 
verwandt. 

In  jedem  Amtsgerichtsbezirke  der  Provinz  befindet  sich  durch- 
weg mindestens  ein  Agent  oder  Vertreter  der  Landeskreditanstalt, 
welcher  Anträge  auf  Bewilligung  von  Darlehen  entgegennimmt 
und  für  die  Beschaffung  der  erforderlichen  Unterlagen  sorgt.  Für 
die  Vermittlung  beziehen  die  Agenten  eine  Vergütung  aus  der 
Anstaltskasse ;  der  Darlehensnehmer  hat  also  irgend  welche  Provi- 
sionen oder  sonstige  Vergütungen  nicht  zu  entrichten.  Nur  die 
etwa  erforderlich  werdende  Abschätzung  der  Grundstücke  und  die 

l)  Vgl.  die  von  der  Landeskreditaiistalt  herausgegebenen  Bestimmungen  für  die 
Darlehensgewährung. 
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Erstattung  der  baren  Auslagen  an  Porto  usw.  hat  er  zu  tragen. 
Wer  sich  eines  Agenten  nicht  bedienen  will,  kann  sich  auch  un- 
mittelbar an  die  Anstalt  wenden.  Nur  die  Gemeinden  und 
Körperschaften,  die  entweder  lediglich  auf  Grund  der  Steuerkraft 
oder  gegen  Sicherstellung  von  Grundbesitz  von  der  Anstalt  Geld 
erhalten  können,  wobei  der  Grundbesitz  bis  zum  vollen  Werte 
und  die  Gebäude  bis  zu  -/s  der  Feuerversicherungssumme  in  An- 
rechnung kommen,  müssen,  wenn  sie  die  Vermittlung  des  Agenten 
in  Anspruch  nehmen,  diesem  eine  mit  ihm  zu  vereinbarende  Ver- 
gütung entrichten.  Sie  können  sich  aber  auch  ebenso  wie  jeder 
Einzeldarlehenssucher  direkt  an  die  Anstalt  wenden. 

Die  Kosten  der  Aufnahme  der  Schuldverschreibung  nebst 
Hypothekenbestellung  verringern  sich  dadurch,  daß  für  die  Schuld- 
verschreibung kein  Stempel  verwandt  zu  w'erden  braucht. 

Hinsichtlich  der  Tilgungsdauer  sei  noch  hervorgehoben,  daß 
bei  einem  Zinsfuße  von  3^2%  das  angeliehene  Kapital,  wenn 
4^/4%  Beiträge  gezahlt  werden,  in  56  Jahren,  bei  4^/2%  Beiträgen 
in  47  Jahren,  bei   5%    Beiträgen    in  37  Jahren    usw.  getilgt    wird. 

Beim  Uebergang  der  Landeskreditanstalt  auf  den  provinzial- 
ständischen  Verband  am  i.  Januar  1870  betrug  der  Schuldbestand 
der  Anleiher  rund  43  Millionen  M.,  am  i.  Januar  1909  (siehe  auch 
die  tabellarische  Uebersicht  am  Schluß  dieses  Abschnitts)  hatte 
er  148  Millionen  M.  überschritten.  Die  Anstalt  hat  sich  also  in 
den  letzten  vier  Jahrzehnten  kräftig  weiter  entwickelt  und  sich 
besonders  in  den  letzten  Jahren  der  Geldkrise  als  eine  segens- 
reiche Einrichtung  für  den  kreditsuchenden  Landwirt  der  Provinz 
Hannover  bewährt. 

Aehnliche  Gesichtspunkte,  die  für  die  Errichtung  der  ur- 
sprünglichen Kreditanstalt  für  die  Ablösung  der  Grunddienstbar- 
keiten und  der  späteren  Landeskreditanstalt  in  Hannover  maß- 
gebend waren,  gaben  auch  den  Anlaß  zur  Gründung  der 

Kasseler  Landeskreditkasse  ^). 

Sie  trat  ins  Leben  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  23.  Juni  1832 
und  sollte  in  erster  Linie  die  Ablösung  der  Grundlastcn  befördern. 
Ihre  zweite  Aufgabe  bestand  aber  von  vornherein  auch  in  der 
Hergabe  von  Kapitalien  zur  Schuldentilgung  und  in  der  Annahme 

l)  Hildebrauih  Jahrbücher  für  Nalionalükonoinio  und  Slalislik,  Bd.  I  (1863) 
S.  41211.  fT. ;  ferner:  Ositis,  Die  kommunalsländische  Landeskreditkasse  zu  Kassel, 
ihre  Geschichte  und  Orijanisaiioii,  Leipzig   1885. 
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von  Geldern  unter  Gewährung  vollkommener  Sicherheit.  Nach 
i^  2  des  Gesetzes  haftet  der  Staat  mit  seinem  ganzen  Vermögen 
für  alle  Verbindlichkeiten  der  Landeskreditkasse.  Die  Haftbarkeit 
war  also  eine  unbeschränkte,  nicht,  wie  in  Hannover,  an  eine  be- 
stimmte Summe  gebunden.  Zur  Aufsichtsbehörde  wurde  das 
Ministerium  des  Innern  bestimmt.  Der  Geschäftskreis  der  Anstalt 
sollte  sich  auf  Kurhessen  beschränken.  Unter  sonst  gleichen 
Verhältnissen  sollten,  wenn  die  Mittel  unzureichend  sind,  die 
kleineren  Darlehensgesuche  in  erster  Reihe  Anspruch  auf  Berück- 
sichtigung haben  (§  8  des  Gesetzes).  Die  Minimalgrenze  der 
Beleihung  wurde  auf  loo  Tlr.  festgesetzt.  Der  Hypotheken- 
zinsfuß war  nach  dem  grundlegenden  Gesetz  von  1S32  insofern 
fixiert,  als  er  nicht  über  4%  betragen  durfte.  Für  Kapitalien 
unter   i   Jahr  hatte  der  Zinsfuß  jedoch  4^1 2%   zu  betragen. 

Im  Prinzip  wurden  von  Anfang  an  alle  Darlehen  als  Tilgungs- 
darlehen gegeben,  wobei  die  niedrigste  Amortisation  sich  auf  ^1^% 
zu  stellen  hatte.  Auch  war  wie  bei  der  Hannoverschen  Anstalt 
die  jederzeitige  Abtragung  des  Kapitals  statthaft. 

Die  Landeskreditkasse  verschaffte  sich  ihre  Geldmittel  einmal 
dadurch,  daß  die  dem  Staat  zukommenden  Ablösungsgelder  bei 
ihr  zu  372%  stehen  blieben,  die  sonstigen  nicht  dem  Staate, 
sondern  andern  Berechtigten  zustehenden  Ablösungskapitalien, 
z.  B.  wegen  eines  Lehensfideikommisverhältnisses,  in  den  ersten 
3  Jahren  zu  3^/4%,  dann  zu  3V2%  bei  ihr  hinterlegt  wurden,  und 
daß  sie  den  Zwecken  der  gerichtlichen  Depositalverwaltung  diente. 
Außerdem  hatten  die  Sparkassen  ihre  Geldvorräte  über  100  Tlr. 
an  die  Landeskreditkasse  abzuführen,  wo  sie  mit  3V2%  verzinst 
wurden.  Bis  zum  Rekrutierungsgesetz  vom  29.  September  1849 
mußten  bei  ihr  auch  die  Einstandsgelder  für  Militärstellvertreter 
bei  372Pi'ozentiger  Verzinsung  hinterlegt  werden.  Auch  legte  die 
Generalbrandversicherungsanstalt  ihre  zeitweise  entbehrlichen  Be- 
stände bei  ihr  an,  und  zuletzt  konnte  sie  Zuschüsse  aus  der 
Hauptsteuerkasse  und  aus  dem  Staatsschatze  erhalten.  Schließlich 
stand  ihr  noch  das  Recht  zu,  Schuldverschreibungen  herauszu- 
geben, die  aber  beiderseits  kündbar  waren. 

Bereits  ein  Jahr  nach  der  Gründung  —  gemäß  Gesetz  vom 
31.  Oktober  1833  —  erfuhr  der  Geschäftskreis  der  Anstalt  eine 
Erweiterung.  Einmal  wurde  die  Pflege  des  Gemeindekredits  vor- 
gesehen. Die  Gemeinden  sollten  insbesondere  zur  Herstellung 
notwendiger    Anlagen,    zur    Erbauung     von    Schulhäusern    usw. 
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Tilgungsdarlehen  gegen  einfachen  Schuldschein  oder  hypo- 
thekarische Sicherheit  von  der  Anstalt  erhalten  können.  Der 
Zinsfuß  wurde  hierfür  auf  3^/2%  festgesetzt.  Nach  §  7  desselben 
Gesetzes  durften  aber  auch  Gewerbebetriebe  beliehen  w^erden, 
und  damit  hörte  die  Anstalt  also  fast  von  Anfang  an  auf,  ein 
landwirtschaftliches  Kreditinstitut  im  engsten  Sinne  darzustellen. 
Es  folgte  dann  eine  größere  Anzahl  von  Gesetzen,  die  jedoch 
die  Kasse  in  ihrer  Eigenschaft  als  Bodenkreditinstitut  kaum  be- 
rühren und  daher  übergangen  werden  können.  Wichtiger  für  den 
allgemeinen  Entwicklungsgang  derselben  war  die  Einschränkung 
des  Darlehensgeschäftes  vom  November  1845  bis  März  1849.  Iri 
damaliger  Zeit  entzog  das  Kapitalistenpublikum  der  Anstalt  seine 
Anlagen,  um  diese  in  höher  verzinslichen  Eisenbahnwerten  an- 
zulegen. Die  Eröffnung  der  Magdeburg-Leipziger  sowie  der  An- 
haltischen Bahn  drängten  geradezu  zur  Anlage  in  solchen  Werten. 
Da  der  Kreditkasse  auf  diese  Weise  die  Mittel  schwanden,  wurde 
sogar  allen  Ernstes  ein  Gesetzentwurf  beraten  zwecks  Einschränkung 
der  staatlichen  Haftbarkeit  —  die  damalige  Staatsregierung  war 
ängstlich  geworden  —  und  Beseitigung  der  Kündigungsbefugnis 
für  die  Inhaber  von  Schuldverschreibungen.  Der  Entwurf  wurde 
zwar  nicht  zum  Gesetz  erhoben,  aber  gab  doch  die  Veranlassung 
zu  der  vorerwähnten  Einschränkung  des  Darlehensgeschäfts.    Gemäß 

•  ,,      TT    r..  21.  November     ^  ,       ,•     t, 

mmisterieller  Veriugung  vom , —    184t;    wurde    die   Be- 

"^     ^  10.   Dezember       ^^ 

willigung  von  Darlehen  in  der  Weise  beschränkt,  daß  diese  in 
der  Hauptsache  nur  zur  Ablösung  und  zur  Errichtung  von  Schul- 
hausbauten hergegeben  werden  sollten.  Weitere  Darlehen  durften 
nur  solchen  Personen  gewährt  werden,  die  bereits  Schuldner  der 
Landeskreditkasse  waren. 

Diese  fast  vollständige  Sistierung  des  Darlehensgeschäfts  ver- 
ursachte begreiflicher  Weise  zu  damaliger  Zeit  Besorgnis  und  Er- 
regung unter  der  Bevölkerung,  die  dazu  führte,  daß  durch  mini- 
sterielle Verfügung  vom  27.  Februar  1849,  ^Is  auch  die  Verhältnisse 
auf  dem  Geldmarkte  wieder  normale  geworden  waren,  die  Anstalt 
ihre  Tätigkeit  in  früherem  Umfange  wieder  aufnahm.  Doch 
mehrten  sich  schon  damals  die  Stimmen,  die  eine  Reorganisation 
insoweit  durchgeführt  wissen  wollten,  daß  die  gesetzliche  Fixierung 
des  Zinsfußes  für  alle  Aktiv-  und  Passivkapitalicn  beseitigt  werde. 
Mit  Recht,  denn  sonst  war  es  der  Anstalt  mit  dem  besten  Willen 
nicht    möglich,    sich    der  Lage    des    allgemeinen  Geldmarktes  an- 
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zupassen.  Auch  das  Gesetz  vom  23.  Juni  1S53,  das  endlich  die 
veralteten  Zinsbestimmunf^en  etwas  ummodelte,  hielt  noch  an  dem 
Prinzip  der  gesetzlichen  Festlegung  des  Zinsfußes  fest.  Darnach 
wurde  der  Zinsfuß  für  Schuldentilgungsdarlehen  auf  472 °/o  fest- 
gelegt, für  Uarichen  ITir  y\blösungszwccke  sollte  er  bei  abge- 
lösten Diensten  s'/'/'/o,  bei  Zehnten  usw.  470  betragen.  Für  die 
von  der  Kasse  ausgegebenen  Schuldverschreibungen  wurde  er  auf 
4%  normiert.  Das  gleiche  Gesetz  schränkte  dann  die  Befugnis 
der  Anstalt  ein,  an  Gewerbetreibende  und  Fabriken  Darlehen  zu 
geben,  weil  bisher  gerade  hierbei  große  Verluste  entstanden 
waren.  Seit  dieser  Zeit  traten  auch  wieder  Uebcrschüsse  ein, 
mit  denen  dann  das  erschütterte  Gleichgewicht  der  Aktiven  und 
Passiven  nach  und  nach  wiederhergestellt  wurde,  zumal  der  Staat 
seit  1855  seine  Forderung  auf  Ablieferung  von  Ueberschüssen 
auf  die  Summe  von  5000  Tlr.  jährlich   herabsetzte. 

Auf  die  Schaffung  eines  Reservefonds,  der  in  den  schlechten 
Jahren  so  sehr  entbehrt  worden  war,  wurde  erst  durch  das  mehr- 
fach in  anderem  Zusammenhange  erwähnte  Gesetz  von  1869  hin- 
gewirkt. Mit  Rücksicht  auf  die  volle  Staatsgarantie  war  man 
über  die  Bildung  eines  solchen  hinweggekommen.  Bei  der  Ein- 
verleibung Hessens  in  den  preußischen  Staatsverband  wurden 
dann  die  Reservefondsverhältnisse  ähnlich  geregelt  wie  bei  der 
Hannoverschen  Landeskreditanstalt. 

Bei  der  Neuregelung  unter  preußischem  Regime  ging  man 
von  der  Erwägung  aus,  daß  solche  Anstalten,  so  gemeinnützig 
sie  auch  seien,  nicht  so  sehr  staatliche  als  vielmehr  provinzielle 
Zwecke  verfolgen  und  daher  auch  von  der  Provinz  getragen  wer- 
den müssen.  Es  wurde  daher  auch  der  Geschäftsbereich  der 
Kasse  auf  den  Bezirk  der  Regierung  in  Kassel  festgelegt,  der 
außer  dem  ehemaligen  Kurfürstentum  Hessen  auch  kleinere  ehe- 
malige bayerische  Gebietsteile  in  sich  aufnahm. 

Eine  wesentliche  Einschränkung  der  Geschäfte  trat  dadurch 
ein,  daß  Darlehen  zur  Abtragung  von  Ablösungen  oder  Entschä- 
digungskapitalien, für  welche  lediglich  das  aufgehobene  Realrecht 
als  Sicherheit  dient,  nicht  mehr  bewilligt  werden  durften  (§  7  des 
Ges.  von  1869).  Ferner  wurde  die  Verpflichtung,  von  Vormün- 
dern und  Kuratoren  Gelder  im  Betrage  von  25  Tlr.  an  zu  3% 
anzunehmen,  aufgehoben.  Hinsichtlich  der  Sparkassengelder  sollte 
die  Vereinbarung  mit  den  einzelnen  Kassen  die  Grundlage  bilden. 
Durch  das   1869er  Gesetz  wurde  jedoch  hinsichtlich  der   ad- 
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ministrativen  Exekutionsbefugnis  der  Landeskreditkasse  an  den 
bisher  geltenden  Bestimmungen  nichts  geändert.  Demgemäß 
bUeb  auch  die  Bestimmung  in  Kraft,  daß  die  fälligen  Zinsen  durch 
die  Steuerkassen  beigetrieben  werden  konnten.  Die  Steuererheber, 
Landräte  und  Amtmänner  versahen  also  die  ihnen  im  Interesse 
der  Landeskreditkasse  bisher  obliegenden  Geschäfte  auch  fernerhin. 

Eine  Unterscheidung  trat  dann  ein  zwischen  den  zur  Zeit  des 
Uebergangs  der  Kasse  an  den  kommunalständischen  Verband 
bestehenden  Verbindlichkeiten  und  der  Erfüllung  derjenigen  Ver- 
bindlichkeiten, welche  nach  dem  i.  Januar  1S70  entstehen  würden. 
Der  kommunalständische  Verband  verpflichtete  sich,  die  Staats- 
kasse innerhalb  25  Jahren  bezüglich  ihrer  Garantie  gänzlich  außer 
Verbindlichkeit  zu  setzen  und  etwa  geleistete  Vorschüsse  samt 
Zinsen  zu  vergüten.  Auch  wurde  die  gesetzliche  Fixierung  des 
Zinsfußes  für  Aktiv-  und  Passivkapitalien  nunmehr  endgültig  be- 
seitigt und  nur  noch  die  Mitwirkung  des  Kommunallandtages 
oder  des  Ausschusses  und  die  Genehmigung  des  Oberpräsidenten 
bei  der  Regulierung  desselben  vorgesehen.  (§§  5  u.  9  des  Gesetzes). 

Ferner  nahm  die  freie  Beweglichkeit  des  Instituts  dadurch 
sehr  zu,  daß  ihm  die  Ausgabe  von  kündbaren  wie  auch  unkünd- 
baren Schuldverschreibungen  zugestanden  wurde.  Aus  den  Ueber- 
schüssen  und  etwaigen  außerordentlichen  Einnahmen  bestimmt 
das  gleiche  Gesetz,  wie  bereits  erwähnt,  einen  Reservefonds  bis 
zur  Höhe  von  5  0/0  der  Verbindlichkeiten  der  Kasse  zu  bilden. 
Ihm  wachsen,  bis  er  die  vorgesehene  Höhe  erreicht  hat,  die 
eigenen  Zinsen  zu.  Seine  Anlage  ebenso  wie  die  Anlage  vor- 
übergehend verfügbarer  Mittel  hat  mit  Rücksicht  auf  die  Sicher- 
heit nach  bestimmten  Grundsätzen  zu  erfolgen. 

In  §  4  des  Gesetzes  wau'de  weiterhin  bestimmt,  daß  das  Gut- 
haben der  Staatskasse,  bestehend  in  Ablösungs-  und  Laudemial- 
geldern  ^),  bis  zu  einer  anderweitigen  gesetzlichen  Regelung  zum 
Zinsfuß  von  40/0  bei  der  Landeskreditkasse  verbleiben  solle. 
Dieses  Guthaben  bestand  damals  aus  Schuldverschreibungen,  auf 
den  Staat  lautend  und  zu  den  Beständen  des  Staatsaktivkapitalicn- 
fonds  gehörend,  im  Betrage  von  15  001  290  M.  Der  Staat  blieb 
also  bis  auf  weiteres  Gläubiger  der  Kasse. 

Als  die  Landeskreditkasse  Ende  1869  in  Schwierigkeiten  ge- 
riet, stellte  sie   den  Antrag  an  das  Finanzministerium,   die  Zinsen 


l)  Der  Laudemialfonds  slclltc   einen  vom   Staat    bei    der  CjründuM^   ijcwährleii 
verzinslichen  Betriebsfonds  der  Kasse  dar. 

Zeit.schrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    ErgänzunRsheft  4^.  2 
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des  Laudcniialfonds  tür  das  Jalir  1869  bis  Juli  1.S70  zu  stunden. 
Diesem  Antrage  wurde  entsprochen  und  der  fragliche  Betrag  von 
etwas  iibcr  200000  Tlr.  als  Vorschuß  bestimmt,  der  vor  der 
Ausgabe  neuer  Darlehen  zuri'ickzu/.ahlen  sei,  was  bereits  bis  6. 
April   i(S70  geschah. 

Seit  1870  entwickelte  sich  die  Anstalt  vortrefflich,  weil  sie 
nicht  mehr  von  dem  Tirundsatz  abf^int,^  den  ihr  gewährten  künd- 
baren Kredit  in  unkiindbaren  umzuwandeln  und  in  Vcrbinduni^ 
damit  die  sogenannten  Pfandbricfdarlchen  an  Stelle  der  kündbaren 
Darlehen  treten  zu  lassen. 

Besonders  erwähnenswert  ist,  daß  die  Landeskreditkasse 
neigen  dem  Hypothekendarlehensgeschäft  als  weiteren  Geschäfts- 
zweig den  Effektenlombard  einführte.  Dadurch  wurde  die  Kasse 
bis  zum  gewissen  Grade  zu  einer  Bank,  da  gerade  in  den  1870  er 
Jahren  (Gründerjahre)  sehr  viel  mit  Effekten-Lombarden  gearbeitet 
wurde.  Jedoch  hat  sich  dieser  Geschäftszweig  nie  besonders 
stark  bei  ihr  ausgedehnt,  vielleicht  zu  ihrem  Vorteil,  da  bekannt- 
lich mit  dem  Wertpapierlombard  namentlich  damals  viel  Miß- 
brauch getrieben  worden  ist.  Gegenwärtig  ist  das  Effekten-Lom- 
bardgeschäft  der  Kasse  fast  zum  Stillstand  gebracht.  Gegen  Hin- 
terlegung von  mündelsicheren  Wertpapieren  (Lombard)  wurden 
z.  B.  1909  im  ganzen  nur  64550  M.  ausgeliehen,  in  den  beiden 
Vorjahren  61585   und   185350  M.^). 

Ende  der  1880  er  Jahre  war  die  Anstalt  in  der  Lage,  das 
im  Laudemialfond  bestehende  Staatsguthaben  abzutragen.  Hierzu 
wurde  der  Erlaß  eines  Gesetzes  erforderlich,  das  unterm  18.  März 
1885  gegeben  wurde  und  die  Rückzahlung  des  Staatsguthabens 
bis  spätestens  zum    i.  Januar   1890  festlegte. 

Durch  das  gleiche  Gesetz  wurden  ferner  die  Anlageweise 
des  Reservefonds  in  mündelsicheren  Werten  sowie  die  Verwer- 
tung der  vorübergehend  disponiblen  Mittel  in  solchen  bestimmt 
und  für  die  gekündigten  Schuldverschreibungen,  deren  Einlösung 
erst  nach  Ablauf  eines  Vierteljahres  vom  Eälligkeitstermine  an 
gerechnet  erfolgt,  von  da  an  eine  Zinsvergütung  von  2  %  fest- 
gelegt. 

In  Abänderung  des  Gesetzes  von  1869,  wonach  die  Schuldner 
berechtigt  waren,  unabhängig  von  der  in  dem  Amortisationsplan 
vorgesehenen  Tilgung  ihre  Darlehensschulden  zu  jeder  Zeit  ganz 

l)  Bericht  über  die  Verwaltung  der  Landeskreditkasse  im  Geschäfisjalir  1909, 
bez.    1908  und    1907. 
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oder  teilweise  zurückzuzahlen,  ohne  das  Darlehen  länger  als  bis 
zum  nächsten  Zinstermin  verzinsen  zu  brauchen,  wurde  durch 
Gesetz  vom  lo.  Mai  1886  bestimmt,  daß  die  außerhalb  des  Amor- 
tisationsplanes erfolgten  Rückzahlungen  nur  an  einem  Zahlungs- 
termin und  erst  nach  Ablauf  einer  sechsmonatlichen  Kündigungs- 
frist möglich  sind.  Nach  dem  früheren  Modus  war  es  nämlich 
mehrfach  vorgekommen,  daß  der  Kasse  bei  sinkendem  Zinsfuß 
und  gesteigerten  Rückzahlungen  Verluste  entstanden  waren. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  16.  April  1892  erfolgte  die 
Einführung  des  Verkehrs  in  laufender  Rechnung  (Kontokorrent) 
mit  der  Zentralverwaltung  des  Bezirks- Verbandes,  dem  Leih-  und 
Pfandhaus  in  Fulda,  der  Landesversicherungsanstalt  für  Hessen- 
Nassau,  17  Sparkassen  und  i  Kommunalkasse  des  Regierungs- 
bezirks sowie   mit  dem  A.  Schaffhausenschen  Bankverein  in  Berlin. 

Der  Ministerialerlaß  vom  17.  Dezember  1899  erhob  die  Kasse 
auch  zur  amtlichen  Hinterlegungsstelle  für  Mündelgelder,  deren 
Gesamtbetrag  Ende  des  Geschäftsjahres  1909  fast  28  Millionen 
Mark  erreichte. 

Endlich  wurden  über  die  Verwendung  des  erzielten  Ueber- 
schusses  neue  gesetzliche  Bestimmungen  erlassen  durch  die  No- 
velle zum  Landeskreditkassengesetz  vom  16.  Ai)ril  1902.  Dieses 
allerdings  erst  vom  20.  April  1909  datierte  und  im  Gesetzblatt 
vom  12.  Mai  1909  veröffentlichte  Gesetz  trat  mit  dem  i.  April 
1908  in  Kraft.  Darnach  ist  aus  den  Betriebsüberschüssen  und 
etwaigen  außerordentlichen  Einnahmen  sowie  —  soweit  erforder- 
lich —  durch  Zuschlag  seiner  eigenen  Zinsen  ein  Reservefonds 
in  Höhe  von  mindestens  eins  vom  Hundert  der  im  Umlauf  be- 
findlichen Schuldverschreibungen  der  Kreditkasse  anzusammeln. 
I  )erselbe  soll  dazu  dienen,  etwaige  rückständige  Amortisations- 
l)eträge,  Zinsen  und  Kosten  vorzuschießen  und  etwaige  Ausfälle 
zu  decken.  Die  Anlage  des  l'^onds  hat  in  mündelsicheren  Pa- 
l)iercn  zu  erfolgen,  unter  denen  sich  solche  der  eigenen  Anstalt 
nicht  befinden  dürfen.  Wenn  der  Reservefonds  die  vorgeschrie- 
bene Höhe  erreicht  hat,  so  sind,  wie  es  in  dem  i;  12  des  Gesetzes 
heißt,  von  den  etwa  verbleibenden  Ueberschüssen  der  Kasse, 
nötigenfalls  nach  Abzug  eines  vom  Bezirksvcrliandc  zu  Speziai- 
reserven bestinunten  Betrags,  zwanzig  vom  Hundert  dem  Stamm- 
vermögen zuzuführen ;  über  die  Verwendung  des  Restes  der  Ueber- 
schüsse  beschließt  der  Kommunallandtag,  l^benfalls  dem  Stamm- 
vermögen zu  überweisen    ist    der    über    die   I  iTihc    von  eins   \om 

2* 
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I  fundcrt  der  in  Umlauf  befindlichen  Schuldverschreibungen  an- 
gesammelte lietrag  (ij  13).  Aufierdcm  ist  der  Abs.  2  des  J5  14 
des  Gesetzes  vom  16.  April  1902  dahin  geändert,  daß  bis  zur 
Dauer  von  6  Monaten  die  Cjclder  des  Reservefonds,  der  Speziai- 
reserven usw.  in  von  der  Keichsbank  beleihbaren  Wertpapieren 
oder  mit  einem  Abschlage  von  mindestens  10  %  des  Kurswertes 
in  sonstigen  bestimmten  Papieren  angelegt  werden  dürfen,  ebenso 
auf  den  gleichen  Zeitraum  bei  der  Reichsbank  und  sonstigen  ge- 
eigneten Bankhäusern  sowie  bis  zu  einer  vom  Landesausschuß 
mit  Genehmigung  des  Oberpräsidenten  festzusetzenden  Höchst- 
grenze auch  zur  Erwerbung  und  Beleihung  reichsbankmäßiger 
Wechsel  verwendet  werden  können.  In  der  gegenwärtigen 
Gestalt  ist  die  Landeskreditkasse  ein  Pfandbriefinstitut,  das  aut 
städtischen  und  ländlichen  Grundbesitz  sowie  auf  Wertpapiere 
und  an  Gemeinden  Darlehen  gewährt  zu  einem  Zinsfuß,  der  sich 
nach  Möglichkeit  an  die  jeweilige  Marktlage  anpaßt. 

Alle  Darlehen  sind  seitens  der  Landeskreditkasse  unkündbare 
Amortisationsdarlehen  bis  zur  Hälfte  des  Taxwertes.  Die  Aus- 
zahlung der  Darlehen  erfolgt  nicht  wie  bei  der  Hannoverschen 
Landeskreditanstalt  in  bar,  sondern  wie  bei  den  Landschaften  in 
Pfandbriefen.  Zvu'  Ausgleichung  von  Kursdifferenzen  zwischen 
Kursstand  und  Nennwert  der  Pfandbriefe  gewährt  sie  Zuschuß- 
darlehen mit  Tilgungszwang,  ebenfalls  wie  die  Landschaften,  nur 
mit  dem  Unterschiede,  daß  diese  Kursausgleichsdarlehen  von  ihr 
unverzinslich  hergegeben  werden,  während  letztere  eine  teilweise 
sogar  erhöhte  Verzinsung  verlangen.  Ueber  die  Art  und  das 
Wesen  dieser  Zuschußdarlehen  das  Nähere  auszuführen  bietet 
sich  Gelegenheit  bei  den  Landschaften,  von  denen  auch  die  Ein- 
führung solcher  Darlehen  zuerst  unternommen  wurde.  Zur  Ver- 
mittlung der  Darlehen  sind  lokale  Vertrauensmänner  und  die 
Landesrentmeister  bestimmt,  ihnen  liegt  auch  die  Taxierung  der 
zu  beleihenden  Objekte  ob. 

Ende  1909  betrug  laut  Geschäftsbericht  der  Bestand  an  Ak- 
tiven und  Passiven  je  1S3216811  M.,  der  Betrag  zur  Ablieferung 
an  den  Bezirksverband  nach  allen  Abschreibungen,  Rücklagen 
usw.  350000  M. 

Ihrer  ursprünglichen  Bestimmung  gemäß  ist  die  Landes- 
kreditanstalt vorwiegend  ein  Kreditinstitut  für  den  ländlichen 
Grundbesitz  geblieben,  wenn  auch  genügend  Anstrengungen  ge- 
macht worden  sind,    den  städtischen  Grundbesitz  für  sie  zu  inte- 
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ressieren.  Aber  dieser  nimmt  die  Mittel  der  Kasse  einmal  des- 
halb weniger  in  Anspruch,  weil  die  Privathypothekenbanken  auf 
Grund  anderer  Schätzungen  meistens  eine  höhere  Beleihung  ge- 
währen, und  weil  die  Verkäuflichkeit  der  Grundstücke,  woran  dem 
städtischen  Grundbesitzer  meistens  gelegen  ist,  bekanntlich  mit 
der  Höhe  der  Hypotheken  zunimmt.  Ueberdies  besteht  in  den 
Kreisen  der  städtischen  Grundbesitzer  eine  gewisse  Abneigung 
gegen  Tilgungsdarlehen,  da  hierunter  im  allgemeinen  auch  die 
Verkäuflichkeit  leidet. 

Noch  mehr  als  die  Kasseler  Landeskreditkasse  ist  das  dritte 
hierher  gehörende  Geldinstitut  von  seinem  anfänglichen  Geschäfts- 
und Wirkungskreis  abgewichen,  nämlich  die 

Nassauische  Landesbank 

(frühere  Nassauische  Landeskreditkasse)  in  Wiesbaden^).  Ihre 
Gründung  erfolgte  durch  das  landesherrliche  Edikt  vom  22.  Ja- 
nuar 1840  als  Landeskreditkasse.  Diese  war  wie  die  ähnlichen 
Institute  in  Hannover  und  Kassel  Staatsinstitut  und  hatte  die 
Aufgabe,  bei  der  Ablösung  der  Reallasten  mitzuwirken  sowie 
Hypothekar-,  Kommunal-  und  Personal-Kredit  zu  gewähren  und 
auch  dem  Staate  Nassau  als  Bankier  zu  dienen.  Die  Befugnisse 
dieser  Anstalt  waren  also  von  vornherein  weitgehender  als  bei 
der  Hannoverschen  Landeskreditanstalt  und  der  Kasseler  Landes- 
kreditkasse. Neu  ist  besonders  die  Gewährung  von  Personal- 
kredit und  die  Funktion  als  Gelddarleiher  an  die  Staatskasse. 
Ersteres  bezog  sich  vornehmlich  auf  die  Gewerbetreibenden  und 
ist  wohl  darauf  zurückzuführen,  daß  auch  um  1840  das  Gebiet 
des  Nassauischen  Staates  bereits  als  ein  gewerberciches  anzusehen 
war.  Die  Gewerbetreibenden  sollten  nach  dem  vorerwähnten 
Edikt  bei  hinreichender  Sicherheit  in  gleicher  Weise  Anspruch 
auf  Kontokorrentkredit  haben,  wie  die  Grundbesitzer  auf  Hypo- 
thekendarlehen. In  letzterer  Ilinsicht  sollte  sie  der  Landessteuer- 
kasse und  dem  Zentralfond  verzinsliche  Vorschüsse  leisten,  wenn 
dieselben  deren  zu  den  laufenden  Verwaltungsausgaben  vorüber- 
gehend bedürfen  (t>  18),  eine  Bestimmung,  die  die  Bewegungs- 
freiheit der  Anstalt  oft  genug  lähmend  bceinilul.st  hat. 

Der    Wirkungskreis    der    Landeskreditkasse    ist    nach     dem 
1840er  Edikt  das  Herzogtum  Nassau.    Darlehen  sollen  grundsätz- 

i)  Hecht,  Organisation  des  Bodenkredits,  Leipzig  1898,  Bd.  i  S.  25S  u.  IT. 
Ferner:   Jaliresbericlit   der  Direktion   der  Nassauischen  Landisbank   vom  Jahre  looo. 
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lieh  nur  an  Staatsbürger  und  an  solche  gegeben  werden,  die 
durch  (irundbcsitz  oder  Gewerbebetrieb  sich  im  Herzogtum  im 
Untertanenverhältnis  befinden.  Hei  Hypotheken  ist  doppelte 
Sicherheit  erforderlich,  jedoch  k<)nnen  Darlehen  an  Gemeinden 
auch  ohne  Unterpfand  gegeben  werden  (vij  6  bez.  lO).  Ablösungs- 
darlehen sollen  vor  allen  andern  den  Vorzug  haben.  Die  Mindest- 
grenze der  Darlehen  ist  auf  loo  Gulden  normiert.  Der  Zinsfuß 
darf  nach  den  ursprünglichen  Bestimmungen  höchstens  4  %  be- 
tragen. Nur  bei  Kapitalien,  welche  für  weniger  als  ein  Jahr  ent- 
liehen werden,  kann  ein  bis  zu  5  %  gehender  Zinssatz  seitens  der 
Direktion  festgesetzt  werden.  Für  Darlehen  auf  längere  Zeit  soll 
in  der  Regel  die  Form  des  Tilgungsdarlehens  genommen  werden 
mit  einer  Mindestamortisation  von  i  %.  Wie  bei  den  oben  be- 
handelten Landeskreditkassen  ist  auch  bei  dem  Nassauischen  In- 
stitut eine  vorzeitige  gänzliche  oder  beschleunigte  Abtragung  der 
Schuld  möglich,  es  muß  aber  drei  Monate  vorher  eine  bezügliche 
Mitteilung  erfolgen.  Die  gewährten  Darlehen  sind  auch  seitens 
der  Anstalt  in  der  Regel  unkündbar.  Die  Zins-  und  Amortisa- 
tionszahlungen haben  halbjährlich  zu  erfolgen,  die  Gutschrift  der 
Tilgungsquoten  wird  jedoch  jährlich  nur  einmal  vorgenommen. 

Bei  dem  Kontokorrentkredit  soll  der  Zinsfuß  grundsätzlich 
4  o'o  betragen,  doch  sind  besondere  Vereinbarungen  über  die 
Provision  zu  treffen.  Die  Beschaffung  der  Geldmittel  der  Lan- 
deskreditkasse  hat  einmal  durch  Emission  von  Schuldscheinen 
auf  den  Inhaber  sowie  von  unverzinslichen  Landeskreditkassen- 
scheinen  (Banknoten),  die  an  allen  öffentlichen  Kassen  zu  ihrem 
vollen  Nennwert  als  Zahlungsmittel  gelten,  zu  erfolgen.  Weiter 
dient  sie  als  Generaldepositenkasse  und  nimmt  in  dieser  Eigen- 
schaft alle  gerichtlichen  Depositen  auf.  Ferner  erhält  sie  Betriebs- 
mittel in  ihrer  Eigenschaft  als  Sparkasse,  kann  Darlehen  auf  kür- 
zere Zeit  aufnehmen  und  benutzt  und  verzinst  die  jeweiligen 
Ueberschüsse  der  Landessteuerkasse  und  der  Zentralfonds.  Ein 
fester  Betriebsfond  war  im  Anfange  also  eigentlich  nicht  vor- 
handen. Erst  nach  und  nach  sind  die  Ueberschüsse  zur  Bildung 
eines  Grundkapitals  der  Landeskreditkasse  und  später  der  Landes- 
bank benutzt  worden. 

Bereits  am  14.  Juni  1841  wurde  ein  weiteres  Edikt  erlassen, 
das  sich  auf  die  Tätigkeit  der  Anstalt  als  Vermittlerin  der  Zehnt- 
ablösung bezieht  und  dabei  besonders  die  Zehntablösungen  der 
Pfarreien  regelt. 


Gemäß  Gesetz  vom  i6.  Februar  1849  wurde  dann  die  Landes- 
kreditkasse  aufgehoben,  um  dem  Drängen  nach  Einrichtung  einer 
Landeshypothekenbank  nachzugeben.  Ihre  Rechte  und  Verbind- 
lichkeiten gingen  auf  die  neu  gegründete  Nassauische  Lan- 
de s  b  a  n  k  ^)  über  und  damit  schied  sie  im  strengen  Sinne  aus 
der  Reihe  der  landwirtschaftlichen  Kreditinstitute  aus. 
Denn  wenn  auch  die  Ablösung  der  Reallasten  sowie  die  Gewäh- 
rung von  Amortisationsdarlehen  auf  landwirtschaftlichen  Grund- 
besitz gleichfalls  zum  Geschäftskreis  der  Landesbank  gehörten, 
so  fielen  ihr  doch  so  viel  neue  Aufgaben  zu,  daß  diese  bald  das 
Hauptgeschäft  derselben  bildeten.  Die  neuen  Geschäftszweige 
waren  das  Kontokorrentgeschäft,  die  Annahme  von  Gelddepositen 
und  das  Inkasso-  und  VVechseldiskontgeschäft. 

Die  Beschaffung  der  erforderlichen  Geldmittel  wurde  zunächst 
noch  nach  den  oben  skizzierten  Grundsätzen  der  Landeskredit- 
kasse  fortgeführt.  Eine  wesentliche  Aenderung  trat  aber  hierin 
ein  durch  das  Nassauische  Gesetz  vom  28.  Juli  1863,  wodurch 
die  Landesbank  ermächtigt  wurde,  in  Höhe  ihres  Hypotheken- 
bestandes Schuld-  und  Pfandbriefe  auszugeben.  Sie  wurde  also 
damit    in    die    Reihe    der    P  f  a  n  d  b  r  i  e  f  i  n  s  t  it  u  t  e    eingefügt. 

l'^ine  gewisse  Konformität  mit  den  zuerst  behandelten  beiden 
Kreditinstituten  wurde  dann  durch  das  bekannte  Gesetz  vom 
25.  Dezember  1869  insoweit  geschaffen,  als  das  bisherige  Staats- 
institut auf  den  neu  gebildeten  Kommunalverband  des  Regierungs- 
bezirks Wiesbaden  übertragen  und  daß  also  die  Landesbank 
ebenfalls  ein  kommunalständisches  Institut  wurde.  Gleichzeitig 
wurde  die  N  a  s  s  a  u  i  s  c  h  e  Sparkasse,  die  bis  dahin  mit 
der  Landesbank  verbunden  gewesen  war,  von  ihr  abgetrennt  und 
als  besonderes  Institut  des  Kommunalverbandes  eingerichtet. 

Die  Landesbank  behielt  nach  dieser  Abzweigung  lediglich 
die  Aufgabe,  innerhalb  des  Regierungsbezirks  Hypotheken-  und 
Kommunalkredit  zu  gewähren  sowie  Darlehen  zur  Tilgung  der 
Ablösungskapitalien  bereit  zu  halten,  wogegen  die  Pflege  des 
P  e  r  s  o  n  a  1  k  r  e  d  i  t  s  der  Sparkasse  zufiel ;  der  früher  zugestan- 
dene Betrieb  bankmäßiger  Geschäfte  mit  Ausnahme  des  Lom- 
bardgeschäfts hatte  wieder  aufzuhcMcn.  Die  Vornahme  regulärer 
Bankgeschäfte  wurde  jedoch  durch  das  Gesetz  vom  16.  April 
1902  erneut  zugelassen,    das    die  Landesbank   zur  Annahme  von 

i)  Cieselz  und  Verwallungsbcstiiiiimingen  betr.  die  Nass;niische  I.aiidcsbank  uiul 
die  Nassauische  Sparkasse  in  Wiesbaden,  Selbstverlag  der  I.andesbank. 
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offenen  Depots  ermächtigte  und  der  Nassauischen  Sparkasse  den 
Betrieb  der  übrigen  bankmäßij^cn  Geschäftszweige  zugestand. 

Der  Jahresbericht  der  Direktion  der  Xassauischen  Landes- 
bank für  das  Jahr  1909,  das  für  die  Landesbank  das  70.,  für  die 
Nassauische  Sparkasse  das  40.  Geschäftsjahr  ausmacht,  sagte  aber 
über   die  Entwicklung  der  beiden  Institute  folgendes: 

»Die  Nassauische  L  a  n  d  e  s  b  a  n  k  ist  bei  der  Erfüllung  ihrer 
hauptsächlichsten  Aufgabe ,  der  Gewährung  von  Hypothekar- 
Kredit,  stets  bestrebt  gewesen,  diesen  Kredit  den  Bezirkseinge- 
sessenen zu  möglichst  niedrigem  Zinsfuß  zu  gewähren,  was  ihr 
durch  die  vorzügliche  Klassierung  ihrer  Schuldverschreibungen 
erleichtert  wurde,  außerdem  aber  durch  weiteste  Verbreitung  der 
Amortisationshypothek  auf  eine  allmähliche  Schuldentilgung  na- 
mentlich in  den  ländlichen  Bezirken  hinzuwirken. 

Die  Nassauische  Sparkasse  hat  sich  zur  zweitgrößten 
Sparkasse  Preußens  entwickelt.  Sie  hat  die  bei  ihr  mündelsicher 
angelegten  Spargelder  zum  weitaus  größten  Teil  dem  Lande 
durch  Gewährung  von  Hypothekar-  und  Personalkredit  wieder 
zugeführt.  Durch  die  neuerliche  Pflege  der  Bankgeschäfte  ist  den 
Bezirkseingesessenen,  insbesondere  auch  den  kleineren  Rentenbe- 
sitzern, den  Beamten  und  Gewerbetreibenden  die  Möglichkeit  ge- 
boten, ihre  Effekten  und  Barbestände  bei  einem  öffentlichen  Bank- 
institut zu  deponieren  und  sich  die  Vorteile  einer  Bankverbin- 
dung nutzbar  zu  machen.  P2in  Xetz  von  Filialen  der  Landesbank 
(Landesbanksteüen)  und  Sammelstellen  der  Sparkasse  erleichtert 
dem  Publikum  den  Geschäftsverkehr  mit  der  Landesbank  und 
Sparkasse.« 

Ueber  den  Umfang  der  Geschäftstätigkeit  der  beiden  Insti- 
tute wird  in  demselben  Jahresbericht  ausgeführt,  daß  das  Ver- 
mögen der  Landesbank  rund  6  Millionen  ]M.  erreicht  habe  und  ein 
Reservefonds  von  etwa  2,5  INIillionen  ]\I.  angesammelt  sei.  Seit  1870 
habe  die  Bank  3,9  Millionen  M.  als  Abfindung  an  den  Staat  ab- 
geführt und  insgesamt  rund  16  Millionen  M.  Betriebsüberschüsse 
(gemäß  Gesetz  vom  25.  Dez.  1869)  an  den  Bezirksverband  abge- 
liefert. Die  Sparkasse  habe  während  dieser  Zeit  einen  Reserve- 
fonds von  5)5  Millionen  M.  angesammelt  und  2,8  Millionen  I\I. 
an  den  Bezirksverband  abgeführt.  Wie  hoch  die  Pfandbriefsumme 
aufgelaufen  ist,  geht  aus  der  L^ebersicht  am  Schlüsse  dieses  Kapitels 
hervor. 


Gegenseitigkeits-Grundkreditinstitute. 

Zur  zweiten  Gruppe  der  landschaftlichen  Krediteinrichtungen 
gehören  die  Institute,  deren  Sicherheit  auf  genossenschaft- 
licher Basis  ruht.  Es  sind  dies  die  Landschaften  und  die  ritter- 
schaftlichen Kreditinstitute.  Beide  Arten  sind  ausschließlich  oder 
doch  vorwiegend  für  den  Großgrundbesitz  bestimmt.  Die  Gründung 
der  meisten  derselben  fiel  ja  auch  in  die  Zeit  vor  der  Bauern- 
befreiung, so  daß  also  auf  den  mittleren  und  kleineren  ländlichen 
Grundbesitz  noch  keine  Rücksicht  zu  nehmen  war.  Um  später 
auch  diesen  beleihen  zu  können,  wurden  teilweise  die  Statuten 
entsprechend  erweitert,  teilweise  wurden  in  Anlehnung  an  die  be- 
stehenden neue  landschaftliche  Institutionen  zur  vorwiegenden  oder 
ausschließlichen  Pflege  des  Bodenkredits  für  den  mittleren  und 
kleineren  Grundbesitz  geschaffen.  Es  seien  hier  nur  von  den  in 
Preußen  ins  Leben  getretenen  derartigen  Instituten  genannt  das 
Neue  Brandenburgische  Kreditinstitut  in  Berlin  und 
die  Neue  Pommersche  Landschaft  für  den  Klein- 
grundbesitz in  Stettin. 

Ein  gemeinsames  Merkmal  aller  derartiger  Kreditinstitute  ist 
die  Ausgabe  von  Pfandbriefen.  Will  also  der  Darlehns- 
nehmer  den  Betrag  der  Hypothek  in  bar  haben,  so  ist  dies  nur 
möglich  durch  den  Verkauf  der  bei  der  Beleihung  erhaltenen 
Pfandbriefe.  Da  diese  jedoch  nicht  immer  den  Parikurs  aufweisen, 
so  ist  er  in  der  Regel  gezwungen,  einen  Zuschuß  zu  leisten,  will 
er  den  vollen  Betrag  der  Hypothek  verwenden.  Es  ist  dies  ge- 
wiß ein  Mangel,  der  unter  Umständen  ins  Gewicht  fällt.  Wenn 
beispielsweise  ein  Landwirt  ein  Darlehen  von  looooo  M.  braucht 
und  die  Pfandbriefe  zu  der  Zeit,  wo  er  die  Aufnahme  eines  Pfand- 
briefdarlehens in  dieser  Höhe  beabsichtigte,  den  Parikurs  erreichen, 
später  aber  bei  Begebung  des  Darlehens  auf  98  "/o  gesunken  sind, 
so  hat  er  einen  Ausfall  von  2000  M.  Der  Schuldner  muß  also 
in  vielen  l^^ällen  mit  einer  Kursdifferenz,  die  sich  häutig  in  einen 
Kursverlust  umwandelt,  rechnen. 

Da  es  jedoch  in  dem  Wesen  der  Landschaften  untl  landschafts- 
ähnlichen Kreditinstitute  begründet  liegt,  die  Darlehen  nicht  in 
bar  wie  andere  Kreditgeber,  sondern  nur  in  Piandbriefen  zu  ge- 
währen, so  konnte  man  diesem  Uebel  nur  abhelfen  durch  die  Ge- 
währung sogenannter  Z  u  s  c  h  u  ß  d  a  r  1  e  h  e  n.     Und  diesen  Weg 


—       26       — 

haben  die  Landschaften  durchweg  beschritten.  Nach  den  neuesten 
Statutenänderungen  sind  sie  berechtigt,  ^um  Ausgleich  der  Diffe- 
renzen zwischen  Kursstand  und  Nennwert  der  Pfandbriefe  ein 
weiteres  Darlehen  zu  geben,  teilweise  bis  zum  Betrage  von  io"/o 
der  Pfandbriefhypothek. 

Die  I'^orm  dieser  Zuschußdarlchen  ist  jedoch  bei  den  einzel- 
nen Landschaften  verschieden^).  Erwähnt  sei  hier  nur,  daß  z.  B. 
die  Pomniersche  und  die  Schlesische  Landschaft  das  Zuschuß-  oder 
Kursdifferenzclarlehen  als  besonderes  Darlehen  gewähren,  das  un- 
mittelbar hinter  der  Pfandbriefhypothek  als  weitere  Hypothek 
selbstverständlich  innerhalb  der  Taxe  eingetragen  wird.  Die  land- 
schaftliche Beleihungsgrenze  darf  hierbei  jedoch  überschritten  wer- 
den. Für  das  Zuschußdarlehen  ist  in  der  Regel  der  Zinsfuß  auf 
5  %  festgesetzt,  und  die  Abtragung  erfolgt  durch  einen  besonderen 
Amortisationsbeitrag.  Andere  Landschaften,  so  die  Kur-  und 
Neumärkische  Ritterschaft  in  Berlin  und  die  üstpreußische  Land- 
schaft verbinden  die  beiden  Darlehen  miteinander.  DerDarlehnsneh- 
mer  muß  sich  aber  in  der  Schuldurkunde  verpflichten,  eine  bestimmte 
Zeit  etwas  höhere  als  die  üblichen  Zinsen  und  Amortisationsbei- 
tiäge  zu  leisten,  wodurch  dann  das  Zuschußdarlehen  schneller 
getilgt  wird.  Als  Sicherheit  für  diese  zweite  Hypothek  wird  ge- 
wöhnlich die  Verpfändung  des  gesamten  Gutes  beansprucht.  Die 
IMittel  für  die  Gewährung  der  Zuschußdarlehen  entnehmen  die 
Landschaften  zum  Teil  aus  dem  eigenen  Vermögensfonds,  zum 
Teil,  wie  in  Ostpreußen,  Schlesien,  Sachsen,  Pommern  und  Bran- 
denburg haben  sie  besondere  Landschaftsbanken  oder  Darlehn- 
kassen  gegründet,  die  den  Mitgliedern  Betriebs-  und  Personalkredit 
gewähren  und  so  ihnen  auch  die  Zuschußdarlehen  geben. 

Daß  durch  solche  Darlehen  die  Bepfandbriefung  erleichtert 
wird,  liegt  auf  der  Hand.  Auch  haben  sie  noch  einen  wesent- 
lichen Vorteil,  daß  nämlich  die  Schuldner  durch  sie  etwas  mehr 
an  die  Landschaft  gebunden  werden.  Dadurch  bleibt  diese  gegen 
leichtsinniges  Kündigen  seitens  der  Darlehnsnehmer  geschützt. 
Denn  eine  Kündigung  und  Rückzahlung  der  landschaftlichen 
Hypothek  wird  beim  Bestehen  eines  Zuschußdarlehens  praktisch 
so  lange  hinausgeschoben  werden,  bis  dieses  getilgt  ist. 

Eine  weitere  gemeinsame  Eigenschaft  der  Landschaften  ist 
dann  die  hohe  Beleihungsgrenze.     Während  den  gesetz- 

i)  Vgl.    hierzu    v.  Brünneck,    Die    Pfandbriefsysteme    der    preußischen    Land- 
schaften, Berlin   1910,  S.  191   u.  ff. 
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liehen  Bestimmungen  gemäß  die  Hypothekenbanken,  die  Ver- 
sicherungsgesellschaften und  alle  Korporationen,  die  ihr  Vermögen 
hypothekarisch  ausleihen,  nur  60'' /o  des  ermittelten  reellen  Wertes 
eines  Grundstücks  beleihen  dürfen,  die  preußischen  Sparkassen 
und  die  mündelsicheren  Hypotheken  der  bayrischen  Hypotheken- 
banken sogar  nur  bis  50%  gehen,  können  die  Landschaften  bis 
zu  %  des  Wertes  eine  Bepfandbriefung  vornehmen.  Diese  ver- 
hältnismäßig hohe  Beleihungsgrenze  ist  jedoch  unbedenklich,  wenn 
man  erwägt,  daß  landwirtschaftlicher  Grundbesitz  viel  konstanter 
in  seinem  Werte  ist  als  städtischer  Grund  und  Boden.  Zudem 
geht  praktisch  die  Beleihung  der  angezogenen  Geldinstitute  bei 
den  städtischen  Grundstücken  sehr  häufig  auch  über  die  freige- 
gebenen 60%  hinaus,  was  jeder  bestätigen  wird,  der  mit  dem 
städtischen  Hypothekenmarkt  nur  einigermaßen  vertraut  ist. 

Bemerkenswert  ist  ferner  der  gemeinsame  Umstand,  daß  die 
Pfandbriefhypothek  seitens  der  Landschaft  u  n  k  ü  n  d  b  a  r  ist. 
Das  hat  für  den  Darlehnsnehmer  neben  den  allgemeinen  Vorzügen 
der  Sicherheit  usw.  in  Zeiten  von  Geldkrisen  noch  den  Vorzug, 
daß  er  erforderlichenfalls  viel  leichter  eine  Hypothek  mit  dem 
zweiten  Rang  von  andrer  Seite  aufnehmen  kann,  da  der  zweite 
Gläubiger  weiß,  daß  die  erste  (landschaftliche)  Hypothek  nicht 
seitens  des  Gläubigers  kündbar  ist.  Auch  ist  es  für  diesen  sowohl 
wie  auch  für  den  Pfandbriefschuldner  eine  Beruhigung,  daß  als 
weiterer  gemeinsamer  Grundsatz  der  Landschaften  die  U  n  w  a  n  d  e  1- 
barkeit  des  Zinsfußes  besteht.  Während  beispielsweise 
bei  der  Hannoverschen  Landeskreditanstalt  der  Zinsfuß  sich  nicht 
nur  bei  der  Begebung,  sondern  auch  innerhalb  der  ganzen  Tilgungs- 
periode nach  der  jeweiligen  Marktlage  richtet,  bleibt  der  Zinsfuß 
der  Pfandbriefhypotheken  derselbe,  es  sei  denn,  daß  in  Ausnahme- 
fällen eine  Konvertierung  vorgenommen  werden  muß.  l'ür  den 
Schuldner  ist  so  eine  schärfere  Kalkulation  ermöglicht,  als  bei 
kündbaren  und  im  Zinsfuß  wandelbaren  Darlehen,  und  der  Privat- 
geldgeber kann  auf  diese  Weise  die  Verbindlichkeiten  seines 
Schuldners  besser  einschätzen  und  übersehen  und  darnach  die 
Höhe  der  zweiten  Hypothek  bemessen.  Und  selbst  im  äußersten 
Notfalle  i.st  dem  zweifach  belasteten  Schuldner  infolge  des  fest- 
stehenden Zinsfußes  und  der  Unkündbarkeit  der  Pfandbriefiiypo- 
thek  die  erleichterte  Möglichkeit  gegeben,  noch  eine  weitere 
Hypothek  zu  erlangen. 

Auf  die  sonstigen  gemeinsamen   MiMkmale   der   Landschaften 
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einzugehen,  erü])rigt  sich  hier,  da  wir  auf  sie  bei  den  Minzcldar- 
stellunj^cn  zurückkommen.  Höchstens  ma^r  noch  hervorgehoben 
werden,  daß  in  gewissem  Anklang  an  die  Aktiengesellschaften  die 
1<  r  c  (1  i  t  V  e  r  b  u  n  d  c  n  e  n  der  Landschaft  an  der  V  e  r  - 
w  a  1  t  u  n  g-  teilnehmen.  Sie  können  in  den  regelmäßigen  Ver- 
sammlungen bis  zu  einem  bestimmten  Grade  Einfluß  auf  die  Ge- 
schäftsführung ausüben  und  den  gesamten  Geschäftsgang  über- 
wachen und  prüfen. 

Nach  diesen  allgemeinen  Bemerkungen  sei  auf  die  Entwick- 
lungsgeschichte, die  Organisation  usw.  der  einzelnen  preußischen 
Landschaften  und  ähnlichen  Kreditinstitute  eingegangen.  Die 
älteste  unter  ihnen  ist,  wie  bereits  oben  erwähnt  wurde,  die 

Schlesische  Landschaft^). 

Am  25.  Juni  1770  versammelten  sich  die  von  den  Besitzern 
der  adligen  Güter  in  Schlesien  und  der  Grafschaft  Glatz  erwählten 
Vertreter  im  Fürstensaal  des  Rathauses  in  Breslau,  um  ein  Kredit- 
in.stitut  zu  gründen.  Es  wurden  12  Sitzungen  abgehalten  zur  Be- 
ratung der  Statuten  und  Grundsätze  für  die  Abschätzung  der 
Landgüter.  Am  15.  Juli  desselben  Jahres  erfolgte  die  Königliche 
Genehmigung  derselben. 

Die  Gründung  dieser  ersten  Landschaft  Vvar  eine  Folge- 
erscheinung des  siebenjährigen  Krieges,  der  dem  Wohlstande 
Schlesiens  tiefe  Wunden  geschlagen  hatte.  Besonders  hatten  die 
Landwirte  und  als  solche  die  Besitzer  der  größeren,  d.  h.  der 
adeligen  oder  Rittergüter  unter  der  damaligen  allgemeinen  Geld- 
und  Kreditnot  zu  leiden.  Die  Provinz  war  durch  den  Krieg  bis 
aufs  äußerste  erschöpft.  Die  schlechte  Zinszahlung,  die  zahlreichen 
Subhastationen  hatten  das  Vertrauen  der  Kapitalisten  schwer  er- 
schüttert, so  daß  von  dieser  Seite  kaum  noch  Geld  zu  erlangen 
war.  In  dieser  Bedrängnis  wandte  Friedrich  der  Große 
seine  Fürsorge  auch  den  schlesischen  Landwirten  zu.  Zuerst 
wurde  ein  IMoratorium  bewilligt,  aber  ohne  Erfolg.  Der  damalige 
Etats-  und  Justizminister  in  Schlesien  von  Carmer  machte 
darauf  andere  Vorschläge,  und  der  König  verlangte  von  ihm  die 
Vorlegung  eines  eingehenden  Planes,  was  bald  geschah.  Darauf 
erging  die  denkwürdige  Königliche  Order  vom  29.  August   1769, 

i)  V.  Görtz,  Die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Schlesischen  Landschaft,  Breslau 
1907,  4.  Aufl.,  S.  XXI.  u.  ff. 


—      29      — 

die  die  Grundlagen  für  die  Schaffung  eines  neuen  Kreditwerkes 
und  zu  dem  Bildungsgesetze  für  dessen  Träger  —  die  Landschaft  — 
angab.  Hiernach  sollten  die  Besitzer  der  adligen  Güter  eines 
jeden  der  Fürstentümer,  aus  denen  sich  Schlesien  nach  der  da- 
maligen Einteilung  und  Verfassung  zusammensetzte,  und  dann 
sämtlicher  Fürstentümer  zusammen  unter  sich  in  Verbindung  treten 
und  ein  gemeinschaftliches  Landeskollegium  —  die  nachmalige 
Generallandschaftsdirektion  —  einrichten,  welchem  die  Aufgabe 
zugedacht  war,  »Alles,  was  zur  Erhaltung  des  öffentlichen  Kredits 
erforderlich,  zu  .respektieren  und  nach  bestem  Vermögen  frei  und 
ungehindert  zu  betreiben«.  Die  Beleihungsgrenze  sollte  bis  zur 
Hälfte  des  Taxwertes  gehen,  die  Verzinsung  5  ^oi  ^ür  den  fünften 
Teil  des  Darlehens  sogar  6  %,  und  einen  Quittungsgroschen  be- 
tragen. Der  hohe  Zinsfuß  war  mit  Rücksicht  auf  den  damaligen 
Geldmangel,  hervorgerufen  durch  den  siebenjährigen  Krieg,  unver- 
meidlich. Als  Hypothekeninstrumentc  sollten  Inhaberpapiere  über 
die  in  Abschnitte  zu  zerlegende  Kapitalien  in  der  Form  lederner 
Briefe  von  der  Landschaft  und  den  Hypothekenämtern  gemein- 
schaftlich ausgefertigt  und  auf  das  zu  beleihende,  als  Pfand  be- 
zeichnete Gut  eingetragen  werden.  Aber  das  betreffende  Gut 
sollte  die  Haftung  nicht  allein  übernehmen,  sondern  alle  mit  der 
Landschaft  in  Verbindung  stehenden  Güter.  Die  Verzinsung  der 
ledernen  Briefe  (Pfandbriefe)  sollte  also  mit  5°/o  erfolgen,  die 
Realisierung  derselben  bei  den  kleinen  Briefen  bis  zu  100  Tlr. 
sofort  bei  der  Präsentation,  bei  den  größeren  nach  vorheriger 
Kündigung  möglich  sein.  Endlich  sollte  die  Aufhebung  des 
Schuldverhältnisses  durch  Einlösung  der  Pfandbriefe  dem  Hypo- 
thekenschuldner sowohl  als  auch  dem  Briefinhaber  gestattet  sein. 

Am  25.  Juni  1770  fand  auf  Einberufung  durch  v.  Garnier 
die  allgemeine  Versammlung  (Generallandtag)  der  erwählten  Ver- 
treter der  Stände  statt  zur  weiteren  Beratung  der  Statuten,  der 
Organisation  usw.  Insbesondere  wurden  die  Grundsätze  über  das 
Taxwesen,  über  die  Bildung  der  Hauptlandschaftskommission,  der 
späteren  Generallandschaftsdirektion,  und  die  Abgrenzung  der 
einzelnen  Fürstentumslandschaften,  die  mit  und  neben  der  Haupt- 
landschaft als  selbständige  Kreditinstitute  fungieren  sollten,  fest- 
gesetzt. Die  Eröffnung  der  Geschäfte,  naciidcm  die  oben  ge- 
nannten (Grundsätze  die  l)ereits  erwähnte  KcHiigliche  Genehmigung 
gefunden  hatten,  erfolgte  zu  Weihnachten    1770. 

Die  l'IntwicklunLT    der  Landschaft    i>ostaltcte    sich    «•loich    im 
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Anfan*^'  über  Erwarten  ^iinsti^.  JÜs  zum  Jahre  1774  waren  bereits 
iTir  S  870  8 10  Tlr.  Ptan(ll)ri(;fe  ausLje^eben.  Die  Verhältnisse  der 
Grundbesitzer  besserten  sich  zusehends.  Letztere  konnten  jetzt  zu 
mäßis^em  Zinsfuß  hinreichendes  Kapital  für  die  Sanierung  ihres 
Grundbesitzes  erlangen  und  waren  dabei  nicht  mehr  wie  früher 
den  Belästigungen  und  Kosten  wiederkehrender  Kündigungen 
ausgesetzt.  Auf  der  andern  Seite  war  aber  auch  den  Kapitalisten 
durch  die  Pfandbriefe  ein  Wertpapier  gegeben,  das  ihnen  pünkt- 
liche Zinszahlung  und  dazu  eine  Sicherheit  wie  keine  einfache 
Hypothek  bot,  das  ferner  jederzeit  auf  dem  Geldmarkte  in  bares 
Geld  umgesetzt  werden  konnte  und  sich  infolgedessen  auch  dazu 
eignete,  als  zinstragender  Kassenbestand  anstelle  baren  Geldes 
niedergelegt  zu  werden.  Es  war  eben  in  den  Pfandbriefen  eine 
jederzeit  realisierbare,  über  die  gewöhnliche  Sicherheit  hinaus- 
gehende Hypothek  geschaffen,  die  gleichzeitig  alle  I^igenschaften 
eines  guten  Börsenpapiers  hatte.  Daraus  erklärt  sich  auch  die 
Gunst  des  Kapitalisteni)ublikums,  das  dieses  neue  Papier  mit 
wahrem  Feuereifer  gleich  von  Anfang  an  aufnahm.  Infolgedessen 
wurden  die  Schlesischen  Pfandbriefe  bald  mit  Aufgeld  bezahlt, 
das  große  wirtschaftliche  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage  be- 
wies auch  hier  seine  unumstößliche  Richtigkeit,  und  als  weitere 
Folge  konnte  von  Johanni  1777  ab  der  Zinsfuß  seitens  der  Land- 
schaft auf  4  -/-,  %  ermäßigt  werden.  P^ine  weitere  Ermäßigung 
auf  4  ^/o  war  von  1788  an  durchführbar,  als  der  Kurs  der  Briefe 
auf  104  bis  105  %  stieg.  Damit  aber  der  Inhaber  durch  diese 
Konvertierung  infolge  Einbüßung  des  Agios  keine  Verluste  er- 
leide, so  w'urden  ihm  anstatt  der  gekündigten,  neue  Pfandbriefe 
in  entsprechender  Anzahl  zur  Verfügung  gestellt.  Gemäß  Königl. 
Order  vom  12.  Oktober  1787  fand  diese  sogenannte  Unablös- 
barkeit  der  Pfandbriefe  den  Inhabern  gegenüber  die  Bestätigung, 
damit  ihnen  nicht  wider  Willen  bares  Geld  aufgedrungen  zu  werden 
brauchte.  Allerdings  wurde  es  durch  diese  Maßnahme  dem 
Schuldner  unmöglich,  seine  Schuld  durch  Barzahlung  des  Nenn- 
wertes abzutragen ;  er  mußte  also  zu  dem  Zwecke  Pfandbriefe 
aufkaufen  und  das  Agio  übertragen.  Das  Recht  der  Inhaber,  die 
Pfandbriefe  der  Landschaft  aufzukündigen  und  für  dieselben  nach 
6  Monaten  bare  Zahlung  zu  erlangen,  blieb  dagegen  bestehen. 
Bis  zum  Jahre  1839  wurde  dann  keine  Aenderung  der  Rechts- 
lage vorgenommen.  In  diese  Zeit  fielen  bekanntlich  die  Kriege 
gegen  P'rankreich,  Rußland,    die  Befreiungskriege    mit    der  nach- 
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folgenden  zeitweisen  Entwertung  des  Grundbesitzes,  die  Umbil- 
dung des  preußischen  Staatswesens,  die  Regulierung  der  guts- 
herrlichen-bäuerlichen  Verhältnisse,  der  Erlaß  der  Ablösungsge- 
setze usw.  Währenddem  hat  das  junge  Kreditinstitut  manche 
harte  Probe  durchmachen  müssen,  so  daß  der  Kurs  der  Pfand- 
briefe zeitweilig  bis  unter  6o  %  herunterging.  Die  von  den  hohen 
Kriegskosten  am  meisten  betroffenen  Gutsbesitzer  waren  zum  großen 
Teil  nicht  imstande,  die  Zinsen  aufzubringen.  Aber  die  Land- 
schaft konnte  sich  unter  Zuhülfenahme  ihres  Korporationsvermö- 
gens doch  halten  und  war  sogar  in  der  Lage,  dem  Staate  ihren 
Kredit  in  der  damaligen  bedrängten  Zeit  zur  Verfügung  zu  stellen, 
als  1S09  die  Königlichen  Domänen  Schlesiens  der  Landschaft 
inkorporiert  und  der  Generalgarantie  unterworfen  wurden. 

hl  dem  erwähnten  Jahre  1839  wurde  dann  einmal  eine  neue 
Konvertierung  vorgenommen.  Es  herrschte  damals  großer  Geld- 
überschuß. GrofSe  Kapitalmassen  suchten  bei  der  noch  geringen 
Entwicklung  der  Industrie  Anlage  in  Grund  und  Boden,  in  Staats- 
papieren und  Pfandbriefen.  Der  Zinsfuß  sank  infolgedessen.  Bei 
mehreren  der  jüngeren  Landschaften  ging  er  sogar  auf  3  ^/o  % 
herab.  Unter  diesen  Umständen  hielt  es  auch  die  Schlesische 
Landschaft  für  geraten,  durch  Umwandlung  ihrer  4prozentigen 
Pfandbriefe  in  3 ^2 piozentige  der  allgemeinen  Geldlage  Rechnung 
zu  tragen.  Ferner  wurde  die  mit  dem  Wesen  eines  Pfandbrief- 
instituts unvereinbare  Kündigungsbefugnis  der  Pfandbriefinhaber 
beseitigt  und  die  1837  ^^s  vorübergehend  eingeführte  Verpflich- 
tung der  Darlehensnehmer,  ihre  Pfandbriefschulden  nur  in  gleich- 
wertigen Pfandbriefen  und  nicht  auch  in  bar  abzutragen,  aufge- 
hoben. Gleichzeitig  wurde  bei  Genehmigung  des  Konvertierungs- 
geschäftes bestimmt,  daß  die  Landschaft  eine  Amortisation  der 
I'fandbricfc  einzuführen  und  hierzu  die  lüsparnis  an  den  herab- 
gesetzten Zinsen  zu  verwenden  habe.  Die  Amortisation  ist  je- 
doch stets  eine  Angelegenheit  zwischen  Landschaft  und  Darlchns- 
nchmern  geblieben,  ohne  das  Dritte,  insbesondere  nicht  die  In- 
haber der  Pfandbriefe,  Rechte  daraus  und  auf  ihre  ununterbro- 
chene Durchführung  erlangt  hätten.  Dadurch  wurde  es  auch 
möglich,  später  zu  beschließen,  daß  der  angesammelte  Amorti- 
sationsfond von  den  Grundbesitzern  benutzt  werden  könne.  Aller- 
dings wurde  dieser  Fond  dadurch  dem  eigentlichen  Tilgungszweck 
entzogen  und  in  eine  Art  Zwangssparkasse  umgewandelt.  Eine 
weitere,    molu-  formelle  Aendorung    bestand  noch   darin,    dal.N  an- 
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sLcllc  der  l)is  dahin  erforderlichen  Vorlage  der  Pfandbriefe  bei 
der  Zinszahlung  vom  Jahre  1848  an  selbständige  Zinsanweisungen 
—  Zinskupons  —  für  mehrere  Jahre  eingeführt  wurden. 

l^ie  3  V2prozentigen  Pfandbriefe  erlangten  bald  nach  ihrer 
Begebung  einen  in  unserer  Zeit  undenkbar  hohen  Börsenkurs 
von  102  bis  103  und  bciiaupteten  sich  mehrere  Jahre  hindurch 
auf  dieser  Ilcihe.  iJann  aber  blieb  ihnen  dasselbe  Los  nicht  er- 
spart, worauf  bereits  in  der  Entwicklungsgeschichte  der  drei  ersten 
Kreditanstalten  hingewiesen  w^urde,  wie  allen  ähnlichen  Kredit- 
papieren. Infolge  des  gewaltigen  Aufschwungs  der  Industrie,  des 
l^ergwerksbctriebes,  des  Baues  zahlreicher  Bahnen  stieg  der  Geld- 
bedarf und  damit  der  allgemeine  Zinsfuß.  Die  Pfandbriefe  wurden 
nur  wenig  mehr  begehrt,  das  Geld  suchte  eine  rentablere  Anlage 
in  Aktiengesellschaften  der  Industrie  und  des  Bergbaus.  Der 
Pfandbriefkurs  ging  rapide  herunter. 

Die  Landschaft  konnte  diese  Tatsachen  nicht  unbeachtet 
lassen.  Ebenso  konnte  den  Kreditverbundenen  nicht  mehr  mit 
der  Gewährung  von  3  ^2  prozentigen  Darlehen  gedient  sein,  wenn 
der  Kurs  der  bezüglichen  Pfandbriefe  10  und  mehr  %  unter  pari 
stand.  Es  wurde  ihnen  daher  seitens  der  Landschaft  1856  sogar 
die  Aufnahme  4^/2  prozentiger  Pfandbriefe  freigestellt.  Zu  der 
anfänglichen  Ausgabe  5  prozentiger  Pfandbriefe  hat  die  Landschaft 
jedoch  niemals  zurückzukehren  brauchen. 

Aber  damit  war  den  Zeitverhältnissen  und  den  Wünschen 
der  Kreditverbundenen  noch  nicht  Genüge  geschehen.  Letztere 
bestanden  dringend  auf  die  Erhöhung  der  Beleihungsgrenze  über  die 
Hälfte  des  Gutswertes  hinaus.  Es  wurde  daher  1858  die  Beleihung 
auf  das  vierte  Sechstel  des  Gutswertes  zugelassen  durch  Schaffung 
einer  neuen  Art  von  Pfandbriefen  unter  dem  Kennzeichen  Lit.  6. 
Da  die  Ausdehnung  der  Solidarhaft  (Generalgarantie)  für  diese 
Pfandbriefe,  die  sich  also  nur  auf  das  vierte  Sechstel  des  Gutwertes 
beziehen  und  gewissermaßen  eine  Plypothek  mit  dem  zweiten 
Rang  darstellen,  aus  verschiedenen  Gründen  nicht  zu  erlangen 
war,  wurde  hierfür  ein  besonderer  Sicherheitsfond  angelegt,  der 
bald  eine  beträchtliche  Höhe  erreichte.  Gleichzeitig  wurde  für 
diese  Pfandbriefe  und  später  —  1872  —  auch  für  die  bei  der 
Beleihung  bis  zu  50  %  des  Wertes  an  die  Stelle  der  alten  Güter- 
pfandbriefe tretenden  Pfandbriefe  Lit.  A  der  Grundsatz  der  Indi- 
vidualhypothek  aufgegeben.  Die  Pfandbriefe  gelten  also  nicht 
mehr  als  einzelne  Hypothek,  sondern  der  ganze  auf  das  Gut  be- 
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willigte  Darlehnsbetrag-  wird  als  Darlehen  der  Schlesischen  Land- 
schaft ins  Grundbuch  eingetragen.  Die  auszugebenden  Pfandbriefe 
lauten  dann  ohne  Bezeichnung  eines  besonders  verpfändeten  Gutes 
auf  den  Gesamtbetrag  dieser  Hypotheken. 

Die  zunehmende  Geldflüssigkeit  in  den  1880  er  Jahren  ver- 
ursachte dann  wieder  ein  Steigen  der  Kurse  der  3  V2  prozentigen 
Pfandbriefe,  ein  Verschwinden  der  4  ^j^  prozentigen  und  vorüber- 
gehend auch  der  4  prozentigen  und  schließlich  1895  die  Schaffung 
eines  3  prozentigen  Pfandbriefes,  von  dem  unter  Gewährung  eines 
Zuschußdarlehens  reichlich  Gebrauch  gemacht  wurde,  da  mit 
Hülfe  des   letzteren  eine  höhere  Beleihung  möglich  ist. 

Eine  neue  Phase  der  Entwicklung  brach  für  die  Landschaft 
an,  als  sie  ihre  Fürsorge  etwa  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts auch  dem  der  Landschaft  nicht  inkorporierten 
ländlichen  Grundbesitz  zuv;andte.  Zwar  standen  diesem 
Projekt  erhebliche  Schwierigkeiten  entgegen,  da  der  nichtritter- 
liche Grundbesitz  die  Uebernahme  jeder  solidarischen  Haft  ab- 
lehnte. Aber  die  Landschaft  ließ  sich  dadurch  nicht  beirren  und 
gewährte  durch  Schaffung  sogenannter  »Neuer«  Pfandbriefe  1849 
auch  eine  billige  Kreditmöglichkeit  für  den  bäuerlichen  Grund- 
besitz. Als  Beleihungsgrenze  wurden  hierfür  zunächst  50%,  seit 
1872  aber  auch  -/s  des  Wertes  festgesetzt  und  ein  Sicherheits- 
fond von  wenigstens  5  %  der  Schuld  gebildet.  Dieses  uneigen- 
nützige Vorgehen  der  Landschaft  im  Interesse  des  bäuerlichen 
Grundbesitzes  kann  nicht  hoch  genug  eingeschätzt  werden.  Dieser 
Kreditzweig  entwickelte  sich  besonders  seit  der  Einführung  einer 
neuen  Beleihungsordnung  im  Jahre  1888  und  hat  eine  solche 
Ausdehnung  erlangt,  daß  die  Bepfandbriefung  des  nicht  inkor- 
porierten Grundbesitzes  gegenwärtig  200  Millionen  M.  bereits 
übersteigt. 

Die  Schlcsische  Landschaft  hat  sich  aber  noch  ein  weiteres 
Ziel  gesteckt  als  die  Förderung  des  Realkredits  des  landwirt- 
schaftlichen Grundbesitzes.  Sie  hat  in  ihren  Aufgabenkreis  auch 
die  Gewährung  von  Personalkredit  aufgenommen,  und  zwar 
seit  dem  Jahre  1 848  durch  Schaffung  einer  besonderen  Dar- 
Ichnskasse.  Diese  ist  dazu  bestimmt,  auf  bewegliche  Unter- 
pfänder —  Erzeugnisse  der  Landwirtschaft,  Hypotheken,  Wert- 
papiere —  vorübergehend  zinsbare  Darlehen  zu  geben.  Diese 
Darlehnska-sse  wurde  später  —  1868  —  in  Anpassung  an  die 
Zeitverhältnisse  zu    einem  unter  Aufsicht  der  (uMHMallandschafts- 

Zcitschritt  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänziingshcft  42.  ^ 
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direktion  stehenden,  dem  i^esamten  Geldverkehr  dienenden  und 
nicht  auf  den  Verkehr  mit  Landwirten  beschränkten  selbständigen 
Geldinstitut  unter  der  Firma  :  *S  c  h  l  e  s  i  s  c  h  e  landschaft- 
liche Bank«  zu  Breslau  umgewandelt  und  erweitert.  Das 
Stammkapital  betrug  anfänglich  3  Millionen  M.  und  wurde 
1895  auf  5  Millionen  M.  erhöht.  Die  Geschäftsbedingungen 
dieser  Bank  decken  sich  im  wesentlichen  mit  denen  der  Reichs- 
bank. Zur  Erleichterung  des  Verkehrs  sind  an  den  Sitzen  der 
Fürstentumslandschaften  Geschäftsstellen  eingerichtet 
worden. 

Ebenso  wie  auf  den  Entwicklungsgang,  sei  hier  auch  auf  die 
Organisation  und  die  Satzungen  der  Schlesischen  Landschaft  des 
Näheren  eingegangen.  Hat  doch  diese  Landschaft  als  erstes  In- 
stitut dieser  Art  gewissermaßen  das  Modell  abgegeben  für  alle 
derartige  Kreditanstalten  in  Deutschland  und  auch  im  Auslande. 
Zudem  überragt  sie  alle  übrigen  Landschaften  noch  heutigen 
Tages  durch  die  Höhe  der  Beleihungen.  Aus  diesen  Gründen 
darf  auch  die  Darstellung  der  Entwicklung  und  Einrichtung  der 
übrigen  Landschaften  und  landschaftsähnlichen  Kreditinstitute 
kürzer  gefaßt  werden,  weil  bei  ihnen  das  schlesische  Vorbild  bald 
mehr  bald  weniger  getreu  wiederkehrt.  Zudem  besteht  die 
Hauptaufgabe  dieser  Arbeit  nicht  nur  in  einer  mög- 
lichst umfangreichen  und  detaillierten  synoptischen  Darstellung  der 
bestehenden  Kreditinstitute  für  den  landwirtschaftlichen  Grund- 
besitz, sondern  auch  in  einer  Kritik  der  vorhandenen  Beleihungs- 
möglichkeiten  für  den  Landwirt  und  in  der  Beantwortung  der 
Frage,  in  welchem  Umfange  die  bestehenden  Anstalten  dieser 
Art  dem  Bedürfnis  bisher  entsprochen  haben. 

Was  nun  den  Zweck,  den  Umfang  und  die  Gliederung  der 
Schlesischen  Landschaft^)  anbetrifft,  so  sei  darüber  in  Kürze 
folgendes  ausgeführt.  Der  Zweck  der  Landschaft  ist  die  Wieder- 
herstellung und  Erhaltung  des  Kredits  der  Mitglieder,  d.  h.  der 
Besitzer  der  inkorporierten  Güter  in  Schlesien  sowie  die  Beförde- 
rung des  allgemeinen  Kredits  überhaupt.  Als  Mittel  zu  diesem 
Zweck  dient  ihr  die  Beleihung  der  inkorporierten  Güter  sowie  auch 
unter  andern  Bedingungen  die  Beleihung  des  Rustikalbesitzes  mit 


i)  V.  Göriz,    Die    Verfassung    und    Verwaltung    der    Schlesischen    Landschaft, 
a.  a.  O.,  S.   I   u.  ff. 
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Pfandbriefen  und  die  Marktfähigkeit  dieser  Pfandbriefe  auf  dem 
allgemeinen  Geldmarkte. 

Ueber  die  Vorzüge  der  von  ihr  zuerst  in  größerem  Umfange 
eingeführten  Pfandbriefe  braucht  wenig  gesagt  zu  werden.  Sie 
sind  allgemein  bekannt.  Erwähnt  sei  hier  nur,  daß  Mündel-, 
Pfiegschafts-  und  andere  gesetzlich  besonders  geschützte  Vermögen 
in  Preußen  in  solchen  Pfandbriefen  angelegt  werden  dürfen.  In 
den  übrigen  Teilen  des  Deutschen  Reiches  ist  diese  Mündel- 
sicherheit jedoch  an  einen  sie  aussprechenden  Beschluß  des  Bundes- 
rates gebunden.  P'erner  verdient  noch  hervorgehoben  zu  werden, 
daß  die  schlesischen  Pfandbriefe  wie  auch  die  der  übrigen  Land- 
schaften zum  Börsenhandel  zugelassen  sind. 

Territorial  beschränken  sich  die  Geschäfte  der  Schlesischen 
Landschaft  auf  das  ehemalige  Herzogtum  Schlesien  einschließlich 
des  Schwiebuser  Kreises,  die  Grafschaft  Glatz  und  das  Markgraf- 
tum  Oberlausitz.  Der  Landschaft  inkorporiert  sind  alle  Landgüter 
in  Schlesien  und  der  Grafschaft  Glatz,  welche  zur  Zeit  der  Grün- 
dung (1770)  als  Rittergüter,  darunter  die  geistlichen  Güter,  be- 
sessen worden  sind,  ferner  die  königlichen  Domänengüter,  die 
städtischen  Kämmereigüter,  welche  von  den  besitzenden  Stadt- 
gemeinden der  landschaftlichen  Generalgarantie  ausdrücklich  unter- 
worfen worden  sind  und  einen  auf  sie  im  Verhältnis  entfallenden 
Betrag  zu  dem  betreffenden  Eigentümlichen  Fonds  der  Landschaft 
geleistet  haben,  endlich  die  nach  und  nach  zu  Rittergütern  er- 
hobenen Besitzungen,  die  in  den  Kreis  der  beleihungsfähigen 
Güter  seitens  der  Landschaft  einbezogen  wurden.  In  der  Ober- 
lausitz gehören  zu  ihr  alle  Landgüter,  welche  bei  der  Aufnahme 
dieses  Landesteiles  in  die  Schlesische  Landschaft  (1827)  als  Ritter- 
güter bestanden  und  deren  Besitzer  ihren  Beitritt  erklärt  haben, 
außerdem  auch  noch  einige  freiwillig  beigetretene  sogenannte 
Landsassengüter.  Ueber  die  Zulassung  eines  Gutes  entscheidet 
der  Engere  Ausschuß  der  Landschaft.  Besonders  hervorzuheben 
ist  dabei,  daß  Güter  unter  einem  landschaftlichen  Krodittaxwert 
von  30000  M.  nicht  aufnahmefähig  sind. 

Die  Schlesische  Landschaft  gliedert  sich  in  I'^  ü  rst  c  n  t  u  m  s- 
1  a  n  d  s  c  h  a  f  t  c  n  und  jede  F ü r  s  t e  n  t  u  m  s  1  a  n  cl  s  c  h  a  f  t  in  Kreise. 
Die  Begrenzung  schließt  sich  dabei  an  die  ehemalige  politische 
Einteilung  Schlesiens  an.  Demgemäß  bestehen  neun  l"'ürstentums- 
landschaften,  die  Schweidnitz-Jauerschc,  die  (ilogau-Saganer,  die 
Oberschlesische,  die  Breslau-Briegcr,  die  Licgnitz-Wohlauer,   usw. 

3* 
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Zur  Leitung  der  gesamten  landschaftlichen  Kreditverbindung 
Schlesiens  und  ihrer  Geschäfte  ist  der  Generallandschaftsdirektor 
und  unter  seinem  Vorsitz  die  Schlesische  Generallandschafts- 
direktion in  l^reslau  als  Zentralbehörde  bestellt,  l'^ür  die  unmittel- 
bare Verwaltung  der  Geschäfte  der  l<'ürstentumslandschaften  ist 
für  jede  ein  Landschaftsdirektor  und  unter  seinem  Vorsitz  ein 
Landschaftskollegium  eingesetzt.  Zur  Kontrolle  der  gesamten 
Verwaltung  sind  der  Engere  Ausschuß  der  Landschaft  und  der 
Generallandtag  berufen.  Beide  ergänzen  sich  durch  regelmäßige 
Wahlen.  Die  Kreditverbundenen  selbst  nehmen  an  der  Verwal- 
tung teil  auf  den  Kreisversammlungen,  auf  denen  sie  durch  die 
Wahlen  der  Landesältesten  als  Repräsentanten  für  die  Fürstentums- 
tage sowie  mit  Auswahl  für  den  Generallandtag  ihren  Einfluß  zur 
Geltung  bringen  können.  Die  Wahlperiode  dauert  6  Jahre,  aus- 
scheidende Repräsentanten  sind  wieder  wählbar.  Auch  wird  auf 
den  Kreis  Versammlungen  über  ihnen  gemachte  Vorlagen  beraten 
und  abgestimmt. 

Das  allgemeine  Aufsichtsrecht  über  die  Landschaft  übte  früher 
der  M  inister  des  Innern  aus,  seit  1 874  ist  es  dem  Land- 
wirtschaftsminister übertragen.  Außerdem  ist  Seiner 
Majestät  dem  Könige  die  Ernennung  eines  besonderen 
Kommissars  bei  der  Landschaft  vorbehalten. 

Der  Generallandschaftsdirektor  und  die  Landschaftsdirektoren 
werden  aus  den  Kreisen  der  Kreditverbundenen  von  diesen  auf 
6  Jahre  gewählt  und  vom  Könige  bestätigt.  Die  übrigen  Beamten 
sind  mittelbare  Staatsbeamte  und  wie  bei  den  staatlichen  Behörden 
meistens  auf  Lebenszeit  angestellt. 

Der  Geldbedarf  und  seine  Deckung  sind  in  folgender  Weise 
geregelt.  Die  Landschaft  bedarf  u.  a.  barer  Geldmittel  für  die 
laufenden  Zinsen  der  ausgegebenen  Pfandbriefe  und  zur  Auszahlung 
der  von  ihr  aufgekündigten  Pfandbriefe.  Die  erforderlichen 
Mittel  hierzu  fließen  ihr  im  allgemeinen  zu  durch  die  Zinsen  und 
Amortisationsbeiträge  der  IDarlehnsschuldner.  Die  Landschaft 
hat  ferner  bares  Geld  nötig  im  Falle  ausbleibender  Zahlungen  der 
Schuldner,  im  Falle  der  Zwangsverwaltung  in  Verfall  geratener, 
bepfandbriefter  Güter,  im  Pralle  eines  etwaigen  Ausfalls  der  Land- 
schaft bei  der  Zwangsversteigerung  eines  beliehenen  Gutes  und 
zur  Deckung  der  Verwaltungskosten.  P^ür  alle  diese  Zwecke 
stehen  ihr  zur  Verfügung  einmal  der  Eigentümliche  Fonds,  in 
welchen    nach   dem  Verhältnis    der  Beteiligung  am  Stammkapital 
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auch  die  Ueberschüsse  der  landschaftlichen  Bank  fließen,  dann 
der  von  den  bepfandbrieften  Gütern  etwa  noch  zu  entrichtende 
Quittungsgroschen  —  derselbe  wird  vom  Generallandtag  oder  dem 
Engeren  Ausschuß  nach  Maßgabe  der  Bedürfnisse  jeder  Fürsten- 
tumslandschaft bis  zu  einer  bestimmten  Höhe  festgesetzt  oder 
auch  zeitweilig  oder  gänzlich  abgeschafft  — .  Denselben  Zwecken 
dienen  ferner  die  für  einzelne  Geschäfte,  z.  B.  für  die  Führung 
von  Zwangsverwaltungen,  für  die  Aus-  und  Umfertigung  der 
Pfandbriefe  sowie  für  deren  dauernde  Aufbewahrung  von  den 
Antragstellern  zu  erhebenden  Gebühren,  sodann  die  durch  zeit- 
weise Benutzung  unabgehobener  Pfandbriefzinsen  und  Ablösungs- 
kapitalien zu  erzielenden  Zinsgewinne  und  endlich  die  im  Notfalle 
seitens  der  Landschaft  aufgenommenen  Darlehen. 

Hinsichtlich  der  Beleihung  der  Güter  sowie  der  Verwaltung 
des  landschaftlichen  Kredits  sei  in  Kürze  folgendes  ausgeführt. 
Die  Bemessung  und  Gewährung  des  landschaftlichen  Kredits  auf 
inkorporierte  Güter  steht  den  Fürstentumslandschaften  in  ihrem 
Bezirk  zu.  Der  gewährte  Kredit  wird  als  Hypothek  in  dem 
Grundbuche  des  zu  beleihenden  Gutes  eingetragen  und  die  Valuta 
in  Pfandbriefen  gegeben,  deren  Ausfertigung  aber  durch  die 
Generallandschaftsdirektion  erfolgt.  Die  Verwertung  der  erhalte- 
nen Pfandbriefe  bleibt  dem  Darlehnsnehmer  überlassen;  er  kann 
sich  dazu  u.  a.  auch  der  Schlesischen  landschaftlichen  Bank  be- 
dienen. Auch  die  Beleihung  des  nicht  inkorporierten  Grund- 
besitzes erfolgt  durch  die  P^ürstentumslandschaften. 

Die  Beleihung  darf,  wie  erwähnt,  zwei  Drittel  des  von  der 
Landschaft  festgesetzten  Taxwertes  nicht  übersteigen.  Sie  ist  als 
Kredit  für  die  erste  Hälfte  des  Taxwertes  und  als  Kredit  für  das 
vierte  Sechstel  zu  kennzeichnen  durch  Ausgabe  verschiedener 
Pfandbriefe  —  Lit.  A  bez.  Lit.  C  — •.  Stellt  sich  nach  erfolgter 
Beleihung  heraus,  daß  der  Gutswert  eine  Aenderung  erfahren  hat, 
so  muß  auch  der  Kredit  anderweitig  geregelt  und  nötigenfalls 
zurückgezogen  werden. 

Die  Abschätzung  des  zu  beleihenden  Gutes  ist  durch  örtliche 
Abschätzung  nach  der  Vorschrift  der  hierfür  festgelegten  Ab- 
schätzungsgrundsätze vorzunehmen.  Auf  dieser  Grundlage  wird 
dann  durch  Kollegialbeschluß  der  Gutswert  auf  eine  bestimmte 
Ziffer  festgesetzt.  Auf  Antrag  des  Darlehnssuchcrs  kann  jedoch 
auch  der  Kreditwert  ohne  örtliche  Abschätzung  aus  der  Veran- 
lagung des  Gutes    zu    der    durch  Gesetz  vom  21.  Mai   1861     ein- 
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geführten  Grundsteuer  abgeleitet  werden.  Zu  dem  Zweck  wird 
der  dem  Gute  bei  der  Veranlassung  zur  Grundsteuer  beigelegte 
jährliche;  Reinertrag  ermittelt  und  mit  der  Zahl  dreißig  kapitali- 
siert. 

Da  die  Valuta  des  1  Darlehens  nicht  in  bar,  sondern  in  l'fand- 
briefen  gegeben  wird,  so  ist  dem  Darlehnsnehmer  innerhalb  der 
eingeführten  Pfandbriefzinsfüße  die  Wahl  gelassen.  Er  kann  also 
bestimmen,  ob  er  das  zu  empfangende  Darlehen  in  4-,  3  '/2-  oder 
3prozentigen  Pfandbriefen  Lit.  A  oder  Lit.  C  entnehmen  will. 
Die  Verzinsung  entspricht  dem  Zinsfuße  der  Pfandbriefe,  außer- 
dem ist  als  Teil  der  Verzinsung  jährlich  VaVo  zur  Tilgung  zu  ent- 
richten. Der  Verwaltungskostenbeitrag  (Quittungsgroschenj,  dessen 
Zahlung  statutengemäß  verlangt  werden  kann,  ist  seit  Jahren  nur 
noch  in  wenigen  Fällen  zur  Erhebung  gelangt.  Der  für  die  Dar- 
lehen des  vierten  Sechstels  (Lit.  C)  außerdem  bisher  vorgeschrie- 
bene Sicherheitsfondsbeitrag  von  V4  7o  durch  16  Jahre  ist  vor- 
läufig ebenfalls  außer  Hebung  gesetzt,  kann  jedoch  auf  Beschluß 
des  Engeren  Ausschusses  jederzeit  wieder  eingeführt  werden. 
Die  Zinszahlung  erfolgt  in  halbjährigen  Raten  zu  Johanni  und 
Weihnachten.  Die  Kosten  für  die  Pfandbriefe  und  den  Reichs- 
stempel  hat  der  Darlehnsnehmer  zu  tragen. 

Hinsichtlich  der  Zuschußdarlehen  ist  bestimmt,  daß  solche 
bei  Neubeleihungen  nicht  über  6  °/o  des  Nennwertes  und  bei  Um- 
wandlungen bestehender  landschaftlicher  Darlehen  in  niedriger 
verzinsliche  (Konvertierungen)  nicht  über  3  '^/o  des  Nennwertes  be- 
tragen dürfen.  Das  Zuschußdarlehen  muß  jedoch  bei  4prozen- 
tiger  Verzinsung  besonders  getilgt  werden. 

Die  Verwaltung  des  landschaftlichen  Kredits  erstreckt  sich 
einmal  auf  den  Geldverkehr  der  Landschaft  mit  den  Darlehns- 
nehmern  und  weiter  auf  den  mit  den  Fürstentumslandschaften. 
Die  Darlehnsnehmer  können  sowohl  bei  den  Fürstentumsland- 
schaften als  auch  bei  der  Generallandschaftskasse  ihre  Beiträge 
entrichten;  an  letztere  führen  auch  die  einzelnen  Kassen  der 
Fürstentumslandschaften  die  eingegangenen  Gelder  ab. 

Unter  besonderen  Verhältnissen  ist  auch  eine  Stundung  der 
fällig  werdenden  Zinsen  oder  der  Kapitalzahlung  möglich,  worüber 
das  Kollegium  entscheidet.  Die  Stundungsfrist  erstreckt  sich  aber 
grundsätzlich  nicht  über  den  folgenden  Zinstermin  hinaus. 

Bleibt  die  Zahlung  der  Zinsen  und  Beiträge  im  Rückstande, 
so    ist   die    Landschaft    als  Vollstreckungsbehörde    befugt,    durch 
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Zwangsvollstreckung  in  das  bewegliche  Vermögen  vorrätige  Guts- 
erzeugnisse oder  überflüssige  Inventarstücke  pfänden  und  ver- 
steigern zu  lassen,  oder  das  Gut  oder  einzelne  Nutzungszweige 
desselben  in  Zwangsverwaltung  zu  nehmen  oder  endlich  die 
Zwangsversteigerung  des  ganzen  Gutes  auszubringen. 

Auch  steht  der  Landschaft  eine  Ueberwachung  der  Sicherheit 
des  Kredits  zu.  Bringt  sie  in  Erfahrung,  daß  die  Sicherheit  der 
landschaftlichen  Hypothek  durch  Verschlechterung  des  Gutes, 
durch  Abveräußerung  und  dergl.  Gefahr  läuft,  so  wird  ein  Unter- 
lassungsbefehl an  den  Schuldner  erlassen  und  die  Befolgung  dieses 
Befehls  durch  den  Kreislandesältesten  überwacht.  Bei  Zuwider- 
handlung ist  die  Landschaft  befugt,  das  Gut  in  Zwangsverwaltung 
zu  nehmen.  Um  aber  hierbei  eine  mißbräuchliche  Anwendung 
der  Zwangsverwaltung  möglichst  auszuschließen,  steht  die  Fest- 
setzung dieser  Strafe  dem  ordentlichen  Gerichte  zu.  Zum  Erlaß 
des  Untersagungsbefehls  dürfen  in  dringenden  Fällen  die  Fürsten- 
tumslandschaften den  Landesältesten  einen  ständigen  Auftrag  geben. 

Ueber  die  Ansammlung  und  Verwaltung  des  Amortisations- 
fonds wurde  schon  gesagt,  daß  jeder  Besitzer  eines  inkorporierten 
Gutes,  der  von  dem  landschaftlichen  Kredit  Gebrauch  macht, 
jährlich  ^2  7o  des  entnommenen  Kredits  zu  einem  Amortisations- 
fonds zu  entrichten  hat.  Für  jede  der  verschiedenen  Pfandbrief- 
gattungen ist  ein  besonderer  Amortisationsfonds  gebildet,  bei  der 
Generallandschaftsdirektion  für  die  Pfandbriefe  Lit.  A  und  Lit.  C 
und  bei  jeder  P'ürstentumslandschaft  für  die  alten  Güterpfandbriefe. 
Die  Verpflichtung  zur  Amortisation  ist  eine  innere  Angelegenheit 
der  Landschaft.  Dritte,  also  etwa  Pfandbriefsinhaber  und  nach- 
stehende Gläubiger  können,  wie  gesagt,  daraus  Rechte  nicht  her- 
leiten. In  den  Amortisationsfonds  fließen  also  einmal  die  von  den 
Schuldnern  eingezahlten  Amortisationsbeiträge  (^/o  7o),  dann  die 
von  ihnen  außerdem  zu  dem  Fonds  eingezahlten  freiwilligen  Zu- 
schüsse, deren  Zahlung  in  den  Zinsterminen  in  beliebiger  Höhe 
zulässig  ist  und  die  wie  die  notwendigen  Beiträge  behandelt  wer- 
den. Weiter  tragen  zu  seiner  Vermehrung  bei  die  Zinsen  von 
den  Bestandskapitalien  dieses  Fonds;  für  den  Amortisationsfonds 
der  Rittergüter  kommen  insbesondere  noch  in  Betracht  etwaige 
Revcnüenüberschüsse  des  Eigentümlichen  Fonds  der  betreftcnden 
Fürstentumslandschaft,  sofern  ein  Quittungsgroschen  (Verwaltungs- 
kostenbeitrag) bei  ihr  nicht  mehr  erhoben  wird.  Die  Barbestände 
des  Amortisationsfonds  werden  in  Pfandbriefen  derjenigen  Gattung, 
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für  welche  der  betreffende  l*'ünd.s  bestimmt  ist,  angelegt.  Die 
Jieschaffung  derselben  erfolgt  je  nach  Wahl  der  Landschaft  entweder 
durch  freihändigen  Ankauf  an  der  Börse  oder  durch  öffentliche 
Aufkündigung  der  erforderlichen  Stücke  nach  dem  Lose  und  Kin- 
lösung  mittels  Barzahlung  des  Nennwertes.  J^'ür  jedes  Gut  be- 
steht ein  besonderes  Konto,  in  dem  auch  der  Anteil  des  Gutes 
an  dem  betreffenden  Amortisationsfonds  nachgewiesen  wird.  Die 
Kontoabschlüsse  werden  den  Kreditverbundenen  alljährlich  auf 
den  Kreistagen  zur  Kenntnisnahme  vorgelegt.  Der  Anteil  jedes 
Kreditverbundenen  an  dem  Amortisationsfonds  ist  ein  Bestandteil 
des  Gutes  und  geht  mit  diesem  auf  jeden  neuen  Besitzer  über. 
Der  Anteil  kann  ohne  das  Gut  weder  abgetreten  noch  sonstwie 
in  Anspruch  genommen  werden. 

Für  die  auf  das  vierte  Sechstel  des  Gutswertes  ausgegebenen 
Pfandbriefe  Lit.  C,  für  die  die  subsidiäre  Gencralgarantie  der  Kredit- 
verbundenen nicht  besteht,  ist  ein  besonderer  Sicherheitsfonds 
eingerichtet,  der  aus  den  Beiträgen  der  Darlehnssc huldner  be- 
steht, die  diese  mit  Vi^/o  des  Darlehens  Lit.  C  während  der  ersten 
16  Jahre  des  Schuldverhältnisses  zu  entrichten  haben.  Da  dieser 
Fonds  zur  Zeit  eine  unverhältnismäßige  Höhe  erreicht  hat,  sind 
diese  Beiträge  vorläufig  außer  Hebung  gesetzt,  können  aber  jeder- 
zeit wieder  eingeführt  werden. 

Hinsichtlich  der  Kündigung  und  der  Ablösung  des  land- 
schaftlichen Kredits  gelten  folgende  Bestimmungen.  Eine  Kün- 
digung seitens  der  Landschaft  tritt  in  der  Hauptsache  ein,  wenn 
der  Gutswert  infolge  Abveräußerungen,  übermäßigen  Angriffs 
des  Forstes  und  dergl.  nicht  mehr  zur  Deckung  der  Bepfand- 
briefung  ausreicht,  wenn  das  Gut  durch  freiwillige  Abverkäufe 
unter  den  landschaftlichen  Kredittaxwert  von  30 000  M.  herab- 
gebracht worden  ist,  wenn  bei  der  Zwangsversteigerung  der  Kauf- 
preis den  Kredittaxwert  nicht  erreicht  hat  usw.  In  allen  diesen 
oder  ähnlichen  Fällen  ist  das  gekündigte  Kapital  in  barem  Gelde 
zurückzubezahlen. 

Der  Darlehnsnehmer  kann  dagegen  kündigen  einmal  zum 
Zwecke  der  Ablösung.  Es  steht  ihm  dabei  jederzeit  frei,  den 
landschaftlichen  Kredit  ganz  oder  in  Teilbeträgen,  die  in  Pfand- 
briefen der  bezüglichen  Art  darstellbar  sein  müssen,  zurückzu- 
zahlen bez.  abzulösen.  Er  hat  zu  diesem  Zweck  die  Wahl 
zwischen  Barzahlung  des  Nennwertes  oder  Einlieferung  entspre- 
chender  Pfandbriefe.      Weiter    steht    ihm    die    Kündigung    zum 
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Zwecke  der  Zinsherabsetzung  (Konvertierung)  zu.  Die  Herab- 
setzung des  Zinsfußes  erfolgt  auf  seinen  Antrag  und  vollzieht  sich 
im  Wege  der  Zurückziehung  des  betreffenden  Betrags  höher  ver- 
zinslicher und  Ausgabe  eines  entsprechenden  Betrags  mit  einem 
regulativmäßig  zugelassenen  niedrigeren  Zinsfuß  ausgestatteter 
Pfandbriefe  der  gleichen  Gattung.  Auch  hier  hat  der  Antrag- 
steller die  Verwertung  der  ihm  übergebenen  niedriger  verzinslichen 
Ersatzpfandbriefe  wie  bei  der  Neubeleihung  zu  übernehmen.  Für 
die  Beschaffung  der  aus  dem  Umlauf  zurückzuziehenden,  höher 
verzinslichen  Pfandbriefe  hat  er,  wie  bei  der  Ablösung,  die  Wahl 
zwischen  Barzahlung  des  Nennwertes  oder  Vorlage  der  erforder- 
lichen Pfandbriefe. 

Ueber  die  Ausgabe  der  Pfandbriefe  und  die  Verwaltung  der 
Pfandbriefschuld  endlich  genügen  wenige  Worte,  weil  beide  keinen 
besonders  typischen  Charakter  haben.  Die  Ausgabe  erfolgt  jetzt 
nur  noch  durch  die  Generallandschaftsdirektion  als  Pfandbriefe 
Lit.  A,  Lit.  C  und  Lit.  D  (Rustikalbeleihung)  in  Stücken  von 
5000  bis  100  M.  in  größeren  runden  Abstufungen  und  mit  dem 
Zinssatze  von  3,  372  und  4^lo.  Außerdem  werden  denselben  wie 
fast  allen  derartigen  Wertpapieren  Zinsscheine  zur  halbjährigen 
Zinserhebung  auf  10  Jahre  beigegeben,  nach  deren  Ablauf  gegen 
Vorlage  des  ebenfalls  beigefügten  Erneuerungsscheines  die  Aus- 
gabe neuer  Zinsscheinbogen  erfolgt.  Mit  Ausnahme  der  altlän- 
dischen,  auf  Gutsnamen  lautenden  Pfandbriefe,  deren  Ausgabe 
seit  1872  eingestellt  ist,  sind  alle  Pfandbriefe  nicht  auf  den  Namen 
bestimmter  Gläubiger  ausgestellt.  Sie  sind  seitens  der  Inhaber 
unbeschränkt  veräußerlich. 

Zur  Einlösung  der  Pfandbriefe  durch  Barzahlung  des  Nenn- 
wertes müssen  von  der  Landschaft  fortlaufend  verwendet  werden 
alle  von  den  Darlehnsnehmern  zum  Zwecke  gänzlicher  oder  teil- 
weiser Ablösung  der  Pfandbriefschuld  eingezahlten  Barbeträge. 
Hinsichtlich  der  Anlegung  bestimmter  Barbestände  des  Amorti- 
sation.s-  und  des  Sicherheitsfonds  in  Pfandbriefen  ist  der  Landschaft 
die  Wahl  gelassen  zwischen  Kündigung  und  Barzahlung  des  Nenn- 
wertes oder  Ankauf  an  der  Börse.  Bei  allen  derartigen  Ein- 
lösungen ist  die  Kündigung  an  eine  vorhergehende  Auslosung 
gebunden. 

Wie  bereits  bei  der  Entwicklungsgeschichte  hervorgehoben 
wurde,  beleiht  die  Schlesische  Landschaft  auch  nicht  inkorporierte, 
sogenannte   rustikale  Grundstücke    unter  Benutzung   einer    bcson- 
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dern  Art  Pfandbriefe,  der  Pfandbriefe  Lit.  l).  Das  Darlehen  wird 
nach  dem  Werte  der  Grundstücke  bemessen  und  darf  ebenfalls 
zwei  Drittel  dieses  Wertes  nicht  übersteigen. 

Beleihungsfähig  ist  jedes  der  Landschaft  nicht  angeschlossene, 
in  ihrem  Geschäftsgebiet  belegene  und  der  landwirtschaftlichen 
Benutzung  gewidmete,  in  vollem  Eigentum  und  Besitz  des  Dar- 
lehnsnehmers  befindliche  Grundstück,  das  nach  der  Veranlagung 
zur  Grundsteuer  einen  jährlichen  Reinertrag  von  mindestens  15  M. 
hat  und  einen  Kredit  von  mindestens   loo  M.  rechtfertigt. 

l^ie  Wertermittlung  erfolgt  nach  ähnlichen  Grundsätzen  wie 
bei  dem  landschaftlich  inkorporierten  Grundbesitz;  auch  die  Ver- 
anlagung zur  Grundsteuer  kann  je  nach  den  Verhältnissen  als 
ausreichender  Wertmaßstab  gelten. 

Die  Bepfandbriefung  erfolgt  ebenfalls  in  Pfandbriefen  zu  4, 
372  und  3  0/0  und  die  Jahresleistung  beträgt  demgemäß  4^/5,  4^/10 
und  3  ^/r,  V.  H.  mit  halbjährlicher  Ratenzahlung  gleichfalls  zu 
Johanni  und  Weihnachten.  Davon  fließt  Va^/o  in  den  Tilgungs- 
fonds. Im  Falle  der  Zahlungssäumnis  ist  der  Rückstand  m.it  4 
V.  H.  Aufschlag  zu  entrichten. 

Der  Darlehnsnehmer  hat  u.  a.  die  Verpflichtung  der  P'euer- 
versicherung  der  zum  Betriebe  der  Wirtschaft  erforderlichen  Ge- 
bäulichkeiten  sowie  der  Erntebestände  und  des  Viehes  zu  über- 
nehmen, kurz  Bedingungen  zu  erfüllen,  die  jeder  Privatgeldgeber 
auch  stellt. 

P""ür  die  Stundung  der  Beiträge,  die  Beitreibung  der  Rück- 
stände, die  eventuell  nötig  werdende  Zwangsverwaltung  der  be- 
liehenen  Grundstücke,  die  Zwangsversteigerung,  die  Ueberwachung 
der  Bewirtschaftung  usw.  gelten  ähnliche  Grundsätze  wie  für  den 
beliehenen  inkorporierten  Grundbesitz. 

Dem  Schuldner  steht  es  jederzeit  frei,  das  ganze  Darlehen 
oder  Teilbeträge  von  mindestens  lOO  M,  an  die  Landschaft  zu- 
rückzuzahlen oder  durch  Einlieferung  von  Pfandbriefen  abzulösen. 
Die  Kündigungsbefugnis  der  Landschaft  tritt  dagegen  nur  ein, 
wenn  die  Feuerversicherung  seitens  des  Schuldner  unterbleibt, 
wenn  das  Darlehen  nicht  mehr  die  vorschriftsmäßige  Sicherheit 
aufweist  und  wenn  die  Landschaft  das  Geld  in  bestimmten  Fällen 
zur  Befriedigung  eines  Pfandbriefgläubigers  braucht. 

Schließlich  sei  noch  kurz  der  Einrichtung  und  des  Geschäfts- 
betriebes der  von  der    Landschaft  gegründeten 
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Schlesischen  landschaftlichen  Bank 
gedacht.  Sie  dient  zur  Beleihung  beweglicher  Unterpfänder  und 
verfügt  seit  1895  über  ein  Stammkapital  von  5  IMillionen  M.  Die 
Hauptstelle  befindet  sich  in  Breslau,  Zweigstellen  bestehen  bei 
den  Fürstentumslandschaften  in  Jauer,  Glogau,  Ratibor,  Liegnitz, 
Frankenstein,  Neiße  und  Oels.  Die  Geschäfte  führen  die  Beamten 
der  Landschaft. 

Die  Bank  ist  im  Handelsregister  eingetragen  und  hat  ihren 
Gerichtsstand  vor  dem  Königlichen  Amtsgericht  in  Breslau.  Sie 
ist  seit  1 899  Hinterlegungsstelle  von  Wertpapie- 
ren in  Mündel-,  P  f  1  e  g  s  c  h  a  f  t  s-  und  ähnlichen 
Sachen  und  kann  auch  zur  zinsbaren  Belegung  von  baren 
Mündelgeldern  benutzt  werden.  Auch  müssen  die  von  der  Bank 
ausgestellten  Niederlegungsbescheinigungen  über  kautionsfähige 
Wertpapiere  an  Stelle  dieser  selbst  als  Sicherheit  für  gestundete 
Zölle  und  indirekte  Steuern  von  den  Hauptzoll-  imd  Haupt- 
steuerämtern anerkannt  werden. 

Die  laufenden  Geschäfte  der  Bank  stehen  unter  der  Ver- 
waltung eines  Direktoriums,  das  aus  2  Direktoren  besteht,  von 
denen  der  eine  aus  den  Mitgliedern  der  Generallandschaftsdirektion 
genommen  werden  darf.  Der  Bank  ist  als  Kuratorium  die  Schle- 
sische  Generallandschaftsdirektion  vorgesetzt.  Zur  Wahrnehmung 
der  Oberaufsicht  ernennt  die  Staatsregierung  einen  Kommissar. 
Der  Stand  der  Geschäftsangelegenheiten  der  Bank  wird  viertel- 
jährlich bekannt  gegeben. 

Die  Geschäfte  der  Bank  bestehen  einmal  in  der  Gewäh- 
rung von  Lombarddarlehen  nicht  unter  300  M.  und 
nicht  über  3  Monate  hinaus  auf  in  der  Provinz  Schlesien  lagernde 
Erzeugnisse  der  Landwirtschaft,  welche  dem  leichten  Verderben 
nicht  ausgesetzt  sind,  sowie  auch  auf  Produkte  des  Bergbaues  — 
auf  diese  wie  jene  bis  zur  Hälfte,  im  Falle  leichtester  Vcrkäuf- 
lichkeit  bis  zu  zwei  Dritteln  des  Schätzungswertes  —  dann  auch  auf 
ländliche  Grundstücke  in  der  Provinz  innerhalb  der  ersten  zwei 
Drittel  ausgeliehene  Hypotheken,  jedoch  nicht  über  85  v.  H.  des 
Hypothekenkapitals  hinaus,  endlich  auf  landschaftliche  Pfandbriefe, 
auf  deutsche  und  preußische  Staatspapiere  und  auf  solche 
Wertpapiere,  die  von  schlesischen  Körperschaften  usw.  unter 
Genehmigung  des  Staates  ausgegeben  sind.  Andere  Wertpapiere 
dürfen  nur  nach  den  Grundsätzen  der  Reichsbank  beliehen    wer- 
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den.  Die  Beleihun^'cn  auf  IIy])()thckcn  dürfen  den  vierten,  auf 
Wertpapiere  den  dritten  Teil  der  j^anzen  Darlehns^eschäfte  nicht 
übersteigen.  Der  Darlchnsnelimer  hat  auf  Verlangen  der  Bank 
einen  trockenen  Wechsel  auszustellen.  Der  Verpfänder  land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse  muß  diese  gegen  Feuerschaden  ver- 
sichern. 

Der  Zinsfuß  wird  periodisch  festgesetzt,  meist  deckt  er  sich 
mit  dem  Lombardzinsfuß  der  l-ieichsbank.  Für  Darlehen  auf 
Schlesische  landschaftliche  Pfandbriefe  ist  er  um  '/a^/o  niedriger 
bemessen. 

Die  landschaftliche  Bank  darf  ferner  noch  folgende  Geschäfte 
betreiben :  ^) 

1.  Gezogene  und  trockene  (eigepe)  Wechsel  —  besonders  solche 
schlesischer  Landwirte  — ,  die  im  Inlande  zahlbar  sind,  zu 
diskontieren  und  Wechsel  auf  Plätze  des  Auslandes  zu  kaufen. 
Die  zur  Diskontierung  oder  zum  Ankauf  angebotenen  Papiere 
müssen  mit  einem  auf  die  Schlesische  landschaftliche  Bank 
lautenden  Giro  versehen  sein  und  dürfen  nicht  später  als  3 
Monate  nach  dem  Datum  der  Erwerbung  verfallen.  Außer- 
dem müssen  aus  ihnen  in  der  Regel  wenigstens  drei  solide 
Verbundene  haften.  Wechsel  mit  nur  zw^ei  Unterschriften 
dürfen  nur  ausnahmsweise  und  nur  unter  ausdrücklichem  Ein- 
verständnis beider  Direktoren  der  Bank  erworben  werden. 

2.  Das  Inkasso  von  Wechseln,  Geldanweisungen,  Rechnungen 
und  Effekten  zu  besorgen  und  verzinsliche  und  unverzinsliche 
Kapitalien  ohne  Verbriefung,  jedoch  gegen  Empfangsbeschei- 
nigung, die  nur  auf  den  Namen  des  Einzahlers  lauten  darf, 
anzunehmen  und  mit  den  Eigentümern  der  so  einkassierten 
oder  angenommenen  Gelder  und  Effekten  in  Giroverkehr,  je- 
doch nur  in  Höhe  des  bei  der  Bankkasse  bestehenden  Gut- 
habens, zu  treten.  Die  verzinslichen  Kapitalien  dürfen  nie- 
mals den  doppelten  Betrag  des  Stammkapitals  übersteigen. 

3.  Effekten  und  Wertpapiere  von  der  oben  bezeichneten  Art 
(Staatspapiere  usw.)  nach  denselben  Grundsätzen  wie  die  Reichs- 
bank zu  beleihen,  zu  kaufen  und  zu  verkaufen. 

4.  Kredite  in  laufenden  Konten  zu  bewilligen,  wenn  der  Schuld- 
ner den  ihm  zu  bewilligenden  Kredit  nach  dem  Iirmessen  der 
Bank  durch  akzeptierte  Wechsel  deckt  oder  eine  annehmbare 


i)  V.  Göriz,    Die    Verfassung    und    Verwaltung    der    Schlesischen    Landschaft, 
a.  a.  O.,  S.  203  u.  flf. 
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Sicherstellung  gewährt.  Als  solche  dürfen  aber  Hypotheken 
auf  städtische  Grundstücke  nur  angenommen  werden,  wenn 
sie  auf  Wohngebäuden  und  innerhalb  der  ersten  Hälfte  des 
nach  der  Feuerversicherungstaxe  und  dem  zum  Zweck  der 
Gebäudesteuer -Veranlagung  ermittelten  jährlichen  Nutzungs- 
werte zu  bemessenden  Gebäudewertes  eingetragen  stehen. 

5.  Wertpapiere  offen  und  verschlossen,  letzteres  auch  in  ver- 
mietbaren Schrankfächern  unter  Mitverschluß  des  Mieters,  zur 
Aufbewahrung  zu  nehmen. 

6.  Den  Besitzern  landschaftlich  beliehener  Güter  nach  Verhältnis 
des  Pfandbriefbestandes,  welcher  in  dem  Amortisationsfonds 
des  betreffenden  Gutes  oder  Rustikalgrundstückes  bei  der 
Landschaft  aufgesammelt  ist,  gegen  Eintragung  eines  Sperr- 
vermerks den  Bankkredit  in  der  Form  von  Darlehen  oder 
durch  Eröffnung  eines  laufenden  Kontos  zu  gewähren,  inso- 
weit dieser  Fonds  nicht  bereits  gesperrt  ist.  Bei  der  Be- 
messung des  Kredits  werden  die  Pfandbriefe  des  Amorti- 
sationsfonds mit  einem  Abschlag  von  10 "/q  vom  Tageskurse 
berechnet. 

7.  Darlehen  und  Kredite,  auch  in  laufender  Rechnung,  zu  ge- 
währen : 

a)  an  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  i.  Mai  1889  nebst  Nachträgen  nach  Prü- 
fung des  Statuts  und  der  Verhältnisse  unter  Festsetzung  der 
Kreditgrenze  und  der  zu  stellenden  Sicherheiten  durch  die 
Generallandschaftsdirektion, 

b)  an  Preußische  Körperschaften  des  öffentlichen  Rechts,  so- 
fern zur  Annahme  dieser  Darlehen  und  Kredite  die  erforder- 
liche Genehmigung  erteilt  ist. 

8.  Die  Bank  ist  endlich  Einlösungsstelle  für  die  Zinsschcinc  der 
Schlesischen  landschaftlichen  Pfandbriefe. 

Kurz  bemerkt  sei  noch,  daß  zur  Deckung  etwaiger  Ausfälle 
ohne  Inanspruchnahme  des  Stammkapitals  oder  der  Fürstentums- 
landschaftcn  ein  Reservefonds  eingerichtet  ist,  welcher  seit  1885 
mit  10  v.  H.,  seit  1898  mit  15  v.  H.  jährlich  des  nach  Abzug 
der  Verwaltungskosten  und  31/2  v.  H.  Zinsen  verbleibenden  Rein- 
gewinns ausgestattet  ist  und  bereits  über  eine  halbe  Million  M.  be- 
trägt. Alles  in  allem,  ein  auf  gesunder  Grundlage  aufgebautes 
Bankinstitut,  das  für  die  Provinz  Schlesien  und  insbesondere  für 
die  schlesische  Landwirtschaft  viel  Segen  zu  wirken  imstande  ist. 
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Denn  nirgendwo  gibt  es  bekanntlich  größere  Verluste  und  Opfer 
für  einen  Landwirt,  als  wenn  er  bei  der  Beschaffung  etwa  er- 
forderlich werdenden  Personalkredits  an  die  unrichtige  Stelle  gerät. 

Zum  SchlufS  sei  dann  noch  zweier  Nebenaufgaben  gedacht, 
nämlich  der  Mitwirkung  der  Landschaft  bei  Auseinandersetzunq;en 
und  freiwilligen  Versteigerungen  und  der  Ausstellung  von  Un- 
schädlichkeitszeugnissen. Krsteres  bezieht  sich  auf  die  Abschätzung 
eines  inkorporierten  Gutes  zum  Zwecke  der  Erbauseinandersetzung, 
der  freiwilligen  Versteigerung  oder  auch  bei  gerichtlichen  Ange- 
legenheiten. Bezüglich  der  Unschädlichkeitszeugnisse  ist  der  Land- 
schaft die  Befugnis  beigelegt,  bei  der  Abveräußerung  einzelner 
Gutsparzellen  die  Belanglosigkeit  dieser  Veräußerungen  für  die 
Interessen  der  Lehns-  und  Fideikommißberechtigten,  der  Hypo- 
theken- und  Realgläubiger  zu  bescheinigen,  was  in  andern  Pro- 
vinzen bekanntlich  zumeist  von  den  Generalkommissionen  besorgt 
wird.  Die  Ausstellung  von  Unschädlichkeitszeugnissen  kann  dann 
ferner  noch  erfolgen  bei  einem  Austausch  von  Gutsparzellen  gegen 
andere  Grundstücke,  bei  unentgeltlicher  Hergäbe  von  Boden  zu 
öffentlichen  Zwecken  und  bei  Veräußerungen  zum  Zweck  der 
Bildung  von  Rentengütern. 

Nach    der  Reihenfolge    der  Lntstehung    kommt    alsdann    das 

Kur-  und  Neumärkische  ritterschaftliche  Kreditinstitut 

in  Berlin  1).  Dasselbe  wurde  nur  etwa  7  Jahre  später  als  die 
erste  Landschaft  durch  das  am  15.  Juni  1777  Allerhöchst  be- 
stätigte Reglement  errichtet.  In  der  Einleitung  des  Reglements 
heißt  es:  »Durch  Ausfertigung  und  Cirkulation  privilegierter  Pfand- 
briefe wird  ein  Creditwerk  zur  Verbesserung  und  Erhaltung  des 
Credit  der  Chur-  und  Neumärkischen  Ritterschaft  errichtet.  Jeder 
Besitzer  eines  adligen  Gutes  kann  nach  seinem  freyen  Willen, 
durch  Ausfertigung  der  Pfandbriefe  auf  sein  Gut,  an  diesem  ge- 
meinnützigen Instituto  Theil  nehmen  und  solchergestalt  in  die 
Verbindung  des  Creditwerks  treten  ;  durch  Tilgung  der  expedier- 
ten Pfandbriefe  aber  sich  außer  aller  ferneren  Verbindung  setzen.« 
Das  sind  in  w'enigen  Worten  dieselben  Aufgaben,  die  wir 
auch  bei  der  ersten  Landschaft  kennen  gelernt  haben.  Auch  die 
Organisation    und   der  Geschäftsbetrieb    ist    von  Anfang  an  ganz 

i)  Vgl.  hierzu  die  »Zusammenstellung  der  für  Kreditverbundene  und  Pfand- 
briefsinhaber wichtigen  Bestimmungen^,  Selbstverlag  des  Kur-  und  Neumärkischen 
ritterschaftlichen  Kreditinstituts,  Neueste  Ausgabe,  S.   3  u.   ff. 
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nach  dem  gegebenen  schlesischen  Muster  eingerichtet,  so  daß 
wir  uns  hier  kurz  fassen  können.  Zudem  würde  eine  ganz  detail- 
Herte  Darstellung  nicht  in  den  Rahmen  dieser  Arbeit  passen  und 
auch  kaum  eine  erwünschte  Ergänzung  der  vorhandenen  Literatur 
abgeben.  Es  ist  uns  hier  vielmehr  darum  zu  tun,  wie  oben  be- 
reits hervorgehoben  wurde,  in  den  Hauptzügen  einen  Ueberblick 
über  die  bestehenden  Kreditmöglichkeiten  für  den  landwirtschaft- 
lichen Grundbesitz  zu  geben. 

Der  Geschäftsbereicii  des  Kreditinstituts  ist  die  Kur-  und 
Neumark,  wie  sie  bei  der  Errichtung  der  Anstalt  umgrenzt  waren. 
Es  gehören  daher  außerhalb  der  Provinz  Brandenburg  zu  dem- 
selben von  der  Provinz  Sachen  die  Altmark  und  der  ehemalige 
Distrikt  Ziesar,  von  der  Provinz  Pommern  die  Kreise  Schivelbein 
und  Dramburg,  die  von  der  Neumark  abgetrennten  Teile  des 
Pyritzer,  Saatziger  und  Regenwalder  Kreises  sowie  das  zur 
Uckermark  gehörige  Rittergut  Tantow  im  Randower  Kreise,  dann 
aus  der  Provinz  Westpreußen  die  dem  Kreise  Deutsch-Krone  zu- 
gelegten, früher  zum  Kreise  Dramburg  gehörigen  Teile  und  end- 
lich von  der  Prozinz  Schlesien  die  dem  Kreise  Grünberg  zuge- 
legten, früher  zum  Kreise  Krossen  gehörigen  Teile.  Dagegen 
sind  von  der  Bepfandbriefung  bei  dem  Ritterschaftlichen  Kredit- 
institut die  Güter  in  denjenigen  Landesteilen  ausgeschlossen,  die 
erst  später  mit  der  Kur-  und  Neumark  bez.  mit  der  Provinz 
Brandenburg  vereinigt  worden  sind,  wie  z.  B.  die  Güter  in  der  der 
Provinz  Brandenburg  zugeteilten  Markgrafschaft  Niederlausitz,  die 
ehemals  sächsischen  Bestandteile  der  Kreise  Jüterbog- Lucken- 
walde und  Zauche-Belzig  usw. 

Der  Geschäftsbereich  zerfällt  ähnlich  wie  in  Schlesien  nach 
Maßgabe  der  alten  Einteilung  der  Kur-  und  Neumark  Branden- 
burg in  5  Distrikte,  nämlich  Altmark,  Priegnitz,  Mittclmark,  Ucker- 
mark und  Neumark. 

Die  Verwaltung  ist  in  fast  ganz  derselben  Weise. geregelt 
wie  bei  der  Schlesischen  Landschaft.  Provinzial-Ritterschaftsdirek- 
tioncn  bestehen  für  die  vereinigte  Altmark  und  Priegnitz  in  Perle- 
berg, für  die  Mittelmark  in  Berlin,  für  die  Uckermark  in  Prenzlau 
und  für  die  Neumark  in  Frankfurt  a.  O. 

Etwas  Neues  tritt  uns  bei  diesem  Kreditinstitut  insofern 
entgegen,  als  es  der  Z  c  n  t  r  a  I  1  a  n  d  s  c  h  a  f  t  für  die 
Preußischen  Staaten,  auf  die  wir  weiter  unten  zurück- 
kommen,   beigetreten    ist.      Dadurch    ist    es    vor  aUeni   tler  Mühe- 
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waltung  um  die  Unterbringung  der  Pfandljriet'e  auf  dem  Geld- 
markt enthoben. 

Die  Ausgabe,  Verwaltung  und  Sicherheit  der  Pfandbriefe  ist  in 
ähnlicher  Weise  geregelt  wie  bei  dem  Schwesterinstitut  in  Schlesien. 
Die  Aufkündigung  der  Pfandbriefe  seitens  der  Pfandbriefinhaber  ist 
unzulässig.  Die  Kreditanstalt  darf  nur  kündigen  zwecks  Ablö- 
sung von  Darlehen  zur  Belegung  des  Tilgungsfonds  und  zur  Um- 
wandlung von  Pfandbriefen  in  solche  mit  einem  geringeren  Zins- 
satze. Bei  landschaftlichen  Zentralpfandbriefen  erfolgt  die  Auf- 
kündigung auf  Antrag  des  verbundenen  Kreditinstituts  durch  die 
Zentrallandschaftsdirektion.  Die  gekündigten  Stücke  müssen  sta- 
tutengemäß bar  eingelöst  werden.  Nur  bei  den  seit  1812  nicht  mehr 
ausgegebenen  sogenannten  garantierten  älteren  Kur-  und  Neumär- 
kischen Pfandbriefen  ist  ohne  Zustimmung  des  Inhabers  nicht 
die  bare  P3inlösung,  sondern  die  Ablösung  gegen  Ersatzpfand- 
briefe vorgeschrieben.  Die  Aufkündigung  geschieht  nur  im  Wege 
der  Auslosung. 

Die  Beleihungsfähigkeit  ist  an  folgende  Bedingungen  geknüpft. 
Beliehen  werden  können  : 

1.  diejenigen  Güter,  welche  in  die  bei  den  Landratsämtern 
geführten  Matrikeln  der  Rittergüter  eingetragen  sind,  sofern 
sie  nach  den  im  Jahre  1843  gültigen  ritterschaftlichen  Ab- 
schätzungsgrundsätzen einen  Mindestwert  von  18 000  M.  haben; 

2.  sonstige  Güter,  die  nach  den  vorerwähnten  Abschätzungs- 
grundsätzen einen  Wert  von  mindestens  60000  M.  oder  nach 
der  Grundsteuermutterrolle  einen  Reinertrag  von  mindestens 
3600  M.  haben. 

Die  Beleihungsmöglichkeit  ist  also  etwas  anders  geregelt  als 
bei  der  Schlesischen  Landschaft,  bei  der  u.  a.  der  INIindesttax- 
wert  nur  30000  M.  beträgt.  Auch  darin  nimmt  das  Kur-  und 
Neumärkische  Kreditinstitut  eine  Sonderstellung  ein,  daß  es  die 
Königlichen  Domänen  sowie  die  Güter,  welche  sich  im  Besitze 
von  Korporationen  und  Gemeinden  befinden  oder  einer  Aktien- 
gesellschaft, Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  oder  Handels- 
gesellschaft gehören,  von  der  Beleihung  ausschließt. 

Die  Wertermittlung  der  zu  bepfandbriefenden  Grundstücke 
bietet  ebenfalls  einige  bemerkenswerte  Grundsätze.  Ohne  be- 
sondere Wertermittlung  kann  nach  dem  Ermessen  der  Haupt- 
Ritterschaftsdirektion  eine  Beleihung  mit  landschaftlichen  Zentral- 
pfandbriefen erfolgen,  wenn  das  nachgesuchte  Darlehen  nach  Ab- 
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zug  der  auf  der  Liegenschaft  kraft  privatrechtlichen  Titels  ruhen- 
den Lasten  innerhalb  des  1 5  fachen  Grundsteuerreinertrags  zu 
stehen  kommt.  Bei  Gütern,  die  eine  selbständige  Ackernahrung 
bilden  und  daher  auch  mit  den  erforderlichen  Gebäuden  versehen 
sind,  kann  eine  solche  Beleihung  bis  zum  2ofachen  Grundsteuer- 
reinertrag zugestanden  werden.  Wird  jedoch  eine  höhere  Be- 
leihung verlangt,  so  muß  der  Bepfandbriefung  eine  Wertermitt- 
lung durch  Abschätzung  vorangehen.  Diese  erfolgt  entweder 
durch  Aufnahme  einer  ritterschaftlichen  Bonitierungstaxe  oder 
nach  Maßgabe  der  Grundsteuertaxe.  Die  Aufnahme  geschieht 
durch  einen  Rat  oder  Kommissar  des  Provinzial-Ritterschaftskol- 
legiums.  Die  Taxgrundsätze  dieses  Kreditinstituts  sind  einfacher 
als  beispielsweise  bei  der  Schlesischen  Landschaft.  U.  a.  erfolgt 
die  Einteilung  des  Ackerlandes  nur  in  zwei  Klassen,  in  Weizen- 
land I.  und  II.  Klasse,  Roggenland  I.  und  II.  Klasse  usw.  Aller- 
dings ist  zu  berücksichtigen,  daß  im  Bereiche  des  Kur-  und 
Neumärkischen  ritterschaftlichen  Kreditinstituts  der  Boden  auch 
weniger  wertvoll  und  unterschiedlich  ist,  als  z.  B.  in  Schlesien. 
Erfolgt  die  Festsetzung  des  Wertes  nach  der  Grundsteuer,  so 
wird  der  35  fache  Betrag  des  Grundsteuerreinertrags  und  der 
10  fache  Betrag  des  jährlichen  Nutzungs wertes  des  Wohnhauses 
als  Kapitalswert  genommen.  Bei  besonders  günstigen  Verhält- 
nissen ist  jedoch  ein  Zuschlag  von  5 — 15  %   zulässig. 

Als  Beleihungsgrenze  gilt  wie  bei  allen  Landschaften  ^s  des 
Taxwertes.  Die  Beleihung  über  die  erste  Hälfte  ist  jedoch  nach 
Lage  des  einzelnen  Falles  in  das  Ermessen  der  Haupt-Ritter- 
schaftsdirektion gestellt  und  kann  von  der  Erfüllung  bestimmter 
Bedingungen  abhängig  gemacht  werden.  Außerdem  wird  voraus- 
gesetzt, daß  die  über  50  %  hinausgehende  Beleihung  zur  Erhal- 
tung des   Gutes  erforderlich  ist. 

Die  Ausreichung  des  Darlehens  erfolgt,  wie  bei  den  andern 
Landschaften,  durch  Pfandbriefe  nach  dem  Nennwerte.  Die  Ver- 
mittlung des  Verkaufs  derselben  übernimmt  die  weiter  unten  be- 
handelte Ritterschaftliche  Darlehenskasse  in  Berlin.  Steht  der 
Kurs  jedoch  über  pari,  so  ist  sowohl  das  Kreditinstitut  als  auch 
die  Zentrallandschaft  berechtigt,  das  Darlehen  bar  auszubezahlen 
und  die  Pfandbriefe  für  sich  zu  verwerten.  Bei  einem  Kurs  unter 
pari  kann  dem  Darlehnsnehmer  auf  Antrag  ein  Kursdifferenz- 
zuschuß (Zuschußdarlehen)  bis  zu  10%  des  Darlehens  und  mit 
4prozentiger  Verzinsung  gewährt  werden.     Uebcrdics    kann   nach 

Zeitschrift  für  die  gas.  Staatswissensch.     Erj-änziingslieft  4.;.  A 
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Lage  der  Verhältnisse  zur  Ücckuni;  der  Kosten  für  die  Beschal - 
fung  der  Taxunterlagen,  der  erforderlichen  Urkunden  sowie  der 
Kosten  der  Ilypothekeneintragung  usw.  ein  Vorschußdar- 
lehen bis  zu  3  %  des  Nennwertes  gegeben  werden.  Kursdiffe- 
renz und  Vorschußdarlehen  dürfen  jedoch  lo  %  des  Nennwertes 
des  Pfandbriefdarlehens  nicht  übersteigen. 

Die  Pflichten  des  Darlehnsnchmers  bestehen  in  der  möglichst 
hohen  Versicherung  der  Gebäude  und  in  der  regelmäßigen  Zah- 
lung der  Zinsen  und  Tilgungsbeiträge.  Letztere  bestehen  einmal 
in  einer  Amortisation  von  ^/o  %  der  Pfandbriefsumme,  bei  den 
Pfandbriefdarlehcn  zum  vierten  Sechstel  in  einem  außerordent- 
lichen Tilgungsbeitrag  von  i  %  bis  zur  Abbürdung  und  bei  Ge- 
währung eines  Vorschuß-  oder  Kursdifferenzdarlehens  oder  bei 
Gewährung  beider  in  einer  außerordentlichen  Tilgungsquote  von 
V2  %  •  I )ie  Erhebung  des  sogenannten  (Juittungsgroschens  ist  bis 
auf  weiteres  eingestellt.  Hinsichtlich  der  Stundung  sowie  der  Bei- 
treibung der  Rückstände  gelten  die  uns  schon  bekannten  Grund- 
sätze. 

IJas  Tilgungswesen  ist  ebenfalls  in  ähnlicher  Weise  geregelt 
wie  bei  der  Schlesischen  Landschaft.  Zur  Verstärkung  der  Til- 
gung können  auch  jederzeit  freiwillige  Zuzahlungen  in  beliebiger 
Höhe  erfolgen.  Ueber  die  Sicherheit  der  Pfandbriefe  gelten  gleich- 
falls die  bekannten  Grundsätze,  ebenso  über  die  Ablösung  der 
Pfandbriefschuld,  die  Konvertierung,  die  Ausstellung  von  Un- 
schädlichkeitszeugnissen und  die  I^rlaubnis  zur  Abschreibung  ein- 
zelner Teile  des  bepfandbrieften  Gutes. 

Auch  insofern  hat  das  Kur-  und  Neumärkische  Ritterschaft- 
liche Institut  sich  die  Schlesische  Landschaft  zum  Muster  ge- 
nommen, als  es  wie  diese  ein  eigenes  Bankinstitut  unter  dem 
Namen 

Kur-   und  Neumärkische  Ritterschaftliche  Darlehnskasse 

ins  Leben  gerufen  hat.  Dieselbe  wird  nach  Maßgabe  des  durch 
Allerhöchsten  Erlaß  vom  8.  Juni  1873  genehmigten  Statuts  und 
der  dazu  erlassenen  Nachträge  vom  12.  Mai  1877  und  18.  Fe- 
bruar 1901  unter  eigener  Firma,  aber  unter  Garantie  des  Kre- 
ditinstituts verwaltet  sowie  von  der  Haupt-Ritterschaftsdirektion, 
von  der  Ritterschaftlichen  Generalversammlung  unter  ^Mitwirkung 
des  engeren  Ausschusses  und  vom  Königlichen  Kommissar  beauf- 
sichtigt.   Zur  Sicherheit  der  Darlehnskasse  dienen  außer  dem  Stamm- 
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kapital  und  Reservefonds  das  gesamte  Kapital-  und  Grundver- 
mögen des  Kur-  und  Neumärkischen  Ritterschaftlichen  Kreditin- 
stituts und  die  subsidiäre  Haftung  der  sämtlichen  ritterschaftlichen 
Kreditverbundenen.  Infolge  dieser  hohen  Sicherheit  ist  die  Dar- 
lehnskasse  auch  als  m  ü  n  d  e  1  s  i  c  h  e  r  gesetzlich  anerkannt 
worden. 

Die  Geschäftstätigkeit  erstreckt  sich  auf  Grund  des  Statuts 
auf  Annahme  und  Verzinsung  von  Einzahlungen  sowie  Eröffnung 
eines  Giro-  und  Scheckverkehrs  mit  den  Einzahlern,  dann  auf 
den  Depositenverkehr,  auf  die  Nutzbarmachung  verfügbarer  Kas- 
senbestände durch  Diskontierung  und  Ankauf  von  Wechseln,  durch 
Ankauf  von  Wertpapieren,  überall  nach  den  Grundsätzen  der 
Reichsbank,  durch  Erwerbung  sicherer,  ländlicher  Hypotheken, 
durch  Hinterlegung  bei  behördlich  organisierten  Instituten  sowie 
durch  Mitwirkung  oder  Beteiligung  beim  Vertrieb  von  Inhaber- 
Schuldverschreibungen,  die  von  einer  preußischen  Körperschaft 
des  öffentlichen  Rechts  oder  unter  deren  Garantie  ausgegeben 
werden. 

Weiter  ist  sie  berechtigt,  Darlehen  und  Kredite  in  laufender 
Rechnung  zu  gewähren  : 

1.  gegen  Hinterlegung  von  W'ert-  und  zinstragenden  Papieren 
nach  den  Grundsätzen  der  Reichsbank  sowie  auch  gegen 
Verpfändung  sicherer  ländlicher  Hypotheken; 

2.  an  preußische  Körperschaften  des  öffentlichen  Rechts,  sofern 
zur  Aufnahme  dieser  Darlehen  und  Vorschüsse  die  erforder- 
liche Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  erteilt  ist; 

3.    an  ländliche  Genossenschaften  und  Verbände  derselben  nach 
Prüfung   des  Statuts  und  der  Verhältnisse    unter   besonderer 
Festsetzung  der  Kreditgrenze    und    der  zu  stellenden  Sicher- 
heiten durch  die  Haupt-Rittcrschaftsdirektion. 
Auch  kann   die  Darlchnskasse  verzinsliche,  seitens  der  Gläu- 
biger unkündbare   Inhaber-Schuldverschreibungen  (Kur-  und  Neu- 
märkische   Ritterschaftliche  Kommunalschuldverschreibungen)  auf 
Grund    unkündbarer,    einer    regelmäßigen    Tilgung    unterworfener 
Darlehen    an  Körperschaften    des    öffentlichen    Rechts    itmerhalb 
der  Provinz  Brandenburg    oder    im    Bereiche   des  Kur-    und  Neu- 
märkischen    Ritterschaftlichen     Kreditinstituts     ausgeben.      Diese 
Schuldverschreibungen  sind  durch  Bundesratsbeschluß  vom  9.  Au- 
gust  1900  zur  Anlegung    von    Mündelgeld   für  geeignet 
erklärt  worden. 

4* 
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Ferner  darf  die  Kasse  nach  den  von  der  Haupt-Ritterschafts- 
direktion festzustellenden  Bedingungen  in  ihrem  Geschäftsgebiet 
den  Grundbesitzern  bei  der  Bildung  von  Rentengütern 
Vorschüsse  und  Darlehen  in  den  durch  das  Rentengutsgesetz  vom 
7.  Juli  1891  für  die  Gcneralkommissionen  gezogenen  Grenzen  ge- 
währen. 

Weiter  noch  ist  sie  berechtigt,  Kommissions-,  Inkasso-  und 
Realisationsgeschäfte,  insbesondere  auch  die  V^ermittlung  von 
Hypotheken  gegen  Provision  zu  besorgen  und  endlich  auch  Kredite 
und  Darlehen  unter  den  von  der  Haupt-Ritterschaftsdirektion  näher 
festzustellenden  Sicherheiten  und  Bedingungen  zu  bewilligen. 

Zur  Akzeptation  von  Wechseln  ist  die  Darlehenskasse  selbst- 
verständlich nicht  befugt. 

Unter  der  Mitverwaltung  der  Haupt-Ritterschaftsdirektion  steht 
dann  noch  das 

Neue  Brandenburgische  Kreditinstitut 

für  die  Beleihung  von  ländlichen  und  städtischen,  dem  Betriebe 
der  Landwirtschaft  gewidmeten  Grundstücken  in  der  Kur-  vmd 
Neumark,  die  von  dem  Verbände  des  Ritterschaftlichen  Kredit- 
instituts ausgeschlossen  sind.  Das  Kur-  und  Neumärkische  Ritter- 
schaftliche Kreditinstitut  hat  also  zwecks  Beleihung  des  nicht  an- 
geschlossenen landwirtschaftlichen  Grundbesitzes  den  zweiten  Weg 
gewählt,  den  Weg  der  Schaffung  eines  eigenen  Instituts  für  diese 
Beleihungen.  Es  ist  selbstverständlich,  daß  dieses  Institut,  obwohl 
es  nach  der  Reihenfolge  des  Gründungsjahres  —  das  Statut  wurde 
am  30.  August  1869  genehmigt  ^j  —  viel  später  folgen  würde,  in 
unmittelbarem  Zusammenhange  mit  der  Anstalt  behandelt  werden 
muß,  zu  der  es  eine  Ergänzung  bildet.  In  derselben  Weise  wird 
auch  bei  den  gleichartigen  Anstalten  der  übrigen  Landschaften 
verfahren  werden. 

Das  Neue  Brandenburgische  Kreditinstitut  genießt  alle  Rechte 
einer  Korporation ;  es  hat  seinen  Sitz  und  Gerichtsstand  in  Berlin 
und  darf  wie  fast  alle  ähnlichen  Institute  Grundstücke  nur  erwerben, 
soweit  es  zur  Beschaffung  eines  Geschäftslokals  und  zur  Beitreibung 
oder  Sicherung  der  Forderungen  nötig  ist.  Der  Geschäftsbereich 
ist  derselbe  wie  bei  dem  Ritterschaftlichen  Institut.    Die  Vertretung 


i)  Vgl.  Zusammenstellung  der  für  Kreditverbundene  und  Pfandbriefsinhaber 
wichtigen  Bestimmungen  bei  dem  Neuen  Brandenburgischen  Kredit-Institut,  Selbst- 
verlag der  Anstalt,  S.   3  u.  ff. 
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und  Verwaltung  ist,  solange  die  Generalversammlung  des  Instituts 
nicht  eine  eigene  Verwaltung  desselben  beschließt,  der  K  u  r-  und 
Neu  märkischen  Haupt-Ritterschaftsdirektion 
unter  Mitwirkung  der  Provinzial-Ritterschaftsdirektionen  übertragen. 
Erstere  bedient  sich  dabei  der  Benennung :  »Direktion  des  Neuen 
Brandenburgischen  Kredit-Instituts«,  letztere  wenden  dieselbe  Be- 
zeichnung an  mit  dem  Zusätze:  »Im  Auftrage«.  Die  Aufsicht  ist 
dieselbe  wie  bei  dem  Hauptinstitut. 

Ebenso  wie  das  letztere  ist  das  Neue  Brandenburgische 
Kreditinstitut  an  die  Zentral  landschaft  für  die  Preußi- 
schen Staaten  angeschlossen.  Es  gibt  auch  seit  der  Zeit  des 
Anschlusses  keine  eigenen  Pfandbriefe  mehr  aus,  sondern  die  Be- 
pfandbriefung  erfolgt  nur  noch  durch  Verausgabung  landschaft- 
licher Zentralpfandbriefe. 

Beleihungsfähig  sind  erstens  alle  ländlichen,  dem  Betriebe  der 
Landwirtschaft  dienenden  Grundstücke  mit  einem  Grundsteuerrein- 
ertrag von  mindestens  75  M.,  solche  mit  einem  Grundsteuerrein- 
ertrag von  weniger  als  100  M.  jedoch  nur,  wxnn  sie  eine  selb- 
ständige Ackernahrung  bilden.  Zweitens  können  alle  landwirt- 
schaftlich genutzten  Grundstücke  auf  städtischer  Feldmark  be- 
liehen werden,  wenn  sie  den  Charakter  einer  selbständigen  Acker- 
nahrung haben  und  ihr  Grundsteuerreinertrag  mindestens  75  INI. 
beträgt.  Alle  Grundstücke,  die  zum  Verbände  des  Hauptinstituts 
gehören  und  bei  diesem  aufnahmefähig  sind,  scheiden  aus. 

Die  Wertermittlung  richtet  sich  im  allgemeinen  nach  den 
Grundsätzen  des  Ritterschaftlichen  Instituts.  Eine  Abweichung 
liegt  nur  insofern  vor,  als  nach  dem  Ermessen  der  Haupt-Ritter- 
schaftsdirektion bei  Grundstücken  mit  einem  Grundsteuerrein- 
ertrage  unter  900  M.  der  Multiplikator  des  Grundsteuerreinertrags 
vom  35  fachen  bis  auf  den  50 fachen  Betrag  desselben  erhöht 
werden  kann.  Ist  jedoch  aus  Zweckmäßigkeitsgründen  eine 
Bonitierungstaxe  aufzunehmen,  so  richtet  sich  diese  ganz  nach 
den  Grundsätzen  des  Mutterinstituts. 

Die  Beleihungsgrenze  ist  wie  bei  diesem  7^  <^^s  Taxwertes. 
Ergibt  sich  jedoch  aus  der  Besichtigung  des  Grundstücks,  daß 
die  Grundsteuerveranlagung  unverhältnismäßig  hoch  ist,  so  kann 
die  Beleihung  über  die  erste  Werthälfte  ganz  oder  teilweise  ab- 
gelehnt oder  von  der  Erfüllung  besonderer  Bedingungen  abhängig 
gemacht  werden. 

Die  Ausreichung  der  Darlehnsvaluta  erfolgt  wie  überall  durch 
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Pfandbriefe  zum  Nennwerte.  Zur  Aust^lcichunc^  der  Kursdifferenz 
kann  wie  beim  Hauptinslitut  ein  4prozcnliges  Darlehen  bis  zu  ^/lo 
der  Beleihungssumme  gegeben  werden. 

Der  Darlehnsnehmer  hat  auch  hier  wieder  die  Verpflichtung 
der  mögHchst  hohen  Versicherung  der  Gebäude  gegen  P'euers- 
gefahr  und  der  Saaten  gegen  Hagelschlag  zu  übernehmen. 

Zinszahlung  und  Tilgung  sind  ähnlich  geregelt  wie  beim 
Hauptinstitut.  Die  Tilgung  beträgt  ^2  7o>  der  Verwaltungskosten- 
beitrag 7in  %•  Bei  Gewährung  eines  Kursdifferenz-  und  Vorschuß- 
darlehcns  oder  beider  ist  bis  zu  deren  Abtragung  ein  außerordent- 
licher Tilgungsbeitrag  von  ^2  %  ^cr  gesamten  Pfandbriefsumme 
zu  entrichten.  Der  Verwaltungskostenbeitrag  ist  nach  dem  Statut 
auf  74%  festgesetzt;  außerdem  ist  der  Darlehnsnehmer  verpflichtet, 
I  %  des  Nennwertes  beim  Empfang"  des  Darlehens  an  den  Ver- 
waltungsfonds und  7*%  während  der  ersten  i6  Jahre  an  den 
Sicherheitsfonds  zu  leisten.  Während  der  Mitverwaltung  des 
Neuen  Brandenburgischen  Kreditinstituts  durch  die  Haupt-Ritter- 
schaftsdirektion werden  diese  Beträge  jedoch  nicht  erhoben,  und 
der  Verwaltungskostenbeitrag  auf  ^/io°/o  herabgesetzt.  Es  tritt 
also  hier  recht  klar  der  Nutzen  einer  Vereinheitlichung  der  Ver- 
waltung zutage. 

Hinsichtlich  der  Stundung  der  Beiträge,  der  Beitreibung  der 
Rückstände  und  des  Arrestes  in  das  Vermögen  des  Besitzers  gelten 
die  uns  schon  beim  Hauptinstitut  bekanntgewordenenBestimmungen. 

Auch  das  Tilgungswesen  dieses  Instituts  bietet  wenig  Be- 
merkenswertes. Es  ist  ebenso  wie  beim  Hauptinstitut  ein  zins- 
bar und  sicher  angelegter  Amortisationsfonds  vorhanden.  Ueber 
das  Guthaben  jedes  Grundstückes  an  denselben  wird  besondere 
Rechnung  geführt.  Gleichfalls  können  zur  Verstärkung  der  Amorti- 
sation jederzeit  freiwillige  Zuzahlungen  in  barem  Gelde  oder 
Zentralpfandbriefen  geleistet  werden.  Die  Rückzahlung  des  Pfand- 
briefdarlehns  kann  jederzeit  entweder  ganz  oder  teilweise  erfolgen, 
eine  Möglichkeit,  die  wir  bei  fast  allen  landwirtschaftlichen  Kredit- 
instituten wiederfinden.  Das  Kreditinstitut  kann  dagegen  im  all- 
gemeinen das  Pfandbriefdarlehen  nicht  kündigen.  Eine  Kündigung 
mit  sechsmonatiger  Purist  zum  2.  Januar  oder  i.  Juli  ist  nur  zu- 
lässig in  den  bekannten  Fällen  der  Wertverminderung  des  Pfand- 
briefobjekts, der  Zwangsversteigerung  usw. 

Um  die  Veräußerung  einzelner  Parzellen  und  Zubehörteile 
zu  ermöglichen,    kann    ebenso  wie    beim  Hauptinstitut    eine  Ent- 
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pfändungserklärung  ausgestellt  werden.  Auch  ist  die  Anstalt  be- 
fugt, sogenannte  Unschädlichkeitszeugnisse  für  die  von  ihr  be- 
liehenen  Grundstücke  auszustellen. 

Die  Fonds  des  Neuen  Brandenburgischen  Kreditinstituts  sind 
wie  bei  den  gleichartigen  Instituten  der  Verwaltungs-,  der  Sicher- 
heits-  und  der  Amortisationsfonds. 

Ersterer  ist  aus  den  Beiträgen  gebildet,  die  früher  bei  Hergabe 
der  Pfandbriefdarlehen  zu  zahlen  waren.  Er  vermehrt  sich  zur 
Zeit  lediglich  durch  die  Zinsen  seiner  Bestände  und  ist  Eigentum 
des  Kreditinstituts.  Er  soll  zur  Bestreitung  unvermeidlicher  Aus- 
gaben dienen,  besonders  solcher,  die  bei  einer  etwaigen  Trennung 
des  Instituts  von  dem  Ritterschaftlichen  Kreditinstitut  entstehen, 
sowie  zur  Deckung  derjenigen  Kapitals-  und  Zinsenausfälle,  zu 
denen  der  Amortisationsfonds  und  Sicherheitsfonds  nicht  aus- 
reichen. 

Der  Sicherheitsfonds  besteht  aus  den  Verzugszinsen,  der 
Hälfte  desjenigen  Kursgewinnes,  der  erzielt  wird,  wenn  auf  Grund 
des  Beschlusses  der  Direktion  die  Darlehnsvaluta  den  Empfangs- 
berechtigten bei  Kursen  über  pari  in  barem  Gelde  ausgereicht 
wird,  ferner  aus  allen  außerordentlichen  Einnahmen  des  Instituts, 
aus  der  Hälfte  des  den  Betrag  von  70000  M.  übersteigenden 
Verwaltungskostenbeitrags  und  aus  den  Zinsen  seiner  Bestände. 
Der  Sicherheitsfonds  dient  dazu,  etwaige  Ausfälle  zu  decken.  Er  ist 
ebenfalls  Eigentum  des  Instituts.  Austretende  Mitglieder  haben 
daher  auch  nicht  das  Recht,  die  Herauszahlung  eines  entsprechen- 
den Teiles  zu  verlangen.  Die  Bestände  des  Verwaltungs-  und 
des  Sicherheitsfonds  dürfen  nur  in  inländischen  Staats-  oder  vom 
Staat  garantierten  Papieren  oder  in  inländischen  Pfandbriefen  an- 
gelegt werden. 

In  den  Amortisationsfonds  endlich  fließen  die  Tilgungsbei- 
träge, die  Hälfte  des  Kursgewinnes  bei  der  oben  schon  erwähnten 
Bezahlung  der  Darlehnsvaluta  in  bar  sowie  der  Kursgewinn  beim 
Ankauf  von  Pfandbriefen  für  den  Fonds  und  endlich  die  Zinsen 
der  Bestände.  Der  Amortisationsfonds  muß  bei  jederzeit  mög- 
licher Flüssigmachung  ebenfalls  zinsbar  und  sicher  angelegt  werden. 

Die  drittälteste  preußische  landschaftliche  Kreditanstalt  ist  die 

Pommersche  Landschaft. 

Ihre  Gründung  fällt  in  das  Jahr  1781.  Sie  ist  also  fast  gleich- 
alterio-  mit    den    beiden   ältesten  Landschaften    und    unterscheidet 
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sich  von  ihnen  in  ihrem  Geschäftsbetriebe  und  ihren  Einrichtungen 
naturgemäß  fast  gar  nicht.  Wie  es  in  dem  Keglement  der  Land- 
schaft heißt  ^),  hat  sie  den  Zweck,  »den  Besitzern  sämtHcher  bc- 
pfandbriefungsfähigcr  Güter  in  Pommern  durch  Bewilligung  von 
Pfandbriefen  einen  dauernden  und  besonders  gewährleisteten  Real- 
kredit zu  gewähren:'.  Zum  Bereiche  dieser  Landschaft  gehören 
nicht  die  pommerschcn  Kreise  Dramberg  und  Schivelbein.  Diese 
sind  vielmehr  wegen  ihrer  früheren  Zugehörigkeit  zur  Mark  dem 
Kreditverbande  der  Xeumärkischen  Kitterschaft  verblieben,  wie 
oben  bereits  ausgeführt  wurde. 

Die  Pommerschen  Pfandbriefe  sind,  wie  meistens,  von  den 
Inhabern  nicht  kündbar  und  von  der  Landschaft  nur  unter  ganz 
bestimmten  Voraussetzungen.  Diese  sind  in  der  Hauptsache  wie- 
der wie  bei  den  gleichartigen  Kreditinstituten,  Auslosung,  Minde- 
rung des  Beleihungsobjektes  usw.  Auch  dem  Gutsbesitzer  steht 
für  die  auf  seinem  Gute  haftenden  Pfandbriefe  die  Kündigung 
unter  den  üblichen  Bedingungen,  wie  rechtzeitige,  acht  Monate 
vorhergehende  Mitteilung,  Zahlung  des  Nennwertes  usw.  zu. 

Hinsichtlich  der  Beleihungsmöglichkeit  gelten  besondere  Be- 
stimmungen für  die  Güter  in  Neu-Vorpommern  und  Rügen,  die 
hier  aber  übergangen  werden  können.  Sonst  sind  alle  Güter  be- 
pfandbriefungsfähig,  welche  1 500  M.  und  mehr  Grundsteuerrein- 
ertrag aufweisen.  Sinkt  der  Grundsteuerreinertrag  durch  Abver- 
kauf einzelner  Grundstücke  oder  dergl.  unter  diese  Grenze,  so 
scheiden  solche  Güter  aus  der  bei  jedem  Departement  geführten 
Matrikel  der  beleihungsfähigen  Güter  aus  und  dürfen  mit  weiteren 
Pfandbriefen  nicht  belastet  werden. 

Die  Organisation  der  Verwaltung,  die  Beaufsichtigung  des 
Beamtenkörpers  usw.  ist  bei  dieser  Landschaft  ebenso  geregelt 
wie  bei  den  beiden  vorhergehenden.  Ihr  Geschäftsgebiet  zerfällt 
in  vier  Departements,  an  deren  Spitze  je  ein  Departementsdirektor 
steht.  Auch  die  Obliegenheiten  der  Landschaftsräte  sind  die  uns 
schon  bekannten.  Kurz,  der  ganze  Verwaltungskörper  setzt  sich 
in  derselben  Weise  zusammen  wie  bei  den  beiden  ersten  Land- 
schaften, und  die  Geschäftsverteilung  und  Geschäftsführung  sind 
im  Prinzip  in  gleicher  Weise  geregelt,  so  daß  sich  ein  Eingehen 
darauf  erübrigt. 

Die  Bepfandbriefung  eines  Gutes  kann    nur  auf  Grund    einer 

i)  Reglement  der  Pommerschen  Landschaft,    Ausgabe   1900   nebst  Nachträgen, 
S.    I   u.  ff.,  Selbstverlag  der  Landschaft. 
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landschaftlichen  Beleihungstaxe,  auf  die  wir  hier  des  Näheren 
nicht  eingehen  können,  erfolgen.  Die  Beleihungstaxe  stützt  sich 
in  der  Hauptsache  auf  die  Einteilung  in  Klassen  und  Kultur- 
arten, wie  solche  durch  die  Veranlagung  zur  Grundsteuer  ge- 
mäß den  Gesetzen  vom  21.  Mai  1861,  betr.  die  anderweitige 
Regelung  der  Grundsteuer,  und  vom  8.  Februar  1867,  betr.  die 
definitive  Unterverteilung  und  Erhebung  der  Grundsteuer,  fest- 
gestellt worden  sind.  Bei  der  Wertfestsetzung  wird  auch  hier 
vorausgesetzt,  daß  die  Gebäude  und  Inventarien  sich  in  gutem 
Zustande  befinden.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  sind  entsprechende 
Abstriche  von  dem  Taxwert  zu  machen.  Naturalhebungen  und 
Realrechte,  sonstige  Hebungen,  Abgaben  und  Lasten  werden  gleich- 
falls wieder  mit  dem  20  fachen  Betrage  kapitalisiert. 

Auch  die  Grundsätze  über  die  Beitreibung  rückständig  ge- 
bliebener Zinsen  durch  Zwangsvollstreckung,  bez.  Zwangsverwal- 
tung und  Zwangsversteigerung  sind  im  großen  und  ganzen  die 
bekannten.  Dasselbe  gilt  von  den  Stundungsgrundsätzen.  Auf 
Antrag  kann  als  Ergänzung  der  ausbleibenden  Zinsen  aus  dem 
Eigentümlichen  Fonds  ein  mäßiger  Vorschuß  gegen  5^/0  Zinsen 
gegeben  werden. 

Hinsichtlich  der  Amortisation  ist  ebenfalls  nichts  Besonderes  zu 
bemerken.  vSie  erfolgt  durch  die  Y2  pi'ozentigen  Tilgungsbeiträge 
und  die  bis  zur  Höhe  von  ^/g%  zulässigen  Quittungsgroschen,  außer- 
dem   durch    die    etwa  freiwillig   geleisteten  Amortisationsbeiträge. 

Der  Eigentümliche  Fonds  der  Landschaft  dient  wie  bei  den 
übrigen  gleichartigen  Kreditinstituten  zur  Deckung  der  Geschäfts- 
kosten, als  Vorschuß  für  rückständige  Zinsen,  zur  Kostendeckung 
tür  die  in  Zwangsverwaltung  gekommenen  Güter  sowie  zur  Deckung" 
etwaiger  Ausfälle.  Der  Fonds  hat  teilweise  die  Natur  eines  ge- 
meinsamen Eigentums  der  gesamten  Korporation,  teilweise  die 
eines  speziellen  Eigentums  der  Assoziierten  des  einzelnen  Departe- 
ments. Die  Generallandschaftsdirektion  führt  aber  die  Verwaltung 
desselben. 

Im  Zusammenhang  mit  der  Landschaft  und  unter  ihrer  Auf- 
sicht und  Geschäftsführung  steht  dann  noch,  ähnlich  wie  bei  dem 
vorhergehenden  Brandenburgischen  Kreditinstitut,  der  frühere 
l'ommersche  Landkredit- Verband,  die  jetzige 

Neue  Pommersche  Landschaft  für  den  Kleingrundbesitz. 

Sie  ist  ein  ebenfalls  mit  Korporationsrccbtcn  ausgestatteter 
Kredit- Verband    und    hat    den    Zweck,    den    Besitzern    ländlicher 
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Grundstücke,  die  nicht  nacli  den  Grundsätzen  der  Pommerschen 
Landschaft  bepfandbriefunj^fsfähi^f  sind,  einen  dauernden  und  be- 
sonders garantierten  Kealkrcdit  zu  gewähren^).  Die  Oberaufsicht 
führen  ebenfalls  wieder  der  Königliche  Kommissarius  der  Landschaft 
und  der  Landwirtschaftsminister.  Jiestätigt  wurden  das  Statut 
desselben  durch  den  Allerhöchsten  Erlaß  vom  15.  Juli  1X90,  die 
Nachträge  dazu  am   30.   März   1896  bez.  am    i.  Juli    1X99. 

Die  Verwaltung  und  Vertretung  dieses  Tochterinstituts  liegt 
naturgemäfi  wieder  in  den  Händen  der  Hauptlandschaft  und  ihrer 
Organe.  Der  engere  Ausschuß  derselben  hat  jedoch  das  Recht, 
die  übernommene  Geschäftsführung  durch  die  Generaldirektion 
aufkündigen  zu  lassen,  wenn  der  Sicherheitsfonds  die  Höhe  von 
150000  M.  überschritten  hat.  Außerdem  steht  jeder  General- 
versammlung des  Tochterinstituts  das  Recht  zu,  auch  ihrerseits 
zu  kündigen. 

Erfolgt  eine  solche  Kündigung,  so  muß  aber  gleichzeitig 
über  die  künftige  Organisation  der  Direktion  Beschluß  gefaßt 
werden  und  dieser  Beschluß  bedarf  mindestens  6  IMonate  vor 
dem  Inslebentreten  der  neuen  Direktion  der  staatlichen  Geneh- 
migung. 

Die  Generaliandschaftsdirektion  bedient  sich,  wenn  sie  für 
die  Neue  Pommersche  Landschaft  die  Geschäfte  führt,  der  Be- 
zeichnung »Generaldirektion  der  Neuen  Pommerschen  Landschaft 
für  den  Kleingrundbesitz«.  Die  Departementsdirektionen  unter- 
zeichnen die  bezüglichen  Schriftstücke  mit:  > Departements-Direk- 
tion der  Neuen  Pommerschen  Landschaft  für  den  Kleingrund- 
besitz.:.  Gegen  die  Entscheidungen  der  Departementsdirektion 
ist  Rekurs  an  die  Generaldirektion  und  zuletzt  an  den  engeren 
Ausschuß  zulässig. 

Die  Ausstellung  der  Pfandbriefe  erfolgt  auf  den  Inhaber  unter 
der  Bezeichnung:  »Pfandbriefe  der  Neuen  Pommerschen  Land- 
schaft für  den  Kleingrundbesitz  <.  Dieselben  sind  seitens  der  In- 
haber unkündbar.  Solange  die  Neue  Pommersche  Landschaft 
dem  Verbände  der  Zentral- Landschaft  angehört,  kann 
auf  Antrag  des  Darlehnssuchers  das  Darlehen  auch  in  Zentral- 
pfandbriefen bewilligt  werden ;  es  gelten  dann  die  bezüglichen 
Bestimmungen  des  Statuts  der  Zentrallandschaft,  auf  das  wir 
weiter  unten  zurückkommen. 


l)  Vgl.  Statut  für  die  Neue  Poinmeische  Landschaft  für  den  Kleingrundbesitz, 
Stettin   1904,  S.  3  u.   ff. 
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Als  Sicherheit  für  die  Pfandbriefe  der  Neuen  Pommerschen 
Landschaft  haften  einmal  sämtUche  P'orderungsrechte  der  letzte- 
ren gegen  ihre  eigenen  Schuldner,  dann  alles  sonstige  Vermögen 
derselben  und  endlich  der  Sicherheits-  und  der  Amortisationsfonds. 
In  ersteren  fließen  einmal  das  in  der  Jahreszahlung  des  Schuld- 
ners enthaltene  ^j^  %  der  Darlehnsschuld  während  der  ersten 
vier  Jahre,  dann  der  Betrag  der  innerhalb  der  vierjährigen  Ver- 
jährungsfrist nicht  abgehobenen  Pfandbriefzinsen  sowie  der  Zins- 
gewinn aus  diesen  und  etwaigen  sonstigen  Kapitalien,  weiter  die 
Zinsen  der  bezüglichen  Fondsbestände  und  die  erhobenen  Ver- 
zugszinsen, endlich  die  Zinsen  des  Kostenfonds,  soweit  sie  nicht 
zur  Bestreitung  der  Verwaltungskosten  beansprucht  werden,  und 
der  etwaige  Gewinn  aus  Kursdifferenzen.  Der  Amortisationsfonds 
wird  gebildet  durch  das  nicht  zur  Verzinsung  bestimmte  ^/o  % 
der  Beiträge  nach  Ablauf  der  ersten  vier  Jahre,  in  denen  es,  wie 
oben  ausgeführt,  zum  Sicherheitsfonds  gehört.  Doch  steht  es  dem 
Schuldner  frei,  durch  Zahlung  eines  weiteren  72  %  die  Amorti- 
sation gleich  von  Anfang  an  beginnen  zu  lassen.  Außerdem 
kann  er  zugunsten  eines  Spezial-Amortisationskontos  auch  höhere 
Tilgungsraten  als  die  verlangten  einzahlen. 

Bemerkenswert  ist,  daß  der  Schuldner,  wenn  das  Spezial- 
Amortisationsguthaben  seines  Grundstücks  auf  mindestens  ^/lo  der 
darauf  lastenden  Pfandbriefschuld  angewachsen  ist,  den  Erlaß  des 
zur  Amortisation  bestimmten  ^/2  %  beanspruchen  kann  unter  der 
Bedingung,  daß  er  sich  des  Rechtes,  sobald  das  Yio  durch  weitere 
Tilgung  auf  Yö  der  Pfandbriefsschuld  angewachsen  ist,  über  dieses 
erste  Ys  zu  verfügen,  unwiderruflich  begibt.  Es  liegt  darin  ein 
äußerst  weites  Entgegenkommen  gegen  den  Schuldner,  was  eigent- 
lich im  Interesse  der  Entschuldung  wenig  zu  begrüßen  ist. 

Die  Beleihungsgrenze  ist  dieselbe  wie  bei  der  Pommerschen 
und  den  übrigen  Landschaften,  sie  darf  also  niemals  ''^(3  des  nach 
den  Bestimmungen  des  Statuts  ermittelten  Bcleihungswertes  über- 
steigen. 

Der  Beleihungsantrag  ist  an  die  betreffende  Departements- 
direktion oder  an  einen  der  für  den  bezüglichen  Kreis  bestellten 
Vertrauensmänner  zu  richten  unter  Vorlage  der  amtlichen  Pa- 
piere über  die  Größe  usw.  des  Grundstücks  und  den  Nutzungs- 
wert der  Gebäude  sowie  unter  Zahlung  eines  etwa  erforderlichen 
Vorschusses  für  die  Taxierung  nach  den  Grundsätzen  der  Pom- 
merschen Landschaft. 
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Im  allgemeinen  erfolgt  die  Wertermittlung  hei  den  Grund- 
stücken mit  einem  Reinertrag  unter  1 500  M.  nach  den  Taxfest- 
stellungen  gemäß  der  mehrfach  genannten  Gesetze,  betr.  die  Ver- 
anlagung der  Grundsteuer  vom  21.  Mai  1861  bez.  8.  Februar 
1867,  wobei  dann  der  Reinertrag  mit  45  kapitalisiert  wird.  Bei 
Grundstücken  über  1 500  M.  Reinertrag  muß  die  Wertermittlung 
jedoch  nach  den  Abschätzungsgrundsätzen  der  Pommerschen  Land- 
schaft vorgenommen  werden. 

Die  Gültigkeitsdauer  einer  Taxe  erstreckt  sich  auf  drei  Jahre. 
Bei  weiterer  oder  erneuter  Kreditbewilligung  ist  zu  ermitteln,  ob 
der  W^ert  sich  nicht  vermindert  hat.  Die  Kreditbewilligung  er- 
folgt in  allen  Fällen    durch  Beschluß    der  Departementsdirektion. 

Die  Verbindlichkeiten  des  Schuldners  sind  dieselben  wie  bei 
der  Pommerschen  Landschaft.  Er  ist  also  verpflichtet,  die  Dar- 
lehnsvaluta  in  Pfandbriefen  entgegen  zu  nehmen,  im  1^'alle  der 
Zahlungsversäumnis  5  %  Verzugszinsen  zu  entrichten,  die  Gebäu- 
lichkciten  und  das  Wirtschafts-Inventar  zu  dem  höchsten  zuläs- 
sigen Betrage  in  der  Provinzial-Feuersozietät  zu  versichern  und 
sich  den  Bestimmungen  des  geltenden  Statuts  zu  unterwerfen. 
Dem  Schuldner  steht  jederzeit  frei,  seine  ganze  Schuld  oder  einen 
Teil  derselben  abzutragen,  und  zwar  durch  Pfandbriefe  der  glei- 
chen Gattung  oder  auch  durch  Barzahlung. 

Die  Kündigungsbefugnis  der  Neuen  Pommerschen  Landschaft 
tritt  ein,  wenn  das  Darlehen  nicht  mehr  die  statutengemäße, 
durch  eine  Taxrevision  festgestellte  Sicherheit  besitzt,  wenn  der 
Schuldner  die  vorgeschriebene  Feuerversicherung  nicht  fortsetzt 
oder  die  auf  dem  Grundstück  haftenden  Abgaben  nicht  regel- 
mäßig bezahlt,  und  wenn  er  die  Uebernahme  von  Aemtern  und 
Aufträgen  verweigert,  die  ihm  auf  Grund  des  Statuts  übertragen 
werden  können.  Die  Kündigungsfrist  beträgt  in  jedem  Falle 
6  Monate. 

Hervorgehoben  seien  noch  die  Bestimmungen  über  den  so- 
genannten Kostenfonds.  Dieser  ist  errichtet  worden,  einmal  um 
die  Gehälter  und  außerordentlichen  Zulagen  zu  bezahlen,  die  den 
etwa  neu  anzustellenden  Beamten  oder  den  Beamten  der  Pom- 
merschen Landschaft  für  Mehrarbeiten  gewährt  werden  müssen, 
dann  zur  Bestreitung  der  erforderlich  werdenden  Diäten  und 
Reisekosten,  ferner  um  zurückgebliebene  Zinsen  für  den  laufen- 
den Termin  vorzuschießen,  weiter  um  die  Kosten  für  Porti,  für 
die  Mitbenutzung    der  landschaftlichen  Gebäude  —    10  Pf.   für  je 
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300  M.  der  ausgegebenen  und  am  Schlüsse  des  Rechnungsjahres 
kursierenden  Pfandbriefe  —  und  dergl.  zu  decken  und  endUch 
um  die  Kosten  der  Taxaufnahmen  und  Beleihungen  zu  tragen, 
sofern  sie  nicht  dem  Antragsteller  zufallen.  Letzteres  geschieht 
in  den  Fällen,  in  denen  eine  Nachbonitierung  vorgenommen  ist, 
oder  in  denen  das  zu  beleihende  Gut  über  1 500  M.  Grundsteuer- 
reinertrag aufweist.  Die  Zinsen  des  Kostenfonds  fallen  alljährlich 
dem  Sicherheitsfonds  zu,  falls  und  soweit  sie  nicht  zur  Bestrei- 
tung der  Verwaltungskosten  verwandt  werden  müssen.  Die  Quellen 
des  Kostenfonds  sind  die  zur  Bestreitung  der  Verwaltungskosten 
von  den  Darlehnsschuldnern  alljährlich  zu  entrichtenden  Beiträge 
in  Höhe  von  ^6%  sowie  die  von  den  Grundstückseigentümern 
zu  tragenden  Kosten,  auf  die  oben  hingewiesen  wurde  und  die 
z.  B.  entstehen,  wenn  die  Bepfandbriefung  nicht  zustande  kommt. 

Soll  hier  ein  Urteil  abgegeben  werden ,  welcher  von 
beiden  Arten  der  Beleih  ung  des  nichtinkorpo- 
rierten  Grundbesitzes  der  Vorzug  gebührt,  der 
der  Schlesischen  Landschaft  z.  B.,  die  die  Rustikalbeleihung  ge- 
wissermaßen als  organischen  Teil  in  den  Gesamtkörper  aufge- 
nommen hat,  oder  der  der  Brandenburgischen  und  der  Pommerschen 
Landschaft,  die  die  Beleihung  des  nicht  aufnahmefähigen  Grund- 
besitzes durch  Schaffung  eines  neuen,  mit  ihr  im  Zusammenhange 
stehenden  Kreditinstituts  gewissermaßen  als  Anhängsel  betrachten, 
so  gebührt  der  ersten  Art  entschieden  der  Vorzug.  Denn  dadurch 
wird  die  ganze  Verwaltung  vereinfacht,  und  vor  allem  gewinnen 
die  bezüglichen  Pfandbriefe  an  Ansehn  und  Wert  in  den  Kreisen 
der  Abnehmer.  Auch  würde  auf  diese  Weise  eine  von  uns  als 
notwendig  und  zeitgemäß  angesehenen  Fusion  im  landschaftlichen 
Kreditwesen  sehr  viel  leichter  ins  Werk  zu  setzen  sein. 

Wenige  Jahre  später,  I7<S7,  trat  dann  als  vierte  Landschatt 
die 

W^estpreußische  Landschaft 


ins  Leben.  Das  Reglement  derselben  fand  am  19.  April  des  ge- 
nannten Jahres  die  königliche  Bestätigung  i).  Ihre  lunrichtungen 
weichen  naturgemäß  im  allgemeinen  wenig  von  denen  ihrer  Vor- 
träneerinnen  ab. 


l)  Rejjleineiil   der  Wostin  ciil.Mschcn   Laiulschafl,   N'crlas^    Kicli.    Kaiilcr,    Maiicn- 
w  erder,  S.   t^   u.   ff. 
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Das  Ge.schäft.sj:(el)ict  ist  im  wesentlichen  die  jetzige  Provinz 
Westpreußen.  Aehnlich  wie  bei  den  übrigen  Landschaften  be- 
stehen eine  Generaldirektion  und  vier  Departementsdirektionen, 
nämlich    in  Marienwerder,    Bromberg,    Schneidemüh]  und  Danzig. 

Die  Verwaltungseinrichtungen  sind  durchweg  dieselben  wie 
bei  den  übrigen  Landschaften,  so  dafi  es  sich  erübrigt,  hier  dar- 
auf einzugchen. 

Von  den  Fonds  der  Landscliaft  wird  der  Eigentümliche  Fonds 
in  der  Hauptsache  gebildet  aus  einigen  Restkaufgeldern  von  früher 
der  Landschaft  gehörenden  Grundstücken,  aus  den  Grund-  und 
Versicherungswerten  der  zum  Geschäftsbetrieb  dienenden  Grund- 
stücke und  Häuser,  aus  dem  vorhandenen  Bestände,  der  am 
20.  Mai  19 10  auf  7960658.76  M.  angewachsen  war,  aus  dem  Ver- 
waltungskostenbeitrag der  Neuen  Westpreußischen  Landschaft 
—  von  jeder  Million  Anleihe  innerhalb  der  ersten  60  Millionen 
300  M.  und  für  jede  fernere  Million  200  M.  — ,  aus  dem  Anteil 
am  Reingewinn  der  landschaftlichen  Bank  usw.  An  Ausgaben 
sind  daraus  zu  leisten  die  Verwaltungskosten  der  Generaldirektion 
sowie  der  vier  Provinzialdirektionen  und  die  vorschußweise  ge- 
leisteten Zahlungen  aus  Kursdifferenz-Zuschüssen  an  den  Eigen- 
tümlichen und  der  Sicherheitsfonds.  Der  Sicherheitsfonds  endlich 
ist  in  seinen  Einnahmen  auf  die  Zinsen  seines  am  20.  Mai  19 10 
2  501  539.86  M.  betragenden  Bestandes,  die  Zinsen  der  Kurs- 
differenzdarlehen, die  Verzugszinsen,  den  Agiogewinn  beim  An- 
kauf von  Pfandbriefen  usw.  angewiesen,  während  seine  Ausgaben 
durch  gewährte  Kursdifferenzdarlehen,  durch  Agioverluste  und 
dergl.  entstehen.  Hinsichtlich  der  Höhe  der  Pfandbriefschuld  sei 
auf  die  statistische  Uebersicht  am  Schluß  dieses  Abschnitts  ver- 
wiesen. 

Die  Bestände  des  PLigentümlichen  und  des  Sicherheitsfonds 
waren  am  20.  Mai  19 10  auf  10,27  »o  der  gesamten  Pfandbrief- 
schuld, der  Tilgungsfonds  auf  5,75  0/0  dieser  Schuld  angewachsen i). 

Die  Beleihungsgrenze  ist  die  bekannte.  Die  Wertsermittlung 
richtet  sich  im  allgemeinen  nach  den  bei  den  gleichartigen  Kre- 
ditinstituten geltenden  Grundsätzen.  Ebenso  bieten  die  V^orschrif- 
ten  über  Verzinsung,  Tilgung  und  Kündigung  kaum  etwas  Be- 
merkenswertes, so  daß  wir  hier  nicht  näher  darauf  einzugehen 
haben. 


l)  Vgl.  hierzu  die   Verhandlungen  des   Generallandlags  am   3.  Juni    19 10,    her- 
ausgegeben  von  der  VVestpreußischen   Generallandschaftsdireklion. 
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Die  Westpreußische  Landschaft  ist  der  Zentralland- 
schaft für  die  Preußischen  Staaten  beigetreten. 

Aehnlich  wie  an  das  Kur-  und  Neumärkische  Ritterschaft- 
liche Kreditinstitut  und  die  Pommersche  Landschaft  hat  sich  auch 
an  die  Westpreußische  Landschaft  als  selbständiges,  aber  von  ihr 
verwaltetes  landschaftliches  Kreditinstitut  die 

Neue  Westpreußische  Landschaft 

angeschlossen.  Das  bezügliche  Statut  fand  am  3.  Mai  1861  die 
landesherrliche  Genehmigung.  Ihr  Betrieb  und  ihre  Einrichtungen 
lehnen  sich  in  der  Hauptsache  an  die  gleichartigen  vorhergehenden 
Sonderinstitute  dieser  Art  an.  Der  Sicherheitsfonds  belief  sich 
am  20.  Mai  19 10  auf  4873684.09  M.,  der  Betriebsfonds  auf 
7592997.80  M.,  oder  zusammen  auf  5,54  %  der  Pfandbriefschuld, 
und  der  Tilgungsfonds  auf  9  306644.20  M.  oder  auf  4,76  %  dieser 
Schuld. 

Außerdem  besitzt  die  Westpreußische  Landschaft,  wie  die 
meisten    andern    Landschaften,  ein  Bankinstitut  unter  der  Firma : 

Landschaftliche  Bank  der  Provinz  ^A^estpreußen. 

Diese  Bank  ist  gemäß  Statut  vom  9.  Oktober  1876  ähnlich 
eingerichtet  wie  die  gleichartigen  Geldinstitute  und  übt  auch  fast 
durchweg  die  gleichen  Funktionen  aus  wie  diese.  Zu  dem  Statut 
sind  mehrere  Nachträge  ergangen,  welche  sich  vornehmlich  auf 
die  Erweiterung  der  Geschäfte,  zu  denen  die  Bank  befugt  sein 
soll,  sowie  auf  die  anderweitige  Zusammensetzung  des  Verwal- 
tungsrats bezichen,  aber  hier  übergangen  werden  können.  Die 
Bank  ist  entstanden  aus  der  f  r  ü  h  e  r  e  n  W  e  s  t  p  r  c  u  ß  i  s  c  h  c  n 
landschaftlichen  I )  a  r  1  e  h  n  s  k  a  s  s  o. 

Eine  besondere  l^inrichtung    ist  die  Schaffung  einer  eigenen 

Westpreußischen  LandschaftHchen  Feuersozietät. 

Während  die  übrigen  Landschaften  meist  zur  Bedingung 
stellen,  daß  die  Gcbäulichkeiten  der  l)epfandhrieftcn  Grundstücke 
bei  einer  bestimmten  I^'cuerversicherungsanstalt  versichert  werden, 
haben  die  Westpreußische  und  Neue  WestprtuifMsche  Landschaft 
eine  eigene  i'^euersozietät  ins  Leben  gerufen,  hei  tlcr  die  Ver- 
sicherung obligatorisch  ist.  Auf  die  Einrichtungen  derselben 
einzugehen,  erübrigt  sich  umso  mehr,  als  eine  Neuorganisation 
der    Satzungen    beabsichtigt    ist,     die  alier  mit  Küeksiclit   auf   das 
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neue    Gesetz    über    die     öffentlichen    Fcuerversicherungsanstalten 
noch  nicht  zur  iJurchführung  gelangte. 

Die  jüngste  der  sogenannten  älteren  preußischen  Landschaften 
ist  dann  die 

Ostpreußische  Landschaft. 

Dieselbe  ist  durch  die  Allerhöchste  Konfirmations-Ordre  vom 
i6.  Februar  1788  errichtet  worden i).  Der  Geschäftsbezirk  der 
Landschaft  ist  die  heutige  Provinz  Ostpreußen  und  ein  kleiner 
Teil  von  Westpreußen.  Sie  zerfällt  ähnlich  wie  die  übrigen  in 
Departements  und  landschaftliche  Kreise. 

Die  Ostpreußische  Landschaft  hat  wie  fast  alle  Schwester- 
institute im  Laufe  ihres  langen  Bestehens  gute  und  schlechte 
Zeiten  durchgemacht.  Doch  müssen  wir  es  uns  versagen,  auf  die 
Entwickelungsgeschichtc  näher  einzugehen.  Einmal  w'ürde  dies 
nicht  in  den  Rahmen  dieser  Arbeit  passen  und  andererseits  hat 
der  Ausbau  dieser  Landschaft  grundsätzlich  namentlich  in  der 
früheren  Zeit  dieselben  Formen  angenommen,  wie  wir  sie  bei  den 
vier  älteren  Landschaften  in  großen  Zügen  bereits  kennen  gelernt 
haben,  und  wie  sie  in  der  einschlägigen  Literatur  auch  hinreichend 
berücksichtigt  werden. 

Auch  die  eigentliche  Landschaftsordnung  weicht  in  wesent- 
lichen Punkten  kaum  von  denen  der  übrigen  Landschaften  ab. 
Bildeten  die  preußischen  Landschaften  doch  von  jeher  gewisser- 
maßen ein  einheitliches  Ganzes.  Wir  können  uns  daher  auf  das 
Notwendigste  hierüber  beschränken.  Interessanter  und  beachtens- 
werter wird  die  Ostpreußische  Landschaft  aber  durch  ihre  neuer- 
lichen Kreditreformbestrebungen,  auf  die  wir  jedoch  in  anderm 
Zusammenhange  noch  zurückzukommen  haben. 

Die  Gewährung  der  Darlehen  erfolgt  bei  dieser  Landschaft 
wie  bei  den  andern  durch  Pfandbriefe,  auch  besteht  der  sogenannte 
Ouittungsgroschen  zur  Deckung  der  Verwaltungskosten.  F'erner 
ist  die  Sicherheit  der  Pfandbriefe  in  ähnlicher  Weise  geregelt  wie 
bei  den  übrigen.  Alte,  d.  h.  auf  ein  bestimmtes  Gut  lautende 
Pfandbriefe  werden  nicht  mehr  ausgegeben.  Die  Beleihungsgrenze 
ist  ebenfalls  zwei  Drittel  des  nach  den  bezüglichen  Abschätzungs- 
grundsätzen ermittelten  Taxwertes.     Bis  zum  15  fachen,  von   1891 


i)  Ostpreußische  Landschafts-Ordnung  vom  7.  Dez.  1891  mit  Nachträgen,  Aus- 
gabe von  1905,  herausgegeben  von  der  General-Landschafts-Direktion,  Königsberg 
1905,  S.   I   u.  ff. 
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ab  bis  zum  20  fachen  Betrage  des  Grundsteuerreinertrags  kann  die 
Beleihung  ohne  weitere  VVertsermittlung  durch  die  Generalland- 
schaftsdirektion erfolgen.  Wegen  Verminderung  der  Sicherheit 
durch  Abverkäufe,  schlechte  Bewirtschaftung  usw.  wird  das  Prinzip 
der  Unkündbarkeit  auch  hier  durchbrochen. 

Die  Beleihungsfähigkeit  ist  einmal  gebunden  an  die  Lage  des 
Gutes  im  Landschaftsbezirk,  dabei  sind  Königliche  Domänen  und 
h'orsten  mit  einbegriffen.  Sodann  muß  der  landschaftlich  er- 
mittelte Wert  des  Gutes  mindestens  1500M.  betragen.  Dieselbe 
Höhe  müs.sen  alle  landwirtschaftlich  genutzten  Grundstücke  in 
einer  städtischen  Feldmark  sowie  alle  städtischen  Ländereien, 
die  mit  ländlichen  zu  einer  selbständigen  Gutswirtschaft  vereinigt 
sind,  aufweisen,  wenn  sie  unter  die  landschaftliche  Beleihung  fallen 
sollen.  Auch  kann  auf  Einkünfte  aus  Fideikommissen  bei  ge- 
nügender Sicherheit  ein  Pfandbriefdarlehen  gegeben  werden. 

Bedingung  ist,  daß  die  Gebäude  bepfandbriefter  Güter  seit 
dem  Nachtrage  zur  Landschaftsordnung  vom  7.  Dezember  1891 
ausschließlich  bei  der  Feuersozietät  für  die  Provinz  Ostpreußen 
angemessen  versichert  sind.  Doch  kann  eine  angemessene  Frist 
gewährt  werden,  um  ein  bestehendes  anderes  Versicherungsver- 
hältnis aufzulösen. 

Die  allgemeine  Verwaltung  wird  wie  bei  den  übrigen  Land- 
schaften unter  Oberaufsicht  eines  Königlichen  Kommissars  als 
Generallandschaftspräsidenten  nach  den  Beschlüssen  und  unter 
Kontrolle  des  von  den  Kreistagen  gewählten  Generallandtags  ge- 
führt. Die  (3rgane  der  Verwaltung  sind  ebenso  wieder  die 
Generallandschaftsdirektion,  das  Taxrevisionskollegium  und  der 
Taxrevisionsausschuß.  Für  alle  Wahlen  gilt  die  Bestimmung,  daß 
nur  diejenigen  Verpflichteten  wählen  können  und  wählbar  sind, 
deren  Güter  der  Generalgarantie  unterliegen.  Die  Jieamtcn  sind 
wie  bei  allen  Schwestcrinstituten  mittelbare  Staatsbeamte.  Jeder 
Landschaftskreis  wählt  auf  dem  Kreistage  einen  Landschaftsrat, 
der  vom  Generallandschaftsjjräsidenten  bestätigt  wird.  Die  Wahl- 
zcit  bei  den  höheren  Stellen  der  Landschaftsverwaltung  ist,  wie 
l)ekannt,  durchweg  sechs  Jahre,  die  Beamten  sind  dagegen  meist 
auf  Lebenszeit  angestellt. 

Ueber  die  Obliegenheiten  der  einzelnen  Verwaltungsapparate 
sowie  die  Rechte  und  Pflichten  der  Landtage,  Ausschüsse,  Kreis- 
tage usw.  kann  hinweggegapgen  werden,  da  sie  bereits  bei  den 
zuerst  behandelten  Landschaften,    wo  die    einschlägigen    X'erhält- 

Zeitschritt  für  die  ges.  St.iatswissensch.     Ergänzungshelt  4.'.  5 
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nisse  im  Prinzip  dieselben  sind,  ausrührlicii  dar^elc^t  wurden. 
Ueber  die  Taxgrundsätze  können  wir,  was  schon  oben  ausc^eführt 
wurde,  hinweggehen  \). 

Auch  diese  Landsclialt  hat  Kursdifferenzdarlehen  eingeführt, 
deren  Höhe  von  der  Generallandschaftsdirektion  festgesetzt  wird, 
die  aber  nicht  über  io%  des  Nennwertes  der  Pfandbriefschuld  be- 
tragen darf.  Außerdem  kann  ein  Beleihungskostenvorschuß  zur 
Erleichterung  der  Pfandbriefsbeleihung  an  Besitzer  von  Gütern  bis 
zu  loo  ha  gewährt  werden.  Bei  Pfandbriefdavlehen  über  2500  M. 
darf  dieser   Kostenvorschuß   jedoch    2  %    nicht    übersteigen. 

Die  Zinszahlung  ist  auch  bei  der  Ostpreußischen  Landschaft 
in  halbjährigen  Terminen  —  zu  jolianni  und  W^eihnachten  —  vor- 
zunehmen. Die  Stundung,  Beitreibung  rückständiger  Zinsen, 
Zwangsvollstreckung  in  das  bewegliche  Vermögen  oder  in  das 
Pfandgut  sowie  die  Zwangsverwaltung  richtet  sich  nach  den  be- 
sprochenen allgemeinen  landschaftlichen  Grundsätzen.  Auch  die 
Umwandlung  (Konvertierung),  Rückzahlung,  Tilgung  und  Kündigung 
der  Pfandbriefe  erfolgt  in  ähnlicher  Weise  w'ie  bei  den  übrigen 
gleichartigen  Kreditinstituten. 

Hinsichtlich  der  Erneuerung,  Kraftloserklärung  und  Verjährung 
der  Pfandbriefe  und  Zinsscheine  gelten  ebenfalls  die  üblichen  land- 
schaftlichen Bestimmungen. 

Die  landschaftlichen  Fonds  bestehen  wie  bei  den  Schwester- 
instituten in  dem  Eigentümlichen  Fonds  und  dem  Tilgungsfonds. 
Zur  Verwahrung  der  für  den  Betrieb  entbehrlichen  Bestände  des 
P^igentümlichen  P'onds,  der  Vorräte  an  Pfandbriefen,  welche  zurück- 
behalten oder  in  Verwahrsam  bleiben  sollen,  der  Ueberschüsse 
der  in  landschaftlicher  Verwaltung  stehenden  Güter  usw.  ist  ein 
D  e  p  o  s  i  t  o  r  i  u  m  eingerichtet,  wie  es  bei  sonstigen  großen  Ver- 
waltungen, z.  B.   Großstadtverwaltungen  auch  besteht. 

Nach  der  Zeit  ihrer  Gründung  haben  auf  die  sogenannten 
alten  Landschaften  drei  G  e  g  e  n  s  e  i  t  i  g  k  e  i  t  s  -  G  r  u  n  d  k  r  e  d  i  t- 
i  n  s  t  i  t  u  t  e  zu  folgen,  die  sich  in  der  P  r  o  v  i  n  z  Ha  n  n  o  v  e  r 
befinden.  Es  muß  anerkannt  werden,  daß  im  ehemaligen  König- 
reich Hannover  die  landwirtschaftlichen  Kreditverhältnisse  beson- 
ders ausreichend  und  verhältnismäßig  früh  geregelt  worden  sind. 
Das  älteste  dieser  drei,    für    den  ritterschaftlichen  Grundbesitz  in 


l)  Außerdem  sei  hierzu  auf  die  Veröffentlichung  des  Verfassers  :  Vorschläge 
zu  den  landwirtschaftlichen  Bodenkreditreformen  der  jüngsten  Zeit-,  in  Heft  i, 
Jahrg.    191 2   der  Zeitschrift  für  die   ges.  Staatswissenschaft  verwiesen. 
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ihrem   Bezirke  bestimmten  Kreditinstitute  ist  das 

Ritterschaftliche  Kreditinstitut  des  Fürstentums  Lüneburg 

in  Celle.  Es  wurde  auf  Grund  der  Königlichen  Verordnung  vom 
i6.  Februar  i/QO  ins  Leben  gerufen^);  sein  Wirkungskreis  be- 
schränkt sich,  wie  schon  der  Name  erkennen  läßt,  auf  das  ur- 
sprüngliche Fürstentum  Lüneburg,  und  zwar  w-ie  die  älteren  Land- 
schaften auf  den  ritterschaftlichen  Besitz.  Es  unterscheidet  sich 
insofern  von  den  beiden  andern  sonst  ganz  gleichartigen  Instituten, 
als  ihm  von  Anfang  an  ein  eigenes,  nicht  unbedeutendes  Ver- 
mögen der  betreffenden  Ritterschaft  zur  Verfügung  stand.  Die 
Ritterschaften  bildeten  nämlich  im  früheren  Königreich  Hannover 
selbständige  Korporationen  mit  selbständiger  Verwaltung  ihres 
Vermögens,  ihrer  Stiftungen  usw.  Mitglieder  der  Ritterschaft 
konnten  nur  die  Besitzer  immatrikulierter  Rittergüter  werden ;  das 
Erfordernis  adligen  Standes  ist  jedoch  seit  1867  nicht  mehr  vor- 
geschrieben. 

Die  Organisation  und  Einrichtungen  des  Lüneburgischen 
Ritterschaftlichen  Kreditinstituts  weichen  im  wesentlichen  nicht  ab 
von  denen  der  beiden  folgenden  Institute,   nämlich  des 

Calenberg-Göttingen-Grubenhagen-Hildesheimschen 
Kreditvereins 

in  Hannover,  der  durch  Königliche  Verordnung  \om  5.  Aug.  1825 
begründet  wurde,  und  des 

Bremenschen  Ritterschaftlichen  Kreditvereins 

in  Stade,  der  noch  nicht  ein  Jahr  später,  auf  Grund  der  König- 
lichen Verordnung  vom  17.  Januar  1826  ins  Lebens  trat-).  Wir 
können  daher  auch  die  kLutwicklungsgeschichte,  die  Geschäfts- 
führung usw.  der  drei  Anstalten  gemeinsam  behandeln.  Die  ur- 
sprünglichen Satzungen  derselben  haben  im  Laufe  der  Zeit  ver- 
schiedene Aenderungen,  namentlich  auch  seit  der  Einverleibung 
1  lannovcrs  in  den  preußischen  Staat  erfahren,  doch  erübrigt  es 
sich  hier,  auf  diese  näher  einzugehen,  da  sie  im  großen  und  ganzen 
darauf  hinauslaufen,  die  drei  Kreditvereine  den  Landschaften  ähn- 
lich zu  gestalten. 

i)  Statut  des  Ritterscliaftlichen  Kredit-Instituts  für  das  Fürstentum  I.üneburt;, 
Selbstverlag  der  Anstalt. 

2)  V|»l.  ilie  Satzunu;en  der  beiden  Kreditvereine  sowie  allgemein:  A'.  Biic/;/iti//i, 
Der  (Jalenberg-Göttingen-tJrubenhagen-IIildesheimsche  Ritlerschariliche  Kredit- Ver- 
ein,  Dissertation,   Tübingen    i()05. 

5* 
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Entsprechend  dem  cnf^^bc^ienzten  Gebiet,  auf  welches  die 
Tätigkeit  derselben  sich  erstreckt,  haben  die  drei  Kreditinstitute 
bei  weitem  nicht  den  Geschäftsverkehr  aufzuweisen,  wie  auch  nur 
die  am  weni<^stcn  benutzte  I.andschaft  (siehe  die  statistische  üeber- 
sicht  am  Schluß  des  Abschnitts  über  die  Landschaften).  In  dieser 
lieschränkung  auf  ein  kleines  Gebiet  liegen  auch  die  Gründe  für 
ein  verhältnismäßig  teures  Arbeiten  dieser  Institute,  die  geringe 
Marktgängigkeit  ihrer  Anleihepapiere  auf  dem  Kapitalmarkt  — 
die  Papiere  sind  nur  an  wenigen  Börsen  zum  Handel  zugelassen 
—  und  den  verhältnismäßig  hohen  Zinsfuß.  Zur  Verzinsung  der 
Anleihen  des  größten  von  ihnen,  des  Calenberg-Göttingen-  usw\ 
Kreditvereins  wurden  den  Interessenten  berechnet^):  Bis  zum 
I.  April  1835  4%'  von  da  an  bis  zum  i.  April  1870  sVa^o,  von 
da  an  bis  zum  i.  April  1887  4%'  weiter  bis  zum  i.  April  1901 
3V2%.  im  folgenden  Jahre  wiederum  4^0,  dann  wieder  in  den 
folgenden  Jahren  3^2%- 

Bezüglich  der  Beleihung  gelten  ähnliche  Bestimmungen  wie 
bei  der  Hannoverschen  Landeskreditanstalt.  Beispielsweise  wird 
der  Zinsfuß  nach  Maßgabe  desjenigen  Betrages,  dessen  die  einzelne 
Anstalt  zur  Verzinsung  ihrer  eigenen  Anleihen  bedarf,  für  alle 
Teilnehmer  im  voraus  gleichmäßig  festgesetzt.  Die  Gewährung 
von  Darlehen  erfolgt  im  Prinzip  auf  die  im  Anstaltsbezirk  belege- 
nen Grundstücke  ;  wenn  diese  jedoch  zur  Sicherung  des  Darlehens 
nicht  ausreichen,  können  auch  andere  in  der  Provinz  Hannover 
belegene  Grundstücke  in  die  Hypothek  mit  einbegriffen  werden. 
Die  Beleihung  ist  etwas  niedriger  bemessen  als  bei  den  Land- 
schaften. Sie  darf  z.  B.  bei  dem  Calenberg-Göttingen-  usw. 
Kreditverein  nur  bis  zu  der  Höhe  geschehen,  daß  die  Hälfte  des 
nachhaltigen  Reinertrags  des  Grundstücks  zur  Deckung  des  Zins- 
satzes ausreicht.  Die  Auszahlung  der  D  a  r  1  e  h  n  s  s  u  m  m  e 
erfolgt  ebenso  wie  bei  der  Landeskreditkasse  in  bar,  also  grund- 
verschieden von  den  Landschaften. 

Die  Kreditvereine  beschaffen  sich  die  erforderlichen  Geldmittel 
durch  Anleihen  mittels  Schuldverschreibungen  auf  den  Inhaber 
oder  auf  Namen.  Die  Anstalten  können  ihrerseits  die  Schuldver- 
schreibungen nach  einer  bestimmten  Frist  kündigen,  die  Gläubiger 
dagegen  haben  dieses  Recht  nur  in  beschränktem  Maße.     Ob  die 


i)  F.    Hecht,    Die    Landschaften    und    landschaftsähnlichen     Kreditinstitute    in 
Deutschland,  I.  Bd.     Die  Statistik,  Leipzig   1908,  S.  361. 
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Kündigung  seitens  der  letzteren  zulässig  ist,  ergibt  sich  aus  dem 
Inhalt  der  betreffenden  Schuldverschreibungen. 

Das  Vermögen  der  bezüglichen  Kreditvereine  besteht  aus 
dem  Verwaltungsfonds,  in  den  insbesondere  die  in  den  Beiträgen 
enthaltenen  Verwaltungsaufschläge  fließen,  ferner  aus  dem  Anleihe- 
fonds, zu  dem  in  erster  Linie  der  Betrag  der  zu  Anleihezwecken 
in  den  Verkehr  gebrachten  Schuldverschreibungen  gehört,  und  aus 
dem  Tilgungsfond,  der  sich  hauptsächlich  aus  den  bezüglichen 
Beiträgen  der  Darlehnsnehmer  aufbaut. 

Die  unmittelbare  Staatsaufsicht  wird  durch  den  Oberpräsi- 
denten der  Provinz  Hannover  ausgeübt.  Die  Vorstände  der  Kre- 
ditvereine haben  an  diesen  alljährlich  einen  Bericht  über  die 
Geschäftslage  einzureichen.  Die  Beamtenverhältnisse  sind  ähnlich 
geregelt  wie  bei  den  Landschaften. 

Eine  besondere  Einrichtung  sind  die  sogenannten  Sonder- 
darlehen, die  in  etwa  die  bei  mehreren  Landschaften  be- 
stehenden Banken  oder  Darlehnskassen  ersetzen.  Solche  Sonder- 
darlehen können  z.  B.  bei  dem  größten  der  drei  Kreditinstitute, 
dem  Calenberg- Göttingen-  usw.  Kreditverein  gewährt  werden 
gegen  Abtretung  einer  eingetragenen  Hypothek  an  in  des  An- 
leihers Eigentum  stehenden  Grundstücken  (Sonderdarlehn  A),  ferner 
gegen  Sicherheit  in  Gegenständen  des  beweglichen  Vermögens 
und  zwar : 

a)  in  Ergänzung  eines  gleichzeitig  gewährten  Tcilnehmerdarlehns 
an  dessen  Anleiher  (Sonderdarlehen  B), 

b)  an  ländliche  Grundeigentümer   auf  Zeit    gegen  erhöhte  Ver- 
zinsung ohne  Abtragung  fSonderdarlehcn  C), 

endlich  ohne  Sicherheitsleistung  an  Kommunalverbände,  die  im 
Anstaltsbezirk  ihren  Sitz  haben  (Sonderdarlchen  D).  Natürlich 
muß  in  allen  Fällen  die  Sicherheit  bez.  die  Leistungsfähigkeit 
des  Anlcihers  außer  allem  Zweifel  stehen. 

Alles  in  allem  haben  die  drei  hannoverschen  landschafts- 
ähnlichen Kreditvereine  sich  gleichmäßig  gut  weiterentwickelt, 
wie  das  fortgesetzte,  wenn  auch  bescheidene  Anwachsen  der 
Teilnehmerzahl  und  der  Rezeptionskapitalien  beweist.  Die  An- 
stalten konnten  und  wollten  sich  den  örtlichen  Verhältnissen  des 
beschränkten  Geschäftsgebiets  anpassen  und  haben  so  auch  einen 
erheblichen  Anteil  an  der  wirtschaftlichen  1  Icbung  der  ländlichen 
Bevölkerung  ihres  Betätigungsgebiets,  tninu-rhin  ist  deren  Anteil 
an    der    Gcsamtverschuldunessumme    auf    ländlichen    (jrundbesitz 
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in  der  Provinz  Hannover  ein  bescheidener.  Nach  den  Angaben 
von  Backhaus'')  betru<(  diese  1905  etwa  714  Millionen  M.  ;  daran 
waren  die  Sparkassen  mit  296  Millionen  M.,  die  Ilannmersche 
Landeskreditanstalt  mit  ca.  102  Millionen  M.,  der  Calenberf^-Göt- 
tingen-  usw.  Kreditverein  dagegen  nur  mit  21  Millionen  M.,  der 
Bremensche  Ritterschaftliche  Kreditverein  mit  15  Millionen  M. 
und  das  Ritterschaftliche  Kreditinstitut  des  Fürstentums  Lüneburg 
gar  nur  mit   10  Millionen  M.  beteiligt. 

Diese  drei  hannoverschen  Ritterschaftlichen  Kreditinstitute 
bilden  dann  in  gewisser  Hinsicht  die  U  e  b  e  r  1  e  i  t  u  n  g  zu 
den  sogenannten  neuen  preußischen  Landschaften,  und  zwar 
nicht  allein  nach  der  chronologischen  Seite.  Denn  wie  es  fest- 
steht, daß  die  alten  preußischen  Landschaften  als  Vorbild  bei 
der  Gründung  und  Einrichtung  der  erwähnten  hannoverschen 
Ritterschaftlichen  Kreditvereine  dienten,  so  darf  auch  mit  Sicher- 
heit angenommen  werden,  daß  neben  den  Erfahrungen  der  alten 
Landschaften  auch  die  Einrichtungen  der  hannoverschen  Institute 
mit  zum  Muster  genommen  wurden  bei  der  Errichtung  der  neueren 
preußischen  Landschaften. 

Unter  diesen  nimmt  nach  der  Dauer  des  Bestehens  \md  auch 
nach  der  Größe  der  Pfandbriefsumme  die 

Posener  Landschaft 

die  erste  Stelle  ein-).  Sie  war  nicht  das  erste  landschaftliche 
Kreditinstitut  in  dieser  Provinz.  Abgesehen  davon,  daß  die  sämt- 
lichen ehemals  adligen  Güter  im  Netzedistrikt  zur  Westpreußi- 
schen Landschaft  gehörten,  bestand  für  das  ganze  Gebiet  der 
Provinz  Posen  seit  dem  Jahre  1821  der  Landschaftliche 
Kredit  verein  im  Groß  herzogt  um  Posen.  Dieser 
Verein  war  gegründet  worden  mit  dem  Zw^eck,  in  Bezug  auf  die- 
jenigen Landgüter,  die  ihm  angeschlossen  waren,  die  Sicherheit 
der  Gläubiger,  die  Wiederherstellung  des  (infolge  der  Kriege 
1806/07  und  1812/13  auf  das  äußerste  erschütterten)  Kredits  der 
Grundbesitzer  und  die  endliche  Befreiung  der  Landgüter  von  den 
auf  dieselben  (seit  jener  Zeit  zur  Deckung  hauptsächlich  der 
Kriegslasten)  aufgenommenen  Kapitalien  durch  ein  mit  einem 
Tilgungsfonds  verbundenes  Pfandbriefsystem  herbeizuführen.  Dieser 

i)  R.  Backhaus,   a.  a.  O.,  S.    105. 

2)  Festschrift  zur  Feier  des  fünfzigjährigen  Bestehens  der  Posener  Landschaft 
1907,  S.  5  u.  ff. 
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Verein,  der  bei  seiner  Gründung  aus  Staatsmitteln  60OCXDO  M.  zu 
seiner  Unterstützung  zinsfrei  erhielt,  die  bei  der  Auflösung  zu- 
rückbezahlt worden  sind,  hat  bis  zum  Jahre  1878  bestanden  und 
sich  dann  aufgelöst  gemäß  Beschluß  der  Generalversammlung 
vom  25.  Oktober  1877.  Sämtliche  Pfandbriefe  waren  bis  zu  dem 
genannten  Termin  getilgt.  Es  war  kein  offenes,  sondern  ein  ge- 
schlossenes Kreditinstitut.  Aufnahmefähig  waren  nur  freie  adlige 
Güter  mit  einem  Taxwert  von  mindestens  5000  Tlr.  Die  Pfand- 
briefe waren  vor  ihrer  Amortisation  von  keiner  Seite  kündbar,  die 
planmäßige  Tilgung  erfolgte  in  41  Jahren.  Ueber  die  Taxierung, 
die  PZinziehung  der  Rückstände,  die  Verwaltung,  Aufsicht,  den 
engeren  Ausschuß,  die  General-  und  Kreisversammlungen  usw. 
gelten  ähnliche  Bestimmungen  wie  bei  den  älteren  Landschaften, 
denen  es  nachgebildet  war.  Im  ganzen  sind  von  dem  Kredit- 
verein 4  und  3  Ya  prozentige  Pfandbriefe  für  1 1  787  260  Tlr.  aus- 
gegeben worden.  Als  die  Konzession  zur  Ausgabe  weiterer 
Pfandbriefe  1847  ablief  und  eine  Verlängerung  von  Allerhöchster 
Stelle  abgelehnt  wurde,  war  die  Auflösung  nur  noch  eine  Frage 
der  Zeit ;  sie  ging  eben  ihrem  Ende  im  Wege  der  Tilgung  ent- 
gegen. Erwähnt  sein  mag  noch,  daß  der  Kreditverein  oder 
die  alte  Posener  Landschaft,  wie  sie  später  zum  Unter- 
schied von  dem  am  13.  Mai  1S57  neueröffneten  >Neuen  Kre- 
dit verein  für  die  Provinz  Posen«  genannt  wurde,  mit 
letzterem  mehrere  Jahre  verhandelt  hat,  um  eine  Vereinigung"  der 
beiden  Kreditinstitute  herbeizuführen.  Diese  Bemühungen  blieben 
jedoch  ohne  Erfolg. 

Der  erwähnte  Neue  Kreditverein  bildet  die  Grundlage 
der  jetzigen  Posener  Landschaft,  die  also  im  Mai 
1907  ihr  fünfzigjähriges  Jubelfest  feiern  konnte.  Die  Umänderung 
des  Namens  in  »Posener  Landschaft«  erfolgte  durch  die  Aller- 
höchste Bestätigung  vom   15.   August    1887. 

Mit  der  Posener  Landschaft  (^früher  Neuer  Krcditvcrcin  für 
die  Provinz  Posen,  seit  1858  bis  1887  Neuer  landschaftlicher  Kre- 
ditverein für  die  Provinz  Posen)  hebt  also  die  Reihe  der  soge- 
nannten neuen  preußischen  Landschaften  an.  Diese  unter- 
scheiden sich  von  den  alten  Landschaften  —  worauf  an  dieser 
Steile  kurz  hingewiesen  sei  —  nur  in  iMnzelncn  Punkten.  Wäh- 
rend z.  B.  bei  den  alten  Landschalten  ehemals  alle  zum  Inv.irke 
der  Anstalt  gehörigen  Gutsbesitzer  verpflichtet  waren,  dieser 
beizutreten,    auch    wenn  sie    ihrer    llilfe    nicht  bcduiften,    bestand 


bei  den  neueren  Kreditinstituten  dieser  Art  von  vornherein  der 
Grundsatz  des  freien  Beitritts  und  auch  Rücktritts.  In 
dem  Beitrittszwan;^  der  alten  Landschaften  la^  entschieden  eine 
Härte  für  den  nicht  kreditbedürftigen  ritterschaftHchen  Gutsbe- 
sitzer, so  günstig  dieser  Zwang  auch  auf  die  Sicherheit  der 
Pfandbriefe  einwirken  mochte.  Weiter  waren  die  alten  Land- 
schaften und  sind  es  auch  jetzt  noch,  —  allerdings  haben  sie 
mit  der  Zeit  besondere  Einrichtungen  für  die  Beleihung  des  Ru- 
stikalbesitzes geschaffen  —  für  den  adligen  oder  doch  für  den 
Großgrundbesitz  bestimmt,  während  die  neueren  Institute 
dieser  Art,  namentlich  die  jüngsten,  gleich  auf  breiterer  Grund- 
lage aufgebaut  wurden  und  dem  kleineren  landwirtschaft- 
lichen Grundbesitz  die  Segnungen  eines  fest  begründeten 
Kreditverhältnisses  zukommen  ließen. 

Was  nun  die  Posener  Landschaft  im  einzelnen  betrifft,  so 
erfolgte  ihre  Gründung,  wie  bereits  hervorgehoben,  im  Mai  1857.  Es 
würde  zu  weit  führen,  auf  alle  Einzelheiten  der  Entwicklungs- 
geschichte einzugehen.  Zudem  würde  dadurch  nur  wiederholt, 
was  bei  andern  Landschaften  bereits  ausgeführt  wurde.  Nur 
einige  besonders  bemerkenswerte  Daten  mögen  hier  Platz  finden^). 
Schon  bald  nach  der  Gründung  des  landschaftlichen  Kreditver- 
eins machte  sich  das  ]^edürfnis  fühlbar,  die  nichtadligen  bez. 
kleineren  Güter  in  den  Bereich  der  landschaftlichen  Beleihung 
hineinzuziehen.  Die  darauf  zielenden  Bestrebungen  konnten  je- 
doch anfänglich  nicht  zur  Verwirklichung  gelangen,  da  man  hö- 
heren Orts  der  Erweiterung  des  landschaftlichen  Kreditvereins 
w^enig  sympathisch  gegenüberstand  und  bald  feststand,  daß  nur 
ein  neues  selbständiges  Institut  für  die  erweiterte  Kreditmöglich- 
keit auf  die  Königliche  Genehmigung  rechnen  konnte.  Dieses 
wurde  dann  ins  Leben  gerufen  als  »Neuer  Kreditverein  für 
die  Provinz  Posen <  gemäß  dem  schon  erwähnten  Erlaß  vom 
13.  Mai   1857. 

Das  Statut  vom  gleichen  Datum  stellt  im  wesentlichen  fol- 
gende Grundsätze  auf:  Bepfandbriefungsfähig  ist  jedes  in  der 
Provinz  Posen  belegene  Landgut  mit  einem  Taxwerte  von  min- 
destens 5000  Tlr.,  gleichviel  ob  dasselbe  ein  adliges  oder  Ritter- 
gut oder  ein  ländliches  Grundstück  ist. 


i)  Vgl.  auch  das  Statut  der  Posener  Landschaft  nebst  den  Abänderungen  und 
Ergänzungen  desselben  —  Amtliche  Ausgabe  —  S.  2  u.  ff.,  sowie  die  Verwaltungs- 
berichte der  Kgl.  Direktion  der  Posener  Landschaft    für  die   Jahre    1905    bis   1909. 
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Güter,  die  zur  alten  Posener  oder  der  Westpreußischen  Land- 
schaft gehören,  sind  in  der  Regel  vom  Beitritt  ausgeschlossen. 

Der  Beitritt  steht  nur  innerhalb  der  ersten  lo  Jahre  nach 
der  Veröffentlichung  des  Statuts  frei.  Ausländer  dürfen  nur  mit 
ausdrücklicher  Genehmigung    des  Ministers    des  Innern  beitreten. 

Die  Beleihung  geschieht  nur  innerhalb  der  ersten  Wert- 
hälfte und  zwar  in  Kreditscheinen. 

Die  Kreditscheine  sind  jährlich  mit  4*7,)  zu  verzinsen  und 
mit  Y2  %  2'-^  amortisieren.  Außerdem  ist  ^/2  %  Verwaltungskosten- 
beitrag zu  entrichten. 

Für  die  Sicherheit  der  Kreditscheine  haftet  der  Gesamtverein. 
Der  Schuldner  hat  sämtliche  Gebäude  seines  Grundstückes  bei 
der  Posenschen  Feuersozietät  zu  den  höchsten  zulässigen  Sätzen 
zu  versichern  und  außerdem  eine  Versicherung  gegen  Brand- 
schaden an  Mobiliar,  Hagelschaden  und  Viehsterben  vorzunehmen. 
Er  ist  berechtigt,  das  Pfandbriefdarlehn  jederzeit  nach  vorange- 
gangener sechsmonatiger  Kündigung  ganz  oder  teilweise  abzu- 
tragen. 

Der  Verein  kann  dagegen  nur  in  bestimmten  Fällen  —  Ueber- 
gang  des  Schuldobjekts  an  einen  Ausländer,  unpünktliche  Zah- 
lung, Verringerung  oder  Verschlechterung  des  Grundstücks  oder 
Gutes  und  dergl.  —  kündbar  werden. 

Der  Reservefonds  ist  bis  auf  10  %  der  Kreditscheinsumme 
zu  bringen. 

Die  Amortisation  beginnt  erst,  wenn  der  Reservefonds  auf 
5  %   angewachsen  ist. 

Die  Verwaltung  und  Leitung  des  Vereins  wird  durch  dessen 
Direktion  besorgt,  die  aus  einem  Direktor,  drei  Räten  und  einem 
Syndikus  besteht  und  ihren  Sitz  in  Posen  hat. 

Zur  Ausführung  der  örtlichen  Geschäfte  wird  der  Kredit- 
verband in  Bezirke  geteilt  und  für  jeden  werden  drei  oder  mehr 
Bezirkskommissarien  auf  eine  Amtsdauer  von  sechs  Jahren  ge- 
wählt. Die  Kontrolle  der  landschaftlichen  Verwaltung  übt  ein 
aus  neun  Mitgliedern  bestehender,  auf  sechs  Jahre  gewählter 
engerer  Ausschuß  aus.  Die  Gesamtinteressen  des  Vereins  werden 
von  der  im  Bedarfsfalle  durch  den  Staatskommissar  zusammen- 
l)erufenen  Generalversammlung  wahrgenommen.  Die  Beschlüsse 
derselben  gelangen  durch  die  Hand  des  Kommissars  an  den  l\li- 
nister  des  Innern  behufs  Erteilung  oder  1  Icrbeiführung  der  staat- 
lichen (leni^hmieunu. 
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Dem  vom  Minister  ernannten  Staatskommissar  steht  es  jeder- 
zeit frei,  von  dem  gesamten  Geschäftsf,range  Kenntnis  zu  nehmen 
und  die  Landschaftskasse  zu  revidieren.  Gegen  seine  Anord- 
nungen ist  die   Berufunc^  an  den  Minister  statthaft. 

Auf  die  ursprüni,dichen  Taxgrundsätze  sei  hier  nicht  einge- 
gangen. 

Besonders  hervorzuheben  ist  noch,  daß  die  Anstalt  von  vorn- 
herein auf  eigenen  Füßen  gestanden  hat,  während  die  älteren 
Landschaften  bekanntlich  in  der  ersten  Zeit  ohne  Staatsgelder 
nicht  ausgekommen  sind.  Das  Ganze,  was  das  Institut  zur  Be- 
streitung der  ersten  Einrichtungs-  und  der  sonstigen  Kosten  er- 
hielt, waren  50  Tlr.  aus  der  Regierungshauptkasse,  und  diese 
wurden  nach  drei  Monaten  bereits  zurückgezahlt.  Bei  der  Grün- 
dung hatten  sich  schon  fast  200  Interessenten  für  das  neue  Kre- 
ditinstitut angemeldet,  ein  Zeichen,  daß  wirklich  ein  Bedürfnis  für 
ein  solches  vorlag. 

Die  Weiterentwicklung  der  Anstalt  entsprach  durchaus  den 
Erwartungen.  Die  Pfandbriefe  derselben  wurden  bald  zu  einem 
beliebten  Börsenpapier.  Zum  bessern  Absatz  derselben  wurde 
mit  dem  Bankhaus  Hirschfeld  &VVolf  ein  Agenturvertrag 
abgeschlossen,  der  bis  zum  Jahre  1890  bestanden  hat,  d.  i.  bis  zu 
dem  Zeitpunkte,  wo  die  Kreditanstalt  eine  eigene  Darlehenskasse, 
die  spätere  Posener  landschaftliche  Bank  gründete,  die  diese 
Agenturgeschäfte  dann  selbst  übernahm. 

An  gesetzlichen  und  organisatorischen  Maßnahmen  im  Laufe 
der  Entwicklung  der  Anstalt  sind  zu  nennen  einmal  der  Aller- 
höchste Erlaß  vom  12.  Dezember  1859,  gemäß  dem  auch  die  bis- 
her der  alten  Posener  und  der  Westpreußischen  Landschaft  an- 
gehörenden Güter  dem  neuen  Institut  beitreten  durften.  Durch 
Erlaß  vom  5.  November  1866  wurde  das  zweite  Regulativ  nebst 
den  neuen  Taxgrundsätzen  genehmigt,  und  jetzt  erst  trat  die 
junge  Anstalt  in  die  Reihe  derjenigen  landschaft- 
lichen Kreditinstitute,  die  wie  die  Landschaften 
der  N  a  c  h  b  a  r  p  r  o  V  i  n  z  e  n  nicht  bloß  \'  o  r  ü  b  e  r  g  e  h  e  n  d, 
sondern  für  alle  Zukunft  berufen  sind,  den  Kre- 
dit des  ländlichen  Grundbesitzes  zu  vermitteln. 
Dadurch  fiel  u.  a.  auch  die  Bestimmung  des  Statuts  von  1857, 
wonach  die  Frist  für  die  Bewilligung  von  Pfandbriefdarlehen  auf 
zehn  Jahre  festgesetzt  war.  Es  fand  ein  weiterer  Nachtrag  zu 
dem    Statut    durch    Erlaß  vom  12.  August  1872  die  Genehmigung, 
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wonach  u.  a.  dem  Schuldner  das  Recht  eingeräumt  wurde,  ohne 
vorherige  Kündigung"  das  Pfandbriefdarlehen  zu  jeder  Zeit  mit 
Ausnahme  der  Monate  Juni  und  Dezember  (Tilgungsberechnungs- 
monate)  ganz  oder  in  durch  loo  teilbaren  Beträgen  zurückzuzahlen. 
Um  die  Schuldner  zur  pünktlichen  Zinszahlung  anzuhalten,  wurde 
bestimmt,  daß  die  Verzugszinsen  mindestens  Y2  Groschen  für  jeden 
Tlr.  zu  betragen  hätten.  Außerdem  wurden  die  Beamtenverhält- 
nisse des  Neuen  landschaftlichen  Kreditvereins  durch  den  gleichen 
Allerhöchsten  Erlaß  genehmigt. 

Wichtige  Aenderungen  in  der  statutarischen  Verfassung  des 
Kreditinstituts  erfolgten  dann  erst  wieder  in  den  Jahren  1877  ^^'^"^^ 
1 878,  wo  die  Frage  der  Einführung  der  ^,'3  B  e  1  e  i  h  u  n  g 
und  die  Schaffung  einer  Bauernlandschaft  auf  der  Tages- 
ordnung standen.  Letztere  kam  zustande,  nicht  als  besonderes 
Kreditinstitut,  sondern  in  engster  Anlehnung  an  den  Kreditverein. 
Die  Königliche  Bestätigung  und  die  Genehmigung,  daß  für  diese 
erweiterte  Wirksamkeit  des  Kreditinstituts  zur  Verstärkung  des 
Reservefonds  aus  allgemeinen  Staatsmitteln  ein  unverzinsliches,  bei 
Auflösung  des  Vereins  zurückzuzahlendes  Darlehen  von  600000  M. 
überwiesen  werde,  erfolgte  am  28.  April   1879. 

Von  diesem  Zeitpunkte  an  konnten  auch  bäuerliche  Grund- 
stücke mit  einem  Taxwert  von  mindestens  6000  M.  dem  Neuen 
landschaftlichen  Kreditverein  beitreten.  Für  die  Zinszahlung  wurde 
nicht  wie  bei  den  größeren  Besitzern  ein  halbjähriger,  sondern 
ein  vierteljähriger  Zahlungstermin  festgesetzt.  Weil  damals 
der  Kleinbesitz  weniger  leistungsfähig  war  als  heute,  durfte  das 
Kreditinstitut  schon  kündigen,  wenn  die  Zinsen,  ohne  gestundet 
zu  sein,  länger  als  drei  Monate  im  Rückstande  blieben.  Auch 
wurde  den  Landschaftsdeputierten  die  Verpflichtung  auferlegt, 
eine  allgemeine  Beaufsichtigung,  besonders  auch  der 
kleineren  bepfandbrieften  Güter  ihres  Kreises  vorzunehmen. 
Doch  bewies  sich  diese  Vorsicht  als  überflüssig.  In  der  erwähnten 
Festschrift  heißt  es  in  dieser  Beziehung  auf  S.  57:  >ln  lufüllung 
seiner  Verpflichtungen  gegen  die  Landschaft  hat  bisher  der  (in 
den  letzten  Jahrzehnten  erstaunlich  vorwärtsgekommene)  Klein- 
besitz gegen  den  größeren  Besitz  nicht  zurückgestanden,  und  die 
Landschaft  hat  bei  ihm  auch  nicht  in  einem  einzigen  l'\ille  irgend 
welchen  finanziellen  Verlust  zu  erleiden  gehabt.  ^ 

luwähnt  sei  noch,  daß  der  Neue  landschaftliche  Kretlitvcrein 
zur  gleichen    Zeit    Z  u  s  c  h  u  ß  d  a  r  1  e  h  e  n    cMuführtr.      Außerdem 
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wurde  die  Hcpfandbriefuni»  dadurch  ljc.schleuni<^t,  daß  bei  dem 
bäuerlichen  l^csitz  die  Ik-Ieihunjf  Ijis  zur  Hälfte  des  Grundwertes 
nach  Maßgabe  des  30  lachen  Grundsteuerreinertra.c(s  abzüglich  des 
20 fachen  Betrages  der  in  der  zweiten  Abteilung  des  Grundbuches 
eingetragenen  Lasten  ohne  örtliche  Taxe  vorgenommen  werden 
durfte.  Eine  vielleicht  nicht  ganz  berechtigte  Beschränkung  be- 
stand andererseits  aber  darin,  daß  bei  den  Wahlen  zum  engeren 
Ausschuß  die  bäuerlichen  Besitzer  kein  Stimmrecht  hatten. 
Doch  sind  dabei  die  damaligen  Zeitverhältnisse  in  Rücksicht  zu 
ziehen ;  die  kleineren  Landwirte  standen  auch  noch  nicht  auf  der 
Bildungsstufe  von  heute.  Daß  mit  dieser  erweiterten  Beleihung 
einem  wirklichen  l^edürfnis  entsprochen  wurde,  beweisen  die  zahl- 
reichen Beitritte  der  bäuerlichen  Besitzer,  die  bis  zum  Schlüsse 
des  ersten  Jahres   bereits  20p  überstiegen. 

Aus  der  Weiterentwicklung  der  Anstalt  ist  hervorzuheben, 
daß  die  Beleihungsgrenze  im  Jahre  1 8S4  von  6000  M.  auf 
4000  M.  herabgesetzt  wvu-de.  Während  bisher  nur  4prozentige 
Pfandbriefe  zur  Ausgabe  gelangten,  kommen  den  Kredit-  und 
Zeitverhältnissen  entsprechend  von  1885  ab  auch  3  ^/o  prozentige 
Pfandbriefe  in  Aufnahme,  so  daß  für  diese  die  gesamte  Jahres- 
leistung sich  nur  auf  4^/4*^0  stellte.  Unter  gewissen  Kautelen 
konnten  auch  von  diesem  Zeitpunkte  an  die  4prozentigen  in  3  V2- 
prozentige  Pfandbriefe  umgewandelt  werden,  wovon  reichlich  Ge- 
brauch gemacht  worden  ist. 

Außer  diesen  Aenderungen  beschloß  die  gleiche  siebente 
Generalversammlung  die  schon  erwähnte  Umwandlung  des  b  i  s- 
herigen  Namens  in  »Posener  Landschaft- .  wodurch  jeder 
Zweifel  an  der  Ebenbürtigkeit  dieses  Kreditinstituts  mit  den  älteren 
landschaftlichen  Kreditinstituten  behoben  wurde.  Uie  Bezeichnung 
der  Pfandbriefe  und  der  Direktion  wurde  gleichfalls  in  entsprechen- 
der Weise  umgeändert.  Weiter  erhielt  die  nunmehrige  Posener 
Landschaft  hinsichtlich  der  von  ihr  vom  i.  Januar  1888  ab  aus- 
zugebenden Pfandbriefe  das  wichtige  Recht  der  teilweisen  wie  der 
allgemeinen  Kündigung  zur  Bareinlösung  auch  über  die  Grenze 
des  Amortisationsverfahrens  hinaus  zuerkannt.  Die  erwähnten 
Nachträge  zum  Statut  sowie  zum  Umwandlungsreglement  fanden 
am   15.  August   1887  die  Allerhöchste  Bestätigung. 

Einen  bedeutsamen  Schritt  unternahm  die  Posener  Landschaft 
alsdann  durch  die  Schaffung  eines  eigenen  Bankinstituts  unter  dem 
Namen:  »Posener  landschaftliche  Darlehnskasse<',  senehmist  durch 
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Allerhöchsten  Erlaß  vom  24.  Februar  1890,  die  wenige  Jahre 
später  —  Erlaß  vom  4.   August   1896  —  den  Namen: 

Posener  landschaftliche  Bank 

verliehen  erhielt.  Von  jetzt  ab  konnte  sich  die  Posener  Landschaft 
mit  ihren  Krediteinrichtungen  den  ältesten  und  größten  Kredit- 
anstalten würdig  an  die  Seite  stellen.  Allerdings  war  der  Geschäfts- 
kreis der  neuen  Bank  von  vornherein  ein  etwas  beschränkter. 
Das  Akzeptieren  und  Diskontieren  von  Wechseln  blieb  ihr  gänz- 
lich untersagt.  Auch  hinsichtlich  des  Effektenverkehrs  und  des 
Lombardgeschäfts  waren  ihr  enge  Grenzen  gezogen.  Kontokorrent- 
verkehr durfte  nur  auf  bestimmt  vorgeschriebenen  Unterlagen  statt- 
finden. Ihre  Haupttätigkeit  sollte  eben  darin  bestehen,  den 
ländlichen  Besitzern  die  Erlangung  des  Pfandbriefkredits  auch 
unter  schwierigen  Grundbuch-  und  Geldverhältnissen  zu  erleichtern, 
die  zur  Hypothekenregulierung  notwendigen  Kapitalien  (Zwischen- 
kredite) bereit  zu  stellen  und  die  landschaftlichen  Pfandbriefe  der 
Klienten  möglichst  vorteilhaft  unterzubringen.  Daneben  übernahm 
die  Bank  vom  Juli  1890  ab  die  hauptsächlich  in  der  Couponsein- 
lösung bestehenden  Geschäfte,  die,  wie  oben  erwähnt,  bis  dahin 
von  der  Generalagentur  Hirschfeld  &Wolf  zur  vollen 
Zufriedenheit  besorgt  worden  waren.  Der  Geschäftskreis  der  Bank 
erfuhr  dann  am  i.  Juni  1895  ^^^^  erhebliche  Erweiterung  durch 
den  ersten  Nachtrag  zum  Statut,  indem  derselbe  auf  die  Hypo- 
thekenregulierung zwecks  Bildung  von  Renten- 
gütern, auf  den  Kontokorrent-  und  Lombardverkehr,  den  An- 
und  Verkauf  von  Effekten,  die  Annahme  von  offenen  und  ge- 
schlossenen Depots  und  die  Diskontierung  von  Wechseln  ausge- 
dehnt wurde.  Aber  auch  nach  diesen  Geschäftserweiterungen 
blieb  natürlich  das  dem  Statut  vom  24.  Februar  1890  zugrunde 
liegende  Prinzip  der  unbedingten  Sicherheit  und  der  Vermeidung 
jeden  Risikos  bestehen.  Sie  ist  daher  auch  gleich  den  übrigen 
landschaftlichen  Banken  zur  Anlegung  v  o  n  M  ü  n  d  e  1  g  e  1  d  e  r  n 
für  geeignet  erklärt  worden  und  darf  außerdem  durch  Anordnung 
der  zuständigen  Minister  als  Hinterlegungsstelle  für  Wertpapiere 
benutzt  werden.  So  konnte  sie  sich  allmählich  zu  einem  Institut 
entwickeln,  das  jetzt  in  Stadt  und  Provinz  wegen  seines  gesicherten 
Rufes  allgemein  von  den  kreditsuchenden  und  kreditverbimdenen 
Besitzern  als  Ratgeber  und  X'ermittlcr  in  Anspruch  genommen 
wird  und   nebenher  auch   mit  dciw  L>r()ßen  Publikuni  einen  vuufanu- 
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reichen  Verkehr  l^esonders  im  l^Lffekten-  und  i-ombardf^eschäfl 
unterhält.  l-JidHcli  i^ewährt  die  liank  der  Landschaft  eine  annehm- 
bare G  e  scliä  l'tsh  i  I  f  (•  in  15  e  ]>  fa  n  d  1j  r  i  e  Tu  n  t^f  ss  a  c  h  e  n  und 
ist  zudem  tür  dieselbe  eine  nicht  zu  vmterschätzende  l'^innahme- 
quelle.  I^enn  sie  hat  in  der  Zeit  vom  i6.  Mai  1890  (}'>öff- 
nungstag)  bis  Ende  1906  einen  Reingewinn  von  2768178  M.  er- 
arbeitet oder  jährlich  durchschnittlich  162834  M.  Davon  war 
statutengemäß  die  llälttc  zur  3  prozentigen  Verzinsung  des  Do- 
tationskapitals von  I  305  873.27  M.  untl  zur  Wiederherstellung  des 
Reserveverstärkungsfonds  einschließlich  des  aus  den  Zinsen  des- 
selben angesammelt  gewesenen  »Fonds  zu  besonderen  Zwecken <- 
an  die  Landschaft  abzuführen,  die  andere  Hälfte  zur  Ansammlung 
eines  Reservefonds  bis  zu  i  000000  M.  zu  verwenden.  Ist  diese 
Höhe  erreicht,  was  1902  eingetreten  ist,  so  dient  der  gesamte 
Reingewinn  zur  Verzinsung  und  Tilgung  des  oben  angegebenen 
Dotationskapitals.  Die  gesamte  Abbi^hdung  dürfte  in  wenigen 
Jahren  vollendet  sein. 

Das  Jahr  1 890  brachte  auch  eine  einschneidende  A  e  n  d  e  r  u  n  g 
i  m  T  a  X  w  e  s  e  n  ,  eine  Neugestaltung  der  revidierten  Taxordnung 
von  1871.  Es  wurde  dadurch  das  bisherige  Verfahren,  zu  den 
landschaftlichen  Bonitierungen  bei  größeren  Gütern  2  Taxbeistände 
oder  Boniteure  zuzuziehen,  aufgegeben  und  die  Ausführung 
der  Bonitierungen  fortan  ausschließlich  den  Landschafts- 
deputierten, und  zwar  bei  größeren  Gütern  —  über  150  ha  — 
zwei  Landschaftsdeputierten  übertragen  ;  diese  Maßnahme  hat  sich, 
wie  die  mehrfach  erwähnte  Festschrift  ausführt,  durchaus  bewährt 
und  ist  bis  jetzt  trotz  mannigfacher  weiterer  Abänderung  der  Tax- 
ordnung stets  beibehalten  worden.  Erwähnt  darf  wohl  noch  wer- 
den, daß  gemäß  Allerhöchster  Ordre  vom  27.  Februar  1893  dem 
Vorsitzenden  der  Direktion  der  Landschaft  der  Amtscharakter  als 
Generallandschaftsdirektor,  den  Mitgliedern  der  Direktion  (Syndi- 
kus und  Räte)  der  Amtscharakter  als  Generallandschaftsräte  und 
den  Landschaftsdeputierten  als  Landschaftsräte  beigelegt  wurden. 
Damit  war  also  auch  in  dieser  Beziehung  möglichste  Gleich- 
heit mit  den  älteren  Landschaften  herbeigeführt. 

Immer  dringender  trat  inn  diese  Zeit  an  die  Posener  Land- 
schaft, die  außer  dem  landschaftlichen  Kreditverbande  von  Schles- 
wig-Holstein die  einzige  Landschaft  war,  die  nur  bis  zur  Hälfte 
des  Taxwertes  Kredit  gewährte,  die  Aufgabe  heran,  dem  ge- 
steigerten Kreditbedürfnis,  wie  es  schon  bei  der   dritten  General- 
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Versammlung  im  Jahre  1877  angeregt  worden  war,  dadurch  Hech- 
nung  zu  tragen,  daß  die  B  e  I  e  i  h  u  n  g  b  i  s  z  u  "^/g  des  land- 
schaftlichen Wertes  ausgedehnt  würde.  Diese  Kredit- 
erweiterung wurde  dann  von  der  neunten  Generalversammlung  am 
22.  Januar  1895  beschlossen  und  am  i.  Juni  1895  neben  den 
übrigen  Beschlüssen  der  gleichen  Generalversammlung  Allerhöchst 
bestätigt. 

Die  -/a  Beleihung  beschränkte  sich  jedoch  auf  die  Güter  mit 
mindestens  30000  M.  Taxwert,  da  man  eine  Ueberwachung  der 
kleineren  Güter  damals  für  weniger  durchführbar  hielt.  Auch 
wurde  für  den  Kredit  auf  das  vierte  Sechstel  des  Taxwertes  ein 
besonderes  Pfandbriefsystem  geschaffen  und  die  Be- 
leihung nur  auf  bereits  bepfandbrieften  Gütern  und  nur  mit  3  V2- 
prozentigen  Pfandbriefen  zugelassen,  welch  letztere  zum  Unter- 
schied von  den  3  ^j.2  prozentigen  Pfandbriefen  auf  die  erste  Wert- 
hälfte mit  dem  Buchstaben  C  bezeichnet  wurden. 

Grundlegende  Aenderungen  brachten  dann  ferner  die  neuen 
Satzungen  vom  4.  August  1896.  PLinmal  wurde  dadurch  eine 
weitergehende  Befriedigung  des  ländlichen  Realkredits  durch 
Herabsetzung  des  Mindesttaxwerts  der  zu  beleihenden 
Grundstücke  von  4000  auf  3000  M.  erreicht ;  somit  waren  also 
von  da  ab  alle  selbständigen  Ackernahrungen  in  die  Beleihungs- 
möglichkeit  gebracht.  Eine  vielleicht  ebenso  wichtige  Aenderung 
war  aber  die,  daß  je  auf  Antrag  die  Beleihung  entweder  auf 
Grund  einer  örtlichen  Abschätzung  gemäß  der  Tax- 
ordnung vom  4.  August  1 896  oder  unter  Z  u  g  r  u  n  d  e  1  e  g  u  n  g 
des  60  f  a  c  h  e  n  (f  r  ü  h  e  r  30  f  a  c  h  e  n)  G  r  u  n  d  s  t  e  u  e  r  r  e  i  n  - 
c  r  t  r  a  g  s  erfolgen  kann.  Man  hat  also  den  Zeitverhältnissen 
nach  Möglichkeit  Rechnung  getragen  und  den  Grundstcucrrein- 
citrag  mit  einem  doppelt  so  hohen  ]\Iultii)likator  kapitalisiert. 
1  leute  reicht  bekanntlich  auch  dieser  Multiplikator  in  den  Regel- 
fällen bei  weitem  nicht  mehr  aus;  er  müßte  über  80  betragen. 
.Sicherlich  wäre  es  daher  an  der  Zeit,  wenn  die  Landschaften  und 
ähnliche  Kreditinstitute  an  eine  entsprechende  H  e  r  a  u  f  s  e  t  z  u  n  g 
heranträten,  damit  nicht  wegen  zu  geringer  Beleihungsmöglichkeit 
der  Kredit  an  einer  unsicheren  Stelle  gesucht  und  erlangt  wird. 
Auch  wurde  ein  3  p  r  o  z  e  n  t  i  g  e  r  Pfandbrief  eingeführt,  von  ilcm 
man  antänglich  erwartete,  daß  er  alle  übrigen  S\'steme  aufsaugen 
würtle,  was  natürlich  ein  Trugschluß  gewesen  ist  uuil  Uci  weiterer  /u- 
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nehmender  Industrialisierung  unseres  Vaterlandes  auch  bleiben 
wird. 

Aus  der  weiteren  Entwicklungsgeschichte  der  Posener  Land- 
schaft sei  hervorgehoben,  daß  ihr  durch  Allerhöchsten  Erlaß  vom 
22.  April  1H99  in  Gemäßheit  des  Gesetzes,  betr.  die  Zwangsvoll- 
streckung aus  Forderungen  landschaftlicher  bez.  ritterschaftlicher 
Kreditanstalten  vom  3.  Aug.  1 897,  das  Privileg  d  e  r  Z  w  a  n  g  s  - 
Vollstreckung  verliehen  wurde,  was  bei  den  alten  Land- 
schaften bekanntlich  gleich  bei  der  Gründung  geschehen  war.  Um 
dieses  Privileg  hatte  die  Posener  Landschaft  sich  aber  von  1857 
bis  dahin  vergeblich  bemüht. 

Durch  den  genannten  P^rlaß  wurden  gleichzeitig  auch  die 
Beschlüsse  der  elften  Generalversammlung  im  Jahre  1898  geneh- 
migt, die  sich  auf  die  Herabsetzung  der  Beleih  un  g  s- 
grenze  auf  3000  M.  Taxwert  für  das  3  ^  j^  prozentige  Pfand- 
briefsystem und  die  A  u  s  d  e  h  n  u  n  g  der  Zweidrittelbe  le  ih- 
ung  auf  alle  landschaftlich  beleih  ungsfähige 
Grundstücke  bezogen.  Infolgedessen  kam  also  auch  hin- 
sichtlich der  Beleihungsmöglichkeit  der  gleiche  Grundsatz  zur 
Geltung,  wie  bei  den  alten  Landschaften. 

Dem  Geldstande  entsprechend  wurden  vom  Jahre  1900  an 
wieder  4prozentige  Pfandbriefe  ausgegeben,  da  der  Kurs  der  3 
und  3  72  prozentigen  damals  zu  sehr  unter  pari  sank,  zudem  die 
Privatgelder  mit  ihrer  meist  höheren  Verzinsung  und  Kündbar- 
keit den  billigeren  und  unkündbaren  Landschaftskredit  zu  ver- 
drängen begannen. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1902  wurde  eine  Aenderung  der  Or- 
ganisation insofern  durchgeführt,  als  an  Stelle  der  bisherigen 
zwei  engeren  Ausschüsse  wie  bei  den  alten  Landschaften  ein  für 
alle  Pfandbriefsysteme  bestimmter  engerer 
Ausschuß  sowie  eine  gemeinschaftliche  Generalver- 
sammlung eingeführt  wurde.  In  demselben  Jahre  erfuhr  auch 
die  bestehende  Taxordnung  eine  Revision;  doch  war  dieselbe 
nicht  von  so  grundlegender  Bedeutung,  daß  wir  hier  näher  dar- 
auf einzugehen  haben.  Von  größerer  Tragweite  ist  dagegen  die 
Abänderung  der  Abschätzungsordnung  im  Jahre  1907.  Danach 
gelangt  der  G  e  b  ä  u  d  e  w  e  r  t  bis  zum  vierten  Teil  des  Ge- 
samtwertes der  Aecker  und  Wiesen  zur  Anrechnung.  Die  bis- 
herige Beschränkung  der  Anrechnungsfähigkeit  der  Gebäude  klei- 
nerer Grundstücke    auf  Massivbauten    und   q:ute  Lehmbauten  fiel 
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dadurch  fort.  Außerdem  wurde  gegen  früher  der  Kapitalwert 
der  neun  Ackerklassen  um  rund  20  ^/o  erhöht.  Die  weiteren  Ab- 
änderungen beziehen  sich  auf  Wiesen,  Weiden,  Forstland  usw., 
bei  denen  die  Bewertung  durchweg  ebenfalls  heraufgesetzt 
wurde. 

Mit  der  erwähnten  neuen  Abschätzungsordnung  ist  die  sta- 
tutarische Ausgestaltung  der  Posener  Landschaft  vorläufig  zum 
Abschluß  gelangt.  Bezüglich  des  gegenwärtigen  Geschäftsumfangs 
dieses  aus  kleinen  Anfängen  und  aus  eingeschränkten  Verhält- 
nissen nach  und  nach  kräftig  angewachsenen  Kreditinstituts  sei 
wieder  auf  die  betreffende  Uebersicht  weiter  unten  verwiesen. 

Nach  der  zeitlichen  Folge  ist  alsdann  der  Landschaftliche 
Kreditverband  für  die  Provinz  Sachsen  mit  dem  Sitz  in  Halle  a.S. 
zu  nennen,  der  mittels  Statuts  vom  30.  Mai  1864  gegründet  wurde. 
Er  erhielt  am  4.  April  1887  die  Benennung: 

Landschaft  der  Provinz  Sachsen. 

Der  Geschäftskreis  wurde  1909  auf  den  Bereich  des  Herzog- 
tums Anhalt  ausgedehnt. 

Es  dürfte  hier  wie  bei  den  folgenden  landschaftlichen  Kre- 
ditinstituten genügen,  zumal  wir  die  Einrichtungen  und  den  Ent- 
wicklungsgang des  ältesten  der  neueren  landschaftlichen  Institute 
ähnlich  wie  die  der  ersten  der  sogenannten  alten  Landschaften 
ausführlicher  behandelt  haben,  wenn  wir  nur  auf  die  allgemeinen 
Grundlagen  der  betreffenden  Kreditanstalten  kurz  eingehen. 

Die  Satzungen  der  Landschaft  für  die  Provinz  Sachsen  haben 
wie  die  ihrer  Schwesterinstitute  im  Laufe  der  Zeit  mehrere  Um- 
änderungen (Nachträge)  erfahren  und  sind  nach  dem  jetzigen 
Stande  in  großen  Zügen  die  folgenden'):  Die  Landschaft  hat  die 
Rechte  einer  Korporation  und  die  Befugnis,  zur  Beschaffung  der 
erforderlichen  Geldmittel  für  die  Beleihung  auf  den  hihaber  lau- 
tende Schuldverschreibungen  auszufertigen,  die  je  nach  dem  An- 
trag der  Darlehnssucher  mit  4  % ,  3  Vo  %  oder  3  %  zu  verzinsen 
sind.  Mitglied  kann  jeder  Bezitzer  eines  in  der  Provinz  Sachsen 
oder  im  Herzogtum  Anhalt  belegenen  land-  oder  forstwirtschaft- 
lich benutzten  Grundstücks  werden,  das  nach  den  Bestimmungen 
des  mehrfach  genannten  Gesetzes  vom  21.  Mai  1861  über  die 
anderweitige    Regelung    der    Grundsteuer    einen    Reinertrag    von 

l)  Vgl.  Neue  Satzungen  der   Landschaft  der  Provinz  Sacliscn,    1909,   Selbstver- 
lag der  Landschaft,  S.  3  u.  ff. 

Zeitschrift  für  die  gcs.  Staatswisscnsch.     Ersiinzunsslieft  4J.  O 
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mindestens  90  M.  aufweist.  Jedes  Mitglied  ist  verj^flichtet,  eine 
auf  ihn  fallende  Wahl  als  Mitglied  oder  Stellvertreter  zum  Aus- 
schuß oder  als  Landschaftsdeputierter  anzunehmen,  falls  er  nicht 
innerhalb  der  letzten  6  Jahre  eines  dieser  Aemter  bekleidet  hat, 
sowie  auf  Erfordern  als  Taxkommissar  oder  Boniteur  bei  land- 
schaftlichen Abschätzungen  mitzuwirken.  Der  Austritt  steht  jedem 
zu,  der  alle  Verbindlichkeiten  gegen  die  Landschaft  erfüllt  hat. 
Die  Direktion  kann  die  Ausschließung  eines  Mitgliedes  verfügen, 
wenn  dasselbe  den  ihm  obliegenden  statutengemäßen  Verpflich- 
tungen nicht  nachkommt. 

Wie  hinsichtlich  der  INIitgliedschaft,  so  gelten  auch  bezüglich 
der  Verwaltung  der  Landschaft  die  uns  bei  den  vorhergehenden 
gleichartigen  Kreditinstituten  schon  bekannt  gewordenen  Grund- 
sätze. Die  Direktion  hat  ihren  Sitz  in  Halle  a.  S.  Das  erste 
ordentliche  Mitglied  derselben  führt  den  Titel  Generalland- 
schaftsdirektor, jedes  andere  ordentliche  Mitglied  den  Amtstitel 
Landschaftsdirektor.  Ein  ordentliches  Direktionsmitglied  von  den 
dreien  im  ganzen  —  bei  den  meisten  übrigen  Landschaften  alle  — 
muß  zugleich  Mitglied  der  Landschaft  sein,  ein  anderes  sowie 
ein  stellvertretendes  Mitglied  die  Befähigung  zum  Richteramt 
haben.  Die  Beamten  der  Landschaft  werden  auch  hier  durch 
die  Direktion  gewählt  und  angestellt.  Der  Ausschuß  besteht  aus 
neun  Mitgliedern  und  kontrolliert  wie  überall  die  Geschäftsfüh- 
rung der  Direktion  und  der  gesamten  Verwaltung.  Die  General- 
versammlung ist  ähnlich  zusammengesetzt  und  hat  im  Prinzip 
dieselben  Obliegenheiten  wie  bei  den  übrigen  Landschaften.  Ebenso 
verhält  es  sich  mit  der  Staatsaufsicht. 

Die  Ausgabe  der  Pfandbriefe  nebst  den  zugehörigen  Zins- 
schein- und  Erneuerungsbogen  erfolgt  in  der  üblichen  Weise. 
Zur  Umschreibung  von  Pfandbriefen  auf  den  Namen  eines  be- 
stimmten Berechtigten  ist  die  Landschaft  befugt,  aber  nicht  ver- 
pflichtet. Die  Pfandbriefe  können  seitens  der  Inhaber  gar  nicht, 
seitens  der  Landschaft  aber  wieder  nur  zum  Zwecke  der  statuten- 
mäßigen Einlösung  durch  Auslosung,  oder  wenn  die  Sicherheit 
des  Darlehens  gefährdet  erscheint,  gekündigt  w'erden.  Vorschuß- 
und  Kursdifferenzzuschußdarlehen  dürfen  zusammen  10  %  des 
Nennwertes  des  Pfandbriefdarlehens  betragen. 

Bezüglich  der  Gewährung",  Kündigung  und  Tilgung  der  Dar- 
lehen sowie  der  Fonds  der  Landschaft  ist  ebenfalls  wenig  Be- 
merkenswertes hervorzuheben,  da  wir  mit  den  bezüglichen  Grund- 
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Sätzen  bei  den  andern  Kreditinstituten  schon  bekannt  geworden 
sind.  Die  Tilgung  ist  mit  7^  %  eine  um  ^/^  %  höhere  als  bei 
den  vorhergehenden  Landschaften,  der  Verwaltungskostenbeitrag 
stellt  sich  auf  V*  %>  *^i^  gesamte  Jahresleistung  bei  den  4,  3V2 
und  3prozentigen  Pfandbriefen  demgemäß  auf  5,  4^/2  und  4^0- 
Die  Erhöhung  der  Tilgung  oder  Gesamtabtragung  der  Schuld 
steht  jedem  Verpflichteten  jederzeit  frei.  Auch  kann  die  Dar- 
lehnsvaluta  bei  einem  Kurs  über  pari  nach  dem  Ermessen  der 
Direktion  i  n  b  a  r  entrichtet  werden. 

Die  Beleihungsgrenze  ist  auch  bei  dieser  Landschaft  auf 
Ys  des  Taxwertes  festgesetzt.  Die  Eestsetzung  des  Wertes  bis 
zur  Hälfte  des  Grundstückswertes  erfolgt  in  der  Regel  durch  die 
Annahme  des  dreißigfachen  Betrages  des  Grundsteuerreinertrages 
vom  Jahre  1861.  Bei  einer  über  die  erste  Werthälfte  hinaus- 
gehenden Beleihung  ist  jedoch  eine  Abschätzung  nach  der  land- 
schaftlichen Taxordnung  vorzunehmen.  Auf  letztere  einzugehen, 
dürfte  sich  hier  ebenso  erübrigen  wie  bei  den  andern  gleich- 
artigen Kreditinstituten. 

Die  Fonds  der  Landschaft  sind  einmal  der  Eigentümliche 
Fonds,  der  sich  hauptsächlich  wieder  zusammensetzt  aus  den 
Verwaltungskostenbeiträgen,  sowie  der  Sicherheits-  und  der  Til- 
gungsfonds, die  ebenfalls  ähnlich  aufgebaut  sind  wie  die  gleichen 
Fonds  bei  andern  Landschaften. 

Zum  Unterschied  namentlich  von  den  bezüg- 
lichen Bestimmungen  der  alten  Landschaften 
haften  für  etwaige  Verluste  der  Landschaft  deren  Mitglieder  nur 
je  bis  zur  Höhe  von  5  »o  des  Nennwertes  ihres  ursprünglichen 
Schuldkapitals  und,  falls  ihr  Grundbesitz  seitens  der  Landschaft 
später  höher  beliehen  war,  bis  zu  5  %  des  Nennwertes  des  Höchst- 
betrages solidarisch.  Die  Verluste  werden  auf  die  zur  Zeit  ihrer  Ent- 
stehung vorhandenen  Mitglieder  nach  dem  Verhältnis  des  zur  gleichen 
Zeit  noch  verzinsten  Schuldkapitals  verteilt.  Die  hiernach  auf  die 
einzelnen  entfallenden  Verlustanteile  werden  zunächst  von  ihrem 
Guthaben  abgeschrieben.  Reicht  das  Guthaben  eines  Mitgliedes 
hierzu  nicht  aus,  so  hat  es  den  l^'ehlbetrag  bis  zu  5  %  seines  ur- 
sprünglichen Schuldkapitals  und  bei  späterer  Höherbeleihung 
seines  Grundbesitzes  bis  zu  5  %  des  Nennwertes  des  Höchstbe- 
trages binnen  3  Monaten  bar  nachzuzahlen. 

Hat  ein  Mitglied  auf  diese  Weise,  sei  es  durch  Abschreibung 
von  seinem  Guthaben,    sei    es    durch    bare  Nachzahlungen,    eine 

6*  ^ 
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dem  20sten  Teil  seines  ursprüii<^lichen  Schuldkapitals  und  bei  spä- 
terer Höherbeleihung  eine  dem  2osten  Teil  des  Nennwertes  des 
Höchstbetrai^es  gleichkommende  Gesamtsumme  zu  den  Verlusten 
der  Landschaft  beigetragen,  so  ist  es  von  weiteren  Beiträgen  zu 
den  Verlusten  ganz  befreit. 

Eine  Verfügung  über  das  Guthaben  steht  dem 
Schuldner  vor  Ablauf  von  30  Jahren  seit  Beleihung  seines  Grund- 
stücks nur  soweit  zu,  als  es  die  Hälfte  der  nach  den  vorerwähnten 
Grundsätzen  sich  ergebenden  höchsten  Haftsumme  übersteigt,  im 
übrigen  nur,  soweit  er  nicht  nach  Maßgabe  der  entlasteten  Jah- 
resrechnungen noch  zur  Deckung  von  Verlusten  aus  der  Zeit 
seiner  Mitgliedschaft  beizutragen  hat.  Weist  das  Sicherheitskonto 
eines  Mitgliedes  bei  seinem  Ausscheiden  aus  der  Landschaft  vor 
Ablauf  jener  30  Jahre  die  Hälfte  der  höchsten  Haftsumme  noch 
nicht  auf,  so  ist  der  Fehlbetrag  zum  Sicherheitsfonds  bar  einzu- 
zahlen. Die  hiernach,  wie  der  §  53  der  Satzungen  weiter  aus- 
führt, der  Verfügung  vorzeitig  ausscheidender  Mitglieder  entzogenen 
Beträge  des  Sicherheitsfonds  sind  einem  besonderen  Sicher- 
heitsfonds zuzuführen,  der  Eigentum  der  Landschaft  ist  und 
für  etwaige  Verluste  der  Landschaft  in  erster  Linie  haftet.  Diese 
letzte  Bestimmung  findet  jedoch  auf  Schuldner  keine  Anwen- 
dung, die  auf  Grund  besonderer  Verpflichtung  mehr  als  ^4  °yo 
Tilgungsbeitrag  entrichten  und  deren  Schuld  also  schon  vor  Ab- 
lauf von  30  Jahren  getilgt  ist. 

Neben  dem  Hauptzweck,  für  etwaige  Verluste  Deckung  zu 
haben,  verfolgt  die  Landschaft  mit  diesen  Vorschriften  augen- 
scheinlich den  Nebenzweck,  die  Mitglieder  an  die 
Landschaft  zu  fesseln,  und  zwar  in  höherem  Maße,  als 
es  durch  die  Gewährung  von  Vorschuß-  und  Kursdifferenzdarlehn 
erfolgen  kann.  Ob  diese  komplizierten  Bestimmungen  allerdings 
für  die  Anwerbung  neuer  Mitglieder  besonders  geeignet  sind,  darf 
füglich  bestritten  werden. 

Natürlich  wird  durch  diese  Vorschriften  die  allge- 
meine Haftbarkeit  der  Landschaft  nicht  berührt.  Letztere 
bleibt  für  die  Sicherheit  der  Pfandbriefe  mit  allen  ihren  Rechten 
und  Forderungen  verhaftet.  Der  Gläubiger  kann  sich  in  Höhe 
seiner  Forderungen  aus  den  der  Landschaft  gehörenden  Hypo- 
thekenforderungen diejenigen  mit  dem  Rechte  eines  Zessionars 
überweisen  lassen,  die  ihm  am  meisten  zusagen.  Außerdem  ist 
die  Landschaft  befugt,    wegen  aller  ihrer  Forderungen  an  ihre  Mit- 


-     85     - 

glieder  sich  nach  ihrer  Wahl  an  das  bewegliche  oder  unbeweg- 
liche Vermögen  derselben  zu  halten. 

Wie  ferner  noch  aus  den  Neuen  Satzungen  zu  entnehmen 
ist  (§  54),  hat  die  Landschaft  schon  Bestimmungen  vorgesehen 
für  die  Gründung  einer  landschaftlichen  Darlehn  s- 
k  a  s  s  e  ,  deren  Inbetriebnahme  ihr  bei  der  weiteren  Ausdehnung 
wohl  ebenso  förderlich  sein  würde,  wie  den  übrigen  mit  solchen 
Kassen  bereits  versehenen  Landschaften.  Die  Bestimmungen  über 
die  Zwangsvollstreckung,  Zwangsverwaltung  usw.  können  mit 
Rücksicht  auf  die  Konformität  mit  den  bezüglichen  Normen  der 
andern  Landschaften  übergangen  werden.  Die  Landschaft  der 
Provinz  Sachsen  gehört,  was  hier  schließlich  noch  kurz  erwähnt 
sei,  auch  der  Zentrallandschaft  für  die  Preußischen 
Staaten  an  und  hatte  Ende  1909  außer  für  95542675  M. 
eigenen  (Provinzial-)  bereits  für  77059850  M.  Zentralpfandbriefe 
in  Umlauf.  Die  Mitgliederzahl  betrug  zum  gleichen  Termin  2466, 
davon  2  aus  Anhalt  ^). 

Annähernd  anderthalb  Jahr  später,  am  30.  Oktober  1865 
wurde  dann  ein  in  seiner  Wirksamkeit  und  auf  ein  geringes  Gebiet 
beschränktes,  seiner  Organisation  nach  aber  zu  den  Landschaften 
gehörendes  Kreditinstitut  gegründet,  nämlich  das 

Kreditinstitut  für  die  Ober-  und  Niederlausitz 

in  Görlitz  ^).  Durch  dasselbe  sollte  eine  Kreditorganisation  ge- 
schaffen werden  für  die  preußische  Niederlausitz,  für  die  weder 
die  Schlesische  Landschaft  noch  das  Kur-  und  Neumärkische 
Ritterschaftliche  Kreditinstitut  zuständig  waren.  Auch  wurde 
sein  Wirkungskreis  auf  die  Oberlausitz  ausgedehnt,  obwohl  dort 
die  zur  Schlesischen  Landschaft  gehörende  Görlitzer  Fürstentums- 
landschaft bereits  tätig  war.  Dagegen  wurde  im  Jahre  1906 
die  Wirksamkeit  des  Neuen  Brandenburgischen  Kreditinstituts 
auch  auf  die  Niederlausitz  ausgedehnt,  ein  Beweis,  daß  das  ein- 
gesessene Kreditinstitut  seine  Aufgaben  nicht  hinreichend  zu  er- 
füllen imstande  war.  Und  in  der  Tat  hat  die  fragliche  Kre- 
ditanstalt es  unterlassen,  mit  der  Zeit  voranzuschreiten  und  ins- 
besondere ihre  Bestimmungen  über    die  der  Bclcihung  zugrunde- 

1)  Siehe   »Rechenschaflsbericlit    des  Ausschusses    der    Landscliaft    der  Provinz 
Sachsen  über  das  Geschäftsjahr   1909. 

2)  Vgl.  hierzu  Heim.  Mauer,  Das  landschafiliciic  Kreditwesen  Preußens,  Straß- 
burg (Trübner)    1907. 
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liegenden  Wertfestsetzunj^cn  der  Grundstücke  zeitgemäß  zu  regeln. 

Weiter  auf  die  Organisation  und  die  ICinrichtungen  einzu- 
gehen, fällt  aus  den  Rahmen  dieser  Arbeit,  einmal  weil  sie  sich, 
wie  gesagt,  im  großen  und  ganzen  an  die  der  alten  Landschaften 
anlehnen,  dann  aber  auch,  weil  dieses  Institut  kaum  noch  einen 
nennenswerten  Faktor  für  die  landwirtschaftliche  Kreditbeschaf- 
fung darstellt,  denn  die  gesamte  in  Umlauf  befindliche  Pfand- 
briefsumme betrug  am  31.  Dezember  1908  nur  noch  12  240  M. 
Mit  anderen  Worten :  dieses  Kreditinstitut  geht  seiner  Auflösung 
entgegen.  Und  im  Interesse  einer  gesunden  Kreditwirtschaft  ist 
dies  nicht  einmal  sehr  zu  bedauern,  denn  im  Zeitalter  der  Fu- 
sionen, in  dem  wir  nun  einmal  stehen,  sind  derartig  kleine  In- 
stitute nun  einmal  nicht  mehr  lebensfähig  und  nicht  imstande, 
die  Aufgaben  zu  lösen,  die  ihnen  billigerweise  zugewiesen  werden 
müssen.  So  ist  z.  B.  die  Verzinsung  der  ausgegebenen  Pfand- 
briefe von  jeher  eine  derartig  hohe  gewiesen,  daß  die  Anstalt 
schon  aus  diesem  Grunde  nicht  mehr  konkurrenzfähig  sein  konnte, 
und  es  dem  kreditsuchenden  Landwirt  kaum  noch  zuzumuten  war, 
daß  er  sich  dieser  Kreditmöglichkeit  bediente.  In  der  ersten 
Zeit  bis  zum  Jahre  1870  gab  sie  nämlich  nur  4prozentige  Pfand- 
briefe aus,  von  da  ab  diese  und  5  prozentige,  vom  Jahre  1878 
bis  1887  außerdem  auch  4  ^2  pi'ozentige ;  3  ^2  prozentige  Pfand- 
briefe wurden  erst  seit  1885  ausgegeben.  Im  Jahre  1905  waren 
im  ganzen  nur  noch  für  3180CXD  M.  3 '/-' prozentige  und  für 
12240  M.  4prozentige  Pfandbriefe  in  Verkehr i),  1908  nur  noch, 
wie  oben  bereits  gesagt,  für  12204JM.  4  prozentige  Pfandbriefe  2). 

Nach  der  Zeit  der  Gründung  folgt  alsdann  die 

Landschaft  der  Provinz  Westfalen 

in  Münster.  Das  Statut  derselben  fand  am  15.  Juli  1877  die 
Allerhöchste  Bestätigung^).  Sie  ist  wie  die  ähnlichen  neueren 
Institute  in  ihren  Bezirken  ein  Verein  von  Grundeigentümern  der 
Provinz  Westfalen,  der  Kreise  Rees,  Dinslaken,  Stadt-  und  Landkreis 


i)  Vgl.  F.  Hecht,  Die  Landschaften  und  landschaftsähnlichen  Kreditinstitute, 
I.  Bd.     Die  Statistik,  a.  a.  O.,  S.   290. 

2)  Statistisches  Jahrbuch   für  den  preußischen  Staat,  Berlin   1910,  S.    133. 

3)  Vgl.  hierzu :  Neues  Statut  der  Landschaft  der  Provinz  Westfalen,  Münster 
1909,  sowie  die  Geschäftsberichte  der  Direktion  der  Landschaft  für  die  Jahre  1907 
bis    1909. 
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•Mülheim  a.  d.  Ruhr,  Stadt-  und  Landkreis  Essen  a.  d.  Ruhr  und 
Stadtkreis  Duisburg  sowie  der  Fürstentümer  Waldeck  und  Pyr- 
mont. Ihr  Geschäftsgebiet  reicht  also  erheblich  über  die  Grenzen 
der  Provinz  hinaus.  Wie  die  andern  stellt  sie  eine  öffentliche 
Kreditanstalt  dar  mit  den  Rechten  einer  Korporation. 

Mitglied  der  Landschaft  kann  jeder  Eigentümer  von  Grund- 
stücken werden,  die  einen  Reinertrag  von  mindestens 
50  M.  aufweisen.  Die  Beleihungsmöglichkeit  ist  also  mit  Rück- 
sicht auf  den  erheblichen  Kleinbesitz  in  diesen  Landesteilen  eine 
äußerst  ausgedehnte.  Der  Mindestsatz  stellt  sich  also  fast  noch 
um  die  Hälfte  niedriger  als  bei  der  Landschaft  für  die  Provinz 
Sachsen.  Die  Bestimmungen  über  den  Beitritt-Auszug  aus  der 
Grundsteuermutterrolle  und  dem  Grundbuch  nebst  Nachweisung 
der  Lasten,  über  den  Austritt  —  nach  Lösung  aller  Verbind- 
lichkeiten —  und  die  Ausschließung  —  Zuwiderhandlung  gegen 
die  statutarischen  Bestimmungen  —  usw.  sind  dieselben  wie  bei 
den  übrigen  Landschaften.  Auch  die  Pflichten  der  Mitglieder  — 
Wahlannahme  usw.  —  sind  die  uns  schon  bekannten. 

Die  Verwaltung  erfolgt  ebenfalls  in  ähnlicher  Weise  wie  bei 
den  Schwesterinstituten.  Der  Verwaltungskörper  besteht  aus  der 
Direktion,  dem  Verwaltungsrat  (neun  Mitglieder),  der  die  ganze 
Geschäftsführung  überwacht,  und  der  Generalversammlung. 

Die  Ausgabe  der  Pfandbriefe  je  nach  Wahl  mit  4,  3V2  und 
3  prozentiger  Verzinsung  erfolgt  in  der  üblichen  Weise.  Die  Dar- 
lehen sind  auch  hier  wieder  seitens  der  Landschaft  unkündbar, 
solange  der  Schuldner  seinen  Verpflichtungen  nachkommt  und  die 
Sicherheit  ungefährdet  bleibt.  Der  Schuldner  kann  dagegen  das 
Darlehen  jederzeit  ganz  zurückzahlen  oder  beliebige  Beträge  dar- 
auf abbezahlen.  Letztere  fließen  dann  dem  Tilgungsfonds  .zu 
und  werden  gleich  den  andern  Beständen  desselben  dem  Schuld- 
ner verzinst.  Solche  Rück-  und  Abzahlungen  müssen  aber  für 
ältere  Darlehen  —  d.  h.  die  vor  1897  gegeben  sind  —  in  Pfand- 
briefen zu  demselben  Zinsfuß  geleistet  werden  zu  deren  Nennwert; 
auf  Wunsch  beschaffet  die  Direktion  jedoch  in  der  Regel  die  er- 
forderlichen Pfandbriefe.  Die  seit  dem  i.  Januar  1897  ausgegebenen 
Darlehen  können  dagegen  nach  Wahl  des  Schuldners  in  Pfand- 
briefen oder  in  bar  zurückgezahlt  werden.  Von  besonderem  Vor- 
teil ist  es  für  den  Schuldner,  daß  die  Direktion  in  der  Regel 
bei  der  Abstoßung  der  bei  der  Aufnahme  des  Pfand- 
brief d  a  r  1  c  h  c  n  s      bestehenden      PI  y  p  o  t  h  e  k  e  n  schuld  c  n 
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mitwirkt  und  zu  dem  Zweck  in  direkte  Verbindung  mit  den 
alten  Gläubigern  tritt. 

Eine  erwähnenswerte  Neuerung  ist  es,  daß  die  Direktion, 
falls  der  Verwaltungsrat  und  die  Generalversammlung  die  Kon- 
vertierung einer  oder  mehrerer  Klassen  von  Pfandbriefen  auf  einen 
andern  Zinsfuß  beschließt  und  dieser  Beschluß  die  behördliche 
Genehmigung  findet,  die  von  solcher  Umwandlung  betroffenen 
Pfandl)riefc  den  Inhabern  mit  sechsmonatiger  Frist  zum  i.  Januar 
oder  I.  Juli  kündigen  kann.  Jedoch  erstreckt  sich  dieses  Recht 
erst  auf  die  seit  dem  i.  Januar  1900  ausgegebenen  Pfandbriefe. 
Die  Landschaft  hat  sich  dadurch  offenbar  größere  Bewegungs- 
freiheit schaffen  wollen;  ob  durch  diese  Aufkünd  igungsmög- 
lichkeit  die  bezüglichen  Pfandbriefe  aber  an  Geschmack  beim 
Kapitalistenpublikum  gewinnen,  ist  freilich  eine  andere  Frage. 

Die  Wertfestsetzung  kann  bis  zum  22  fachen  Betrage  des 
Katastralreinertrags  ohne  Taxe  erfolgen.  Der  Gebäudewert  wird 
dabei  nicht  berücksichtigt.  Genügt  dem  Antragsteller  die  Be- 
leihung in  dieser  Höhe  jedoch  nicht,  so  kann  er  die  Aufnahme 
einer  Taxe  beantragen.  Diese  richtet  sich  nach  dem  Tax-Regle- 
ment  vom  3.  Dezember  1885,  abgeändert  durch  Ministerialerlaß 
vom  31.  Juni  1894.  Die  Taxe  kann  nur  von  den  von  der  Direk- 
tion dazu  ernannten  Taxatoren  aufgenommen  werden. 

Die  Fonds  der  Landschaft  bestehen,  ähnlich  wieder  wie  bei 
den  übrigen  gleichartigen  Kreditinstituten,  in  dem  Eigentümlichen 
Fonds,  dem  Rersefonds,  dem  Verwaltungsfonds  und  dem  Tilgungs- 
fonds. In  den  Verwaltungsfonds  fließen  mit  Ausnahme  der  Til- 
gungsbeiträge von  ^3-%  zunächst  sämtliche  Einnahmen,  um  daraus 
die  Verwaltungskosten  zu  bestreiten.  Der  Ueberschuß,  soweit  er 
nicht  nach  den  Bestimmungen  des  Verwaltungsrates  als  Bestand 
für  das  folgende  Jahr  fortzuführen  ist,  wird  bis  zur  Höhe  von 
Vs^'/o  des  jeweiligen  Schuldkapitals  dem  Schuldner  alljährlich  bis 
zu  5  %  des  von  ihm  zur  Zeit  verzinsten  Kapitals  auf  sein  Reserve- 
konto, über  5  °/o  hinaus  auf  sein  Tilgungskonto  gutgeschrieben. 
Hat  der  P2igentümliche  Fonds  die  Höhe  von  5  %  des  gesamten 
Darlehnsbetrages  noch  nicht  erreicht,  so  geht  von  dem  L'eber- 
schuß  auch  noch  ein  Teil  an  diesen  über.  Erwähnt  sei  hier  noch, 
daß  die  Haftung  des  Darlehnsnehmers  bei  Ver- 
lusten der  Landschaft  analog  und  wohl  in  Anlehnung 
an  die  bezügliche  Bestimmung  der  Landschaft  für  die  Provinz 
Sachsen  geregelt  ist,  weshalb  wir   hier   auf    die    dort    gemachten 
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Ausführungen  verweisen  können.  In  den  Tilgungsfonds  endlich 
fließen  dann  die  V2  prozentigen  Tilgungsbeiträge. 

Ueber  die  Bestimmungen  der  Zwangsvollstreckung  und  Zwangs- 
verwaltung können  wir  hinweggehen,  da  sie  sich  an  die  der 
übrigen  Landschaften  eng  anschließen.  Der  gegenwärtige  Um- 
fang der  Beleihungen  geht  wiederum  aus  der  bezüglichen  tabel- 
larischen Uebersicht  am  Schluß  dieses  Abschnitts  hervor. 

Eine  besondere  Einrichtung  dieser  Landschaft  besteht  darin, 
daß  sie  eine  Beleihung  von  Anerbengütern  gemäß 
dem  Anerbengesetz  vom  2.  Juli  1898^)  zwecks  Ablösung  von 
Erbabfindungen  vornimmt.  Von  dieser  wohlmeinenden  Einrichtung 
ist  jedoch  bis  zum  Ende  des  Jahres  1909  noch  kein  Gebrauch 
gemacht  worden,  so  daß  der  für  diesen  Zweck  ausgeworfene  Re- 
servefonds zum  gleichen  Zeitpunkt  bereits  auf  342779.11  M.  an- 
gewachsen war.  Diese  Beleihungsform  ist  ins  Leben  gerufen  wor- 
den, um  bei  den  Anerbengütern  die  Ablösung  der  Erbabfindungen 
an  die  Geschwister  dem  Anerben  zu  erleichtern.  Man  sagte  sich 
beim  Erlaß  des  erwähnten  Gesetzes  mit  Recht,  wenn  man  ein 
Anerbengesetz  schafft,  muß  man  auch  Mittel  dafür  bereitstellen, 
damit  dem  Anerben  die  Abfindung  seiner  Geschwister  nicht  zu 
schwer  fällt.  Dieser  richtigen  Schlußfolgerung  hat  dann  die  im 
Bereich  des  Gesetzes  an  erster  Stelle  hierfür  berufene  Landschaft 
Rechnung  getragen.  Sie  gibt  gemäß  dem  bezüglichen  Nachtrag 
zu  ihrem  Neuen  Statut  zu  diesem  Zweck,  soweit  die  zur  Ablösung 
erforderliche  Valuta  nicht  durch  Ausgabe  gewöhnlicher  Pfand- 
briefe —  wegen  Ueberschreitung  der  Beleihungsgrenze  u.  dergl.  — 
beschafft  werden  kann,  besondere  Pfandbriefe  aus  unter  der  Be- 
zeichnung:  »Pfandbriefe  Littera  A  der  Landschaft  der  Provinz 
Westfalen.« 

Wird  die  erforderliche  Valuta  durch  Ausgabe  gewöhnlicher 
Pfandbriefe  beschafft,  so  muß  der  Anerbe  außer  der  üblichen  1/2- 
prozentigen  Tilgungsquote  noch  einen  außerordentlichen  Tilgungs- 
beitrag von  I  %  entrichten.  Dadurch  soll  mit  Recht  erreicht 
werden,  daß  die  Tilgung  der  kindlichen  Erbteile  innerhalb  einer 
Generation  vor  sich  geht.  Aber  sie  schließt  auch  eine  ziemlich 
hohe  Jahresleistung  des  Anerben  in  sich,  die  ihn  in  vielen  l-'üHen 
dazu  verleiten  wird,  unwirtschaftlichen  aber  mit  niedrigerer  Jahres- 
leistung versehenen  Kredit  sich  anderweitig  zu  beschaffen.  Anderer- 


l)  Ges. -Sammlung   1898,   .S.   139  u.  Ü". 
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seits  wird  aber  auch  an  dem  bisherif^'cn  Nichterfolg  dieser  Be- 
strebunfjen  das  hochentwickelte  l'ietätsgefühl  der  westfäHschen 
Bauernsühne  und  -töchter,  ihre  AnhängUchkeit  an  das  Elternhaus 
einen  vielleicht  noch  größeren  Anteil  haben;  sie  verzichten  im 
l^edarfsfalle  lieber  auf  einen  Teil  ihrer  Erbschaft  oder  schieben 
doch  dessen  Ausbezahlung  so  weit  hinaus,  daß  der  Anerbe  auch 
ohne  landschaftliche  Hilfe  seine  wirtschaftliche  Selbständigkeit  er- 
halten kann. 

Was  nun  die  eigentlich  zu  diesem  Zweck  geschaffenen  be- 
sonderen Pfandbriefe  anbelangt,  so  darf  die  Beleihung  mit  diesen, 
abweichend  von  der  gewöhnlichen  landschaftlichen  Beleihungs- 
grenze,  bis  zu  n  e  u  n  Zwölftel  —  eine  bisher  in  der  Ge- 
schichte der  Landschaften  und  landschaftsähnlichen  Kreditinstitute 
unerreichte  Höhe  —  des  landschaftlichen  Taxwertes  oder  auch, 
falls  keine  Bedenken  vorliegen,  des  Anrechnungswertes  eines  An- 
erbengutes gemäß  ij  25  des  Anerbengesetzes  vorgenommen  werden. 

Für  die  bezüglichen  Pfandbriefe  (Lit.  A)  haften  außer  den 
an  die  Stelle  der  abgelösten  Abfindungen  tretenden  Hypotheken 
die  Schuldner,  deren  Anerbengüter  mit  Pfandbriefen  Lit.  A  be- 
liehen sind  und  die  zu  einem  besondern  KreditsystemA 
verbunden  werden,  sowie  das  Vermögen  dieses  Kreditsystems  und 
des  oben  bereits  erwähnten  besonderen  Reservefonds,  der  aus  Zu- 
wendungen des  Staates,  der  Provinz  und  des  Westfälischen  Bauern- 
vereins in  Höhe  von  250000  M.  aufgebracht  worden  ist  und  Ende 
1909  die  obengenannte  Höhe  erreicht  hatte.  Der  Gesamtbetrag 
der  auszugebenden  Pfandbriefe  Lit.  A  darf  jedoch  den  15 fachen 
Betrag  des  Sicherheitsfonds  nicht  übersteigen. 

Die  Sicherheit  der  Landschaft  selbst  hat  natürlich  mit  dem 
Kreditsystem  A  nichts  gemein,  ebenso  wie  letzteres  nicht  für  die 
Verbindlichkeiten  der  Landschaft  haftet.  Nur  führt  die  Land- 
schaft die  Verwaltung  dieses  neuen  Kreditzweiges,  der  ebenso 
wie  sie  selbst  unter  staatlicher  Aufsicht  steht. 

Die  Ablösungsdarlehen  werden  in  derselben  Höhe  verzinst 
wie  die  landschaftlichen  Darlehen,  nur  daß  neben  dem  ordent- 
lichen Tilgungsbeitrage  von  V2  ^^o  noch  eine  außerordentliche 
Tilgungsquote  von  mindestens  i  °/o  erhoben  wird.  Voreingetragene 
Hypotheken  der  Landschaft  bilden  kein  Hindernis  der  Beleihung. 
Der  Schuldner  hat  indessen  im  P'alle  einer  Beleihung  mit  Pfand- 
briefen Lit.  A  für  die  Dauer  des  Bestehens  des  Ablösungsdar- 
lehens  auf  sein   Verfügunpsrecht    über    seine    die    vorsfetragenen 
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Hypotheken  betreffenden  Guthaben  am  Tilgungs-  und  Reserve- 
fonds zu  verzichten.  Bis  zur  Höhe  des  Ablösungsdarlehens 
nebst  Zinsen  und  Kosten  werden  diese  Guthaben,  soweit 
sie  an  sich  dem  statutarischen  Verfügungsrecht  des  Schuldners 
unterliegen,  zur  Rückzahlung  der  voreingetragenen  Hypotheken 
behufs  Löschung  der  zurückgezahlten  Beträge  im  Grundbuch  ver- 
wandt. Gleichzeitig  hat  der  Schuldner  dem  Ablösungsdarlehen 
den  Vorrang  vor  allen  durch  außerordentliche  Rückzahlungen  zur 
Tilgung  gelangenden  Teilen  der  voreingetragenen  Schuld  einzu- 
räumen und  die  Eintragung  dieser  Vorrangsbewilligung  im  Grund- 
buch zuzulassen  (§  84).  Im  übrigen  finden  auch  auf  das  Kredit- 
system A  die  Vorschriften  des  bestehenden  landschaftlichen  Statuts 
sinngemäße  Anwendung. 

Gewissermaßen  als  Vorläufer  der  jüngsten  preußischen,  der 
Schleswig-Holsteinischen  Landschaft,  hat  der 

Landschaftliche  Kredit-Verband  für  die  Provinz 
Schleswig-Holstein  ^) 

in  Kiel  zu  gelten.  Er  wurde  gemäß  Statut  vom  11.  Jan.  1882 
ins  Leben  gerufen.  Ebenso  wie  die  Landschaften  ist  er  ein  mit 
Korporationsrechten  ausgestattetes,  nicht  auf  Gewinn  abzielendes 
öffentliches  Kreditinstitut,  welchem  das  Recht  zusteht,  zur  Be- 
schaffung der  zur  Beleihung  des  Grundbesitzes  seiner  Mitglieder 
erforderlichen  Barmittel  auf  den  Inhaber  lautende  Schuldver- 
schreibungen unter  der  Bezeichnung:  »Pfandbriefe  des  Land- 
schaftlichen Kredit-Verbandes  für  die  Provinz  Schleswig-Holstein« 
auszufertigen. 

Der  Kreditverband  verdankt  seine  Entstehung  einem  natio- 
nalen Zwiespalt.  Als  nämlich  nach  dem  glücklich  beendeten 
französischen  Kriege  im  Jahre  1871  die  verständigen  Dänen  in 
Schleswig-Holstein  zu  der  Ueberzeugung  gelangten,  daß  eine  An- 
gliederung  an  Dänemark  nunmehr  ein  für  alle  Mal  ausgeschlossen 
sei,  wurde  das  im  nördlichen  Schleswig  investierte  dänische  Kapital 
seitens  der  dänischen  Banken  und  vieler  Privatkapitalisten  in  so 
erheblichem  Umfange  gekündigt,  daß  dadurch  zahlreiche  Grund- 
besitzer in  die  bedrängteste  Lage  gerieten.  ICs  war  nämlich 
schwierig,    weil    bezügliche    Verbindungen    mit    dem    Süden    der 

i)  Vgl.  hierzu  die  Neue  Satzung  des  Landschaftlichen  Kreditverbandes  fiii-  die 
Provinz  Schleswig-Holstein,  ferner  die  Rechenschaftsberichte  der  Direktion  des 
Kredilverbandes  in  den  Jahren    1905   bis   1909. 
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Provinz  fehlten  und  hier  vor  allem  auch  keine  Neigung  bestand, 
Kapitalien  in  Nordschleswig  anzulegen,  da  dieses  damals  noch 
unter  dem  jütischen  Recht  stand,  wodurch  die  Sicherheit  der 
Hypotheken  nicht  in  dem  IMaße  gewährleistet  wurde,  wie  durch 
die  deutsche  Grundbuchordnung.  Um  hierin  wirksame  Abhilfe 
zu  schaffen,  traten  die  Vertreter  der  landwirtschaftlichen  Vereine 
im  nördlichen  Schleswig  zusammen  zwecks  Gründung  eines  auf 
moderner  Grundlage  ruhenden  Kreditinstituts  für  die  Beleihung 
des  fraglichen  ländlichen  Grundbesitzes.  Doch  gelang  es  erst 
nach  mehrjährigen  Bemühungen,  zum  Ziele  zu  gelangen,  und  dies 
wurde  erst  möglich,  als  der  Kreis  der  Interessenten  erweitert 
wurde  und  die  übrigen  Teile  der  Provinz  sich  diesen  Bestrebungen 
anschlössen.  So  konnte  denn  der  Verband  im  Jahre  1882  seine 
Geschäfte  beginnen  und  sich  nun  auch  den  sämtlichen  Grund- 
besitzern Schleswig-Holsteins  zur  Verfügung  stellen.  Nach  an- 
fangs langsamer  Entwicklung  hat  die  Beteiligung  in  den  letzten 
Jahren  etwas  mehr  zugenommen,  so  daß  der  Verband  zurzeit  über 
2500  Mitglieder  zählt  mit  einer  Beleihungssumme  von  reichlich 
46  Millionen  M.  (siehe  auch  die  Uebersicht  am  Schluß  dieses 
Abschnitts). 

Das  Wesen  und  die  Einrichtungen  des  Verbandes  sind  nach 
dem  gegenwärtigen  Stande  in  großen  Zügen  folgende : 

Als  Mitglied  kann  jeder  Besitzer  eines  landwirtschaftlich  be- 
nutzten Grundstücks  aufgenommen  werden,  das  einen  Grund- 
steuerreinertrag von  mindestens  50  M.  aufweist.  Die 
Beleihungsgrenze  ist  also  dieselbe  wie  bei  der  Westfälischen  und 
der  weiter  unten  zu  behandelnden  Schleswig-Holsteinischen  Land- 
schaft. Die  Äleldung  zum  Beitritt  geschieht  nach  den  uns  schon 
mehrfach  entgegengetretenen  Grundsätzen.  Sie  hat  bei  der  Di- 
rektion unter  Einreichung  eines  Auszuges  aus  der  Grundsteuer- 
mutterrolle, einer  Abschrift  des  Grundbuchblattes  und  einer  Nach- 
weisung der  öffentlichen  Lasten,  wozu  die  Beibringung  des  Steuer- 
zettels in  der  Regel    ausreicht,  zu  erfolgen. 

Die  Verwaltung  wird  unter  Aufsicht  der  Königlichen  Staats- 
regierung durch  die  Direktion,  den  Verwaltungsrat  und  die  Ge- 
neralversammlung erledigt.  Die  Direktion  setzt  sich  aus  drei 
vom  Verwaltungsrat  gewählten,  vom  Könige  bestätigten  und  ver- 
eidigten Mitgliedern,  von  denen  eins  die  Qualifikation  zum  Richter- 
amte nachweisen  muß,  zusammen.  Der  Verwaltungsrat  besteht 
aus    9    durch    die    Generalversammlung    auf   6    Jahre    gewählten 
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Mitgliedern,  die  zugleich  Mitglieder  des  Verbandes  sein  und  Grund- 
besitz haben  müssen,  auf  den  für  den  Verband  eine  höhere  Pfand- 
briefschuld eingetragen  ist  oder  eingetragen  werden  kann.  Dem 
Verwaltungsrat  liegt  es  ob,  die  gesamte  Geschäftsführung  und 
Verwaltung  zu  überwachen.  Ordentliche  Generalversammlungen 
sind  regelmäßig  in  der  ersten  Jahreshälfte  einmal  zu  berufen, 
außerordentliche  nach  Bedarf.  Von  der  Direktion  ist  alljährlich 
ein  Geschäftsbericht  zu  veröffentlichen. 

Es  sind  also  durchweg  dieselben  Verwaltungsgrundsätze  in 
Uebung,  wie  wir  sie  bei  den  Landschaften  kennen  lernten. 

Wie  bei  diesen  erfolgt  die  Kreditgewährung  mittels  Pfand- 
briefe nach  dem  Nennwert  je  nach  Wahl  zu  3,  3^/2  und  4% 
Zinsen  gegen  Eintragung  einer  Hypothek  mit  dem  ersten  Rang. 
Der  Darlehnsschuldner  kann  die  Verwertung  der  Pfandbriefe  selbst 
besorgen,  gegen  Erstattung  der  Selbstkosten  ist  die  Direktion 
dazu  aber  auch  bereit.  In  neuester  Zeit  sind  aber  auch  bei  diesem 
Kreditinstitut  die  3  ^2  prozentigen  Pfandbriefe  am  meisten  begehrt 
worden. 

Solange  der  Schuldner  seinen  Verpflichtungen  nachkommt, 
und  die  Sicherheit  des  Pfandes  eine  wesentliche  Verringerung  oder 
Verschlechterung  nicht  erfährt,  ist  das  Darlehen  natürlich  seitens 
des  Verbandes  unkündbar.  Der  Kreditnehmer  kann  dagegen  jeder- 
zeit kündigen  oder  abbezahlen. 

Auch  die  Taxgrundsätze  weichen  in  wesentlichen  Punkten 
nicht  von  den  üblichen  Grundsätzen  ab.  Wenn  das  gewünschte 
Darlehen  den  20  fachen  Grundsteuerreinertrag  nicht  übersteigt,  erfolgt 
die  Beleihung  im  allgemeinen  ohne  Taxe.  Bei  höherer  Beleihung 
ist  jedesmal  eine  besondere  Taxe  nach  dem  bestehenden,  vom 
Verwaltungsrat  festgesetzten  und  dem  Ressortminister  bestätigten 
Taxreglement  aufzunehmen.  Doch  darf  die  Beleihung  in  der 
Regel  nicht  über  den  30 fachen  Grundsteuerreinertrag  hinausgehen. 
Die  Beleihungsgrenze  ist  also  erheblich  niedriger  als  bei  den 
Landschaften,  was  gewiß  nicht  als  Vorteil  des  Verbandes  bei 
seiner  Weiterentwicklung  angesehen  werden  kann,  zumal  bei  der 
in  der  gleichen  Provinz  bestehenden  Landschaft  die  übliche  -/;i- 
Beleihimg  eingeführt  ist.  Die  Kostenvergütung  für  die  Taxauf- 
nahme beträgt  bis  zu  einem  Grundsteuerreinertrage  von  looo  M. 
25  M.,  bei  einem  höheren  Reinertrage  75,  wovon  der  nicht  ge- 
brauchte Betrag  zurückgezahlt  wird.  Die  Vornahme  der  Ab- 
schätzungen erfolgt  durchLTchcnds    durch  die  von  i\cu  Kroistasjcn 
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empfohlenen  Vertrauensmänner.  Kleinere  Taxen  werden  von 
einem  Taxator,  größere  von  zweien  unter  einem  Taxkommissar 
ausgeführt. 

Die  Darlehnssucher  haben  bei  der  Aufnahme  ein  I-^intritts- 
geld  von  i  M.  für  je  looo  M.  des  empfangenen  Darlehens  zu 
zahlen,  wofür  sie  ein  Anrecht  an  dem  angesammelten  Reservefonds 
erwerben,  der  beispielsweise  am  31.  Dezember  1909  eine  Summe 
von  602644,58  AI.  aufwies.  Der  Tilgungsbeitrag  stellt  sich  wie 
bei  den  sonstigen  gleichartigen  Kreditinstituten  auf  ^/2  %,  der 
Verwaltungskostenbeitrag  auf  ^jxa  %.  Hat  das  Tilgungsguthaben 
eines  Mitgliedes  mindestens  den  zehnten  Teil  seiner  Schuld  er- 
reicht, so  kann  er  löschungsfähige  Quittung  über  den  so  abge- 
tragenen Teil  seiner  Schuld  verlangen ;  ihm  kann  aber  auch  eine 
Krediterneuerung  in  Pfandbriefen  bis  zur  Höhe  des  Abtrags  ge- 
währt werden,  eine  Vergünstigung,  die  bekanntlich  auch  bei  den 
übrigen  gleichartigen  Kreditanstalten  fast  durchweg  in  Uebung  ist. 

Sämtliche  Einnahmen  des  Verbandes  außer  den  Tilgungsbei- 
trägen werden,  wie  allgemein  üblich,  zunächst  zur  Bestreitung  der 
laufenden  Ausgaben  an  Pfandbriefzinsen,  Verwaltungskosten  usw. 
verwandt  und,  soweit  der  Bestand  ausreicht,  zur  Deckung  etwa- 
iger Verluste  verwendet.  Der  Ueberschuß,  falls  und  soweit  er 
nicht  auf  den  Bestand  für  das  folgende  Jahr  nach  den  Bestim- 
mungen des  Verwaltungsrats  zu  überführen  ist,  fließt  in  den  Re- 
servefonds, aus  dem  nach  Möglichkeit  die  Deckung  etwaiger  Ver- 
luste erfolgt. 

Reicht  der  Reservefonds  hierzu  aber  nicht  aus,  so  ist  der  feh- 
lende  Betrag  —  was  besonders  zu  beachten  ist  —  auf 
die  Mitglieder  nach  dem  Stande  ihrer  derzeiti- 
gen Schuldsumme  bis  zur  Höhe  von  5%  umzu- 
legen. Dieselben  erhalten  über  die  eingezahlten  Raten  soge- 
nannte » Einschußscheine  <',  die  vom  Verbände  wieder  einzulösen 
sind,  sobald  der  Reservefonds  bis  zur  Höhe  von  5  %  der  gewährten 
Darlehen  angewachsen  ist,  und  zwar  alljährlich  nach  Rechnungs- 
abschluß aus  den  Ueberschüssen  dieses  P'onds  über  5  °o  der  ge- 
währten Darlehen.  Sobald  der  Reservefonds  bis  zur  Höhe  von 
10%  der  gewährten  Darlehen  aufgelaufen  ist,  werden  die  üeber- 
schüsse  nach  der  Bestimmung  des  Verwaltungsrats  auf  die  Til- 
gungskonti  der  Mitglieder  verteilt. 

Natürlich  wird  durch  diese  Bestimmungen  die  allgemeine 
Haftbarkeit  des  Verbandes,  worauf  wir  schon  z.  B.  bei  der  Land- 
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Schaft  für  die  Provinz  Sachsen  hinzuweisen  hatten,  nicht  berührt. 
Es  tritt  aber  in  dieser  Haftbarkeit  der  Mitglieder  so  recht  der 
Charakter  des  Gegenseitigkeits-Grundkreditinstituts  hervor,  im  Ge- 
gensatz zu  den  zuerst  behandelten  drei  Kreditinstituten  in  Han- 
nover, Kassel  und  Wiesbaden,  wo  eine  derartige  Haftung  nicht 
besteht,  dafür  aber  der  Zinsfuß  wandelbar  ist  und  von  der  aus- 
leihenden Anstalt  festgesetzt  wird.  Welchen  von  beiden 
Systemen  der  Vorzug  gebührt,  ist  allerdings  schwer  zu 
sagen.  Im  großen  und  ganzen  kommen  für  die  Darlehnsnehmer 
beide  ungefähr  auf  eins  heraus. 

Erwähnt  werden  mag  hier  schließlich  noch,  daß  der  Schles- 
wig-Holsteinische  Landschaftliche  Kreditverband,  soweit  uns  be- 
kannt gew^orden,  die  auf  Grund  der  jüngsten  Finanzreform  des 
Deutschen  Reiches  gesteigerte  Stempelsteuer  der  Pfandbriefe 
—  von  2  auf  5  pro  mille  des  Kapital-Nennwertes  für  je  lo  Jahre  — 
auf  den  Gesamtverband  übernommen  und  nicht  den  einzelnen 
Pfandbriefinhabern  überwiesen  hat.  Die  Steuer  soll  aus  den  lau- 
fenden Einnahmen  des  Verbandes  gedeckt  und  hierfür  alljährlich 
der  erforderliche  Betrag  von  rund  loooo  AI.  in  den  Etat  einge- 
stellt werden. 

Die  jüngste  preußische  Landschaft  ist  dann  die 

Schleswig-Holsteinische  Landschaft 

in  Kiel.  Sie  wurde  von  den  Interessenten  des  gemeinschaftlichen 
Fonds  der  Schleswig-Holsteinischen  adligen  Klöster  und  Güter  eben- 
falls im  Jahre  1882  gegründet^).  Ihre  Organisation  und  Einrichtungen 
schließen  sich  gleichfalls  wieder  an  die  der  übrigen  Landschaften 
eng  an,  insbesondere  hat  sie  vieles  mit  der  wenige  Jahre  vor 
ihr  gegründeten  Landschaft  der  Provinz  Westfalen  gemein,  z.  B. 
ist  die  Beleihungsgrenze  auch  bei  ihr  seit  1907  auf  mindestens 
50  M.  Grundsteuerreinertrag  festgesetzt. 

Das  Geschäftsgebiet  umfaßt  die  Provinz  Schleswig-Holstein 
und  seit  1903  auch  das  Großherzoglich  Oldenburgische  Fürsten- 
tum Lübeck. 

Die  Verwaltungsorgane  sind  neben  dem  Königlichen  Kom- 
missar die  Landschaftsdirektion,  bestehend  aus  dem  Landschafts- 
direktor,  2  Landschaftsräten   und    dem  SNudikus,    dann  der  Aus- 


l)  Vgl.  hierzu  die  Satzung  der  Schlcswig-llülsteinischen  Landschaft  sowie  deren 
Jahresberichte  seit    1906. 
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schuß  (19  Mitglieder)  und  die  Generalversammlung.  Das  Gebiet 
der  Landschaft  ist  in  Distrikte  eingeteilt,  denen  Distriktkommis- 
sare vorstehen.  Solche  (iüterdistrikte  sind  die  Dänisch-Wohlder, 
der  Schwansener,  der  Erste  und  der  Zweite  Angler,  der  Olden- 
burger, der  Preetzer,  der  Kieler  usw.  Die  Wahlen  der  Direktions-, 
der  Ausschuß-  uml  der  Generalversammlungsmitglieder  erfolgt 
nach  den  bekannten  Grundsätzen,  auch  die  Obliegenheiten  der 
Verwaltungsorgane  decken  sich  im  wesentlichen  mit  denen  der 
übrigen,  namentlich  jüngeren  Landschaften.  Natürlich  sind  auch 
hier  die   Hauptämter  der  Landschaft  Ehrenämter. 

Auch  das  Taxverfahren  ist  dem  der  gleichartigen  Kredit- 
institute nachgebildet.  Bis  zum  1 5  fachen  und  bei  Grundstücken, 
die  eine  selbständige  Ackernahrung  bilden,  bis  zum  20  fachen  Be- 
trag des  Grundsteuerreinertrags  gemäß  dem  Gesetze  vom  11.  Feb- 
ruar 1870,  betreffend  die  Ausführung  der  anderweitigen  Re- 
gelung der  Grundsteuer  in  der  Provinz  Schleswig-Holstein  usw., 
kann  die  Beleihung  auch  mit  Zentralpfandbriefen  ohne 
Taxe  erfolgen.  Die  Landschaft  ist  nämlich  der  Zentralland- 
schaft für  die  Preußischen  Staaten  in  Berlin  beige- 
treten. Bei  höherer  Beleihung  ist  jedoch  die  Aufnahme  einer 
Taxe  erforderlich.  Die  Beleihungsgrenze  ist  wiederum  -/g  des 
Taxwertes. 

Hinsichtlich  der  Pfandbriefausgabe  und  der  Zinsscheine  gelten 
die  üblichen  Bestimmungen.  Auch  Kursdifferenzzuschuß-  und 
Vorschußdarlehen  werden  gegeben,  erstere  bis  zu  10%,  letztere 
bis  zu  3  %  der  Pfandbriefsumme ;  beide  zusammen  dürfen  jedoch 
lo^/o  des  Nennwertes  nicht  übersteigen.  Die  Zinsen  für  diese 
Darlehen  betragen  5%,  worin  V2  %  ^^^  Pfandbriefdarlehens,  zu 
dem  Zuschuß  gewährt  ist,  zur  Tilgung  enthalten  ist.  Die  Tilgung 
der  Pfandbriefschuld  selbst  erfolgt  wiederum  mit  V2  %>  die  Bei- 
tragszahlung ist  ebenfalls  wieder  halbjährlich.  Die  Wahl  des 
Zinsfußes  der  Pfandbriefe  —  3,  3  i/2oder4  %  —  ist  gleichfalls  wieder 
in  das  Belieben  des  Darlehnssuchers  gestellt.  Auch  ist  eine  Stun- 
dung der  Zinsen  unter  den  üblichen  Voraussetzungen  zulässig. 
Weiter  kann  die  Abtrennung,  der  Verkauf  oder  Tausch  beliehener 
Grundstücke,  wie  bei  den  gleichartigen  Instituten,  von  der  Land- 
schaftsdirektion gestattet  werden. 

Auch  bieten  die  Vorschriften  bezüglich  der  Zwangsverwaltung, 
der  Zwangsvollstreckung  nach  Maßgabe  des  Gesetzes  vom  3.  Au- 
gust  1897,  betr.   die   Zwangsvollstreckung  aus  P^orderungen  land- 
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schaftlicher  (ritterschaftlicher)  Kreditanstalten,  und  der  Zwangs- 
versteigerungen nichts  Bemerkenswertes  mehr,  nachdem  hierüber 
bei  den  vorhergehenden  Landschaften  das  Nähere  ausgeführt 
worden  ist. 

Dasselbe  gilt  von  den  Bestimmungen  über  die  Tilgung  der 
Pfandbriefschuld,  der  Pfandbriefablösung  seitens  des  Schuldners 
durch  freiwillige  Abtragung,  wobei  eine  vorgängige  Aufkündigung 
nicht  einmal  notwendig  ist,  der  Aufkündigung  seitens  der  Land- 
schaft wegen  Gefährdung  des  Darlehens  und  der  Vernichtung  der 
erledigten  Pfandbriefe. 

Die  Fonds  der  Landschaft  sind  wieder  der  Betriebsfonds, 
der  Sicherheitsfonds  und  der  Tilgungsfonds.  Ersterer  ist  einmalig 
mit  75000  M.  vom  gemeinschaftlichen  Fonds  der  Schleswig-Hol- 
steinischen  adligen  Klöster  und  Güter  ausgestattet.  Die  ersparten 
Zinsen  wachsen  ihm  zu.  Aus  dem  genannten  Fonds  werden 
jährlich  15000  M.  zu  den  Verwaltungskosten  der  Landschaft  bei- 
gesteuert. Die  Sicherheit  für  die  Verpflichtungen  der  Landschaft 
hat  der  obengenannte  gemeinschaftliche  Fonds  mit  i  000000  IM. 
übernommen.  Für  die  Zentralpfandbriefe  gilt  dagegen  die  im 
Statut  der  Zentrallandschaft  vorgesehene  Sicherheit. 

Für  Verpflichtungen  der  Landschaft  durch  Beleih  ungen 
im  Kreise  Herzogtum  Lauenburg  haftet  in  erster  Linie 
die  durch  den  bezeichneten  Kreis  für  diesen  Zweck  im  Jahre  1904 
in  Höhe  von  50000  M.  bestellte  Sicherheit.  Der  Tilgungsfonds 
endlich  setzt  sich  aus  den  Tilgungsbeiträgen  und  deren  Zinsen 
zusammen.  In  dem  letzten  Jahresbericht  der  Landschaft  (1909) 
wird  u.  a.  hervorgehoben,  daß  die  Inanspruchnahme  aus  den 
Kreisen  des  bäuerlichen  Besitzes  im  verflossencnen  Geschäftsjahr, 
wie  die  Anzahl  der  festgesetzten  591  Taxen  erkennen  läßt,  einen 
derartigen  Umfang  angenommen  habe,  daß  die  Mitglieder  der 
Direktion  und  die  Distriktskommissare  die  hierdurch  verursachte 
Arbeit  kaum  hätten  bewältigen  können.  P3s  sei  daher  eine  Ver- 
mehrung der  letzteren  unvermeidlich  und  eine  diesbezügliche 
Aenderung  der  Satzung  in  die  Wege  geleitet.  Mit  vollem  Recht, 
denn  gerade  auf  dem  Gebiete  des  bäuerlichen  Kredits  nuiß  in 
erster  Linie  in  unserer  Zeit  die  Kreditreform  einsetzen.  Hinsicht- 
lich des  Geschäftsumfangs  dieser  Landschaft  sei  kurz  erwähnt, 
daß  die  gesamte  Pfandbriefschuld  (nur  noch  Zentralpfandbriefo) 
am  30.  Semptember  1909  32  144  700  M.  betrug. 

Den  Abschluß  der  Ausführungen  über  die  prculMschcn  Land- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergäiizuiigshelt  4.-.  ~ 
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Schäften  und  landschaftsähnlichen  Kreditinstitute  hat  dann  natur- 
gemäß die  sogenannte 

Zentrallandschaft  für  die  preußischen  Staaten 

zu  bilden,  die  in  Berlin  auf  Grund  des  Statuts  vom  21.  Mai 
1873^)  ins  Leben  getreten  ist.  Aus  diesem  Statut  seien  nur  die 
wichtigsten   Bestimmungen  hervorgehoben. 

Die  der  Zentrallandschaft  beigetretenen  landschaftlichen  Kre- 
ditinstitute bilden  einen  Verband  zur  Förderung  des  Kredits  der 
Grundbesitzer,  insbesondere  durch  gemeinsame  Emission 
von  landschaftlichen  Zentralpfandbriefcn  unter  Vermittlung  des 
Absatzes  derselben. 

Die  Geschäfte  der  Zentrallandschaft  werden  durch  eine  Zen- 
trallandschaftsdirektion  für  die  preußischen  Staaten  verwaltet,  die 
aus  je  einem  Mitglied  der  obersten  Verwaltungsorgane  der  ver- 
bundenen Institute  besteht  und  den  Verband  auch  nach  außen 
vertritt.  Bis  zur  Einrichtung  abgesonderter  Verwaltungseinrich- 
tungen hat  der  in  Berlin  amtierende  Haupt-Ritterschaftsdirektor, 
welcher  gleichzeitig  das  Kur-  und  Neumärkische  Ritterschaftliche 
Kreditinstitut  in  der  Zentrallandschafts-Direktion  vertritt,  den  Vor- 
sitz in  den  Versammlungen  und  die  laufenden  Geschäfte  der  Zen- 
trallandschaft zu  führen.  Auch  werden  bis  auf  weiteres  die  Ge- 
schäftsräume und  das  Beamtenpersonal  der  Kur-  und  Neumärki- 
schen Haupt-Ritterschaftsdirektion  für  die  Verwaltungszwecke  der 
Zentrallandschaft  verwandt").  Neben  der  Zentrallandschaftsdirek- 
tion  besteht  noch  eine  zentrallandschaftliche  Deputation,  zu  der 
die  Generalversammlung  oder  der  von  letzterer  ermächtigte  Engere 
Ausschuß  eines  jeden  zugehörigen  Kreditinstituts  ein  Mitglied  und 
einen  Stellvertreter  desselben  erwählt.  Diese  Deputation  hat  u.  a. 
die  Rechnungsführung  und  Kassengeschäfte  der  Zentrallandschaft 
zu  überwachen  und  nach  den  bezüglichen  Revisionen  dem  Ren- 
danten  Entlastung  zu  erteilen. 

Innerhalb  des  Verbandes  haben  die  einzelnen  Kreditinstitute 
ihre  volle  Selbständigkeit  behalten.  Sie  können  also 
neben  Zentralpfandbriefen  auch  noch  eigene  Pfandbriefe  ausgeben. 
Ebenso  sind  die  bei  den  einzelnen  Instituten  bestehenden  Bestim- 


1)  Gesetz-Samml.   S.   30g. 

2)  Zusammenstellung  der  für  die  Kreditverbundenen  und  Pfandbriefsinhaber 
wichtigsten  Bestimmungen  bei  dem  Kur-  und  Neumärkischen  Ritterschaftlichen  Kre- 
dit-Institut, a.  a.  O.,  S.    15. 
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mungen  und  Einrichtungen  in  Wirksamkeit  geblieben.  Der  Ver- 
band der  Zentrallandschaft  ist  also  ein  verhältnismäßig  loser. 
Auch  die  Beleihung  erfolgt  nach  wie  vor  durch  die  Vermittlung 
der  einzelnen  Kreditinstitute,  gleichfalls  sind  die  für  die  Wert- 
ermittlung bei  den  einzelnen  Instituten  bestehenden  Grundsätze 
in  Kraft  geblieben. 

Ebenso  ist  der  Austritt  aus  dem  Verbände  jedem  Kreditin- 
stitut gestattet,  sobald  dies  von  den  verfassungsmäßigen  Organen 
desselben  beschlossen  wird  und  das  ausscheidende  Institut  alle 
allgemein  festgesetzten  Verpflichtungen  erfüllt,  insbesondere  auch 
Zentralpfandbriefe  in  der  Höhe,  in  welcher  solche  auf  dessen  An- 
trag zur  Ausfertigung  gelangt  sind,  zur  Kassierung  gebracht  hat. 
Der  Eintritt  steht  jeder  preußischen  landschaftlichen  Kreditanstalt 
mit  Genehmigung  der  dem  Verbände  schon  angehörenden  Kre- 
ditinstitute jederzeit  frei. 

Trotz  dieser  im  wahrsten  Sinne  des  Wortes  liberalen  Bedin- 
gungen hat  sich  leider  nur  ein  Teil  der  preußischen  landschaft- 
lichen Kreditinstitute  der  Zentrallandschaft  angeschlossen.  Zu  ihr 
gehören  zurzeit  neben  dem  mit  der  Geschäftsführung  betrauten 
Kur-  und  Neumärkischen  Ritterschaftlichen  Kreditinstitut : 

Das  Neue  Brandenburgische  Kreditinstitut 

Die  Westpreußische  Landschaft 

Die  Pommersche  Landschaft 

Die  Neue  Pommersche  Landschaft  für   den  Kleingrundbesitz 

Das  Kredit-Institut  für  die  Ober-  und  Niederlausitz 

Die  Landschaft  der  Provinz  Sachsen  und 

Die  Schleswig-Holsteinische  Landschaft 

Besonders  die  ältesten  und  größten  Landschaften,  die  Schle- 
sische.  Ostpreußische  usw.  fehlen  also  noch  bei  diesem  Verbände. 
Diese  haben  allerdings  in  ihren  landschaftlichen  Banken  und  Dar- 
lehenskassen größtenteils  schon  Einrichtungen  geschaffen,  die  die 
Tätigkeit  der  Zentrallandschaft  bis  zu  einem  gewissen  Grade  er- 
setzen. Auch  sind  deren  Pfandbriefe  meistens  so  gut  in  Bank- 
und  Kapitalistenkreisen  eingeführt,  daß  sie  eine  zentrale  Vermitt- 
lungsstelle schon  eher  entbehren  können.  Und  doch  ist  es  zu 
bedauern,  daß  nicht  von  Anfang  an  in  dieser  Beziehung  ganze 
Arbeit  gemacht  worden  ist,  daß  nicht  alle  einschlägigen  Institute 
beigetreten  sind.  Auf  diese  Weise  hätten  wir  schon  jetzt  ein 
einheitliches  Börsenpapier  für  den  landwirtschaftlichen  Kredit  ge- 
habt,   wie  es    vom    städtischen     bez.    vom    Kommunalkredit    seit 
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Jahren  angestrebt  wird,  und  wie  es  auch  für  die  landschaft- 
lichen Kreditinstitute  schon  aus  Kursrücksichten  wünschenswert 
wäre. 

Ueber  den  Geschäftsumfang  der  einzelnen  preußischen  land- 
schaftlichen Kreditanstalten  gibt  die  folgende  tabellarische  Zu- 
sammenstellung^), auf  die  bei  den  bezüglichen  Instituten  bereits 
hingewiesen  wurde,  näheren  Aufschluß. 

Preußische  landschaftliche  Kreditinstitute  ^). 


Benennuntj  der  In- 
stitute 


Datum  des 

letzten 
Rechnungs- 
abschlusses 


Ausgegebene    Pfandbriefe    (bez.   Schuldver- 
schreibungen) im  Umlauf  zu  Prozent:  ^      _ 

^     '  ,     Zusammen 


3'r-- 


4';2 


I.  Kreditinstitute  mit  voller  oder    teilweiser  Staats-,    Provinzial-,    Kommunal-   oder   stän- 
discher Garantie. 

M. 


1.  Hannoversche  Lan- 
deskreditanstalt in 
Hannover  .     .     .     . 

2.  Landeskreditkasse 
in  Kassel  .     .     .     . 

3.  Nassauische  Landes- 
bank   in  Wiesbaden 


4.  Schlesische  Land- 
schaft     

5.  Kur-  und  Neumärk. 
ritterschaftl.  Kredit- 
institut   

6.  Neues  Brandenburg. 
Kreditinstitut 

7.  Pommersche  Land- 
schaft     

8.  Neue  Pommersche 
Landschaft  für  den 
Kleingrundbesitz 

9.  Westpreuß.  Land- 
schaft     

IG.  Neue  Westpreuß. 
Landschaft 

II.  Ostpreußische  Land- 
schaft     


31.  12.  1908 


M.         M.        M.      M. 

69668050  77251250   —   j  146  919  300 

3506300!  58649700  3840970016200  164694600^) 

7   141  20ü        91   199  800  17  735  900  300      117450300^)] 


IL   Gegenseitigkeits-Grundkreditir.stitute . 

24. 12. 1908 


31.  12. 


24.  6.  1909 


193  874  700  I  381  911  6S0  30  231  630 

78280   17763030    112  590 

I 

59407900'  191  741  475  — 


1527700      17  561  700  — 

20.    5.1909      12373700    HO  723  405  — 

102379001176040310  — 

24.  12.  1908  I    19035900!  735044521700 


606  018  010*1 

17953900 

I  -        ') 

252007  525«) 

19  089  400 
123097  105 
186  278  210 
428678650»)! 


i)  ^^§}'  hierzu  außer  den  Rechnungsabschlüssen  der  betreffenden  Institute    auch    das    Stati- 
stische Jahrbuch  für  den  Preußischen  Staat,  Berlin   1910,  S.   133. 

2)  Hierin  sind  enthalten  64  112  700  M.  zu  3V:i%- 

3)  Außerdem  i  373  100  M.  zu  3V*%- 

4)  Davon  entfielön  auf  den    nicht    inkorporierten    (bäuerlichen)  Grundbesitz  207414250  M. 

5)  Gibt  nur  Zentralpfandbriefe  aus. 

6)  Hierin  sind  enthalten  858  150  M.  zu  3V3"/o. 

7)  Davon  entfallen  365  113  700  M.  auf  sVsprozentige  Pfandbriefe. 
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Noch :     Preußische  landschaftliche  Kreditinstitute. 


Benennung  der  In- 
stitute 


Datum  der 

letzten 
Rechnungs- 
abschlüsse 


Ausgegebene  Pfandbriefe  (bez.  Schuldver- 
schreibungen) im  Umlauf  zu  Prozent : 


3V2 


4V2 


zusammen 


II.   Gegenseitigkeits-Grundkreditinstitute. 

M. 


24.    6.  1909 


31- 


1909 


31. 12   1908 


M. 
14  432  600 


M.         [ 
I  549  000 


M. 


21  018  800  ,   3  506  800 


10334200 
6  728  700  j  232  181  200 


43212675 


5  300  000 


[2,  Ritterschaftl.  Kre- 
ditinstitut des  Für- 
stentums Lüneburg  . 

[3.  Calenberg-Göttin- 
gen-Grubenhagen- 
Hildesheimsche  Kre- 
ditinstitut 

[4.  Bremenscher  ritter- 
schaftl. Kreditverein 

[5,  Posener    Landschaft 

[6.  Landschaft  d.  Pro- 
vinz Sachsen 

[7.  Kreditinstitut  f.  d. 
Ober-  u.  Niederlau- 
sitz     

[8.  Landschaft  der  Pro- 
vinz Westfalen    . 

[9.  Landschaftlich.  Kre- 
dit-Verband für  die 
Provinz  Schleswig- 
Holstein     .... 

20.  Schleswig -Holstein- 
sche  Landschaft 

kn  landschaftl.  Zentral- 
pfandbriefen waren 
im  Umlauf      ...;>»        »         132380950    3007676501       106  40o| 

Die  auf  Seite  99  aufgefühnen  Kreditinstitute  sind  außerdem  in  durchweg 
fange  an  den  im  Umlauf  befindlichen  Zentralpfandbriefen  beteiligt,  was  bei 
Uebersicht  zu  berücksichtigen  bleibt. 


62  315  400 
17  938750   14877850 

12  240 

43  S46  600  25  407  700 


1664200   31637S00  8  818  100 


M. 

15  981  600 

24525600 

IG  334  200 
301  525  300 

76029275 

12  240 

74  554  300 

42  120  IOC 


433  255  000 

erheblichem  Um- 
der  vorstehenden 
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Landschaftliche  und  landschaftsähnlicheKreditinstitute 
im  übrigen  Deutschland. 

Um  einen möi^lichst  vollkommenen  Ueberblick  über  die  landwirt- 
schaftlichen Bodenkreditinstitute  zu  geben,  seien  nachfolgend  auch 
die  landschaftlichen  und  landschaftsähnlichen  deutschen  Kreditan- 
stalten außerhalb  Preußens,  wenn  auch  weniger  ausführlich,  zur  Dar- 
stellung gebracht ').     Das  älteste  unter  diesen  ist  der 

Mecklenburgische  ritterschaftliche  Kreditverein 

in  Rostock,  dessen  Gründung  verhältnismäßig  früh,  im  Jahre  i8i8 
erfolgte.  Aufnahmefähig  ist  nur  der  ritterschaftliche  Besitz,  doch 
besteht  nicht  wie  bei  den  alten  preußischen  Landschaften  ein 
Eintrittszwang.  Die  ursprünglichen  4prozentigen  Pfandbriefe  waren 
nur  seitens  der  Inhaber  kündbar,  wodurch,  wie  wir  bereits  an 
anderer  Stelle  hervorgehoben  haben,  eine  solche  Anstalt  leicht  in 
Schwierigkeiten  geraten  kann.  Diese  Kündbarkeit  wurde  daher 
auch  durch  Abänderung  der  Statuten  im  Jahre  1839  bereits  auf- 
gehoben. Amortisation  war  ursprünglich  nur  durch  Ankauf,  nicht 
aber  durch  Auslosung  zulässig.  Im  Jahre  1839  wurde  deshalb 
ebenfalls  bereits  ein  Amortisationsfonds  und  die  Auslosung  der 
Pfandbriefe  eingeführt.  Die  Satzungsänderung  von  1840  gab  jedem 
aufnahmefähigen  Darlehnssucher  das  Recht,  den  Zinsfuß  des  Dar- 
lehens in  den  üblichen  Grenzen  selbst  zu  bestimmen,  während  an- 
fänglich, wie  bereits  oben  ausgeführt,  nur  4prozentige  Pfandbriefe 
zur  Ausgabe  gelangten.  Im  Jahre  1859  wurde  als  Höchstgrenze 
für  die  Wahl  des  Zinsfußes  4%  festgesetzt;  1889  erfolgte  die 
Konvertierung  der  4  prozentigen  Pfandbriefe  in  3  ^2  prozentige. 
Die  x^bschätzungsgrundsätze  des  Kreditvereins  bedürfen  schon 


i)  Vgl.  hierzu  F.   Hecht:  Die  Organisation  des  Bodenkredils,  a.  a.  O.,  I.  Bd., 
Die  Statistik,  S.  385  u.  ff. 
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lange  der  Reform.  Sie  beruhen  auf  der  sogenannten  Direktorial- 
vermessung und  Bonitierung  vom  Jahre  1755,  die  damals  zu 
Steuerzwecken  vorgenommen  worden  ist.  Da  man  jedoch  be- 
fürchtet, durch  die  dringend  notwendige  Aenderung  der  Tax- 
grundsätze etwaige  ältere  Rechte  des  bereits  beliehenen  Grund- 
besitzes zu  schädigen,  hilft  man  sich  in  der  Weise,  daß  man  mit 
Genehmigung  der  Stände  und  des  Landesherrn  den  ermittelten 
Reinertrag  vor  Feststellung  der  Kapitalsumme  um  50%  erhöht 
und  von  dieser  Summe  ^/s  als  Pfandbriefsumme  bewilligt.  Sub- 
hastationen  und  Gutsübernahmen  hat  der  Mecklenburgische  Kredit- 
verein bisher  nicht  vorzunehmen  brauchen,  ein  Zeichen,  daß  er  auf 
gesunder  Basis  ruht.  Die  Zahl  der  beliehenen  Güter  beträgt  zur 
Zeit  etwas  über  200  mit  einer  Beleihungssumme  von  rund  75  Mill.  M. 
Es  sind  seit  der  oben  erwähnten  Konvertierung  fast  nur  noch 
3  V2  pi'ozentige  Pfandbriefe  im  Umlauf;  erst  in  den  letzten  Jahren 
kehrt  auch  als  Folge  der  schwierigen  Geldverhältnisse  der  4- 
prozentige  Typ  wieder.  Der  Amortisationsfonds  der  Anstalt  hat 
bereits  4  Millionen  M.  erreicht. 

Das  folgende  hierher   gehörende  Kreditinstitut   ist    dann   der 

Württembergische   Kreditverein 

in  Stuttgart,  der  auf  Grund  des  Statuts  vom  13.  Dezember  1825 
ins  Leben  trat.  Dieses  Kreditinstitut  hat  ebenso  wie  die  andern 
verschiedene  Statutenänderungen  durchgemacht,  so  in  den  Jahren 
1831,  1834  sowie  1845,  ^""^d  zwar  hauptsächlich  hinsichtlich  der 
Verwaltungsgrundsätze  ^),  und  zuletzt  noch  im  Jahre  1908 -).  Es 
hat  sich  dabei  im  großen  und  ganzen  die  bestehenden  Einrich- 
tungen der  älteren  preußischen  Kreditinstitute  dieser  Art  zum 
Muster  genommen,  so  daß  seine  Ausgestaltung  nach  dem  jetzigen 
Stande  die  größte  Aehnlichkeit  mit  den  Landschaften  hat.  Der 
Württembergische  Kreditverein  war  von  jeher  ein  äußerst  wich- 
tiger Faktor  in  der  Kreditbeschaffung  für  die  dortige  Landwirt- 
schaft. Die  Beleihungen  haben  fast  ununterbrochen  von  Jahr  zu 
Jahr  zugenommen   und  Ende    des  Jahres    19 10   einen  Stand    von 


i)  IV.  Spifta:  Der  landwirtschaftliche  Gruiidkredit  in  Württemberg  mit  beson- 
derer Berücksichtigung  des  Württembergischen  Kreditvereins  in  Stuttgart,  Tübingen 
1904,  S.  28  u.   (T. 

2)  F.  Hecht,  a.  a.  O.  S.  401. 
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über  90  Millionen  M.  erreicht,     l'^r  ist  das  einzige  landschaftliche 
Kreditinstitut  in  den  süddeutschen  Staaten. 

Weiter  ist  hier  zu  nennen  der 

Erbländische  ritterschaftliche   Kreditverein  im  Königreich 

Sachsen 

mit  dem  Sitz  in  Leipzig,  dessen  Statut  mittels  Königlichen  De- 
krets vom  13.  Mai  1844  die  Bestätigung  erhielt.  Auch  bei  diesem 
Institut  fanden  mehrere  Satzungsänderungen  statt,  zuletzt  noch 
am  26.  Februar  1900.  Wie  der  Name  besagt,  war  dieses  Kredit- 
institut ursprünglich  nur  für  die  sächsischen  erbländischen  Groß- 
grundbesitzer bestimmt.  Bei  ihm  ist  aber  wie  bei  den  meisten 
gleichartigen  Instituten  der  Kreis  des  beleihbaren  Grundbesitzes 
allmählich  erweitert  worden.  Der  Verein  ist  eine  als  juristische 
Person  anerkannte  Anstalt  und  steht  unter  der  Kontrolle  der 
sächsischen  Regierung,  die,  wie  in  Preußen,  einen  Kommissar  be- 
stellt, der  den  ganzen  Geschäftsgang  überwacht  und  an  jeder 
Sitzung  des  Vorstandes  und  der  Generalversammlung  teilzunehmen 
berechtigt  ist.  Die  Machtbefugnis  des  Königlichen  Kommissars 
geht  sogar  so  weit  —  was  u.  E.  durchaus  unzv/eckmäßig  ist  — ,  daß 
ohne  seine  Zustimmung  keine  Hypothek  der  Anstalt  zur  Löschung 
gebracht  und  kein  Pfandbrief  ausgegeben  werden  darf. 

Die  Darlehensgewährung  erfolgt  wie  bei  den  meisten  gleich- 
artigen Instituten  in  Pfandbriefen  nach  dem  Nennwerte.  Die 
Darlehen  sind  durchweg  Tilgungsdarlehen. 

Eine  eigenartige  Einrichtung  stellt  bei  dieser  Kreditanstalt  die 
sogenannte  Serienbildung  dar.  Nach  der  Reihenfolge  des 
Eintritts  werden  Serien  gebildet.  Jede  Serie  bildet  für  sich  ein 
einheitliches  Ganze,  das  gleichmäßig  verzinst  und  getilgt  wird. 
Jede  Serie  hat  auch  ihren  eigenen  ausschließlichen  Amortisations- 
und Reservefonds.  Ebenso  wird  die  allmähliche  Tilgung  ihrer 
Pfandbriefe  für  sich  allein  und  gleichmäßig  bei  allen  ihren  Hypo- 
theken bewirkt.  Innerhalb  einer  Serie  entstehende  Verluste  sind 
auch  von  dieser  allein  zu  tragen;  dieselbe  hat  auch  andern  etwa 
beteiligten  Serien  sowie  den  Eigentümern  von  zu  Gunsten  der 
Anstalt  belasteten  Grundstücken,  die  durch  solche  Verluste  in 
Mitleidenschaft  gezogen  worden  sind,  den  entstandenen  Schaden 
zu  ersetzen.  DemjeweiligenEigentümer  eines  belasteten  Grundstücks 
steht  es  frei,    mit   dem  Nennbetrag  seiner  Schuld  aus    der  Serie, 
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zu  der  er  bisher  gehört  hat,  aus  und  in  die  laufende  Serie  ein- 
zutreten. Dieser  Uebertritt  hat  jedoch  den  Verlust  des  Anspruchs 
an  dem  Reservefonds  der  Serie,  welcher  die  Schuld  vorher  ange- 
hört hat,  zur  naturgemäßen  folge  ^).  Ueber  den  Geschäftsumfang 
sei  nur  kurz  ausgeführt,  daß  der  Darlehnsbestand  rund  80  Mill.  M. 
erreicht  hat.  Davon  entfallen  etwa  33  Millionen  M.  auf  den  Klein- 
grundbesitz, ein  Beweis,  daß  die  Anstalt  ihre  Exklusivität  recht- 
zeitig aufgegeben  hat.  Der  Zinsfuß,  herbeigeführt  eben  haupt- 
sächlich durch  die  Serienbildung,  ist  ein  recht  mannigfaltiger  bei 
diesem  Institut.  Im  Umlauf  befinden  sich  nämlich  nicht  nur 
3,  3^2  und  4prozentige  Pfandbriefe,  sondern  auch  solche  zu  3  Vs 
und  3^/3%-). 

Nicht  nach  der  zeitlichen  Folge,  aber  aus  Zweckmäßigkeits- 
gründen sei  hier  des 

Landwirtschaftlichen  Kreditvereins  im  Königreich  Sachsen 

zu  Dresden  gedacht,  der  in  gewisser  Hinsicht  eine  Ergänzung  des 
vorhergehenden  Kreditinstituts  bildet  und  deshalb  auch  in  un- 
mittelbarem Anschlüsse  an  dasselbe  zur  Darstellung  gelangt.  Der 
Landwirtschaftliche  Kreditverein  wurde  durch  Königliches  Dekret 
vom  27.  April  1866  als  öffentliche  Kreditanstalt  zugelassen^).  Er 
gehört  gemäß  Ministerialreskript  vom  15.  Oktober  1898  zu  den 
landschaftlichen  Kreditanstalten  im  Sinne  des  Art.  167  des  Ein- 
führungsgesetzes zum  BGB,  Daher  sind  auch  alle  landesgesetz- 
lichen Vorschriften,  welche  die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  BGB. 
bestehenden  landschaftlichen  oder  ritterschaftlichen  Anstalten  be- 
treffen, in  Kraft  geblieben,  ebenso  die  Rechtsvergünstigungen,  die 
dem  Verein  auf  Grund  des  §  82,  Absatz  2,  der  deutschen  Grund- 
buchordnung vom  24.  März  1897  zustanden. 

Die  Aufgaben  des  Vereins  bestehen  darin,  dem  landwirtschaft- 
lichen Grundbesitz,  außerdem  aber  auch  den  Gemeinden  und  Ge- 
meindeverbänden wie  Kirchen-,  Schul-,  Armengemeinden  usw.,  den 
Bezirksverbänden  im  Königreich  Sachsen  u.  a.  m.  Kredit  zu  ge- 
währen, und  zwar  vornehmlich  als  Tilgungsdarlehen.  Dabei  ist  die 
Geschäftstätigkeit  des  Vereins  nicht  auf  das  Königreich  beschränkt, 

1)  Vgl.  Statuten  des  Erbländischen  ritterschaftlichen  Kreditvereins  im  König- 
reich Sachsen,  Leipzig,  Ausgabe   1900,  S.  3  u.   ff. 

2)  F.  Hecht,  a.  a.  O.,  S.  434  u.  flf. 

3)  Statut  des  Landwirtschaftlichen  Kreditvereins  sowie  auch  F.  Hecht.,  a.  a.  O. 

S.  457  "■  ff- 
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sondern  sie  darf  sicli  auch  auf  die  ani^Mcnzenden  thüringischen 
Staaten  erstrecken.  Der  Auf^abenkreis  ist  also  ein  größerer  als 
bei  den  eigentlichen  Landschaften,  er  nähert  sich  mehr  dem  der 
drei  zuerst  behandelten  landschaftlichen  Kreditanstalten  in  Han- 
nover, Kassel  und  Wiesbaden. 

Die  erforderlichen  Geldmittel  beschafft  sich  der  Kreditverein 
durch  die  Einzahlungen  seiner  Mitj^licder,  durch  die  Ausgabe  von 
Pfand-  und  Kreditbriefen,  durch  Aufnahme  von  Vorschüssen  gegen 
Faustpfand  und  durch  die  Annahme  von  Spareinlagen.  Auch 
hierin  ähnelt  er  also  in  etwa  den  drei  zuletzt  genannten  Kredit- 
anstalten. Die  der  Verlosung  unterliegenden  (unkündbaren)  Pfand- 
briefe haben  als  Sicherheit  alle  dem  Verein  gehörenden  un- 
kündbaren hypothekarischen  Außenstände  sowie  die  verlosbaren 
Kreditbriefe  der  (unkündbaren)  Darlehnsforderungen  an  Ge- 
meinden. 

Eine  Eigenart  dieses  Kreditinstituts  ist  es,  daß  ihm  das 
Recht  zusteht,  auf  Grund  der  kündbaren  hypothekarischen 
Außenstände  kündbare  Pfandbriefe  zu  emittieren.  Die  Kündigungs- 
frist für  die  Inhaber  solcher  Pfandbriefe  ist  jedoch  auf  ein  Jahr 
bemessen,  und  die  Kündigung  darf  nur  auf  die  eingeführten 
Zahlungstermine  erfolgen.  Dabei  ist  die  Haftbarkeit  der  Vereins- 
mitglieder eine  gesamtschuldnerische  und  allgemeine,  so  daß  für 
die  Sicherheit  der  Forderungen  an  den  Verein  hinlänglich  ge- 
sorgt ist. 

Die  Zahl  der  Vereinsmitglieder  hat  rund  16000  erreicht  mit 
einem  Stammanteil  von  ca.  7  Millionen  M.,  wovon  über  6  Mill.  M. 
dividendenberechtigt  sind.  Dieses  Kreditinstitut  erstrebt  also  als 
Ausnahme  von  der  Regel  einen  Geschäftsgewinn  für  die  Mit- 
glieder. Die  Dividende  betrug  in  Prozenten  der  Stammanteile  in 
den  letzten  Jahren  durchweg  4%. 

Der  Bestand  an  Hypothekendarlehen  beträgt  zur  Zeit  rund 
175  Millionen  M.,  wovon  etwa  7  Millionen  M.  auf  die  kündbaren 
Hypotheken  entfallen.  Die  Anzahl  der  Darlehen  an  Gemeinden 
stellt  sich  auf  über  4500  mit  rund  160  Millionen  M.,  so  daß  also 
die  Kreditbewilligung  an  Körperschaften  des  öffentlichen  Rechts 
jetzt  weitaus  die  überwiegende  ist,  und  der  Verein  seinen  ur- 
sprünglichen Charakter  als  landwirtschaftlichen  Kreditinstituts  im 
Laufe  der  Zeit  fast  ganz  verloren  hat. 

Das  letzte  hierher  gehörende  deutsche  Kreditinstitut  ist  dann 
der 
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Ritterschaftliche  Kreditverein  für  das  Herzogtum 
Braunsch^veig 

in  Wolfenbüttel,  dessen  Statut  am  20.  März  1862  die  landesherr- 
liche Bestätigung  fand^).  Auch  bei  diesem  Institut  fanden  mehr- 
fache Satzungsänderungen  statt ;  am  bemerkenswertesten  ist  die  des 
Jahres  1893,  durch  die  die  Schuldverschreibungen  des  Vereins 
als  Anlage  für  Mündelgeld  im  Großherzogtum  Braun- 
schweig zugelassen  wurden.  Die  Einrichtungen  und  Aufgaben 
dieses  Kreditinstituts  schließen  sich  im  großen  und  ganzen  wie- 
der an  die  der  übrigen  bezüglichen  ritterschaftlichen  Kreditin- 
stitute an. 

Die  Verwaltungsorgane  sind  ein  fünfgliedriger  ritterschaft- 
Hcher  Ausschuß  und  eine  dreigliedrige  ritterschaftliche  Kredit- 
kommission. Letztere  untersteht  der  Oberaufsicht  des  Ausschusses 
der  Ritterschaft  sowie  dem  Staatsministeriam. 

Beleihungsfähig  sind  außer  den  Rittergütern  auch  bäuer- 
liche Besitzungen.  Dabei  besteht  das  Prinzip  der  Zwangstil- 
gung. Die  Gesamtjahresleistung  ist  regelmäßig  5  %,  wovon  in 
der  Regel  7i  %  ^uf  die  Tilgung  entfällt.  Die  Amortisation  ist 
also  eine  um  ^'4  %  stärkere  als  durchweg  bei  den  gleichartigen 
Instituten.  Eine  freiwillige  verstärkte  Tilgung  ist  zulässig.  Die 
Mitglieder  des  Vereins  sind  verpflichtet,  einen  über  5  %  hinaus- 
gehenden Jahresbetrag  zu  leisten,  wenn  die  Anstalt  ihren  Gläu- 
bigern selbst  mehr  als  4  %    Zinsen  bezahlen  muß. 

Der  Kreditverein  nimmt  zur  Beschaffung  der  erforderlichen 
Geldmittel  Anleihen  auf,  für  deren  Verzinsung  und  Rückzahlung 
er  selbstschuldnerisch  mit  seinem  zeitigen  und  künftigen  Vermögen 
haftet,  insbesondere  mit  seinen  Hypothekenforderungen,  seinem 
Tilgungsfonds  und  dem  ritterschaftlichen  Stiftungsfonds.  P2ine 
Solidarhaft  der  Mitglieder  des  Vereins  gegenüber  den  Inhabern 
der  Schuldverschreibungen  besteht  dagegen  nicht,  doch  sind  die 
obengenannten  Garantien  auch  vollkommen  ausreichend;  namentlich 
gilt  dies  bezüglich  des  Stiftungsfonds,  eines  ausschließlichen  Ver- 
mögens der  Ritterschaft,  das  dem  Kreditverein  als  feste  Dotation 
derart  überwiesen  ist,  daß  dasselbe  mit  für  die  Vereinsschulden 
haftet  und  für  unvorhergesehene  Fälle  Aushülfe  gewähren  soll. 
Seine  Höhe  erreicht  zur  Zeit  rund  400000  M. 

Die  übrigen  Fonds  des  Kreditvereins  sind  der  Betriebsfonds, 

i)  Statut  des  Ritterschafllichen  Kredilveieins  für  das  lleizoi;tuni  Hniunschweiy;, 
Neueste  Ausgabe,  sowie  auch  F.  Hecht,  a.  a.  O.  S.  479  u.   IT. 
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der  in  der  Regel  den  Gcsnmtbestand  des  Tilgun^^s-  nnd  des  rit- 
terschaftlichen Stiftungsfonds  nicht  üjjersteigen  darf,  und  der  Til- 
gungsfonds. Letzterer  hat  außer  seinem  eigentlichen  Zweck  der 
Tilgung  auch  die  Verpflichtung,  für  die  Forderungen  der  Vereins- 
gläubiger zu  haften.  Hierin  unterscheidet  er  sich  also  von  dem 
gleichen  Fonds  der  preußischen  Landschaften,  aus  dem  bekannt- 
lich Dritte  keine  Rechte  ableiten  können.  Infolge  dieser  Mitver- 
haftung können  die  Vereinsmitglieder,  wieder  im  Gegensatz  zu 
den  preußischen  Landschaften,  über  ihn  naturgemäß  auch  zu 
keiner  Zeit  verfügen.  Aus  dem  Tilgungsfonds  sind  auch  etwaige 
Verluste  am  Vereinsvermögen  zu  decken  und  der  ritterschaftliche 
Fonds  wieder  zu  ergänzen,  falls  dieser  ganz  oder  teilweise 
zur  momentanen  Aushilfe  aufgezehrt  worden  ist;  endlich  sind 
aus  ihm  diejenigen  Verwaltungskosten  zu  bestreiten,  für  welche 
die  statutarisch  bestimmte  Quote  der  Mitgliederbeiträge  nicht 
ausreicht. 

Eine  bei  den  andern  Kreditanstalten  z.  B.  der  Hannover- 
schen Landeskreditanstalt  längst  abgeschaffte  Unzweckmäßigkeit 
namentlich  in  Krisenzeiten  besteht  noch  darin,  daß  den  unkünd- 
baren, amortisablen  Darlehen  kündbare  Verpflichtungen  gegen- 
überstehen. Das  Recht  halbjähriger  Kündigung  der  ausgestellten 
Schuldverschreibungen  steht  nämlich  nicht  nur  der  Kreditkom- 
mission, sondern  auch  den  Gläubigern  zu,  falls  nicht  in  Einzel- 
fällen eine  längere  Kündigungsfrist  vereinbart  worden  ist. 

Der  Braunschweigische  Ritterschaftliche  Kreditverein  hat  sich 
entsprechend  dem  beschränkten  Gebiet  seiner  Tätigkeit  nur  lang- 
sam entwickelt.  Die  Summe  der  im  Umlauf  befindlichen  Kredit- 
vereins-Obligationen stellt  sich  auf  etwa  ii  ]\lilIionen  M.,  der 
Tilgungsfonds  hat  eine  Höhe  von  nahezu  2  ^/2  Millionen  M.  er- 
reicht. Wie  bei  allen  kleinen  Kreditinstituten  war  der  Betrag, 
der  für  die  Verzinsung  der  von  der  Anstalt  angeliehenen  Kapi- 
talien zu  verwenden  war,  stets  ein  verhältnismäßig  hoher;  er  be- 
trug z.  B.  in  den  Jahren  1900 — 1905  der  Reihe  nach  je  etwas 
über  3,43  ;  3,84;  3,86  ;  3,85  ;  3,41  u.  3,44  %.  Auch  die  Verwaltungs- 
kosten stellen  sich  mit  etwa  8  Pf.  für  100  M.  Darlehnskapital  in 
den  letzten  Jahren  verhältnismäßig  hoch. 
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Die  privatgenossenschaftlichen  und  die  sonstigen 

deutschen  Bodenkreditinstitute,  die  ausschließlich 

oder  doch  vorwiegend  landwirtschaftlichen 

Bodenkredit  pflegen. 

Eine  Sonderstellung  unter  den  Kreditinstituten  für  den  land- 
wirtschaftlichen Grundbesitz  nimmt  die 

Bayerische  Landwirtschaftsbank 

in  München  ein.  Sie  ist  am  2.  Dezember  1896  gegründet  wor- 
den und  stellt  das  einzige  in  Form  einer  Genossenschaft 
mit  beschränkter  Haftung  bestehende  Bodenkreditinsti- 
tut in  Deutschland  dar  ^).  Bereits  bei  ihrer  Gründung  durfte  sie 
sich  der  Förderung  der  Staatsregierung  erfreuen,  von  der  sie 
I  Million  M.  unverzinsliches  und  nach  Anordnung  der  Staatsregie- 
rung zurückzuerstattendes  Betriebskapital  erhielt.  Ferner  stand 
ihr  bei  derselben  Stelle  ein  mit  3  %  verzinslicher  Betriebsvor- 
schuß ebenfalls  bis  zu  i  Million  M.  zur  Verfügung.  Mit  Gesetz 
vom  24.  Januar  1898  wurde  der  Bank  dann  noch  ein  weiterer, 
je  nach  Bedarf  zu  entnehmender,  jederzeit  kündbarer  Staatsvor- 
schuß von  3000000  M.  mit  3  prozentiger  Verzinsung  bewilligt; 
kurz,  die  Bank  hat  von  Jeher  auf  staatliche  Hilfe  und  Unterstützung 
bauen  dürfen,  obwohl  sie  auf  rein  privatgenossenschaftlicher  Grund- 
lage ruht.  Aber  Bayern  hat  es  ebenso  wie  Preußen  stets  abge- 
lehnt, ein  Staatsinstitut  für  diese  Zwecke  ins  Leben  zu  rufen,  im 
Gegensatz  zu  den  meisten  kleineren  deutschen  Staaten. 

Die  Beschaffung  der  Betriebsmittel  erfolgt  außer  den  vom 
Staat  gewährten  Zu-  und  Vorschüssen  durch  Geschäftsanteile  und 
durch  die  Ausgabe  von  Pfand-  und  Schuldbriefen.  Die  IM'and- 
briefe  sind    durch    Hypothekenforderungen    fundiert,    die    Schuld- 


l)  G,  V.  Schmollers  Jahrbuch,  Bd.   30,   Berlin    igoO,  S.    1505  u.   tT. 
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briefe  durcli  Gemeindedailchen.  Da  staatliche  Mittel  an  dein 
Unternehmen  beteiligt  sind,  so  übt  auch  die  Staatsregierung  fol- 
gerichtig eine  gewisse  Kontrolle  der  Geschäftsführung  durch  einen 
Kommissar  aus.  lJ)amit  in  dem  Institut  die  *Dividendensucht«  nicht 
die  Ueberhand  gewinnt,  ist  bestimmt,  daß  die  Verzinsung  der 
Geschäftsanteile  der  Genossen  4  %  nicht  übersteigen  darf.  Aehn- 
lich  wie  bei  dem  Erbländischen  ritterschaftlichen  Kreditverein 
im  Königreich  Sachsen  besteht  bei  der  Landwirtschaftsbank  für 
jede  Serie  der  Pfandbriefe  und  der  Schuldbriefe  ein  besonderer 
Amortisationsfonds,  in  den  die  Tilgungsquoten  derjenigen  Dar- 
lehen fließen,  für  welche  die  bezüglichen  Pfand-  bez.  Schuld- 
briefe ausgegeben  worden  sind. 

Die  Landwirtschaftsl)ank  unterliegt  nicht  den  Bestimmungen 
des  Hypothekenbankgesetzes,  aber  durch  bayerisches  Gesetz  vom 
22.  Dezember  1899,  betr.  die  Sicherheit  der  Inhaber  von  I^fand- 
scheinen  der  Bayerischen  Landwirtschaftsbank,  sind  die  erforder- 
lichen Garantien  für  die  Sicherstellung  der  Pfandbriefgläubiger 
geschaffen. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  stellt  sich  nach  dem  letzten  Ge- 
schäftsbericht der  Bank  auf  rund  16000  mit  einer  Haftsumme  von 
über  30  IMillionen  M.  und  rund  30000  Geschäftsanteilen.  Unter  den 
Mitgliedern  befanden  sich  etwas  über  800  ohne  Darlehen  der  Land- 
wirtschaftsbank. Die  Bank  wird  also  auch  im  bescheidenen  Maße 
zur  Kapitalanlage  von  Nichtinteressenten  benutzt.  Die  ausstehen- 
den Darlehen  haben  die  Summe  von  100  Millionen  M.  über- 
schritten ;  es  entfallen  davon  nahezu  lo  %  auf  die  Kommunaldar- 
lehen. Die  Bayerische  Landwirtschaftsbank  ist  also  ihrer  schon 
in  der  Benennung  zum  Ausdruck  gebrachten  Bestimmung  bis 
jetzt  in  hervorragendem  Maße  nachgekommen  und  hat  nament- 
lich in  den  letzten  Jahren  viel  zur  Sanierung  der  landwirtschaft- 
lichen Kreditverhältnisse  in  ihrem  Geschäftsgebiet  beigetragen. 

Uebergangen  werden  kann  hier  die  National-Hypotheken- 
Kreditgenossenschaft  in  Berlin  (bis  1900  in  Stettin),  die  1870 
ins  Leben  gerufen  wurde  und  Anfang  1908  in  Liquidation  ge- 
treten ist.  Sie  hatte  ebenfalls  das  Recht  der  Pfandbriefausgabe 
und  berechtigte  auch  in  den  ersten  Jahren  zu  den  schönsten 
Hoffnungen.  Durch  den  1877  eingetretenen  Konkurs  der  ritter- 
schaftlichen Privatbank  in  Stettin,  mit  der  die  Gesell- 
schaft in  Kontokorrentverkehr  stand,  wurde  ihr  Vertrauen  jedoch 
stark  erschüttert.     In  den  späteren  Jahren  häuften  sich  Schulden 
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auf  Schulden  und  ein  infolge  nicht  immer  vorsichtiger  Beleihungs- 
politik  übermäßig  angehäufter  Grundstückserwerb  belastete  den 
Geschäftsbetrieb  der  Anstalt  viel  zu  sehr.  Doch  wurde  seit  Ende 
der  1890er  Jahre  auf  die  Deckung  der  Unterbilanz  hingear- 
beitet, und  dieses  Ziel  1901  auch  erreicht.  Ende  1902  war  auch 
der  Reservefonds  bis  zur  vorgesehenen  Höhe  von  540  000  M. 
wieder  hergestellt,  doch  waltete  auch  in  den  folgenden  Jahren 
über  dem  Institut  kein  guter  Stern,  so  daß  die  schon  erwähnte 
Liquidation  nur  eine  Frage  der  Zeit  sein  konnte.  Die  ländlichen 
Darlehen  dieses  Instituts  machten  in  den  letzten  Jahren  etwas 
mehr  als  die  Hälfte  der  städtischen  Beleihungen  aus.  Von  An- 
fang an  bis  etwa  zum  Jahre  1899  überwogen  dagegen  die  länd- 
lichen Hypotheken  wenigstens  dem  Betrage  nach.  Der  höchste 
Stand  der  Darlehen  auf  ländliche  und  städtische  Grundstücke 
wurde  Anfang  der  1890er  Jahre  mit  rund  46  Millionen  M.  er- 
reicht. Die  Beleihungen  bezogen  sich,  schon  der  Lage  des  In- 
stituts entsprechend,  hauptsächlich  auf  die  östlichen  Provinzen  i). 
Hierher  zu  nehmen  ist  dann  ferner  noch  ein  Bankinstitut  aus 
der  Reihe  der  Hypothekenbanken,  weil  dieses  ebenfalls  vorwie- 
gend den  landwirtschaftlichen  Bodenkredit  pflegt,  nämlich  die 

Landwirtschaftliche  Kreditbank 

in  Frankfurt  a.  M.,  die  1871  mit  einem  Aktienkapital  von 
600  000  M.  gegründet  wurde.  Doch  hat  dieselbe  nur  ganz  lokale 
Bedeutung  erlangt,  so  daß  wir  auf  ihre  Einrichtungen  nicht  näher 
einzugehen  brauchen.  Der  gesamte  Pfandbriefumlauf  erreicht  noch 
nicht  einmal  10  Millionen  M.  ;  die  Geschäftstätigkeit  der  Bank 
hinsichtlich  der  Bodenbeleihung  reicht  also  noch  nicht  einmal  an 
die  einer  kleineren  Sparkasse  heran.  Annähernd  zwei  Drittel 
dieser  Summe  entfallen  dabei  auf  ländliche  Grundstücke  2). 

Von  größerer  Bedeutung  für  die  landwirtschaftliche  Kredit- 
beschaffung, aber  nur  in  den  bezüglichen  Landestcilen,  sind  dann 
endlich  noch  eine  Reihe  Bodenkreditanstalten,  die  durchweg  volle 
oder  teilweise  Garantie  des  betreffenden  Staates  genießen,  wie 
bekanntlich  auch  ursprünglich  die  Landeskreditanstalten  in  Han- 
nover, Kassel  und  Wiesbaden.  Während,  wie  gesagt,  Preußen 
und  auch  Bayern  es  stets  abgelehnt  haben,  die  Garantie  für  der- 
artige   Institute    zu    übernehmen    und    hier    von   Anfang    an    nur 

1)  F.  Hecht,  a.  a.  ü.,  S.  490  u.   IT. 

2)  Desgl.  S.  380  u.   ff. 
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Gegenseitigkeits-Grundkreditinstitute  ins  Leben  traten,  übernahmen 
die  kleineren  deutschen  Staaten  eine  solche  selbstschuldnerische 
Garantie,  damit  derarti^'e  Kreditinstitute  überhaupt  lebensfähig,' 
waren.  Dafür  war  a!)cr  die  Bewegungsfreiheit  hei  ihnen  auch 
viel  geringer  als  z.  B.  bei  den  preußischen  Landschaften,  was 
entschieden  als  Nachteil  bezeichnet  werden  muß. 

Das  älteste  unter  diesen  ^)  ist  das  Herzogliche  Leihhaus  in 
Braunschweig,  das  im  Jahre  1765  gegründet  wurde  und  seinen 
Namen  herleitet  von  dem  ursprünglichen  1  lauptgeschäftszweig  des 
Instituts.  Es  wurde  nicht  als  Staatsanstalt,  sondern  als  ein  unter 
staatlicher  Aufsicht  stehendes  Institut  mit  dem  Zweck  ins  Leben 
gerufen,  Pfandleihgeschäfte  zu  betreiben.  Im  Jahre  1832  erfolgte 
dann  die  Umwandlung  in  eine  unter  der  Haftung  des  Staates 
stehende  Landeskreditanstalt.  Diese  behielt  jedoch  ihren  ursprüng- 
lichen Zweck  bei,  wurde  aber  zugleich  Hilfskreditanstalt  für  den 
Staat.  Nach  und  nach  entwickelte  sie  sich  immer  mehr  zu  einem 
reinen  Bankinstitut  für  alle  Berufsstände,  so  daß  es  nur  insofern 
einiges  Interesse  für  uns  hat,  als  es  auch  bei  der  Beleihung  des 
landwirtschaftlichen  Grund  und  Bodens  im  Herzogtum  immer- 
hin einen  beachtenswerten  Faktor  namentlich  seit  der  Reorgani- 
sation im  August  1867  darstellte.  Zweigstellen  des  herzoglichen 
Leihhauses  bestehen  in  Holzminden,  Blankenburg,  Helmstedt, 
Gandersheim  und  Wolfenbüttel. 

Es  würde  zu  weit  führen,  auf  die  Entwicklungsgeschichte 
weiter  einzugehen,  zumal  es  gegenwärtig  nur  noch  ein  fast  allge- 
meines Bankinstitut  ist.  Wir  wenden  uns  daher  einem  andern 
Institut  dieser  Art  zu,  nämlich  der  Bodenkreditanstalt  für  das 
Herzogtum  Oldenburg,  die  erst  verhältnismäßig  spät  durch  Ge- 
setz vom  14.  Februar  1S83  errichtet  wurde.  Sie  ist  auch  durch- 
aus keine  Kreditanstalt  für  den  landwirtschaftlichen  Grundbesitz 
allein,  sondern  gibt  auch  Darlehen  an  Gemeinden  und  sonstige 
Kommunalverbände,  Genossenschaften  usw.  Es  liegt  dies  auch 
in  dem  Charakter  dieser  und  der  übrigen  hierhergenommenen 
Anstalten  als  Staatsinstitute  begründet,  weshalb  wir  uns  auch 
nicht  näher  mit  ihnen  beschäftigen  können.  Die  Einrichtungen 
und  die  Organisation  bieten  zudem  für  uns  nichts  Bemerkenswertes. 
Bei  der  Beleihung  landwirtschaftlicher  Grundstücke  besteht  eine 
Zwangsamortisation  von   mindestens  ^/o"o,    bei  Darlehen   auf  Ge- 

i)  Vgl.  hierzu  die  grundlegende  Arbeit  von  F.  Hecht:  Die  staatlichen  und  pro- 
vinziellen   Bodenkreditinstitute  in  Deutschland,   Leipzig   1891,  S.  34  u.  ff. 
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bäude  ohne  landwirtschaftliche  Grundstücke  von  mindestens  iV2%- 
Der  Zinsfuß  beträgt  regelmäßig  bis  zu  V2  %  mehr,  als  die  Anstalt 
für  die  von  ihr  aufgenommenen  Kapitalien  selbst  aufbringen  muß. 
Die  Darlehen  sind  in  der  Regel  unkündbar,  während  deren  Schuld- 
verschreibungen der  halbjährigen  Kündigung  unterliegen,  ein  Miß- 
verhältnis, worauf  wir  schon  oben  zurückzukommen  hatten.  In 
den  Kreisen  der  oldenburgischen  Landwirte  hat  die  Bodenkredit- 
anstalt bisher  wenig  festen  Fuß  fassen  können.  Die  ländlichen 
Darlehen  stehen  daher  nach  Zahl  und  Summe  hinter  den  Korpo- 
rationsdarlehen erheblich  zurück,  sie  betragen  gegenwärtig  nur 
etwas  über  2  MilHonen  M. 

Ein  weiteres  Kreditinstitut  dieser  Art  ist  die  1844  gegründete 
Landständische  Bank  des  Königlich  Sächsischen  Markgraftums 
Oberlausitz  in  Bautzen.  Da  ihre  Bedeutung  für  die  landwirt- 
schaftliche Kreditbeschaffung  kaum  je  einen  nennenswerten  Um- 
fang angenommen  hat,  so  brauchen  wir  uns  hier  auch  nicht  weiter 
mit  ihr  beschäftigen.  Sie  krankte  von  jeher  wie  alle  derartigen 
Institute  mit  zu  geringem  Geschäftsgebiet  an  einer  verhältnis- 
mäßig teuren  Verwaltung  und  zu  teurer  Kreditbeschaffung  und 
Kreditgewährung. 

Hieran  anzuschließen  sind  dann  ferner  noch  sechs  Kredit- 
institute in  den  Thüringischen  Staaten,  die  alle  das  miteinander 
gemein  haben,  daß  sie  staatliche  Anstalten  sind  und  nicht  nur 
dem  landwirtschaftlichen,  sondern  auch  allen  übrigen  Kredit- 
bedürfnissen dienen.  Sie  gehören  daher  auch  nicht  in  den  Rah- 
men dieser  Arbeit,  aber  der  Vollständigkeit  halber  seien  sie  hier 
doch  wenigstens  mit  dem  Namen  angeführt.  Das  älteste  unter 
ihnen  ist  die  Herzogliche  Landesbank  in  Sachsen-Altenburg, 
die  am  31.  August  1792  als  Kammerleihbank  begründet,  seit 
Oktober  1818  aber  als  Landesbank  konstituiert  wurde  und  ihren 
Sitz  in  Altenburg  hat.  Die  Reihe  setzt  sich  fort  mit  der  1849 
gegründeten  Landeskreditanstalt  für  Sachsen-Meiningen  in  Mei- 
ningen, dann  mit  der  1853  ins  Leben  getretenen  Landeskreditanstalt 
für  Sachsen-Gotha  mit  dem  Sitz  in  Gotha,  ferner  mit  den  Landes- 
kreditkassen  für  Schwarzburg-Rudolstadt  in  Rudolstadt,  die  aus 
dem  Jahre  1855  stammt,  für  Sachsen-Weimar  (gegr.  im  Jahre  1869) 
in  Weimar  und  für  Schwarzburg-Sondershausen  (gegr.  im  Jahre 
1883)  in  Sondershausen.  Es  ging  also  bisher  im  wesentlichen  die 
Bankpolitik  der  kleineren  Staaten  in  Nordwest-  und  Mittcldcutsch- 

Zeitscliritt  für  die  ges.  Staalswissensch.     Ergänzungsliel't  4J.  o 
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land  dahin,  den  Bodenkredit  allgemein  und  so  auch  den  landwirt- 
schaftlichen Bodenkredit  unter  staatlicher  Haftbarkeit  zu  organi- 
sieren. 

Nur  eben  erwähnt  sei  hier  endlich  noch,  daß  in  Preußen  die 
Provinzialhilfskasscn  und  außerdem  mit  gewisser  Beschränkung 
die  Landeskulturrentenbankcn  sich  zum  Teil  auch  dem  landwirt- 
schaftlichen Bodenkredit  widmen.  Doch  können  beide  als  bank- 
mäßige öffentliche  Kreditanstalten  nicht  angesprochen  werden, 
und  ihre  Haupttätigkeit  liegt  auch  auf  ganz  andern  Gebieten  als 
auf  dem  der  Beschaffung  ländlichen  Grundkredits,  so  daß  wir  auf 
deren  Geschäftstätigkeit  usw.  nicht  einzugehen  haben. 

Es  entsteht  nun  die  Frage,  ob  die  bestehenden  landwirtschaft- 
lichen oder  doch  vorwiegend  für  den  landwirtschaftlichen  Grund- 
besitz bestimmten  Bodenkreditinstitute  bisher  ausgereicht  haben, 
um  das  gesamte  diesbezügliche  Kreditbedürfnis  zu  befriedigen. 
Diese  Frage  ist  entschieden  zu  verneinen.  Im  Osten  des  Reiches 
ist  es  noch  eher  der  Fall  als  im  Westen,  dort  sind  ja  auch  die 
bezüglichen  Kreditinstitute  weit  zahlreicher  vertreten  als  hier,  wo 
beispielsweise  in  einer  so  großen  Provinz  wie  die  Rheinprovinz 
kein  landschaftliches  oder  landschaftsähnliches  Kreditinstitut  vor- 
handen ist.  Aber  im  ganzen  genommen  —  ein  genauer  statisti- 
scher Nachweis  läßt  sich  leider  nicht  führen,  da  namentlich  auf 
bäuerlichem  Grundbesitz  noch  viele  Schulden  gegen  Schuldscheine 
und  dergl.  haften  —  dürfte  das  Kreditbedürfnis  des  landwirt- 
schaftlichen Grundbesitzes  durch  die  Landschaften  und  landschafts- 
ähnlichen sowie  die  sonstigen  im  wesentlichen  gleichartigen  Kredit- 
institute reichlich  zu  einem  Drittel  gedeckt  werden. 
Für  Preußen  haben  wir  hierüber  einen  gewissen  Anhalt  in  der 
landwirtschaftlichen  Verschuldungsstatistik  aus  dem  Jahre  1902. 
Die  Verschuldung  der  Grundeigentümer  mit  Haupterwerb  aus 
Land-  und  Forstwirtschaft  nach  Grundsteuer-Reinertragsklassen 
von  öoM.an  betrug  nämlich  in  dem  genannten  Jahre  7551  651 080  M. 
Dies  entsprach  nebenbei  bemerkt  dem  24,7  fachen  des  Grund- 
steuerreinertrags ^). 

Die  Summe  der  ausgegebenen  Pfandbriefe  (Schuldverschrei- 
bungen) der  landschaftlichen  Kreditinstitute  stellte  sich  Ende  1902, 
also  fast  zur  selben  Zeit,  auf  2647336431  M.,  oder  auf 
etwas  mehr  als  ein  Drittel  der  ermittelten  Ver- 
schuldungssumme,    Und  wie   in  Preußen   dürfte    das  Ver- 

i)  Statistisches  Jahrbuch  für  den  Preußischen  Staat,  Berlin   1905,   S.  232. 
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hältnis  auch  in  den  übrigen  deutschen  Staaten  sein,  wenn  es  sich 
in  diesen  nicht  noch  etwas  ungünstiger  stellt. 

Rund  zwei  Drittel  der  hypothekarischen  Be- 
lastung finden  also  noch  durch  die  übrigen  Kreditmög- 
lichkeiten, die  Sparkassen^  die  Hypotheken- 
banken, die  Versicherungsgesellschaften,  das 
Privatkapital  usw.  ihre  Deckung. 

Die  rein  landwirtschaftlichen  Bodenkreditinstitute  haben  also 
noch  nicht  die  Ausdehnung  gefunden  und  ihre  Ausgestaltung  hat 
demnach  auch  noch  nicht  den  Grad  der  Vollkommenheit  erreicht, 
wie  man  erwarten  sollte,  und  wüe  es  im  Interesse  der  Landwirt- 
schaft wünschenswert  wäre. 
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Schlußwort. 

Wie  wir  im  Verlaufe  unserer  Ausführungen  feststellen  konnten, 
ist  die  Zahl  der  ländlichen  Bodenkreditinstitute,  wie  sie  hier  kurz 
genannt  seien,  durchaus  ausreichend,  ja  sie  geht  nach  unserer 
Auffassung  in  einzelnen  Landesteilen  sogar  über  das  wünschens- 
werte Maß  hinaus.  Trotzdem  hat,  wie  wir  weiter  ermittelten, 
ihr  Geschäftsumfang  noch  lange  nicht  das  Maß  erreicht ,  das 
billigerw'eise  von  diesen  Kreditinstituten  gefordert  werden  müßte. 
Wenn  auch  gewiß  nicht  verlangt  werden  soll  und  kann,  daß  die 
für  den  ländlichen  Grundbesitz  bestehenden  Kreditanstalten  die 
Beleihungen  desselben  im  ganzen  Umfange  besorgen,  so  darf 
andererseits  doch  gefordert  werden,  daß  diese,  mit  den  speziellen 
Verhältnissen  des  land-  und  forstwirtschaftlichen  Bodens  am  besten 
vertrauten  und  für  denselben  durchweg  fast  ausschließlich  be- 
stimmten Institute  die  bezüglichen  Beleihungen  wenigstens  zum 
größten  Teil  in  der  Hand  hätten.  Da  dieses  aber,  wie  erwähnt, 
nur  bis  zu  rund  einem  Drittel  der  Fall  ist,  so  erhebt  sich  natur- 
gemäß die  Frage,  weshalb  denn  diese  mit  den  sonstigen  an  der 
landwirtschaftlichen  Bodenbeleihung  beteiligten  Faktoren  nicht 
besser  konkurrieren  können,  weshalb  sie  bisher  nicht  noch  grö- 
ßeren Eingang  in  den  kreditsuchenden  Kreisen  der  Landwirte 
gefunden  haben. 

Die  Antwort  auf  diese  Frage  dürfte  in  der  Reformbedürftig- 
keit einzelner  Einrichtungen  dieser  Kreditinstitute  zu  suchen  sein. 
Nur  zwei  derselben  sind  es,  die  aus  dem  bisherigen  alten,  aber 
auch  teilweise  veralteten  Schema  herausgetreten  sind ,  die  O  s  t  - 
preußische  und  die  Westfälische  Landschaft.  Erstere 
darf  den  Ruhm  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  den  Reigen  eröff- 
net, eine  neue  Aera  in  der  landwirtschaftlichen  Bodenkreditbe- 
schaffung angebahnt  zu  haben.  Der  Westfälischen  Landschaft 
gebührt  insofern  ein  Ehrenplatz,  als  sie  durch  ihre  neu  geschaffene 
besondere  Kreditmöglichkeit  für    die  Anerbengüter    ebenfalls    die 
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alten  Bahnen  in  etwas  verlassen  und  sich  den  neuen  Zeitverhält- 
nissen anzupassen  gesucht  hat.  Ist  ihr  der  Erfolg  auch  bisher 
versagt  geblieben,  so  liegt  das  an  den  eigenartigen  Vererbungs- 
verhältnissen und  der  pietätvollen  Anhänglichkeit  der  Söhne  und 
Töchter  der  roten  Erde  an  die  väterliche  Scholle.  Aber  die  ein- 
sichtsvolle Tat  dieses  Kreditinstituts  ist  deshalb  nicht  minder  hoch 
einzuschätzen ;  die  Zukunft  wird  ihr  Vorhaben  sicher  noch  mit, 
wenn  auch  bescheidenem  Erfolg  lohnen,  namentUch,  wenn  sie  es 
versteht,  vielleicht  durch  Herabsetzung  der  Gesamtleistung  für 
die  Anerbendarlehen,  diese  Kredithilfe  den  tatsächlich  vorliegen- 
den Verhältnissen  besser  anzupassen.  Alle  andern  angeführten 
Kreditinstitute  schwimmen  dagegen  noch  in  dem  alten  Fahrwasser, 
sie  haben  sich  noch  nicht  entschließen  können,  den  neueren  Be- 
strebungen der  landwirtschaftlichen  Kreditreform  beizutreten. 

Wie  diese  Reform  ins  Werk  zu  setzen  ist,  sei  hier  mit 
wenigen  Worten  hervorgehoben.  Sie  muß  ihren  Ausgangspunkt 
nehmen  bei  der  Vervollkommnung  der  Abschätzung.  Abschätzungs- 
grundsätze sind  gewiß  wandelbare  Begriffe.  Es  soll  auch  nicht 
geleugnet  werden,  daß  in  einer  zu  milde  gehandhabten  Taxierung 
der  Beleihungsobjekte  große  Gefahren  für  den  Bestand  eines 
Kreditinstituts  liegen.  Aber  so  wie  die  Taxgrundsätze  bei  den 
meisten  landschaftlichen  und  landschaftsähnlichen  Bodenkredit- 
instituten jetzt  festgesetzt  sind,  können  sie  nicht  weiter  bestehen, 
sonst  muß  ein  großer  Teil  des  landwirtschaftlichen  Grund  und 
Bodens,  und  gerade  der  bedrängteste  Teil,  seine  Beleihung  bei 
andern  Kreditmöglichkeiten  suchen  und  dort  teilweise  zu  seinem 
Schaden  finden.  Wenn  man  die  bestehenden  Taxordnungen  durch- 
liest, so  mutet  es  einem  eigentümlich  an,  daß  z.  B.  nach  der 
einen  die  Kapitalisierung  des  Grundsteuerreinertrages  mit  dem 
20  fachen,  nach  der  andern  mit  dem  25-  usw.  fachen  Betrage  zu 
erfolgen  pflegt.  Wenigstens  in  diesem  einen  Punkte,  sollte  man 
meinen,  wäre  eine  Vereinheitlichung,  eine  Gleichstellung  aller  oder 
wenigstens  der  preußischen  Landschaften  doch  wohl  möglich 
gewesen. 

Eine  weitere  wichtige  Reform  ist  dann  hinsichtlich  der  Be- 
leihungsgrenze  vorzunehmen.  Sie  bedarf  ebensosehr  einer  Er- 
höhung wie  die  Abschätzung,  sollen  die  berufenen  Kreditinstitute 
den  wichtigsten  Faktor  bei  der  Entschuldung  des  landwirtschaft- 
lichen Bodens  bilden,  was  doch  eigentlich  angebracht  wäre. 

Endlich    muß    die    Zentralisieruno-    der    bezüglichen    Kredit- 
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institute  und  ihrer  Kreditmittel,  die  Schaffung  eines  einheithchen 
Beleihungspapieres  gefordert  werden.  Denn  es  muß  der  Grund- 
satz gelten,  daß  in  unserer  Zeit  die  landschaftlichen  und  die  auf 
ähnlicher  Grundlage  aufgebauten  l^odenkreditinstitute  denselben 
Weg  zu  gehen  haben,  wie  die  andern  Kreditinstitute,  wie  die 
Unternehmungen  wirtschaftlicher  Natur  überhaupt.  Gegen  den 
Strom  schwimmen  ist  auch  hier  von  Ucbel.  Geht  unsere  Zeit 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete  nun  einmal  der  Konzentration  immer 
mehr  entgegen,  so  müssen  auch  die  Bodenkreditinstitute  für  den 
ländlichen  Grundbesitz  diesem  Zuge  zur  Vereinigung  folgen, 
wollen  sie  die  Führung  auf  dem  ihnen  zugewiesenen  wichtigen 
Gebiete  behalten.  Sonst  werden  sie  mit  der  Zeit  auch  nicht  mehr 
die  Aufgaben  erfüllen  können,  durch  die  sie  groß  geworden  sind 
in  einer  Zeit,  in  der  der  ländliche  Grundbesitz  dem  Ruin  ent- 
gegensteuerte und  die  sie  in  unserer  Zeit  noch  weit  über  alle 
andern  Kreditgeber  emporhebt.  Denn  die  möglichst  vollkommene 
Erfüllung  derselben  liegt  letzten  Endes  nicht  nur  im  privatwirt- 
schaftlichen, sondern  ebenso  sehr  im  allgemeinen,  staatlichen  und 
nationalen  Interesse.   Und  Stillstand  gilt  auch  hierbei  als  Rückgang. 

Nachtrag. 

Nach  dem  Abschluß  dieser  Arbeit,  jedoch  noch  kurz  vor 
deren  Veröffentlichung  ist  nach  dem  Beispiel  des  zu  Ende  v.  J. 
errichteten  »Verbandes  zum  Schutze  des  deutschen  Grundbesitzes 
und  Realkredits«,  der  bekanntlich  in  der  Hauptsache  dem  städ- 
tischen Grundbesitz  dienen  will,  ein  ähnlicher  Verband  für  den 
ländlichen  Grundbesitz  und  Bodenkredit  in  die  Oeffentlichkeit  ge- 
treten. Er  führt  den  Namen :  Verband  der  Güterinter- 
essenten Deutschlands  mit  dem  Sitz  in  Berlin.  Die 
Satzung  ist  am  26.  Februar  191 2  errichtet,  doch  liegt  die  eigent- 
liche Gründung,  wie  jetzt  bekannt  geworden  ist,  bereits  zwei  Jahre 
zurück.  Um  das  Zustandekommen  der  neuen  Vereinigung  haben 
sich  besonders  der  Geh.  Regierungsrat  Dr.  Seidel  und  der  General- 
direktor der  Land-  und  Industrie-Bank  R.  P.  Lindtier  in  Berlin 
Verdienste  erworben.  Der  Verband  bezweckt  die  Errichtung 
einer  Bank  zugunsten  des  ländlichen  Grundbe- 
sitzes, die  dem  kreditsuchenden  Landwirt  durch  Gewährung 
eines  ausgiebigen  Kredits  und  Beschaffung  sogenannter  zweiter 
Hypotheken  helfen  soll.  Wir  haben  es  also  mit  einer  ähnlichen 
Einrichtuno;   für    den    ländlichen  Grundbesitz  zu  tun ,    wie   es   für 
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den  städtischen  und  besonders  großstädtischen  Grimdstücksbesitz 
die  neuerdings  in  verschiedenen  Großstädten  und  auch  mittleren 
Städten  errichteten  Hypothekenanstalten  sein  wollen.  Daß  es 
auf  dem  Lande  ebenso  schwierig  ist,  wie  in  der  Stadt,  Nach- 
hypotheken zu  erhalten,  dürfte  allgemein  bekannt  sein.  Die  öffent- 
lichen Geldinstitute ,  wne  Sparkassen ,  Hypothekenbanken  usw. 
dürfen  bekanntlich  nur  eine  Beleihung  bis  zu  50  bez.  60  %  des 
Wertes  vornehmen.  Wer  eine  höhere  Beleihung  nicht  umgehen 
kann,  ist  auf  das  Privatkapital  angewiesen,  das  natürlich  nament- 
lich in  geldknappen  Zeiten  schwere  Bedingungen  stellt  und  sich 
meistens  auf  eine  längere  Beleihungsdauer,  wie  sie  besonders  für 
den  land-  und  forstwirtschaftlich  genützten  Boden  vonnöten  ist, 
nicht  einläßt  und  auch  vielfach  nicht  einlassen  kann.  Die  Land- 
schaften und  die  landschaftsähnlichen  Bodenkreditinstitute,  wie  wir 
in  unserer  Arbeit  feststellten,  nehmen  zwar  größtenteils  eine  Be- 
leihung bis  zu  -/s  des  Taxwertes  vor,  aber  die  Taxgrundsätze 
derselben  sind  vielfach  so  einseitig  und  den  tatsächlichen  Wert- 
verhältnissen so  wenig  angepaßt,  daß  deren  Beleihung  über  die 
der  Hypothekenbanken  (60%)  in  Wirklichkeit  meistens  nicht  hin- 
ausgeht. Zudem  beleihen  diese  Geldinstitute  ja  auch  nicht  jeden 
landwirtschaftlichen  Grundbesitz,  die  Aufnahmefähigkeit  in  den 
Kreis  der  Kreditverbundenen  ist,  wäe  wir  erfuhren,  an  bestimmte 
Voraussetzungen  geknüpft,  außerdem  werden  industrielle  Neben- 
betriebe bei  der  Werteinschätzung  zumeist  nicht  berücksichtigt 
u.  dergl.  m.  Darum  ist  es  gewiß  im  Interesse  der  ländlichen 
Kreise  und  auch  in  dem  der  Allgemeinheit  zu  begrüßen,  daß  sich 
ein  Verband  gebildet  hat,  der  auf  diesem  Gebiete  Wandel  schaffen 
und  neue  Mittel  und  Wege  für  die  Gesundung  der  ländlichen 
Bodenkreditverhältnisse  und  die  Entschuldung  des  landwirtschaft- 
lichen Grund  und  Bodens  ausfindig  machen  will. 

Besonders  empfehlenswert  dürfte  es  aber  sein,  wenn  die  neue 
Vereinigung,  wie  es  ihr  Bestreben  ist,  mit  den  bestehenden  gleich- 
artigen Vereinen  und  Kreditinstituten  zusammenarbeitet,  um  mit 
vereinten  Kräften  das  gesteckte  Ziel  zu  erreichen.  Würde  es  ihr 
gelingen,  die  auf  diesem  Gebiete  vielfach  zersplitterten  Kräfte  zu 
sammeln,  dann  hätte  sie  eine  große  Tat  vollbracht. 

Die  Organe  des  neuen  Verbandes  bestehen  aus  einem  grö- 
ßeren Präsidium,  das  sich  aus  angesehenen  Vertretern  der  Land- 
wirtschaft sämtlicher  deutscher  Landesteile  zusammensetzt,  einem 
Arbeitsausschuß  und  der  Verbandsleitung.    Die  Zentrale  ist,  wie 


—       I20      — 

gesagt,  Berlin,  doch  sollen  nach  liedarf  Orts-,  Bezirks-  und  Landes- 
gruppen gebildet  werden. 

Daß  dem  Unternehmen  auch  in  Finanzkreisen  Sympathie 
entgegengebracht  wird ,  geht  daraus  hervor ,  daß  eine  namhafte 
Lebensversicherungsgesellschaft  das  Angebot  gemacht  hat,  jähr- 
lich lo  bis  20  Millionen  M.  für  die  Befriedigung  der  Kreditbe- 
dürfnisse der  Verbandsangehörigen  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Aehnliche  Offerten  dürften  nicht  lange  auf  sich  warten  lassen, 
so  daß  die  erforderlichen  Geldmittel  bald  in  erwünschtem  Um- 
fange vorhanden  sind. 

Außer  der  direkten  Geldbeschaffung  hat  der  Verband  sich 
auch  die  Aufgabe  gestellt,  Rat  und  Auskunft  in  Geld- 
angelegenheiten an  seine  Mitglieder  zu  erteilen.  Dem 
gleichen  Zwecke  soll  eine  von  demselben  herausgegebene  Zeit- 
schrift unter  dem  Titel :  »Der  ländliche  Bodenkredit« 
dienen,  die  den  Mitgliedern  unentgeltlich  zugestellt  wird.  Die 
Mitgliederbeiträge  schwanken  zwischen  6  und  60  M.  pro  Jahr, 
je  nach  der  Größe  des  Grundbesitzes.  Auch  können  physische 
oder  juristische  Personen  ohne  Grundbesitz  mit  einem  Jahres- 
beitrag von   10  M.  dem  Verbände  beitreten^). 

i)  Vergl.  die  Satzung  des  Vereins  Verband  der  Güterinteressenten  Deutsch- 
lands e.  V.  in  Berlin  sowie  die  Prospekte  des  Verbandes. 
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Anlage. 

Gesetz  betreffend  die  Zulassung  einer  Verschuldungsgrenze  für 
land-  oder  forstwirtschaftlich  genutzte  Grundstücke. 

Vom  20.  August   1906.     (G.  S.  S.  389.) 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preußen  usw.  verordnen, 
mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Landtags  der  Monarchie,  was  folgt: 

Ein  land-  oder  forstwirtschaftlich  genutztes  Grundstück,  das  von  der  nach  §  15 
zuständigen  Kreditanstalt  beliehen  werden  darf,  kann  über  die  nach  der  Verfassung 
der  Anstalt  zulässige  Beleihungsgrenze  hinaus  weder  mit  Hypotheken,  Grundschul- 
den und  Rentenschulden,  noch  mit  beständigen  oder  für  eine  bestimmte  Zeit  zu 
entrichtenden  festen  Geldrenten  belastet  werden,  wenn  diese  Beschränkung  (Ver- 
schuldungsgrenze) im  Grundbuch  eingetragen  ist. 

§  2. 

Die  Eintragung  der  Verschuldungsgrenze  erfolgt  auf  Antrag  des  Eigentümers. 
Der  Antrag  bedarf  der  im  §  29  Satz    i   der  Grundbuchordnung   bestimmten  Form. 

Zum  Nachweise  der  im  §  i  bezeichneten  Erfordernisse  hat  der  Eigentümer  auf 
Verlangen  des  Grundbuchamts  eine  von  der  zuständigen  Kreditanstalt  zu  erteilende 
Bescheinigung  beizubringen. 

Beantragt  der  Eigentümer  die  Eintragung  einer  gemeinsamen  Verschuldungs- 
grenze für  mehrere  Grundstücke,  so  gilt  dies  zugleich  als  Antrag  auf  Vereinigung 
dieser  Grundstücke  im  Sinne  des  §  890  Abs.    i   des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs. 

§  3- 
Die  Verschuldungsgrenze    gilt    auch    für  die  Eintragung    von    Sicherungshypo- 
theken im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  wegen   Geldforderungen. 

Ohne  Rücksicht  auf  die  Verschuldungsgrenze  können  jedoch  solche  Siche- 
rungshypotheken dann  eingetragen  werden : 

I.  Wenn  die  Forderung  schon  vor  der  Eintragung  der  Verschuldungsgrenze 
gegen  den  Eigentümer,  auf  dessen  Antrag  diese  Eintragung  erfolgt  ist,  be- 
standen hat  und  die  Eintragung  der  Sicherungshypothek  binnen  drei  Jahren 
nach  der  Eintragung  der  Verschuldungsgrenze  oder,  falls  die  Forderung  erst 
später  fällig  geworden  ist,  binnen  drei  Jahren  nach  dem  Eintritte  der  Fällig- 
keit beantragt  wird.  Für  die  Eintragung  genügt  es,  wenn  ihre  Voraus- 
setzungen aus  dem  Schuldtitel  ersichtlich  oder  in  einer  öffentlichen  oder 
öffentlich  beglaubigten  Urkunde  von  dem  Eigentümer  anerkannt  oder  ihm 
gegenüber  durch  Urteil  festgestellt  sind. 

Einer  Forderung    der    vorbezeichneten    Art  steht    eine  Forderung    gegen 
einen  Rechtsvorgänger  des  Eigentümers,  der   die  Eintragung    der   Verschul- 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  42. 
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dungsgrenze    beantragt    hat,    gleich,    wenn    der   Eigentümer    nach    den  Vor- 
schriften    über    die    Anfechtungen    von   Rechtshandlungen    des    Schuldners 
außerhalb  des    Konkursverfahrens   verpflichtet    ist,    die  Zwangsvollstreckung 
in  das  Grundstück  wegen  der  Forderung  zu  dulden. 
2.  Wenn  die  Zwangsversteigerung  wegen  der  Forderung  nicht  zulässig  ist. 

§4. 
Die  Verschuldungsgrenze  gilt  nicht  für  Belastungen,  die  das  für  eine  Beleihung 
des  Grundstücks    mit  Mündelgeld   maßgebende    Vielfache    des   staatlich    ermittelten 
Grundsleuerreinertrages  nicht  übersteigen. 

§  5- 

Eine  Betastung,  für  welche  die  Verschuldungsgrenze  gilt,  darf  nur  eingetragen 
werden,  wenn  sie  und  die  ihr  etwa  vorgehenden  Belastungen  einen  Betrag  nicht 
übersteigen,  bis  zu  dem  das  Grundstück  von  der  Kreditanstalt  nach  deren  Verfas- 
sung beliehen  werden  darf. 

Der  Betrag  ist  durch  eine  auf  Antrag  des  Eigentümers  zu  erteilende  Bescheini- 
gung der  Kreditanstalt  nachzuweisen.  Soweit  bei  seiner  Feststellung  vorgehende 
Belastungen  bereits  berücksichtigt  sind,  ist  dies  in  der  Bescheinigung  ersichtlich 
zu  machen.  Eines  Nachweises  der  weiteren  im  §  i  bezeichneten  Erfordernisse  be- 
darf es  nicht. 

Bei  der  Eintragung  ist  im  Grundbuch  anzugeben,  daß  die  Belastung  innerhalb 
des  für  die  Verschuldungsgrenze  maßgebenden  Betrags  liegt. 

Wird  die  Eintragung  einer  Sicherungshypothek  im  Wege  der  Zwangsvoll- 
streckung wegen  einer  Geldforderung  beantragt,  so  hat  das  Grundbuchamt  die  Kre- 
ditanstalt um  Erteilung  der  nach  Abs.  i,  2  erforderlichen  Bescheinigung  zu  er- 
suchen. Die  Vorschriften  des  §  i8  Abs.  2  der  Grundbuchordnung  finden  An- 
wendung. 

Für  die  Kosten  der  von  dem  Grundbuchamt  erforderten  Bescheinigung  haftet 
der  Kreditanstalt  nur  der  Eigentümer.  Die  Anstalt  kann  wegen  der  Kosten  die 
Zwangsvollstreckung  in  das  bewegliche  Vermögen  des  Schuldners  nach  den  Vor- 
schriften der  Verordnung,  betreffend  das  Verwaltungszwangsverfahren  wegen  Bei- 
treibung von  Geldbeträgen,  vom  15.  November  1899  (Gesetz-Samml.  S.  545)  be- 
treiben. 

§  6. 

In  den  Fällen  der  §§  4,  5  kommt  bei  der  Feststellung  der  Zulässigkeit  der 
Belastung  eine  Hypothek  mit  dem  Kapital-  oder  Höchstbetrag,  eine  Grundschuld 
mit  dem  Kapitalbetrag,  eine  Rentenschuld  mit  dem  Betrage  der  Ablösungssumme, 
eine  beständige  oder  für  eine  bestimmte  Zeit  zu  entrichtende  feste  Geldrente  mit 
dem  fünfundzwanzigfachen  Jahresbetrag  und,  wenn  der  Gesamtbetrag  der  Renten- 
leistungen geringer  ist,  mit  diesem  Betrage  zur  Anrechnung. 

Bedingte  Rechte  sind  wie  unbedingte,  Widersprüche  oder  Vormerkungen  sind 
wie  die  durch  sie  zu  sichernden  Rechte  zu  behandeln. 

Ein  Recht,  mit  dem  noch  ein  anderes  Grundstück  belastet  ist  oder  belastet 
werden  soll,  ist  zu  seinem  vollen  Betrag  anzurechnen;  sofern  es  jedoch  nur  an 
einem  Teile  des  Grundstücks,  bei  dem  die  Verschuldungsgrenze  eingetragen  ist, 
besteht  und  sein  voller  Betrag  den  von  der  Kreditanstalt  bescheinigten  Beleihungs- 
wert  des  Teiles  übersteigt,  nur  zum  Betrage  dieses  Beleihungswerts. 

Vorgehende    Rechte    anderer    als    der    im    Absatz   i   bezeichneten  Art    bleiben 
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außer  Betracht.     Das  Gleiche  gilt  im  Falle   des  §  5   von  den  bereits  bei  der   Fest- 
stellung des  bescheinigten  Betrags  berücksichtigten  Rechten. 

§7. 
Bestehende  Rechte  an  dem  Grundstücke  werden  von  der  Eintragung  der  Ver- 
schuldungsgrenze nicht  berührt. 

§  8- 
Auf  die  Zwangsversteigerung  des  Grundstücks  finden  nach  der  Eintragung  der 
Verschuldungsgrenze    die    allgemeinen  Vorschriften    mit    folgenden    Maßgaben  An- 
wendung : 

1.  Die  Verschuldungsgrenze  bleibt,  soweit  sich  nicht  aus  den  Vorschriften  der 
Nr.  2  ein  anderes  ergibt,  von  der  Zwangsversteigerung  unberührt. 

Die  Eintragung  von  Sicherungshypotheken  für  die  Forderung  gegen  den 
Ersteher  erfolgt  ohne  Rücksicht  auf  die  Verschuldungsgrenze.  Soweit  die 
Sicherungshypotheken  diese  aber  überschreiten  und  nicht  zu  Gunsten  der 
im  §  IG  Nr.  i  bis  4  des  Reichsgesetzes  über  die  Zwangsversteigerung  und 
die  Zwangsverwaltung  bezeichneten  Ansprüche  eingetragen  sind,  können  sie 
nicht  nach  Maßgabe  der  Vorschriften  der  §§  1180,  1186,  1 198  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuchs  ihrem  Inhalte  nach  geändert  werden  und  erlöschen, 
wenn  sie  sich  mit  dem  Eigentum  in  einer  Person  vereinigen. 

2.  Ist  das  Grundstück  mit  einem  vor  der  Eintragung  der  Verschuldungsgrenze 
eingetragenen  Rechte  belastet,  so  ist  es  mit  der  Versteigerungsbedingung 
des  Fortbestehens  der  Verschuldungsgrenze  und  ohne  diese  Bedingung  aus- 
zubieten. Der  Zuschlag  wird  auf  Grund  des  mit  der  Bedingung  erfolgten 
Ausgebots  erteilt,  wenn  das  Recht  dadurch  nicht  beeinträchtigt  wird. 

Das  Gleiche  gilt,  wenn  nach  der  Eintragung  der  Verschuldungsgrenze 
eine  Sicherungshypothek  wegen  einer  Forderung  der  im  §  3  Abs.  2  Nr.  i  Satz  i 
bezeichneten  Art  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  eingetragen  ist,  oder 
wenn  der  Gläubiger  die  Zwangsversteigerung  wegen  einer  solchen  Forde- 
rung binnen  der  dort  bezeichneten  Frist  beantragt  und  diese  Voraussetzungen 
spätestens  im  Versteigerungstermine  vor  der  Aufforderung  zur  Abgabe  von 
Geboten  nachweist ;  die  Vorschrift  des  §  3  Abs.  2  Nr.  I  Satz  2  findet  ent- 
sprechende Anwendung. 

3.  Die  Kreditanstalt  hat  dem  Gericht  auf  Ersuchen  eine  Bescheinigung  über 
den  die  Verschuldungsgrenze  bestimmenden  Höchstbetrag  zu  erteilen. 

§  9. 

Eine  Ueberschreitung  der  Verschuldungsgrenze  ist  nur  mit  Genehmigung  des 
nach  §  15  zuständigen  staatlich  bestellten  Kommissars  zulässig.  Sie  darf  außer  bei 
Belastungen  auf  Grund  des  Gesetzes,  betreffend  die  Errichtung  von  Landeskultur- 
rentenbanken, vom  13.  Mai  1879  (Gesetz-Samml.  S.  367)  ein  Viertel  des  die  Ver- 
schuldungsgrenze bestimmenden  Ilöchstbetrages  nicht  übersteigen.  Vor  der  Ent- 
scheidung über  die  Genehmigung  ist  die  Kreditanstalt  zu  hören. 

Die  Genehmigung  darf  nur  auf  Antrag  des  Eigentümers  für  den  Einzelfall  aus 
besonderen  Gründen,  namentlich  für  die  Eintragung  der  Erbabfindungen  von  Pflicht- 
teilsberechtigten, erteilt  werden.  In  der  Eintragung  ist  anzugeben,  daß  die  Ge- 
nehmigung erteilt  ist.  Erlischt  die  genehmigte  Belastung  mit  dem  Eintritt  eines 
bestimmten  Zeitpunkts  oder  Ereignisses,  so  kann  nach  dem  Eintritte  des  Zeilpunkts 
oder  Ereignisses  der  Kommissar  das  Grundbuchamt  um  die  Löschung  der  Belastung 
ersuchen.     Die  Löschung  erfolgt  auf  Kosten  des  Eigentümers. 
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§    10. 
Solange  die  Verschuldungsgrenzc  eingetragen  ist,  kann  die  grundbuchrechtliche 
Teilung  des  Grundstücks  nur  im  Falle  der  Abveräußerung  erfolgen. 

§    II. 

Die  Verschuldungsgrenzc  wird  durch  Löschung  im  Grundbuch  aufgehoben.  Die 
Löschung  erfolgt  auf  Antrag  des  Eigentümers.  Der  Antrag  bedarf  der  in  §  29 
Satz   I   der  Grundbuchordnung  bestimmten  Form. 

Zur  Löschung  ist  die  Genehmigung  des  nach  5j  15  zuständigen  Kommissars 
erforderlich.  Vor  der  Entscheidung  über  die  Genehmigung  ist  die  Kreditanstalt 
zu  hören. 

Die  Genehmigung  ist  insbesondere  zu  erteilen,  wenn  die  in  jj  i  bezeichneten 
Erfordernisse  bei  dem  Grundstücke  nicht  mehr  vorliegen. 

§   12. 

In  den  Fällen  der  §§9,  11  steht  dem  Eigentümer  gegen  die  Entscheidung 
des  Kommissars  binnen  einer  mit  Zustellung  der  Entscheidung  beginnenden  Frist 
von  zwei  Wochen  die  bei  dem  Kommissar  einzulegende  Beschwerde  an  den  zustän- 
digen Minister  zu. 

Dasselbe  gilt  für  die  Kreditanstalt,  soweit  die  Entscheidung  des  Kommissars 
von  ihrer  bei  der  Anhörung  geäußerten  Ansicht  abweicht. 

Eine  Eintragung  im  Grundbuche  darf  nur  erfolgen  auf  Grund  einer  Bescheini- 
gung des  Kommissars,   daß  die  Genehmigung  unanfechtbar  geworden  ist. 

§   13. 
Die  Eintragung  der  Verschuldungsgrenze    sowie    die    gerichtliche  Beurkundung 
oder  Beglaubigung  des  dazu  erforderlichen  Antrags  erfolgt  gebührenfrei. 

Die  im  §  2  Abs.  2  bezeichnete  Bescheinigung  ist  von  der  Stempelsteuer  befreit. 

§   14- 
Die  zum  Richteramte  befähigten  Beamten  der  Kreditanstalt  sind  für  die  Beur- 
kundung oder  Beglaubigung  der  Anträge    auf  Eintragung    oder  Löschung   der   Ver- 
schuldungsgrenze innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Amtsbefugnisse  zuständig. 

§  15- 

Der  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  in  den  einzelnen  Landes- 
teilen sowie  die  für  die  Ausführung  zuständigen  öffentlichen  Kreditanstalten  und 
die  in  den  Fällen  der  §§  9,  11  zuständigen  Kommissare  w^erden  durch  Königliche 
Verordnung  bestimmt. 

§   16. 

Die  Vorschriften  zur  Ausführung  dieses  Gesetzes  erläßt  der  zuständige  Mi- 
nister. 

Urkundlich  unter  unserer  Höchsleigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrucktem 
Königlichen  Insiegel. 

Gegeben  W  i  1  h  e  1  m  s  h  ö  h  e  ,  den  20.  August   1906. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

V.  P  o  d  bi  e  1  s  k  i.       v.  B  e  t  h  m  a  n  n  -  H  o  11  weg.      B  eseler.      Breitenbach. 
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I.  Einleitung. 

1.  Die  wirtschaftliche  Lage  der  polnischen  Bevölkerung  in  der 
Provinz  Posen  vor  der  Entstehung  der  Genossenschaften. 

Die  napoleonischen  Kriege  und  ferner  die  Aufstände  von  1830 
und  1848,  die  in  erster  Linie  von  den  Großgrundbesitzern  große 
Opfer  verlangten,  hatten  einen  allgemeinen  wirtschaftlichen  Nieder- 
gang des  Großherzogtums  Posen  zur  Folge,  welches  durch  die 
dritte  Teilung  Polens  (1795)  und  endgültig  durch  den  Wiener 
Kongreß  1815  an  das  Königreich  Preußen  gekommen  war.  Die 
Schuldenlast  der  Großgrundbesitzer  belief  sich  im  Jahre  1815 
auf  sechs  Millionen  Taler.  Die  Hypothekenzinsen  wurden  in  den 
Jahren  1806  bis  1815  größtenteils  nicht  bezahlt,  so  daß  es  nach 
dem  Jahre  1815  in  der  Macht  der  Gläubiger  stand,  die  zu  einem 
großen  Teile  Berliner  Bankiers  waren,  durch  zwangsweise  Ver- 
äußerungen in  den  Besitz  der  Darlehnssumme  nebst  rückständigen 
Zinsen  zu  kommen.  Auf  diese  Weise  gingen  viele  polnische  Be- 
sitzungen an  die  Deutschen  über,  wie  z.  B.  die  Besitzungen  bei 
Schwersenz,  Filehne,  Opalenitza,  Grätz  und  andere.  Um  dem  ver- 
schuldeten Großgrundbesitze  zu  Hilfe  zu  kommen,  wurde  im  Jahre 
1821  von  74  Großgrundbesitzern  (67  Polen  und  7  Deutschen)  die 
Posener  Landschaft  1)  gegründet,  welche  von  der  Regierung  200000 
Taler    für    die   Dauer    ihres  Bestehens    zinsenfrei    geliehen    bekam. 

Besonders  ungünstig  für  die  Landwirtschaft  der  Provinz  waren 
die  Jahre  1852—1855.  Überschwemmungen,  wie  sie  seit  Menschen- 
gedenken nicht  stattgefunden  hatten,  verheerten  in  dem  Jahre  1855 
einen  großen  Teil  der  Provinz,  heftige  Regengüsse  vernichteten  die 
Ernte  und  Seuchen  rafften  das  Vieh  dahin.  Die  Cholera,  die  schon 
1848/49  gewütet  hatte,  stellte  sich   im  Jahre  1852^)  mit  besonderer 


1)  Dieselbe  wurde  im  Jaiire  1S57  aufgelöst  und  statt  ihrer  die  heutige  Posener 
Landschaft  gegründet. 

2)  Jaffe,  Die  Stadt  Posen  unter  preußischer  Herrschaft.  Schriften  des  Ver- 
eins für  Sozialpolitik,.  Bd.  119.  Vom  17.  Juli  bis  21.  Oktober  erlagen  in  der  St;ult 
Posen  1724  Men^cheu  der  Seuche. 
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Heftigkeit  wieder  ein  und  wiederholte  sich  im  Jahre  1855.  Infolge- 
dessen entstand  eine  allgemeine  Hungersnot,  die  den  Ausbruch 
verschiedener  Krankheiten  zur  Folge  hatte.  Viele  Besitzer  konnten 
trotz  der  Wohltat,  die  die  Gründung  der  Posener  Landschaft  durch 
ihren  billigen  Kredit  mit  sich  brachte,  nicht  einmal  die  Zinsen  an 
die  Landschaft  bezahlen.  Hierzu  gesellte  sich  noch  ein  Mangel  an 
rationeller  Bewirtschaftung  der  Güter,  an  Bewußtsein  von  der  Be- 
deutung von  Grund  und  Boden  für  die  nationale  Sache  und  der 
Leichtsinn,  der  namentlich  im  Hazardspiel  zum  Ausdruck  kam. 
Niemals  hörte  man  so  viel  von  Verlassen  der  Güter  infolge  Über- 
schuldung, von  Subhastationen,  von  völligem  Ruin  ganzer  Familien, 
als  gerade  in  dieser  Zeit.  „Es  sage  jeder,"  —  schreibt  damals  ein 
Posener  Korrespondent,  der  mit  den  Verhältnissen  vertraut  ist,  — 
„wie  viele  Güter  in  Konkurs  geraten  sind,  und  wie  viele  bis  heute 
noch  unmittelbar  vor  dem  Bankerott  stehen.  Es  war  eine  un- 
geheure Niederlage  für  den  Handel,  die  Industrie  und  den  Kredit ; 
und  wie  kann  sich  der  Landwirt  aufrecht  erhalten,  wenn  der  Handel, 
die  Industrie  und  der  Kredit  untergehen?  Dieser  jämmerliche  Zu- 
stand dauert  bis  jetzt,  d.  h.  schon  vier  Jahre"  1).  Diese  Mißstände 
zogen  einen  solchen  Sturz  der  Bodenpreise  nach  sich,  daß  man 
die  meisten  Güter  für  einen  Preis  erwerben  konnte,  der  kaum  die 
landschaftliche  Hypothekenschuld  überstieg.  Hiervon  machten 
namentlich  die  deutschen  Einwanderer  Gebrauch,  so  daß  vom  Jahre 
1848  bis  1860,  also  innerhalb  12  Jahren,  in  der  ganzen  Provinz 
mit  Ausnahme  zweier  Kreise  489000  Morgen^)  an  die  Deutschen 
übergingen.  „Die  deutsche  Kolonisation,"  schreibt  Wolniewicz,^) 
„die  mit  jedem  Jahre  eifriger  und  intensiver  betrieben  wird,  droht 
dem  Großherzogtum  Posen  mit  einer  ähnlichen  Entnationalisierung, 
wie  ihr  Schlesien  und  später  Westpreußen  erlegen  sind,  und  gegen- 
wärtig alle  Grenzkreise  unseres  Großherzogtums  erliegen."  „Jedes 
Jahr"  —  heißt  es  weiter  —  „verkaufen  10 — 20  polnische  Familien 
ihre  Güter  und  ziehen  nach  dem  Königreich  Polen,  wo  sie  sich  mit 
dem  Reste  ihres  Vermögens  noch  ein  ihrem  Stande  entsprechendes 
Auskommen  zu  verschaffen  versprechen." 

Im  Jahre  1848  gehörten  von  1553  693  ha  Großgrundbesitz  den 
Polen  948191  ha  oder  61,1  Proz.  des  gesamten  Großgrundbesitzes, 
den  Deutschen  dagegen  605  502  ha  oder  38,9  Proz.,  wovon  205050  ha 


1)  Rakowski,   Dzieje   Ksi(;stwa  Poznaiiskiego  Krakow   1904,  S.   119. 

2)  Rakowski,  S.  120. 

3)  W.    Wolniewicz,    O    gospodarstwie    majiitkowym ,    czyli    o    stosunkach 
finansowj-ch  W.  X.  Poznaiiskiego.  Leszno   IS 55,  S.  72. 


auf  Domänenbesitz  entfielen.  Nach  dem  Jahre  1848,  ganz  besonders 
aber  in  den  Jahren  1852 — 1856  gingen  polnische  Besitzungen  in- 
folge der  vorhin  geschilderten  Zustände  zahlreich  an  die  Deutschen 
über.  Im  Jahre  1860  betrug  bei'eits  der  polnische  Großgrundbesitz 
rund  825  000  ha  =  53  Proz.,  der  deutsche  dagegen  730000  ha 
=  47  Proz.l).  Die  deutschen  Großgrundbesitzer  zogen  deutsche 
Verwalter,  besser  qualifizierte  Arbeiter  aus  dem  Westen  nach  der 
Provinz  herüber,  und  dasselbe  tat  auch  ein  Teil  des  polnischen 
Adels.  Trotzdem  in  jener  Zeit  keine  massenweise  Einwanderung 
der  Deutschen  bestand,  wuchs  dennoch  in  den  Dörfern  die  Zahl 
der  deutschen  Bevölkerung,  und  zahlreiche  von  den  erwähnten 
Arbeitern  erwarben  sich  Bauernbesitzungen  von  den  Polen. 

Der  soeben  von  den  drückenden  Verpflichtungen  seinem  Herrn 
gegenüber  befreite  Bauer,  der  weder  lesen  noch  schreiben  konnte, 
bewirtschaftete  seine  Hufe  in  derselben  Weise,  wie  es  seine  Vor- 
fahren taten,  trotzdem  der  Übergang  von  der  Naturalwirtschaft  zur 
Geldwirtschaft  immer  größere  Anforderungen  an  ihn  stellte. 

Bringt  jede  Reform  im  Wirtschaftsleben  eine  gewisse  Ver- 
wirrung mit  sich,  so  mußte  dies  bei  dem  polnischen  Bauer,  der  ja 
kulturell  niedriger  stand  als  der  deutsche,  erst  recht  der  Fall  sein. 
„Unter  den  Bauern"  —  schreibt  Wegen  er 2)  „bildeten  die  Deutschen 
von  jeher  die  Aristokratie,  sie  haben  durch  ihre  technische  und 
ökonomische  Überlegenheit  den  besten  Boden  in  ihre  Hand  ge- 
bracht." Infolgedessen  blieben  die  Polen  gegenüber  den  Fort- 
schritten bei  den  Deutschen  immer  mehr  zurück,  und  jeder  staat- 
liche Versuch,  ihre  Entwicklung  zu  fördern,  kam  zum  größten  Teile 
den  Deutschen  zu  gute.  „Je  größer  der  Fortschritt  infolge  Kommuni- 
kationserleichterung war,  welche  dem  Großherzogtum  Posen  den 
Zutritt  zu  den  deutschen  Absatzgebieten  ermöglichte,  desto  mehr 
war  ein  Stillstand  bei  den  Polen  ersichtlich".  3)  Von  Natur  aus 
konservativ  gestimmt,  war  der  Bauer  mißtrauisch  gegen  jegliche 
Reform.  Mußte  ihm  bis  dahin  der  Gutsherr  in  der  Not  helfen  und 
für  ihn  sorgen,  so  wurde  er  auf  einmal  selbständig  und  mußte  alle 
Lasten,  die  früher  sein  Herr  für  ihn  getragen  hatte,  selbst  heraus- 
wirtschaften. Es  kam  häufig  vor,  daß  der  Bauer  sich  sträubte,  die 
ihm  zugewiesene  Hufe  zu  übernehmen,  zumal  da  er  schwerer  Kredit 


1)  J.  Buzek,    Historya  Polityki    Narodowosciowcj    Rziidu    Pruskiego    Wobec 
Polaköw,  Lwöw  1909,  S.  294. 

2)  L.  We gener,    Der   wirtschaftliche  Kampf   der  Deutschen   mit   den    Polen 
um  die  Provinz  Posen.      1903,  S.   94. 

3)  Rakowski,  S.  30. 

1* 
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bekam  als  der  Großgrundbesitzer,  der  in  der  bereits  erwähnten 
Posener  Landschaft  immer  noch  einen  Hinterhalt  hatte. 

Von  dem  im  Jahre  1857  geschaffenen  Kreditverein ^j  wurden 
nur  Güter  von  15  000  Mark  Taxwert  an  aufwärts  beliehen,  und 
dazu  noch  bis  zur  Hälfte  des  Taxwertes.  Da  der  Bauer  meistens 
leichteren  Boden  besaß  und  noch  denselben  schlecht  bewirtschaftete, 
so  war  demselben  wenig  damit  geholfen.  Vsst  1880  wurde  die 
Grenze  der  Beleihungsfähigkeit  auf  6000  Mark,  1884  auf  4000  Mark 
herabgesetzt  und  damit  erst  einem  Teile  der  bäuerlichen  Besitzer 
geholfen.  Denn  die  Zahl  solcher  Bauern,  die  von  dem  Kreditverein 
einen  Nutzen  ziehen  konnten,  war  nicht  groß.  Ja,  es  gab  eine 
Reihe  von  Existenzen,  deren  Stelle  so  klein  war,  daß  sie  nicht  nur 
keinen  Personalkredit,  sondern  nicht  einmal  Realkredit  erhalten 
konnten  2). 

Brauchten  nun  die  Bauern  für  vorübergehende  Bedürfnisse 
Geld  und  konnten  sie  keinen  Realkredit  in  Anspruch  nehmen,  so 
wandten  sie  sich  in  den  meisten  Fällen  an  den  jüdischen  Kaufmann, 
der  sie  schonungslos  auswucherte  und  vielfach  um  ihr  Hab  und 
Gut  brachte.  Bekanntlich  hat  der  Wucher  nirgends  einen  so  großen 
Umfang  angenommen  und  in  dem  Maße  gewütet  und  noch  bis  in 
die  neueste  Zeit  sein  Unwesen  getrieben,  wie  in  den  östlichen 
Provinzen^).  Land  war  zu  Spottpreisen  zu  bekommen,  und  Zwangs- 
verkäufe kamen  in  erschreckendem  Umfange  vor. 

Da  die  Provinz  Posen  arm  an  Bodenschätzen  ist,  konnte  eine 
eigentliche  Industrie  in  größerem  Umfange  kaum  aufkommen.  Alles, 
was  an  Industrie  bestand,  trug  ein  künstliches  Gepräge  an  sich. 
Wohl  hatte  sich  eine  bedeutende  Textilindustrie  entwickelt,  besonders 
in  der  Gegend  von  Meseritz,  welche  ihre  Fabrikate  weithin  nach 
Osten  bis  nach  China  hin  absetzte  (noch  heute  wird  in  China  eine 
besondere  Art  von  Tuch  „Meseritzki"  von  der  Stadt  Meseritz  be- 
nannt). Dieselbe  besaß  aber  keine  lange  Dauer.  Durch  die  russische 
Abschließungspolitik  wurden  ihr  die  Hauptabsatzgebiete  Rußland 
-und  Polen  entzogen,   und  sie  wanderte    hinter  die  Zollgrenze  nach 


1)  Krische,  Die  Provinz  Posen.  Ihre  Geschichte  und  Kultur,  unter  beson- 
derer Berücksichtigung  ihrer  Landwirtschaft.     Staßfurt  1907,  S.  266. 

2)  Seidel  schätzt  die  Zahl  dieser  Leute  im  Jahre  1S96  auf  25  — 33','3  Proz. 
der  Gesamtheit. 

3)  Über  den  Wucher  in  den  Ostprovinzen  ist  in  den  Schriften  des  Vereins 
für  Sozialpolitik  zahlreiche  Literatur  zu  finden.  Ich  verweise  nur  auf  die  Schilde- 
rungen von  Seidel:  „Der  Personalkredit  des  ländlichen  Kleingrundbesitzers  in  der 
Provinz  Posen",  und  Thiel:  „Der  Personalkredit  des  ländlichen  Kleingrundbesitzers 
jn  der  Provinz  Westpreußen",  Bd.  74. 


Russisch-Polen  aus.  Die  einzige,  Erwähnung  verdienende  Industrie, 
die  in  der  Provinz  Posen  zur  Entfaltung  gekommen  ist,  ist  die  der 
Zuckerfabriken,  Brennereien,  Likörfabriken,  also  alles  Betriebe,  die 
mit  der  Landwirtschaft  eng  verbunden  sind. 

Das  Handwerk  und  der  Handel,  und  zwar  sowohl  die  ge- 
gewöhnliche Schankwirtschaft  auf  einem  entlegenen  Dorfe  als  auch 
der  Großhandel  in  der  Provinzialhauptstadt,  befand  sich  durchweg 
in  den  Händen  der  Deutschen  und  Juden.  Die  Juden  waren 
Lieferanten  und  Abnehmer  des  polnischen  Adels  und  der  Bauern, 
welche  selbst  kein  Geschäft  entwickeln  konnten,  die  einen  aus 
Standesrücksichten,  die  anderen  aus  Unbeholfenheit  und  Mangel 
an  Kapital. 

Daß  wir  die  Polen  selbst  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts in  diesen  Erwerbszweigen  fast  gar  nicht  vertreten  finden, 
beruhte  darauf,  daß  es  damals  vielleicht  außer  in  der  Stadt 
Posen  keinen  polnischen  städtischen  Mittelstand  gab.  Derselbe 
konnte  sich  erst  später  durch  das  Hereinströmen  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  in  die  Städte  bilden.  Daher  hatten  die  Städte  in  jener 
Zeit  vorwiegend  deutschen  Charakter. 

Eine  weitere  Ursache  ist  in  der  geringen  Bildungsstufe  der 
polnischen  Bevölkerung  im  Vergleich  zu  der  deutschen  zu  suchen. 
Im  Jahre  1815  besuchten  in  der  Provinz  Posen  die  Schule  nur 
17  Proz.  aller  schulpflichtigen  Kinder.  Nach  dem  Jahre  1871  gab 
es  unter  der  katholischen  männlichen  Bevölkerung  im  Alter  von 
über  10  Jahren  40,4  Proz.  Analphabeten,  unter  der  evangelischen 
aber  nur  16,7  Proz.  und  bei  der  jüdischen  17,1  Proz.  1)  Der  Adel^ 
der  vielleicht  die  nötigen  Mittel  und  die  erforderliche  Bildung  besaß, 
hielt  sich  vom  Handel  und  Gewerbe  fern,  da  er  diese  Betätigung 
für  entehrend  und  mit  dem  polnischen  Charakter  für  unvereinbar  hielt. 

Obgleich  im  Jahre  1842  in  Preußen  die  Freizügigkeit  gestattet 
wurde,  fand  doch  eine  Einwanderung  der  polnischen  Landbe- 
völkerung in  die  Städte  nicht  statt.  Denn  einerseits  ließ  das 
deutsche  Handwerkertum ,  das  in  Zünften  organisiert  war  und 
Deutsche  bevorzugte,  die  Entstehung  eines  polnischen  Handwerker- 
standes nicht  zu.  Andererseits  wurde  auch  durch  eine  Verordnung 
in  dem  Jahre  1848  das  Eindringen  des  polnischen  Elements  in  die 
Industrie  und  den  Handel  erschwert.  „Einer  Reihe  von  Hand- 
werkern nämlich  wurde  der  Beginn  des  selbständigen  Gewerbe- 
betriebes   nur    dann    gestattet,    wenn    sie   entweder  in  eine  Innung 


1)  J.  Buzek,  Historya  Po'ityki,  S.   373. 
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mit  vorhergehendem  Nachweise  der  Befähigung  zum  Betriebe 
ihres  Gewerbes  aufgenommen  waren,  oder  diese  Befähigung  vor 
einer  Prüfungskommission  des  Handwerkes  besonders  nachge- 
wiesen hatten."')  Diese  Verordnung  hatte  an  und  für  sich  für  das 
Handwerk  keine  Bedeutung,  wohl  aber  für  die  deutsche  Nationalität- 
Denn  da  die  meisten  Handwerker  Deutsche  waren,  so  ist  es  natür- 
lich, daü  sie  deutschen  Lehrlingen  den  Vorzug  gaben. 

Da  der  Bauer  in  jener  Zeit  vorwiegend  Naturalwirtschaft  be- 
trieb, so  konnte  er  aus  Mangel  an  Geldmitteln  seinen  Sohn  ein 
Handwerk  nicht  erlernen  lassen.  Infolge  der  damals  herrschenden 
Sitte,  das  Besitztum  unter  die  Kinder  zu  teilen,  halfen  die  Söhne 
gewöhnlich  den  Eltern  bei  der  Wirtschaft,  um  dann  auf  dem  er- 
erbten Teile  ihre  kümmerliche  Existenz  herauszuwirtschaften.  Sie 
trachteten  deshalb  auch  ihrerseits  nicht  danach ,  einen  anderen 
Beruf  als  den  ihres  Vaters  zu  ergreifen.  Auch  heute  noch  können 
wir  bei  bäuerlichen  Besitzern  vielfach  die  Beobachtung  machen,  daß 
die  Söhne  in  der  Wirtschaft  beschäftigt  werden;  allerdings  ge- 
schieht dies  heutzutage  mehr  infolge  Mangels  an  Arbeitskräften' 
Das  Besitztum  wird  jedoch  seltener  geteilt,  vielmehr  erhält  ge- 
wöhnlich ein  Kind  das  ganze  Besitztum,  wogegen  die  übrigen  mit 
Geldsummen  abgefunden  werden,  mit  Hilfe  deren  sie  sich  ein  anderes 
Besitztum,  sei  es  durch  Heirat  sei  es  durch  Kauf,  erwerben. 

Das  Übersiedeln  der  kapitallosen  Bevölkerung  nach  den  Städten 
wurde  durch  die  Städteordnung  von  1853  erschwert,  nach  der  die 
Gemeinden  die  Niederlassung  in  der  Gemeinde  von  der  Entrichtung 
eines  Einzugsgeldes,  welches  in  manchen  Städten  bis  6  Taler  be- 
trugt), abhängig  machten.  Da  der  Landarbeiter  in  jener  Zeit  einen 
niedrigen  Lohn  erhielt,  der  vorwiegend  in  Naturalien  bestand,  so 
war  es  für  ihn  nicht  leicht,  diese  Geldsumme  aufzubringen.  Im 
übrigen  lockten  die  großen  Städte  die  ländliche  Bevölkerung  nicht 
allzusehr  an,  da  einerseits  durch  die  vom  Staate  und  von  der  Stadt 
erhobenen  Mahl-  und  Schlachtsteuern  das  Einkommen  der  Be- 
völkerung verringert  wurde,  andererseits  das  Risiko,  in  der  Stadt 
keine  Arbeit  zu  finden,  nicht  ausgeschlossen  war. 

Erst  als  diese  Schwierigkeiten  Ende  der  sechziger  Jahre  abge- 
schafft wurden,  begann  ein  allmähliches  Hineinströmen  des  pol- 
nischen Elements  in  die  Städte  und  somit  auch  in  die  Industrie. 
Die  Polen  ergriffen  aber  anfangs  die  allereinfachsten  Berufe,  die 
weder  eine  besondere  Ausbildung  noch  Kapitalaufwand  erforderten. 

1)  Wegener,  S.  68. 

2)  Wegen  er,  S.  72. 
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Diejenigen  Handwerkszweige,  die  zu  ihrer  Ausübung  einer  be- 
sonderen Schulung  und  Fertigkeit,  sowie  eines  Kapitals  bedurften, 
fanden  sich  immer  noch  vorwiegend  in  den  Händen  der  Deutschen  1). 

2.  Die  ersten  Versuche  einer  genossenschaftlichen  Arbeit  bei  den 

Polen. 

Alle  Bestrebungen  der  führenden  Polen  in  der  ersten  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts  waren  durchweg  politischen  Charakters.  Die 
Vereine,  die  sich  damals  gebildet  hatten,  stellten  sich  die  Wieder- 
herstellung der  Unabhängigkeit  Polens  zur  Aufgabe.  Die  wenigen 
Zeitschriften,  die  damals  in  Posen  erschienen,  füllten  ihre  Spalten 
mit  europäischer  Politik  aus.  Aber  schon  von  der  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts ab  kommt  eine  andere  Strömung  immer  mehr  zur  Geltung, 
welche  sich  als  ihr  wichtigstes  Programm  die  wirtschaftliche  und 
kulturelle  Hebung  der  Polen  setzte.  An  erster  Stelle  verdient  hier 
erwähnt  zu  werden  K.  Marcinkowski,  der  bereits  Anfang  der  40er 
Jahre  den  Gedanken  einer  genossenschaftlichen  Arbeit  gefaßt  und 
praktisch  verwertet  hat.  Er  war  der  erste,  der  den  genossenschaft- 
lichen Gedanken  auf  das  wirtschaftliche  und  kulturelle  Gebiet  über- 
tragen hat. 

In  Polen  hatten  sich  nur  drei  Stände  herausgebildet,  nämlich 
der  Adel,  die  Geistlichkeit  und  der  Bauernstand.  Einen  polnischen 
Mittelstand  gab  es  nicht.  Marcinkowski  erkannte,  von  wie  großer 
Bedeutung  der  Mittelstand  für  den  nationalwirtschaftlichen  Kampf 
war,  und  richtete  besonders  seine  Aufmerksamkeit  auf  die  Bildung 
eines  städtischen  Mittelstandes.  „Wenn  Marcinkowski"  — schreibt 
Bernhard^)  —  „so  die  landwirtschaftlichen  Interessen,  die  bei 
weitem  die  wichtigsten  und  stärksten  seiner  Heimat  waren,  zu  fördern 
suchte,  arbeitete  er  dennoch  mit  weit  größerer  Liebe  und  mit  den 
verschiedenen  Mitteln  für  den  fast  hoffnungslosen  Gedanken,  einen 


1)  Im  Jahre  1861  waren  in  Posen  von  47  Getreidehändlern  3  Polen,  von 
243  Handelsleuten  6  Polen,  von  53  Kolonialwarenhändlera  5  Polen,  von  37  Galan- 
teriewarenhändlern 1  Pole,  von  33  Destillateuren  und  14  Spiritusfabrikanten  und 
-händlern  kein  Pole,  von  56  Produktenhändlern  4  Polen,  unter  33  Holzhändlern 
und  14  Möbelhändlern  kein  Pole,  von  17  Stellmachern  8  Polen,  von  135  Tischlern 
40  Polen,  von  62  Schnittwarenhändlern  2  Polen,  Dagegen  gab  es  unter  229 
Schneidern  56  Polen  und  unter  431  Schuhmachern  255  Polen.  Alle  23  Leder- 
handlungen und  4  Schuhwarenhandlungen  besaßen  Deutsche.  Alle  11  Fischer 
waren  Polen.  Dagegen  alle  3  Fischhändler  Deutsche.  (Poseuer  Wohnungsan- 
zeiger 1862.) 

2)  L.  Bernhard.  Das  polnische  Gemeinwesen  im  preußischen  Staate.  Leip- 
zig 1910,  S.  30. 


polnischen  städtischen  Mittelstand  zu  schaffen."  Marcinkowski 
versuchte  bald  durch  persönliches  Zureden,  bald  durch  Gewährung 
von  Unterstützung  den  Unternehmungsgeist  bei  seinen  Mitbürgern 
zu  erwecken.  Als  er  merkte,  daß  der  Konkurrenzkampf  den  Polen 
unter  anderem  dadurch  erschwert  wurde,  daß  es  an  Geschäftslokalen 
an  geeigneter  Stelle  fehlte,  veranlaßte  er  den  Bau  des  „Bazar  Poz- 
naüski",  in  dem  sich  der  polnische  Handel  konzentrieren  sollte. 
Auf  diese  Weise  hoffte  er  einen  polnischen  Handelsstand  heran- 
bilden und  gegen  den  jüdischen  Kaufmann  einen  erfolgreichen 
Konkurrenzkampf  führen  zu  können.  Wenn  diese  Versuche,  einen 
polnischen  Handelsstand  zu  schaffen,  nicht  mit  Erfolg  gekrönt  waren, 
und  wenn  Marcinkowski  diesem  Gedanken  nicht  weiter  nachging, 
so  hat  das  seinen  Grund  darin,  daß  die  Polen  damals  materiell  und 
kulturell  noch  zu  schwach  waren,  um  eine  Konkurrenz  mit  den 
Deutschen  mit  Erfolg  aufnehmen  zu  können. 

In  der  Überzeugung,  daß  der  national-wirtschaftliche  Kampf 
der  Polen  mit  den  Deutschen  erfolglos  bleiben  mußte,  solange  der 
Pole  dem  Deutschen  kulturell  nachstand,  widmete  er  seine  Aufmerk- 
samkeit der  Hebung  der  Volksbildung.  Zu  diesem  Zwecke  schuf 
er  im  Jahre  1841  den  Verein  „Zur  Unterstützung  der  studierenden 
Jugend",  einen  Verein,  „der  für  die  spätere  Organisation  der  Polen 
nicht  nur  ein  Vorbild  abgab,  sondern  ihr  geradezu  als  Grundlage 
diente  1)." 

Neben  Marcinkowski  w^ar  eine  Reihe  anderer  hervorragender 
Männer  tätig,  wie  der  Philosoph  Libelt,  Moraczewski,  die 
Grafen  Mielzynski,  Dzial3^iiski,  Cieszkowski  u.  a.  Im  Jahre 
1848  w'urde  die  „Liga  Polska"^)  gegründet,  deren  Programm  alle 
Richtungen  des  nationalen  Lebens,  somit  auch  die  kulturelle  und 
materielle  Hebung,  besonders  des  niedrigen  Volkes  umfaßte. 

Auf  dem  Gebiete  der  Landwirtschaft  fing  auch  allmählich  ein 
Umschwung  zur  intensiveren  Arbeit  an.  Besonders  war  es  Desi- 
derius  Chlapowski,  der  auf  seinen  Gütern  verschiedene  Neu- 
erungen unternahm  und,  um  die  Produktivität  des  Bodens  zu  heben, 
Maschinen  und  künstliche  Düngemittel  aus  England  einführte.  „Die 
Landwirtschaft  in  der  Provinz  Posen"  —  schreibt  Browns  ford^)  — 
„verdankt  ihre  ersten  Fortschritte  dem  verstorbenen  Desiderius 
ChJapowski  aus  Turew.    Schon    im  Jahre  1834  führt  er  Frucht- 


1)  Bernhard,  Das  Polnische  Gem.    .S.  33. 

2)  Rakowski,  Dzieje  S.  108. 

3)  K.    Brownsford,     Przyczyoek    do    rozwoju    Köiek    rolniczych.      Poznan 
1907,  S.  3. 
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Wechselwirtschaft  ein,  führt  Meliorationen  durch,  baut  eine  Zucker- 
fabrik, Brennerei  und  Brauerei,  und  betreibt  in  größerem  Stile  Vieh- 
zucht. Als  guter  Patriot  kennt  er  die  Pflichten  seinem  Vaterlande 
gegenüber,  versammelt  die  Jugend  um  sich  und  bildet  sie  zu 
künftigen  Pionieren  der  intensiven  Landwirtschaft  aus." 

Vom  Jahre  1860  zeigte  sich  immer  deutlicher  ein  planmäßiges, 
organisiertes,  genossenschaftliches  Streben  zwecks  Besserung  der 
materiellen  Lage  und  Hebung  der  Bildungsstufe  des  Volkes.  In 
das  Jahr  1861  fällt  die  Gründung  der  Agrarbank  „Tellus"  und 
namentlich  des  zentralen  landwirtschaftlichen  Vereins,  der  sich  mit 
der  Herausgabe  eines  landwirtschaftlichen  Organes,  Vorträgen,  Ein- 
richtungen von  Versuchsfeldern  und  Bildung  von  Fachabteilungen 
befaßte  1).  Fünf  Jahre  später,  1866,  wird  der  erste  polnische  Bauem- 
verein  gegründet  2),  welcher  sich  die  theoretische  und  praktische 
Ausbildung  der  kleinen  Landwirte  durch  Vorträge,  Übungen  und 
Demonstrationen  musterhaft  bewirtschafteter  Güter  zur  Aufgabe 
stellt.  Außerdem  entsteht  in  den  Städten  eine  Reihe  von  Hand- 
werkervereinen, welche  zwar  keinen  unmittelbaren  Einfluß  auf  die 
Entwicklung  des  Gewerbes  ausüben  konnten,  jedoch,  geleitet  durch 
die  ortsansässige  Intelligenz,  viel  zur  Hebung  des  Bildungszustandes 
unter  den  Handwerkern  und  kleinstädtischen  Kaufleuten  beitrugen 3). 


1)  K.  Zimmermann,  Die   „Bank  Przemyslowcöw  e.  G.  m.  b.  H.  in   Posen". 
Posen  1907,  S.   18. 

2)  Brownsford,   S.  6. 

3)  Rakowski,  S.   128. 


IL  Allgemeiner  Teil. 


1.  Die  geschichtliche  Entwicklung  des   Genossenschaftswesens   in 
der  Provinz  Posen. 

A)  Die  Zeit  der  ersten  Gründungen  vom  Jahre  1860 — 1870. 

Für  die  Entwicklung  des  Genossenschaftswesens  der  Provinz 
Posen  war  der  Aufenthalt  des  großen  Organisators  Schulze  aus 
Delitzsch  in  der  Provinz  selbst  von  der  größten  Bedeutung  gewesen. 
Am  1.  Juni  des  Jahres  1850  wurde  nämlich  Schulze -Delitzsch 
nach  der  kleinen  Provinzialstadt  Wreschen  versetzt  und  im  Oktober 
desselben  Jahres  zum  Amtsrichter  ernannt.  Obwohl  hier  eine  große 
Last  von  Arbeiten,  die  langjährige  Prozesse  mit  sich  brachten,  seiner 
harrte,  so  fand  er  doch  Gelegenheit  genug,  auch  in  der  Provinz 
Posen  für  seine  Ideen  Begeisterung  zu  erwecken.  Es  ist  nur  zu 
bedauern,  daß  er  nur  eine  so  kurze  Zeit  in  der  Provinz  weilte  und 
es  ihm  infolgedessen  nicht  vergönnt  war,  persönlich  an  Gründungen 
von  Genossenschaften  teilzunehmen.  Denn  bereits  im  Oktober  des 
Jahres  1851  verließ  er  Wreschen,  um  sich  nach  seinem  Heimat- 
städtchen Delitzsch  zu  begeben. 

Aber  die  kurze  Anwesenheit  dieses  großen  Mannes  genügte, 
um  die  Grundsteine  für  die  künftige  Genossenschaftsbewegung  zu 
legen.  Auch  später  noch  wird  Schulze -Delitzsch  der  Provinz 
Posen  öfters  gedacht  haben;  denn  wir  sehen  ihn  am  24.  März  1861 
in  Bromberg  in  der  Versammlung  des  dortigen  National-Vereins 
als  Redner  auftreten. 

Auf  diese  Weise  hat  Schulze-Delitzsch  die  Gründung  des 
ersten  deutschen  Vorschußvereins  zu  Bromberg  —  überhaupt  der 
ersten  Genossenschaft  der  Provinz  Posen  —  selbst  vorbereitet, 
dessen  Entstehung  auf  das  Jahr  1860  fällt. 

Auch  auf  die  Bildung  des  polnischen  Genossenschaftswesens 
ist  die  segensreiche  Tätigkeit  Schul ze-Delitzsch's  nicht  ohne  Ein- 
fluß gewesen.  Denn  schon  im  Jahre  1852,  also  bald  nachdem 
Schulze-Delitzsch  die  Provinz  verlassen  hatte  (1851),  wurde  im 
Verein  der    Industriellen    zu  Posen,    der  im  Jahre  1848  gegründet 
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worden  war,  der  Vorschlag  gemacht,  eine  Kasse  zur  gegenseitigen 
Hilfe  zu  gründen.  Die  Mitglieder  des  Vereines  konnten  wohl  damals 
noch  nicht  zu  der  Überzeugung  von  der  großen  Bedeutung  einer 
derartigen  Kasse  gelangen.  Auch  fehlte  ihnen  ein  Mann,  der  es 
verstanden  hätte,  alles  Mißtrauen  und  alle  Zweifel  zu  beseitigen 
und  ihnen  die  großen  Vorteile  einer  solchen  Einrichtung  vor 
Augen  zu  führen.  So  kam  es  denn,  daß  der  Vorschlag  damals 
keinen  Erfolg  hatte. 

Doch  als  der  erste  deutsche  Vorschußverein  zu  Bromberg  ge- 
gründet wurde,  wurde  dieser  Gedanke  aus  den  Kreisen  der  länd- 
lichen und  städtischen  Intelhgenz  wieder  belebt,  der  schließlich  am 
12.  Mai  des  Jahres  1861  zur  Gründung  des  Vereines  unter  dem 
Namen  „Towarzystwo  Pozyczkowe  dla  Przemysfowcöw  miasta 
Poznania"  (Vorschußverein  für  die  Industriellen  der  Stadt  Posen) 
führte!). 

Zweck  des  Vereines  sollte  sein:  Gewährung  von  Darlehen  an 
Mitglieder  zwecks  Besserung  ihres  Betriebes  durch  Hebung  und 
Ausgestaltung  ihrer  gewerblichen  Unternehmungen^).  Der  Verein 
sollte  durchaus  kein  Wohltätigkeitsinstitut  sein,  das  die  Wenig- 
bemittelten auf  Kosten  der  Wohlhabenden  unterstützen  sollte,  er 
beruhte  vielmehr  auf  gegenseitiger  Hilfe  und  Solidarität  der  Mit- 
glieder. Der  Zweck  ist  also  identisch  mit  den  Zielen  von  Hunderten 
ähnlicher  Vereine,  die  um  diese  Zeit  in  Deutschland  entstanden. 

Nachdem  nun  einmal  der  erste  Versuch  gemacht  worden  war, 
schreiten  die  Gründungen  bei  den  Deutschen  rasch  vorwärts.  In 
dem  folgenden  Jahre  werden  drei,  im  dritten  vier  Vereine  gegründet, 
so  daß  bis  zum  Jahre  1865  bereits  15  und  bis  1870  zusammen 
27, d.s.  73  Proz.  aller  heute  noch  bestehenden  Schulze-Delitzschschen 
Kreditvereine  ins  Leben  gerufen  worden  sind.  Daß  in  den  ersten 
10  Jahren  die  Zahl  der  Gründungen  von  Genossenschaften  viel 
größer  gewesen  und  nur  in  der  Folgezeit  infolge  Auflösungen  auf 
27  zusammengeschrumpft  ist,  ist  kaum  anzunehmen.  Denn  die 
deutschen  Vereine  fanden  gleich  von  Anfang  an  in  Schulze- 
Delitzsch  eine  Stütze,  wie  sie  anderen  Genossenschaften  kaum  zuteil 


1)  Zimmermann,  Die  Bank  Przem.  S.  3.  Am  Ende  des  Jahres  1S61  besaß 
die  Genossenschaft  55  Mitglieder,  327  Mark  Geschäftsguthaben,  2.38  Mark  Reser%-en 
und  750  Mark  Spareinlagen.  In  der  Folgezeit  hatte  sich  dieser  Verein  in  der 
Weise  entwickelt,  daß  er  heutzutage  bei  weitem  die  erste  Stelle  unter  allen  pol- 
nischen Genossenschaften  einnimmt.  Im  Jahre  1910  hatte  die  Genossenschaft  5S30 
Mitglieder,  7,25  Millionen  Mark  Geschäftsguthaben,  0,91  Millionen  Mark  Reserven, 
24,85  Millionen  Mark  Spareinlagen. 

2)  Zimmermann,  Die  Bank  Przem,   S,  4. 
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Die  Gründungszeit  der  im  Jahre  1909 


I.  Schul  ze-Delitzsch'scher  Verband 

II.  Polnischer  Verband 

1)  Kreditgenossenschaften 

2)  Einkaufs-  und  Absatzvereine 

3)  Siedelungs-Genossenschaften 

4)  Sonstige  Genossenschaften 
ni  Verb,    deutsch,  landw.  Genossenschaften 

1)  Spar-  und  Darlehnsverein 

2)  Molkerei-Genossenschaften 

3)  Bezugs-  „ 

4)  Sonstige 
IV   Verband  deutscher  Genossenschaften 

1)  Spar-  und  Darlehnsverein 

2)  Molkerei-Genossenschaften 

3)  Bezugs- 

4)  Sonstige  „ 
V.  Ostdeutscher  Handwerksgen.-Verband 

1)  Kredit-Genossenschaften 

2)  Sonstige  Genossenschaften 


wurde. 


wurde  Seit  1859  bereits  bestand  für  die  deutschen  Genossen- 
lafen!,  ständiges  Korrespondenzbureau  unter  Schuze-De- 
itzscL's  Leitung,  an  das  sich  die  Vereine  jederze.t  wenden  konnten, 
mhrend  des  Wjährigen  Bestehens  des  deutschen  Genossensehafts- 
™  hatte  Schulze-Delitzsch  genügend  P/f-^;  Erfahrungen 
1  •■  ^r,  cn  Haß  er  die  Genossenschaften  in  der  i  ro\  mz 
p:rg,  r  ";  « l  m  soHde  Bahnen  zu  lenUen  ihnen 
!°ne  gesunde  Gestaltung  zu   geben   und  Fehlschlägen   ernster  Art 

™'t:r  rrttS,  die  Sache  bei  den  Polen.    Von  den  heute 
Anderster       ^      ^^^^^^    „„„H^n    his  1865  7   und  bis 

Über  die  Gründer 
in  der    ersten  Zeit   vor  1870   sind  wir  wenig  orientiert.     Aus  der 
?ats!che    edoch     daß  kurz  nach  1870  die  intelligenten  Kretse    .m 
betnderer  die  Geistlichkeit   sich   der  polnischen  Genossenscha  ts- 
bewegung  in  vollen,  Umfange  und  mit  großer  Aufopferung  w.dmeten 
Uann'man  schließen,  daß  auch  die  Gründungen  vor  1870  ™n  der 
I„tpl1i«nz  ausgingen.    Diese  Annahme  bestätigt  auch  die  latsacne, 
Ä::  :::  eniten,  die  die  Grandung  der  ers.n  Geno-sch  f 
an-eregt   und    durchgesetzt  haben,  Männer  wie  ^r.  H   Ceg  elski, 
d"    [    Lepecki,    Prof.  Dr.  W.  Nehring,   Graf  J.  Mielzynski 
und  der  Geistliche  J.  Zenkteller  aufgezählt  werden. 


Anüers  veru^n  =1^^  -.^ 

noch    bestehenden  Genossenschaften    wurden    bis  _1865 
1870  zusammen  29  Genossenschaften  gegründet. 


i 
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Durch  die  deutschen  Gründungen  angespornt,  versuchten  die 
für  den  Genossenschaftsgedanken  begeisterten  Männer  auch  für  die 
Polen  derartige  Vereine  zu  schaffen,  wobei  einer  den  anderen  zu 
überflügeln  suchte.  So  sehen  wir,  daß  in  den  ersten  5  Jahren  nur 
7,  von  1865 — 1870  aber  22  Vereine  geschaffen  wurden,  während  die 
Zahl  der  Gründungen  bei  den  Deutschen  in  derselben  Zeit  15  und 
12  betrug.  Aber  diesen  Männern  fehlte  jede  Erfahrung.  Mancher 
Verein  wurde  gegründet,  ohne  daß  man  vorher  seine  wirtschaftliche 
Grundlage,  die  seine  Entwicklung  für  die  Zukunft  fördern  sollte, 
gründlich  durchdacht  hatte.  Es  fehlte  an  Mustern  für  Statuten  und 
Buchführung,  an  geeigneten  Personen  für  den  Vorstand  und  Auf- 
sichtsrat. Die  Genossenschaften  besaßen  weder  einen  Führer,  wie 
es  Seh  ulze-Delitzsch  war,  noch  eine  Einrichtung  wie  die  deutschen 
Genossenschaften  in  der  Form  des  bereits  erwähnten  Korrespondenz- 
bureaus, von  wo  sie  sich  zu  jeder  Zeit  Rat  holen  konnten.  In 
jener  Zeit  mußten  die  Genossenschaften  durch  Ausprobieren  erst 
erlernen,  wie  alles  zu  ordnen  und  zu  regeln  war. 

Da  über  die  ersten  10  Jahre  des  Bestehens  der  polnischen 
Genossenschaften  kein  statistisches  Material  vorhanden  ist,  so  ist 
es  nicht  möglich,  wiewohl  es  sehr  interessant  wäre,  festzustellen, 
wie  viele  von  den  neugegründeten  Genossenschaften  wieder  auf- 
gelöst wurden.    Liest  man  aber  in  den  Jahresberichten  die  Klagen, 
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die  vom  Anwalt  über  den  Manp(cl  an  den  nötif,'en  juristischen 
Kenntnissen  und  der  erforderlichen  kaufmännischen  Routine  bei 
den  Vorstandsmitgliedern  erhoben  wurden,  so  kann  man  vermuten, 
daß  eine  Reihe  von  den  neugegründeten  Genossenschaften  ihre 
Existenz  wieder  eingebüßt  iiaben.  „Ich  habe  den  Genossenschaften" 
—  sagt  der  Anwalt  Szamarzewski  in  seinem  Berichte  von 
1874  —  „Formulare  zur  Aufstellung  jährlicher  Abrechnung  über- 
sandt.  Trotzdem  wurde  das  Verlust-  und  Gewinnkonto,  ja  selbst 
die  Bilanz  verschieden  aufgestellt.  Zum  Teil  infolge  individueller 
Ansichten  des  Vorstandes,  oder  aus  Mangel  an  Kenntnis  in  der 
Gruppierung  der  verschiedenen  Kassaeinnahmen  und  Ausgaben  auf 
die  entsprechenden  Konten,  wies  meine  Aufstellung  die  verschieden- 
artigsten und  einander  widersprechenden  Resultate,  sowohl  im 
Verlust-  und  Gewinnkonto  als  auch  in  der  Bilanz  selbst  auf.  Die 
Buchführung  unserer  Genossenschaften  können  wir  mit  Ausnahme 
einiger  weniger  nicht  als  musterhaft  bezeichnen."  Ein  Teil  der 
Genossenschaften  war  im  Genossenschaftsregister  eingetragen,  ein 
anderer  wiederum  nicht.  Die  Genossenschaften  übersandten  den 
zuständigen  Gerichten  ihre  Statuten  in  deutscher  Übersetzung,  wo- 
bei auch  die  Firma  übersetzt  wurde.  So  kam  es  denn  sehr  oft 
vor,  daß  manche  Genossenschaften  im  Register  deutsch  eingetragen 
waren,  obwohl  ihre  Firma  polnisch  lautete.  Die  Buchführung  war 
keine  einheitliche;  jeder  führte  Bücher  so,  wie  er  konnte.  Bilanzen 
wurden  nicht  geschäftsmäßig  aufgestellt.  Reingewinn  wurde  zuweilen 
mehr  auf  Grund  von  Mutmaßungen  als  genauer  Berechnung  verteilt.^) 

Recht  bezeichnend  sind  die  Anfänge  der  Posener  Genossen- 
schaft. „Trotzdem  die  ersten  und  angesehensten  Bürger  Posens 
an  der  Spitze  des  Vereines  standen,  bewies  dennoch  die  Verwaltung 
desselben  nicht  die  nötige  Kenntnis  der  Geschäftsführung,  dafür 
aber  traten  sowohl  imKomite  wie  in  der  Generalversammlung  sonder- 
bare Beweise  von  Naivität  an  den  Tag.  Trotz  der  Monita,  welche 
die  von  der  Generalversammlung  angestellten  Revisoren  vorbrachten, 
war  die  Geschäftsführung  eine  dilettantenhafte.  Bis  1866  hatte  der 
Verein  keinen  Geschäftssitz,  die  Dahrlehensnehmer  unterzeichneten 
die  Wechsel  entweder  in  der  Privatwohnung  des  Kassierers  oder 
zu  Hause  im  Beisein  des  Kassenboten." 2) 

In  den  ersten  Jahresberichten  des  Verbandes  finden  wir  nicht 
selten,  daß  diese  oder  jene  Genossenschaft  aufgelöst  werden  mußte, 

1)  Kusztelan,  Kilka  uwag  o  organizacyi  i  rozwoju  spölek  polskich  pod  pa- 
nowaniem  pruskiem.     Poznan   1901.  S.   166. 

2)  Zimmermann,  Die  Bank  Przem,  S.   7. 
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teils  weil  ihr  die  wirtschaftlichen  Grundlagen,  die  ihre  Lebensfähig- 
keit sichern  sollten,  fehlten,  teils  weil  es  an  Befähigung  der  leitenden 
Personen  mangelte^).  Bis  zum  Jahre  1883  sind  beispielsweise  alle 
schlesischen  Konsumvereine,  deren  Zahl  sich  auf  32  belief,  einge- 
gangen. Über  die  Zahl  der  Liquidationen  vor  der  Gründung  des 
Verbandes  sind  wir  nicht  orientiert,  jedoch  ist  anzunehmen,  daß 
sie  eher  größer  als  kleiner  sein  dürfte. 

B)  Die  Periode  der  gründungsarmen  Jahre  von  1871  —  1  890. 

Die  Zeit  vom  Jahre  1871  — 1890  können  wir  als  eine  Periode 
der  gründungsarmen  Jahre  bezeichnen.  Denn  während  in  dem 
ersten  zehnjährigen  Zeitabschnitte  27  Schul ze-Delitzsch'sche  Ge- 
nossenschaften ins  Leben  gerufen  worden  sind,  finden  innerhalb 
der  nächsten  zwanzig  Jahre  Gründungen  von  nur  7  Vereinen  statt. 
In  dieser  Periode  erfolgt  auch  der  Zusammenschluß  der  bestehenden 
Genossenschaften  in  einen  Provinzial- Verband  im  Jahre  1872.  Es 
ist  auffällig,  daß  mit  der  erfolgten  Gründung  des  Verbandes  zu 
gleicher  Zeit  auch  ein  Stillstand  in  der  Ausbreitung  des  Genossen- 
schaftswesens stattfindet,  obgleich  sich  der  Verband  unter  anderem 
auch  die  Förderung  der  Ausbreitung  des  Genossenschaftswesens 
zur  Aufgabe  stellte. 

Unmittelbar  nach  dem  deutsch-französischen  Kriege  trat  für  das 
Genossenschaftswesen  eine  Krisis  ein,  die  infolge  des  Zuflusses 
während  des  Krieges  zurückgehaltener  Kapitalien  entstanden  war. 
Nach  der  glücklichen  Beendigung  des  Krieges  strömten  wieder 
Gelder  in  dem  Maße  ein,  daß  die  Genossenschaften  für  dieselben 
keine  Verwendung  fanden.  Das  Angebot  überstieg  bald  die  Nach- 
frage nach  Kapitalien,  und  die  Vereine  wurden  zum  Teil  zu  Ge- 
schäften veranlaßt,  denen  sie  nicht  gewachsen  waren.  Die  Folge 
davon  war,  daß  eine  Zahl  von  Genossenschaften  in  Liquidation 
oder  Konkurs  geriet.  Von  der  Krisis  blieb  auch  Posen  nicht  ver- 
schont. „Wenn  Sie",  —  spricht  S  chul  ze -Delitzsch  auf  dem  all- 
gemeinen Vereinstage  zu  Bremen  1874  über  die  Krisis,  —  „diese 
drei  oder  vier  Fälle  (Magdeburg,  Posen,  Stassfurt,  Breslau),  zu  denen 
noch  der  eine  oder  andere  von  geringerer  Bedeutung  hinzukommen 
mag,  als  solche  in  Betracht  ziehen,  an  denen  sich  der  Einfluß  der 
Krisis    auf    das    Genossenschaftswesen    gezeigt    hat -)"      Im 


1)  Es  sind  aufgelöst  im  Jahre  1ST5  eine  Genossenschaft,  1S7<)  eine  Genossen- 
schaft, 1880  zwei  Genossenschaften,  ISSl  eine  Genossenschaft,  ISS.S  zwei  Genossen- 
schaften. 

2)  Crüger,    EinführunL;    in  das  Genossenschaftswesen.     Reiliii    1007,    S.    119. 
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Jahre  1873  stellte  die  Schulze-Delitzsch'sche  Genossenschaft  zu 
Posen  ihre  Zahlungen  ein.  Auf  das  Jahr  1875  fiel  der  Zusammen- 
bruch der  Düsseldorfer  Gewerbebank.  Im  nächsten  Jahre  auf  dem 
aligemeinen  Vereinstage  zu  Danzig  zählte  Schulze  4  Konkurse 
und  8  Liquidationen  auf.  Diese  kritische  Lage,  in  der  sich  das 
Genossenschaftswesen  zu  der  Zeit  befand,  veranlaßte  den  Verband, 
auf  weitere  Ausbreitung  von  Genossenschaften  einstweilen  zu  ver- 
zichten. Dagegen  widmete  er  seine  ganze  Tätigkeit  der  Befestigung, 
dem  inneren  Ausbau  und  der  geschäftlichen  Vervollkommnung  der 
bereits  bestehenden  Genossenschaften. 

Auch  bei  den  Polen  tauchte  schon  verhältnismäßig  frühzeitig 
(1870)  der  Gedanke  eines  Zusammenschlusses  der  bestehenden 
Genossenschaften  zu  einem  Verbände  auf. 

Zu  diesem  Zwecke  bildete  sich  im  Jahre  1871  ein  Komitee  von 
sechs  angesehenen  Männern,  das  ein  Projekt  für  die  Statuten  des 
Verbandes  auszuarbeiten  und  die  Genossenschaften  zu  einer  General- 
versammlung am  30.  April  1871  zwecks  Gründung  eines  Verbandes 
einladen  sollte.  Am  festgesetzten  Termine  kamen  die  Delegierten 
von  29  Genossenschaften  —  und  zwar  19  Genossenschaften  aus 
der  Provinz  Posen,  9  aus  Westpreußen  und  1  aus  Oberschlesien  — 
in  Posen  zusammen^  wo  auf  Grund  der  vorgelegten  Statuten  ein 
Verband  gegründet  wurde,  dem  alle  polnischen  Genossenschaften 
des  Königreiches  Preußen  angehören  durften. 

Die  Hauptaufgabe  des  Verbandes  sollte  sein: 

1.  die  Gründung   neuer  Genossenschaften  vorzubereiten, 

2.  der  Austausch  von  Erfahrungen,  sowie  die  Ausbildung,  Be- 
festigung und  Vervollkommnung  der  genossenschaftlichen  Ver- 
fassung und  Einrichtung, 

3.  Wahrung  und  Vertretung  gemeinsamer  Interessen, 

4.  die  Beschaffung  von  Kredit  und  Erleichterung  des  Umlaufs  von 
Kapital  zv\'ischen  den  einzelnen  Genossenschaften, 

5.  die  Sammlung  von  statistischem  Material, 

6.  die  Herausgabe  von  Schriften. 

Die  Verwaltung  des  Verbandes  ruhte  gemäß  den  Statuten  in 
den  Händen  des  Hauptkomitees,  dessen  sechs  Mitglieder  in  einer 
Generalversammlung  der  Delegierten  der  einzelnen  Genossenschaften 
auf  3  Jahre  gewählt  wurden.  Das  Hauptkomitee  ernannte  aus 
seiner  Mitte  den  Anwalt  (Patron),  dessen  Wahl  die  Generalver- 
sammlung zu  genehmigen  hatte.  In  dem  Hauptkomitee  vollzog  sich 
nun    eine  Arbeitsteilung,    und   zwar  in  der  Weise,  daß  das  Haupt- 


—     17     — 

komitee  mehr  die  formalen  l)  Angelegenheiten  zu  erledigen  hatte, 
während  dem  Anwalt  eigentlich  die  wichtigsten 2)  Aufgaben  zufielen. 
Die  Ziele  des  polnischen  Verbandes  unterschieden  sich  nicht  von 
denen  des  Schulze-Delitzsch'schen  Verbandes,  der  im  Jahre  1859 
gegründet  war. 

Mit  der  erfolgten  Gründung  des  Verbandes  begannen  jedoch 
erst  die  Schwierigkeiten,  die  in  dem  Fehlen  einer  für  den  ver- 
antwortungsvollen Posten  des  Anwalts  geeigneten  Persönlichkeit 
gipfelten.  Es  fand  sich  keiner,  obgleich  man  dem  Komitee  weder 
Mangel  an  Begeisterung  noch  an  Arbeitslust  nachsagen  konnte,  der 
das  schwierige  und  durch  die  Statuten  des  Komitees  eingeschränkte 
Amt  eines  Anwalts,  sei  es,  weil  die  nötige  Zeit  nicht  zur  Verfügung 
stand,  sei  es,  daß  die  erforderliche  Qualifikation  ausbHeb,  über- 
nehmen wollte.  Den  Polen  fehlte  eben  ein  geborener  Anwalt  wie 
Schulze-Delitzsch,  „ein  vortrefflicher  Jurist,  ein  Mann  ausge- 
zeichneter Bildung  und  scharfen  nüchternen  Verstandes,  gewissen- 
haft und  zuverlässig,  ein  unermüdlicher  Arbeiter,  bereit  jeden  Angriff 


1)  a)  Das  Komitee  ernennt  aus  seiner  Mitte  den  Vorsitzenden  und  den  Sekre- 

tär, wählt  den  Anwalt,  dessen  Wahl  jedoch  die  Generalversammlung  zu 
genehmigen  hat, 

b)  vertritt  den  Verband  und  setzt  die  Entschädigungssumme  für  den  An- 
walt fest, 

c)  entscheidet  über  die  Notwendigkeit  der  vom  Anwalt  im  Interesse  des 
Verbandes  oder  auf  Verlangen  der  einzelnen  Genossenschaften  zu  unter- 
nehmenden Reisen, 

d)  genehmigt  den  vom  Anwalt  vorgelegten  Ausgabeetat, 

e)  setzt  den  Tag    und    die    Tagesordnung  für  die  Generalversammlung  fest 

f)  berät  über  Verbandsangelegenheiten  und  über  die  Anträge  des  Anwalts 
und  der  Verbandsgenossenschaften,  bestimmt  über  die  Ausgabe  von 
Schriften  und  über  die  Tätigkeit  des  Anwalts, 

g)  entscheidet    über    die  Aufnahme    von  Genossenschaften  in  den  Verband, 
h)  verwaltet  das  Verbandsvermögen  und  legt  jährlich  Abrechnung  darüber 

vor.   (Jahresbericht  von   1872.) 

2)  a)  Der  Anwalt  hatte    die  Aufgabe,    das  Genossenschaftswesen    durch  Neu- 

gründungen zu   fördern, 

b)  den  Verbandsgenossenschafteu  mit  Rat  beizustehen, 

c)  die  Genossenschaften   gemäß    Beschluß    des  Hauptkomitees   zu    besuchen, 

d)  jährlich  eine  Rechnung  über  die  Ausgaben  der  Verbandskasse  aufzu- 
stellen und  dieselbe  dem  Hauptkomitee  vorzulegen, 

f)  die  vom   Hauptkomitee  vorgeschlagenen  Schriften   herauszugeben. 

g)  die  Genossenschaften  zur  Generalversammlung  und  die  Mitglieder  des 
Hauptkomitees  zur  Sitzung  vorzuladen, 

h)  die    durch  Generalversammlung    und   Hauptkomitee    gefaßten    Beschlüsse 
auszuführen. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswisscnsch.    Ergänzungsheft  43.  2 


—     18     — 

ebenso  gründlich  zu  würdigen  wie  zu  widerlegen,  im  Verkehr  mit 
den  bedeutendsten  Geistern  seiner  Zeit  stehend,  voller  Interesse 
auch    für  Dinge,    die    abseits    von   seiner  Lebensarbeit   standen  l)." 

Infolgedessen  verteilte  das  Komitee  die  dem  Anwalt  zukommen- 
den Aufgaben  unter  seine  Mitglieder,  indem  es  drei  Bezirke  er- 
richtete: Posen,  Westpreußen  und  Schlesien. 

Diese  Einrichtung  erwies  sich  aber  bald  als  völlig  unpraktisch, 
es  mußte  vielmehr  ein  Mann  gewählt  werden,  der  sich  ganz  und  gar 
den  Genossenschaften  wädmen  konnte.  Zum  ersten  Anwalt  wurde 
K.  Kantak  ernannt,  der  aber  schon  nach  6  Monaten  sein  Amt 
niederlegte,  da  er  als  preußischer  Landtagsabgeordneter  das  ihm 
anvertraute  Amt  nicht  gewissenhaft  verwalten  konnte.  An  seiner 
Stelle  wurde  der  Gymnasiallehrer  Schule  gewählt,  der  die  An- 
waltschaft nur  solange  übernahm,  bis  man  eine  andere,  geeignetere 
Persönlichkeit  gefunden  hatte.  Am  21.  Januar  1872  wurde  der 
Vikar  Szamarzewski  aus  Schroda  zum  Mitglied  des  Komitees 
und  am  10.  Oktober  1872  zum  Anwalt  ernannt. 

Seit  dieser  Zeit  datiert  ein  Umschwung  in  der  Geschichte  des 
polnischen  Genossenschaftswesens.  Szamarzewski,  ein  glühen- 
der Patriot,  scheute  keine  Mühe  und  Opfer,  um  die  herrschenden 
Mißstände  zu  beseitigen.  Ganze  Tage  und  Wochen  verbrachte  er 
namentlich  in  den  kleineren  Städten,  in  denen  die  genossenschaft- 
liche Arbeit  infolge  mangelhafter  Buchführung,  Unkenntnis  der 
Statuten,  persönlicher  Streitigkeiten  die  größten  Lücken  zeigte,  um 
Ordnung  zu  schaffen  und  die  Genossenschaft  auf  den  richtigen  Weg 
zu  leiten. 

Nur  dadurch,  daß  eine  solche  willensstarke  Persönlichkeit  wie 
Szamarzewski  mit  großer  Aufopferung  und  vielen  Entbehrungen 
seine  ganze  Kraft  den  Genossenschaften  zur  Verfügung  stellte, 
gelang  es,  die  früher  erwähnten  Mängel  in  den  Genossenschaften 
zu  beseitigen.  Obgleich  dem  Anw^alt  zur  Deckung  der  im  Auftrage 
des  Komitees  unternommenen  Reisen  eine  jährliche  Entschädigung 
von  600  Mark  2)  zugesichert  wurde,  (jede  Verbandsgenossenschaft 
sollte  3  Proz.  vom  jährlichen  Reinertrage  —  mindestens  15  Mark, 
höchstens  150  Mark,  —  zur  Verbandskasse  beisteuern)  liefen  die 
Beträge  so  spärlich  ein,  daß  der  Anwalt  die  Reisen  auf  eigene 
Kosten  unternehmen  und  die  Gastfreundschaft  seiner  Amtsbrüder  in 


1)  Wygodzinski,     Das     Genossenschaftswesen     in     Deutschland.       Leipzi 
1911,  S.  19. 

2)  Kusztelan,  J.,  Kilka  uwag.     S.    1 6S. 
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Anspruch  nehmen  mußte.  Rücksichtslos  deckte  er  in  den  Jahres- 
berichten und  auf  den  Verbandstagen  jeden  in  der  Genossenschaft 
begangenen  Fehler  auf,  und  dabei  nannte  er  nicht  nur  jedesmal 
den  Namen  der  Genossenschaft,  sondern  auch  den  der  Personen, 
durch  deren  Schuld  die  Genossenschaft  Schaden  erlitten  hatte.  Die 
Möglichkeit,  eine  derartige  Offenheit  und  Rücksichtslosigkeit  an  den 
Tag  zu  legen,  verdankte  er  einerseits  seiner  Autorität,  die  er  als 
Geistlicher  seinen  Landsleuten,  namentlich  dem  Gewerbe-  und 
Bauernstande  gegenüber  besaß,  andererseits  dem  Umstände,  daß 
—  wie  Kusztelan  berichtet  —  die  uneigennützige  Aufopferung 
des  Anwalts  zum  Besten  der  Genossenschaften  und  sein  heißer 
Wunsch,  der  Sache  derselben  und  allen  Mitgliedern  zu  dienen,  all- 
gemein bekannt  war,  und  daß  man  mit  Rücksicht  darauf  ohne 
Groll  sich  seiner  Kritik  unterwarf. 

Trotz  eifrigen  Bemühens,  trotz  Aufbietung  aller  seiner  Kräfte, 
konnte  der  Anwalt  dennoch  nicht  verhindern,  daß  einige  Genossen- 
schaften, wie  z.  B.  in  Bromberg,  Pudewitz,  Posen  „Ul",  Berent  in 
Westpreußen  in  Konkurs  verfielen  und  dadurch  nicht  nur  den 
Genossen  selbst  Verluste  brachten,  sondern  auch  das  Vertrauen 
der   Bevölkerung    zu    den    übrigen   Genossenschaften   untergruben. 

Laut  dem  Jahresberichte  von  1872  betrug  die  Zahl  aller  pol- 
nischen Genossenschaften  53,  und  zwar: 

19  Genossenschaften,   die   dem  Verbände   beigetreten  waren!). 

6  Genossenschaften,  die  sich  dem  Verbände  nicht  ange- 
schlossen, die  aber  demselben  ihre  Jahresberichte  über- 
sandt  haben. 

7  Genossenschaften,  die  nicht  einmal  ihre  Jahresberichte  zu- 
schickten, endlich 

21  Genossenschaften,  die  sich  erst  reorganisierten  oder  im 
Entstehen  begriffen  waren. 

Von  Jahr  zu  Jahr  wurde  die  Zahl  der  Genossenschaften  immer 
größer,  so  daß  sie  im  Jahre  1881  einschließlich  der  schlesischen 
Konsumvereine 2)  110  betrug.  Mit  der  Zunahme  der  Genossen- 
schaften wuchs  auch  die  Arbeit  des  Anwalts  dermaßen  an,  daß  sie 


1)  Von  der  gesamten  Anzahl    der    polnischen  Genossenschaften    gehörten  zum 
Verbände  im  Jahre: 

1872  von     53  Genossenschaften  19  =  35,S  Proz. 
1875     „       86  „  26  =  30,2       „ 

1881     „     110  „  47  =  42,7       „ 

1890     „82  ,  72  =  87,8       , 

2)  Die  Konsumvereine  in  Schlesien   sind  bis   1883  alle  eingegangen. 
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von  einer  einzigen  Person  trotz  besten  Willens  nicht  inelir  be- 
wältigt werden  konnte.  Die  daraus  für  die  Genossenschaften  sich 
ergebende  Gefahr  sah  der  Anwalt  auch  selbst  ein  und  machte  in 
einem  an  das  Komitee  gerichteten  Briefe  vom  18.  Oktober  1883 
den  Vorschlag,  das  Amt  des  Anwalts  und  somit  auch  die  Fürsorge 
über  die  Genossenschaften  auf  das  ganze  Komitee  zu  übertragen 
und  statt  eines  mehrere  fachgebildetc  Revisoren  und  Instruktoren 
einzusetzen,  damit  diese  um  so  leichter  und  besser  die  Genossen" 
Schaftsarbeit  überwachen  konnten. 

Mit  Rücksicht  jedoch  auf  die  um  das  Genossenschaftswesen  er- 
worbenen Verdienste  und  in  der  Überzeugung,  daß  die  Person 
eines  Anwalts  für  die  Genossenschaften  unbedingt  notwendig  wäre, 
nahm  der  Vereinstag  im  Jahre  1884  zu  Miloslaw  seinen  Vorschlag 
nicht  an,  sondern  gab  ihm,  um  ihm  die  Arbeit  zu  erleichtem,  9 
Revisoren  bei,  die  sich  aus  den  Mitgliedern  der  Vorstände  der  be- 
deutendsten und  am  besten  geleiteten  Genossenschaften  zusammen- 
setzten. 

Diese  neue  fZinrichtung  stieß  jedoch  bei  den  Genossenschaften 
selbst  auf  große  Schwierigkeiten,  da  ein  großer  Teil  der  Genossen- 
schaften eine  Revision  durch  die  Verbandsrevisoren  nicht  dulden 
wollte.  Einige  taten  dies  aus  Konkurrenzgründen,  andere  weil  sie 
gekränkt  waren,  daß  Vorstandsmitglieder  einer  kleineren  Genossen- 
schaft sie  revidieren  sollten;  mehrere  wiesen  ohne  Angabe  des 
Grundes  den  vorgemerkten  Revisor  ab  und  wählten  einen  eigenen. 

Im  Jahre  1885  wurden  bei  34  Genossenschaften  Revisionen 
gemacht  und  die  Revisionsberichte  dem  Anwalt  übersandt.  Aber 
die  Verbandsrevisoren  besaßen  gegenüber  denjenigen  Genossen- 
schaften, die  sich  einer  Revision  unterzogen,  keine  exekutive  Ge- 
walt. Man  konnte  keine  Genossenschaft  dazu  zwingen,  selbst  die 
allergrößten  Mängel  zu  beseitigen.  Im  Jahre  1886  waren  nur  noch 
3  Revisoren  tätig. 

Inzwischen  wurde  am  1.  Mai  1889  das  neue  Genossenschafts- 
gesetz erlassen,  welches  zwei  wichtige  neue  Bestimmungen  enthielt : 
die  Zulassung  von  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haftung  und 
die  obligatorische  Revisionspflicht  der  Genossenschaft.  Jede  Ge- 
.nossenschaft  mußte  sich  mindestens  in  jedem  zweiten  Jahre  der 
Prüfung  durch  einen  der  Genossenschaft  nicht  angehörigen  sach- 
verständigen Revisor  unterziehen  (§  53).  Es  war  den  Genossen- 
schaften anheimgestellt,  sich  entweder  ihre  Revisoren  selbst  zu 
wählen  und  dem  Gerichte  zur  Bestätigung  vorzustellen,  oder  sofern 
sich  die  Genossenschaften  zu  Verbänden  vereinisrten,  die  vom  Ver- 
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bände  aufgestellten  und  vom  Gerichte  bestätigten  Revisoren  anzu- 
nehmen (§  54). 

Hauptzweck  des  Verbandes  sollte  die  Revision  der  Vereine 
sein  (§  55).  Daneben  war  ihm  die  Wahrnehmung  der  im  §  1  des 
Genossenschaftsgesetzes  bezeichneten  Interessen  l)  und  die  Pflege 
gegenseitiger  Geschäftsverbindung  gestattet.  Andere  Zwecke  durfte 
kein  Verband  verfolgen. 

Der  bisherige  polnische  Verband  besaß  einen  größeren  Wir- 
kungskreis, als  das  neue  Gesetz  es  zuließ.  Er  beschränkte  sich 
nicht  nur  auf  die  Revision,  sondern  besaß  vor  allem  auch  das 
Recht  der  Förderung  des  Genossenschaftswesens  durch  Neugründung 
von  Genossenschaften.  Um  nun  einerseits  die  Anwaltschaft  beizu- 
behalten, andererseits  wiederum  das  Recht,  eigene  Revisoren  zu 
bestellen,  erwerben  zu  können,  beschloß  man  eine  Reorganisation 
des  bisherigen  Verbandes  vorzunehmen  und  3  Revisions verbände 2) 
mit  den  Sitzen  in  Posen,  Bromberg  und  Thorn  zu  gründen.  An 
der  Spitze  dieser  Revisionsverbände  sollte  die  Anwaltschaft  stehen. 
Das  Komitee,  welches  durch  seine  Bestimmungen  die  Tätigkeit  des 
Anwalts  vielfach  einschränkte,  sollte  abgeschafft  werden.  Die  An- 
waltschaft sollte  sich  künftig  aus  dem  Anwalt,  zwei  Beiräten  und 
den  drei  Revisionsverbandsdirektoren  zusammensetzen. 

Durch  eine  solche  Reorganisation  hoffte  man  das  Recht  der 
Revision  für  die  drei  Revisionsverbände  erwerben  zu  können.  Der 
Anwaltschaft   sollten   Aviederum  die  Aufgaben  zufallen,  die  der  bis- 


1)  §  1  des  Genossenschaftsgesetzes  lautet:  „Gesellschaften  von  nicht  ge- 
schlossener Mitgliederzahl,  welche  die  Förderung  des  Erwerhes  oder  der  Wirtschaft 
ihrer  Mitglieder  mittels  gemeinschaftlichen  Geschäftsbetriebes  bezwecken  (Genossen- 
schaften) namentlich: 

1.  Vorschuß-  und  Kreditvereine 

2.  Rohstoffvereine 

3.  Vereine  zum   gemeinschaftlichen  Verkaufe  landwirtschaftlicher    oder  gewerblicher 
Erzeugnisse  (Absatzgenossenschaften,  Magazinvereine) 

4.  Vereine  zur  Herstellung  von  Gegenständen  und  zum  Verkaufe  derselben   auf  ge- 
meinschaftliche Rechnung  (Produktivgenossenschaften) 

5.  Vereine  zum  gemeinschaftlichen  Einkauf  von  Lebens-  oder  Wirtschaftsbedürfnissen 
im  Großen  und  Absatz  im   Kleinen  (Konsumvereine) 

6.  Vereine    zur    Beschaffung;    von    Gegenständen    landwirtschaftlichen    oder    gewerb- 
lichen Betriebes  und   zwar  Benutzung  derselben  auf  gemeinschaftliche  Berechnung 

7.  Vereine  zur  Herstellung  von  Wohnungen 

erwerben    die    Rechte    einer    , eingetragenen    Genossenschaft'    nach    Maügabe    dieses 
Gesetzes." 

2)  Der  Revisionsverband  zu  Posen  sollte  den  Bezirk  Posen,  der  zu  Bromberg 
den  Bezirk  Bromberg  und  der  zu  Thorn  die  Provinz  Westpreußen  umfassen. 
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herige  Verband  gehabt  hatte,  und  deren  Ausüljung  das  neue  Ge- 
nossenschaftsgcsetz  dem  Verbände  untersagte. 

Zur  Ausführung  dieses  Beschlusses  wurden  Vereinstage  für  die  be- 
treffenden Bezirke  in  Posen,  Gnesen  und  Thorn  zusammenberufen,  um 
die  Revisionsverbände  zu  gründen  und  die  Statuten  für  die  betreffen- 
den Verbände  und  die  Anwaltschaft  endgültig  anzunehmen.  Bei  dieser 
Gelegenheit  zeigte  sich  eine  Opposition,  die  darauf  hinstrebte,  die 
Anwaltschaft  nicht  als  Aufsichtsorgan,  sondern  als  ein  den  be- 
treffenden Verbänden  koordiniertes  Organ  aufzufassen.  Während 
jedoch  dieselbe  in  Posen  und  Gnesen  sehr  schwach  war,  wurde 
auf  dem  Verbandstage  zu  Thorn  1889  für  den  Revisionsbezirk 
Westpreußen  die  Anwaltschaft  gänzlich  aus  den  Statuten  gestrichen. 
Auf  dem  allgemeinen  Genossenschaftstage  zu  Inowraclaw  1890  wurde 
ihr  Einfluß  auf  alle  drei  Revisionsverbände  gänzlich  beseitigt.  Auf 
demselben  Genossenschaftstage  wurde  das  frühere  Verbandskomitee 
abgeschafft  und  die  Statuten  für  die  neue  Anwaltschaft  angenommen. 

Alle  drei  Revisionsverbände  wurden  1890  ministeriell  genehmigt, 
und  dies  übte  auf  die  Gesamtheit  einen  solchen  Einfluß  aus,  daß 
sofort  14  Genossenschaften,  die  noch  nicht  dem  Verbände  ange- 
hörten, der  zuständigen  Organisation  beitraten.  Auf  die  obliga- 
torische Revisionspflicht  ist  es  vor  allem  zurückzuführen,  daß  die 
Zahl  der  Verbandsgenossen  sich  verdoppelte.  Denn  während  vom 
Jahre  1872—1881  die  Zahl  derselben  etwa  30  Proz.  bis  42,7  Proz. 
aller  Genossenschaften  betrug,  stieg  die  Zahl  im  Jahre  1890  plötz- 
lich auf  87,8  Proz. 

Diese  neue  Einrichtung  dauerte  jedoch  nicht  lange.  Denn  be- 
reits im  Jahre  1891  gelang  es  Wawrzyniak,  der  nach  dem  Tode 
des  Anwalts  Szamarzewski  1891  zu  dessen  Nachfolger  ernannt 
wurde,  die  drei  Revisionsverbände  zu  einem  einzigen  Revisions- 
verbande zusammenzuschließen. 

Wawrzyniak  war  von  Anfang  an  ein  Gegner  der  Dezentrali- 
sation der  Revisionsverbände.  Schon  auf  dem  Thorner  Genossen- 
schaftstage 1889  trat  er  energisch  für  die  Bildung  eines  Revisionsver- 
bandes ein,  hatte  damals  jedoch  mit  seinem  Antrag  1)  keinen  Erfolg  ge- 
habt. Daher  war  sein  erstes  Streben  nach  der  Übernahme  des  Anwalts- 
amtes darauf  hingerichtet,  die  drei  Revisionsverbände  abzuschaffen 
und  statt  dessen  einen  einzigen  großen  Revisionsverband  mit  dem 


1)  „Der  bisherige  Verband  der  Ervverbsgenossenschaften  verwandelt  sich  in 
einen  Revisionsverband  für  Genossenschaften  der  Provinz  Posen  und  Westpreußen, 
die  sich  der  polnischen  Sprache  bedienen,  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1S&9.'' 
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Anwalt  an  seiner  Spitze  zu  gründen.  Er  war  sogar  gern  bereit,  den 
territorialen  Wirkungskreis  auf  Posen  und  Westpreußen  zu  be- 
schränken, wenn  er  nur  sein  Ziel  erreichte,  im  Gegensatz  zu  seinem 
Vorgänger,  der  einen  Zusammenschluß  aller  polnischen  Genossen- 
schaften unter  preußischer  Herrschaft  herbeizuführen  und  deshalb 
drei  Verbände  mit  der  Anwaltschaft  an  der  Spitze  zu  schaffen  suchte. 

Durch  Gründung  der  drei  Revisionsverbände  wurde  der  Ein- 
fluß des  Anwalts  auf  die  Genossenschaften  geschmälert.  Hierin 
sieht  Kusztelan  eine  Gefahr  namentlich  für  die  jüngeren  und 
schwächeren  Genossenschaften,  die  ganz  besonders  einer  Fürsorge 
bedurften.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  der  Anwalt  bei  der 
neuen  Einrichtung  nicht  mehr  die  frühere  exekutive  Gewalt  den 
Genossenschaften  gegenüber  besaß,  ist  aber  'auch  nicht  einzusehen, 
daß  dadurch  die  Entwicklung  des  Genossenschaftswesens  gefährdet 
sein  sollte.  Konnten  doch  die  Revisionsverbände  für  die  Genossen- 
schaften in  demselben  Maße  sorgen,  wie  es  früher  die  Anwaltschaft 
selbst  getan  hatte.  Es  sind  vielmehr  als  Ursache  für  die  Ab- 
schaffung der  drei  Revisionsverbände  die  Konzentrationsbestrebungen 
des  früheren  Anwalts  Wawrzyniak  anzusehen,  der  in  der  Bildung 
eines  einzigen  Revisionsverbandes  die  beste  und  zweckmäßigste 
Einrichtung  für  die  Genossenschaften  erblickte  und  dadurch  die 
frühere  Autorität  des  Anwalts   wiederherstellen  zu  können  glaubte. 

Als  der  neue  Anwalt  die  Zuneigung  der  Majorität  der  An- 
waltschaftsmitglieder für  seinen  Plan  gewonnen  hatte,  wiederholte 
er  im  Jahre  1891  auf  dem  Genossenschaftstage  zu  Schroda  seinen 
Antrag  vom  Jahre  1889,  und  es  gelang  ihm  auch  wirklich,  nach 
lebhafter  Diskussion  denselben  durchzusetzen. 

Seit  dieser  Zeit  besteht  ein  großer  Verband  unter  dem  Namen 
„Verband  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  der  Pro- 
vinzen Posen  und  Westpreußen."  Der  Verbandsbezirk  umfaßt  also 
die  Provinzen  Posen  und  Westpreußen.  Die  höchste  und  geringste 
Zahl  von  Genossenschaften,  welche  der  Verband  umfassen  kann, 
wurde   auf   400   bez.   10  festgesetzt.     Der   Verbandsvorstand  1)    be- 


1)  Der  Verbandsvorstaiid: 

1.  vertritt  den  Verband  nach  außen  mit  der  Befugnis,  in  den  Verbandsangelegen- 
heiten die  Gesamtheit  der  Verbandsgenossenschaften  vor  Behörden  und  Ge- 
richten als  deren  GeneralbevoUmcächtigter  zu  vertreten; 

2.  führt  die  Verbandskasse  und  die  Bücher  des  Verbandes ; 

3.  hat  die  Revisionsberichte,  sowie  alle  sonstigen  auf  den  Verband  sich  beziehen- 
den Schriftstücke  und  Bücher  in  seiner  Verwahrung; 

4.  erledigt  die  sonstigen  Verbaudsangclegenheiten ; 
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steht  aus  7  Mitgliedern:  aus  dem  Anwalt,  dem  Vi7,eanwalt,  4  auf 
dem  Genossenschaftstage  zu  wählenden  Mitgliedern  und  aus  dem 
jedesmaligen  Direktor  der  Vereinsbank.  Am  14.  Juli  1892  erteilte 
das  Ministerium  des  Innern  auch  diesem  Verbände  das  Recht  der 
Revision. 

Wenn  wir  auf  die  zwanzigjährige  Tätigkeit  des  Verbandes  zu- 
rückschauen, so  ist  auch  bei  diesem  ein  Stillstand  in  der  Aus- 
breitung des  Genossenschaftswesens  festzustellen. 

Der  Verband  hatte  sich  anfangs  als  wichtigste  Aufgabe  die 
Ausbreitung  des  Genossenschaftswesens  gestellt  und  zahlreiche  neue 
Genossenschaften  ins  Leben  gerufen,  dem  Innern  Ausbau  dagegen 
wenig  (Beachtung  geschenkt.  Man  ahnte  gar  nicht,  in  welcher 
schlimmen  Lage  sich  damals  die  bereits  bestehenden  Genossen- 
schaften befanden.  Erst  nachdem  der  Anwalt  Szamarzewski 
die  Genossenschaften  besucht  und  sich  an  Ort  und  Stelle  persönlich 
von  den  elenden  inneren  Zuständen,  von  der  Unbeholfenheit  der 
Vorstände  überzeugt  hatte,  wurde  die  Ausbreitung  von  Genossen- 
schaften auf  den  zweiten  Plan  verschoben  und  vor  allem  auf  die 
innere  Vervollkommnung    des  Genossenschaftswesens  Wert   gelegt. 

Die  Durchführung  solcher  heilsamen  Reformen  erforderte  viel 
Zeit  und  Aufopferung.  Es  kam  vor,  daß  der  Anwalt  w'ochenlang 
sich  bei  einer  einzigen  Genossenschaft  aufhalten  mußte,  ehe  er 
vsrieder  Ordnung  schuf.  Dabei  beschränkte  er  sich  nicht  allein 
darauf,  die  Bücher  in  Ordnung  zu  bringen,  sondern  er  besorgte  die 
Geschäfte  der  Genossenschaft  selbst  und  erteilte  den  Vorstands- 
mitgliedern die  nötige  Anweisung.  Er  nahm  an  den  Sitzungen 
der  Aufsichtsräte  und  den  Generalversammlungen  teil,  und  überall 
belehrte  er,  wie  die  Beratungen  abgehalten  und  die  Protokolle  ver- 
faßt werden  sollen.  Diese  Menge  von  Arbeiten,  die  seine  ganze 
Zeit  in  Anspruch  nahm,  hinderte  ihn  daran,  auch  für  Neugründungen 
zu  sorgen. 

Die  Krisis  nach  1870  ist  auch  auf  die  Entwicklung  der  polnischen 
Genossenschaften  nicht  ohne  Einfluß  gewesen.  Der  große  Zufluß  von 
fremden  Geldern  verleitete  beispielsweise  die  leitenden  Organe  der 
Posener  Genossenschaft  zu  spekulativen  Geschäften.  Die  Folge  davon 
war,  daß  der  Verein  alle  seine  Reservefonds  (24  471  Mark)  einbüßte, 
und  daß  51  208  =  30  Proz.  der  Anteile  abgeschrieben  werden  mußten. 
Wenn  die  Genossenschaft  eine  größere  Katastrophe  noch  glücklich 

5.  erstattet  in  der  Generalversammlung  des  Verbandes  Bericht  über  die  Geschäfts- 
und Kassenführung  sowie  über  die  stattgehabten  Revisionen  (§  IS  des  Statuts 
des  Verbandes). 
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vermeiden  konnte,  so  waren  doch  die  erlittenen  Verluste  eine  Lehre 
für  die  Zukunft,  doch  mehr  Gewicht  auf  den  inneren  Ausbau  und 
Vervollkommnung  der  Geschäftsführung  zu  legen. 

Auf  diese  Ursachen  ist  die  Erscheinung  zurückzuführen,  daß 
in  den  ersten  7  Jahren  von  1871 — 1877  weitere  37,  in  den  nächsten 
12  Jahren  bis  1889  aber  nur  4  von  den  heute  noch  bestehenden 
polnischen  Genossenschaften  gegründet  wurden. 

C.  Die  Periode  der  Ausbreitung  des  Genossenschafts- 
wesens von  1890  bis  zur  Gegenwart. 

Wenn  wir  bis  in  die  90  er  Jahre  die  Entwicklung  fast  einzig 
und  allein  von  Kreditgenossenschaften  beobachten  können,  die  durch 
die  beiden  Verbände,  den  Schulze-Delitzsch'schen  und  den  pol- 
nischen, vertreten  werden,  verzweigt  sich  seit  dem  Jahre  1890  das 
Genossenschaftswesen  von  Jahr  zu  Jahr  immer  mehr.  Es  entsteht 
nicht  nur  im  Rahmen  des  polnischen  Verbandes  selbst  eine  Reihe 
von  Genossenschaften,  die  sich  andere  Aufgaben  als  die  bisherigen 
Kreditgenossenschaften  stellen,  sondern  es  treten  vor  allem  drei 
neue  Verbände  auf,  2  Verbände  ländlicher  Genossenschaften  und 
der  Ostdeutsche  Handwerksgenossenschaftsverband. 

Als  Ursache  für  die  ersten  Gründungen  von  ländlichen  Ge- 
nossenschaften ist  der  Fortschritt  in  der  Landwirtschaft,  insbesondere 
der  milchwirtschaftlichen  Betriebe  anzusehen.  „Mit  dem  rapiden 
und  gewaltigen  Aufschwung,  welchen  die  Landwirtschaft  in  der 
Provinz  in  den  letzten  Jahrzehnten  des  vorigen  Jahrhunderts  ge- 
nommen hatte,  mit  dem  allseitigen  Übergänge  von  dem  extensiven 
in  den  intensiven  Betrieb  und  der  damit  verbundenen  vermehrten 
und  verbesserten  Viehhaltung  trat  sofort  die  Notwendigkeit  an  die 
Landwirte  heran,  eine  angemessene  Verwertung  der  Produkte  der 
Viehwirtschaft  zu  erstreben.  Der  gleichzeitige  Umschwung  auf  dem 
Gebiete  der  Milchwirtschaft  durch  die  Erfindung  der  Milchschleuder 
(Zentrifuge)  und  die  damit  geschaffene  Möglichkeit  und  Notwendig- 
keit der  Einführung  des  Großbetriebes  drängte  in  natürlicher  Weise 
zur    Vereinigung    von    Besitzern    in    Molkerei-Genossenschaften"  ^). 

So  entstand  bereits  seit  Anfang  der  80  er  Jahre  eine  Reihe 
von  Molkereigenossenschaften,  die  sich,  als  das  neue  Genossen- 
schaftsgesetz erlassen  wurde,  im  Jahre  1889  zu  einem  Molkerei- 
Revisionsverbande   zusammenschlössen.     Im    Jahre   1893  trat  dieser 


1)  Hünerasky,  Die  Entwicklung  des  landwirtschaftlichen  Genossenschafts- 
wesens in  der  Provinz  Posen.  Jahrbuch  des  Reichsverbandes  der  deutschen  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften.     1904,  S.  70. 
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Verband  dem  Allf^cmciiicn  Verbände  landwirtschaftlicher  Genossen- 
schaften für  Deutschland  zu  Offenbach   l;ei. 

Anfangs  setzten  sich  die  Mitglieder  fast  vorwiegend  aus  größeren 
Gutsbesitzern  zusammen.  Erst  seit  dem  Jahre  1886,  als  die  König- 
liche Ansiedelungskommission  an  Stelle  der  großen  Besitzungen 
geschlossene  Bauernkolonien  bildete,  traten  den  bestehenden  Molkerei- 
genossenschaften immer  mehr  bäuerliche  Besitzer  bei,  oder  es  wurden 
für    letztere    neue  Genossenschaften    dieser  Art   gegründet. 

Inzwischen  wurden  auch  vereinzelte  Genossenschaften  anderer 
Art,  namentlich  einige  Spar-  und  Darlehnsvereine  gegründet.  Daher 
beschloß  der  Molkerei-Revisionsverband  im  Jahre  1895,  seine  Tätig- 
keit auch  auf  die  übrigen  Genossenschaften  auszudehnen  und  vor 
allem  für  die  Gründung  ländlicher  Spar-  und  Darlehnskassenvereine 
zu  sorgen.  Zu  diesem  Zwecke  erweiterte  er  .sich  im  Februar  des 
Jahres  1895  zu  dem  heutigen  „Verbände  der  landwirtschaftlichen 
Genossenschaften  für  die  Provinz  Posen".  Seit  dieser  Zeit  beginnt 
die  eigentliche  genossenschaftliche  Bewegung.  Alle  Kräfte  wurden 
an  die  Gründung  neuer  Genossenschaften  gesetzt.  Noch  in  dem- 
selben Jahre  wurden  76  Spar-  und  Darlehnskassenvereine  ins  Leben 
gerufen,  ein  Jahr  später  erfolgen  59  und  im  Jahre  1897  36  neue 
Gründungen. 

Im  März  des  Jahres  1895  wurde  die  „Provinzial-Genossen- 
schaftskasse   für  Posen  e.  G.  m.  b.  H.  zu  Posen"  l)    gegründet,    die 


1)  Es    schlössen 

sich    ihr    sofort 

13   Gencssensc 

;haften    als   Mitglieder   und   12 

Einzelmitglieder  an. 

1895 

1900 

190.5 

1910 

Zahl  der  Genossen    .  . 

114 

293 

:^49 

392 

Gesamthaftsumme  .   .   . 

0,87     Mill.  M, 

14,67     Mill. 

26,8       Mill. 

17,5      Mill.  a) 

Geschäftsguthaben  .  .   . 
Reserven  

0,014     „      „ 

0,298     „ 
0,010     „ 

1,34       „ 
0,099     „ 

1,78      ,. 
0,196    „ 

Einlagen  von  Genossen- 
schaften und  Gesell- 
schaften     0,001     „      ,  0,456     „  3,328     „  8,268    , 

Gesamtverbindlichkei- 
ten    der    Genossen- 
schaften  u.  Ges.  bei 
derProv.-Gen.-Kasse  0,34       „       ,,  4,89        „  9,12        „  11,05      „ 

Verbindlichkeiten  bei 
der  Preuß.  Zentr.- 
Gen.-Kasse 0,373     „      „  4,10       „  4,44       ,,  1,88      „ 

Gesamtumsatz 2,8         „      ,.  45,1  „         139,7  ,         189,9        „ 

a)  Im  Jahre  1906  wurde  die  Einzelhaftsumme  von  1000  M.  auf  500  M.  herabgesetzt. 
(Geschäftsbericht  der  Frovinzial-Genossenschaftskasse  für  Posen,  e.  G.  m.  b.  H. 

zu  Posen   1910.) 


i 
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den  Geldausgleich  zwischen  den  einzelnen  Genossenschaftskassen 
vermitteln  sollte.  Die  Betriebsmittel  erhält  die  Kasse  von  der 
Zentralgenossenschaftskasse  in  Berlin.  Jedoch  war  mit  dem  "Wachs- 
tum der  eigenen  Betriebsmittel  insbesondere  bei  den  Spar-  und  Dar- 
lehnskassen,  die  Provinzialgenossenschaftskasse  in  der  Lage,  den  von 
der  Preußenkasse  beanspruchten  Kredit  immer  mehr  herabzusetzen. 
Anfangs  reichten  die  von  der  Preußenkasse  der  Provinzialgenossen- 
schaftskasse gewährten  Betriebsmittel  nicht  aus,  so  daß  ihr  noch 
ein  weiterer  Notstandskredit  bewiUigt  werden  mußte.  Später  zahlte 
jedoch  die  Provinzialgenossenschaftskasse  letzteren  vollständig  zurück 
und  nimmt  heute  nur  gegen  Vs  des  ihr  zugestandenen  Kredits  in 
Anspruch.  Die  Betriebsmittel  werden  heute  etwa  zu  2/3  durch  eigene 
und  zu  Vs  durch  die  Mittel  der  Preußenkasse  gebildet. 

Im  Jahre  1890  wurde  von  13  Landwirten,  die  in  der  Nähe  der 
Stadt  Posen  ihren  Wohnsitz  hatten,  eine  landwirtschaftliche  Zentral- 
Ein-  und  Verkaufsgenossenschaft  gegründet.  Sie  sollte  anfangs  nur 
den  Warenverkehr  mit  den  größeren  und  mittleren  Besitzern  der 
Provinz  Posen  vermitteln.  Mit  der  Erweiterung  des  Molkerei- 
Revisionsverbandes  zum  Allgemeinen  Provinzial-Genossenschafts- 
verbande  verwandelte  sie  sich  in  eine  geschäftliche  Zentrale  für 
die  Genossenschaften^). 

In  derselben  Zeit,  in  welcher  die  Tätigkeit  des  Verbandes  land- 
wirtschaftlicher Genossenschaften  einsetzt,  entstehen  auch  viele 
andere  ländliche  Genossenschaften  Neuwieder  Systems.  Die  erste 
ländliche  Darlehenskasse  dieser  Art  wurde  im  Jahre  1885  zu  Feuer- 
stein gegründet,  doch  blieb  sie  längere  Zeit  hindurch  ohne  Nach- 
folger. Erst  seit  dem  Anfang  der  90  er  Jahre  wurde  die  Aus- 
breitung der  Genossenschaften  durch  die  Königliche  Ansiedelungs- 
Kommission  befürwortet.  Insbesondere  glaubte  der  damalige  Präsident 
der  Ansiedelungs-Kommission,  daß  für  die  Erfolge  der  Siedclungs- 
arbeit  die  Befriedigung  der  Kreditnot  der  Ansiedier  durch  Genossen- 
schaften von   der   größten   Bedeutung  wäre.     Deshalb  wandte  sich 

1)  Die  Zahl  der  Mitglieder  betrug  1S90  ;-l2  und  1910  160.  Sie  hatte  im  Jahre 
IS'JO  C90Ü  M.  und  1910  140979  M.  Geschäftsguthaben  und  150  M.  bez.  11S421  M. 
Reserven.  Die  Haftsumme  betrug  117000  M.  1890  und  813000  M,  im  Jahre  1910. 
Der  Warenumsatz  betrug  im  Jahre  1910  4,4  Mill.  M.     Es  wurden   1910  gehandelt: 

Getreide 204187  Ztr. 

Futtermittel    . G9  566     „ 

Düngemittel    inkl.    Kalk     832  S29     „ 

Kohlen 1  0('>6  97;{     „ 

(Jahresbericht  der  landwirtschaftlichen  Zentral-Eiu-  und  -Verkaufsgenossen- 
schaft, e.  G.  m.  b.  II.  zu  Posen   1910. 
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die  Ansicclelungs-Koinniission  an  den  Neuwieder  Generalverband 
mit  dem  Vorschlag,  auch  für  Gründungen  von  Genossenschaften 
in  der  Provinz  Posen  zu  sorgen.  So  entstand  im  Jahre  1890  eine 
zweite  Darlehenskasse  zu  Libau,  und  in  den  nächsten  Jahren  folgten 
dann  weitere  Gründungen.  Im  September  des  Jahres  1895  wurde 
für  die  bestehenden  Genossenschaften  ein  eigener  provinzieller 
„Verband  deutscher  Genossenschaften  in  der  Provinz  Posen"  ge- 
gründet. 

Die  Genossenschaften  blieben  zunächst  noch  in  unmittelbarer 
Abhängigkeit  vom  Neuwieder  Generalverbandc,  da  sowohl  Revision 
als  auch  Geld-  und  Warenverkehr  von  Neuwied  aus  gehandhabt 
wurde.  Erst  mit  der  Zunahme  von  Genossenschaften  und  dem 
Anwachsen  ihres  Geschäftsverkehrs  wurde  im  Jahre  1899  eine 
Filiale  der  Landwirtschaftlichen  Zentral-Darlehnskasse  für  Deutsch- 
land in  Posen  gegründet,  die  in  erster  Linie  den  Geld-  und  Waren- 
verkehr mit  den  Darlehnskassen  zu  pflegen  hatte. 

Die  Betriebsgenossenschaften  (76  im  Jahre  1908)  sind  meistens 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht,  Da  diese  Haftform 
gegen  die  Grundsätze  des  Generalverbandes  zu  Neuwied  verstößt, 
wurde  auch  für  den  Posener  Verband  die  Gründung  eines  beson- 
deren Zentralinstitutes  für  den  Geldverkehr  der  Betriebsgenossen- 
schaften erforderlich.  Infolgedessen  wurde  im  Jahre  1899  die 
Posensche  Landes-Genossenschafts-Bank  e.  G.  m.  b.  H.  zu  Posen  ^) 
ins  Leben  gerufen.  Die  Mittel  für  den  Betrieb  bezieht  dieselbe 
ebenso  wie  die  Provinzial-Genossenschaftskasse  aus  der  Preußischen 
Zentral-Genossenschaftskasse. 

Um  eine  Vereinigung  der  Verkaufsgenossenschaften  und  dadurch 
einen  Einfluß  auf  die  Getreidepreisbildung  zu  gewinnen,  wurde  im 
Jahre  1901/02  eine  Zentrale  für  den  Warenverkehr  unter  der  Firma 
„Deutsches  Lagerhaus  G.  m.  b.  H.  zu  Posen"  2)  gegründet. 

Die  beiden  Verbände  entwickelten  jeder  für  sich  ein  lebhaftes 
Streben,  möglichst  viele  Genossenschaften  für  sich  zu  gewinnen. 
Infolgedessen  entstand  ein  großer  Konkurrenzkampf,  welcher  eine 
gesunde  Entwicklung  des  Genossenschaftswesens  hindern  mußte. 
Er  verleitete  oft  zu  Gründungen  von  Genossenschaften,  bei  denen 


1)  Im  Jahre  1909  besaß  die  Posensche  Landesgenossenschaftsbank  135  Mit- 
glieder, 637  954  Mark  Geschäftsguthaben,  290041  Mark  Reserven.  Die  Gesamthaft- 
summe betrug  6430  000  Mark, 

2)  Das  Gesellschaftskapitalkonto,  anfangs  150  000  M.,  stieg  im  zweiten  Jahre 
auf  400  000  M.  und  betrug  im  Jahre  1909  600  000  M.  Die  Reserven  betrugen 
203  20S  M.  im  Jahre  1909,  der  Reingewinn  '1209  M. 


—     29     — 

es  teils  an  den  wirtschaftlichen  Grundlagen  für  ihre  Lebensfähigkeit 
und  Entwicklung,  teils  an  entsprechenden  Persönlichkeiten  mangelte, 
welche  die  erforderliche  Fähigkeit  zur  Leitung  einer  Genossenschaft 
besaßen.  Aus  diesem  Grunde  mußten  eine  Reihe  von  Genossen- 
schaften wieder  aufgelöst  werden.  Von  1894—1903  sind  beispiels- 
weise im  Verband  landwirtschaftlicher  Genossenschaften  42  Genossen- 
schaften wieder  eingegangen.  Über  die  Zahl  der  Auflösungen  im 
Verband  deutscher  Genossenschaften  sind  wir  nicht  orientiert.  Lesen 
wir  aber  in  der  Festschrift  des  Reichsverbandes,  daß  bei  der  Grün- 
dung des  provinziellen  Verbandes  bereits  33  Genossenschaften  be- 
standen, und  vergleichen  wir  diese  Zahl  mit  der  der  heute  noch 
bestehenden  Genossenschaften  l),  deren  Gründungsjahr  auf  die  Zeit 
vor  der  Entstehung  des  Verbandes  fällt,  so  dürften  wir  zu  dem 
Resultat  kommen,  daß  die  Zahl  der  eingegangenen  Genossenschaften 
nicht  viel  geringer  gewesen  sein  wird.  Dieser  Konkurrenzkampf 
wurde  endgültig  im  Jahre  1902  durch  ein  gegenseitig  beschlossenes 
Abkommen  beendigt,  nach  welchem  der  gegenseitige  Besitzstand 
garantiert  und  für  Neugründungen  jedem  Verbände  ein  ihm  zu- 
gehöriger Kreis  zur  alleinigen  Gründungstätigkeit  überwiesen  wurde. 

Im  Jahre  1905  schloß  sich  der  Neuwieder  Generalverband  dem 
Allgemeinen  Verbände  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
zu  Offenbach  an,  der  bereits  im  Jahre  1903  die  Bezeichnung  „Reichs- 
verband deutscher  landwirtschaftlicher  Genossenschaften"  ange- 
nommen hatte.  Seit  1905  gehören  auch  die  beiden  provinziellen 
Verbände  ländlicher  Genossenschaften  in  der  Provinz  Posen  einem 
einzigen  Generalverbande  an. 

Beide  Verbände  gründeten  im  Jahre  1904  gemeinsam  die 
„Deutsche  Mittelstandskasse  zu  Posen  G.  m.  b.  H.".  Die  Gesell- 
schaft hatte  sich  als  Ziel  die  Entschuldung  des  bäuerlichen  Besitzes 
gestellt.  An  Stelle  der  hochverzinslichen,  kurzkündbaren  und  nicht 
tilgbaren  Privathypotheken  setzt  sie  landschaftliche  Beleihung  und 
Rente  der  Ansiedelungskommission  2). 

In  dieser  letzten  Periode  entsteht  in  der  Provinz  Posen  ein 
anderer  deutscher  Verband:  der  „Ostdeutsche  Handwerksgenossen- 


1)  Als  der  Verband  deutscher  Genossenschaften  für  die  Provinz  Posen  ge- 
gründet wurde,  bestanden  bereits  33  Genossenschaften.  Untersuchen  wir  die  Ge- 
nossenschaften nach  ihrem  Gründungsjahr,  so  sind  von  den  heute  noch  bestehenden 
Genossenschaften  nur  7   Vereine  vor  dem  Jahre  1895  entstanden. 

2)  Leider  ist  es  mir  nicht  möglich,  Näheres  über  ciie  Tätigkeit  dieser  Genos- 
senschaft anzugeben.  Ich  habe  mich  an  dieselbe  mehrmals  persönlich  und  schriftlich  ge- 
wandt, konnte  jedoch  nicht  einmal   einen  gedruckten  Jahresbericht  erhalten. 


—     30       - 

schafts-Verband".  Derselbe  hat  sich  jedoch  nur  wenig  entfaltet. 
Die  ersten  Gründungen  von  Genossenschaften  dieser  Art  fallen  auf 
das  Jahr  1897.  Gegcnwäi  tig  zählt  der  Verband  26  gewerbliche 
Genossenschaften,  und  zwar  12  Kredit-  und  14  sonstige  Genossen- 
schaften. Im  Jahre  1898  wurde  für  diese  Genossenschaften  eine 
Zentralkreditgenossenschaft  unter  dem  Namen  „Provinzial-Hand- 
werkerbank  zu  Posen"  gegründet. 

Nach  der  Reorganisation  des  polnischen  Verbandes  beginnt 
seit  1890  wieder  ein  eifriges  Streben,  das  polnische  Genossenschafts- 
wesen durch  Neugründungen  weiter  auszudehnen.  Vom  Jahre  1890 
bis  1909  werden  108  =  60Proz.  von  den  heute  noch  bestehenden 
Kreditvereinen  neu  gegründet.  Man  beschränkte  sich  jedoch  nicht 
einzig  und  allein  auf  die  Ausbreitung  von  Kreditvereinen,  sondern 
es  werden  auch  Genossenschaften  ins  Leben  gerufen,  die  sich  eine 
andere  Aufgabe  stellen  als  die  Kreditvereine.  In  erster  Linie  sind 
hier  die  Siedelungsgenossenschaften  zu  erwähnen. 

Den  ersten  Anstoß  zur  Gründung  von  Siedelungsgenossen- 
schaften gab  die  Ansiedelungskommission,  die  im  Jahre  1886  er- 
richtet wurde.  Ihre  Aufgabe  sollte  sein,  Ankauf  von  Gütern  und 
Verteilung  derselben  unter  deutsche  Bauern  und  Arbeiter,  um 
dadurch  eine  Stärkung  des  deutschen  Elements  in  den  Provinzen 
Posen  und  Westpreußen  gegen  polonisierende  Bestrebungen  herbei- 
zuführen. Daraufhin  wurden  auch  polnischerseits  Vorkehrungen 
getroffen,  daß  kein  Pole  sein  Gut  an  die  Ansiedelungskommission 
verkaufen  sollte.  In  demselben  Jahre  wurde  die  Bank  Ziemski  l) 
(Land-Bank)  gegründet,  die  den  Grund  und  Boden  retten  sollte, 
weswegen  man  ihr  den  Namen  „Rettungs-Bank"  beilegte.  Sie  sollte 
Hypotheken  regulieren  und  bei  Kontrahierung  derselben  vermitteln. 
Ferner  sollte  ihre  Aufgabe  sein,  bei  Parzellierung,  Erwerb,  Verkauf 
und  Verpachtung  von  Grundstücken  mitzuwirken  und  selbst  Grund- 
stücke zu  erwerben,  zu  parzellieren  und  zu  verpachten-).  Die  Bank 
konnte  jedoch  in  Hinsicht  auf  ihr  kleines  Aktienkapital  nur  im  be- 
scheidenen Umfange  diese  Geschäfte  betreiben  3).  Andererseits 
ließen  die  Vorschriften  nicht  zu,  auf  eigene  Rechnung  Parzellierungen 
vorzunehmen,    dieselben   sollten   nur   auf   Risiko   und   im  Interesse 


1)  Im  Jahre  1909  hatte  die  Bank  Ziemski  4  Mill.  Mark  Aktienkapital,  552346 
Mark  Reserven  und  2  461  8S2  Mark  Spareinlagen. 

2)  Adamczewski ,  Der  Kampf  um   den  Boden  in  der  Provinz  Posen.     Frei- 
burg i.  B.  1907,  S.   16. 

3)  Das  Aktienkapital  war  anfangs  50000  Mark,   1SS8  virurde   es   auf  1,2  MUl. 
Mark,  1S96  auf  2  Mill.  Mark,  1899  auf  3  Mill.  Mark.   1^02  auf  4  MüI.  Mark  erhöht. 
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des  Eigentümers  durchgeführt  werden.  Infolgedessen  war  die  Bank 
eigentlich  ein  Finanzinstitut,  das  die  Hypothekenlasten  zu  regeln 
hatte,  und  konnte  deshalb  als  Parzellierungsinstitut  nicht  ihre  ganze 
Kraft   entfalten. 

Man  versuchte  daher  Mittel  ausfindig  zu  machen,  um  diesen 
Schwierigkeiten  aus  dem  Wege  zu  gehen.  Damals  trat  der  Direktor 
der  Bank  Ziemski  von  Kalkstein  auf  und  betonte,  daß  die  Existenz- 
frage des  Grundbesitzes  keine  finanzielle,  sondern  eine  soziale  sei, 
und  daß  die  Erhaltung  des  Bodens  und  eine  Besserung  der  land- 
wirtschaftlichen Verhältnisse  vornehmlich  nur  mit  Hilfe  des  bäuer- 
lichen Standes  niöglich  sei.  Er  führte  aus,  daß  derselbe  Zweck, 
den  die  Ansiedelungskommission  mit  ihren  großen  Mitteln  ausführte, 
auf  genossenschaftlichem  Wege  zu  erreichen  sei^).  Er  schlug  die 
Gründung  von  Genossenschaften  vor,  welche  selbständig  Grund- 
stücke erwerben  und  unabhängig  von  den  früheren  Besitzern  die 
Parzellierung  unter  die  Genossen  durchführen  sollten.  Kalksteins 
Auftreten  und  sein  praktisch  durchgeführter  Versuch  war  ein  Weg- 
weiser für  die  Zukunft. 

Seit  dem  Jahre  1890  entstand  eine  Reihe  von  Genossenschaften, 
die  sich  folgendes  zur  Aufgabe  stellten:  An-  und  Verkauf  von 
Grundstücken,  Beschaffung  der  dazu  notwendigen  Geldmittel,  Ver- 
mittlung bei  An-  und  Verkauf,  sowie  Verpachtung  von  Grundstücken. 

Der  Geschäftsbetrieb  bei  diesen  Genossenschaften  ist  im  allge- 
meinen etwa  folgender:  Erwirbt  die  Genossenschaft  ein  Gut  zwecks 
Parzellierung,  so  teilt  sie  dasselbe  in  eine  Anzahl  kleiner  Parzellen, 
läßt  aber  ein  sogenanntes  Restgut  bestehen,  welches  das  frühere 
Wohnhaus  nebst  dazugehörigem  Garten,  die  Wirtschaftsgebäude 
und  eine  bestimmte  Größe  Ackerland  mit  Wiesen  umfaßt.  Die 
Genossenschaft  verlangt  vom  Käufer  des  Restgutes  oder  der  Par- 
zellen in  der  Regel  '/s,  wenigstens  aber  '/4  der  gesamten  Kauf- 
summe als  Anzahlung;  der  Restbetrag  wird  als  Hypothek  ein- 
getragen und  mit  5  Proz.  verzinst.  Die  Hypothek  ist  für  gewöhnlich 
in  5,  10,  15  und  mehr  Jahren  zahlbar,  es  steht  aber  dem  Käufer 
das  Recht  zu,  seine  Schulden  beliebig  ratenweise  zu  tilgen. 

Die  Entwicklung  der  Parzellierungsgenossenschaften  wurde 
durch  die  steigende  Tendenz  des  Aufstrebens,  durch  den  immer 
größer  werdenden  Landhunger    bei   dem    Kleinbauer,    Häusler  und 


1)  Kalkstein  erwarb  ein  Gut  und  parzellierte  es  unter  60  Anteilnehmer,  welche 
eine  jährliche  mäßige  Rente  zu  zahlen  hatten.  Er  berechnete,  daß  das  Gut  auf 
diese  Weise  nach  15  Jahren  schuldenfrei  werde  und  nach  weiteren  15  Jahren  die 
Anteile  in  den  Besitz  der   Inhaber  übergingen. 
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Tagelöhner  begünstij^t.  Bekanntlich  sind  es  vor  allein  die  Sachsen- 
gänger, die  ihre  Energie  bis  aufs  äußerste  anspannen,  um  sich  ein 
kleines  Grundstück  zu  erwerben,  das  ihnen  eine  gewisse  Selb- 
ständigkeit verleiht.  Und  haben  sie  es  einmal  erworben,  dann 
setzen  sie  alles  daran,  um  ihr  Besitztum  von  der  Schuldenlast  zu 
befreien.  Auf  meine  Anfrage  bei  den  Leitern  der  Genossenschaften, 
ob  diese  Leute  auch  ihren  Pflichten  nachkommen,  bekam  ich  durch- 
weg die  Antwort,  daß  die  Genossenschaft  mit  diesen  Kunden  die 
wenigsten  Schwierigkeiten  habe,  und  daß  sie  zu  denen  zu  zählen 
sind,  die  am  willigsten  und  pünktlichsten  ihre  Schuld  abzahlen. 

Als  das  neue  Ansiedelungsgesetz  vom  Jahre  1904  die  Errichtung 
neuer  Gebäude  von  einer  Konzession  abhängig  machte,  wurde  aller- 
dings der  Geschäftsbetrieb  dieser  Genossenschaften  bedeutend  ein- 
geschränkt. Sie  mußten  sich  fast  ausschließlich  auf  die  sogenannten 
Adjazentenverkäufe  und  auf  die  ParzelHerung  unter  Verwendung 
der  vorhandenen  Gebäude  beschränken.  Für  diejenigen,  die  sich 
eine  Parzelle  erworben  haben,  aber  keine  Häuser  bauen  konnten, 
werden  von  den  Besitzern  eines  Grundstücks  innerhalb  des  Be- 
bauungsplatzes eines  Dorfes  eine  Reihe  von  Wohn-  und  Wirtschafts- 
gebäuden aufgestellt  und  dieselben  an  die  Parzellenbesitzer  ver- 
mietet. Ich  habe  diese  Erscheinung  vorzugsweise  im  Kreise  Filehne 
beobachten  können. 

Infolge  der  gesetzlichen  Einschränkung  wird  die  Parzellierung 
größerer  Güter  bedeutend  erschwert,  da  sich  oft  nicht  eine  ge- 
nügende Adjazentenanzahl  vorfindet.  Daher  werden  mit  Vorliebe 
Güter  mittlerer  Größe  angekauft.  Laut  einer  Enquete  von  Kara- 
siewicz  aus  dem  Jahre  1907  haben  9  Besiedelungsgenossenschaften 
während  der  letzten  6  Jahre  39639  Morgen  Landes  verkauft.  Davon 
sind  30112  Morgen  in  Parzellen  und  9527  Morgen  ganze  und  un- 
parzellierte  Güter  verkauft. 

In  der  neuesten  Zeit  wurde  die  Tätigkeit  der  Siedelungsge- 
nossenschaften  außer  auf  Parzellierung  von  Gütern  auf  die  Regelung 
von  Hypothekenlasten  der  bäuerhchen  Besitztümer  mehr  und  mehr 
ausgedehnt.  Gegen  eine  Entschädigung  führen  sie  in  ähnlicher 
Weise  wie  die  Deutsche  Mittelstandskasse  die  Entlastung  des  pol- 
nischen bäuerlichen  Besitzes  durch. 

Im  Jahre  1910  besaßen   19  Siedelungsgenossenschaften 
3944  Mitglieder 
1805  852  M.  Geschäftsguthaben 
2  339  866    „    Reserven 
11869  379    ,.    Spareinlagen. 
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Als  die  Siedelungsgenossenschaften  mit  ihrer  Tätigkeit  einsetzten 
und  Güter  zwecks  Parzellierung  erwarben,  fanden  sich  verhältnis- 
mäßig wenig  Parzellenkäufer.  Die  Folge  davon  war,  daß  die  Ge- 
nossenschaften manche  Güter  mehrere  Jahre  hindurch  selbst  ver- 
walten mußten,  ehe  sie  dieselben  parzellenweise  weiterveräußern 
konnten.  Um  sich  vor  etwaigen  späteren  Verlusten,  die  durch  einen 
plötzlichen  Preissturz  der  Güter  entstehen  und  für  die  Genossen- 
schaft verhängnisvoll  werden  konnten,  zu  schützen,  bemühten  sich 
die  Siedelungsgenossenschaften,  ihre  Reserven  so  viel  wie  möglich 
zu  verstärken.  Dieses  wurde  ihnen  später  im  hervorragenden 
Maße  durch  das  plötzliche  Steigen  der  Güterpreise  ermöglicht.  Sie 
waren  in  der  Lage,  die  in  ihrem  Besitze  und  in  ihrer  Verwaltung 
befindlichen  Güter  mit  großem  Gewinn  zu  verkaufen,  und  nicht 
nur  hohe  Dividenden  zu  verteilen,  sondern  auch  den  Reservefonds 
möglichst  zu  füllen.  Auf  diese  Weise  sind  die  verhältnismäßig 
großen  Reserven  bei  den  Siedelungsgenossenschaften  zu  erklären l). 

Bis  in  die  80  er  Jahre  gab  es  deutscher-  wie  polnischerseits 
eine  Reihe  von  Genossenschaften,  an  die  sich  der  Bauer  in  Kredit- 
not wenden  konnte.  Alle  diese  stellten  sich  den  Kampf  mit  dem 
Geldwucher  zur  Aufgabe.  Genossenschaften  zur  Bekämpfung  des 
Warenwuchers  gab  es  nicht.  Daher  wurden  bereits  um  das  Jahr 
1880  besonders  in  den  Bauernvereinen  Klagen  laut,  daß  die  pol- 
nischen Kassen  zu  sehr  nach  Art  städtischer  Banken  eingerichtet 
wären,  und  daß  für  ländliche  Bedürfnisse  nicht  genügend  gesorgt 
wäre.  Man  verlangte  im  Interesse  des  Bauernstandes  die  Einführung 
des  Raiffeisen-Prinzips,  insbesondere  forderte  man  die  Gründung 
von  Ein-  und  Verkaufsgenossenschaften. 

Demgegenüber  erklärte  damals  der  Genossenschaftstag  zu  Kosten 
1880,  daß  die  polnischen  Genossenschaften  dasselbe  leisten  könnten 
wie  die  deutschen  ländlichen  Genossenschaften.  Der  Verbandstag 
sah  keine  Notwendigkeit  für  die  Gründung  besonderer  Genossen- 
schaften nach  Raiffeisenschem  System,  da  man  die  aus  ihnen 
resultierenden  Vorteile  bei  dem  gegenwärtigen  System  der  pol- 
nischen Genossenschaften  bereits  erreicht  hätte.  Die  Klagen  der 
Bauernvereine  wurden  immer  häufiger,  als  seit  dem  Jahre  1890  die 
deutschen  ländlichen  Genossenschaften  in  der  Provinz  Posen  immer 


1)  Von  einer  ausführlichen  Darstellung  der  Tätigkeit  dieser  Vereine  sehe  ich 
aus  dem  Grunde  ab,  weil  die  Siedelungsgenossenschaften  in  der  Literatur  zur  Ge- 
nüge behandelt  worden  sind.  Ich  verweise  hierbei  nur  auf  Bernhard:  „Das  pol- 
nische Gemeinwesen  im  preuüischen  Staate",  und  auf  die  Studie  von  Adani- 
czewski:  „Der  Kampf  um  den  Boden  in  der  Provinz   Posen." 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswisseasch.     Krgänzungsheft  43.  8 
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mehr  Verbreitung  fanden.  Im  Jahre  1896  erklärte  der  Anwalt  auf 
dem  Genossenschaftstage,  daß  ihm  die  guten  Seiten  des  Raiffeisen- 
schen  Systems  wohl  bekannt  wären,  und  er  bringe  diese  den  pol- 
nischen Genossenschaften  eifrig  bei.  »Wir  können  das  Verfahren 
der  deutschen  Verbände  nicht  kopieren,  aber  wir  gründen  gern 
Genossenschaften  auf  dem  Lande  für  Landwirte,  dort,  wo  diese 
lebensfähig  sind." 

Wenn  man  damals  auf  Gründung  besonderer  Kreditgenossen- 
schaften nach  Raiffeisenschem  Prinzip  verzichtete,  da  man  bei  dem 
damals  schon  herrschenden  System  denselben  Zweck  erreichte,  so 
hatte  doch  die  von  den  Bauernvereinen  gestellte  Forderung  die 
Schaffung  nicht  nur  einer  ganzen  Anzahl  kleiner  dörflicher  Dar- 
lehnskassen^),  sondern  vor  allem  die  Entstehung  der  Einkaufs-  und 
Absatz- Vereine,  der  sogenannten    „Rolnik"  zur  Folge. 

Es  ist  recht  auffällig  in  der  Entwicklungsgeschichte  des  pol- 
nischen Genossenschaftswesens,  daß  man  die  Gründung  dieser  Ge- 
nossenschaften so  lange  aufgeschoben  hat,  während  die  Kredit- 
genossenschaften schon  40  Jahre  bestanden  haben.  Als  Grund 
hierfür  gibt  der  Anwalt  das  geringe  Interesse  der  Bevölkerung  für 
den  Genossenschaftsgedanken  einerseits,  andererseits  aber  Mangel 
an  Ausbildung  und  Verständnis  für  das  Genossenschaftswesen  bei 
Vorständen  und  Aufsichtsräten  der  einzelnen  Genossenschaften  an. 
40  Jahre  hat  es  gedauert,  bis  die  genossenschaftliche  Erziehung  der 
Bevölkerung  beigebracht  und  eine  Erstarkung  der  Kreditgenossen- 
schaften dermaßen  herbeigeführt  wurde,  daß  sie  mit  einem  System 
von  Einkaufs-  und  Absatzvereinen  belastet  werden  konnten.  Wie 
wenig  Verständnis  und  Anteilnahme  für  den  Genossenschafts- 
gedanken die  Bevölkerung  damals  besaß,  zeigte  die  Gründung  der 
ersten  Ein-  und  Verkaufsgenossenschaft  im  Jahre  1894  zu  Strelno, 
die  schon  nach  einem  Jahre  aufgelöst  werden  mußte  infolge  mangel- 
hafter Beteiligung  an  derselben  von  selten  kleiner  Landwirte,  für 
die  die  Genossenschaft  in  erster  Linie  ins  Leben  gerufen  worden 
war  2). 

Es  vergingen  seitdem  weitere  sieben  Jahre,  bis  der  erste  erfolg- 
reiche Versuch  mit  der  Gründung  des  Einkaufs-  und  Absatzvereines 
zu  Mogilno  1901   gemacht    wurde.     Seit   dieser  Zeit    entstand  eine 


1)  Von  58  dörflichen  Darlehnskassen  waren  vor  dem  Jahre  1890  nur  9,  und 
zwar  alle  in  Westpreußen  gegründet.  Nach  dem  Jahre  1890  entstanden  49  solche 
Genossenschaften,  und  zwar  in  Posen  27,  in  Westpreußen  22. 

2)  Der  Verein  besaß  26  Mitgheder,  3150  Mark  Geschäftsguthaben  und  440 
Mark  Reserven. 
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Reihe    solcher  Genossenschaften,    deren  Zahl   sich    im  Jahre  1910 
auf  50  belief. 

Während  in  der  letzten  Zeit  von  1890  ab  die  beiden  deutschen 
Verbände  ländlicher  Genossenschaften  und  auch  der  polnische  Ver- 
band eine  rege  Tätigkeit  in  bezug  auf  Neugründungen  von  Genossen- 
schaften entfaltet  haben,  hat  sich  der  Schulze-Delitzsch'sche  Ver- 
band auch  in  der  letzten  Zeit  w^enig  entwickelt.  Von  1890 — 1909 
also  während  der  letzten  19  Jahre,  hat  der  Verband  nur  drei  Neu- 
gründungen zu  verzeichnen.  Als  Grund  hierfür  ist  einerseits  die 
schnelle  Ausbreitung  der  deutschen  ländlichen  wie  auch  der  pol- 
nischen Genossenschaften  anzusehen.  Andererseits  aber,  und  dies 
ist  die  wichtigste  Ursache,  begannen  die  städtischen  und  Kreis- 
Sparkassenl)  mit  den  deutschen  städtischen  Genossenschaften  zu 
konkurrieren.  Unter  der  Konkurrenz  der  städtischen  Sparkassen 
hat  der  Schulze-Delitzsch'sche  Verband  wie  kein  anderer  sehr  zu 
leiden  gehabt,  und  auch  heute  noch  werden  von  diesen  Genossen- 
schaften über  die  Schwierigkeiten,  die  ihnen  infolge  der  Konkurrenz 
der  kommunalen  Kassen  gemacht  werden,  Klagen  geführt. 

2.  Einfluß  der  Genossenschaften  auf  die  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Verhältnisse  der  Provinz. 

Wenn  wir  die  Wirkung,  die  die  Genossenschaften  auf  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  der  Provinz  ausüben,  beurteilen  wollen, 
müssen  wir  zuerst  der  Zustände  in  der  Zeit  gedenken,  in  der  das 
Genossenschaftswesen  noch  nicht  die  Ausbreitung  gefunden  hatte 
und  die  Vereine  selbst  noch  nicht  so  viel  an  Kapitalkraft  gewonnen 
hatten,  wie  wir  es  heute  sehen. 

Für  die  Befriedigung  der  landwirtschaftlichen  Kreditbedürfnisse 
kamen  damals  je  nach  der  Art  des  Betriebes  verschiedene  Institute 
in  betracht.  Während  der  Großgrundbesitz  seinen  Hypothekar- 
kredit aus  der  Landschaft  beziehen  konnte,  blieb  diese  Quelle  für 
den  Kleingrundbesitz  lange  Zeit  verschlossen,  da  die  Landschaft 
noch  bis  zum  Jahre  1880  nur  solche  Güter  belieh,  die  einen  Tax- 
wert von  mindestens  15  000  Mark  darstellten.  Aber  auch  als  die 
Beleihungsfähigkeit  auf  6000  Mark  herabgesetzt  wurde,  war  immer 
noch  nur  einem  geringen  Teil  der  bäuerlichen  Besitzer  geholfen^ 
da  ein  großer  Teil  derselben  Landstcllen  besaß,  welche  den  ver- 
langten   Mindestwert    nicht    erreichten,   zumal   in   jener    Zeit    viel- 


1)  Im  Jahre  1909    bestanden   in    der  Provinz  89  Kreis-    und  Städtische  Spar- 
kassen, daneben  5  Filial-  oder  Nebenkassen  und  181  Annahmestellen. 

■6* 
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fach  an  eine  intensive  Bewirtschaftung  der  bäuerhchen  Betriebe 
nicht  zu  denken  und  der  Güterpreis  nicht  im  geringsten  mit  dem 
heutigen  zu  vergleichen  war.  P2rst  1884  wurde  die  Beleihungs- 
fähigkeit  auf  4000  Mark  herabgesetzt.  Das  Ilypothckarkredit- 
bedürfnis  der  bäuerlichen  Kleingrundbesitzer  befriedigten  neben 
Privatleuten    hauptsächlich    die  Kreis-  und   städtischen  Sparkassen. 

Man  darf  jedoch  hierbei  nicht  außer  acht  lassen,  daß  es  unter 
den  Kleingrundbesitzern  eine  Reihe  von  Existenzen  gab,  deren 
kleines  Besitztum  eine  so  geringe  Sicherheit  darbot,  daß  sie  weder 
Personalkredit  noch  Realkredit  erhalten  konnten.  Seidel  schätzt 
im  Jahre  1896  die  Zahl  dieser  ländlichen  Kleingrundbesitzer  auf 
25  bis  33  Vs  Proz.  der  Gesamtzahl^). 

Für  Befriedigung  des  Personalkreditbedürfnisses,  insbesondere 
des  Kleingrundbcsitzers,  war  wenig  gesorgt.  Denn  es  gab  nur 
wenige  Kassen,  die  vorzugsweise  Personalkredit  gewährten.  Auch 
konnten  dieselben  aus  Mangel  an  Mitteln  den  an  sie  gestellten  An- 
forderungen nicht  genügen.  Die  Kreis-  und  städtischen  Sparkassen 
wiederum  pflegten  nur  in  geringem  Maße  Personalkredit.  Im  Jahre 
1909  haben  dieselben  von  ihrem  Gesamtbestande  55,04  Proz.  zur 
Hypothekar-  und  nur  5,51  Proz.  zur  Personalkreditgewährung  ver- 
wendet. 

Aus  diesem  Grunde  war  die  Zahl  der  Kleingrundbesitzer,  die 
einen  Personalkredit  genossen,  sehr  gering  und  betrug  selbst  im 
Jahre  1896  nach  Seidel  nur  etwa  20  Proz.  der  Gesamtzahl  der 
ländlichen  Kleingrundbesitzer. 

Diese  Lücken  der  Kreditorganisation  haben  gewerbsmäßige 
Wucherer  ausgenutzt,  um  die  kreditbedürftige  Bevölkerung  auf 
gewissenlose  Weise  auszuwuchern.  „Bedauerlicherweise  muß  an- 
erkannt werden,  daß  gewerbsmäßige  Wucherer  sich  noch  vielfach 
die  vorhandenen  Lücken  der  Kreditorganisation  nutzbar  machen, 
und  daß  es  nur  selten  gelingt,  strafrechtlich  dagegen  einzuschreiten. 
In  erster  Linie  fallen  diesen  Wucherern  diejenigen  Personen  in  die 
Hände,  welche  nach  den  statutarischen  Bestimmungen  aus  öffent- 
lichen oder  Vereinskassen  nicht  mehr  Hilfe  erlangen  können.  Gerade 
diesen  wirtschaftlich  Schwächsten  wird,  wenn  sie  überhaupt  noch 
etwas  zu  verlieren  haben,  durch  gewissenlose  Geldmenschen  sehr 
bald  der  Rest  gegeben,  und  es  mag  der  Mutlosigkeit  solcher  Opfer 
zuzuschreiben    sein,    daß    sie  von  den   Handlungen  der  Wucherer, 


1)    Seidel,    Der    Personalkredit    des    ländlichen    Kleingrundbesitzers    in    der 
Ppovinz  Posen.     Schriften   des   Vereins  für  Sozialpolitik.  Bd.  74,  S.  393. 
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welche  ihre  Existenz  vollständig  vernichteten,  nicht  den  Behörden 
Kenntnis  gegeben,  damit  diese  der  Angelegenheit  nähertreten 
können  1)." 

Brauchte  der  Bauer  Geld,  so  wandte  er  sich  meistenteils  an. 
einen  jüdischen  Kaufmann,  der  ihm  auch  gern  ein  Darlehen  auf 
Wechsel  gewährte.  Der  Fälligkeitstermin  wurde  auf  eine  Zeit  un- 
mittelbar vor  der  Ernte  festgesetzt,  in  der  der  Bauer  am  aller- 
wenigsten Geldüberschüsse  besaß.  Es  ist  nun  klar,  daß  der 
Schuldner  den  Wechsel  am  FälUgkeitstermine  nicht  einlösen  konnte 
und  um  Prolongation  seiner  Schuld  nachsuchen  mußte.  Dieselbe 
wurde  auch  gern  gewährt,  der  Zinsfuß  jedoch,  der  an  und  für  sich 
schon  hoch  genug  war,  wurde  um  das  Doppelte  oder  Dreifache  in 
die  Höhe  geschraubt.  Dies  ließ  sich  der  Schuldner  um  so  mehr 
gefallen,  als  die  Zinsen  nicht  in  bar  bezahlt  zu  werden  brauchten, 
sondern  zur  Wechselsumme  hinzugezählt  wurden.  Auf  diese  Weise 
wuchs  die  Schuld  zu  einer  Summe  an,  die  der  Bauer  aus  seinen 
eigenen  Mitteln  nicht  bezahlen  konnte ;  er  verfiel  dann  in  eine  Ab- 
hängigkeit vom  Gläubiger,  aus  der  er  nicht  mehr  herauskommen 
konnte.  Nicht  selten  wurde  vom  Schuldner  bei  Gelegenheit  einer 
Prolongation  für  die  ihm  erwiesene  Gefälligkeit  eine  Zugabe  von 
Eiern,  Butter,  Geflügel,  Getreide  usw.  gefordert,  wodurch  der  Zins- 
fuß noch  mehr  gesteigert  wurde. 

Diese  Art  der  Auswucherung  ist  nicht  die  einzige  und  schlimmste, 
vielmehr  ist  sie  als  eine  verhältnismäßig  sehr  milde  Form  der  Aus- 
beutung anzusehen.  Es  würde  zu  weit  führen,  wollte  ich  die  ver- 
schiedensten Variationen,  in  denen  die  Unwissenheit  und  Leicht- 
gläubigkeit der  Bauern  ausgenutzt  wurde,  schildern.  Ich  muß  mich 
hier  beschränken,  auf  die  zahlreiche  Literatur,  die  den  Wucher  be- 
handelt, insbesondere  auf  die  Abhandlungen  in  den  Schriften  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  hinzuweisen. 

Außer  dem  Geldwuchcr  wurde  ein  fast  noch  gefährUcherer, 
versteckter  Warenwucher  im  Handel  mit  landwirtschaftlichen  Pro- 
dukten getrieben.  Der  Bauer  bot  ein  günstiges  Ausbeutungsobjekt 
für  unreelle  Produktenhändler.  Er  war  weder  mit  den  Preisen  ver- 
traut, noch  kannte  er  die  chemische  Zusammensetzung  der  Bedarfs- 
produkte. Auch  konnte  er  sich  die  Ware  nicht  analytisch  unter- 
suchen lassen,  da  eine  solche  Untersuchung  bei  seinen  geringen 
Bezügen  die  Produkte  zu  sehr  verteuerte.  So  mußte  er  vielfach 
seine  Produkte  billig  abgeben  und  für  landwirtschaftliche  Bedarfs- 


1)  Seidel,   Der  Peiponalkredit.     S.   401. 


—     38     — 

artikel,  vielfach  ganz  minderwertige  Ware,  verhältnismäßig  sehr 
hohe  Preise  bezahlen. 

Hier  griffen  nun  die  Genossenschaften  erfolgreich  ein.  Sie 
drängten  sich  in  die  Lücken  der  Kreditorganisation  ein,  die  von 
Gcldwuchcrern  ausgenutzt  wurden.  Durch  Gewährung  eines  billigeren 
und  zweckmäl3igeren  Kredits  haben  sie  nicht  nur  die  weitere  Aus- 
breitung von  Wuchergeschäften  verhindert,  sondern  sie  verhalfen 
auch  dem  Bauern  dazu,  seine  Wucherschuldcn  abzustoßen  und  sich 
wirtschaftlich  unabhängig  zu  machen.  Die  Kreditvereine  stellten 
dem  Bauern  Betriebskapital  zur  Verfügung.  Der  Bauer  war  nun 
nicht  mehr  gezwungen,  für  das  abgeheferte  Getreide  oder  Vieh 
sofort  Manufakturwaren,  Kunstdünger  usw.  wieder  mitzunehmen 
oder  für  erhaltene  Vorschüsse  seine  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse 
als  Zahlung  herzugeben. 

In  ähnlicher  Weise  wie  die  Kreditgenossenschaften  für  die  Be- 
kämpfung des  Geldwuchers  von  großer  Bedeutung  gewesen  sind, 
spielen  die  Einkaufs-  und  Absatz-Vereine  bei  der  Beseitigung  des 
Warenwuchers  eine  sehr  wichtige  Rolle.  Der  Landwirt  bekommt 
hier  eine  angemessene  Bewertung  seiner  Bodenerzeugnisse.  Die 
Vereine  dagegen  versehen  die  Landwirte  mit  landwirtschafdichen 
Bezugsprodukten  nicht  nur  zu  einem  günstigen  Preise,  sondern  sie 
bieten  auch  die  volle  Garantie  dafür,  daß  die  Ware  rein  und  un- 
verfälscht ist,  da  der  Waggonbezug  seitens  der  Vereine  eine  anal}'- 
tische  Untersuchung  zuläßt,  ohne  daß  dadurch  die  Ware  eine 
erhebliche  Preissteigerung  erfährt. 

Beide  Arten  von  Genossenschaften,  sowohl  die  Kreditvereine 
als  auch  Ein-  und  Verkaufsgenossenschaften,  fördern  in  sehr  hohem 
Maße  den  wirtschaftlichen  Fortschritt  der  Bevölkerung.  Die 
Bedeutung  der  Genossenschaften  für  den  wirtschaftlichen  Auf- 
schwung insbesondere  der  polnischen  Bevölkerung  ist  keineswegs 
eine  geringe.  Der  Bauer  benutzt  das  geliehene  Darlehen  nicht 
einzig  und  allein,  um  sich  von  dem  Wucherer  unabhängig  zu 
machen,  er  verwendet  es  vor  allem  auch  als  Betriebskapital.  Er 
verbessert  seinen  Betrieb,  schafft  sich  die  erforderlichen  landwirt- 
schaftlichen Geräte  und  Maschinen  an.  Die  Anwendung  von  künst- 
lichen Düngemitteln  ist  heute  bereits  in  den  kleinsten  Bauern- 
betrieben üblich  und  wird  von  Jahr  zu  Jahr  immer  größer.  Wenn 
der  Bezug  an  künsdichen  Düngemitteln  in  den  polnischen  Vereinen 
von  1906 — 1909  fast  um  das  Fünffache l)  gestiegen  ist,    so  ist  dies 

1)  Vgl.  S.  112. 
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mit  ein  Beweis    für   die  jährlich   wachsende    Intensität    gerade  der 
Bauernbetriebe. 

Es  fragt  sich  nun:  wo  bekommt  der  polnische  Bauer  eine 
entsprechende  Unterweisung  zur  intensiven  Bewirtschaftung  seines 
Betriebes?  Denn  wenn  auch  die  Genossenschaften  dem  Kleinbetrieb 
die  nötigen  Betriebsgelder  zur  Verfügung  stellen,  so  gehört  immer 
noch  dazu  eine  verständige  und  zweckmäßige  Verwertung  derselben, 
soll  ein  wirtschaftlicher  Erfolg  erzielt  werden.  Auf  diese  Frage 
geben  uns  die  Bauernvereine  die  Antwort.  Um  daher  die  Einwir- 
kung der  Genossenschaften  auf  die  Steigerung  der  Intensität  der 
Landwirtschaft  richtig  beurteilen  zu  können,  ist  es  notwendig,  auch 
der  Tätigkeit  der  Bauernvereine  mit  zu  gedenken. 

Während  der  erste  Anstoß  zur  Gründung  von  polnischen  Kredit- 
genossenschaften von  der  Intelligenz  gegeben  wurde,  entstand  der 
Gedanke  einer  Bauemorganisation  in  der  Provinz  Posen  in  den 
Kreisen  der  Bauern  selbst.  Der  erste  Bauernverein  wurde  bereits 
im  Jahre  1866  in  einem  Dorfe  bei  Dolzig  von  einem  Bauern  ins 
Leben  gerufen.  Die  Gründung  des  ersten  Vereines  lenkte  zwar 
die  Aufmerksamkeit  auf  sich,  jedoch  die  Intelligenz  hielt  sich  vom 
Mitarbeiten  zurück,  da  man  nicht  recht  an  das  Gedeihen  einer 
solchen  Organisation  glaubte.  So  ist  es  denn  erklärlich,  daß  inner- 
halb der  ersten  3  Jahre  nur  10  Vereine  gegründet  wurden.  Erst 
nachdem  sich  der  landwirtschaftliche  Zentralverein  (gegründet  1861) 
der  Bauernvereine  angenommen  hatte  und  M.  Jackowski,  ein 
Vorstandsmitglied  des  Zentral  Vereins,  zum  Patron  der  Bauernvereine 
ernannt  worden  war,  setzt  eine  schnellere  Ausbreitung  der  Vereine 
ein.  Durch  die  Mitwirkung  des  Zentralvereins,  vor  allem  aber  mit 
Hilfe  der  Geistlichkeit,  die  der  Patron  für  die  Bauernorganisation 
zu  begeistern  wußte,  gelang  es  Jackowski,  die  Zahl  der  Vereine 
im  Jahre  1874  bereits  auf  45,  im  Jahre  1875  auf  61  und  1877  auf 
105  zu  bringen.  Im  Jahre  1909  betrug  die  Zahl  der  Bauern  vereine 
361,  die  der  Mitglieder  gegen  17  000. 

Die  Vereine  haben  sich  die  Aufgabe  gestellt,  dem  kleinen  Grund- 
besitzer die  zu  einer  rationellen  Bewirtschaftung  seines  Betriebes 
erforderliche  theoretische  und  praktische  Ausbildung  beizubringen. 
In  monatlich  stattfindenden  Sitzungen  werden  Vorträge  gehalten 
und  die  verschiedensten  Fragen  aus  dem  Gebiete  der  Landwirt- 
schaft zur  Besprechung  aufgeworfen.  Der  moderne  Großgrund- 
besitzer, der  an  der  Versammlung  teilnimmt,  steht  dem  Bauer  mit 
Belehrung  und  Ratschlägen  bei.  Der  Zentralverein  der  Großgrund- 
besitzer hat  nämlich  einem  jeden   seiner  Mitglieder  die  Pflicht  auf- 
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erlegt,  Mitglied  des  nächsten  Bauernvereines  zu  werden  und  für  die 
Hebung  des  bäuerlichen  Wohlstandes  nach  Möglichkeit  tätig  zu 
sein.  In  den  Vereinen  lernt  der  Bauer  eine  rationelle  Bestellung 
des  Bodens  kennen.  Er  lernt  die  Anwendung  der  verschiedenartigen 
Düngemittel,  deren  wichtigste  Bestandteile,  ihre  Wirkung  auf  die 
verschiedenen  Kulturpflanzen  und  ihre  Anwendung  auf  die  ver- 
schiedene Bodenart  kennen.  Er  wird  bekannt  gemacht  mit  den 
verschiedenen  Viehrassen  und  mit  der  Viehzucht,  mit  den  Vorteilen 
der  landwirtschaftlichen  Maschinen,  kurz  mit  allen  Mitteln,  die  die 
beste  Ausnutzung  des  Betriebes  ermöglichen.  Damit  sich  der  Bauer 
auch  augenscheinlich  von  dem  Fortschritte  in  der  modernen  Land- 
wirtschaft überzeugen  kann,  werden  Demonstrationen  musterhaft 
bewirtschafteter  Güter  veranstaltet.  Außer  diesen  speziell  die  Be- 
bauung selbst  betreffenden  Belehrungen  werden  dem  Bauern  auch 
allgemeine  Unterweisungen  kaufmännischer  und  rechtlicher  Natur 
zuteil,  soweit  sie  im  Rahmen  seines  Betriebes  in  Betracht  kommen. 
Seit  1889  besitzen  die  Bauernvereine  ihr  eigenes  fachmännisches 
Organ,  den  „Poradnik  Gospodarski". 

In  welchem  Verhältnis  stehen  nun  die  Genossenschaften  zu 
den  Bauernvereinen,  und  welcher  Anteil  kommt  ihnen  am  wirt- 
schaftlichen Aufschwung  der  kleinen  Grundbesitzer  zu  ?  Die  Genossen- 
schaften sind  gleichsam  die  Betriebsader,  die  den  ganzen  Mechanis- 
mus in  Gang  bringt.  Dadurch,  daß  sie  dem  Bauern  die  nötigen 
Betriebsmittel  zu  Gebote  stellen,  geben  sie  ihm  erst  die  Möglichkeit, 
die  verschiedenen  Neuerungen  und  Verbesserungen  in  seiner  Wirt- 
schaft vorzunehmen.  Was  würden  dem  Bauern  alle  die  verschie- 
denen Lehren  nützen,  wenn  er  aus  Mangel  an  Geldmitteln  nicht  im- 
stande wäre,  dieselben  praktisch  in  Anwendung  zu  bringen  ?  Beide 
Organisationen  arbeiten  Hand  in  Hand,  und  man  kann  sich  die 
wirksame  Tätigkeit  der  einen  ohne  die  andere  kaum  denken. 

Die  Erfolge,  die  dadurch  erzielt  werden,  sind  keine  geringen. 
Man  kann  überall  den  günstigen  Einfluß  dieser  Organisationen  auf 
die  Hebung  des  Wohlstandes  der  ländlichen  Bevölkerung  wahr- 
nehmen. Der  Bauer,  der  früher  sein  kümmerliches  Dasein  auf  seiner 
Landstelle  fristete,  wirtschaftet  heute  intensiv.  Er  verbessert  nicht 
nur  seinen  Betrieb,  sondern  geht  selbst  dazu  über,  Rücklagen  zu 
bilden. 

Der  steigende  Wohlstand  der  ländlichen  Bevölkerung  ist  nicht 
ohne  Einfluß  auf  den  Handel  und  das  Gewerbe  geblieben,  und 
gerade  auf  den  vorwiegend  landwirtschaftlichen  Osten  kann  man 
das  Wort  Bismarcks:   „Hat  der  Bauer  Geld,  hat's  die  ganze  Welt" 
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anwenden.  Mit  der  wachsenden  Wohlhabenheit  der  Bauern  stieg 
auch  die  Kaufkraft  der  Bevölkerung  und  übte  auf  den  Handel  und 
das  Gewerbe  eine  fördernde  Wirkung  aus.  Durch  Gewährung  von 
Kredit  an  Handel-  und  Gewerbetreibende  verhalfen  die  Genossen- 
schaften denjenigen  polnischen  Elementen,  in  diese  Erwerbszweige 
einzudringen  und  festen  Fuß  zu  fassen,  die  früher  aus  Mangel  an 
Kapital  von  diesen  Berufen  ausgeschlossen  waren. 

Freilich  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  dieses  Vordringen  den  Polen 
durch  den  nationalen  Bo3'kott,  nach  dem  die  Polen  mit  Aufträgen 
nur  an  ihre  eigenen  Landsleute  herantreten  sollten,  im  großen  Maße 
erleichtert  w^urde;  jedoch  kann  man  den  führenden  Polen  die  Art 
und  Weise,  durch  die  sie  ihre  Nation  wirtschaftlich  zu  heben  ver- 
suchten, nicht  übelnehmen.  „Wenn  die  denkenden  Polen  es  als 
einen  Mangel  empfanden,  daß  ihre  Volksgenossen  auf  jede  Stellung 
in  der  bürgerlichen  Wirtschaft,  auf  alles  Vorwärtskommen  in  den 
Gewerben  verzichteten,  und  wenn  sie  deshalb  die  wirtschaftliche 
Unterstützung  des  Polen  durch  die  Polen  in  Aufträgen,  Käufen, 
Verkäufen  und  Kreditgewährung  empfahlen,  so  lag  darin  weder 
Illoyalität  noch  Immoralitätl)". 

Dieses  Eindringen  der  polnischen  Bevölkerung  in  Handel  und 
Gewerbe  hatte  einen  Rückgang  der  jüdischen  Bevölkerung  zur 
Folge,  in  deren  Händen  sich  im  19.  Jahrhundert  fast  der  ganze 
Handel  und  ein  großer  Teil  des  Gewerbes  und  der  Industrie  befand 2). 
Allerdings  war  der  Aufschwung  des  polnischen  Handels-  und  Ge- 
werbestandes nicht  so  gewaltig,  daß  er  das  Deutschtum  verdrängte. 


1)  Jaffe.  Die  Stadt.     S.  313. 

2)  In  den  Jahren  von  1840 — 1895   fiel   der  Prozentsatz  der   jüdischen  Bevöl- 
kerung im   Vergleich  zur  evangelischen  und  katholischen: 

in  Kempen von  57  auf  21  Proz. 

in  Schwersenz 
in  Sandberg 
in  Wreschen 
in   Kurnik   , 
in  Lissa 
in  Rogasen 

in   Obersitzko  und  Samter 
(Wegen  er,  Der  wirtschaftl.  Kampf,  S.  311.) 
In  der  Stadt  Posen  betrug  die  Zahl  der  Juden  von  der  gesamten  Bevölkerung 
im  Jahre: 

1840         6763  =  21,0  Proz.  1871  7325  =   12,8  Proz. 

1880         7043  =  10,9     ,  1890        6126  =     8,8     „ 

1900        5988  =     5,1      „  1905        5811  =     4,2     „ 

(Zimmermann,   Die  Bank,  S.  41.) 
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Noch  immer  hatten  die  Deutschen  in  den  Städten  Posens  das  Über- 
gewichtl). 

Das  Verschwinden  der  jüdischen  Bevölkerung  hat  seinen  letzten 
Grund  nicht  allein  in  dem  Vordringen  der  polnischen  Bevölkerung, 
sondern  auch  in  der  Tätigkeit  der  polnischen  Einkaufs-  und  Absatz- 
vereine und  ganz  besonders  der  deutschen  ländlichen  Genossen- 
schaften, welche  unter  staatlichem  Schutz  und  mit  staatlicher  Unter- 
stützung arbeiten.  Durch  die  Genossenschaften  wird  dadurch,  daß 
sie  sich  eines  großen  Teils  des  Zwischenhandels  bemächtigt  haben, 
einer  nicht  geringen  Anzahl  von  Getreidehändlern  ihre  Erwerbs- 
quelle entzogen.  Von  den  Handelsvertretungen  der  Provinz  Posen 
und  Westpreußen  wird  nicht  nur  über  die  Konkurrenz  der  Genossen- 
schaften im  allgemeinen,  sondern  auch  im  besonderen  über  die 
staatliche  Begünstigung  der  Raiffeisenschen  Genossenschaften  ge- 
klagt. Insbesondere  wird  auch  auf  das  Handinhandarbeiten  der 
landwirtschaftlichen  Zentraldarlehenskasse  und  des  deutschen  Lager- 
hauses mit  der  Ansiedelungskommission  hingewiesen.  „Alle  ihre 
Geschäfte  (Ansiedelungskommission)  werden  durch  die  Raiffeisen- 
schen Genossenschaften  wahrgenommen,  und  welche  Macht  diesen 
dadurch  zur  Unterdrückung  des  Handels  verliehen  ist,  kann  man 
daraus  ermessen,  daß  es  sich  hierbei  nicht  nur  um  die  gesamte 
Produktion  und  den  gesamten  Bedarf  des  in  den  Händen  der  An- 
siedelungskommission jeweilig  befindlichen  Landes,  sondern  auch 
der  bereits  besiedelten  Güter  handelt,  denn  die  Ansiedler  werden 
gezwungen,  nur  mit  Raiff eisen  in  Geschäftsverkehr  zu  treten  2)". 
Im   besonderen    weist   die    Handelskammer    auf    die  Vergünstigung 


1)  Die  „Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung"    gab  folgendes  Verhältnis  zwischen 
Polen  und  Deutschen  im  Jahre  1905  an: 

Deutsch  Polnisch 

Häuser 22  000  15  000 

Gebäudesteuern       .     .     .         800  000  Mk.  460  000  Mk. 

Selbständige  Handwerker  10  300  10  600 

Einwohner 346000  316  000 

131   Stadverordnetenversammlungen  zählten; 

1900  936  Deutsche  370  Polen 

1905  1063 354       „ 

-f  77  Deutsche  —  16  Polen 

Die  Handelskammer  Posen    ...  33   Deutsche     4  Polen 
Die  „  Bromberg  .20  „  4       „ 

Die  Handwerkskammer  Posen  .'21  „  9       „ 

Die  „  Bromberg   19  „  6        » 

Unter  60  Stadtverordneten  Posens  befanden  sich  nur  7  Polen. 

2)  Mitteilungen  der  Handelskammer  für  den  Regierungsbezirk  Posen   1902. 
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durch  Zuweisung  eines  Terrains  zur  Errichtung  des  Deutschen 
Lagerhauses  hin.  „Wenn  wir"  —  heißt  es  da  weiter  —  „nun  aus 
prinzipiellen  Gründen  nicht  Gegner  der  Genossenschaften  sind,  so 
müssen  wir  doch  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit  sowohl  wie  im 
Interesse  der  von  uns  vertretenen  Kreise  wünschen,  daß  die  Ge- 
nossenschaften keinerlei  Begünstigung  erfahren,  die  ihnen  den 
Konkurrenzkampf  mit  dem  Kleinhandel  erleichtern." 

Von  bedeutendem  Einfluß  auf  die  Gestaltung  der  Verhältnisse 
in  der  Provinz  ist  ferner  die  Tätigkeit  der  Siedelungsgenossen- 
schaften.  Die  Bedeutung,  die  die  Ansiedelungskommission  für  die 
Deutschen  hat,  besitzen  die  Siedelungsgenossenschaften  für  die 
polnische  Bevölkerung.  Dieselben  helfen  bei  der  Zertrümmerung 
der  Güter  und,  indem  sie  die  Parzellen  an  Polen  veräußern,  fördern 
sie  die  Bildung  „eines  ganz  lebens-  und  leistungsfähigen  polnischen 
Mittelstandes"  l). 

Der  heißeste  Wunsch  eines  polnischen  Arbeiters  ist,  ein  Haus 
mit  einem  Stückchen  Land  dazu  sein  Eigen  zu  nennen.  Und  hat 
er  es  einmal  erreicht,  so  gibt  er  sich  nicht  damit  zufrieden.  Er 
strebt  danach,  immer  mehr  emporzusteigen,  bis  sein  Besitztum  so 
groß  ist,  daß  es  ihn  und  seine  Familie  ernähren,  ihn  selbständig 
machen  kann  und  er  nicht  mehr  gezwungen  ist,  sich  nach  Arbeits- 
verdienst umzuschauen.  Um  dies  erreichen  zu  können,  versagt  er 
sich  alles  und  spart  so  lange,  bis  er  sich  die  nötige  Summe  ange- 
sammelt hat,  und  die  gesteigerten  Löhne  und  der  Verdienst  in  der 
Fremde  ermöglichen  ihm  eine  schnellere  Verwirklichung  seines 
Wunsches. 

Diesen  Leuten  nun  verschaffen  die  Siedelungsgenossenschaften 
die  nötigen  Parzellen,  und  die  Kreditvereine  geben  die  ihnen  noch 
fehlende  Geldsumme,  die  dann  der  Schuldner  von  seinem  und 
seiner  Kinder  Jahresverdienste  abzahlt.  Auf  diese  Weise  verhelfen 
die  Genossenschaften  einer  ganzen  Reihe  von  Arbeitern  dazu,  sich 
aus  der  Stufe  des  besitzlosen  und  unselbständigen  Proletariats  in 
die  Reihen  der  haus-  und  grundbesitzenden  Häusler  emporzuheben, 
und  zahlreiche  neue  Ansiedelungen  zeugen  von  der  erfolgreichen 
Tätigkeit  der  Genossenschaften  für  die  wirtschafdiche  Hebung  der 
untersten  Volksschichten. 

Schließlich  ist  noch  einer  Tätigkeit  der  Genossenschaften  zu 
gedenken,    der    sich    insbesondere   die   Siedelungsgenossenschaften 

1)  Jahrbuch  des  Reichsverbandes  der  deutscheu  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften für  1904,  Hünerasky:  Die  Entwicklung  des  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaftswesens in  der  Provinz  Posen,  S.   79. 


—     44     — 

allerdings  erst  seit  1904,  seit  die  Schaffung  neuer  Ansiedelungen 
von  einer  besonderen  Konzession  abhängig  gemacht  worden  ist, 
zugewendet  haben,  nämlich  der  Mitwirkung  bei  der  Entlastung  des 
Grundbesitzes. 

Eine  große  Zahl  der  bäuerlichen  Besitztümer  ist  mit  einer 
Menge  von  hochverzinslichen  Privathypotheken  belastet,  die  keine 
ratenweise  Tilgung  zulassen,  und  deren  Zinsen  nicht  am  Quartals- 
ersten,  sondern  an  verschiedenen  zufälligen  Tagen  fällig  sind.  „Auf 
seinem  Gütchen,  das  80  Morgen  umfaßt,  ruhen  14  Hypotheken. 
(Es  gibt  Bauerngüter,  die  mit  18  und  20  Hypotheken  belastet  sind.) 
Die  ersten  beiden  H3^potheken,  die  2500  Mark  betragen,  sind  zu 
5  Proz.  aufgenommen.  Dann  folgen  900  Mark,  650  Mark,  300  Mark, 
700  Mark,  110  Mark,  sämtlich  zu  6  Proz.  Alle  diese  Gelder  hat 
der  Bauer  im  Laufe  langer  Jahre  von  „befreundeten  Händlern" 
bekommen.  Eines  Tages  aber  sind  die  kleinen  Hypotheken  im 
Besitze  fremder  Leute,  die  in  Posen  oder  Breslau  oder  in  Berlin 
wohnen.    Und  nun  kommen  die  Mahnungen  oder  gar  die  Kündigung 

einer  Hypothek  l) "     Außerdem    finden    wir    im  Grundbuche 

verschiedene  Naturalabgaben  (hauptsächlich  Forderungen  der  Aus- 
gedinger)  immer  noch  eingetragen  stehen,  obwohl  die  Leute,  die 
sich  die  Abgaben  haben  hypothekarisch  sichern  lassen,  längst  ge- 
storben sind. 

Die  Regulierung  dieser  Hj'pothekenschuld  haben  sich  die  Ge- 
nossenschaften in  der  letzten  Zeit  unter  anderem  zur  Aufgabe  ge- 
stellt. An  Stelle  der  hochverzinslichen,  zu  verschiedenen  Zeiten 
fälligen  und  ratenweise  Abzahlung  nicht  zulassenden  Privathypo- 
theken verschaffen  sie  in  ähnlicher  Weise  wie  die  Deutsche  Mittel- 
standskasse und  die  Bauernbank  billige,  tilgbare  und  unkündbare 
Landschaftsdarlehen.  Reicht  die  von  der  Landschaft  gewährte 
Summe  nicht  aus,  um  die  verschiedenen  hypothekarischen  Privat- 
schulden zu  decken,  dann  gewährt  die  Genossenschaft  den  Rest  in 
Form  von  Darlehen,  welches  in  Raten  abgezahlt  wird. 


1)  Bernhard,  L.,   Das  polnische  Gem.,  S.  545. 


m.  Spezieller  Teil. 


1.    Bestand  an  Genossenschaften  im  Jahre  1909, 

Im  Jahre  1909  betrug  die  Zahl  der  Genossenschaften  aller 
fünf  Verbände  der  Provinz  Posen  959.  Davon  waren  695  =  72,4 
Proz.  Kreditgenossenschaften,  während  auf  Betriebsgenossenschaften 
264  =  27,6  Proz.  entfielen.  Im  allgemeinen  zerfielen  die  Genossen- 
schaften in: 

1.  Kreditgenossenschaften  695    davon   polnisch    180 

2.  Landwirtschaftliche  Bezugs- 
und Absatz-Genossenschaften     74         „  „43 

3.  Molkereigenossenschaften  62         ,  „  — 

4.  Brennereien  52         ,,  „  — 

5.  Besiedelungsgenossenschaften    20         „  „  15 

6.  Sonstige  56         „  „  10 

959 

Die  stärksten  Verbände  der  Zahl  der  Genossenschaften  nach 
sind  die  beiden  Verbände  ländlicher  Genossenschaften.  Sie  be- 
sitzen zusammen  nicht  weniger  als  648  =  67,5  Proz.  aller  Genossen- 
schaften. An  zweiter  Stelle  folgt  dann  der  polnische  Verband  mit 
248  ==  25,9  Proz.  Genossenschaften.  Als  dritter  kommt  dann  der 
Schulze-Delitzsch'sche  Verband  mit  37  =  3,9  Proz.  und  als  letzter 
der  Ostdeutsche  Handvverksgenossenschafts-Verband  mit  26  =  2,7 
Proz.  Genossenschaften. 

Auf  die  einzelnen  Verbände  verteilen  sich  die  Genossenschaften 
folgendermaßen : 

I.  Verband    der    landwirtschaftlichen   Genossen- 
schaften Zahl       Proz.  Zahl       Proz. 

1.  Kreditgenossenschaften 285  ■=  29,7 

2.  Sonstige  Genossenschaften  ....  101   =   10,5  3S6  ^=  40,2 
II.   Verband  deutscher  Genossenschaften 

1.  Kreditgenossenschaften 181   =-;    18,9 

2.  Sonstige  Genossenschaften  ....  81    --      8,4         262   =  27,3 
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III.  Polnisclier  Verband  1) 

1.  Kreditgenossenschaften 180  =  18,8 

2.  Sonstige  Genossenschaften  ....  68  =     7,1  248  =  25,9 

IV.  Schulze -Dehtzschscher    Verband:     Kreditge- 

nossenschaften      37  =     .'!,9 

V.  Ostdeutsch.    Handwerksgenossensch.-Verband 

1.  Kreditgenossenschaften 12  =     1,2 

2.  Sonstige  Genossenschaften  ....  14  =     1,5  26  =r     2,7 


959  =  100 

Von  959  Genossenschaften  besitzen  etwa  70  Proz.  unbeschränkte 
Haftpflicht,  während  nur  etwa  30  Proz.  die  beschränkte  Haftpflicht 
angenommen  haben. 

Bei  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  Haftpflicht  haften 
die  Genossen  für  die  Verbindlichkeiten  der  Genossenschaft  mit  ihrem 
ganzen  Vermögen.  Diese  Haftpflicht  bietet  den  Gläubigern  die 
weitgehendste  Sicherheit,  und  auf  diese  Sicherheit  hin  können  die 
Genossenschaften  leicht  Kredit  erhalten.  Daher  haben  vor  allem 
die  Kreditgenossenschaften,  die  zur  Erfüllung  ihres  Zweckes  eines 
hohen  Kredits  bedürfen,  die  unbeschränkte  Haftpflicht  angenommen. 
Von  695  Kreditgenossenschaften  besitzen  649  =  93,4  Proz.  unbe- 
schränkte Haftpflicht.  Nur  eine  kleine  Anzahl  (46  =  6,6  Proz.)  von 
Kreditgenossenschaften  hat  die  beschränkte  Haftpflicht  angenommen. 
Es  sind  dies  vor  allem  größere  Genossenschaften  mit  verhältnis- 
mäßig hohem  eigenem  Vermögen.  Von  46  Kreditgenossenschaften 
mit  beschränkter  Haftpflicht  entfallen  15  auf  den  Verband  der 
deutschen  landwirtschaftlichen  Genossenschaften,  10  auf  den  pol- 
nischen Verband,  9  auf  den  Schul ze-Delitzsch'schen  Verband  und 
12  auf  den  Ostdeutschen  Handwerksgenossenschaftsverband.  Die 
Kreditgenossenschaften  des  Verbandes  deutscher  Genossenschaften 
besitzen  durchweg  unbeschränkte  Haftpflicht. 

Obgleich  die  unbeschränkte  Haftpflicht  ein  wirksames  Mittel 
bildet,  sich  ziemlich  leicht  Kredit  zu  verschaffen,  so  sind  doch  die 


1)  Inzwischen  sind  bis  zum  Jahre  1909  weitere  20  Genossenschaften  neu 
entstanden,  die  dem  Verbände  bis  jetzt  zwar  noch  nicht  beigetreten  sind,  die  aber 
in  dem  nächsten  Jahre  in  den  Verband  aufgenommen  werden.  In  der  Regel  wer- 
den die  neugegründeten  Genossenschaften  erst  im  zweiten  Jahre  aufgenommen, 
nachdem  sie  sich  vorher  einer  gründlichen  Revision  haben  unterziehen  müssen. 
Soweit  festgestellt  worden  ist,  bestanden  im  Jahre  1909  noch  weitere  23  Genossen- 
schaften, die  sich  der  polnischen  Sprache  bedienten.  Es  sind  dies  Wohnungsbau- 
genossenschaften, Brauereigenossenschaften,  Druckerei-  und  Schuhmachergenossen- 
schaften, auch  einige  Kredit-  und  Bezugsgenossenschaften  und  andere.  Wie  viele 
von  diesen  dem  Verbände  beitreten,  und  welche  aufgenommen  werden,  ist  jedoch 
nicht  vorauszusehen. 
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Schattenseiten  dieser  Haftart  nicht  zu  unterschätzen.  Wird  die 
Genossenschaft  durch  Untreue  oder  leichtsinnige  Verwaltung  zum 
Sturz  gebracht,  so  kann  die  unbeschränkte  Haftpflicht  die  Genossen 
an  den  Bettelstab  führen,  und  leider  ist  es  oft  genug  vorgekommen, 
daß  viele  Leute  auf  diese  Weise  um  ihr  Hab  und  Gut  gebracht 
worden  sind.  Wenn  jedoch  eine  Kreditgenossenschaft  in  solider 
und  umsichtiger  Weise  geleitet  wird,  wenn  sie  sich  in  keinerlei 
spekulative  Geschäfte  einläßt,  wenn  der  Vorstand  und  der  Aufsichts- 
rat gewissenhaft  seine  Pflichten  erfüllt,  dann  können  solche  be- 
dauernswerte Katastrophen  selten  vorkommen. 

Diese  Gefahren,  die  den  Kreditgenossenschaften  drohen,  treten 
in  gesteigerter  Höhe  bei  den  Betriebsgenossenschaften  auf.  Bei 
letzteren  ist  das  Wohl  und  Gedeihen  einer  Genossenschaft  nicht 
nur  von  einer  umsichtigen  Verwaltung  seitens  der  leitenden  Organe 
abhängig,  sondern  sie  sind  auch  mehr  den  Konjunktureinflüssen 
ausgesetzt,  als  dies  bei  den  Kreditgenossenschaften  der  Fall  ist. 
Die  Betriebsgenossenschaften  sind  mehr  auf  spekulative  Geschäfte 
angewiesen  und  infolgedessen  ist  auch  das  Risiko,  das  bei  diesen 
Genossenschaften  für  den  einzelnen  Genossen  besteht,  viel  größer 
als  bei  den  Kreditgenossenschaften.  Aus  diesem  Grunde  haben  die 
Betriebsgenossenschaften  zum  größten  Teil  235  =  89  Proz.  die  be- 
schränkte und  nur  29=11  Proz.  die  unbeschränkte  Haftpflicht  an- 
genommen. Betriebsgenossenschaften  mit  unbeschränkter  Haftpflicht 
besitzen  nur  die  beiden  ländlichen  Verbände  im  Gegensatze  zu  dem 
polnischen  und  dem  Handwerkerverbande,  deren  Betriebsgenossen- 
schaften alle  durchweg  die  beschränkte  Haftart  angenommen  haben. 

Hat  eine  Genossenschaft  die  beschränkte  Haftpflicht  ange- 
nommen, so  ist  damit  noch  nicht  gesagt,  daß  auch  das  Risiko  des 
einzelnen  Genossen  stark  vermindert  wird.  Vielmehr  hängt  die 
Höhe  des  Risikos  von  der  Höhe  der  Haftsumme  für  den  einzelnen 
Geschäftsanteil  ab.  Das  neue  Genossenschaftsgesetz  schreibt  vor, 
daß  die  Haftsumme  mindestens  ebenso  hoch  sein  soll  als  der  Ge- 
schäftsanteil, und  überläßt  es  den  Genossenschaften,  die  Grenze  der 
Haftsumme  nach  oben  durch  das  Statut  selbst  festzusetzen^).  Würde 
nun  eine  Genossenschaft  kleine  Geschäftsanteile  bilden,  die  Haft- 
summe   für    dieselben    aber    allzu    hoch    bemessen,    so   würde    dies 


1)  Bei  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht  darf  die  Haftsumme  der 
einzelnen  Genossen  nicht  niedriger  als  der  Geschäftsanteil  sein. 

Die  Haftsumme  muß  bei  Errichtung  der  Genossenschaft  durch  das  Statut 
bestimmt  werden.  Die  Bestimmung  oder  eine  Abänderung  derselben  ist  zu  ver- 
öffentlichen.    (§   131  des  Genossenschaftsgesetzes.) 
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gleichbedculend  sein  mit  der  unbeschränkten  Haftpflicht,  zumal 
wenn  ein  Genosse  mehrere  Geschäftsanteile  erwerben  würde.  Soll 
aber  in  der  Tat  eine  Verringerung  des  Risikos  für  den  Genossen, 
wie  es  das  Gesetz  beabsichtigt,  erreicht  werden,  dann  wird  es 
zweckmäßig   sein,   die  Haftsumme    nicht   allzu   hoch   zu   bemessen. 

In  der  Praxis  hat  sich  kein  bestimmtes  Verhältnis  von  Haft- 
summe zum  Geschäftsanteil  herausgebildet.  Wir  finden  eine  Reihe 
von  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht,  bei  denen  die 
Haftsumme  für  den  Geschäftsanteil  mehr  als  das  50  fache  beträgt. 
So  betrug  im  Jahre  1908  bei  8856  Genossenschaften  die  Haftsumme 
für  einen  Geschäftsanteil 

das  1  —  10  fache  bei  73,54  Proz. 

„     über  10— 50  fache     „     16,18       „ 
50  fache     „     10,28      „ 
der  Gesamtzahl  der  Genossenschaften  1). 

Die  hohen  Verhältniszahlen  scheinen  sich  jedoch  nicht  auf  die 
Genossenschaften  in  der  Provinz  Posen  zu  beziehen.  Bei  78  pol- 
nischen Genossenschaften  betrug  im  Jahre  1909  die  Haftsumme  für 
den  einzelnen  Geschäftsanteil 

Zahl  der  Gen.  Proz.  der  Gesamtzahl 

das  1—2  fache  28  35,9 

„     über  2—5  fache  49  62,8 

20  fache  1_  1,3 

78  100  Proz. 

Bei  9  Schulze-Delitzsch'schen  Genossenschaften  betrug  im 
Jahre  1908  die  Haftsumme  das  1 — 2  V2  fache  und  bei  12  Hand- 
werkergenossenschaften das   1 — 6  fache  des  Geschäftsanteiles. 

Eine  nicht  allzu  hoch  bemessene  Haftsumme  schließt  jedoch 
nicht  einzig  und  allein  ein  Risiko  für  den  Genossen  aus.  Die 
durch  eine  geringe  Haftsumme  beabsichtigte  Verringerung  des 
Risikos  kann  dadurch  illusorisch  gemacht  werden,  daß  die  Ge- 
schäftsanteile allzu  klein  gebildet  werden,  und  dadurch  auch  weniger 
bemittelten  Genossen  das  Erwerben  mehrerer  Anteile  erleichtert 
wird.  Um  dem  vorzubeugen,  wird  es  geboten  sein,  die  Geschäfts- 
anteile nicht  zu  klein  zu  bilden  und  auch  die  Zahl  der  Geschäfts- 
anteile, die  ein  Genosse  erwerben  darf,  nicht  allzu  hoch  festzu- 
setzen 2). 


1)  W.  Wygodzinski,  Das  Genossenschaftswesen,  S.  61. 

2)  Der  Geschäftsanteil  bei  der  Posener  Genossenschaft  ist  auf  1000  Mark,  die 
Haftsumme  auf  2000  Mark  für  jeden  Geschäftsanteil  festgesetzt,  wobei  ein  Genosse 
nicht  mehr  als  fünf  Anteile    erwerben  darf.     Außerdem    erhebt    die  Genossenschaft 
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2.  Die  Mitgliederschaft  und  ihre  berufliche  Gliederung. 

Die  Gesamtzahl  der  Mitglieder  betrug  im  Jahre  1909  bei  allen 
5  Verbänden,  also  bei  959  Genossenschaften  2021621),  und  die 
Durchschnittszahl,  auf  eine  Genossenschaft  berechnet,  211.  Von 
diesen  kamen  auf  die  Kreditgenossenschaften  172  536  ==  85,3  Proz. 
und  Betriebsgenossenschaften  29  626  ==  14,7  Proz.  Die  höchste 
Anzahl  von  Mitgliedern  wies  der  polnische  Verband  auf.  Er  be- 
saß 116849  oder  57,8  Proz.  der  gesamten  Mitgliederzahl.  Dann 
folgten  die  beiden  ländlichen  Verbände  mit  zusammen  58  726  =  29,1 
Proz.  (Verb,  der  länd.  Gen.  37  367  =  18,5  Proz.  und  Verb,  deutsch. 
Gen.  21359=  10,6  Proz.).  An  dritter  Stelle  kam  der  Schulze- 
Delitzsch'sche  Verband  mit  22  584=11,2  Proz.  und  zuletzt  der 
Ostdeutsche  Handwerksgenossenschaftsverband  mit  4003  ==1,9  Proz. 
Mitgliedern. 

Untersuchen  wir  jedoch  die  einzelnen  Verbände  in  Bezug  auf 
ihre  relative  Stärke,  also  auf  die  innerhalb  eines  Verbandes  auf 
eine  Genossenschaft  kommende  Durchschnittszahl,  dann  ist  dem 
Schulze-Delitzsch'schen  Verbände  mit  einer  Durchschnittszahl  von  610 
Mitgliedern  die  erste  Stelle  einzuräumen.  Dann  folgt  der  polnische 
Verband  mit  471  und  der  Ostdeutsche  Handwerksgenossenschafts- 
verband mit  154  Mitgliedern.  An  letzter  Stelle  kommen  die  beiden 
Verbände  ländlicher  Genossenschaften  mit  97  bez.  81  Mitgliedern. 
Daß  die  ländlichen  Verbände  eine  verhältnismäßig  große  Anzahl 
von  Genossenschaften,  aber  geringe  Durchschnittszahl  von  Mit- 
gliedern besitzen,  ist  dadurch  zu  erklären,  daß  nach  den  Grund- 
prinzipien des  Rai  ff  ei  senschen  Systems  der  Wirkungskreis 
einer  Genossenschaft  auf  einen  möglichst  kleinen  Bezirk,  womöglich 
auf  eine  Dorfgemeinde  beschränkt  wird. 

Bei  den  Verbänden  ländlicher  Genossenschaften  setzen  sich 
die  Mitglieder  größtenteils  aus  Bauern  der  Ansiedelungskommission 
zusammen. 


von  jedem  weiteren  Geschäftsanteile  immer  ein  höheres  Eintrittsgeld,  und  zwar;  vom 
ersten  Geschäftsanteil  5  M.,  vom  zweiten  20  M.,  vom  dritten  30  M.,  vom  vierten 
40  M.  und  vom  fünften  50  M. 

1)  Diese  Zahl  dürfte  in  Wirklichkeit  etwas  niedriger  sein.  Obgleich  manche 
Genossenschaften,  wie  z.  B.  die  polnischen,  in  ihren  Satzungen  den  Mitgliedern 
verbieten,  einer  anderen  die  gleichen  Zwecke  verfolgenden  Genossenschaft  anzuge- 
hören, so  glaube  ich,  daß  sich  in  dieser  und  jener  Genossenschaft  donnocii  Mit- 
glieder finden,  die  zugleich  auch  einer  zweiten  Genossenschaft  als  Mitglied  an- 
gehören. Es  dürfte  somit  bisweilen  eine  Doppelzählung  stattgefunden  haben;  wie- 
viel der  Prozentsatz  beträgt,  läßt  sich  jedoch  nicht  feststellen. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Er<;.'lnzung;sheft    43.  4 
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Aber  auch  bei  den  Sc  hui  ze-Delitzsch'schen  Genossenschaften 
macht  der  Anteil  der  Landwirte  an  der  Mitgliedschaft  über 
die  Hälfte  aus,  trotzdem  doch  diese  Genossenschaften  ihren  Wir- 
kungskreis hauptsächlich  auf  die  Städte  beschränken.  So  gehörten 
im  Jahre  1909  von  20  852  Mitgliedern  10  776  =  51,68  Proz.  zur 
Landwirtschaft  und  6968  =  33,42  Proz.  zum  Handel  und  Gewerbe. 

Eine  ähnliche  Erscheinung  tritt  auch  bei  den  polnischen  Ge- 
nossenschaften auf.  Wir  finden  bei  diesen  unter  den  Genossen  vor- 
wiegend die  Landwirtschaft  mit  69,96  Proz.,  Handel,  Handwerk 
und  Industrie  aber  nur  mit  19,17  Proz.  vertreten.  Unter  den  Land- 
wirten besitzen  w-ieder  die  kleinen  Grundbesitzer  mit  65,76  Proz. 
den  größten  Anteil. 

Im  Jahre  1909    setzten    sich  89189  Genossen   bei    174  Kredit- 
genossenschaften,  die  ihre  Mitglieder  auf  ihre  soziale  Stellung  hin 
unterschieden  haben,  wie  folgt  zusammen: 
1. 


2. 


Landwirte 

Zahl 

Proz. 

a)    Großgrundbesitzer 

1468 

1,65 

b)    Kleingrundbesitzer 

58663 

65,76 

c)    Pächter 

2270 

2,55 

62401 = 

69,96  Proz. 

Handwerker,    Industri- 

elle und  Kaufleute 

a)    mit  Grundbesitz 

11372 

12,75 

b)    ohne          „ 

5726 

6,42 

17098  = 

^19,17  Proz. 

Andere  Berufszweige 

a)    mit  Grundbesitz 

4978 

5,58 

b)    ohne        „ 

4712 

5,29 

9690  = 

-- 10,87  Proz. 

zusammen  89 1 89  =  1 00  Proz. 
Die  Erscheinung,  daß  sich  bei  den  polnischen,  in  ähnlicher 
Weise  auch  bei  Schulze-Delitzsch'schen  Genossenschaften,  die  Ge- 
nossen über  50  Proz.  aus  Landwirten  zusammensetzen,  wird  durch 
den  vorwiegend  agrarischen  Charakter  der  Provinz  Posen  begründet. 
Im  Jahre  1909 

wohnten  von  1  986  637  Personen 

in  Städten  667  236         „         =33,5  Proz. 

in  Landgemeinden     928  308          „         =46,8       , 
in  Gutsbezirken  391093         „         =19,7       .. 

Im  Königreich  Preußen  wohnten  dagegen  60  Proz.  der  Bevölkerung 
in  den  Stadien. 

Wenn  wir  die  Kreditgenossenschaften  unterscheiden,  je  nachdem 
sie  ihren  Sitz  in  den  Städten    oder   in   Landgemeinden   haben,    so 
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finden  wir  bei  letzteren  eine  Verschiebung  der  einzelnen  Berufe 
etwa  um  10  Proz.  zugunsten  der  Landwirtschaft.  So  gehören  bei 
44  polnischen  ländlichen  Genossenschaften  78,51  Proz.  der  Genossen 
der  Landwirtschaft  (74,98  Proz.  dem  Kleingrundbesitz),  11,52  Proz. 
dem  Handel  und  Gewerbe  an.  Dagegen  machen  bei  130  städtischen 
Genossenschaften  die  Landwirte  68,06  Proz.  (Kleingrundbesitz 
63,72  Proz.)  und  Handel  und  Gewerbe  20,88  Proz.  aller  Ge- 
nossen aus. 

Die  Verschiebung  der  einzelnen  Berufe  ist  jedoch  nicht  so 
stark,  als  man  von  vornherein  vielleicht  annehmen  sollte.  Dies 
ist  darauf  zurückzuführen,  daß  die  meisten  Städte  der  Provinz 
Kleinstädte  von  einigen  Tausend  Einwohnern  sind,  bei  denen  der 
Unterschied  zwischen  Land  und  Stadt  nicht  so  scharf  hervortritt. 
Im  Jahre  1909  besaß  die  Provinz  Posen  nur  9  Städte  mit  über 
10  000  Einwohnern.  Von  der  ganzen  Bevölkerung  wohnten  nicht 
weniger  als  73  Proz.  in    Orten  von  weniger   als  2000  Einwohnern. 

Je  größer  die  Städte  sind,  desto  mehr  wird  sich  das  Verhältnis 
zugunsten  des  Handels,  Handwerks  und  der  Industrie  verschieben. 
Ich  habe  für  3  Städte  folgende  Zahlen  festgestellt: 

Posen   (Bank  Przm.)  27,96  Proz.  Landw.  50,01  Proz.  Kaufl.  u.  Gew. 

Posen  (K.  W.  P.) .  .  22,04       „            ,,  62,61       ,.  „        „        „ 

Gnesen  (K.  P.)    ...  46.63      „           „  32,69       „  „       „       „ 

Thorn 36.57      „           „  50,13      ..  „       ..       ^ 

Ähnliche  Erscheinungen  können  wir  auch  bei  den  Schulze- 
Delitzsch'schen  Genossenschaften  der  Provinz  Posen  beobachten. 
Es  befanden  sich  im  Jahre  1909  unter  den  Mitgliedern  des  Kredit- 
vereins zu 

Znin  72,7     Proz.  Landw.         20,96  Proz.  Kaufl.  u.  Gew. 

dagegen 
Posen         6,37  Proz.  Landw.         49,61   Proz.  Kaufl.  u.  Gew. 

Die  Anteilnahme  verschiedener  Berufe  an  der  Mitgliederzahl 
ist  vor  allem  für  Genossenschaften,  die  der  staatlichen  Unterstützung 
entbehren,  von  großer  Bedeutung.  Wo  nur  Landwirtschaft,  oder 
wo  nur  Handel  und  Gewerbe  vertreten  sind,  werden  in  jährlich 
sich  wiederholenden  Zeitabschnitten  größere  oder  kleinere  Kredit- 
ansprüche an  die  Genossenschaften  gestellt.  Sind  aber  beide 
Berufe  unter  den  Genossenschaften  vorhanden,  so  werden  die 
Gegensätze  der  Kreditinanspruchnahme  vermindert.  In  Zeiten,  in 
welchen  die  Landwirtschaft  am  meisten  Kredit  benötigt,  werden 
von  Seiten  des  Handels  und  des  Gewerbes  durch  die  größeren 
Weihnachts-,    Oster-  und  Pfingstumsätze   größere   Einzahlungen  er- 
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folgen,  dagegen  werden  wiederum  von  der  Landwirtschaft  in  den 
Zeiten  des  Stillstandes  im  Handel  und  Gewerbe  größere  Barbeträge 
aufgebracht.  Dieser  Ausgleich  „bietet  die  beste  Gewähr  für  die 
dauernd  billigste  Befriedigung  des  Kreditbedürfnisses  der  einzelnen 
Berufsstände",  er  „führt  zur  Verteilung  des  mit  der  Gewährung  von 
Personalkredit  verbundenen  Risikos  und  schafft  den  möglichst 
großen  Schutz  für  jeden  einzelnen  Berufsstand  gegen  die  Folgen 
wirtschafdicher  Krisen"^). 

3.  Aktivgeschäfte. 

A)  Darlehen  im  allgemeinen. 

Der  Hauptzweck  einer  Kreditgenossenschaft  ist  die  Förderung 
der  Wirtschaft  ihrer  Mitglieder  durch  Gewährung  von  Kredit. 

Kredit  wird  nur  an  Mitglieder  gewährt  und  nur  so  weit,  als  die 
Kreditfähigkeit  der  Kreditsucher  reicht  und  dieselben  ausreichende 
Sicherheit  leisten.  Gewährung  von  Darlehen  an  Nichtmitglieder 
ist  durch  das  Gesetz  verboten.    (GG.  §  8.) 

Die  Generalversammlung  hat  die  Grenzen  festzulegen,  welche 
bei  Kreditgewährung  an  die  Genossen  eingehalten  werden  sollen. 
(GG.  §  49  Abs.  2.) 

Nicht  alle  Mitglieder  benutzen  die  Genossenschaft  als  ein  Institut, 
um  sich  Geld  aus  ihm  zu  holen.  Ein  Teil  derselben  ist  an  der 
Kreditgewährung  nicht  beteiligt.  Einige  sind  Mitglieder  einer 
Genossenschaft  geworden  aus  Interesse  und  Begeisterung  für  die 
Genossenschaftsidee,  andere  wiederum,  um  eine  höhere  Verzinsung 
ihres  Geldes  zu  erzielen.  Die  Zahl  der  an  der  Kreditgewährung 
nicht  beteiligten  Genossen  betrug  im  Jahre  1909  beim  Schulze- 
Delitzsch'schen  Verbände  unter  21618  Mitgliedern  6505  und  machte 
etwa  30  Proz.  der  Gesamtmitgliederzahl  aus.  Beim  polnischen  Ver- 
bände ist  die  genaue  Zahl  nicht  bekannt,  sie  würd  jedoch  von  maß- 
gebenden Personen  etwa  auf  10  Proz.  geschätzt. 

Der  Verlauf  bei  einer  Kreditgewährung  ist  bei  den  polnischen 
Genossenschaften  etwa  folgender: 

Bevor  jemand  Kredit  erhält,  muß  er  erst  Mitglied  der  Genossen- 
schaft werden.  Über  die  Aufnahme  als  Mitglied  entscheidet  der 
Aufsichtsrat.  Gewöhnlich  wird  mit  dem  Antrage  auf  Mitgliedschaft 
zugleich  auch  das  Darlehensgesuch  eingereicht,  wobei  die  Bürgen 
mitgenannt  w^erden.  Nach  genauer  Prüfung  der  Verhältnisse  des 
Antragstellers  sowie  der  Bürgen  gewährt  der  Aufsichtsrat,  falls  die 


1)  Genossenschaftliche  Zeit-  und  Streitfragen,  S.    15. 
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Informationen  günstig  ausgefallen  sind,  die  Zusicherung  des  ge- 
suchten Darlehens.  Es  wird  nun  dem  Antragsteller  ein  Wechsel 
übergeben  und  nachdem  er  und  die  Bürgen  denselben  unterschrieben 
haben,  wird  ihm  das  Darlehen  ausgezahlt.  Wenn  der  Wechsel 
von  den  Bürgen  nicht  im  Banklokal  unterschrieben  ist,  so  prüft 
der  Vorstand  ihre  Unterschriften  durch  ein  speziell  an  sie  gerichtetes 
Schreiben.  Zuweilen  wird  auch  der  Wechsel  den  Bürgen  direkt 
von  der  betreffenden  Genossenschaft  zugeschickt. 

Dieser  ganze  Vorgang  dauert  im  günstigsten  Falle  mehrere 
Tage,  andernfalls  auch  Wochen,  und  das  gewährte  Darlehen  kann 
dem  Darlehensuchenden,  wenn  er  des  Geldes  möglichst  schnell 
bedarf,  von  wenig  Nutzen  sein.  „Bis  dat,  qui  cito  dat."  Diese 
Fälle  haben  die  polnischen  Genossenschaften  auch  vorgesehen  und 
den  Vorständen  die  Befugnis  erteilt,  in  dringenden  Fällen  selbst 
über  die  Aufnahme  unter  die  Mitglieder  und  über  die  Gewährung 
von  Darlehen  bis  zu  einer  begrenzten  Höhe  zu  entscheiden.  Der 
Aufsichtsrat  muß  aber  in  der  nächsten  Sitzung  davon  benachrichtigt 
werden. 

Im  Jahre  1909  besaßen  an  Außenständen  bei  Genossen  die 
Kreditgenossenschaften  aller  fünf  Verbände  der  Provinz  Posen  zu- 
sammen 241,8  Mill.  Mark.  Dieselben  verteilen  sich  auf  die  einzelnen 
Verbände  folgendermaßen: 

Verband  der  landwirtschaftl. 
Genossenschaften  .... 
Verband  deutscher  Genossen- 
schaften       

Handwerkerverband     . 
Schulze -Delitzsch'scher  Ver- 
band      : 

Polnischer  Verband 

zusammen  241,8  Mill.  Mark  =100,0  Proz. 
Mit  dem  Übergange  zu  immer  größerer  Intensität  in  den  ein- 
zelnen Betrieben,  insbesondere  in  der  Landwirtschaft,  stiegen  auch 
die  Kreditansprüche,  die  an  die  Genossenschaft  gestellt  wurden. 
Der  große  Aufschwung  der  Landwirtschaft  während  der  letzten  Zeit 
ist  es  vor  allem,  welcher  immer  neue  Forderungen  au  die  Kredit- 
vereine stellt.  Die  Landwirtschaft  braucht  Betriebskapitalien,  um 
sich  die  nötigen  Maschinen,  Düngemittel  usw.  anschaffen  zu  können. 
Dagegen  setzt  die  immer  größere  Spartätigkeit  der  sparenden  Be- 
völkerung die  Genossenschaften  in  den  Stand,  den  gestellten  An- 
sprüchen   immer  mehr  gerecht  zu  werden. 


26,0 

Mill. 

Mark 

= 

10,8  Proz. 

8,0 

)» 

), 



3,3       „ 

1,3 

>, 

!) 

= 

0,5       „ 

29,1 

» 

)) 

= 

12,0       .. 

177,4 

» 

)7 

= 

73,4       „ 
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Die  Außenstände  bei  Genossen  stiegen  bei  den  einzelnen  Ver- 
bänden in  den  Jahren  von 

1900—1905     1905  —  1909 
Verband    der   landvvirtschaftl. 

Genossenschaften  um  158  Proz.  113  Proz. 

Schulze -Delitzsch'scher    Ver- 
band um  32      „  40      „ 
Verband  deutscher  Genossen- 
schaften                                  um  60      „ 
Polnischer  Verband            um          109      ..             103      „ 

Diese  Zahlen  zeigen  ganz  deutlich,  daß  die  Existenz  der  ver- 
schiedenen Verbände  nicht  nur  begründet,  sondern  auch  für  die 
Hebung  der  wirtschaftlichen  Lage  durchaus  notwendig  ist. 

Pro  Kopf  eines  Mitgliedes  berechnet  kamen  im  Jahre  1909 
auf  den  Verband  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  696  Mark, 
den  Verband  deutscher  Genossenschaften  399  Mark,  den  Schulze- 
Delitzsch'schen  Verband  1231  Mark  und  auf  den  polnischen  Ver- 
band 1518  Mark  Darlehen.  Aus  diesen  Ziffern  lassen  sich  jedoch 
keine  weiteren  Schlüsse  ziehen,  da  die  Zahl  der  Mitglieder,  die 
keine  Darlehen  entnommen  haben,  bei  den  einzelnen  Verbänden, 
mit  Ausnahme  des  Schulze-Delitzsch'schen,  nicht  genau  bekannt  ist 
und  deshalb  nicht  in  Abzug  gebracht  werden  kann.  Berücksichtigen 
wir  aber  die  30  Proz.  der  Mitglieder  bei  den  Schulze-Delitzsch'schen 
Genossenschaften,  die  an  der  Kreditgewährung  keinen  Anteil  be- 
sitzen, und  sehen  wir  den  auf  Schätzung  beruhenden  Prozentteil 
solcher  Genossen  beim  polnischen  Verbände  als  richtig  an,  so  würde 
die  durchschnittliche  Höhe  beim  ersteren  1758  Mark  und  beim 
letzteren  1687  Mark  pro  Kopf  eines  Mitgliedes  betragen. 

Bei  Festsetzung  der  Höhe  des  Darlehens,  das  eine  Genossen- 
schaft an  ein  Mitglied  gewähren  darf,  kann  man  keine  bestimmten 
Grenzen  festsetzen.  Hierbei  müssen  verschiedene  Momente  in  Be- 
tracht gezogen  werden,  die  der  Vorstand  und  Aufsichtsrat  nicht 
nur  bei  der  Bestimmung  der  Höhe  des  an  einen  Genossen  zu  ge- 
währenden Darlehens,  sondern  bei  Gewährung  von  Darlehen  über- 
haupt nicht  außer  acht  lassen  darf. 

Die  wichtigste  Grundlage  für  Gewährung  von  Darlehen  bildet 
für  eine  Genossenschaft  die  Sicherheit  des  Kreditnehmers  und  der 
Bürgen  im  allgemeinen,  im  speziellen  aber  des  Darlehensempfängers 
selbst.  Die  Sicherheit  kann  in  verschiedener  Weise  geleistet  werden : 
Durch  Bestellung  von  Bürgen,  oder  durch  Verpfändung  von  sicheren 
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Forderungen  oder  von  soliden  Staats-  oder  sonstigen  Wertpapieren, 
oder  durch  hypothekarische  Unterlage. 

Bei  Beurteilung  der  Kreditwürdigkeit  wird  außerdem  noch  auf  die 
moralische  Seite  der  Darlehenssuchenden  ein  großes  Gewicht  gelegt. 

Neben  der  Sicherheit  spielt  das  finanzielle  Bedürfnis  eine 
wichtige  Rolle.  Die  Genossenschaften  informieren  sich,  ob  der  ge- 
forderte Kredit  auch  wirklich  durch  die  wirtschaftliche  Lage  de? 
Darlehenssuchenden  begründet  ist.  Die  Vereine  sollen  darüber 
wachen,  daß  der  gewährte  Kredit  nicht  etwa  zu  spekulativen 
Zwecken  verwendet  wird.  Die  Verbandstage  haben  den  polnischen 
Genossenschaften  wiederholt  die  Pflicht  auferlegt,  dieses  wichtige 
Moment  nicht  aus  dem  Auge  zu  lassen.  Bei  der  Einziehung  von 
Erkundigungen  bietet  das  Raiffeisensche  System  dadurch,  daß  es 
den  Geschäftskreis  einer  Genossenschaft  womöglich  auf  ein  Dorf 
beschränkt  wissen  will,  die  größten  Vorteile. 

Für  die  Höhe  des  Kredits  ist  weiterhin  von  großer  Bedeutung 
einerseits  die  Art  und  Weise,  wie  ein  Betrieb  geleitet  wird,  anderer- 
seits   aber    auch   der  Geschäftsumfang    der    Genossenschaft    selbst. 

Ein  Bauer,  der  intensiv  wirtschaftet,  verdient  ohne  Zweifel 
einen  höheren  Kredit,  als  einer,  der  noch  an  dem  Althergebrachten 
beharrt  und  kaum  über  die  Naturalwirtschaft  hinausgekommen  ist. 
Wenn  bei  den  Genossenschaften  die  auf  ein  Mitglied  kommende 
durchschnittliche  Zahl  der  Darlehen  von  Jahr  zu  Jahr  gewachsen 
ist,  so  ist  diese  Erscheinung  auf  die  Intensität  und  rationellere  Be- 
wirtschaftung insbesondere  der  landwirtschaftlichen  Betriebe  zurück- 
zuführen. Beim  polnischen  Verbände  betrug  die  Durchschnittszahl 
1895  631  Mark,  im  Jahre  1900  790  Mark,  im  Jahre  1905  1081  Mark 
und  1909  1518  Mark.  Sie  ist  also  von  1895—1900  um  25,2  Proz.,  von 
1 900—  1 905  um  36,8  Proz.  und  von  1 905—1 909  um  40,4  Proz.  gestiegen. 

Ferner  hängt  die  Höhe  der  Darlehen  von  der  Kapitalstärke 
einer  Genossenschaft  selbst  ab.  Ein  kleiner  Kreditverein  kann  z.  B. 
das  Kreditbedürfnis  von  einigen  hunderttausend  Mark  eines  Groß- 
betriebes nicht  befriedigen,  obwohl  derselbe  die  weitgehendste 
Garantie  bieten  würde.  Dies  würde  gleichbedeutend  sein  mit  der 
Festlegung  eines  größeren  Teils  des  Betriebskapitals  in  einer  einzigen 
Hand  und  einer  Bevorzugung  eines  Genossen  zum  Nachteil  der 
anderen  kreditbedürftigen  Mitglieder. 

Die  Erfahrungen,  die  die  Genossenschaften  bei  Gewährung  von 
Darlehen  machen,  sind,  soweit  ich  bei  den  polnischen  Genossen- 
schaften feststellen  konnte,  günstig.  Gerichtliche  Klagen  wegen 
Rückzahlung  des  Darlehens  oder  gar  Versteigerungen  kommen  nur 
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ausnahmsweise  vor.  Ist  ein  Schuldner  nicht  in  der  Lage,  seine 
Schuld  zu  begleichen,  so  bezahlen  es  die  Bürgen  und  lassen  meistens 
aus  Scheu  vor  den  Gerichtskosten  es  gar  nicht  so  weit  kommen, 
daß  der  Verein  auf  gerichtlichem  Wege    zu   seinem    Gelde   kommt. 

B)  Art  des  Kredits. 

Die  Genossenschaften  gewähren  nur  Personalkredit.  Auf 
Hypotheken  allein  werden  keine  Gelder  verliehen.  Die  Kreditvereine 
sind  eben  keine  Hypothekenbanken ;  ihre  Aufgabe  ist  Gewährung 
von  Personalkredit  und  nicht  Hypothekardarlehen.  Wenn  wir  aber 
unter  den  Außenständen  bei  Genossen  in  den  einzelnen  Verbänden 
doch  Hypotheken-Forderungen  vorfinden,  so  sind  in  den  meisten 
Fällen  die  Genossenschaften  zur  Bestellung  einer  Hypothek  durch 
den  Notfall  gezwungen  worden,  um  eine  Forderung  sicherzustellen 
oder  zu  retten. 

Für  die  Befriedigung  des  Personalkreditbedürfnisses  kommen 
die  kommunalen  Sparkassen  kaum  in  Frage,  da  sie  den  größten 
Teil  ihrer  Bestände  in  H3'potheken  anlegen.  Im  Jahre  1909  haben 
die  Kreis-  und  städtischen  Sparkassen  der  Provinz  Posen  von  ihrem 
Gesamtbestande  nicht  weniger  als  55,04  Proz.  in  Hypotheken,  dagegen 
nur  5,51  Proz.  gegen  Schuldscheine  und  in  Wechseln  zinsbar  angelegt. 

Die  Form,  in  welcher  Kredit  gewährt  wird,  ist  verschieden 
und  hängt  von  den  in  den  einzelnen  Verbänden  herrschenden 
Grundprinzipien  ab.  Die  Schulze-Delitzsch'schen  Genossenschaften 
bedienen  sich  als  Form  der  Darlehensgewährung  des  Wechsels, 
der  die  Mitglieder  an  Ordnung  und  Pünktlichkeit  gewöhnen  soll. 
Dem  entsprechend  machen  die  Wechselforderungen  den  weit  größten 
Teil  (82,8  Proz.)  der  gewährten  Darlehen  aus.  Die  Vereine  geben 
Kredit  vorzugsweise  auf  Vorschuß-Wechsel.  Daneben  aber  bilden 
die  den  Mitgliedern  diskontierten  Geschäfts-Wechsel  keinen  geringen 
Bestandteil  der  Aktiva.  Der  Konto-Korrent- Verkehr  wird  nur  wenig 
gepflegt,  und  die  H3'pothekenforderungen  weisen  nur  eine  geringe 
Summe  auf. 

Im  Jahre  1909  setzten  sich  bei  den  Schulze-Delitzsch'schen 
Vereinen  der  Provinz  Posen  die  Außenstände  bei  Genossen  aus 
folgenden  Posten  zusammen : 

Prima-Wechsel 7,9  Mill.  Mark  =  27,1   Proz. 

Vorschuß-Wechsel      ....     16,2     „  „      =55,7 

Konto-Korrent-Forderungen     .       3,7     „  „      =  12,7        ,, 

Hypotheken -Forderungen    .     .       1,3     „  „      =    4,5       „ 

zusammen  29,1  Mill.  Mark  =100  Proz. 
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Im  Gegensatz  zu  den  Schulze-Delitzsch'schen  Vereinen  ver- 
werfen die  ländlichen  Genossenschaften  den  Wechsel  bei  der  Dar- 
lehensgewährung und  bedienen  sich  als  Kreditform  des  Schuld- 
scheines. Obwohl  der  Wechsel  die  knappste  und  sicherste  Art 
einer  Darlehensgewährung  ist,  so  hat  doch  seine  i\nwendung  in 
Kreisen  der  ländlichen  Bevölkerung  manche  Bedenken.  Der  Bauer 
versteht  nicht,  mit  dem  Wechsel  umzugehen  und  scheut  sich  oft, 
einen  solchen  auszustellen.  Auch  bietet  die  Beschaffung  von  Bürgen 
eine  gewisse  Schwierigkeit,  da  dieselben  viel  lieber  einen  Schuld- 
schein als  einen  Wechsel  unterschreiben.  Der  Wechsel  ist  eben 
die  typische  Kreditform  eines  Kaufmannes,  die  des  Bauern  der 
Schuldschein.  Aus  dem  Grunde  gewähren  die  ländlichen  Genossen- 
schaften keinen  Wechselkredit  oder  doch  allerhöchstens  nur  in  Aus- 
nahmefällen. 

Im  Jahre  1909  gewährten  die  ländlichen  Genossenschaften  des 
Verbandes  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  für  die  Provinz 
Posen  an  die  Mitglieder  folgende  Kredite: 

In  laufender  Rechnung    .     .     22,9  Mill.  Mark  =  88,1   Proz. 

Auf  Wechsel 1,8     „         „      =    6,9       „ 

Auf  Hypotheken      ....        1,3     „  .,      =5  „ 

zusammen     26,0  Mill.  Mark  =100  Proz. 

Die  polnischen  Kreditgenossenschaften  gewähren  Kredit  nur 
auf  Wechsel,  die  wenigstens  mit  zwei  sicheren  Unterschriften  ver- 
sehen sind.  An  Stelle  oder  neben  den  Bürgen,  falls  dieselben  keine 
genügende  Sicherheit  bieten,  werden  Hypotheken  oder  sonstige 
Wertpapiere  als  Unterlage  gefordert. 

Bei  der  Gewährung  von  Kredit  sind  demnach  drei  Möglich- 
keiten vorhanden.     Darlehen  wird  gegeben: 

1.  auf  Wechsel  mit  zwei  sicheren  Bürgen, 

2.  auf  Wechsel  lediglich  gegen  die  Unterschrift  des  Schuldners, 
aber  gegen  eine  sichere  hypothekarische  Unterlage  als  Pfand, 
und  falls  die  Hypothek  eine  nicht  genügende  Garantie  bietet, 

3.  auf  Wechsel  mit  einer  hypothekarischen  Unterlage  und  mit 
einem  oder  mehreren  Bürgen;  ebenso  werden  auch,  wenn 
die  Bürgen  nicht  genügende  Sicherheit  bieten,  Hypotheken 
oder  sonstige  Wertpapiere  als  Unterlage  gefordert. 

In  allen  drei  Fällen  ist  der  Wechsel  erforderlich,  Kredit  auf 
H5^pothck  allein  ohne  Wechsel  wird  nicht  gewährt. 

Der  Kreditnehmer  muß  Mitglied  der  Genossenschaft  sein,  da- 
ffecjen  braucliLii  die   lUir"en  keine  Mitglieder  zu  sein. 
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Um  Wcchscllalschungen  vorzubeugen,  werden  die  Unterschriften 
der  Bürgen,  bevor  das  Darlehen  ausgezahlt  wird,  verifiziert. 

Als  Wechsel  bedient  inan  sich  für  gewöhnlich  der  eigenen 
(Sola-)  Wechsel,  deren  Gültigkeitsdauer  drei  Jahre  beträgt,  bei 
denen  die  unterschriebenen  Bürgen  Mitschuldner  sind  und  die  an 
Ordre  der  Genossenschaft  lauten.  Im  Notfalle  kann  die  Kredit- 
genossenschaft jeden  beliebigen,  dessen  Namen  auf  dem  Wechsel 
sich  befindet,  zur  Zahlung  anhalten.  Daneben  werden  aber  auch, 
besonders  in  den  größeren  Genossenschaften,  Geschäftswechsel  der 
Mitglieder  diskontiert. 

Mit  der  Frage,  welche  Form  der  Darlehensgewährung  für  die 
polnischen  Genossenschaften  am  vorteilhaftesten  wäre,  ob  der 
Wechsel  oder  der  Schuldschein,  haben  sich  die  Genossenschafts- 
tage öfters  beschäftigt,  und  sie  haben  sich  für  die  Wechselform 
entschieden.  Mit  der  Behandlung  der  Wechsel  dürften  sich  die 
Mitglieder  mit  der  Zeit  so  vertraut  gemacht  haben,  daß  den  Ge- 
nossenschaften heutzutage  hieraus  kaum  wohl  große  Schwierigkeiten 
entstehen. 

Die  polnischen  Genossenschaften  haben  im  Jahre  1909 
177,4  Mill.  Mark  auf  Wechsel  an  ihre  Mitglieder  verliehen.  Außer- 
dem gibt  noch  der  Verband  in  der  allgemeinen  Bilanzaufstellung 
aller  Genossenschaften  einen  Aktiv-Posten  von  45,4  Mill.  Mark  an, 
der  sich  aus  den  verschiedensten  Posten  wie  H3'potheken,  Debitoren, 
Warenbestände,  Effekten,  Immobilien,  Mobilien  usw.  zusammensetzt. 
Da  jedoch  keine  genaue  Spezialisierung  vorhanden  ist,  ist  es  leider 
nicht  möglich,  festzustellen,  inwieweit  der  Konto-Korrent- Verkehr 
doch  vielleicht  auch  von  den  Kreditgenossenschaften  gepflegt  wird, 
und  wieviel  die  Forderungen  aus  Hypotheken  ausmachen.  Im 
allgemeinen  ist  der  Konto-Korrent- Verkehr  bei  den  Einkaufs-  und 
Absatz- Vereinen  und  Hypothekenforderungen  bei  den  Siedelungs- 
genossenschaften,  soweit  solche  vorkommen,  zu  finden. 

C)  Befristung  des  Kredits^). 

Die  verschiedenen  Grundsätze,  dieSchulze-Delitzsch  undRaiff 
eisen  in  Bezug  auf  die  Kreditbefristung  vertreten  haben,  werden 
auch  von  den  Genossenschaften  in  der  Praxis  durchgeführt.  Die 
Schul ze-Delitzsch'schen  Vereine  gewähren  Dahrlehen  nur  auf  drei 
Monate.     Dadurch,  daß  sie  den  kurzfristigen  Depositen  auch  kurz- 


1)  Vergleiche  Absatz;   Die  leitenden  Grundsätze  bei  den  polnischen  Genossen- 
schaften, S.   117  ff. 
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fristige  Kreditgewährung  gegenüberstellen,  soll  die  Liquidität  der 
Vereine  erzielt  werden. 

Eine  solche  Geschäftshandhabung  entspricht  aber  mehr  den 
städtischen  Verhältnissen  und  läßt  sich  da  durchführen,  wo  nur 
Handwerker  der  Genossenschaft  als  Mitglieder  angehören,  welche 
leicht  in  der  Lage  sind,  ihre  Schuld  binnen  drei  Monaten  zu  be- 
gleichen. Sie  paßt  sich  aber  wenig  den  bäuerlichen  Bedürfnissen  an. 
Der  Bauer  kann  nur  einen  langfristigen  Kredit  gebrauchen,  was  durch 
die  Art  seines  Betriebes  begründet  ist. 

Aus  diesem  Grunde  trat  Raiff eisen,  der  vor  allem  die  länd- 
lichen Bedürfnisse  berücksichtigte,  für  den  langfristigen  Kredit  ein. 
Seine  Genossenschaften  gewähren  einen  Kredit,  der  sich  selbst 
über  10  Jahre  erstreckt. 

Nun  halten  aber  auch  die  Schulze-Delitzsch'schen  Genossen- 
schaften nicht  ganz  strikte  an  ihren  Grundsätzen  fest  und  machen 
da,  wo  die  Verhältnisse  es  notwendig  erfordern,  auch  Ausnahmen. 
So  gibt  es  eine  ganze  Reihe  von  Vereinen,  welche  mehrfache  Pro- 
longation der  Wechsel  zulassen  und  so  den  kurzfristigen  in  einen 
langfristigen  Kredit  verwandeln. 

Die  polnischen  Genossenschaften  haben  bei  der  Bestimmung 
der  Dauer  der  Kreditgewährung  weder  das  Schulze-Delitzsch'sche 
noch  das  Raiffeisen  sehe  Grundprinzip  ohne  weiteres  angenom- 
men. Sie  haben  sich  vielmehr  durch  zwei  Gesichtspunkte  leiten 
lassen,  durch  ihre  eigene  Sicherheit  und  durch  wirtschaftliche 
Momente. 

Die  Gewährung  von  Kredit  auf  mehrere  Jahre,  vielleicht  Jahr- 
zehnte, ist  für  die  Sicherheit  der  Genossenschaften  ohne  Zweifel 
mit  mancherlei  Gefahren  verbunden.  Das  Darlehen,  welches  auf 
der  Grundlage,  auf  der  es  gewährt  wurde,  für  ganz  sicher  galt, 
kann  mit  der  Zeit  durch  Umzug,  Bankrott,  Tod  des  Bürgen  und 
dergleichen  seine  bisherige  sichere  Basis  verlieren.  Diese  Gefahr 
wird  um  so  größer  sein,  je  länger  der  Termin  ist,  für  den  Kredit 
gewährt  wird.  Auch  würde  das  Ausleihen  von  Geldern  auf  längere 
Zeit  gleichbedeutend  sein  mit  der  Festlegung  des  Kapitals.  Da- 
durch würde  nicht  nur  eine  Zahl  von  Mitgliedern  zum  Schaden 
anderer,  vielleicht  mehr  kreditbedürftiger  und  besserer,  mehr  Unter- 
stüizung  verdienender  und  mehr  produktiver  Mitglieder  begünstigt 
werden,  sondern  es  würde  dadurch  vor  allem  auch  die  Liquidität 
der  Genossenschaft  stark  vermindert,  und  in  Zeiten  der  Krisen 
könnte  ein  solcher  Zustand  für  die  Genossenschaft  verhängnisvoll 
werden. 
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Außer  diesen  das  Wohl  der  Genossenschaft  selbst  betreffenden 
Gründen  haben  auch  wirtschaftliche  Momente  bei  der  Befristung 
der  Darlehen  keine  unerheljliche  Rolle  gespielt.  Der  grüßte  Teil 
der  Darlehensnehmer  setzt  sich  bei  den  polnischen  Genossenschaften 
aus  Landwirten  zusammen.  Diesen  ist  mit  einem  kurzfristigen 
Darlehen  wenig  geholfen.  Der  Landwirt  ist  nicht  in  der  Lage,  das 
in  seinen  Betrieb  gesteckte  Kapital,  sei  es  zur  Beschaffung  von 
nötigen  Maschinen,  Düngemitteln,  sei  es  zur  Durchführung  von 
Meliorationen,  in  so  kurzer  Zeit  herauszu wirtschaften,  wie  es  beim 
Handel  und  Handwerk  der  Fall  ist.  Er  leiht  sich  das  nötige  Kapi- 
tal in  der  Hoffnung,  daß  er  dasselbe  längere  Zeit  haben  und  in 
Raten  abzahlen  kann,  deren  Höhe  von  den  jährlichen  Erträgen 
seines  Betriebes  abhängig  ist.  Die  Genossenschaft  muß  sich  also 
bei  Gewährung  von  Kredit  an  Landwirte  von  vornherein  auf  eine 
längere  Abzahlungsfrist  gefaßt  machen. 

Wir  sehen,  daß  die  Gewährung  von  einer  zu  langen  Darlehensfrist 
mit  Rücksicht  auf  die  Sicherheit  der  Genossenschaft  selbst,  nicht 
geboten  ist.  Wollten  aber  die  Genossenschaften  eine  zu  kurze 
Beleihungsfrist  einführen,  so  würden  sie  ihr  wirtschaftliches  Ziel 
teilweise  verfehlen,  da  ihre  Einrichtung  nicht  dermaßen  beschaffen 
wäre,  daß  sie  gerade  dem  am  stärksten  vertretenen  und  kreditbe- 
dürftigen Berufe  der  Landwirtschaft  dienen  könnten.  Infolgedessen 
haben  die  polnischen  Genossenschaften  das  Prinzip  aufgestellt, 
Darlehen  auf  längere  Zeit  zu  gew'ähren  und  jeden  Genossen  zu 
regelmässigen  Abzahlungen  von  einer  gewissen  Höhe  zu  verpflichten, 
so  daß  die  Schuld  in  zwei  bis  drei  Jahren  getilgt  wäre.  Sie  ge- 
währen daher  Kredit  auf  Sola- Wechsel,  der  zwar  in  drei  Monaten 
fällig  ist,  dessen  Gültigkeit  jedoch  drei  Jahre  besteht,  ohne  erneuert 
zu  werden.  Die  Genossenschaften  bestehen  auch  nicht  darauf,  daß 
der  Schuldner  sein  Darlehen  nach  drei  Monaten  zurückzahlt,  und 
stellen  der  Verlängerung  der  Schuld,  soweit  die  nötige  Sicherheit 
besteht,  keine  Schwierigkeiten  entgegen.  Sie  verlangen  aber  vom 
Schuldner,  daß  er  vierteljährlich  die  fälligen  Zinsen  bezahlt  und 
auch  durch  kleine  Abzahlungen  seine  Schuld  verringert. 

D)  Zinsfuß. 

Über  die  Höhe  der  von  Darlehen  gezahlten  Zinsen  sind  über 
das  erste  Jahrzehnt  des  Bestehens  der  polnischen  Genossenschaften 
keine  näheren  Angaben  vorhanden.  Aus  dem  Umstände,  daß  noch 
im  Jahre  1872  einige  Genossenschaften  10,  sogar  12  Proz.  von 
den  geliehenen  Krediten  erhoben  haben,  kann  man  schließen,  daß 
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in  den  ersten  Jahren  des  Bestehens  der  Genossenschaften  der 
Zinsfuß  bis  12  Proz.  und  mehr  betragen  hat.  Der  niedrigste 
Zinsfuß  betrug  im  Jahre  1872  6  Proz.  und  von  Prolongationen 
8  Proz. 

Auch  die  Seh  ulze-Delitzsch'schen  Genossenschaften  erhoben 
im  Anfang  14V3  Proz.  auf  das  Jahr,  einen  Zinsfuß,  der  uns  für 
heutige  Verhältnisse  sehr  hoch  erscheint.  Aber  in  Anbetracht  der 
hohen  Zinsen,  die  der  Handwerker  und  Bauer  für  geliehene  Kapi- 
talien damals  zahlen  mußte,  galten  die  in  der  Genossenschaft  ge- 
zahlten Zinsen  als  niedrig.  „Mußten  sich  doch  die  Gewerbetreiben- 
den vor  Gründung  der  Vorschußvereine  schon  zufriedengeben,  wenn 
sie  nur  überhaupt  Betriebskapital  erhielten,  selbst  für  50  Proz.  Ver- 
zinsung und  mehr.  Als  nun  die  Vorschuß  vereine  das  Geld  zu  12 
und  14  Proz.  zur  Verfügung  stellten,  bedeutete  dies  für  die  da- 
maligen Verhältnisse  einen  sehr  großen  Fortschritt  1)".  Bald  trat 
aber  bei  den  deutschen  Genossenschaften  eine  Ermäßigung  des 
Zinsfußes  auf  10  Proz.,  später  auf  8  und  7  Proz.  ein.  Im  Jahre 
1893  betrug  der  Prozentsatz  bei  36  Proz.  der  zum  Jahresberichte 
berichtenden  Schulze-Delitzsch'schen  Kreditvereine  5  Proz.,  bei 
48  zwischen  5  und  6  Proz.  Im  Jahre  1896  betrugen  die  ent- 
sprechenden Zinssätze  bereits  55  Proz.  bez.  32  Proz.  der  Ge- 
nossenschaften 2).  In  der  Provinz  Ost-  und  Westpreußen  ist  der 
Zinsfuß  vom  Jahre  1862—1887  von  10,22  auf  6,11  Proz.,  in  Hessen- 
Nassau  von  8,58  auf  5,38  Proz.,  in  Baden  von  7,94  auf  5,56  Proz. 
gesunken.  In  der  gleichen  Zeit  bewegte  sich  der  durchschnittliche 
Diskontsatz  der  preußischen  bez.  Reichsbank  zwischen  4  und 
3,41   Proz.3). 

Auch  bei  den  polnischen  Genossenschaften  findet  mit  der  Zeit 
ein  allmähliclies  Sinken  des  Zinsfußes  statt  und  dürfte  heute  durch- 
schnittlich etwas  über  5  Proz.  und  die  Differenz  zwischen  gewährten 
Zinsen  für  Spareinlagen  und  erhobenen  von  Darlehen  etwas  über 
1   Proz.  betragen. 

Der  durchschnittliche  von  Genossenschaften  für  gewährte 
Kredite  genommene  Zinsfuß  einschließlich  Provision  betrug  im  Jahre: 

1874  =  8        Proz. 
1882  =  7,36       „ 
1891  =  6 


1)  C rüger,  Einführung  in  d.  Gen..  S.  47. 

2)  Genossenschaftliche  Zeit-  und  Streitfragen.     Heft  1,  S.  2S. 

3)  Crügcr,  Einführung  in  d.  Gen.,  S.    IT. 


—     62     — 

1900  =  5,5  Proz. 
1909=5,42     „ 

Der  durchschnittliche  Zinsfuß  bei  der  Rcichsbank  betrug  im  Jahre 
1909   für  Wechsel   3,925   Proz.,    für  Lombarddarlehen   4,925  Proz. 

Bei  28  Schul ze-Dclitzsch'schen  Genossenschaften  in  der  Pro- 
vinz Posen  betrug  der  durchschnittliche  Zinsfuß  im  Jahre  1909 
5,64  Proz.  Im  Reichsverbande  stellte  sich  im  Jahre  1902  der  mitt- 
lere Zinsfuß  etwa  auf  4,7  Proz.l),  und  bei  ländlichen  Genossen- 
schaften Raif feisen'scher  Organisation  der  Provinz  Posen  etwa 
auf  5,04  Proz.  im  Jahre  1904  2). 

Der  von  den  Genossenschaften  erhobene  Zinsfuß  ist  im  Ver- 
gleich zum  Reichsbankdiskont  ziemlich  hoch.  P>  beträgt  etwa 
1  V2  Proz.  mehr  als  der  durchschnittliche  Diskontsatz  bei  der  Reichs- 
bank. Wenn  wir  aber  auch  den  von  den  Privatbanken  geforderten 
Zinsfuß  mit  zum  Vergleich  heranziehen,  so  können  wir  den  Pro- 
zentsatz bei  den  Genossenschaften  als  günstig  ansehen.  Erheben 
doch  in  der  Provinz  Posen  die  Privatanstalten  für  gewöhnlich 
1  Proz.  über  den  Lombardsatz,  also  2  Proz.  über  den  jedesmaligen 
Diskontsatz  und  zuweilen  auch  mehr.  Da  viele  Genossenschaften, 
insbesondere  die  polnischen  festen  Zinsfuß  zugrunde  gelegt  haben, 
so  dürften  sie  in  Zeiten  von  Geldknappheit,  wo  der  Diskont  auf 
6  und  mehr  gestiegen  ist,  wohl  noch  zuweilen  Geld  ausgeliehen 
haben  zu  einem  Prozentsatze,  der  sich  unter  dem  Reichsbankdis- 
kontsatz bewegte.  Betrug  doch  der  Zinsfuß  bei  der  Reichsbank 
im  Durchschnitt  des  ganzen  Jahres  im  Jahre  1907  für  Wechsel 
6,033  Proz.,  für  Lombarddarlehen  7,033  Proz.  und  im  Jahre  1906 
für  Wechsel  5,149  Proz.  und  Lombarddarlehen  6,149  Proz. 

Auch  die  städtischen  und  Kreis-Sparkassen  erheben  selbst  von 
ihren  Hypothekenforderungen  3 — 5  Proz.  und  darüber.  Von 
123,1  Mill.  Mark  der  Geldbestände  wurden  im  Jahre  1909  in  Hypo- 
theken angelegt  zu  einem  Prozentsatze  von: 


1)  Wygodzinski,  Das  Genossenschaftswesen  in   Deutschland,  S.  147. 

2)  Der  durchschnittliche  Prozentsatz  dürfte  nicht  ganz  genau  der  Wirklichkeit 
entsprechen.  Der  Zinsfuß  ist  bei  den  einzelnen  Genossenschaften,  sowohl  bei 
den  deutschen,  als  auch  bei  den  polnischen,  verschieden.  Auch  innerhalb  einer 
Genossenschaft  selbst  werden  verschiedene  Zinssätze  in  Anwendung  gebracht,  je 
nachdem  es  sich  um  ein  neues  Darlehen  oder  um  Prolongationen  handelt.  Von 
Prolongationen  wird  für  gewöhnlich  ein  höherer  Zins  gefordert.  Man  müßte  auch 
die  genauen  Summen,  die  zu  einem  bestimmten  Prozentsatze  ausgeliehen  werden 
mit  in  Betracht  ziehen.  Da  dieselben  nicht  angegeben  werden,  so  ist  auch  eine 
ganz  genaue  Berechnung  des  durchschnittlichen  Zinsfußes  nicht  möglich. 
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3—4  Proz.                      0,2  Mill.  Mark=  0,2  Proz. 

4       „                      27,9     „  „     =  22,7      „ 

4-5       „                     86,1     „  „     =  69,9      „ 

5  Proz.  und  darüber    8,9     „  „     =  7,2      . 


123,1  Mill.  Mark  =  100,- Proz. 
Im  Jahre  1893 — 94  betrug  der  durchschnittliche  Zinsfuß  bell): 
für  Wechsel       Schuldscheine       Hypotheken 
Kreissparkassen    .  5,016  Proz.  4,969  Proz.  4,471   Proz. 

Stadt.  Sparkassen  5,331       „  5,223      „  4,813      „ 

Vereinskassen.     .  5,596      ,,  5,5  ,,  5,132     ,, 

Insgesamt  5,314  Proz.         5,231  Proz^  4,805  Proz. 

Der  Reichsbankdiskont  betrug  in  derselben  Zeit  etwa  3  Proz. 
im  Durchschnitt. 

E)  Anteil  der   verschiedenen  Berufe   an   der   Darlehens- 

gewäh  rung. 
Dem  vorwiegend  agrarischen  Charakter  der  Provinz  Posen 
entsprechend,  stellen  die  Genossenschaften  den  Landwirten  das 
meiste  Kapital  zur  Verfügung.  Eine  Untersuchung  bei  7  polnischen 
Genossenschaften  zeigt,  daß  über  50  Proz.,  in  manchen  Vereinen 
bis  nahezu  90  Proz.  von  der  gewährten  Kreditsumme  auf  die  Land- 
wirte kommen.  Auch  bei  der  Posener  Genossenschaft  betrug  im  Jahre 
1906  der  Anteil  der  landwirtschaftlichen  Kreise  69,7  Prozent  aller 
Darlehen  2).  Mit  der  fortschreitenden  Intensität  der  Landwirtschaft 
zeigt  sich  auch  eine  größere  Nachfrage  nach  Betriebskapital  zwecks 
Anschaffung  von  künstlichen  Düngemitteln,  landwirtschaftlichen 
Maschinen,  zwecks  Durchführung  von  Meliorationen,  Drainagen  usw. 

Anteil  der  verschiedenen  Berufe  an   der  Darlehnsgewährung 
im  Jahre   1908. 


Sitz  der  Gesossenschaft 

Gesamtbe- 

tragderge- 

währten 

Darlehen 

Landwirte 

Handwerker  u. 
Kaufleute 

Sonstige 

Mark 

> 

Mark 

7o 

Mark 

0/ 

/o 

Pleschen  

2670191 

1919555 

71,9 

741856     27,8 

8  780 

0,3 

Filehne 

823  742 

612971 

74,4 

127  135  !  15,4 

83636 

10,2 

Rogowo 

206  033 

142  161 

69,0 

54  409     26,4 

9  463 

4.6 

Mur.  Goslin       .... 

106119 

54  859 

51,7 

46  205     43,5 

5  055 

4,8 

Kostschin 

81964 

44707 

54,5 

28  910  |35,3 

8347 

10,2 

Moschin 

.55  113 

37  224 

67,5 

17689     32,1 

200 

0,4 

Schlehen 

50  982 

45  167 

88,6 

1540 

3,0 

4  275 

8.4 

1)  Seidel,  Der  Personalkredit,  S.  404. 

2)  Zi  m  ni  e  rni  a  n  n,   Die   Bank  Przemyslowcow,  S.    111. 
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Anteil    der    Landvvirtschafi    an    der    Darlehnsgevvährunj 
Jahre   1908. 


Sitz  der  Ge- 
nossenschaft 

Gesamtbe- 
trag der  an 

die  Land- 
wirtschaft 
gewährten 

Darlehen 

Großgrund- 
besitzer 

Kleingrund- 
besitzer 

Häusler        1    Pächter 

1 

Mark 

o/o 

Mark 

0/ 

/o 

Mark      1  0/0  |  Mark     o^o 

Filebne.  .     . 
Rogowo  .     . 
Mur.  Goslin  . 
Kostschin 
Moschin  .     . 
Schlehen  .     . 

612971 

142161 

54  859 

44  707 
37  224 
45167 

2300 
15800 

6  000 

3  000 

0,4 

11,0 

13,4 
6,6 

337  182 
119291 
54149 
38  707 
29  689 
36850 

55,0 
83,9 
98,7 
86,6 
79,8 
81,6 

273  489 
7  070 

7  535 

5  077 

44,6 

20,2 
11,2 

710 
240 

1,3 
0,6 

Der  Großgrundbesitz  ist  bei  den  von  mir  untersuchten  Ge- 
nossenschaften an  den  Darlehen  nur  sehr  wenig  beteiligt;  wahr- 
scheinlich werden  dieselben  sich  mit  ihren  stärkeren  Kreditan- 
sprüchen an  die  großen  Genossenschaften  wenden.  Und  tatsächlich 
findet  man  bei  der  Posener  Genossenschaft,  daß  an  den  Großgrund- 
besitz nicht  weniger  als  58,5  Proz.  und  an  den  Kleingrundbesitz 
nur  11,2  Proz.  der  gesamten  gewährten  Darlehen  im  Jahre  1906 
verliehen  ist.  Auch  ist  es  gerade  der  Großgrundbesitz,  der  die 
größten  Schuldenkonten  besitzt.  Von  38  Darlehenskonten  von 
50000  bis  100000  Mark  entfielen  bei  der  Posener  Genossenschaft 
im  Jahre  1906  31  und  von  116  Konten  über  100000  Mark  114  auf 
den   Großgrundbesitz. 

Daß  die  Pächter  nur  in  ganz  geringem  Maße  Kredit  in  An- 
spruch nehmen,  ist  nicht  zu  verwundern,  da  der  Pächterbetrieb  in 
Deutschland  verhältnismäßig  wenig  verbreitet  ist.  ,,Rund  86  Proz. 
der  landwirtschaftlich  benutzten  Gesamtfläche  in  Deutschland  ist 
Eigenland,  während  z.  B.  in  England  beinahe  sechsmal  so  viel 
Land  von  Pächtern  als  von  Eigentümern  bewirtschaftet  wirdl)". 
Der  Pächter  hat  ferner  den  Vorteil  vor  dem  Eigentümer,  daß  er 
sein  ganzes  Vermögen  als  Betriebskapital  verwenden  kann,  während 
der  Eigentümer  seine  Kapitalien  ganz  oder  doch  teilweise  in  Grund 
und  Boden,  in  Errichtung  neuer  Gebäude,  in  Durchführung  von 
Meliorationen  festlegt.  Aus  diesen  Gründen  wird  das  Kreditbedürf- 
nis beim  Eigenbetrieb  viel  größer  sein  als  bei  den  Pächtern. 

Auffällig  ist  unter  den  landwirtschaftlichen  Schuldnern  ein  ver- 
hältnismäßig großer  Prozentsatz  von  Häuslern.  Es  sind  dies  zum 
großen  Teil  ursprüngliche  Arbeiter,  die  sich  von  ihrem  Arbeitslohn 


1)  Wygodzinski,  Das  Genossenschaftswesen  in  Deutschland,  S.   127. 
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soviel  zusammengespart  haben,  um  sich  ein  Haus  mit  einem  Stück- 
chen Land  kaufen  zu  können.  Ich  habe  unter  der  Arbeiterklasse 
Spareinlagensummen  von  3—5000  Mark  angetroffen.  Die  noch 
fehlende  Summe  schießt  ihnen  die  Genossenschaft  vor  und  ver- 
hilft ihnen  dadurch,  aus  dem  Stande  der  besitzlosen  Arbeiter  auf 
die  Stufe  der  haus-  und  grundbesitzenden  Häusler  emporzusteigen. 
Die  Zinsen  und  Abzahlungsraten  werden  vom  Arbeitsverdienst  be- 
zahlt. Das  Land  bestellt  die  Frau  mit  den  erwerbsunfähigen 
Familienmitgliedern,  während  die  übrigen  auf  Erwerb  hinausgehen. 

Der  Handel  und  das  Gewerbe  sind  an  den  ausstehenden  Krediten 
gegenüber  der  Landwirtschaft  weniger  beteihgtl).  Unter  Handel 
haben  wir  hier  nur  Kleinhandel  zu  verstehen  mit  Ausnahme  des  Ge- 
treidehandels, der  aber  auch  heutzutage  zum  großen  Teil  genossen- 
schaftlich organisiert  ist.  Aus  Mangel  an  Bodenschätzen  und  in- 
folge der  schwierigen  Absatzverhältnisse  konnte  im  Osten  eine  eigent- 
liche Großindustrie  kaum  aufkommen.  Nur  die  mit  der  Landwirt- 
schaft verbundenen  Betriebe,  wie  Zuckerfabriken  und  Brennereien, 
konnten  eine  Entfaltung  verzeichnen.  Alles  übrige  sind  nur  kleine 
Handwerker,  die  auch  infolge  der  großen  Konkurrenz  der  Fabrik- 
erzeugnisse immer  mehr  zurücktreten.  Für  diese  Gruppe  von  Leuten 
wird  es,  da  sie  nicht  die  reale  Unterlage  in  Grund  und  Boden  be- 
sitzen, nicht  so  leicht  sein,  sich  sichere  Bürgen  zu  beschaffen. 
Und  wohl  auch  auf  diesen  Umstand  ist  es  zurückzuführen,  daß 
das  Handwerkertum  und  der  Handel  unter  den  Schuldnern  der 
Genossenschaften  verhältnismäßig  wenig  vertreten  sind. 

Ein  ähnliches  Bild  wie  in  den  polnischen  Genossenschaften, 
daß  nämlich  die  Spareinlagen  anderer  Stände  der  Landwirtschaft 
mehr  oder  weniger  zugute  kommen,  finden  wir  auch  bei  den  deut- 
schen Genossenschaften  in  der  Provinz  Posen.  So  besaß  im  Jahre 
1909  der  Verband  deutscher  Genossenschaften,  deren  Mitglieder 
größtenteils  aus  Bauern  der  Ansiedelungskommission  bestehen,  aus- 
stehende Forderungen  von  Mitgliedern  von  8  Mill.  Mark  (Spargelder 
9,1  Mill.  Mark),  der  Verband  der  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften einen  Außenstand  bei  den  Genossen  von  26  Mill.  Mark 
(Spareinlagen  19,6  Mill.  Mark).  Wenn  der  Verband  Schulze- 
Delitzsch'scher  Genossenschaften  im  Jahre  1909  unter  20852  Mit- 
gliedern 10776  =  51,68  Proz.  Landwirte  besaß,  so  ist  wohl  anzu- 
nehmen, daß  ein  großer  Teil  von  den  an  die  Mitglieder  gewährten 
Krediten  auf  die  Landwirtschaft  entfallen  wird. 


1)  Bei  der  Posener    Genossenschaft    besaßen  1906  Kaufleutc     und    Gewerbe- 
treibende  18,5  Proz.   der  gesamten  gewährten   Darlehen. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Kr^änzuDiCshcft  43.  5 
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4.    Die  Betriebsmittel. 

A)    Das  eigene  Kapital, 
a)    Gesch  äf  tsgu  thahcn. 

Das  eigene  Kapital  wird  zunächst  durch  die  Geschäftsanteile 
der  Mitglieder  gebildet.  Dieselben  können  sogleich  beim  Eintritt 
voll  eingezahlt  oder  nach  und  nach  durch  einzelne  pj'nzahiungen 
ergänzt  werden.  Dann  wird  aber  der  auf  das  Geschäftsgut- 
haben fallende  Anteil  am  Reingewinn  so  lange  zurückbehalten 
und  mit  den  auf  den  Geschäftsanteil  geleisteten  Einzahlungen  in 
einem  besonderen  Konto  dem  Genossen  gutgeschrieben,  bis  er  die 
vorgeschriebene  Höhe  des  Geschäftsanteils  erreicht  hat. 

Die  Gesamtsummen  der  Geschäftsguthaben  alier  fünf  Verbände 
zusammen  betrug  im  Jahre  1909  32,13  Mill.  Mark.  Von  diesen 
kamen  auf  Kreditgenossenschaften  28,25  Mill.  Mark  =  87,9  Proz. 
und    auf    sonstige    Genossenschaften    3,88  Mill.  Mark  =  12,1  Proz. 

Die  Bildung  der  Geschäftsguthaben  richtet  sich  nach  den  ver- 
schiedenen Grundsätzen,  die  in  den  einzelnen  Verbänden  herrschen. 
Darnach  sind  der  Schulz  e-Delitzsch'sche  und  polnische  Verband, 
die  die  Bildung  des  eigenen  Kapitals  als  die  sicherste  Grundlage 
für  die  Genossenschaften  ansehen,  im  Gegensatz  zu  den  Raiff- 
eisenschen  Genossenschaften,  die  stärksten  Verbände.  An  den 
gesamten  Geschäftsguthaben  haben  einen  Anteil:  der  Schulze- 
Delitzsch'sche  Verband  von  5,27  Mill.  Mark  =  16,4  Proz.  und  der 
polnische  Verband  von  21,90  Mill.  Mark  =  68,1  Proz.  Dann  folgen 
die  beiden  Verbände  ländlicher  Genossenschaften  und  zwar  der 
Verband  der  landwirtschafdichen  Genossenschaften  mit  3,27  Mill. 
Mark  =  10,2  Proz.  und  der  Verband  deutscher  Genossenschaften 
mit  1,15  Mill.  Mark  =  3,6  Proz.  An  letzter  Stelle  kommt  der  Ost- 
deutsche Handwerksgenossenschaftsverband,  der  sich  in  der  Provinz 
Posen  bis  jetzt  sehr  wenig  entfaltet  hat,  mit  0,54  Mill.  Mark  =1,7 
Prozent. 

Noch  deutlicher  treten  die  Gegensätze  bei  den  Verbänden,  die 
die  verschiedenen  Grundsätze  in  der  Praxis  durchgeführt  haben, 
auf,  wenn  wir  die  Verbände  in  Bezug  auf  ihre  relative  Stärke 
an  Geschäftsguthaben,  also  einerseits  in  Hinsicht  auf  die  auf  eine 
Genossenschaft  fallende,  andererseits  auf  die  auf  den  Kopf  eines 
Mitgliedes  berechnete  Durchschnittszahl,  untersuchen.  Auf  eine 
Genossenschaft  kommen  im  Schulze-Delitzsch'schen  Verbände 
0,142  Mill.  Mark,  im  polnischen  0,088  Mill.  Mark,  im  Ostdeutschen 
Handwerksgenossenschaftsverbande  0,020  Mill.  Mark,  im  Verbände 
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deutscher    landwirtschaftlicher    Genossenschaften    0,008  Mill.  Mark 
und    im    Verbände    deutscher    Genossenschaften    0,004  Mill.  Mark. 

Das    eigene  Kapital    der   fünf  Verbände   in    der  Provinz   Posen    im 

Jahre   1909. 
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CS 
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Verband    der    land- 

wirtsch,     Genossen- 

schaften (Offenbach) 

386 

37367 

3,27 

10,2 

0,008 

87 

1,581 

10,4 

4095 

42 

Verband       deutscher 

Genossenschaften 

(Raiffeisen) 

262 

21359 

1,15 

3,6  0,004 

54 

0,920 

6,1 

3515 

43 

Ostdeutscher     Hand- 

werksgen.-Verband 

26 

4003 

0,54 

1,7 

0,020 

135 

0,074 

0,5 

2875 

19 

Schulze-  Delitzsch- 

scher  Verband  .  .  . 

37 

22584 

5,27 

16,4 

0,142 

233 

1,728 

11,4 

46681 

76 

Polnischer  Verband  . 

248 

116849 

21,90 

68,1 

0,088 

188  10,892  1  71,6 

43920 

93 

959 

202162 

32,13 

100,0 

15,195 

100,0 

Auf  den  Kopf  eines  Mitgliedes  berechnet,  kommen  auf  den 
Seh  ulze-Delitzsch'schen  Verband  233  Mark,  auf  den  polnischen 
188  Mark,  auf  den  Handwerkerverband  135  Mark,  auf  den  Verband 
der  landwirtschafdichen  Genossenschaften  87  Mark  und  auf  den 
Verband  deutscher  Genossenschaften  54  Mark*). 

Der  Reingewinn  wird  nach  Abzug  eines  durch  Statutenbe- 
stimmungen oder,  falls  eine  solche  Bestimmung  nicht  vorhanden 
ist,  durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen  Teiles  für  die  Reserven  in 
Form  von  Dividende  unter  die  Mitglieder  verteilt.  Es  kann  jedoch 
durch  die  Statuten  bestimmt  werden,  daß  keine  Dividende  verteilt 
wird,  daß  vielmehr  der  ganze  Reingewinn  der  Reserve  zuge- 
führt wird. 

Letztere  Bestimmung  haben  allgemein  die  Raiffeisen  sehen 
Genossenschaften  durchgeführt.  Raiffeisen  verwarf  sowohl  die 
Bildung    von   Geschäftsanteilen    als    auch    alles,    was    wie    Gewinn 

1)  Das  durchschnittliche  Geschäftsguthaben  auf  ein  Mitglied  berechnet,  betrug 
bei  dem  allgemeinen  Verbände  336  Mark  im  Jahre  1908,  beim  Reichsverbande  18 
Mark  im  Jahre   1907. 
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aussah.  Wir  müssen  Crüf^cr  Recht  geben,  wenn  er  demgegen- 
über behauptet,  daß  der  Verzicht  auf  die  Dividende  für  die  Mit- 
glieder der  Raiff cisenschen  Genossenschaften  kein  großes  Opfer 
bedeutet.  Denn  da  die  Geschäftsanteile  meistens  sehr  niedrig  sind, 
würde  die  Dividende  sehr  wenig  ausmachen. 

Diejenigen  Genossenschaften,  die  auf  die  Bildung  von  Ge- 
schäftsguthaben Wert  legen  und  Dividende  verteilen,  sollen  jedoch 
darauf  achtgeben,  daß  die  Zinspolitik  nicht  zu  einer  Dividenden- 
reiterei ausartet.  Sic  dürfen  vor  allem  ihren  Hauptzweck  nicht 
aus  den  Augen  lassen,  ihren  Mitgliedern  Darlehen  zu  möglichst 
billigem  Zinsfuße  zu  gewähren.  Die  Dividende  darf  nicht  zu  hoch 
bemessen  werden. 

Im  Jahre  1909  gewährten  von  34  Schulze-Delitzsch'schen 
Genossenschaften  in  der  Provinz  Posen 

5  Genossenschaften  4  Proz. 
9  .  5       „ 

18  „  6       „ 

1   Genossenschaft      7       „ 
1  „  8      , 

Dividende.  Von  dem  im  Jahre  1909  erzielten  Reingewinn  ver- 
wendete auf  die  Dividende  der  Schul ze-Delitzsch'sche  Verband 
58,4  Proz.,  der  Handwerkerverband  46,2  Proz.,  der  polnische  Ver- 
band 42,5  Proz. 

Wie  hoch  die  Dividende  bei  den  polnischen  Genossenschaften 
in  der  ersten  Zeit  gewesen  ist,  ist  aus  den  Jahresberichten  nicht 
zu  ersehen.  Wenn  man  jedoch  aus  den  Debatten  der  späteren 
Genossenschaftstage,  in  denen  man  gegen  das  Verteilen  einer  hohen 
Dividende  auftritt  und  die  „Dividendenreiterei"  verurteilt,  schließen 
kann,  ist  die  Dividende  bei  manchen  Genossenschaften  ziemlich 
hoch  gewesen.  Hat  doch  die  Posener  Genossenschaft  die  ersten 
3  Jahre  27  Proz.,  die  beiden  nächsten  Jahre  16^ '3  Proz.  und  im 
sechsten  Jahre  ihrer  Tätigkeit  10  Proz.  Dividende  verteilt  l).  Im 
Jahre  1909  betrug  die  höchste  Dividende  bei  den  polnischen  Ge- 
nossenschaften 8  Proz. 

Wenn  auch  für  die  einzelnen  Genossenschaften  eine  bestimmte 
Höhe  der  Dividende  nicht  festgesetzt  ist,  so  hat  doch  der  Ver- 
bandstag im  Jahre  1910  versucht,  bestimmte  Grenzen  zu  setzen, 
welche  die  Genossenschaften  bei  Verteilung  der  Dividende  nicht 
überschreiten  sollen. 


1)  Bank  Przemyslowcöw  w  Poznaniu.    Pi^cdiesieciolecie   1861  — 1911.    Poznan 
1911,  S.  58. 
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„Der  Verbandstag  stellt  fest,  daß  man  eine  Dividende  als  hoch 
ansehen  soll,  sofern  sie  die  Höhe  der  von  den  Genossenschaften 
bei  Gewährung  von  Krediten  erhobenen  Zinsen  überschreitet"" 

Der  Verbandstag  erklärt  zu  wiederholten  Malen^  eine  hohe 
Dividende  sei  weder  ein  Zeichen  einer  besseren  Wirtschaft  in  der 
Genossenschaft  noch  ein  Maßstab  für  den  Wert  einer  Genossen- 
schaft. 

Das  Streben,  eine  hohe  Dividende  zu  verteilen,  betrachtet  der 
Verbandstag  als  ein  Zeichen  mangelhaften  Verständnisses  bei 
den  Genossen  für  die  Notwendigkeit,  die  Reserven  zu  verstärken 
und  ein  normales  Verhältnis  zwischen  eigenen  und  fremden  Kapi- 
talien herbeizuführen. 

Infolgedessen  legt  der  Verbandstag  den  Vorständen  und  Auf- 
sichtsräten ans  Herz,  sie  sollten : 

1.  den  Generalversammlungen  eine  mäßige  Dividende  vorschlagen, 

2.  in  den  Generalversammlungen  die  Genossen  über  die  Prinzipien 
einer  sachgemäßen  Wirtschaftsführung  einer  Genossenschaft 
belehren." 

Seit  einigen  Jahren  ist  denn  auch  bei  den  polnischen  Ge- 
nossenschaften die  Tendenz  zu  beobachten,  eine  kleinere  Dividende 
zu  geben,  dafür  aber  den  Reservefonds  zu  vermehren.  Im  Jahre 
1900  verteilten  unter  103  Genossenschaften  30  bis  5  Proz.,  70  Ge- 
nossenschaften 6 — 8  Proz.,  2  Genossenschaften  9  Proz.  und  eine 
Genossenschaft  10  Proz.  Dividende,  dagegen  betrug  die  Dividende 
im  Jahre  1909  unter  179  Genossenschaften  bei  41  Genossenschaften 
bis  5  Proz.,  bei   138  Genossenschaften  6 — 8  Proz. 

b)    Die  Reserven. 

Ein  zweiter  Bestandteil  des  eigenen  Kapitals  ist  der  Reserve- 
fonds, der  zur  Deckung  der  aus  dem  Geschäftsertrage  des  Rechnungs- 
jahres nicht  gedeckten  Verluste  dient.  Derselbe  wird  durch  die 
Eintrittsgelder  der  Mitglieder,  durch  außerordentliche  Einnahmen 
und   durch  Überweisung   von  Anteilen    des  Reingewinnes  gebildet. 

Das  Genossenschaftsgesetz  vom  Jahre  1889  macht  die  Bildung 
eines  Reservefonds  obligatorisch.  Die  Genossenschaft  muß  in  ihren 
Statuten  genaue  Bestimmungen  treffen  über  die  Art  der  Bildung 
des  Reservefonds,  über  den  Teil  des  Reingewinnes,  der  jährlich 
in  diesen  Fonds  fließen  soll,  und  den  Mindestbetrag  des  Fonds,  bis 
zu  dessen  Erreichung  die  Überweisungen  erfolgen  sollen  (§  7,4  G.G.) 

Dieser  Reservefonds  darf  nur  zur  Deckung  eines  aus  der 
Bilanz   sich  ergebenden  Verlustes  dienen  f§  7,4  G.  G.),  darf  also  tu 
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anderen  Zwecken  nicht  benutzt  werden,  beispielsweise  zur  Ver- 
teilung oder  Erhöhung  der  Dividende. 

Hat  der  gesetzlich  vorgeschriebene  Reservefonds  die  durch 
Statuten  bestimmte  Höhe  erreicht,  so  werden  neben  demselben 
außerordentliche  Reservefonds  gebildet,  über  welche  die  Genossen- 
schaft frei  verfügen  kann. 

Im  Jahre  1909  betrugen  die  Reserven  aller  fünf  Verbände  der 
Provinz  Posen  zusammen  15,195  Mill.  Mark.  Von  diesen  kamen 
auf  die  Kreditgenossenschaften  13,234  Mill.  Mark  =  87,1  Proz.  und 
auf  sonstige  Genossenschaften  1,961   Mill.  Mark  =  12,9  Proz. 

Auf  die  einzelnen  Verbände  verteilte  sich  die  Gesamtsumme  der 
Reserven  in  folgender  Weise: 

Polnischer  Verband 10,892  Mill.   M.  =  71,6  Proz. 

Schulze-Delitzsch'schcr  Verband 1,728      „        „  ^  11,4      „ 

Verband  deutscher  landwirtsch.  Genossenschaften  1,581       ,        „  =   10,4      „ 

Verband  deutscher  Genossenschaften       ....  0,920       „        „  =     6,1       _ 

■Ostdeutscher  Handwerks-Gen.- Verband       .     .     .  0,074       „        „  =     0,.5       .. 

Zusammen:  15,195  Mill.  M.  =     100  Proz. 

Auf  eine  Genossenschaft  kamen  beim  Schulze-Delitzsch- 
schen  Verbände  46  681  Mark,  beim  polnischen  Verbände  43  920 
Mark,  beim  Verbände  deutscher  landwirtschaftlicher  Genossenschaften 
4095  Mark,  beim  Verbände  deutscher  Genossenschaften  3515  Mark 
.und  beim  Handwerkerverbande  2875  Mark  Reserven. 

Es  sind  demnach  wie  die  eben  angeführten  Zahlen  zeigen,  der 
polnische  und  der  Schulze-Delitzsch'sche  Verband  absolut  wie 
relativ  die  stärksten  Verbände. 

Auf  den  Kopf  eines  Mitgliedes  berechnet,  weisen  die  einzelnen 
Verbände  folgende  Reserven  auf:  Polnischer  Verband  93  Mark, 
Schulze-Delitzsch'scher  Verband  76  Mark,  Verband  deutscher 
landwirtschaftlicher  Genossenschaften  42  Mark,  Verband  deutscher 
Genossenschaften  43  Mark  und  Handwerkerverband  19  Mark. 

Auf  die  Bildung  möglichst  starker  Reserven  haben  die  pol- 
nischen Genossenschaften  in  gleichem  Maße  wie  die  deutschen 
großen  Wert  gelegt,  und  dies  taten  sie  umsomehr,  als  den  pol- 
nischen Genossenschaften  staatliche  Unterstützung  in  der  Form  eines 
billigen  Kredits  von  der  Preußischen  Zentral-Genossenschaftskasse 
in  Berlin  nicht  zugänglich  ist^).  Vom  Jahre  1873 — 1890  wiesen 
die  Reserven  der  polnischen  Genossenschaften  eine  verhältnismäßig 
geringe  Zunahme   von  74296  Mark   auf  1103  339  Mark  auf.     Vom 


1)  Vergleiche    Abschnitt:     „Verhältnis     der    Verbandsbank    zur    Preußischen 
Zentral-Genossenschaftskasse  in  Berlin."      S.   107. 
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» 

Jahre  1890  ab  bewegte  sich   die  Kurve   der  Reserven  immer  mehr 

nach  aufwärts,  bis  sie  1909  die  Höhe  von  10  Mill.  Mark  erreicht  hat. 
Von  dem  im  Jahre  1909  erzielten  Reingewinn  überwiesen  den 

Reserven  der 

polnische  Verband  1317590  Mark  =  45,5  Proz. 

Schulze-Delitzsch'sche  Verband       155661  Mark  ==  35,1       „ 
Handwerker- Verband  4441  Mark  =    9,9 

vom  ganzen  Reingewinne. 

B)  Das   fremde   Kapital, 
a)  Bankgelder. 

Der  Hauptzweck  einer  Genossenschaft  ist  die  Förderung  der 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsinteressen  der  Mitglieder,  insbesondere  der 
einer  Kreditgenossenschaft  Gewährung  von  Darlehen  an  die  Mit- 
glieder. Diese  Aufgabe  mit  ihren  eigenen  Mitteln  zu  erfüllen,  wird 
gerade  für  die  jüngeren  Genossenschaften  nicht  leicht  sein.  Man 
stelle  sich  nur  die  Gründung  einer  Genossenschaft  vor.  Es  tritt 
eine  Zahl  von  Menschen  zusammen  und  gründet  eine  Genossen- 
schaft. Jeder  der  Mitglieder  zahlt  nur  einen  kleinen  Bruchteil  auf 
seinen  Geschäftsanteil  ein.  Auf  diese  Weise  wird  ein  Kapital  von 
nur  einigen  Hundert  Mark  aufgebracht.  Wir  könnerf  Genossen- 
schaften finden,  bei  denen  die  Geschäftsguthaben  kaum  1000  Mark, 
selbst  500  Mark,  übersteigen.  Dies  trifft  ganz  besonders  bei  den 
ländlichen  Genossenschaften  zu.  Ich  könnte  eine  Reihe  von  Ge- 
nossenschaften anführen,  bei  denen  die  Geschäftsguthabensumme 
nicht  einmal   100  Mark  beträgt. 

Es  ist  nun  klar,  daß  eine  Genossenschaft  mit  einem  so  geringen 
Betriebskapital  das  Kreditbedürfnis  ihrer  Mitglieder  nicht  wird  be- 
friedigen können  und  somit  auch  ihren  Hauptzweck  verfehlt. 

Auf  großen  Zufluß  von  Spareinlagen  kann  eine  neu  entstandene 
Genossenschaft  nicht  rechnen,  da  sie  bei  ihrem  kleinen  Kapital 
den  Gläubigern  keine  genügende  Sicherheit  bietet.  Aber  auch  bei 
Genossenschaften  mit  unbeschränkter  Haftpflicht,  bei  denen  das 
Vermögen  der  Genossen  den  Gläubigern  volle  Garantie  geben  sollte, 
ist  kaum  anzunehmen,  daß  gleich  von  Anfang  an  große  Kapital- 
zuflüsse in  Form  von  Spareinlagen  stattfinden.  Denn  die  Bevöl- 
kerung wird  sich  den  neu  gegründeten  Genossenschaften  gegenüber 
anfangs  mißtrauisch  verhalten  und  wird  ihre  Ersparnisse  solchen 
Vereinen  anvertrauen,   die  sich  bereits  eines  guten  Rufes  erfreuen. 

Dem  scheinen  jedoch  einzelne  Fälle  in  der  Praxis  zu  wider- 
sprechen, insofern,  als  es  einige  ganz  junge  Genossenschaften  gibt, 
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die  ein  kleines  eigenes  Vermögen,  aber  große  Spareinlagen  besitzen. 
Eine  polnische  Genossenschaft  besitzt  beispielsweise  1900  Mark 
eigenes  Vermögen,  aber  227  300  Mark  Spareinlagen,  eine  andere 
700  Mark  eigenes  Vermögen  und  30000  Mark  Spareinlagen.  Diese 
Erscheinung  ist  darauf  zurückzuführen,  daß  an  der  Spitze  der  Ge- 
nossenschaft Personen  stehen,  die  ein  großes  Vertrauen  besitzen 
und  sich  einer  großen  Beliebtheit  erfreuen,  so  daß  die  größte  Anzahl 
der  Spareinleger  weniger  auf  das  eigene  Vermögen  einer  Genossen- 
schaft als  auf  die  leitenden  Personen  achtet. 

Besitzt  nun  eine  neu  gegründete  Genossenschaft  ein  geringes 
eigenes  Vermögen  und  kleine  oder  gar  keine  Spareinlagen,  was 
meistens  der  Fall  sein  dürfte,  so  ergeben  sich  notwendigerweise  für 
die  weitere  Tätigkeit  derselben  folgende  zwei  Fälle.  Der  Verein 
gewährt  Darlehen  nur  in  dem  Maße,  als  seine  eigenen  Gelder 
reichen  und  Spargelder  eingereicht  werden.  In  diesem  Falle  dürfte 
die  Genossenschaft  ihre  wichtigste  Aufgabe  nicht  erfüllen  können. 
Will  jedoch  die  Genossenschaft  das  Kreditbedürfnis  ihrer  Mitglieder 
befriedigen,  dann  muß  sie  in  Ermangelung  genügender  eigener 
Betriebsmittel    sich  von   einer  Bank   die   nötigen  Kapitalien  leihen. 

Die  Bankgelder  spielen  bei  den  Genossenschaften  eine  wichtige 
Rolle,  ja  sie  ermöglichen  vielfach  überhaupt  erst  ihre  Tätigkeit. 

Über  die  Heranziehung  von  Bankgeldern  als  Betriebsmittel 
herrschen  in  den  einzelnen  Verbänden  verschiedene  Ansichten.  Die 
Schulze-Delitzsch'schen  und  polnischen  Genossenschaften  be- 
trachten die  Bankgelder  als  vorübergehendes  Mittel,  um  sich  Betriebs- 
gelder zu  verschaffen.  Sie  wollen  später,  wenn  die  Genossen- 
schaften genügende  eigene  Gelder  und  Spareinlagen  angesammelt 
haben,  die  Bankgelder  vollständig  ausgeschaltet  haben.  Dem  gegen- 
über sehen  die  Raif  feisenschen  Genossenschaften  die  Bankgelder 
als  einen  Teil  des  notwendigen  Betriebskapitals,  und  zwar  um  so 
mehr,  als  sie  die  Bildung  von  Geschäftsguthaben  verurteilen. 

Im  Jahre  1910  besaßen  die  polnischen  Genossenschaften 
8,17  Mill.  Mark  passive  Bankgelder,  welche  22,6  Proz.  des  eigenen 
Vermögens  ausmachten.     Von  diesen  kamen  auf: 

der  gesamten  der  eigenen 

Bankgelder  Gelder 

Kreditgenossenschaften      ....     2,72  Mill.  M.   =  33,3  Prozent  =  9,1  Prozent 

Siedelungsgenossenschaften  .     .     .     2,72     „      ,     =  33,3         ,,        =  65,8         „ 

Einkaufs-  uud  Absatzvereine     .     .     2,50     „      „     =  30,5          „        =  274,7          „ 

Sonstige  Genossenschaften    .     .     .     0,23     ...     =      2,9          „         =  20,5          ,. 

8,17  Mill.  M.  =    100  Prozent 
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Die  Kreditgenossenschaften  besitzen  im  Verhältnis  zu  ihrem 
eigenen  Vermögen  die  geringsten  Bankgelder  (9,1  Proz.).  Diese 
Zahl  gibt  uns  jedoch  noch  kein  genaues  Bild.  Die  Kreditgenossen- 
schaften sollen  nämlich  die  Einkaufs-  und  Absatzvereine  finanzieren, 
indem  sie  letzteren  Betriebsgelder  zur  Verfügung  stellen  l).  Nun 
kommt  es  häufig  vor,  daß  eine  Kreditgenossenschaft  mit  ihren 
Mitteln  für  eigene  Tätigkeit  wohl  ausreichen  würde,  will  sie  aber 
noch  dazu  einer  Bezugsgenossenschaft  Gelder  leihen,  so  muß  sie 
sich  eine   entsprechende  Anleihe    aus   der   Zentralbank  verschaffen. 

Ein  Teil  der  Bankgelder  kommt  dann  natürlich  in  einer  und 
derselben  Höhe  in  der  Bilanzaufstellung  der  Gesamtheit  der  Ge- 
nossenschaften auf  zwei  verschiedenen  Stellen  zum  Vorschein,  ein- 
mal bei  den  Kreditvereinen,  dann  aber  auch  bei  den  Bezugs- 
genossenschaften. Demnach  dürften  einerseits  die  Bankgelder  ins- 
gesamt, andererseits  aber  auch  die  von  den  Kreditvereinen  für  ihre 
eigenen  Zwecke  von  der  Bank  bezogenen  Gelder  in  Wirklichkeit 
geringer  sein,  als  sie  die  Bilanzziffern  aufweisen. 

Im  Gegensatz  zu  den  Kreditgenossenschaften  besitzen  die 
Siedelungsgenossenschaften,  ganz  besonders  aber  die  Einkaufs-  und 
Absatzvereine,  im  Verhältnis  zu  ihren  eigenen  Kapitalien  große 
Bankgelder.  Diese  Vereine  sind  einerseits  fast  durchweg  Schöpfungen 
der  letzten  Zeit,  andererseits  erfordert  auch  ihr  Geschäftsbetrieb 
gleich  von  Anfang  an  große  Betriebskapitalien. 

Ähnlich  wie  die  polnischen  Kreditvereine  weisen  auch  die 
Schulze-Delitzsch'schen  Kreditgenossenschaften  im  Verhältnis  zu 
ihrem  eigenen  Vermögen  wenig  Bankgelder  (7  Proz.),  der  Hand- 
werkerverband 18,2  Proz.,  auf. 

Dagegen  besitzen  die  ländlichen  Spar-  und  Darlehenskassen, 
welche  auf  die  Bildung  von  Geschäftsguthaben  verzichten,  im  Ver- 
hältnis zu  dem  eigenen  Kapital  bis  über  600  Proz.  Bankgelder. 

b)  Die  Spareinlagen. 
«.  im  allgemeinen. 
Neben  Gewährung  von  Darlehen  an  die  Mitglieder  stellten  sich 
die  Kreditgenossenschaften  die  Annahme  von  Spargeldern  zur  Auf- 
gabe. Sie  gestalteten  sich  zu  Geldvermittlungsinstituten  zwischen 
den  zersplitterten  und  müßig  ruhenden  Kapitalien  und  denjenigen 
Erwerbswirtschaften,  die  Anlagekapital  bedurften.  Sic  sahen  in  der 
Aufnahme  von  Spareinlagen  eine  Quelle  für  die  Beschaffung  eines 

1)  Einkaufs-  und  Absatzvereine,   S.  110. 


I 
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großen  Teiles  dauernden  Betriebskapitales.  Ihr  eigenes  Bedürfnis 
kam  hierbei  vielleicht  mehr  in  Betracht  als  das  der  Sparer  selbst. 
Daneben  aber  wollten  die  Genossenschaften,  indem  sie  der  Bevöl- 
kerung das  Anlegen  der  ersparten  Groschen  in  den  Kassen  mög- 
lichst erleichterten  und  die  Beträge  verzinsten,  den  Sparsinn  bei 
der  Bevölkerung  möglichst  heben. 

Im  Jahre  1909  betrugen  die  Spareinlagen  bei  den  genossen- 
schaftlich organisierten  und  kommunalen  Sparkassen,  die  Privat- 
banken ausgenommen,  zusammen  448,2  Mill.  Mark.  Von  diesen 
kamen  auf  die  Genossenschaften  230,4  Mill.  Mark  =  51,41  Proz. 
und  auf  Kreis-  und  Städtische  Sparkassen  217,8  Mill.  Mark  = 
48,59  Proz. 

Im  ganzen  verteilten  sich  die  Spareinlagen  auf  die  einzelnen 
Verbände  folgendermaßen: 

Polnischer  Verband 177,3  Mill.  M.  =  39,56  Proz 

Schulze-Delitzsch'scher  Verband 23,5      „       ,,     =     5,24      ,. 

Verband    deutscher     landwirtsch.    Genossenschaften        19,6       ..       ^     =     4,39      ,. 

Verband  deutscher  Genossenschaften 9,1       ,.      .,     =     2,0.^ 

Ostdeutscher  Handwerksgenossenschafts-Verband    .  0,9       ,       «     =     0,19 

'2'3'Ö,4^  Milir.M.  =  51,41  Proz. 

Kreis-  und  Städtische  Sparkassen 217,8       „      „       =  48,59      „ 

zusammen     44S,2  Mill.  M.  ==      100  Proz. 

Wenn  wir  von  den  kommunalen  Kassen  absehen  und  die  fünf 
Verbände  der  Provinz  Posen  untereinander  vergleichen,  so  fällt 
vor  allem  der  polnische  Verband  mit  der  höchsten  absoluten  wie 
relativen  Spareinlagensumme  auf.  Nicht  weniger  als  ^.'i  aller  Spar- 
gelder weisen  die  polnischen  Genossenschaften  auf,  während  auf 
die  vier  deutschen  Verbände  nur  V4  entfallen.  Auf  eine  polnische 
Genossenschaft  kommen  durchschnittlich  0,715  Mill.  Mark,  auf  eine 
Schulze-Delitzsch'sche  0,643  Mill.  Mark,  auf  eine  der  beiden  länd 
liehen  Verbände  0,044  Mill.  Mark  und  auf  eine  Handwerker- 
genossenschaft 0,033  Mill.  Mark. 

Die  Zahl  der  Deponenten  betrug  im  Jahre  1909  bei  179  pol- 
nischen Kreditgenossenschaften  1)  156857  gegenüber  78164  bei 
135  Genossenschaften  im  Jahre  1905  und  43019  bei  112  Genossen- 
schaften im  Jahre  1900. 

Die  Durchschnittszahl  der  Deponenten  auf  eine  Genossenschaft 
berechnet  ist  ebenfalls  gewachsen  und  betrug  im  Jahre  1900  384, 
im  Jahre  1905  578  und   1909  879. 

1)  Im  folgenden  stütze  ich  mich  fast  einzig  und  allein  auf  den  polnischen 
Verband,  da  über  die  deutschen  Verbände  aus  den  Jahresberichten  nichts  Näheres 
hierüber  zu  ersehen  ist. 
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Bei  der  Mehrzahl  der  Kreditgenossenschaften  (75  =  42  Proz.) 
betrug  die  Deponentenzahl  bis  500,  bei  58  =  33  Proz.  von  600  bis 
1000  und  über  1000  bei  46  =  25  Proz.  Die  kleinste  Deponenten- 
zahl bei  einer  Kreditgenossenschaft  war  27,  die  höchste  13  614  im 
Jahre  1909. 

Die  Spareinlagen  setzen  sich  vorwiegend  aus  kleinen  Beträgen 
zusammen.  Die  Durchschnittszahl  auf  den  Kopf  eines  Deponenten 
berechnet,  betrug  im  Jahre  1909  1131  Mark  (im  Jahre  1905 
1118  Mark  und  1900  878  Mark).  Selbstverständhch  wird  diese 
Durchschnittszahl  innerhalb  der  einzelnen  Genossenschaften  größeren 
oder  kleineren  Schwankungen  unterliegen,  je  nach  der  Größe  der 
Genossenschaft,  je  nach  dem  herrschenden  Betriebssystem,  ob  es 
mehr  oder  weniger  einem  modernen  Banksystem  gleichkommt,  je 
nach  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Bevölkerung  und  je  nach  dem 
Vertrauen,  das  die  Genossenschaft  bei  der  Allgemeinheit  besitzt. 
So  z.  B.  besitzt  die  größte  aller  polnischen  Genossenschaften,  die 
Posener  Genossenschaft,  eine  Spareinlagendurchschnittszahl  von 
1757  Mark,  wobei  hervorzuheben  ist,  daß  der  Großgrundbesitz  mit 
39  994  Mark  und  Personen  ohne  Berufsübung  mit  15  670  Mark  durch- 
schnittHch  vertreten  sind^).  Im  Jahre  1908  befanden  sich  von 
169  Kreditgenossenschaften  136  =  80  Proz.  unter  und  33  =  20  Prcz. 
über  der  auf  eine  Genossenschaft  berechneten  Durchschnittszahl 
von  1102  Mark.  Zu  den  letzteren  sind  im  allgemeinen  die  kapital- 
kräftigsten Genossenschaften  zu  rechnen,  welchen  von  Kapitalisten 
und  Großgrundbesitzern  größere  Geldsummen  anvertraut  werden, 
während  die  kleineren  Genossenschaften  vorwiegend  Bauern,  Häusler, 
kleine  Kaufleute,  Handwerker  und  Arbeiter  als  Deponenten  zählen, 
und  daher  zwar  verhältnismäßig  viel  Deponenten  aber  wenig  Spar- 
gelder aufweisen. 

Im  Jahre  1908  besaßen  bei  146  Kreditgenossenschaften  mit 
103  129  Deponenten  ein  Spareinlagen-Konto  von: 

23119  =  22,42  Proz.  Spareinleger 
22  354  =  21,68      ,.  „ 

32  180  =  31,2        ,.  „ 

11830=11,47      „ 
11247=10,90      „ 
1989  =    1,93      „ 

410=    0,4        „ „ 

103  129=100  Proz.  Spareinleger 

1)  Zimmermann,  Bank  Przemyslowcöw    Tabelle  S.  78. 
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Die  größte  Anzahl  und  zwar  77  653  =  75,3  Proz.  aller  Depo- 
nenten besaß  ein  Spareinlagen-Konto  in  Höhe  von  1  — 1000  Mark. 
Größere  Beträge  von  1001— 5000  Mark  besaßen  23077  =  22,37  Proz. 
und  über  5000  Mark  2399  =  2,33  Proz.  aller  Deponenten. 

Wieviel  von  den  Spareinlagen  als  reine  Spareinlagen,  d.  h. 
Einkommensüberschüsse,  und  wieviel  als  Depositen  oder  Ka.ssa- 
Einnahmen,  die  der  Genossenschaft  nur  vorübergehend  zur  Auf- 
bewahrung übergeben  werden,  anzusehen  sind,  ist  schwer  festzu- 
stellen. Im  allgemeinen  besitzen  die  meisten  Genossenschaften  vor- 
wiegend Spareinlagen.  Als  Depositen-Konten  können  wir  bei  den 
kleineren  Genossenschaften  fast  durchweg  Konten  mit  über 
10000  Mark  betrachten.  Die  Zahl  dieser  Konten  beträgt  0,4  Proz. 
Die  Beträge  werden,  wie  von  einigen  Leitern  der  Genossenschaften 
behauptet  wird,  in  den  kleineren  Genossenschaften  meistens  vorüber- 
gehend eingezahlt.  Sie  rühren  zum  größten  Teile  vom  Verkaufe 
eines  Grundstückes  oder  eines  Hauses  her  und  werden  der  Ge- 
nossenschaft so  lange  überwiesen,  bis  sich  dem  Deponenten  wieder 
eine  Gelegenheit  zum  Ankauf  bietet.  Häufiger  werden  sich  jedoch 
Depositen  bei  größeren  Genossenschaften  vorfinden,  die  ihren  Sitz 
in  einer  größeren  Stadt  haben.  Auch  werden  wohl  öfters  in 
größeren  Genossenschaften  höhere  Kapitalssummen  zur  Verzinsung 
angelegt. 

Ferner  ist  es  auch  schwer  festzustellen,  wie  viel  Spareinlagen 
von  Mitgliedern  der  Genossenschaft  und  w^ie  viel  von  Nichtmit- 
gliedern  aufgebracht  werden.  Wenn  unter  den  Deponenten  häufig 
auch  Mitglieder  der  Genossenschaft  vorzufinden  sind^  so  wird  doch 
der  größte  Teil  der  Spareinlagen  von  Fremden  eingezahlt. 

ß)  Die  wirtschaftliche,  soziale  und  politische  Lage   der 

polnischen  Bevölkerung  als  Ursache  für  den  großenZu- 

fluß  von  Spargeldern  bei  den  polnischen 

Genossenschaften. 

Seit  der  Reorganisation  des  Verbandes  zeigt  sich  bei  den 
polnischen  Genossenschaften  ein  schnellerer  Aufschwung,  als  es 
bis  dahin  der  Fall  gewesen  war.  Die  Zahl  der  Genossenschaften 
steigt  seit  1890  von  71  auf  248  im  Jahre  1909,  die  der  Mitglieder 
von  26553  auf  116849.  In  gleichem  Maße  vermehren  sich  die  Ge- 
schäftsguthaben von  2  600000  Mark  auf  21,9  Mill.  Mark  und  die 
Reserven  von  1100000  Mark  auf  10,8  Mill.  Mark.  Besonders 
schnelles  Steigen  zeigt  seit  Mitte  der  90er  Jahre  das  Spareinlagen- 
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kontol).  Die  Spareinlagen  steigen  von  16,7  Mill.  Mark  auf  177,3 
Mill.  Mark.  Die  Spareinlagen,  welche  bis  1895  jährlich  um  Hundert- 
tausende zugenommen  haben,  weisen  von  1895  ab  plötzlich  einen 
jährlichen  Zufluß  von  vielen  Millionen  auf. 

Wenn  wir  nach  den  Ursachen  dieser  staunenswerten  Entwick- 
lung der  polnischen  Genossenschaften  während  der  letzten  20 
Jahre  suchen,  so  sind  hierbei  vier  Momente  in  Betracht  zu  ziehen. 

1 .  Die  Erziehung  und  Ausbildung  der  Verwaltungsorgane  und  das 
hiermit  in  Zusammenhang  stehende  größere  Vertrauen  der  Be- 
völkerung zu  den  Genossenschaften. 

2.  Die  Aufklärung  der  niederen  Volksschichten. 

3.  Der    wirtschaftliche   Aufschwung    der    polnischen    Bevölkerung. 

4.  Versuche  von  selten  der  Regierung,  die  Entwicklung  der  pol- 
nischen Genossenschaften  aufzuhalten. 

Zu  einer  gesunden  Entwicklung  der  Verbandsgenossenschaften 
trug  zunächst  der  Umstand  viel  bei,  daß  seit  der  Reorganisation 
des  Verbandes  die  Anwaltschaft  die  ausführende  Gewalt  besaß  und 
an  die  Spitze  des  Verbandes  ein  Mann  trat,  wie  es  der  am  10.  Mai 
1910  verstorbene  Anwalt  Wawrzyniak  gewesen  war.  Wawrzyniak 
war  ein  Mann  von  genauer  Gesetzeskenntnis,  ein  ausgezeichneter 
Führer,  dem  sich  jedes  widerstrebende  Element  unterwarf.  Er  war 
ein  nüchtern  denkender  Mensch  und  erkannte  sofort,  wo  eine 
Sache  angepackt  werden  mußte,  wenn  sie  gelingen  sollte.  Er  war 
der  Ansicht,  daß  man  den  Bau  eines  Gebäudes  nicht  mit  der  Turm- 
spitze, sondern  mit  der  Legung  des  Grundsteines  beginnen  müsse. 
Um  das  polnische  Genossenschaftswesen  zur  Entfaltung  zu  bringen, 
begann  er  seine  Arbeit  nicht  mit  der  Ausbreitung  von  Genossen- 
schaften allein,  sondern  versuchte  vor  allem  zuerst  die  Vorstands- 
mitglieder zu  tüchtigen  Genossenschaftsleitern  heranzubilden.  Er 
suchte  nicht  nur  persönlich,  sei  es  bei  Gelegenheit  von  Revisionen, 
die  er  gewöhnlich  selbst  abhielt,  sei  es  durch  Vorträge  auf  den 
jährlich    abgehaltenen  Verbandstagen,    durch  Artikel   im  Genossen- 


1)  Die  Spareinlagen  vermehrten  sich  im  Jahre 
1873—1880  um  2,6  Mill.  M. 
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schaftsorganc,  durch  brieflicli  erteilte  Belehrungen,  den  Vorstands- 
organen die  nötigen  Anweisungen  zu  erteilen,  sondern  er  führte 
zu  diesem  Zwecke  besondere  Unterrichtskurse  ein.  Er  verstand  es, 
die  Vorstände  für  die  Genossenschaftssachc  zu  begeistern.  Sein 
Verdienst  ist  es  auch,  daß  die  Abschreibungen  und  Verluste  immer 
geringer  wurden  und  daß  auch  allmählich  die  Bevölkerung  das 
Vertrauen  zu  den  Genossenschaften  wiedergewann,  das  vor  allem 
durch  den  Krach  der  agrarischen  Bank  „Tellus"  und  durch  den 
Untergang  anderer  Genossenschaften  untergraben  war.  Hierbei 
wachte  er  streng  darüber,  daß  sich  die  Genossenschaften  fern  von 
jedem  konfessionellen  und  politischen  Getriebe  hielten  und  nur 
streng  wirtschaftliche  Ziele  verfolgten. 

Und  dabei  hat  ihn  gewiß  auch  die  Regierung  unterstützt, 
welche  ernstliche  Versuche  machte,  das  Revisionsrecht,  das  sie  in 
einer  guten  Stunde  dem  Verbände  verlieh,  ihm  wieder  zu  ent- 
ziehen 1).  „Die  Behörde"  —  schreibt  Bernhard  —  , versuchte  sich 
für  ein  Eingreifen  die  notwendigen  Unterlagen  zu  verschaffen,  je- 
doch die  vorsichtige  Geschäftsführung  der  Polen  gab  keinen  Anlaßt)". 
Es  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  dieser  Zustand  der  staatlichen 
Kontrolle  auf  die  Ausbildung  der  Vorstandsmitglieder  mächtig  ein- 
gewirkt hat  und  Männer  heranbildete,  die  die  Genossenschaften 
derartig  leiteten,  daß  der  Regierung  zum  gesetzlichen  Eingreifen 
kein  Anhaltspunkt  geboten  wurde. 

Ein  zweiter  und  wichtiger  Grund  für  das  Erstarken  des  pol- 
nischen Genossenschaftswesens  ist  in  der  Aufklärung  des  polnischen 
Arbeiter-  und  Bauernstandes,  überhaupt  der  niederen  Volksschichten 
zu  suchen.  Der  polnische  Bauer  war  von  Anfang  an  loyal  gegen 
die  preußische  Regierung. 

Er  wurde  durch  die  preußische  Regierung  von  den  drückenden 
Verpflichtungen  dem  Gutsherrn  gegenüber  befreit  und  unabhängig 
gemacht.  Er  sah  in  der  preußischen  Regierung  eine  Wohltäterin 
und  nahm  infolgedessen  an  den  Aufständen  keinen  Anteil.  Dafür 
aber  schlug  er  sich  mit  Tapferkeit  und  Aufopferung  für  Preußen 
in  den  Jahren  1870/71.  „Mit  der  glänzenden  Tapferkeit"  —  sagt 
Fürst  Bismark  —  „welche  die  Polen  von  jeher  charakterisierte, 
haben  sie  ihre  Hingebung  an  das  preußische  Vaterland,  ihre  An- 
hänglichkeit an  die  Krone  Preußens  betätigt ;  sie  haben  ihr  Blut 
mit  dem  unsrigen,    mit  dem  ihrer  deutschredenden    Landsleute  ge- 


1)  Bernhard,  Das  pol.  Gem.  S.   222. 

2)  Bernhard,  Das  pol.  Gem.  S.  226- 
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mischt.  Es  ist  uns  allen  bekannt,  daß  der  größere  Teil  des  helden- 
mütigen fünften  Armeekorps  aus  jenen  Gegenden  stammte,  wo  die 
polnische  Bevölkerung  ziemlich  ungemischt  vorherrscht  und  gerade 
diese  haben  mit  ihrem  Blute  die  Überzeugung  besiegelt,  daß  sie 
zum  preußischen  Volke  gehören  1)."  Fürst  Bismark  war  der  An- 
sicht, daß  die  niederen  Volksschichten  dermaßen  der  preußischen 
Regierung  zugetan  waren,  daß  er  nur  mit  dem  Adel  und  der 
Geistlichkeit  einen  Kampf  aufnehmen  zu  müssen  glaubte.  Er  er- 
klärte den  polnischen  Abgeordneten,  sie  hätten  kein  Recht  im 
Namen  der  polnischen  Bevölkerung  zu  sprechen,  es  sei  denn 
höchstens  im  Namen  der  geringen  Klasse  der  Großgrundbesitzer  2). 

Da  kam  der  Kulturkampf,  der  in  dem  mit  Leib  und  Seele  an  der 
Kirche  und  Geistlichkeit  hängenden  polnischen  Bauern  zuerst  ein 
Mißtrauen  gegen  die  Regierung  aufkommen  ließ.  Ganz  besonders 
aber  rief  die  antipolnische  Politik  in  dem  letzten  Jahrzehnt  des 
19.  Jahrhunderts  das  nationale  Selbstbewußtsein  in  den  unteren 
Volksklassen  wach. 

Es  sind  vor  allem  die  Maßregeln  der  Regierung,  die  polnische 
Sprache  aus  der  Verwaltung,  aus  dem  Gerichtswesen,  aus  der 
Schule,  insbesondere  aus  dem  Religionsunterricht  zu  verdrängen, 
den  Grunderwerb  und  die  Ansiedelungsfreiheit  zu  beschränken, 
welche  das  nationale  Selbstbewußtsein  in  den  untersten  Schichten 
der  Bevölkerung  wachgerufen  haben.  Dadurch  wurden  die  weitesten 
Kreise  über  die  bestehenden  nationalen  Unterschiede  aufgeklärt  und 
zur  Politik  hingetrieben.  Ich  verw^eise  hier  nur  auf  den  letzten 
Schulstreik,  bei  dessen  Gelegenheit  es  gerade  die  Bauern  und  die 
arbeitenden  Klassen  waren,  die  der  Regierung  trotz  Geld-  und  Ge- 
fängnisstrafen den  größten  Widerstand  entgegensetzten. 

In  den  90  er  Jahren  sehen  wir  eine  Entwickelung  der  polnischen 
Volkspresse,  wie  sie  bis  dahin  noch  nie  beobachtet  war.  Zeitungen 
wie  „Wielkopolanin" ,  „Gazeta  Grudziaska"  und  andere  dringen 
fast  in  jede  Familie  ein  und  suchen  sowohl  das  wirtschaftliche,  als 
auch  das  politische  Interesse  zu  erwecken.  Indem  diese  Blätter  für 
das  Genossenschaftswesen  eintraten,  bewirkten  sie  nicht  nur,  daß 
das  Volk  seine  Ersparnisse  nicht  mehr  zuhause  aufbewahrte,  sondern 
sie  in  die  Kassen  trug,  sondern  sie  spornten  es  auch  zur  Sparsam- 
keit an.  Und  in  der  Tat  finden  wir  bei  den  Spareinlagen  in  den 
Genossenschaften,  daß  sich  dieselben  zum  größten  Teil  aus  Erspar- 


l 


1)  Bernhard,  Das  pol.  Gem.  S.  92. 

2)  Rakowski,  Dzieje.  S.   173. 
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nissen  der  kleinen  Grundbesitzer,  Häusler,  Arbeiter  und  des  Gesindes 
zusammensetzen  ^). 

Als  drittes  Moment  ist  der  immer  mehr  sich  steigernde  Fort- 
schritt in  der  Landwirtschaft  und  in  den  mit  derselben  verbundenen 
Betrieben  anzusehen.  Mit  diesem  Fortschritt  sehen  wir  auch  ein 
fortwährendes  Wachsen  des  Wohlstandes  in  der  Bevölkerung.  In 
den  letzten  Jahrzehnten  war  der  polnische  Großgrundbesitzer  ein 
moderner  Landwirt  geworden.  Er  bewirtschaftete  seine  Güter  nicht 
wie  ehedem  durch  deutsche  Pächter  oder  Verwalter,  vielmehr 
widmete  er  sich  selbst  dem  Betriebe,  nachdem  er  sich  die  nötigen 
theoretischen  und  praktischen  Kenntnisse  angeeignet  hatte,  „und 
von  den  Häusern  des  Adels  die  bis  dahin  im  Besitz  und  leidlichen 
Wohlstand  geblieben  waren,  konnte  man  mit  Fug  annehmen,  daß 
sie  die  Krise  überstanden  hatten.  Nur  wenige  von  diesen  adligen 
Familien  gingen  später  noch  zu  Grunde,  fast  alle  wirtschafteten 
sparsam  und  geschickt,  die  meisten  verbesserten  ihre  Verhältnisse. 
Nichts  war  irriger  als  Bismarcks  Erwartung,  daß  diese  Leute,  wenn 
sie  bares  Geld  in  die  Hände  bekämen,  es  in  Paris  oder  Montecarlo 
vertun  würden.  Der  Pole  aus  Posen,  der  die  letzten  tausend  Taler, 
die  er  auf  das  väterliche  Gut  aufnehmen  konnte,  den  Damen  des 
Bai  Mabille  zuwendet,  war  schon  damals  eine  mythische  Figur  2)." 
Und  mit  dem  Fortschritt  des  Großgrundbesitzes  entwickelt  sich  auch 
die  mit  der  Landwirtschaft  verbundene  Industrie,  namentlich  Zucker- 
fabriken und  Brennereien. 

Ähnlich  verhält  es  sich  mit  den  Kleingrundbesitzern.  „Seit 
jeher  ein  Volk  von  Ackerbauern,  mit  ihrem  heimischen  Boden  ver- 
traut und  verwachsen,  gewannen  die  Polen  auf  dem  platten  Lande 
am  ehesten  wieder  festen  Fuß;  mit  dem  letzten  Drittel  des  ver- 
gangenen Jahrhunderts  war  der  Bauer  in  Posen  ein  anderer  Mensch 
geworden  3).  Die  alten  Laster,  Trägheit,  Trunksucht  und  Prozeß- 
sucht waren  verschwunden,  er  wurde  jetzt  nüchtern,  arbeitsam  und 
sparsam  und  lernte  sein  kleines  Besitztum  hoch  schätzen.  Durch 
den  modernen  Grundbesitz  in  den  Rustikalvereinen  belehrt,  w^andte 
er  sich  einer  rationelleren  Wirtschaft  zu.  Hier  lernte  er  die  An- 
wendung von  künstlichen  Düngemitteln  und  Maschinen  kennen) 
und  konnte  er  sich  die  kostspieligen  und  für  seine  Hufe  nicht 
rentablen  Maschinen  nicht  selber  anschaffen,  so  taten  sich  mehrere 
zusammen.      Im  Jahre  1909  wurden  nicht  weniger  als    6000  Drill- 

1)  Siehe:  Berufliche  Abgrenzung  der  Spareinlagen,  S.  84  ff. 

2)  Jaffe,  Die  Stadt,  S.  318. 
3)Jaffe,  Die  Stadt,  S.  318. 
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maschinen  in  den  Bauernvereinen  aufgezählt.  Um  die  Ertrags- 
fähigkeit des  Bodens  zu  steigern,  wurden  Meliorationen  durchge- 
führt l);  die  Viehrassen  wurden  immer  edler,  und  an  Stelle  der  alten 
bekannten  schmutzigen  Lehmhütten  traten  schöne  gemauerte  Wohn- 
häuser. Hatte  der  deutsche  Bauer  von  jeher  in  Hinsicht  auf  die 
Intensität  und  rationelle  Bewirtschaftung  vor  dem  polnischen  einen 
Vorsprung  gehabt,  so  kann  man  sagen,  daß  heutzutage  die  pol- 
nischen Kleingrundbesitzer  diesen  Vorsprung  wieder  eingeholt  haben. 

Mit  der  Intensität  und  größeren  Produktivität  der  Landwirt- 
schaft und  mit  dem  Steigen  der  Arbeitslöhne  vermehrte  sich  auch 
die  Kaufkraft  der  Bevölkerung.  Gerade  für  den  vorwiegend  land- 
wirtschaftlichen industriearmen  Osten  war  das  Gedeihen  des  Handels 
und  Handwerkertums  mit  der  Entwicklung  der  Landwirtschaft  aufs 
engste  verbunden.  Allerdings  gab  es  in  den  70  er  Jahren  nur 
wenige  polnische  Kaufleute  und  Handwerker.  Der  Handel  und  das 
Handwerk  lagen  vorwiegend  in  den  Händen  der  Deutschen  und 
Juden.  Aber  schon  seit  1870  verschoben  sich  allmählich  die  Ver- 
hältnisse. Die  Polen  drangen  auch  im  Handel  und  Gewerbe  immer 
mehr  vor.  »Die  Polen  haben  sich  aufgerafft,  und  es  ist  ihnen 
sicherlich  gelungen,  manche  Fehler,  die  sie  früher  hemmten,  zu 
überwinden.  Sie  sind  nüchtern,  sparsam  und  fleißig  geworden, 
manuelles  Geschick  und  Anstelligkeit  sind  ihnen  im  Handwerk, 
Höflichkeit  und  Gewandtheit  und  der  Vorzug,  daß  sie  im  Gegen- 
satz zum  Deutschen  fast  immer  über  beide  Sprachen  verfügen,  sind 
ihnen  im  Ladengeschäft  von  unschätzbarem  Nutzen  gewesen.  Auch 
ohne  die  nationale  Agitation,  die  dem  Handwerker  und  Detail- 
händler von  vornherein  einen  Kundenkreis  sichert,  wären  sie  mit 
diesen  Qualitäten  auf  dem  Wege,  auf  dem  wir  sie  heute  sehen,  ein 
gutes  Stück  vorwärts  gekommen 2)." 

Als  viertes,  das  polnische  Genossenschaftswesen  förderndes 
Moment  ist  der  Erlaß  seitens  der  Regierung  anzusehen,  der  den 
preußischen  Beamten  die  Beteiligung  an  den  polnischen  Genossen- 
schaften verboten  hat. 

Von  Anfang  an  gehörten  Deutsche  als  Mitglieder  den  Ge- 
nossenschaften an,  und  auch  heute  noch  zählen  viele  polnische 
Genossenschaften  eine  Anzahl  von  deutschen  Bauern gutsbesitzern 
zu  ihren  Mitgliedern,  ebenso  wie  umgekehrt  viele  Polen  deutschen 
Genossenschaften   angehören.     Eine  nationale  Abgrenzung  bestand 

1)  Bis  zum  Jahre  1007  wurden  ca.  300000  Morgen  drainiert  (Browns- 
ford,  Przyczynek,  S.   13. 

2)  vgl.  Jaffe,  Die  Stadt,  S.  315. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  Ergänzungsheft  43.  6 
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damals  für  die  Genossenschaften  nicht,  um  so  wenij^cr,  als  der  An- 
walt stets  darüber  wachte,  daß  die  Nationalitätenfrage  in  die  rein 
wirtschaftliche  Natur  des  Genossenschaftswesens  nicht  hineinge- 
mischt wurde. 

Ende  des  Jahres  1903  erließ  das  preußische  Staatsministerium 
eine  Verfügung,  wonach  die  Beamten  sich  nicht  an  den  polnischen 
Genossenschaften  beteiligen  durften  und  ihre  Spargelder  aus  den- 
selben zurückziehen  sollten.  Die  Folge  davon  war,  daß  viele 
Deutsche  aus  den  polnischen  Genossenschaften  austraten  und  ihr 
Guthaben  abhoben.  Aber  wie  für  gewöhnlich  ein  Druck  einen 
Gegendruck  hervorruft,  so  war  es  auch  hier  der  Fall.  Die  pol- 
nische Presse  verlangte  von  den  Genossenschaften,  daß  sie  sich  für 
die  ihnen  entzogenen  Betriebskapitalien  an  den  deutschen  Schuldnern 
Vergeltung  verschaffen  und  den  deutschen  Bauern  gewährte  Kredite 
kündigen  sollten. 

Dagegen  erließ  der  Anwalt  ein  besonderes  Rundschreiben,  in 
dem  er  die  Genossenschaften  ermahnte,  keine  Gegenmaßregeln  zu 
ergreifen.  „Unsere  Genossenschaften"  —  hieß  es  in  dem  Schreiben 
—  „haben  sich  stets  nach  den  Bestimmungen  des  Genossenschafts- 
rechtes gerichtet  und  haben  keinen  Unterschied  gemacht,  zwischen 
ihren  Mitgliedern  bezüglich  ihrer  Konfession,  ihrer  Nationalität 
oder  bezüglich  ihrer  politischen  Überzeugung.  Und  ebenso  werden 
wir  auch  in  Zukunft  verfahren.  Diejenigen  Genossenschaften,  welche 
durch  den  Austritt  der  Beamten,  durch  Abnahme  des  Betriebs- 
kapitals betroffen  worden  sind  und  über  die  Rücksichtslosigkeit  der 
Behörde  klagen,  die  noch  vor  kurzem  erst  verlangte,  daß  wir  unter 
unseren  Mitgliedern  auch  Angehörige  deutscher  Nationalität  auf- 
weisen könnten,  warne  und  ermahne  ich,  daß  sie  sich  durch  nichts 
verleiten  lassen,  den  einzig  richtigen  und  gerechten  Standpunkt  zu 
verlassen  und  nicht  aufhören,  finanzielle  Angelegenheiten  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Unterschied  der  Nationalität  zu  behandeln.  Die  Ab- 
nahme des  durch  die  genannte  Verordnung  zurückgezogenen  Kapitals 
wird,  wie  ich  voraussehe,  unseren  Genossenschaften  keinen  be- 
deutenden Schaden  zufügen  und  uns  nicht  dazu  zwingen,  daß  wir 
den  gewährten  Kredit  unseren  Mitgliedern  kündigen,  selbst  wenn 
dies  auch  Deutsche  wären,  welche,  da  sie  keine  Beamten  sind,  in 
unseren  Genossenschaften  weiter  verbleiben  können  und  wollen, 
und  dadurch  vielleicht  die  Existenz  unserer  Mitglieder  erschweren 
oder  ruinieren  müßten." 

Infolge  dieses  Erlasses  legte  sich  zwar  polnischerseits  der  Sturm 
gegen  die  deutschen  Genossen,  aber  die  Rückwirkung  der  ministeri- 
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eilen  Verfügung  war  die,  daß  die  polnische  Bevölkerung,  durch  die 
Presse  aufgefordert,  ihre  Gelder  aus  den  deutschen  Banken  und 
Sparkassen  zurückforderte  und  dieselben  den  polnischen  Genossen- 
schaften übergab.  „Schon  nach  wenigen  Monaten  wurde  von 
einer  Bank  berichtet :  Die  preußischen  Beamten  haben  etwa 
1500  Mark  gekündigt,  dafür  hat  unser  Volk  in  derselben  Zeit 
19  000  Mark,  die  es  aus  den  deutschen  Sparkassen  zurückgezogen 
hat,  in  die  Genossenschaften  getragen^)." 

Die  Genossenschaften  versuchten  auch  ihrerseits,  auf  jede  Weise 
den  Sparsinn  in  der  Bevölkerung  zu  fördern.  Um  auch  den  Ärmsten 
und  den  Kindern  Gelegenheit  zum  Sparen  zu  geben,  werden  selbst 
die  kleinsten  Beträge  (schon  von  10  Pfennig  an)  angenommen. 
Für  die  Kinder  werden  besondere  Sparbücher  ausgegeben,  in  welche 
Sparmarken  ä  10  Pfennig  eingeklebt  werden.  Das  Buch  wird  dann, 
sobald  es  voll  ist,  von  der  Genossenschaft  einkassiert  und  statt 
dessen  ein  regelrechtes  Sparkassenbuch  ausgehändigt.  Damit  der 
Landbevölkerung,  insbesondere  den  landwirtschaftlichen  Arbeitern 
und  Dienstboten,  welche  sich  höchstens  einmal  in  der  Woche, 
und  zwar  am  Sonntag  zur  Kirche  nach  der  Stadt  begeben,  das 
Deponieren  der  ersparten  Beträge  möglichst  erleichtert  werde,  halten 
die  Genossenschaften  auch  am  Sonntag  um  die  Mittagszeit  ihre 
Kassen  geöffnet.  Auch  der  Umstand,  daß  der  Zinsfuß  für  Spar- 
gelder bei  den  polnischen  Genossenschaften  etwas  höher  ist  2)  als 
bei  den  übrigen  Kassen,  spielt  für  das  Ansammeln  der  Spargelder 
keine  geringe  Rolle. 

y.   Die  berufliche  Abgrenzung  der  Spareinlagen. 

Eine  Berufsstatistik  der  Spareinleger  ist  von  dem  polnischen 
Verbände  bis  heute  noch  nicht  durchgeführt.  Es  hat  zwar  Zimmer- 
mann^)  für  die  Posener  Genossenschaft,  die  größte  aller  Genossen- 
schaften, eine  derartige  Statistik  aufgestellt,  dieselbe  gibt  uns  jedoch 
nur  ein  Bild  von  einer  einzigen  Genossenschaft  und  läßt  eine  Schluß- 
folgerung auf  die  Gesamtheit  der  Genossenschaften  nicht  zu.  Ob- 
wohl die  Frage,  welche  Berufe  vorzugsweise  sparen,  für  die  Volks- 
wirtschaft von  großer  Wichtigkeit  ist,  so  ist  doch  ihre  Lösung  sehr 
schwierig.  Da  die  Verbandsgenossenschaften  den  Beruf  der  Spar- 
einleger in  die  Bücher  nicht  eintragen,  so  ist  kaum  anzunehmen, 
daß  in  den  größeren  Genossenschaften,  in  denen  die  Deponentenzahl 

1)  Bernhard,   Das  pol.  Gcni,,  S.   235. 

2)  vgl.  S.  90  ff. 

3)  Zimmermann,  Die  Bank  Przemyi-lowcOvv,  S.  '.)". 
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5  — 10  000  und  mehr  beträft,  auch  das  beste  und  älteste  Beamten- 
personal den  Beruf  für  jeden  ein/einen  mit  absoluter  Sicherheit  an- 
geben kann.  Aus  dem  Grunde  halte  ich  die  Aufstellung  einer 
solchen  Berufsstatistik  für  die  Gesamtheit  der  Genossenschaften 
geradezu  für  undurchführbar,  oder  sie  könnte  sonst  leicht  ein  ganz 
schiefes   Bild  geben  und  ihren  wahren  Zweck  nicht  erreichen. 

Ich  habe  mich  deswegen  l)ei  der  Sammlung  des  erforderlichen 
Materials  nur  auf  sieben  Stichproben  beschränkt,  indem  ich  hierzu 
nur  kleinere  Genossenschaften  wählte  und  auch  nur  solche,  von 
denen  ich  überzeugt  war,  daß  der  Vorstand  infolge  seiner  lang- 
jährigen Tätigkeit  mir  auch  wirklich  zuverlässige  Angaben  machen 
konnte. 

Außerdem  haben  mich  bestimmte  Gründe  dazu  veranlaßt,  meine 
Untersuchungen  in  einer  ganz  besonderen  Richtung  zu  leiten.  Zu- 
nächst habe  ich  unterschieden  zwischen  Genossenschaften,  die  ihren 
Sitz  in  einer  Stadt  oder  Landgemeinde  haben.  Als  erstere  habe 
ich  die  im  Bezirk  Bromberg  gelegenen  Genossenschaften  in  Filehne 
und  Rogowo,  und  im  Bezirk  Posen  die  Genossenschaften  in  Kost- 
schin, Mur.  Goslin,  Moschin  und  Pleschen,  als  letztere  die  Kredit- 
genossenschaft in  Schlehen  gewählt.  Die  Genossenschaft  in  Filehne 
verdient  noch  eine  ganz  besondere  Beachtung  insofern,  als  der 
Kreis  Filehne  zu  denen  gehört,  in  welchen  sich  der  größte  Prozent- 
satz "Wanderarbeiter  befindet. 

Die  Differenzierung  der  Spareinleger  habe  ich  nach  folgenden 
Gesichtspunkten  vorgenommen : 

1 .  Landwirtschaft, 

2.  Handwerker  und  Kaufleute, 

3.  Arbeiter,  Arbeiterinnen  und  Dienstboten, 

4.  sonstige:  Personen  ohne  Ausübung  eines  besonderen  Berufes 
wie  Ausgedinger,  Rentiers,  freie  Berufe,  wie  Arzte,  Apotheker, 
Geistliche  und  Privatbeamte,  weiter  Kinder,  Vereine  und  Stiftungen. 

Die  Frauen  von  den  Männern  zu  unterscheiden,  halte  ich  nicht 
für  zweckmäßig,  weil  die  Frauen  vielfach  nur  Überbringer  des 
Geldes  sind  und  es  auf  ihren  Namen  notieren  lassen.  Es  kommt 
auch  nicht  selten  vor,  daß  Männer  ihre  eigenen  Gelder  auf  den 
Namen  ihrer  Frauen  deponieren. 

Betrachten  wir  nun  die  Spareinlagen  nach  den  einzelnen  Be- 
rufsklassen, so  wird  der  absoluten  Zahl  der  Spareinlagen  nach  der 
größte  Teil  von  der  Landwirtschaft  aufgebracht,  was  wohl  bei  dem 
vorwiegend  landwirtschaftlichen  Charakter  der  Provinz  erklärlich 
ist.    Sie  besitzen  im  Verhältnis  zu  den  Spareinlagen  eine  geringere 
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Zahl  von  Konten,  und  infolgedessen  wird  auch  die  Landwirtschaft 
die  größte  Durchschnittsziffer  zeigen  l).  Unter  der  Landwirtschaft 
ist  der  Großgrundbesitz  verhältnismäßig  wenig  beteiligt.  Der  größte 
Teil  der  Spareinlagen  rührt  von  den  Kleingrundbesitzern  und 
Häuslern  her.  Auch  die  Pächter  weisen  ganz  geringe  Sparein- 
lagen auf. 

Auffällig  ist  der  geringe  Prozentsatz  der  Grundbesitzer  bei 
der  Genossenschaft  in  Schlehen,  trotzdem  dieselbe  ihren  Sitz  in 
einer  Landgemeinde  hat.  Diese  Erscheinung  ist  darauf  zurückzu- 
führen, daß  Schlehen  schon  seit  längerer  Zeit  eine  deutsche 
Siedelungsstätte  ist,  und  daß  das  Dorf  selbst  ebenso  wie  seine  Um- 
gebung von  deutschen  Kolonisten  ziemlich  stark  besetzt  ist. 

Die  zweite  Gruppe  bilden  Kaufleute,  Handwerker  und  Gewerbe- 
treibende. Es  sind  dies  vorwiegend  kleine  wirtschaftliche  Existenzen, 
zahlreiche  kleine  Warenhändler,  sowie  selbständige  Handwerks- 
unternehmer, die  auch  bisweilen  neben  ihrer  Werkstatt  offenen 
Ladenhandel  betreiben. 

Ein  Gegenstück  zur  Landwirtschaft  bildet  die  Gruppe  der 
Arbeiter.  Sie  besitzt  die  größte  Zahl  von  Konten,  aber  verhältnis- 
mäßig wenig  Spareinlagen  und  infolgedessen  eine  geringe  Durch- 
schnittszahl 2). 

Ferner  sind  hierbei  zu  erwähnen  Spareinlagen,  die  von  hei- 
mischen Arbeitern  und  solche,  die  von  „Sachsengängern"  einge- 
zahlt worden  sind.  Letztere  machen  in  den  Kreditgenossenschaften, 
die  in  den  Kreisen  mit  starker  Wanderarbeiterzahl  wie  Kempen,. 
Ostrowo,  Adelnau,  Grätz,  Filehne  und  anderen,  gelegen  sind,  einen 
beträchtlichen  Prozentsatz  aus.  In  der  Genossenschaft  zu  Filehne 
betrugen  im  Jahre  1908  die  Spareinlagen,  die  von  Sachsengängern 
herrührten,  165  039  Mark  oder  ca.  20  Proz.  der  gesamten  Sparein- 
lagen. Unter  den  Sachsengängern  befindet  sich  eine  ganze  Reihe 
Häusler,  die  nur  ein  Haus  oder  ein  so  kleines  Grundbesitztum  haben, 

1)  Zimmermann  hat  im  Jahre  1906  bei  der  Posencr  Genossenschaft  folgende 
Zahlen  berechnet:  Der  Anteil  der  Landwirtschaft  an  den  Gesamteinlagen  betrug 
4  262  600  Mark  =  29,91  Proz.,  der  an  den  Konten  aber  2024  =  24,8  Proz.  Der 
Durchschnittsbetrag  der  Spareinlagen  bei  der  Landwirtschaft  betrug  2106  Mark 
gegenüber  dem  Durchschnittsbetrag  von   1757  Mark  bei  dei  Genossenschaft. 

2)  Eine  ähnliche  Erscheinung  hat  Zimmermann  bei  der  Posener  Genossen- 
schaft festgestellt:  Die  gewerblichen  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  und  Dienstboten 
beiderlei  Geschlechts  bringen  zusammen  494237  Mark  ^  3,5  Proz.  aller  Sparein- 
lagen auf.  Sie  haben  unter  den  Deponenten  eine  verhältnismäLiig  große  Zahl  von 
Konten,  nämlich  1S33  =  22,7  Proz.,  aber  die  geringste  Durchschnittsziffer  der 
Quoten  (235  Mark). 
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daß  es  zur  Ernährung  der  Familie  nicht  ausreicht,  und  die  deswegen 
gezwungen  sind,  sich  ihren  Unterhalt  durch  Nebenarbeit  zu  ver- 
dienen. Infolgedessen  begeben  sie  sich  nach  dem  Westen,  um  als 
landwirtschaftliche  Arbeiter  bei  der  Rübenernte  oder  als  Fabrik- 
arbeiter in  Zuckerfabriken  und  anderen  Industrieanlagen  oder  endlich 
als  Bergbauarbeiter  in  den  Kohlenbergwerken  Verdienst  zu  suchen. 
Die  Bebauung  ihres  Grundstückes  in  der  Heimat  überlassen  sie 
ihren  Frauen  und  den  noch  nicht  erwerbsfähigen  Kindern. 

Die  Auswanderung  beginnt  im  Monat  Mai  oder  Juni.  Im 
Dezember  oder  Januar  kehrt  der  größte  Teil  wieder  heim.  Einige, 
besonders  diejenigen,  die  in  Kohlenbergwerken  oder  Fabrikanlagen 
arbeiten,  bleiben  ununterbrochen  mehrere  Jahre  hindurch  ihrer 
Heimat  fern.  In  dieser  Zeit  von  Juli  bis  Februar  finden  auch  die 
größten  Zuflüsse  von  Spargeldern  von  selten  der  Sachsengänger 
statt.  In  der  Genossenschaft  zu  Filehne  konnte  ich  im  Jahre  1908 
folgendes  Anschwellen  der  Spargelder  von  Sachsengängern  fest- 
stellen : 


Januar 

5735 

Mark 

Februar 

3035 

)) 

März 

1580 

April 

1480 

Mai 

945 

Juni 

1900 

Juli 

3600 

August 

1440 

» 

September  3470      „ 
Oktober       1640       „ 
November    1850 
Dezember    4550       „ 
Besonders    sind   es  die  Monate  Dezember  und  Januar,  die  die 
höchsten  Ziffern  aufweisen,  da  die  Arbeiter  ihre  Ersparnisse  selbst 
heimbringen    und    sie   der  Genossenschaft    überlassen,    während  in 
den    übrigen  Monaten    die  Einzahlungen   durch    die  Post  erfolgen. 
Auch    wird    das   Nachlassen    der  Einzahlungen    im  Monat  Oktober 
und   November    gegenüber  September/Dezember    und  Januar    wohl 
auf    den    Umstand    zurückzuführen    sein,    daß    die    Leute    ihre   Er- 
sparnisse,   um  Portospesen   zu  ersparen,   bei  sich  aufbewahren,  um 
sie  dann  selbst  nach  der  Heimat  zu  bringen. 

„Wenn  man"  —  schreibt  Ka erger  —  „die  Zahl  der  in  Rüben- 
gegenden ziehenden  Wanderarbeiter  auf  75  000  Personen  und  die 
von  ihnen  nach  der  Heimat  gesandten  und  mitgebrachten  Summen 


auf  140—150  Mark  jiro  Ko[)f  veranschlagt,  so  ergibt  sicli,  daß 
alljährlich  10— llV4MiIl.  Mark  vom  Westen  nach  Osten  abfließen, 
und  die  gesamte  Volkswirtschaft  jener  von  Natur  in  vieler  Beziehung 
so  sehr  vernachlässigten  Gegenden  befruchten.''  Wenn  wir  jedoch 
berücksichtigten,  daß  die  Zahl  der  Sachsengänger  seit  Kaerger 
gestiegen  ist,  und  daß  sich  ein  Teil  derselben  einer  mehr  Gewinn 
bringenden  Beschäftigung  zugewendet  hat,  so  dürfte  auch  die  von 
den  Auswanderern  aufgebrachte  Summe  viel  größer  sein.  Buzek 
schätzt  die  Ersparnisse  der  Sachsengänger  auf  15  Mill.  Mark  Ij.  Eben- 
dieselbe Zahl  gibt  auch  die  Ansiedelungskommission  an. 

Selbstverständlich  werden  nicht  die  ganzen  Beträge,  sondern 
nur  ein  Teil  in  den  Genossenschaften  deponiert,  da  ein  Teil  für 
den  Lebensunterhalt  der  in  der  Heimat  gebliebenen  Angehörigen, 
für  Zinsen  und  Abzahlung  von  Schulden  aufgewendet  wird. 

Die  vierte  Gruppe  bilden  Personen,  die  keinen  Beruf  ausüben, 
wie  Ausgedinger  und  Rentiers,  weiter  solche,  die  zu  den  freien 
Berufen  gezählt  werden,  wie  Aerzte,  Rechtsanwälte,  Apotheker, 
Geistliche,  Privatbeamte.  Hierzu  sind  endlich  die  Spareinlagen  der 
Kinder,  Vereine,  Stiftungen  usw.  gerechnet  w^orden.  Da  in  dieser 
Gruppe  auch  die  Kinder  mit  einbegriffen  sind,  die  sehr  kleine 
Spareinlagen  aufweisen,  enthält  auch  diese  Gruppe  eine  verhältnis- 
mäßig grolle  Zahl  von  Konten,  aber  eine  kleine  Durchschnittsziffer. 

Die  von  mir  für  die  7  Kreditgenossenschaften  aufgestellten 
Zahlen  darf  man  natürlich  nicht  ohne  weiteres  auf  alle  übrigen 
Genossenschaften  übertragen,  vielmehr  werden,  wie  ich  schon  für 
die  Berufe  der  Mitglieder  festgestellt  habe,  namentlich  bei  Genossen- 
schaften in  größeren  Städten,  wie  Posen,  Thorn,  Hohensalza, 
Gnesen,  Kosten,  Ostrowo,  Verschiebungen  zugunsten  dieses  oder 
jenes  Berufes  stattfind  ^n  2). 


1)  Buzek,  Historya,  S.  302. 

2)  Im  allgemeinen  hat  Zimmermann  für  die  Poäcner  Genossenschaft  ähn- 
liche Zahlen  aufgestellt.  Die  Landwirtschaft  ist,  vas  die  Zahl  der  Konten  anbelangt, 
mit  24,8  Proz.,  aber  29,91  Proz.  Spareinlagen  beteiligt.  Kaufleute  dagegen  besitzen 
eine  Anteilnahme  von  24,9  Proz.  an  Konten  und  21,22  Proz.  an  Spareinlagen  und 
Arbeiter  22,7  Proz.  Konten,  aber  nur  3,5  Proz.  an  Spareinlagen,  sonstige  27,6  Proz. 
an  Konten  und  45,36  Proz.  an  Spareinlagen.  Bemerkenswert  ist  jedoch,  daß  unter 
der  Landwirtschaft  selbst  der  Groß^^rundbesitz  2,4  l'roz.  Konten,  aber  52,4  I'roz. 
der  auf  die  Landwirtschaft  im  ganzen  kommenden  Spareinlagen,  der  Kleingrund- 
besitz dagegen  22,4  Proz.  Konten  nnd  47,6  Proz.  Depositen  besitzt  Auf  rersooen 
ohne  Berufsausübung  kommen  2,12  Proz.  von  der  Gesamtheit  der  Konten  und 
17,15  Proz.  vo-i  den  gesaaaten  Spareinlagen.  Die  Großgrundbesitzer  und  Kapita- 
listen besitzen  demnach  die  größte  Durchschnittsziffer.     Dieses  Verhältnis    findet  in 
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Trotzdem  glaube  ich,  daß  die  von  mir  aufgestellten  Zahlen 
für  den  größten  Teil  der  Kreditgenossenschaften  mit  Ausnahme 
einiger  weniger  im  großen  und  ganzen  als  zutreffend  anzusehen 
sind :  Die  größte  Zahl  der  Spareinleger  entstammt  aus  den  arbei- 
tenden Klassen,  aus  Häuslern,  von  denen  ein  Teil  im  Grunde 
genommen  nichts  anderes  als  Arbeiter  sind,  aus  kleinen  Landwirten 
und  Handwerkern. 

d.  Verzinsung   der   Spareinlagen. 

Der  Zinsfuß  für  Spareinlagen  ist  bei  den  einzelnen  Genossen- 
schaften verschieden.     Er  bewegte  sich  im  Jahre 

1874   zwischen  3-5  Proz.  und  6  Proz. 


1881 

J5 

2—4 

)) 

r 

6   „ 

1890 

5» 

2—5 

« 

)) 

5 — 6  Proz. 

1900 

>l 

3 

» 

5  Proz. 

1910 

?? 

3—4 

5   „ 

Auch  innerhalb  einer  Genossenschaft  ist  der  Zinsfuß  verschieden,, 
je  nachdem  die  Spareinlagen  auf  eine  kürzere  oder  längere  Frist 
deponiert  werden.  Die  kurzfristigen  Spareinlagen  pflegen  im  allge- 
meinen mit  3  und  3V2  Proz.,  die  langfristigen  mit  4  Proz,  manch- 
mal auch  mit  5  Proz.  verzinst  zu  werden. 

In  den  allerersten  Anfängen  dürfte  der  Zinsfuß  höher  sein, 
ebenso  auch  wie  die  erhobenen  Zinsen  von  Darlehen  nach  heutiger 
Berechnung  ziemlich  hoch  waren;  nähere  Berichte  darüber  gibt  es 
jedoch  über  die  Zeit  bis  1874  nicht.  Auch  war  wohl  der  Zinsfuß 
ein  einheitlicher,  und  man  hatte  wohl  in  den  Genossenschaften  eine 
verschiedene  Verzinsung  der  kurzfristigen  und  langfristigen  Spar- 
einlagen nicht  unterschieden.  Auch  die  Poscner  Genossenschaft 
kannte  anfangs  nur  einen  Zinsfuß,  und  erst  im  Jahre  1885  führte 
sie  eine  besondere  Verzinsung  der  kurzfristigen  und  langfristigen 
Spareinlagen  einl).  Bei  der  Verzinsung  der  Spareinlagen  scheinen 
die  Genossenschaften  darauf  hinauszugehen,  einheitlichere  und  nicht 
zu  hohe  Zinsen  zu  gewähren,  eine  Herabsetzung  des  Zinsfußes  für 
langfristige  Spareinlagen  zugunsten  der  kurzfristigen  einzuführen. 
Auch  hat  der  Anwalt  eine  jedesmalige  Krhöliung  tles  Zinsfußes  für 
langfristige  Spareinlagen  immer  getadelt. 


dem   System    der    großen  Genossensehaft,    welches  dem    einer  Größbank  mögliebst 
nahe  kommt,   umi   in   dem   Vertrauen   der  Allgemeinheil  wohl  seine  Begründung. 
1)  Zim  ni  c  r  ni  a  n  n  ,   Die    Bank    l'rzniyslocow,   S.   SS. 
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Im  Jahre   1909  zahlten  an  Zinsen 


Proz. 

l'roz. 

3      —4 

13 

K 

-cdit-C 

ien. 

3,50—5 

1 

Kredit-Gen 

3      —4,75 

1 

„ 

4 

65 

n           n 

3      —4,50 

IG 

„ 

4      —4,25 

2 

« 

3      -5 

2 

,, 

4      —4,50 

32 

„           „ 

3,50-4 

7 

„ 

)i 

4      —5 

7 

« 

3,50-4,25 

1 

r 

Tl 

4,50 

12 

„ 

3,50-4,50 

19 

„ 

11 

5 

2 

)i           " 

3,50—4,75      l 

Durchschnittlich  zahlten  die  polnischen  Kreditgenossenschaften 
im  Jahre  1909  für  Spareinlagen  4,04  Proz.  Zinsen^).  Im  Jahre 
1901  gewährte  der  Neuwieder  General  verband  für  Spareinlagen 
durchschnittlich  3,65  Proz.,  die  öffentlichen  Sparkassen  3,42  Proz.^j. 

Im  Jahre  1904  zahlten  von  157  ländlichen  Genossenschaften 
Raiffeisenscher  Organisation  in  der  Provinz  Posen  für  Spareinlagen: 

1  Verein     3,25  Proz.  116  Vereine     4         Proz. 

2  Vereine  3,40       „  6         „  4,25 

12  „        3,50        „  1  Verein       4,40       „ 

10  ,        3,75         „  9  Vereine     4,50 

Durchschnittlich  wurden  von  157  Genossenschaften  3,97  Proz. 
Zinsen  für  Spareinlagen  bezahlt. 

Im  Jahre  1909  betrug  der  durchschnittliche  Zinsfuß  bei  89 
städtischen  und  Kreissparkassen  der  Provinz  Posen  3,67  Proz. 

Nach  Seidel^)  betrug  im  Jahre  1893/94  der  durchschnittliche 
Zinsfuß  für  Spareinlagen  in  der  Provinz  Posen  bei: 
Kreissparkassen    .     .     .     .     3,570  Proz. 
Städtischen  Sparkassen     .     3,586      „ 
Vereinssparkassen    .     .     .     3,882       .. 

insgesamt     3,679  Proz. 
Der  Zinsfuß  dürfte  demnach  sowohl  bei  den  Genossenschaften 
im  allgemeinen  als  auch  speziell  bei  den  polnischen  Vereinen  etwas 
höher  sein. 


1)  Diese  sowie  die  im  folgenden  angeführten  durchschnitüicben  Prozentzahlen 
sind  nur  zum  Vergleiche  angeführt  und  dürften  den  wirklichen  durchschnittlichen 
Zinsen  nicht  entsprechen.  Ich  habe  diese  Zahlen  erhalten,  indem  ich  die  Zahl  der 
Vereine,  die  einen  gleichen  Zinsfuß  hatten,  mit  dem  Zinsfuß  multiplizierte  und  durch 
die  Gesamtzahl  der  Vereine  dividierte.  Dabei  müßte  man  aber  auch  die  Summen 
der  Spareinlagen  mit  in  Betracht  ziehen.  Da  jedoch  die  einzelnen  Beträge  nicht 
angegeben  sind,  konnte  ich  auch  eine  genaue  Berechnung  eines  durchschnittlichen 
Prozentsatzes  nicht  durchführen. 

2)  Wygodzinski,  Das  Genossenschaftswesen,  S.   13S. 

3)  Seidel,  Der  Personalkredit,  S.   404. 
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C)  Verhältnis  des  eigenen  Kapitals    zu    den    fremden 

Mitteln. 

Auf  die  Bildung  des  eigenen  Vermögens  und  im  weiteren  Sinne 
auf  das  Verhältnis  von  eigenen  zu  fremden  Mitteln,  sind  von  größtem 
Einfluß  die  Grundsätze,  die  in  den  verschiedenen  Verbänden 
herrschen.  Die  Bankenquete  von  1908/09  hat  für  15271  Genossen- 
schaften ein  Verhältnis  von  14,8  Proz.  festgestellt,  während  es  inner- 
halb der  einzelnen  Verbände  ganz  außerordentlich  schwankt.  So 
besitzt  der  Reichsverband,  der  von  dem  Grundsatze  geleitet  wird, 
möglichst  kleine  Geschäftsguthaben  zu  bilden,  ein  Verhältnis  von 
nur  4,4  Proz.  Der  allgemeine  V^erband  dagegen  verfügt  über  ein 
eigenes  Vermögen,  welches  nicht  weniger  als  28,1  Proz.  der  fremden 
Kapitalien  ausmacht.  Beim  polnischen  Verband  beziffert  sich  das 
Verhältnis  auf  19,6  Proz. 

Das  Verhältnis  der  eigenen  zu  den  fremden  Mitteln  in  Prozenten 
im  Jahre   19071). 

1)  Allgemeiner  Verband  der  auf  Selbsthilfe  be- 
ruhenden deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften       28,1   Proz. 

2)  Reichsverband  der  deutschen  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften 4,4       „ 

3)  Hauptverband  der  gewerblichen  Genossen- 
schaften       15,9       ,. 

Alle  drei  Verbände  insgesamt  14,8  Proz. 
Polnischer  Verband  19,6  ,. 
Diese  Ziffern  sind  jedoch  von  bedingtem  Werte,  insofern  als 
sie  uns  nur  einen  Vergleich  zwischen  den  einzelnen  Verbänden 
ermöglichen,  dagegen  keinen  Vergleichsmaßstab  bilden  mit  anderen 
Kreditinstituten,  insbesondere  Aktien-Banken.  Bei  den  Genossen- 
schaften ist  außer  dem  eigenen  Vermögen  noch  die  unbeschränkte 
Haftpflicht  der  Mitglieder  mit  zu  berücksichtigen.  Auch  spielt  bei  den 
Kreditgenossenschaften  insbesondere  bei  der  Frage  nach  der  Liqui- 
dität der  Genossenschaften  der  Umstand  eine  große  Rolle,  daß  der 
Geschäftsbetrieb  einer  Kreditgenossenschaft  im  allgemeinen  sehr 
einfach,  leicht  zu  übersehen  und  der  Versuchung  der  Spekulation 
nicht  ausgesetzt  ist  und  gerichtliche  wie  Verbandsrevisionen  den 
Gläubigern  eine  weitgehende  Garantie  bieten.  Ferner  wäre  vielleicht 
noch  der  Umstand  hervorzuheben,  daß  von  dem  gesamten  fremden 


1)  Bankenquete   lOOS/09.     Materialien   zur  Frage  des  Pepositenvvesens. 
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Kapital  der  größte    Teil   aus  Geldern    Ijesteht,    für  die  eine  längere 
Kündigungsfrist  ausbedungen  ist. 

Diese  Frage  der  Liquidität  ist  in  Kreisen  der  Genossenschaften 
selbst  Gegenstand  ernster  Betrachtung  gewesen,  und  wenn  die 
einzelnen  Verbände  für  das  Verhältnis  keine  bestimmte  Höhe  fest- 
gesetzt haben,  so  findet  man  in  den  Erörterungen  der  Genossen- 
schaftstage ungefähre  Zahlen,  die  hierfür  in  Betracht  kommen. 
„Der  Allgemeine  Verband  hat  sich  dahin  ausgesprochen,  daß  nach 
dem  Alter  der  Genossenschaften  ein  Verhältnis  von  10  Proz.  für 
junge,  von  20  Proz.  für  ältere  und  33  Proz.  für  alte  Genossen- 
schaften als  Norm  anzusehen  sei;  als  Ziel  solle  dabei  nicht  aus 
dem  Auge  gelassen  werden,  mit  der  Zeit  das  Verhältnis  der  eigenen 
zu  fremden  Mitteln  auf  50  Proz.  auszubauen^)." 

Wenn  wir  das  Verhältnis  der  eigenen  zu  den  fremden  Mitteln 
bei  den  polnischen  Genossenschaften  näher  betrachten,  so  finden 
war  bei  diesen  zwei  Perioden.  In  der  ersten  aufsteigenden  Periode, 
die  etwa  die  Jahre  1873 — 1895  umfaßt,  steigt  das  Verhältnis  von 
23,4  Proz.  auf  31,2  Proz.  Seit  1895  folgt  dann  eine  auffallend 
sinkende  Periode,  innerhalb  welcher  das  Verhältnis  um  13,3  Proz. 
fällt.  Fragen  wir  uns  nach  den  Ursachen  dieses  rapiden  Sinkens  des 
Verhältnisses  der  eigenen  zu  den  fremden  Geldern,  so  sind  hierfür 
drei  Gründe  hervorzuheben. 

Nicht  weniger  als  50  Proz.  aller  Genossenschaften  sind  seit 
1901  gegründet  worden;  sie  bestehen  also  nicht  länger  als  9  Jahre. 
Bei  allen  diesen  Genossenschaften  muß  natürlicherweise  das  Ver- 
hältnis der  eigenen  zu  den  fremden  Geldern  ganz  unnormal  sein, 
da  diese  anfangs  über  ganz  geringe  eigene  Kapitalien  verfügen. 
Altere  Genossenschaften  würden  vielleicht  ein  günstigeres  Verhältnis 
darstellen.  Eine  Untersuchung  bei  40  ältesten  Genossenschaften, 
die  im  Jahre  1861/72  entstanden  sind,  die  also  über  37  Jahre  alt 
sind,  hat  ein  Verhältnis  von  22,4  Proz.  ergeben. 

Trotzdem  das  Verhältnis  bei  den  40  älteren  Genossenschaften 
gegenüber  dem  der  jüngeren  Genossenschaften  günstiger  ist,  so 
steht  es  dennoch  unter  dem  Gesamtverhältnis  vom  Jahre  1895.  Die 
zahlreichen  Gründungen  von  Genossenschaften  in  den  letzten  9  Jahren 
können  demnach  nicht  einzig  und  allein  für  das  Sinken  des  Ver- 
hältnisses ausschlaggebend  sein,  vielmehr  glaube  ich,  daß  man  die 
wichtigste  Ursache  in  dem  rapiden  Wachsen  der  Spareinlagen  zu 
suchen  hat.     Vom  Jahre   1890  ab  sehen  wir  das  eigene  Vermögen 


1)   Wygodzinski,   Das  Genossenschaftswesen  in  Deutschland,  S.   6S. 
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prozentuell  in  immer  höherem  Wachstum  begriffen;  während  aber 
die  Kurve  der  Spareinlagen  mit  der  der  Geschäftsguthaben  und 
Reserven  bis  1895  ziemlich  parallel  verläuft,  verläßt  sie  seit  1895 
ihre  bisherige  Richtung,  um  auf  einmal  steil  aufwärts  zu  steigen. 
Das  eigene  Vermögen  konnte  trotz  seines  schnellen  Wachstums 
infolge  des  großen  Anschwellens  der  Spareinlagen  das  bisherige 
Verhältnis  nicht  aufrecht  erhalten,  sondern  hat  ein  Sinken  desselben 
zur  Folge  gehabt. 


Verhältnis  der  eigenen  Kapitalien  zu  fremden  Geldern. 


Jahr 


Anzahl  derGe- 
nossenschaft.  ; 


Eigenes  Vermögen 
Mk. 


Fremdes  Kapital 
Mk. 


Verhältnis    in 
Proz. 


1S78 

43 

697  782 

18S0 

57 

1606141 

1885 

60 

2  SOS  922 

1890 

71 

3 861 079 

1895 

93 

5477  065 

1900 

126 

10224084 

1905 

175 

19319600 

1909 

248 

32  801976 

2  978  280 

23,4 

5 448 298 

29,4 

8921643 

31,5 

12825373 

30,1 

17554371 

31.2 

39876  262 

25,6 

90389076 

21,4 

183  363013 

17,9 

Bewegung  des  eigenen  Vermögens  und  der  Spareinlagen  seit  1873. 


Jahr 


1873—1880 
1880-1885 
1885—1890 
1890—1895 
1895  -  1900 
1900—1905 
1905  —  1909 


Geschäftsgut- 
haben 

Mill.  Mk. 


Reserven 
INIill.  Mk. 


5J    N     tjjD 


Eig.  Vermögen      Spareinlagen      £  c  u 

^  '3  !> 


Mill.  ]\Ik. 


Mill.   Mk.        'j^|- 


von     auf    Prozl  von     auf    ProzJ  von     auf  iProz.lvon     auf    Proz.!!  Proz. 


0,6 

1,2 

1,2 

1,9 

1,9 

2,6 

2.6 

3,9 

3,9 

T,3 

7,3 

13,9 

13,9 

21.9 

100 
58,3 
36,8| 
50 
87,2j 
90,4 
57,6! 


0,07 

0,3 

0,8 

1,1 

1.5 

2,8 

5,3 


0,3  ,328,6j 
0,8  1 166,7' 
1,1  :  37,5 
36,4! 


1,5 
2,8 
5,3 

10,8 


86,7 

89,3 

103,8 


0,67 
1,5 
2,7 
3,7 
5,4 
10,1 
19,2 


1,5 

2,7 

3,7 

5,4 

10,1 

19,2 

32.7 


123,9 
80 
37 
45,9 
87 
90,1 
70.3 


2,6 
52 
8,6 
12,5 
16,7 
37,7 
87,4 


5,2 

8,6 
12,5 
16,7 
37.7 
87,4 
177,3 


100 

65,4 

45,3 

33,6 

J25,7 

131,8 

102,9 


—  23,9 
-14,6 

+  8,3 
-12,3 
+  38.7 
+  41,7 
+  32,6 


Zu  diesen  beiden  Ursachen  kommt  noch  der  Umstand  hinzu, 
daß  seit  dem  Jahre  1901  Einkaufs-  und  Absatzvereine  gegründet 
werden,  die  von  den  ortsansässigen  Kreditgenossenschaften  finanziert 
werden,  und  die  gleich  von  Anfang  an  größere  Umsatzmittel  als 
die  Kreditgenossenschaften  nötig  haben.  Obwohl  zuzugeben  ist, 
daß  diese  Vereine  eifrig  darnach  streben,  möglichst  großes  eigenes 
Vermögen  zu  bilden,    so  ist  es  dennoch  nicht  zu  leugnen,  daß  die 
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Inanspruchnahme  der  Krcditgcnosscnschaltcn  hcitcn.',  der  Einkaufs- 
und Absatzvereine  zwecks  Beschaffung  von  Betriebskapitalien  auf 
die  Gestaltung  des  allgemeinen  Verhältnisses  eine  ungünstige  Wir- 
kung ausüben  mußte. 

Um  das  Verhältnis  der  eigenen  Kapitalien  zu  den  fremden 
Mitteln  richtig  beurteilen  zu  können,  muß  man  auch  die  Einrichtung 
bei  dem  polnischen  Verbände  in  Betracht  ziehen,  daß  die  Einkaufs- 
und Absatzvereine  nicht  unmittelbar  mit  der  Verbandsbank  in  Ver- 
bindung stehen,  sondern  durch  die  ortsansässigen  Kreditgenossen- 
schaften finanziert  werden.  Den  Absatzvereinen  werden  Betriebs- 
gelder von  den  Kreditgenossenschaften  zur  Verfügung  gestellt.  Ist 
nun  eine  Kreditgenossenschaft  nicht  imstande,  das  Kreditbedürfnis 
des  Absatzvereines  aus  ihren  eigenen  Mitteln  zu  befriedigen,  so 
muß  sie  sich  von  der  Zentralbank  die  nötigen  Kapitalien  verschaffen. 
So  werden  in  der  Bilanz  die  fremden  Gelder  an  zwei  verschiedenen 
Stellen  zum  Vorschein  kommen,  einmal  bei  den  Kreditgenossen- 
schaften, zugleich  aber  auch  unter  den  fremden  Mitteln  der  Absatz- 
vereine. In  Wirklichkeit  dürfte  demnach  das  Verhältnis  der  eigenen 
zu  den  fremden  Kapitalien  günstiger  sein. 

Im  Jahre  1909  betrug  das  Verhältnis  der  eigenen  Mittel  zu 
den  fremden  Geldern  bei  den  Schulz e-Delitzsch'schen  Genossen- 
schaften der  Provinz  Posen  27,8  Proz.,  bei  den  Kreditgenossen- 
schaften des  Verbandes  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
für  die  Provinz  Posen  4,3  Proz.  und  im  Verbände  deutscher  Ge- 
nossenschaften 3,5  Proz. 


IV.  Die  Verbandsbank. 

1.    Geschichtliche  Entwickelung. 

Die  Aufgabe  der  Kreditgenossenschaften  als  Ausgleichstelle  für 
die  aus  verschiedenen  Wirtschaften  sich  ergebenden  Überschüsse 
und  Bedürfnisse  hatte  bald  manche  Schwierigkeiten  bei  den  Ge- 
nossenschaften hervorgebracht.  In  Gegenden  mit  ertragsfähigerem 
Boden,  wo  namentlich  Zuckerfabriken  in  Blüte  standen,  zeigte  sich 
bald  ein  größerer  Zufluß  von  Geldern  als  Nachfrage  nach  den- 
selben. Die  überschüssigen  Kapitalbestände  wollten  die  Genossen- 
schaften in  einer  sicheren  Bank  nicht  unterbringen,  da  letztere  den 
von  den  Genossenschaften  gezahlten  Zinsfus  nicht  gewähren  konnten. 
Infolgedessen  neigten  solche  Genossenschaften  gar  oft  dazu,  kredit- 
unwürdigen Personen  Darlehen  zu  erteilen,  welches  Verfahren  den 
Genossenschaften  oft  Verluste  brachte. 

Andere  umsichtigere  Genossenschaften  nahmen  wiederum  erst 
dann  Spareinlagen  an,  sobald  entsprechend  hohe  Darlehensgesuche 
eingetroffen  waren.  Andere  wieder  wollten  erst  dann  das  geforderte 
Darlehen  gewähren,  sobald  in  genügender  Höhe  Spareinlagen  vor- 
handen waren.  Dieser  Vorgang  war  zwar  mit  einem  kleinen  Risiko 
verbunden,  konnte  aber  die  Entwicklung  der  Genossenschaften  nicht 
fördern. 

Um  für  diese  Mißstände  eine  Abhilfe  zu  schaffen,  beschloß  man 
verhältnismäßig  frühzeitig,  gleich  nach  der  Gründung  des  Verbandes 
eine  Geldausgleichstelle  nach  Art  der  1864  für  die  Schulze-Delitzsch- 
schen  Genossenschaften  geschaffenen  Genossenschaftsbank  von 
Sörgel,  Parisius  &  Co.  ins  Leben  zu  rufen. 

Zu  diesem  Zwecke  beschloß  man  im  Jahre  1872  die  Bank 
Wlo^ciaiiski  zu  gründen  in  der  Annahme,  daß  die  neu  entstandene 
Bank  ein  Zentralinstitut  für  die  Genossenschaften  sein  würde. 

Obwohl  die  Bank  Wlo^ciaüski  auf  Veranlassung  des  Verbands- 
komitees entstanden  war,  konnte  sie  dennoch,  da  sie  ohne  finanzielle 
Beteiligung  der  Genossenschaften  geschaffen  und  letztere  somit  auf 
die  Leitung  keinen  Einfluß  hallen,  nicht  ausschließlich  den  Genossen- 
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Schäften    dienen,    sondern   mußte  nach  Wünschen  ihrer  Aktionäre, 
zu  denen  die  Genossenschaften  nicht  gehörten,  verfahren^). 

Die  Banii  verlangte  für  an  die  Genossenschaften  gewährten 
Kredite  1^/2  Proz.  über  den  jedesmaligen  Diskontsatz  der  Reichs- 
bank. Sie  behielt  sich  jedoch  das  Recht  vor,  ihren  Zinssatz  mittels 
eines  besonderen  Rundschreibens  auf  ein  Minimum  von  6  Proz. 
festzusetzen,  falls  der  Reichsbankdiskont  unter  4^  2  Proz.  sinken 
sollte.  Außerdem  berechnete  sie  bei  Prolongation  2  Prom.  Provision. 
Dieser  hohe  Prozentsatz,  besonders  aber  die  Ungleichmäßigkeit  des 
Zinsfußes  war  für  die  Genossenschaften  im  hohen  Maße  unbequem. 
Denn  da  sie  selbst  einen  festen  Prozentsatz  zu  Grunde  gelegt  hatten, 
verlangten  sie,  daß  auch  ihnen  für  die  in  Anspruch  genommenen 
Bankkredite  und  ihre  überschüssigen  Gelder  ebenfalls  ein  gleich- 
mäßiger Zinsfuß  gewährt  würde. 

Die  Unzufriedenheit  der  Genossenschaften  wuchs  mit  jedem 
Jahr  immer  mehr,  und  die  Klagen  über  die  harten  Bedingungen, 
die  die  Bank  stellte,  wurden  auf  den  Genossenschaftstagen  immer 
lauter.  Die  Genossenschaften  richteten  ihren  Gesuch  um  Gewährung 
von  Kredit  immer  mehr  an  ihre  Schwesterinstitute.  Insbesondere 
wandte  sich  ein  Teil  der  Vereine  an  die  Posener  Kreditgenossen- 
schaft, welche  auch  gern  den  Genossenschaften  Kredit  gewährte. 
Als  jedoch  die  Forderungen  der  Kreditvereine  immer  häufiger  und 
größer  wurden,  befürchtete  sie,  den  Kreditbedarf  der  Genossen- 
schaften für  die  Zukunft  nicht  befriedigen  zu  können.  Sie  hielt  es 
auch  für  unvereinbar  mit  ihrem  Zweck,  wenn  sie  einen  großen 
Teil  ihrer  Betriebsgelder  zum  Schaden  ihrer  eigenen  Mitglieder  in 
anderen  Genossenschaften  festlegte. 

Aus  diesem  Grunde  stellte  sie  durch  ihren  Delegierten  auf  dem 
Genossenschaftstage  zu  Thorn  im  Jahre  1882  den  Antrag,  man 
solle  für  die  Befriedigung  der  finanziellen  Bedürfnisse  der  Ge- 
nossenschaften Mittel  und  Wege  ausfindig  machen.  Die  Durch- 
führung dieser  Aufgabe  wurde  dem  Verbandskomitee  übertragen. 
Als  aber  das  Komitee  in  dieser  Richtung  wenig  geleistet  hatte, 
wurde  derselbe  Antrag  im  nächsten  Jahre  auf  dem  Genossenschafts- 
tage  zu  Tremessen  wiederholt. 

Nun   richtete   die  Anwaltschaft  an  die  Posener  Genossenschaft 


1)  Die  Höhe  der  diskontierten  Wechsel  von  Genossenschaften  betrug  im  Jahre 
lS7-i     57122  Taler  1&T5  240S71  Mk. 

1S76  2703S1  Mk.  1S78  229121     , 

1S79  194658     ,  ISSO   123142     „ 

Depositen  von  Genossenschaften  besaß  die   Bank  nicht. 
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die  Anfrage,  ob  sie  wenigstens  für  die  Provinz  Posen  das  Kredit- 
vermittlungsgeschäft übernehmen  wollte;  denselben  Vorschlag  für 
die  Provinz  Westpreußen  wollte  die  Anwaltschaft  der  Thomer 
Genossenschait  machen. 

Als  aber  die  Posener  Genossenschaft  eine  ablehnende  Antwort 
gab,  beschloß  der  Genossenschaftstag  in  Culm  im  Jahre  1885,  eine 
Aktiengesellschaft  als  Verbandsbank  zu  gründen  in  der  Hoffnung, 
daß  die  Genossenschaften,  ohne  die  Privatpersonen  auszuschließen, 
den  nötigen  Anteil  an  den  Aktien  erwerben  würden. 

Auf  Grund  dieses  Beschlusses  wurde  noch  in  demselben  Jahre 
die  Bank  gegründet  mit  einem  Aktienkapital  von  40000  Mark^j, 
die  auf  200  Namensaktien  ä  200  Mark  verteilt  wurden.  Alle  200 
Aktien  wurden  von  Privatpersonen  unterzeichnet 2). 

Zweck  des  Zentralinstitutes  sollte  sein:  Betrieb  von  Bank- 
geschäften und  insbesondere  Regelung  des  Geldzuflusses  bei  den 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  durch  Aufnahme  und 
Ausleihen  von  Kapitalien  3). 

Das  Amt  des  Kurators  wird  dem  jedesmaligen  Anwalt  über- 
tragen. Der  Kurator  soll  einerseits  die  Rechte  der  Genossenschaften 
gegenüber  der  Bank  vertreten  und  andererseits  der  Bank  über  die 
Kreditfähigkeit  der  Genossenschaften  nähere  Auskunft  geben,  er 
soll  also  darüber  wachen,  daß  weder  für  die  Gesellschaft  noch  für 
die  Genossenschaften  aus  dem  gegenseitigen  Verhältnis  Verluste 
entstehen  4). 


1)  Es  wurde  anfangs  beschlossen,  die  Aktienbank  mit  einem  Anlagekapital 
von  500000  Mk.  zu  gründen.  Bald  gab  man  aber  diesen  Entschluß  auf  und  setzte 
das  Aktienkapital  auf  40  000  Mk.  herab.  Man  befürchtete,  daß  die  Genossen- 
schaften, welche  damals  noch  arm  an  eigenen  Kapitalien  waren,  sich  schwerlich  an 
dem  Aktienerwerb  beteiligen  könnten. 

2)  Die  Aktien  unterzeichneten: 

vier  Geistliche, 

fünf  Großgrundbesitzer 

zwei  Fabrikbesitzer 

acht  Kaufleute 

ein  Arzt 

ein  Rechtsanwalt. 

3)  §   2   der  Statutenbestimmungen. 

4)  Der  Kurator  hat  beständig  dafür  zu  sorgen,  daß  weder  die  Gesellschaft 
noch  die  Genossenschaften  im  wechselseitigen  Geschäftsverkehr  einem  Schaden  oder 
Nachteil  ausgesetzt  werden  in  bezug  auf  die  von  den  Genossenschaften  erworbenen 
Aktien  oder  in  bezug  auf  die  in  der  Bank  vorübergehend  deponierten  Kapitalien, 
oder  endlich  in  bezug  auf  den  von  den  Genossenschaften  geforderten  Kredit. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  43.  7 
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Die  Stellung  des  Kurators,  eine  Kr.scheinung,  die  wir  nur  bei 
dem  polnischen  Verbände  beobachten  können,  ist  sehr  schwierig 
und  besitzt  die  weitgehendste  Bedeutung  für  das  Gedeihen  der 
ganzen  genossenschaftlichen  Organisation.  Der  Kurator  ist  aus- 
schlaggebend für  die  Bestimmung  der  Höhe  des  an  eine  Genossen- 
schaft zu  gewährenden  Kredites.  Beansprucht  eine  Genossenschaft 
einen  höheren  Kredit,  als  es  durch  das  Reglement  festgesetzt  ist, 
so  hat  der  Kurator  festzustellen,  ob  die  betreffende  Genossenschaft 
genügende  Sicherheit  hierfür  bietet,  und  ob  auch  das  Kreditbedürfnis 
wirklich  begründet  ist.  Um  dies  feststellen  zu  können,  muß  der 
Kurator  zu  jeder  Zeit  über  die  Geschäftstätigkeit  einer  jeden  Ge- 
nossenschaft bis  ins  einzelne  hinein  genau  unterrichtet  sein,  und 
hierzu  bieten  ihm  die  Revisionen,  die  er  meistens  selbst  abhält,  die 
beste  Gelegenheit.  Trifft  dieses  nicht  zu,  so  kann  es  leicht  vor- 
kommen, das  würdigen  Genossenschaften  Kredit  versagt  wird, 
andererseits  wiederum  Genossenschaften  Geldsummen  gewährt 
werden,  die  es  nicht  verdienen,  wodurch  die  Verbandsbank  leicht 
Verluste  erleiden  könnte.  Bei  kreditbeanspruchenden  Genossen- 
schaften, deren  Sicherheit  nicht  genügend  groß  erscheint,  läßt  die 
Verbandsbank  durch  einen  von  ihr  bestellten  Revisor  eine  außer- 
ordentliche Revision  vornehmen;  dies  kann  jedoch  nur  mit  der 
Zustimmung  des  Kurators  geschehen. 

Eine    weitere  Aufgabe   des  Kurators    ist  die  Überwachung  der 
Geschäftstätigkeit  des  Vorstandes  der  Verbandsbank,  die  Kontrolle 


Zu  diesem  Zwecke  ist  der  Kurator  berechtigt  und  verpflichtet: 
1.    teilzunehmen  an  der  Feststellung  des  Reglements,  welches  die  Höhe  des  Kredits 
und  den  Geschäftsverkehr  zwischen  der  Bank  und  denjenigen  Genossenschaften  be- 
stimmt, welche  entweder  Bankaktien  besitzen  oder  deai  Verbände  angehören,  in 
dem   der  Kurator  als  Anwalt  fungiert; 
2-    zur  Akkreditierung    der  Genossenschaften,    d.  i.    zur  Begutachtung    sowohl    ihrer 
Sicherheit    als    auch    des    begründeten  Kreditbedürfnisses    der    Genossenschaften, 
welche  einen  die  reglementsmäßige  Höhe   übersteigenden  Kredit    beanspruchen  ; 
8.    die  Geschäftstätigkeit    des  Vorstandes  zu    kontrollieren,    die    Bank    in    allen  Ge- 
schäften, sowie  die  Bücher  zu  revidieren,   die  Kasse,    Dokumente,    Effekten   und 
Wechsel  zu  verifizieren  und   zu  prüfen,  ob   der  Vorstand    in   Gemäßheit  der  In- 
struktion   und    der   Beschlüsse    des    Aufsichtsrats  gehandelt    hat.     Im    Falle    der 
Entdeckung  von  Zuwiderhandlungen  hat    er  den  Aufsichtsrat  zur  sofortigen  An- 
beraumung   einer    Sitzung    zu    veranlassen    und    in    derselben    die    Angelegenheit 
vorzutragen. 

Für  Verluste,  welche  infolge  eines  den  Genossenschaften  gewährten,  die 
reglementsmäßige  Höhe  überschreitenden  Kredits  entstehen,  ist  der  Kurator  ver- 
antwortlich, sofern  diese  Kreditgewährung  auf  sein  Verlangen  erfolgt  ist.  (§  19  der 
Satzungen  der  Vereinsbank.) 
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der  Bank  in  allen  Geschäften,  die  Revision  der  Bücher,  die  Prüfung 
der  Kasse,  Dokumente,  Effekten  und  Wechsel. 

Die  Erfüllung  der  durch  die  Satzungen  dem  Kurator  auferlegten 
Pflichten  erfordet  so  viel  Hingebung  und  Sach-  und  Fachkenntnis, 
daß  man  den  Posten  eines  Kurators  nur  einem  solchen  Manne 
hat  anvertrauen  können,  der  einerseits  mit  der  Geschäftstätigkeit 
aller  Genossenschaften  immer  vertraut  ist,  anderseits  aber  auch 
die  entsprechenden  Fachkenntnisse  besitzt ,  um  das  Geschäfts- 
gebaren der  Zentralbank  nach  allen  Richtungen  hin  überwachen 
zu  können. 

Am  23.  Februar  1886  wurde  die  Bank  unter  der  Firma: 
„Bank  Zwiazku  Spölek  Zarobkowych"  ins  Handelsregister  ein- 
getragen. 

Zwei  Jahre  später  wurde  das  Grundkapital  auf  1/2  Mill.  Mark 
erhöht,  wobei  sich  an  der  Zeichnung  neben  Privatpersonen  haupt- 
sächlich Genossenschaften  beteiligten,  die  laut  Beschluß  des  Ge- 
nossenschaftstages 1887  für  den  Ankauf  von  Aktien  10  Proz.  ihres 
eigenen  Vermögens  bestimmten. 

Als  in  den  folgenden  Jahren  die  Umsätze  der  Bank  ansehnlich 
stiegen,  wurde  eine  neue  Kapitalerhöhung  erforderlich.  Hierzu  gab 
der  Kurator  nur  unter  der  Bedingung  seine  Einwilligung,  daß  die 
Statuten  der  Bank  in  der  Weise  geändert  würden,  daß  den  Ge- 
nossenschaften als  Aktionären  der  Haupteinfluß  auf  den  Gang  der 
Geschäfte,  die  Verwaltung  und  die  Wahlen  zum  Aufsichtsrate  zuge- 
sichert würde.  Er  verlangte  namentlich  eine  Änderung  der  Stimm- 
berechtigung der  Aktionäre,  und  zwar  so,  daß  jede  200  Mark-Aktie 
eine  Stimme,  jede  1000  Mark-Aktie  fünf  Stimmen  repräsentieren 
sollte,  während  bis  dahin  jede  Aktie  eine  Stimme  besaß.  Nach 
Änderung  der  Statuten  in  diesem  Sinne  wurden  500  neue  Namens- 
Aktien  ä  1000  Mark  ausgestellt,  die  nur  mit  Genehmigung  der  Ge- 
sellschaft auf  dem  Wege  der  privaten  Cession  verkauft  werden 
durften.  Von  diesen  übernahmen  83  Genossenschaften  Aktien  im 
Betrage  von  395  000  Mark  und  65  Privatpersonen  im  Betrage  von 
105000  Mark. 

Bei  Gelegenheit  dieser  neuen  Emission  im  Jahre  1900  wurden 
in  der  Presse  Vorwürfe  gegen  die  Verbandsbank  erhoben,  daß  sie 
die  Privatkundschaft  zum  Schaden  der  Genossenschaften  allzusehr 
bevorzugte.  Durch  Gewährung  allzu  hoher  Kredite  an  einzelne 
Unternehmen  wäre  die  Liquidität  der  Bank  stark  in  Frage  gestellt. 
Die  Folge  davon  war,  daß  sich  die  Genossenschaften  von  der 
Zeichnung    der    neu   ausgegebenen  Aktien  nicht  nur  zurückhielten. 
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sondern  daß  vor  allem  der  Hank  innerhalb  vier  Monale  1  '  2  Mill. 
Mark  entzogen  wurde.  Die  Bank  entsi)rach  jedoch  allen  An- 
forderungen und  überstand,  wenn  auch  mit  \'erlusten  an  Kurs- 
differenz, da  sie  ihren  Bestand  an  Effekten  zu  verkaufen  genötigt 
war,  glücklich  die  Panik. 

Im  Jahre  1904  wurde  auf  dem  Verbandstage  zu  Gnesen  eine 
neue  Aktienkapitalerhöhung  um  2  Mill.  Mark  beschlossen,  von  der 
jedoch  nur  V4  der  Summe  Privatpersonen  zeichnen  durften.  Im 
Jahre    1909    wurde    das   Aktienkapital    auf   6000000  Mark    erhöht. 

Die  Zentral-Bank  ist  mit  einem  sehr  kleinen  Anlagekapital  ge- 
gründet worden.  Die  ersten  beiden  Jahre  betrug  das  Aktienkapital 
nur  40000  Mark.  Selbstverständlich  konnte  die  Bank  mit  einem 
so  geringen  Anlagekapital  ihren  Zweck  nicht  erfüllen,  und  aus  dem 
Grunde  wurde,  wie  wir  schon  gesehen  haben,  bereits  im  dritten 
Jahre  ihres  Bestehens  (1888)  eine  Aktienkapitalerhöhung  vorge- 
nommen. In  Hinsicht  auf  das  geringe  Anlagekapital  w^urde  in 
Bezug  auf  die  Verwaltungskosten  die  größte  Sparsamkeit  eingeführt. 
Der  Vorstand  der  Zentralbank  arbeitete  die  beiden  ersten  Jahre 
hindurch  unentgeldich,  und  die  übrigen  Beamten  mußten  sich  nur 
mit  einer  geringen  Entschädigung  begnügen.  Der  Aufsichtsrat  er- 
hielt eine  Kostenentschädigung  für  abgehaltene  Sitzungen,  welche 
kaum  zur  Deckung  der  Reisekosten  genügten.  Das  Handlungs- 
unkostenkonto wies  im  ersten  Jahre  einen  Posten  von  1687  Mark, 
im  zweiten  Jahre  4392  Mark  auf.  Die  Entwicklung  der  für  die  pol- 
nischen Genossenschaften  so  wichtigen  Zentralbank  werden  am 
besten  folgende  Zahlen  veranschaulichen: 

Das  Aktienkapital  betrug  im  Jahre 

1886—1887  40000     Mark 

1888—1899  500000 
1900—1904  1000000 
1905—1908  3  000000 
seit        1909      6000000 


Die  Reserven  betrugen  im  Jahre 


1886 

557 

1890 

33243 

1895 

144291 

1900 

221463 

1905 

491086 

1909 

1145336 

Mark 


-      101     — 
Die  Reserven  des  Jahres  1909  setzten  sich  wie  folgt  zusammen l); 


Reservefonds 

384912 

Mark 

Delkrederefonds 

100400 

:i 

Dividendenfonds 

100000 

}> 

Speziaireservefonds 

450024 

Amortisationsfonds 

30000 

!J 

Pensionsfonds 

80  000 

» 

1145  336 

Mark 

Die  Depositen  stiegen  von 

92607  Mark  im  Jahre  1886  auf 

2321036      .        „       „  1890 

3145  974      „        „       „•  1895 

5  248  204       „        „        „  1900 

17  778024      „        „       „  1905 

29174  314      „        „       „  1909 

Die  Depositen  zerfallen  in  Depositen  von 

Genossenschaften       8  489  365  Mark 
Privatpersonen  20  684  949       „ 

29  174  314  Mark 
Sie  zerfallen  in: 

1.  kurzfristige  Depositen 

a)  von  Genossenschaften     3  351  116 

b)  „     Privatpersonen  5  745  331       9  096  447 

2.  langfristige 

a)  von  Genossenschaften     5  138  249 

b)  „     Privatpersonen        14  939  618     20  077  867 


29  174  314  Mark 

Das  Verhältnis  des    eigenen   Kapitals    (Aktien-Kapital  und  Re- 
serven) zu  den  Depositen  betrug: 


1886  43,8  Proz.  1900  23,3  Proz. 

1890  23,0      „  1905  19,6      „ 

1895  20,5      „  1909  24,5      „ 


1)  In  obigen  Zahlen  ist  bereits  der  Teil  mit  enthalten,  der  von  dem  im  Jahre 
1909  erzielten  Gewinne  den  Reserven  überwiesen  worden  ist. 
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Gcsanilun 

isatz 

I  landlunf^su 

akostcn 

1886 

4,6 

Mill. 

Mark 

1  687 

Mark 

0,036 

'roz 

1890 

61,5 

tt 

); 

19  105 

„ 

0,031 

n 

1895 

80,6 

„ 

» 

28  635 

r 

0,035 

n 

1900 

133,9 

)i 

n 

44  944 

1) 

0,033 

n 

1905 

330,2 

M 

>1 

84  470 

n 

0,026 

11 

1909 

606,8 

„ 

)1 

181  501 

n 

0.03 

An  Privatpersonen  wurden  auf  Konto-Korrent 
gegen    eine    sichere   Unterlage   während    des 

Jahres   1909  ausgeliehen        31  785  208,56  Mark 

Abgezahlt  wurden  während  dieses  Jahres      .      24  552  477,13       „ 

i\m  Ende   des  Jahres    blieben  Privatpersonen 

schuldig 7  232  731,43  Mark 

Konto-Korrent-Verkehr  mit  Genossenschaften : 

Am  Anfang   des  Jahres  1909   hatten    die  Ge- 
nossenschaften ein  Guthaben  von      ....      11  865  277,05  Mark 
Während   des   Jahres   zahlten   die    Genossen- 
schaften ein 33  875  228,65      ^ 

45  740  505,70  Mark 

In  derselben  Zeit  wurde  abgehoben  .     .     .     .      37  251  141,06       „ 

Guthaben  der  Genossenschaften  am  Ende  des 

Jahres  1909 8  489  364,64  Mark 

An  Wechseln  (sowohl  von  Genossenschaften  als  auch  von 
Privatpersonen)  besaß  die  Bank  am  Ende  des  Jahres  1909 
20  992  262  Mark. 

Das  Wechsel-,  Konto-Korrent-  und  Hypotheken-Konto  zusammen 
betrug  im  Jahre 


1886 

262  674  Mark 

1890 

3  204  660      ,. 

1895 

4  971895       „ 

1900 

5  267  463       „ 

1905 

16  958  230      „ 

1909 

31  209  644       „ 

An  Dividende  wurde  mit  Ausnahme  des  Jahres   1886  (5  Proz) 
alle  Jahre  hindurch  6  Proz.  ausgezahlt. 
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Bilanz  per  31.  Dezember  1909. 

Aktiva 


Passiva 




Mark 

Pfg. 

Mark 

Pfg. 

Kasse 

1S9512 

32 

Aktienkapital 

6  000  000 

— 

Nichteingezahlte    Raten      auf     Aktien- 

Kapital  V.     Emission 

1  897  000 

— 

Konto-Korr,:  Eingetr.  Genossenscb. 

125  652 

92 

8  489  364 

64 

,,        Banken 

146  027 

99 

2  627  450 

57 

„         Privatpersonen 

7  232  781 

43 

20  684  949 

50 

Effekten 

5  674  742 

41 

Wechsel 

20  992  262 

56 

Obligo  für  eskont.  Wechsel 

713  418 

18 

Wechsel,  eskont. 

713418 

18 

Gerichtskosten 

7 

50 

Reservefonds                                300  000 

Reservedividendenfonds               So  000 

Delcrederefonds                           100  400 

Speziaireservefonds                      400  024 

Immobilienfonds                             30  000 

Pensionsfonds                                   60  000 

970  424 

— 

Hypotheken 

2  712  969 

30 

auf  Immob.,Wilhelmstr.  26 

270  000 

— 

Immobilien: 

Wilhelmstr.  26                   443  331,48 

Kronprinzenstraße  76          81  601,27 

in  Glowno                             21  620,50 

546  562 

25 

Mobilien 

100 

— 

Dividenden  pro  1904-1908 

4  620 

— 

Gewinn 

470  759 

97 

40  230  986 

86     1 

40  230  986 

86 

2.  Das  Verhältnis   der  Verbandsbank   und   der  Genossenschaften 

zu  einander. 

Ich  habe  schon  früher  Gelegenheit  gehabt,  als  ich  über  die 
unmittelbaren  Ursachen  der  Gründung  der  \'erbandsbank  sprach, 
zu  bemerken,  daß  eine  Genossenschaft,  welche  ihren  Zwecken 
gerecht  werden  will,  immer  in  der  Lage  sein  muß,  Spargelder  an- 
zunehmen. Sie  kann  nicht  sagen,  jetzt  kann  ich  keine  Einlagen 
gebrauchen,  weil  ich  sie  nicht  günstig  unterbringen  kann.  Ander- 
seits muß  sie  immer  über  Mittel  verfügen,  um  ihren  Satzungen 
gemäß  Kapitalien  vorstrecken  zu  können.  Sie  würde  bald  als  un- 
zureichend angesehen  und  vernachlässigt  werden,  wollte  sie  berech- 
tigte Darlehensgesuchc  mit  der  Begründung  ablehnen,  sie  hätte  jetzt 
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keine  Mittel  zur  Verfügung.  Um  also  den  Geschäftsbetrieb  gleich- 
mäßig fortführen  zu  können,  müssen  die  Genossenschaften  eine 
Zentral-Bank  besitzen,  eine  Ausgleichstellc  nicht  nur  für  zeitlichen, 
sondern  auch  lokalen  Kapitalüberschuß  und  Kapitalbedarf. 

Die  polnischen  Genossenschaften  haben  nun  eine  Zentral-Bank, 
und  das  wichtigste  dabei  ist  der  Umstand,  daß  sie  als  Aktionäre 
unmittelbar  Glieder  und  Träger  der  Bank  sind,  daß  sie  in  der 
Generalversammlung  alle  die  weitgehendsten  Rechte,  die  das  Gesetz 
dem  Aktionär  zuspricht,  ausüben  können  und  an  allem  Nutzen  des 
Instituts  unmittelbar  teilnehmen. 

Nach  §  23  der  Statutenbestimmungen  der  Zentral-Bank  muß 
jedes  Mitglied  des  Aufsichtsrates  wenigstens  10  Aktien  ä  1000  Mark 
besitzen.  Diesen  Anteil  am  Aktienkapital  muß  unbedingt  jede  Ge- 
nossenschaft haben,  will  sie  im  Aufsichtsrat  vertreten  werden.  Die 
Vertreter  der  Genossenschaft  brauchen  persönlich  keine  Aktien  zu 
besitzen. 

Der  Aufsichtsrat  hat  die  Aufsicht  über  die  Geschäftstätigkeiten 
der  leitenden  Organe  zu  führen ;  ihm  steht  jederzeit  das  Recht  der 
Bücherrevision  zu.  Er  hat  zu  bestimmen,  welche  Geschäfte  der 
Hauptsache  nach  die  Bank  ausführen,  und  in  welcher  Höhe  Kredit 
gewährt  werden  darf.  Der  Aufsichtsrat  ist  verpflichtet,  wenigstens 
einmal  im  Jahre  eine  Revision  der  Kasse  und  aller  Bankgeschäfte 
vorzunehmen. 

An  dem  gesamten  Aktienkapital  von  3  Mill.  Mark  hatten  im 
Jahre   1908  einen  Anteil 

166  Genossenschaften      2  358  200  Mark  =  78,6  Proz. 
Privatpersonen  641800      „     =21,4      „ 

zusammen      3  000  000  Mark 

Der  größte  Anteil  der  Genossenschaft  am  Aktienkapital  betrug 
in  demselben  Jahre  150  000  Mark,  der  kleinste  1000  Mark. 

Einen  Anteil  von : 

1000—      9000  Mark  besaßen  86  Genossenschaften 
10  000—150  000       „  „         80 

Trotzdem  der  Prozentsatz  an  dem  Aktienbesitz  von  selten 
Privater  ein  beträchtlicher  ist,  so  zeigen  die  oben  angeführten 
Zahlen  dennoch,  daß  das  Übergewicht  in  der  Generalversammlung, 
aber  auch  im  Aufsichtsrate  von  vornherein  den  Genossenschaften 
zugesichert  ist.  Fügen  wir  noch  die  vorhin  erwähnte  Änderung 
der  Stimmenberechtigung  hinzu,  so  steht  es  völlig  in  der  Macht 
der  Genossenschaften,  einen  Haupteinfluß  auf  die  Wahlen  zum  Auf- 
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sichtsrate,  die  Verwaltung  und  den  Gang  der  Geschäfte  auszuüben. 
Außer  diesen  unmittelbaren  Mitteln,  durch  die  die  Genossenschaften 
in  ihrem  Sinne  den  Geschäftsgang  der  Zentral-Bank  leiten  lassen 
können,  besitzen  sie  auch  noch  in  der  wichtigen  Stellung  des 
Kurators  gegenüber  der  Bank  sozusagen  einen  ständigen  Auf- 
seher, der  die  Maßnahmen  der  Verwaltungsorgane  zu  überwachen 
hat,  damit  die  Geschäftsführung  nicht  etwa  zugunsten  Privater  und 
zum   Schaden  der  Genossenschaften  ausartet. 

Wie  hat  nun  die  Zentral-Bank  die  ihr  allmählich  zugewachsene 
wirtschaftliche  Macht  benutzt?  Sie  hat  sie  nicht  als  Selbstzweck 
betrachtet,  sondern  als  genossenschaftliches  Institut  die  ihr  gebotenen 
Möglichkeiten  benutzt,  um  der  Gesamtheit  der  Genossenschaften 
Nutzen  zu  bringen.  Sie  hat  sich  als  Aufgabe  gestellt,  den  Zu-  und 
Abfluß  der  Kapitalien  in  den  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften zu  regeln. 

Die  Zentral-Bank  ist  verpflichtet,  jederzeit  Kapitaleinlagen  von 
Genossenschaften  aufzunehmen,  und  verzinst  dieselben  mit  4  Proz. 
bei  täglicher  Kündigung  und  4ViO  bis  45/lo  Proz.  bei  ein-  oder 
mehrmonatlicher  Kündigungsfrist.  Dieser  Zinsfuß  ist  unabhängig 
vom  Sinken  oder  Steigen  des  Reichsbankdiskonts,  Diese  Stabilität 
des  Zinsfußes  ist  für  die  Genossenschaften  von  der  weitgehendsten 
Bedeutung.  Sie  setzt  die  Genossenschaften,  die  iiirerseits  ebenfalls 
einen  ständig  gleichmäßigen  Zinsfuß  zugrunde  gelegt  haben,  in 
den  Stand,  Spareinlagen  jederzeit  aufnehmen  zu  können. 

Den  Genossenschaften  steht  das  Recht  zu,  von  der  Zentral- 
Bank  bis  zu  einem  Drittel  ihres  eigenen  Vermögens  Kredit  zu 
fordern.  In  dem  Maße  jedoch,  als  kapitalkräftige  Genossenschaften 
von  dem  ihnen  zustehenden  Rechte  keinen  Gebrauch  machen,  da 
sie  sich  eines  Kapitalüberschusses  erfreuen ,  erhalten  namentlich 
jüngere  Genossenschaften  auf  Antrag  des  Kurators  in  der  Regel 
einen  höheren  Kredit,  als  es  das  Reglement  vorschreibt- 

Von  den  gewährten  Krediten  erhebt  die  Verbandsbank  4, 
4 1/2,  45/8  und  5  Proz.  Zinsen.  Wenn  wir  diese  Zinssätze  auf  der 
Kredit-  und  Debetseite  miteinander  vergleichen,  so  müssen  wir 
zugeben,  daß,  wenn  die  Genossenschaften  für  entliehene  Kapitalien 
aus  der  Zentralbank  41/2 — 5  Proz.  vergüten  müssen,  von  ihren 
Mitgliedern  aber  auch  nur  denselben  Zinsfuß  erheben,  für  diese  Ge. 
nossenschaften  das  Zinsverhältnis  allgemein  ungünstig  ist.  Anderer- 
seits bleibt  aucii  zugunsten  der  Verbandsbank  eine  so  kleine  Zins- 
spannung übrig,  daß  eine  weitere  Herabsetzung  des  Zinsfußes  von 
Darlehen  für  die  Zentral-Bank  wohl  kaum   möglich  ist.    ,, Jeder  muß 
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zugeben,"  —  schreil)t  Kusztelan  —  „daß  der  Unterschied 
zwischen  gewährter  Zinsvergütung  und  erhaltenen  Zinsen  von  Dar- 
lehen für  die  Zcntral-]>ank  nur  V'2  Pro/c.  })eträgt.  Wir  haben  dadurch 
eine  Grenze  erreicht,  die  wir  nicht  überschreiten  dürfen,  falls  wir 
nicht  halben  wollen,  daß  die  Zentral-Bank  Verluste  erleidet.  Man 
könnte  den  Genossenschaften  billigeren  Kredit  gewähren,  wenn  sie 
sich  ihrerseits  ebenfalls  mit  einer  niedrigeren  Zinsvergütung  von 
Depositen  begnügen  würden." 

Wenn  ich  von  der  Bank  als  Zentralgenossenschaft  gesprochen 
habe,  so  versteht  es  sich  damit  nicht,  daß  die  Bank  nur  aus- 
schließlich mit  Genossenschaften  arbeitet.  Die  Gründung  der  Bank 
ist  aus  dem  Bedürfnisse  nach  einem  Geldausgleich  bei  den  Genossen- 
schaften entstanden,  trotzdem  arbeitet  sie  ganz  gern  auch  mit 
Privaten,  nachdem  sie  zuvor  das  Kreditbedürfnis  der  Genossen- 
schaften befriedigt  hatte. 

Im  Jahre  1909  waren  die  Umsätze  mit  Genossenschaften 
folgende : 

Guthaben  am  Anfang  des  Jahres  1909  .  .  11865  277,05  Mark 
Während  des  Jahres  wurden  eingezahlt     .     .      33  875  228,65 

45  740  505,70  Mark 
Abgehoben  wurden  während  des  Jahres   .     .      37  251  141,06       „ 
Guthaben  am  Ende  des  Jahres 8  489  364,64  Mark 

An    Private  wurden  während   des  Jahres 
1909    auf   laufende   Rechnungen    gegen    eine 

sichere  Unterlage  ausgeliehen 31  785  208,56  Mark 

Zurückgezahlt  wurden 24  552  477,13 ,^_ 

Schuld  am  Ende  des  Jahres 7  232  731,43  Mark 

Dagegen  betrugen  am  Ende  des  Jahres  1909  die  Einlagen  der 
Privaten  20  684  949,50  Markl). 

Die  Privatkundschaft  wird  von  der  Bank  nicht  gering  geschätzt. 
Der  aus  Privatgeschäften  sich  ergebende  Gewinn  ist  lukrativer  und 
setzt  die  Bank  in  den  Stand,  einerseits  die  für  die  Verteilung  der 
Dividende  und  Ansammlung  von  Reservefonds  erforderlichen  Über- 
schüsse leichter  aufzubringen,  andererseits  aber  den  Genossen- 
schaften bei  der  Kreditbefriedigung  größere  Vergünstigung  zu 
gewähren. 


1)  Während  die  Guthaben  der  Genossenschaften  als  Depositen  anzusehen 
sind,  setzen  sich  die  Einlagen  von  Privatpersonen  zum  großen  Teile  aus  Sparein- 
lagen zusammen.  Die  Bank  nimmt  neben  den  Depositen  in  gleicher  Weise  wie 
jede  andere  Genossenschaft  auch  Spareinlagen  an. 
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3.  Verhältnis  der  Verbandsbank  zur  Preußischen 
Zentral-Genossenschaftskasse  zu  Berlin. 

Zur  Förderung  des  Personalkredits,  und  insbesondere  des  ge- 
nossenschaftlichen Personalkredits,  wurde  im  Jahre  1895  die 
„Preußische  Zentral-Genossenschaftskasse  zu  Berlin"  gegründet,  der 
vom  Staate  eine  Einlage  von  5  Mill.  Mark  gewährt  wurde.  Im 
Jahre  1896  wurde  dieselbe  auf  20  Mill.  Mark,  1898  auf  50  Mill. 
Mark  und   1909  auf  75  Mill.  Mark  erhöht. 

Auf  Antrag  des  Anwalts  wurde  im  Jahre  1896  auch  die  pol- 
nische Verbandsbank  für  kreditfähig  erklärt  und  ihr  ein  Kredit 
von  200  000  Mark  zuerkannt.  Es  war  gerade  die  Zeit,  in  der  sich 
Fürst  ßismarck  vom  öffentlichen  Leben  zurückzog  und  an  seiner 
Stelle  Caprivi  Ministerpräsident  wurde.  Mit  Caprivi  tritt  eine 
Änderung  in  der  Politik  des  Staates  gegenüber  den  Polen  ein.  Um 
die  Polenstimmen  für  die  neu  zu  bewilligenden  Ausgaben  für  Heer 
und  Marine  zu  gewinnen,  ließ  das  strenge  Regiment,  daß  unter  dem 
Fürsten  Bismarck  herrschte,  etwas  nach,  und  es  schien  eine  Ver- 
söhnungsära einzutreten.  Auf  diese  Ursachen  ist  es  wohl  zurück- 
zuführen, daß  bei  der  Erteilung  des  Privilegs  der  Revision  vom 
Ministerium  keine  Schwierigkeiten  gemacht  wurden,  und  daß  die 
Preußenkasse  sich  bereit  erklärte,  trotzdem  ein  Teil  der  deutschen 
Presse  dagegen  protestierte,  mit  der  polnischen  Verbandsbank  in 
Geschäftsverkehr  zu  treten,  und  ihr  einen  Kredit  von  der  vorhin 
erwähnten  Höhe  bewilligte.  Dieser  Kredit  war  mit  Rücksicht  darauf, 
daß  die  Bank  damals  nur  1/2  Mill.  Aktienkapital  und  ca.  150  000  M. 
Reserven  besaß,  recht  bedeutend. 

Aber  nicht  lange  dauerten  die  freundschaftlichen  Beziehungen. 
Ein  Teil  der  deutschen  Presse  protestierte  gegen  Gewährung  von 
preußischen  Staatsmitteln  an  einen  Verband,  der  polnische  Propaganda 
betreibe,  und  verlangte,  daß  das  Abgeordnetenhaus  die  nötigen 
Vorkehrungen  treffen  sollte,  um  den  Geschäftsverkehr  der  Preußen- 
kasse mit  der  polnischen  Zentralbank  wieder  aufzulösen.  ,, Hoffent- 
lich wird  im  Abgeordnetenhause  dieser  Fall  zur  Sprache  gebracht 
und  dabei  von  seiten  der  Regierung  eine  Auffassung  vertreten 
werden,  welche  es  in  der  Zukunft  der  Zentral-Genossenschaftskasse 
unmöglich  macht,  der  polnischen  Propaganda  mit  Staatsmitteln 
unter  die  Arme  zu  greifen"  l). 

So  knüpfte  denn  schon  im  Jahre  1897  die  Direktion  auf  Drängen 
der  politischen  Partei,  insbesondere  des  Finan/niinisteriums,  an  die 


1)    Bernhard,  Das  polnische  Gem.,   S.  230 
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Krediterteilung  mancherlei  Bedingungen  an.  Namentlich  verlangte 
sie,  daß  der  Kredit  nur  solchen  Genossenschaften  gewährt  werde, 
welche  aus  ihrer  Mitte  deutsche  Mitglieder  nicht  ausschlössen,  und 
welche  ihren  deutschen  Mitgliedern  nicht  verbieten,  in  den  General- 
versammlungen und  im  Geschäftslokal  der  Genossenschaft  deutsch 
zu  sprechen. 

Daran  schlössen  sich  lange  Verhandlungen  des  Anwalts  mit 
der  Direktion  an,  um  die  Beziehungen  aufrecht  zu  erhalten.  Der 
Anwalt  erklärte,  daß  die  polnischen  Genossenschaften  die  Deutschen 
ebenso  wie  die  Polen  nicht  nur  in  ihre  Mitgliederzahl  aufnähmen, 
sondern  daß  es  sogar  Genossenschaften  gäbe,  deren  Mitglieder  zum 
größten  Teil  aus  Polen  beständen,  deren  Vorstand  aber  Deutsche 
bildeten,  mit  denen  man  sich  in  deutscher  Sprache  verständigen 
müßte,  da  sie  polnisch  gar  nicht  verständen.  Eine  Zurücksetzung 
deutscher  Mitglieder  aus  nationalen  Gründen  sei  bei  den  polnischen 
Genossenschaften  nicht  vorgekommen. 

Trotzdem  verlangte  die  preußische  Zentralkasse  eine  Erklärung 
seitens  der  Genossenschaften,  denen  Kredit  gewährt  werden  sollte,  daß 

a)  die  Genossenschaften  Deutsche  als  Mitglieder  aufnehmen  und 
sich  im  Verkehr  mit  ihnen  der  deutschen  Sprache  bedienen, 

b)  ihre  Bekanntmachungen  in  deutscher  Sprache  mindestens  in 
einem  in  der  Gegend  gelesenen  deutschen  Blatte  veröffent- 
lichen, 

c)  falls  sie  deutsche  Mitglieder  in  ihrer  Mitte  aufzuweisen  hätten, 
auch  die  Protokolle  der  Generalversammlungen  daselbst 
veröffentlichen, 

d)  falls  ad  a)  bis  c)  eine  Statutenänderung  nötig  sein  sollte, 
die  Genossenschaft  geneigt  sein  werde,  eine  solche  durch- 
zuführen. 

Da  diese  Forderungen  nichts  Neues  enthielten,  weil  die  Ge- 
nossenschaften bis  dahin  keinen  Unterschied  zwischen  deutschen 
und  polnischen  Mitgliedern  machten,  und  auch  sich  den  deutschen 
Mitgliedern  gegenüber  der  deutschen  Sprache  bedienten,  gab  man 
dem  Wunsche  der  Zentralkasse  nach,  auch  aus  dem  Grunde,  um 
nicht  den  Anschein  zu  erwecken,  daß  sich  die  polnischen  Genossen- 
schaften durch    andere   als  wirtschaftliche   Prinzipien    leiten   ließen. 

Am  20.  Mai  teilte  die  Direktion  der  Preußenkasse  der  Ver- 
bandsbank mit,  daß  es  amtlich  festgestellt  worden  sei,  daß  5  Ge- 
nossenschaften, die  Kredit  seitens  der  Zentralkasse  genössen,  sich 
der  deutschen  Sprache  nicht  den  gestellten  Bedingungen  gemäß 
bedient    hätten,    und   daß    der  ihnen  in  Höhe  von  59  500  Mark  er- 
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teilte  Kredit  zurückgezogen  und  außerdem  der  der  Bank  erteilte  Kredit 
von  200  000  Mark  auf  140  500  Mark  herabgesetzt  werde.  Da  unter 
den  genannten  Genossenschaften  sich  auch  die  aus  Mogilno  befand, 
in  der  der  Anwalt  Vorsitzender  des  Aufsichtsrates  war,  so  stellte 
er  den  dieser  Genossenschaft  gemachten  Vorwurf  in  Abrede  und 
bat  um  Nennung  des  Falles,  in  dem  die  Genossenschaft  gefehlt 
hatte.  Auf  seine  Anfrage  erhielt  er  jedoch  keine  Antwort,  hin- 
gegen wurde  der  Kredit  seitens  der  Zentralkasse  auf  120500  Mark 
herabgesetzt,  und  als  er  auch  späterhin  bis  auf  74000  Mark  fiel,  so 
daß  der  Vorteil  des  billigen  Kredits  schließlich  die  Inseratskosten 
in  deutschen  Zeitungen  nicht  deckte,  verzichtete  die  Verbandsleitung 
auf  die  Unterstützung  der  Preußenkasse. 

Nach  der  Auflösung  der  Beziehungen  zu  der  Preußenkasse 
knüpfte  die  Verbandsbank  mit  verschiedenen  Großbanken  Geschäfts- 
verbindung an,  von  denen  sie  gegen  Unterlage  für  vorübergehende 
Fälle  Kredit  erhält. 


V.  Einkaufs-  und  Absatzvereine. 


Bis  in  die  80  er  Jahre  gab  es  deutscher-  wie  polnischerseits 
eine  Reihe  Genossenschaften,  an  die  sich  der  Bauer  in  Kreditnot 
wenden  konnte.  Aber  alle  diese  stellten  sich  den  Kampf  mit  dem 
Geldwucher  zur  Aufgabe.  Genossenschaften,  die  sich  mit  dem 
Verkauf  von  Bodenerzeugnissen  befaßten,  gab  es  nicht.  Erst  seit 
Mitte  der  80  er  Jahre  wurden  deutscherseits  ländliche  Genossen- 
schaften gegründet,  deren  Zweck  nicht  nur  Gewährung  von  Geld- 
kredit, sondern  auch  daneben  Bezug  von  landwirtschaftlichen  Be- 
darfsartikeln und  Warenkreditierung  sein  sollte. 

Anfang  der  90  er  Jahre  entstanden  außerdem  eine  Reihe  von 
landwirtschaftlichen  Bezugs-  und  Absatzgenossenschaften.  Zweck 
dieser  Genossenschaften  ist: 

1.  gemeinschaftlicher  Einkauf    von  Verbrauchsstoffen    und  Gegen- 
ständen des  landwirtschaftlichen  Betriebes ; 

2.  gemeinschaftlicher  Verkauf  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse. 

Im  Jahre  1909  bestanden  31  derartige  deutsche  Genossen- 
schaften, von  denen  3  die  unbeschränkte  und  28  die  beschränkte 
Haftpflicht  angenommen  haben. 

Verb.  d.  landw.  Verb,  deutsch. 

Genossensch.  Genossenscb. 

Zahl  der  Genossenschaften                      16  15 

Mitgliederzahl 43SI  3104 

Geschättsguthaben      .     .     .           262  930  M.  203  226  M. 

Reserven 164  951   M.  183  463  M. 

Der  Getreideumsatz  belief  sich  bei  den  Genossenschaften  des 
Verbandes  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  auf  2,6  Mill. 
Mark,  der  Warenbezug  auf  7,1  Mill.  Mark,  bei  den  des  Verbandes 
deutscher  Genossenschaften  der  Getreideumsatz  auf  5,9  Mill.  Mark 
und  der  Warenbezug  auf  3,7  Mill.  Mark^). 


1)  Der  Wert  der  Warenbezüge  betrug  im  Jahre  1909  bei  den  Spar-  und 
Darlehnskassen  im  Verbände  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  1,5  Mill.  M. 
und  im   Verbände  deutscher  Genossenschaften  2,4  Mill.   M. 
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Im  Jahre  1909  wurden  umgesetzt: 


Verb,  d,   landw. 

Verb,  deutsch. 

Genossensch. 

Genossensch. 

Getreide     . 

280  609  Ztr. 

715  SOS  Ztr. 

Düngemittel 

33S  556     „ 

260  456     „ 

Futtermittel 

153  275     „ 

194  990     . 

Sämereien 

3  107     , 

3  926     „ 

Kartoffeln 

14  133     „ 

— 

Kohlen      . 

— 

308  864     „ 

Auf  eine  weitere  Ausbreitung  der  Bezugs-  und  Absatzgenossen- 
schaften in  der  Provinz  Posen  scheint  man  deutscherseits  zu  ver- 
zichten und  sich  nur  auf  die  Entwicklung  der  bestehenden  Vereine 
zu  beschränken.  „Es  ergab  sich  der  Übelstand,  daß  sie  durch 
Vorschüsse  und  Warenkreditierung  den  Geschäftsbetrieb  der  Dar- 
lehenskassen, die  das  wertvollste  Glied  der  genossenschaftlichen 
Organisation  sind,  störten,  und  da  es  auch  aus  anderen  Gründen 
geboten  erschien,  wurden  die  Ein-  und  Verkaufsvereine  möglichst 
eng  an  die  Posener  Zentrale  angegliedert,  um  wirksame  Aufsicht 
von  hier  aus  einzuführen.  Neugründungen  dieser  Art  werden 
möglichst  vermieden.  Die  vorhandenen  Genossenschaften  werden 
weiter  entwickelt  in  der  Richtung,  daß  sie  den  Verkehr  mit  großen 
Besitzern  und  den  kleinen  Verkehr,  der  sich  nicht  durch  den 
waggonweisen  Bezug  der  Darlehensvereine  befriedigen  läßt,  pflegen 
sollen^)." 

Die  polnischen  Einkaufs-  und  Absatzvereine  durchweg  „Rolnik" 
genannt,  setzten  erst  mit  dem  Jahre   1901   ein^). 

Zweck  derselben  ist:  Gemeinschaftlicher  Ein-  und  Verkauf 
landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  und  Bedürfnisse. 

Sie  sollen  dem  Bauern,  der  gar  zu  oft  durch  gewissenlose  Kauf- 
leute bei  Getreide,  Dünge-  und  Futtermitteln  oder  bei  anderen 
Artikeln  durch  Preis  und  minderwertige  Qualität  in  seinem  Er- 
werbslohn geschmälert  wurde,  auf  genossenschaftlichem  Wege 
Schutz  gewähren. 

Im  Jahre  1910  betrug  die  Zahl  dieser  Vereine  50.  48  Vereine 
besaßen  5846  Mitglieder,  525099  Mark  Geschäftsguthaben  und 
397  211  Mark  Reserven.  Auf  eine  Genossenschaft  kamen  durch- 
schnittlich 122  Mitglieder,  10  939  Mark  Geschäftsguthaben  und 
8275  Mark  Reserven. 


1)  Festschrift   zum    25 jährigen    Bestehen    des   Reichsverbandes   der    deutschen 
landwirtschaftlichen  Genossenschaften  18S3 — 1908,  S.  70. 

2)  Vgl.  S.  34. 
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Es  wurden  umgesetzt  im  Jahre 'j: 


19()!l/10 

1906/07 

Getreide 

1794  931 

Ztr. 

394  369  Ztr 

Düngemittel 

1  063  367 

„ 

221  554     „ 

Futtermittel 

498  822 

„ 

178  807     „ 

Sämereien 

19  475 

y. 

7616     , 

Kartoffeln   . 

475  203 

y. 

— 

Kolilcn  , 

897  163 

„ 

310  099     „ 

Die  Ein-  und  Verkaufsgenossenschaften  sind  durchweg  Schöp- 
fungen jüngster  Zeit  und  besitzen  deshalb  ein  geringes  eigenes 
Kapital  im  Verhältnis  zu  den  erforderlichen  Betriebsmitteln. 

Infolge  des  geringen  eigenen  Vermögens  und  der  beschränkten 
Haftpflicht  der  Vereine,  welche  für  die  in  Anspruch  genommenen 
Kredite  nicht  die  weitgehendste  Sicherheit  bietet,  wie  die  unbe- 
schränkte Haftpflicht,  ward  auf  die  Bildung  eines  eigenen  großen 
Vermögens  großer  Wert  gelegt.  »Der  Verbandstag  von  1908 
empfiehlt  dem  Anwalt,  mit  Hilfe  einer  Kommission  und  besonderer 
Versammlung  von  Delegierten  der  Einkaufs-  und  Absatzvereine  die 
Entwicklung  der  Vereine  zu  fördern.  Die  Vereine  sollen  auf  rein 
genossenschaftlicher  Grundlage  stehen,  vor  allem  nach  Verstärkung 
der  Reserven  streben  und  dafür  sorgen,  daß  das  eigene  Vermögen 
im  richtigen  Verhältnis  zu  den  gewährten  und  entnommenen  Kre- 
diten steht."  Der  Genossenschaftstag  von  1910  schlägt  für  die 
Vergrößerung  des  Betriebskapitals  den  Vereinen  drei  Wege  vor: 
Vermehrung  der  Mitgliederzahl,  bez.  der  Geschäftsguthaben,  die 
Höhe  der  Kreditgewährung  von  der  Zahl  der  Geschäftsanteile  des 
betreffenden  Genossen  abhängig  zu  machen  und  endlich  kleine 
Dividende  zu  verteilen,  dagegen  auf  die  Verstärkung  der  Reserven 
Gewicht  zu  legen. 

Das  Verlust-  und  Gewinnkonto  der  43  polnischen  Vereine  wies 
im  Jahre  1908/09  folgende  Ziffern  auf: 

4  Vereine  hatten  einen  Verlust  von     15  654,31   Mark 
39  Vereine  hatten  einen  Gewinn  von   190  058,06      „ 
Der  Gewinn  wmrde  in  folgender  Weise  verteilt: 

Dividende  16  342,62  Mark  =  8,6  Proz. 

Reserven  144  476,46  Mark  =  76 

Übertrag  auf 
das  nächstfol- 
gende Jahr  29238,98  Mark  =  5,4       „ 

190058.06  Mark  =  100  Proz. 


1)  Poradnik.  dla  Spölek  1911,  Nr.  9,  S.  67. 
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Aus  dieser  Zusammenstellung  ersieht  man,  daß  die  Vereine 
76  Proz.  vom  ganzen  Reingewinn  den  Reserven  überwiesen  und 
nur  8,6  Proz.  auf  die  Verteilung  der  Dividende  bestimmten.  Daher 
ist  es  nicht  wunderbar,  wenn  das  Verhältnis  des  eigenen  Kapitals 
zu  fremden  Mitteln  15,7  Proz.  beträgt,  trotzdem  diese  Vereine 
durchweg  zu  den  jüngsten  Schöpfungen  zu  rechnen  sind,  und 
trotzdem  ihr  Geschäftsbetrieb  verhältnismäßig  große  Betriebsmittel 
erfordert.  An  Dividende  verteilten  alle  43  Vereine  zusammen 
durchschnitdich  4,4  Proz.  Da  sich  jedoch  unter  diesen  9  Genossen- 
schaften befinden,  und  zwar  4,  die  infolge  eines  Verlustes,  5  eines 
bescheidenen  Gewinnes  wegen  keine  Dividende  bewilligen  konnten 
und  deren  Geschäftsguthaben  zusammen  41  735  Mark  betrug,  so 
dürfte  die  richtige  durchschnittliche  Höhe  der  verteilten  Dividende 
etwa  4,9  Proz.  betragen. 

Das  erforderliche  Betriebskapital  wird  durch  Geschäftsguthaben, 
Reserven  und  Anleihen  bei  Kreditgenossenschaften  gebildet;  An- 
leihen von  Privaten  in  Form  von  Spareinlagen  sollen  von  den 
Vereinen  nicht  aufgenommen  werden. 

Die  Geschäftsanteile  sind  auf  200  Mark  festgesetzt,  auf  die 
jährlich  20  Mark  im  voraus  zu  bezahlen  sind.  Ein  Genosse  darf 
höchstens  10  Anteile  erwerben.  Die  Haftpflicht  für  jeden  Anteil 
beträgt  1000  Mark. 

Auf  Grund  dieser  Haftpflicht  macht  die  Genossenschaft  Anleihe 
bei  der  Bank.  Die  kreditgewährende  Bank  rechnet  damit,  daß 
wenigstens  die  Hälfte  der  Mitglieder  der  Genossenschaft  wirklich 
ein  Vermögen  von  mindestens  1000  Mark  besitzt,  da  Mitglied  der 
Einkaufs-  und  Absatzvereine  nur  der  werden  kann,  der  Grund  und 
Boden  und  Inventar  besitzt. 

Eine  weitere  Garantie  für  die  kreditgewährende  Bank  bietet  die 
Wirtschaft  in  den  Einkaufs-  und  Absatzvereinen.  Dieselbe  kann 
entweder  eine  rationelle  oder  aber  auch  eine  leichtsinnige  sein. 
Dies  können  am  besten  die  beurteilen,  welche  sich  an  Ort  und 
Stelle  befinden,  welche  in  unmittelbarer  Berührung  mit  dem  Vereine 
stehen,  also  Aufsichtsrats-  oder  Vorstandsmitglieder  desselben  sind. 
Daraus  ergibt  sich,  daß  das  geeignetste  Kreditinstitut  für  den  Ein- 
kaufs- und  Absatzverein  diejenige  Kreditgenossenschaft  bildet,  die 
ihren  Sitz  an  demselben  Orte  oder  doch  wenigstens  in  der  un- 
mittelbaren Nähe  des  Vereines  hat.  Daher  wird  auch  kein  Ein- 
kaufs- und  Absatzverein  gegründet,  wo  sich  nicht  etwa  schon  eine 
Kreditgenossenschaft  befindet. 

Die  Einkaufs-  und  Absatzvereine  gewähren  keine  Kapitalvor- 
zeitschrift für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzun^sheft  43.  S 
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Schüsse,  sondern  Warenkredit.  Bei  Gewährung  \on  Kredit  spielt 
eine  große  Rolle  nicht  nur  die  persönliche  Sicherheit  des  Kredit- 
nehmers, sondern  aucii  die  Erwägung,  ob  der  geforderte  Kredit 
auch  wirklich  im  eigenen  landwirtschaftlichen  Interesse  des  Kredit- 
suchenden liegt,  und  ob  der  zu  gewährende  Kredit  nicht  die  Kräfte 
der  Genossenschaft  selbst  übersteigt.  Eine  junge  Genossenschaft 
ist  beispielsweise  nicht  in  der  Lage,  die  Anforderungen  zu  erfüllen, 
die  an  sie  ein  Großgrundbesitzer  von  einigen  Tausend  Morgen 
stellen  würde,  obw^ohl  dieses  Besitztum  die  vollste  Sicherheit  bieten 
würde.  Sollte  sie  aber  dennoch  einen  solchen  Kredit  geben  können, 
so  würde  es  zum  Nachteil  der  kleinen  Landwirte  geschehen,  für 
die  in  erster  Linie  diese  Genossenschaften  geschaffen  worden  sind. 

Die  Mitglieder   erhalten  Kredit    unter   folgenden  Bedingungen : 

1)  Ohne  Zinsen  für  die  Zeit,  für  welche  die  Genossenschaft 
selbst  von  ihren  Lieferanten  Kredit  erhält ; 

2)  wird  die  Rechnung  in  dieser  Zeit  nicht  beglichen,  so  be- 
rechnet die  Genossenschaft  6  Proz.  Der  Vorstand  ist  auch 
befugt,  einen  Wechsel  zu  fordern ; 

3)  im  Falle  einer  Prolongation  des  Akzeptes  muß  der  Schuldner 
wenigstens  8  Tage  vor  dem  Verfalltermine  an  den  Vorstand 
ein  Gesuch  einreichen. 

Obwohl  für  die  polnischen  Genossenschaften  eine  Geldzentrale 
gegründet  worden  ist,  so  stehen  die  Ein-  und  Verkaufsvereine 
dennoch  nicht  mit  ihr  in  unmittelbarem  Geldverkehr.  In  der  Regel 
besorgt  die  Kreditgeschäfte  des  Vereines  diejenige  Kreditgenossen- 
schaft, die  ihren  Sitz  an  Ort  und  Stelle  oder  in  der  unmittelbarsten 
Nachbarschaft  hat,  und  nur  in  sehr  wenigen  Fällen  die  Verbands- 
bank. Erstere  finanziert  den  Verein,  indem  sie  ihm  das  erforder- 
liche Betriebskapital  zur  Verfügung  stellt,  sei  es  in  Form  von 
W^echselkredit  gegen  ein  Akzept  des  Vereines  selbst,  sei  es  in  Form 
von  Diskontierungen  der  Kunden  Wechsel  des  \'ereines.  Besitzt  die 
Kreditgenossenschaft  nicht  so  viel  Kapital,  um  das  Kreditbedürfnis 
des  Vereines  zu  befriedigen,  so  wendet  sie  sich  an  die  Zentral- 
Bank,  die  ihr  die  erforderlichen  Gelder  vorschießt.  Während  also 
die  deutschen  Vereine  mit  ihrer  Zentrale  im  direkten  Geschäfts- 
verkehr stehen,  herrscht  bei  den  polnischen  Einkaufs-  und  Absatz- 
vereinen eine  Dezentralisation  vor.  Dieselbe  ist  aus  dem  Grunde 
eingeführt,  weil  die  betreffende  Nachbargenossenschaft  am  besten 
in  der  Lage  ist,  den  Geschäftsgang  des  Vereines  zu  übersehen,  ob 
er  in  solider  und  nicht  spekulativer  Weise  verläuft.    Sie  ist  in'olgc- 
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dessen  imstande,  am  besten  beurteilen  zu  können,  ob  der  Verein 
überhaupt  oder  in  der  beanspruchten  Höhe  Kredit  verdient. 

Eine  Kontrolle  der  Geschäftstätigkeit  der  Vereine  wird  der 
kreditgewährenden  Genossenschaft  noch  durch  den  Umstand  er- 
leichtert, daß  Mitglieder  des  Aufsichtsrates  einer  Kreditgenossenschaft 
vielfach  zugleich  Aufsichtsratsmitglieder  des  Einkaufs-  und  Absatz- 
vereines sind.  Diese  Personalunion  zwischen  den  beiden  Typen 
von  Genossenschaften  ist  eine  notwendige  Folge  der  herrschenden 
Verhältnisse  des  betreffenden  Ortes.  Man  denke  sich  eine  kleine 
Stadt  von  ein  paar  tausend  Einwohnern,  in  der  ein  Geistlicher, 
ein  Apotheker  und  ein  Arzt  die  Intelligenz  bilden,  und  in  der  außer 
diesen  noch  einige  Kaufleute  die  einzigen  Männer  sind,  die  für  die 
Entwicklung  einer  Genossenschaft  wirksam  tätig  sein  können,  so 
wird  man  die  Notwendigkeit  einer  derartigen  Personalunion  ein- 
sehen. 

Obwohl  man  einer  solchen  Personalunion  mancherlei  Vorzüge 
nicht  absprechen  kann,  da  sie  der  Kreditgenossenschaft  die  Möglich- 
keit bietet,  das  •  ganze  Geschäftsgebaren  eines  Rolniks  zu  über- 
wachen, so  darf  man  auch  deren  Schattenseiten  nicht  außer  acht 
lassen.  Sie  kann  beim  unrichtigen  Verständnis  der  gegenseitigen 
Interessen,  dadurch,  daß  dem  Rolnik  ein  zu  hoher  Kredit  ein- 
geräumt wird,  denselben  leicht  in  spekulative  Bahnen  leiten  und 
im  Falle  einer  Katastrophe  die  betreffende  Kreditgenossenschaft  mit 
nach  sich  ziehen.  Würde  man  wiederum  bei  der  Kreditgewährung 
allzu  vorsichtig  vorgehen  und  einem  Rolnik  auch  bei  voller  Sicher- 
heit keine  Betriebsgelder  zur  Verfügung  stellen,  so  würde  man 
dadurch  seine  Tätigkeit,  da  er  nicht  über  genügende  eigene  Betriebs- 
kapitalien verfügt,  einschränken  und  seine  Entwicklung  hemmen. 
Das  Verhältnis  zwischen  beiden  Genossenschaften  muß  auf  rein 
geschäftlichen  Grundsätzen  begründet  sein  und  darf  nicht  infolge 
persönlicher  Sympathien  zu  dieser  oder  jener  Genossenschaft  zum 
Schaden  des  einen  oder  des  anderen  Vereines  ausarten. 

Eine  Vereinigung  der  Ein-  und  Verkaufsgenossenschaften  zu 
Kornhausgenossenschaften,  wie  wir  sie  bei  den  deutschen  Genossen- 
schaften vorfinden,  um  Einfluß  auf  die  Getreidepreisbildung  zu  ge- 
winnen, ist  bei  den  polnischen  Genossenschaften  nicht  herbeigeführt 
worden.  Die  schlimmen  Erfahrungen^),  die  die  Kornhausbewegung 
gemacht    hat,    werden    wohl    die    Polen   davon    abgehalten    haben. 

1)  Ich  erinnere  an  die  Straßburger  Getreidcvervvcrtuiigsgenossenschaft,  welche 
nach  den  beiden  ersten  Jahren  ihres  Bestehens  einen  Fehlbetrag  von  über  400  ÜOO  M. 
zu  verzeichnen  hatte. 
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Denn  es  ist  sehr  leicht  möglich,  daß  ein  Aufr-peichern  der  Pro- 
dukte in  Zeiten  sinkender  Konjunktur  schlimme  Folgen  nach  sich 
ziehen  könnte.  Übrigens  glaube  ich,  daß  die  polnischen  Ein-  und 
Verkaufsgenossenschaften  bis  jetzt  noch  nicht  so  stark  entwickelt 
sind,  daß  sie  durch  Zusammenschluß  einen  Einfluß  auf  die  Preis- 
gestaltung ausüben  könnten.  Und  dies  ist  auch  nicht  ihr  Zweck, 
sie  sollen  vielmehr  den  kleinen  Bauer  vor  dem  Warenwucher 
schützen. 

Jedes  Spekulationsgeschäft  ist  den  Einkaufs-  und  Absatzvereinen 
verboten.  Denn  obwohl  sie  selbst  keine  Spareinlagen  annehmen, 
wirken  sie  dennoch  infolge  ihrer  finanziellen  Abhängigkeit  auf  die 
Spareinlagen  der  Kreditgenossenschaften,  für  die  die  größte  Sicher- 
heit erfordert  wird,  mittelbar  zurück.  Aus  dem  Grunde  wird  das 
Aufspeichern  von  Waren  möglichst  vermieden,  die  Ware  wird 
möglichst  bald,  wenn  auch  mit  einem  kleinen  Gewinn,  weiterver- 
kauft. Bei  Bewertung  der  Produkte  richten  sich  die  Vereine  stets 
nach  dem  Tagespreise. 

Eine  Zentralstelle  für  den  Warenverkehr,  wie  sie  die  deutschen 
Genossenschaften  in  der  ..Landwirtschaftlichen  Zentral-Ein-  und 
Verkaufsgenossenschaft"  haben,  besitzen  die  polnischen  Vereine 
nicht.  Um  jedoch  den  \'ereinen  die  günstigen  Bedingungen  des 
Massenbezuges  von  Produkten  zugänglich  zu  machen  und  den  Ab- 
satz zu  erleichtern,  ist  bei  der  Anwaltschaft  eine  Zentral-Geschäfts- 
stelle  eingerichtet.  Dieselbe  soll  für  die  Rolniks  die  günstigsten 
Bezugs-  und  Absatzquellen  beschaffen  und  schließt  im  Namen  aller 
Einkaufs-  und  Absatzgenossenschaften  Verträge  auf  Lieferung  von 
landwirtschaftlichen  Bedarfsartikeln  ab.  Auf  eigene  Rechnung  unter- 
nimmt die  Zentral-Geschäftsstelle  nichts.  Die  Verwaltungskosten 
derselben  werden  durch  Provisionen  gedeckt. 

Nicht  alle  Vereine  bedienen  sich  der  Zentralstelle  als  eines, 
sozusagen,  Vermittlungsagenten.  Viele  handeln  direkt  mit  dem 
Abnehmer.  Jedoch  von  Jahr  zu  Jahr  wird  die  Zahl  derjenigen 
Vereine,  die  ihre  Geschäfte  durch  \'ermittlung  der  Zentralstelle 
abwickeln,  immer  größer.  Es  wurden  durch  die  Zentralstelle  an- 
gekauft oder  verkauft  im  Jahre  1909  10  402051  Zentner  und  im 
Jahre  1910  11   679  384  Zentner l\ 


1)  Poradnik  dla  Spölek  1911.     Nr.  T,  S.  53. 


VI.   Die  leitenden  Grundsätze  bei  den  polnischen 
Genossenschaften. 


Wenn  wir  die  Grundsätze,  auf  denen  die  polnischen  Genossen- 
schaften beruhen,  näher  betrachten  wollen,  so  ist  es  notwendig, 
zunächst  die  prinzipiellen  Unterschiede  zwischen  den  beiden  großen 
deutschen  Organisatoren  des  Genossenschaftswesens,  Schulze- 
Delitzsch  und  Raiffeisen,  festzustellen.  Denn  wenn  auch  die 
polnischen  Genossenschaften  ihre  Entstehung  der  wirtschaftlichen 
Notlage  im  19.  Jahrhundert  verdanken,  so  unterliegt  es  doch  keinem 
Zweifel,  daß  die  Polen,  indem  sie  auch  ihrerseits  den  Genossen- 
schaftsgedanken auf  praktischen  Boden  übertrugen,  sich  das  zum 
\'orbilde  nahmen,  was  schon  damals  bestand,  und  schon  10  Jahre 
lang  praktisch  durchgeführt  worden  ist.  Sie  haben  aber  weder  auf 
das  eine  noch  das  andere  System  geschworen,  sondern  wollten  von 
beiden  das  übernehmen,  was  sie  als  das  Beste  und  für  ihre  Ver- 
hältnisse Passendste  ansahen.  Daher  finden  wir  bei  den  Prinzipien, 
durch  die  sich  die  polnischen  Genossenschaften  leiten  lassen,  sehr 
viel  ähnliches,  aber  auch  verschiedenes  mit  den  beiden  deutschen 
Systemen. 

Der  wichtigste  Unterschied  zwischen  Seh  ulze-Delitzschschen 
und  R  aif  feisenschen  Genossenschaften  ist  die  Kreditbefristung. 
Schulze-Delitzsch,  welcher  in  erster  Linie  die  Besserung  der 
materiellen  Lage  der  Handwerker  im  Auge  hatte,  drängt  auf  eine 
streng  bankmäßige  Entwicklung  der  Geschäfte  hin.  Er  verlangt, 
daß  bei  Gewährung  von  Kredit  dieselbe  Frist  eingehalten  werden 
solle,  die  für  aufgenommene  Depositen  ausbedungen  ist,  und  ver- 
urteilt die  Theorie  Raiffeisens,  der  den  kurzfristigen  Depositen 
langfristige  Darlehensposten  gegenüberstellt,  und  dadurch  gegen 
die  Kardinalprinzipien  der  Liquidität  verstößt.  Eine  solche  nach 
den  Regeln  des  Bankverkehrs  eingerichtete  Geschäftsliandhabun^ 
ist  ohne  Zweifel  für  die  Sicherheit  der  Genossenschaft  von  großer 
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Wichtigkeit.  Eine  Genossenschaft  soll  aber  nicht  einzig  und  allein 
ihr  eigenes  Selbstinteresse  vor  Augen  haben,  sondern  sie  soll  auch 
nicht  minder  der  Wohlfahrt  der  Genossen  dienen.  Bei  Genossen- 
schaften, die  nur  oder  zum  größten  Teil  aus  Handwerkern  bestehen, 
kann  leicht  das  eine  mit  dem  anderen  verbunden  werden.  Der 
Handwerker,  der  sich  ein  Kapital  zur  Beschaffung  von  Roh- 
materialien leiht,  ist  wohl  in  der  Lage,  nach  Abstoßung  der  fertigen 
Stoffe  seinen  Wechsel  binnen  kurzer  Frist  einzulösen. 

Anders  verhält  sich  die  Sache,  wenn  eine  Genossenschaft  nur 
oder  vorwiegend  Landwirte  zu  Genossen  hat.  Dem  Bauern  ist  mit 
einem  kurzfristigen  Kredite  nicht  gedient.  Der  Bauer,  der  ein  Dar- 
lehen aufnimmt  und  es  als  Anlagekapital  in  seine  W^irtschaft  steckt, 
sei  es,  daß  er  es  zur  Errichtung  neuer  Gebäude,  zur  Durchführung 
von  Meliorationen  oder  zur  Beschaffung  von  landwirtschaftlichen 
Maschinen,  Düngemitteln  und  Saatgetreide  verwendet,  ist  nicht  in 
der  günstigen  Lage,  sein  Anlagekapital  in  einer  ganz  kurzen  Frist 
umzusetzen.  Er  muß  mehrere  Jahre  warten,  bis  er  die  zur  Besserung 
seiner  Wirtschaft  verwendeten  Gelder  wieder  herauswirtschaflen 
kann.  Daher  vertrat  auch  Raiffeisen,  der  die  landwirtschaftlichen 
Interessen  in  den  Vordergrund  stellte,  die  Ansicht,  daß  sich  die 
Kreditgewährung  auf  zwei  und  länger  bis  auf  10  Jahre  erstrecken 
sollte!). 

Er  schlägt  nicht  den  W^echsel,  sondern  den  Schuldschein  vor. 
In  Hinsicht  auf  die  Liquidität  hat  Raiffeisen  später  die  vier- 
wöchentliche Kündigungsfrist  eingeführt  und  dadurch  die  lange 
Befristung  des  Kredits  unter  Umständen  illusorisch  gemacht.  Aber 
auch  die  Schulze-Delitzschschen  Genossenschaften  halten  an  ihren 
Grundsätzen  nicht  fest.  Es  gibt  eine  Reihe  von  Genossenschaften, 
die  bei  Gewährung  von  Darlehen  eine  mehrfache  Prolongation  der 
Wechsel  von  vornherein  zulassen. 

Wie  verhält  es  sich  nun  mit  der  Beleihungsfrist  bei  den  pol- 
nischen Genossenschaften  ?  Wie  wir  gesehen  haben,  besteht  der 
größere  Teil  der  Genossen  aus  Landwirten,  und  der  Landwirt- 
schaft werden  auch  die  meisten   Kapitalien  zur  Verfügung  gestellt. 


1)  Im  Jahre   1903   zerfallen  die  bei  3601   Raiifeisen-Vereinen  gewährten  Dar- 
lehen und  Kaufgelder,   193  533730  M.,  in: 

a)  bis  einschl.   1  Jahr   13164671    M.  =  6,S  Proz., 

b)  über  1   Jahr  bis  einschl.  10  Jahr  1316S6  433  M.  =  68  Proz., 

c)  über  10  Jahre  39  258116  M.  =  20,3  Proz., 

d)  auf  Tilgung  in  gleichbleibenden  Jahresbeträgen   für  Zinsen    und     Kapitalbetrag 
9  424  510  M.  =  4,9  Proz. 
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Indem  die  polnischen  Genossenschaften  einmal  die  Sicherheit  der 
Genossenschaft  selbst  in  Betracht  zogen,  andererseits  wiederum  den 
Bedürfnissen  der  kleinen  Grundbesitzer  genügen  wollten,  haben  sie 
weder  das  eine  noch  das  andere  System  gewählt,  sondern  einen 
Mittelweg  eingeschlagen.  Die  Frage  der  Kreditbefristung  wurde 
auf  den  Genossenschaftstagen  mehrfach  erörtert.  Auf  dem  Ver- 
bandstage zu  Kosten  im  Jahre  1880  hielt  der  Delegierte  der  Löbauer 
Genossenschaft  ein  Referat  über  die  Raiff  eisen  sehen  Grund- 
prinzipien und  ihre  Anwendung  auf  das  polnische  Genossenschafts- 
wesen, und  kam  zu  dem  Ergebnis,  daß  es  für  die  polnischen  Ge- 
nossenschaften am  vorteilhaftesten  sein  werde,  Personalkredit  mit 
realer  Sicherheit  zu  gewähren.  Die  reale  Sicherheit  bilde  nicht 
nur  für  die  Genossenschaft,  sondern  auch  für  die  Bürgen  eine  feste 
Grundlage  und  ermögliche  eine  bequeme  Prolongation  und  raten- 
weise Abzahlung  der  Schuld.  Bei  der  Prolongation  sei  es  zwar 
zweifelhaft,  ob  der  Darlehensnehmer  noch  so  sicher  sei  wie  vorher; 
da  aber  die  Bürgen  für  ihn  einstehen,  so  sei  die  Genossenschaft 
nicht  gezwungen,  im  Falle  einer  Nichtbegleichung  der  Schuld  seinen 
Grundbesitz  zu  kaufen,  sie  könne  sich  vielmehr  an  die  Bürgen 
halten.  „Zu  dem  Ziele,  das  wir  uns  gestellt  haben  und  das  Raiff- 
eisen  im  Auge  hat,  gelangen  wir  auf  anderem  Wege.  Raiffeisen 
geht  von  vornherein  auf  eine  Reihe  von  Jahren  ein,  und  die  Ent- 
wicklung seiner  Genossenschaften  beweist  es,  daß  er  unter  Berück- 
sichtigung der  lokalen  Verhältnisse  und  der  Dezentralisation  den 
richtigen  Weg  wählt,  wir  halten  jedoch  für  angemessener,  uns  nicht 
ausdrücklich  auf  längere  Zeit  zu  verpflichten,  jedoch  uns  so  ein- 
zurichten, daß  wir  den  Landwirten  einen  Kredit  gewähren  können, 
der  eine  ratenweise  Abzahlung  zuläßt l)."  In  der  Diskussion  betonte 
man,  daß  die  erwähnte  Darlehensgewährung  keine  Neuheit  wäre, 
und  daß  die  Landwirte  den  Wechsel  der  Ordnung  wegen  ausstellten 
und  die  H3'pothek  der  Sicherheit  wegen  gäben. 

Raiffeisen  will  den  Wirkungskreis  einer  Genossenschaft  auf 
einen  möglichst  kleinen  Bezirk  beschränkt  wissen,  womöglich  auf 
eine  Dorfgemeinde.  Je  enger  der  Wirkungskreis  ist,  desto  leichter 
kann  man  die  finanzielle  Lage  der  Mitglieder  und  ihren  Charakter 
beurteilen.  Man  kann  genauer  eine  Kontrolle  darüber  führen,  ob 
auch  das  Darlehen  im  Interesse  des  Darlehensuchenden  ist,  ob  sich 
mit  der  Zeit    seine    finanzielle  Lage    nicht   etwa   verschlechtert  hat. 


1)   Rzepnikowski,     O    spolkach    systemu    Raiffeisena    i    zastösowaniu 
iiaszych  warunkach  ekonomicznycb.     Poznan    1S80,   S.  20. 
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Schulze- Delitzsch  dagegen  vertritt  den  Standpunkt,  daß  der 
Wirkungskreis  einer  Genossenschaft  mindestens  so  groß  sein  solle, 
daß  die  Kräfte  der  Genossenschaften  voll  zur  P'ntfaltung  kommen 
können,  daß  ihr  Lebensfähigkeit  und  Selbständigkeit  zugesichert 
werde.  Gleichzeitig  warnt  er  aber  auch  vor  Übertreibung  hierin, 
damit  den  Genossenschaften  nicht  Gelegenheit  gegeben  würde,  sich 
auf  Geschäfte  einzulassen,  die  sie  nicht  zu  übersehen  imstande  wären. 

Weiter  ist  bei  den  Raif  fei  senschen  Genossenschaften  die 
unentgeltliche  Arbeit  der  Verwaltung  hervorzuheben.  Die  Möglich- 
keit einer  ehrenamtlichen  Verwaltung  kann  nur  dadurch  herbei- 
geführt werden,  daß  der  Wirkungskreis  möglichst  klein  gewählt 
wird.  „Man  kann  dann  auch  die  Beobachtung  machen,  daß  dort, 
wo  die  Darlehenskassen  schließlich  unter  dem  Druck  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  einen  größeren  Bezirk  gewählt  haben,  auch 
die  besoldete  Geschäftsführung  alsbald  an  die  Stelle  der  ehren- 
amtlichen getreten  istl)."  Übrigens  werden  von  den  Raiffeisen- 
schen  Genossenschaften  besoldete  Rendanten  angestellt,  welche  die 
Geschäfte  führen,  deren  Tätigkeit  bei  den  Schulz e-Delitzschschen 
Genossenschaften  dem  Vorstande  zufällt. 

Die  Schulze-Delitzschschen  Genossenschaften  stehen  auf  dem 
Standpunkte,  man  müsse  der  Verwaltung  ein  auskömmliches,  der 
Mühewaltung  entsprechendes,  festes  Gehalt  gewähren.  Eine  nicht 
genügende  Besoldung  w'ürde  eine  Vernachlässigung  der  Geschäfte 
zur  Folge  haben,  da  sie  die  Verwaltung  zwingen  würde,  sich  zum 
Schaden  der  Genossenschaft  nach  lohnenderer  Beschäftigung  um- 
zusehen. 

Was  den  Wirkungskreis  und  die  Besoldung  des  Vorstandes 
anbelangt,  haben  sich  die  Polen  für  die  Schulze-Delitzschsche 
Theorie  entschlossen.  Sie  gestehen  die  guten  Seiten  einer  Dezen- 
tralisation ein,  aber  eine  derartige  Beschränkung  des  Bezirkes  sei 
in  der  Provinz  Posen  und  Westpreußen,  wie  Rzepnikowski 
meint,  nur  ein  „pium  desiderium".  Denn  während  den  Deutschen 
das  ganze  Beamtentum  zur  Verfügung  steht,  fehlt  es  den  polnischen 
Genossenschaften  auch  bei  der  heutigen  Sachlage  vielfach  an  fach- 
gebildeten Persönlichkeiten  für  die  Verwaltungsmitglieder.  Es  sind 
einige  wenige  Männer  aus  der  Intelligenz  und  vor  allem  die  Geist- 
lichkeit 2),    die   sich    der  Genossenschaften  angenommen  haben  und 


1)  C rüger,  Einführung  in  das  Genossenschaftswesen,  S.   110. 

2)  Im  Jahre  1909  waren  in  180  Genossenschaften  Geistliche  tätig,  und  zwar 
in  104  Genossenschaften  als  Vorstands-,  in  76  Genossenschaften  als  Aufsichtsrats- 
mitglieder. 
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sich  hierbei  große  Verdienste  erworben  haben.  Aus  diesem  Grunde 
haben  sie  auch  auf  die  ehrenamtliche  Verwaltung  verzichten  müssen. 
Im  großen  und  ganzen  ist  die  Besoldung  sehr  mäßig.  Nur  in 
größeren  Genossenschaften,  bei  denen  der  Charakter  und  der  Um- 
fang der  Vereinsgeschäfte  derart  entwickelt  ist,  daß  die  ganze  Kraft 
und  Zeit  der  Vorstandsmitglieder  in  Anspruch  genommen  wird, 
bekommen  die  Beamten  ein  ihrer  Mühewaltung  entsprechendes 
Gehalt,  damit  sie  sich  völlig  der  Genossenschaft  widmen  können. 
Raiffeisen  verwirft  die  Bildung  des  eigenen  Kapitals  durch 
Geschäftsguthaben.  Er  läßt  sich  völlig  von  christlich-charitativen 
Motiven  leiten.  Seine  Vereine  sollen  den  armen  kreditbedürftigen 
Bauern  zu  Hilfe  kommen,  und  aus  diesem  Grunde  schließt  er  die 
Geschäftsanteile  und  die  Verteilung  von  Dividende  aus.  Ein  Ge- 
nosse, der  eines  Darlehens  bedarf,  könnte  nicht  gleichzeitig  Rück- 
lagen in  Form  von  Geschäftsguthaben  bilden.  Für  ihn  ist  die 
nötige  Garantie  für  ein  Darlehen  das  Besitztum  an  Grund  und 
Boden,  Gebäuden  und  Vieh  des  Kreditsuchenden.  Als  das  neue 
Genossenschaftsgesetz  die  Bildung  von  Geschäftsanteilen  vorschrieb, 
wußte  sich  Raiffeisen  damit  zu  helfen,  daß  er  dieselben  auf  eine 
möglichst  geringe  Summe  festsetzte.  Da  die  Anteile  sehr  klein 
sind,  so  ist  der  Verzicht  auf  Dividende  auch  kein  großes  Opfer, 
weil  die  Dividende  auch  bei  einem  hohen  Prozentsatze  sehr  wenig 
ausmachen  würde.  Der  Gewinn  wird  dem  Reservefonds  über- 
wiesen, bis  er  die  Höhe  des  erforderlichen  Betriebskapitals  erreicht 
hat.  Der  Überschuß  soll  zu  gemeinnützigen  Zwecken  bestimmt 
werden.  Der  Reservefonds  ist  nicht  Eigentum  der  Genossenschaft, 
sondern  wird  im  Falle,  daß  sich  die  Genossenschaft  auflöst,  für 
gemeinnützige  Zwecke  verwendet  oder  einer  neu  zu  gründenden 
Genossenschaft  überwiesen. 

Schulze-Delitzsch  dagegen  befolgte  rein  geschäftliche  Prinzipien. 
Er  empfiehlt  aufs  wärmste  die  Bildung  möglichst  großer  Geschäfts- 
guthaben und  Reserven,  welche  die  Genossenschaft  in  den  Stand 
setzen,  die  fremden  Betriebskapitalien  abzustoßen  und  ihr  Selbständig- 
keit zu  verschaffen.  Seine  Genossenschaften  halten  die  Geschäfts- 
guthaben für  ein  gutes  Mittel,  das  Genossenschaftsinteresse  bei  der 
Bevölkerung  zu  erwecken.  „Man  wird  schwerlich  behaupten  können 
daß  bei  Genossenschaften,  bei  denen  die  Mitglieder  kein  wirtschaft- 
liches Risiko  einsetzen,  ideale  Begeisterung,  eingehende  Sachkenntnis, 
verständnisvolle  Beteiligung  der  Massen  zu  finden  istl)."     Sie  legen 

1)  C  rüger,  Einführung  in  das  Genossensch.Tftswesen.  S.    138. 
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auf  die  Bildung  des  eigenen  Kapitals  cinfn  um  so  größeren  Wert, 
als  sie  jede  staatliche  Unterstützung  zurückweisen. 

Auch  die  polnischen  Genossenschaften  drängen  auf  Bildung 
eines  eigenen  Kapitals  durch  Geschäftsanteile  und  Reserven,  über 
welches  sie  leichter  verfügen  können  als  über  die  fremden  Mittel. 
Daß  die  polnischen  Genossenschaften  auf  staatliche  Beihilfe  nicht 
verzichten,  das  beweist  die  Unterstützung,  die  seinerzeit  der  Ver- 
bandsbank gewährt  wurde.  Da  aber  die  Polen  von  der  Preußen- 
kasse keinen  Kredit  zu  erwarten  haben  und  sich  selbst  überlassen 
sind,  so  werden  sie  heutzutage  mehr  als  vorher  die  Bildung  des 
eigenen  Kapitals  befürworten.  Der  Reservefonds  bildet  ebenso  wie 
bei  Schulze-Delitzsch  sehen  Genossenschaften  Eigentum  der  Ge- 
nossenschaft, über  welches  die  Generalversammlung  frei  ver- 
fügen kann. 

Endlich  ist  Schulze-Delitzsch  gegen  die  Verquickung  ver- 
schiedener Geschäftszweige  bei  den  Raiffeisen  Vereinen  aufge- 
treten. Man  denke  sich,  —  schreibt  C  r  ü  g  e  r  —  eine  Dorfkasse 
mit  diesem  mannigfachen  Betriebe  ohne  kaufmännische  Leitung  — 
gemeinschaftlicher  Ein-  und  Verkauf  in  den  hauptsächlichsten  land- 
wirtschaftlichen Artikeln,  Futter-  und  Düngemitteln,  Kohlen, 
Maschinen,  Getreide  und  daneben  eine  Spar-  und  Darlehnskasse  — . 
Auch  der  Reichsverband  der  deutschen  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften hat  sich  gegen  eine  Vereinigung  der  verschieden- 
artigen Zwecke  einer  und  derselben  Genossenschaft  ausgesprochen  ij. 

Als  bei  den  Polen  das  Verlangen  nach  Gründung  von  Ge- 
nossenschaften, die  auch  den  Ein-  und  Verkauf  landwirtschaftliche)- 
Produkte  vermitteln  sollten,  immer  lauter  wurde,  ließ  der  Anwalt 
diese  Geschäfte  nicht  durch  die  bestehenden  Kreditgenossenschaften 
besorgen,  sondern  schuf  für  diesen  Zweck  besondere  Einkaufs-  und 
Absatzvereine,  und  zwar  immer  dort,  wo  sich  ein  Kreditverein  an 
Ort  und  Stelle  befand.  Die  Geschäftstätigkeit  der  beiden  Vereine 
ist  genau  abgegrenzt.  Die  Kreditgenossenschaft  darf  nur  rein 
finanzielle  Geschäfte  betreiben,  also  Darlehen  gewähren  und  Spar- 
einlagen aufnehmen.  Der  Ein-  und  Verkaufsverein  hat  dagegen 
den  Ein-  und  Verkauf  der  landwirtschaftlichen  Produkte  zu  ver- 
mitteln und  nur  Warenkredit  zu  erteilen.  Gewährung  von  Darlehen 
und  Aufnahme  von  Spargeldern  ist  den  Ein-  und  Verkaufsvereinen 
nicht   gestattet.     So  finden  wir  neben  einem  Einkauf-  und  Absatz- 


1)  Der  Beschluß  des  Reichsverbandes  vom  Jahre  1S90  lautet:  ^Es  ist  zu 
widerraten,  daß  durch  eine  und  dieselbe  Genossenschaft  verschiedenartige  Zwecke 
als  Gegenstände  des  Unternehmens  derselben  vorgenommen  und  verfolgt  werden." 
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verein  fast  immer  eine  Kreditgenossenschaft;  und  diese  beiden 
Vereine  machen  einander  nicht  nur  keine  Konkurrenz,  sondern  sie 
ergänzen  einander,  indem  die  Kreditgenossenschaft  dem  Verein 
Betriebskapital  vorschießt,  und  der  Verein  seinerseits  wiederum  seine 
Kundenwechsel  bei  der  Genossenschaft  diskontiert. 

Aus  dem  eben  durchgeführten  Vergleich  ist  leicht  zu  ersehen, 
daß  sich  die  polnischen  Genossenschaften  in  der  Hauptsache  für 
das  Schulze-DeUtzsch  sehe  System  entschlossen  haben.  Es  ist  auch 
nicht  wunderbar,  daß  sie  gleich  von  Anfang  an  mehr  den  Schulze- 
Delitzsch  sehen  Theorien  huldigten,  denn  die  erste  Genossenschaft 
entstand,  obgleich  ihre  Gründung  von  der  Intelligenz  angeregt 
wurde,  aus  den  Kreisen  der  Handwerker.  In  der  ersten  Zeit  dürfte 
auch  ein  größerer  Prozentsatz  von  Handwerkern  und  Industri- 
ellen unter  der  Mitghederschaft  vertreten  sein,  als  es  gegenwärtig  der 
Fall  ist.  Bei  den  Genossenschaften,  die  die  berufliche  Tätigkeit 
ihrer  Genossen  angegeben  hatten,  setzten  sich  die  Mitglieder  folgender- 
maßen zusammen: 

1873  1890  1909 
1.    Landwirte    ....     2071  =  44,3  Proz.     13  632  =  62,8  Proz.     62401  =  69,9  l'roz. 
2)    Handwerker,    In- 
dustrielle u.  Kauf- 
leute          1655  =  35,4      „          5147  =  23,7      ,,        17  09S  =  19,2  Proz_ 

3.    And.Berufszweige       945  =  20,3       „  2909=13,5      .  9690  =  10,9  Proz. 

4671  =  100  Proz.  21 688  =  100  Proz.  89  189  =  100  Proz. 
Sie  haben  aber  nicht  einzig  und  allein  auf  Schulze-Delitzsch  ge- 
schworen, sondern  sie  versuchten  aus  den  beiden  Systemen  das 
zu  entnehmen,  was  sie  für  das  Geeignetste  und  unter  Berück- 
sichtigung ihrer  lokalen  Verhältnisse  das  Passendste  ansahen.  Sie 
besitzen  aber  außerdem  noch  eine  wichtige  Einrichtung,  die  wir 
weder  bei  Schulze-Delitzsch  sehen  noch  Raif  leisen  sehen  Genossen- 
schaften vorfinden,  d.  i.  die  wichtige  Stellung  des  Anwalts  als 
Kurator  gegenüber  der  Zentralbank. 

An  dieser  Stelle  möchte  ich  noch  auf  eins  hinweisen,  was  oft 
bei  der  Beurteilung  des  polnischen  Genossenschaftswesens  in  den 
Hintergrund  gestellt  wird,  nämlich  auf  die  Schwierigkeiten,  die  sich 
den  Polen  bei  ihrer  genossenschaftlichen  Arbeit  in  den  Weg  stellten. 
Den  polnischen  Genossenschaften  fehlte  von  Anfang  an  ein  ge- 
borener Anwalt,  wie  Schulze-Delitzsch  es  war,  der  das  ganze  Ge- 
nossenschaftswesen auf  den  richtigen  Weg  zu  leiten  wußte.  Den 
wenigen  Patrioten,  die  mit  aller  Kraft  einsetzten,  fehlte  es  zwar 
nicht  an  Begeisterung  und  Vorbildern,  sie  besaßen  jedoch  nicht 
den    scharfen  nüchternen  Verstand  eines  Schulze-Delitzsch,   um  die 
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Genossenschaften  gleich  von  Anfang  an  auf  die  Bahn  zu  leiten, 
damit  ihnen  eine  gesunde  Entwicklung  und  Lehensfähigkeit  zu- 
gesichert würde.  Erst  durch  jahrelange  Selhstarbeit,  durch  Aus- 
probieren, durch  den  Oj^fermut  einzelner  konnte  eine  genossen- 
schaftliche Erziehung  herbeigeführt  werden.  Daß  eine  solche  Er- 
ziehung den  Untergang  mancher  Genossenschaften  zur  Folge  gehabt 
haben  wird,  ist  wohl  schwerlich  zu  leugnen.  Erst  seit  dem  Auftritt 
des  Anwalts  Wawrzyniak  datiert  ein  Aufblühen  des  polnischen 
Genossenschaftswesens.  Wawrzyniak  war  ein  Mann  von  uner- 
müdlicher Arbeitsenergie,  ein  Mann,  von  genauer  Gesetzeskenntnis, 
mit  hervorragendem  Organisationstalent  ausgestattet,  der  es  ver- 
standen hat,  mit  den  Genossenschaften  die  wirtschaftlichen  Kräfte 
in  Stadt  und  Land  zu  festigen  und  zur  Entfaltung  zu  bringen. 
Die  großen  Verdienste,  die  er  sich  um  das  polnische  Genossen- 
schaftswesen erworben  hat,  haben  nicht  nur  bei  den  Polen  selbst, 
sondern  auch  bei  den  Deutschen  Anerkennung  gefunden. 
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Das  Sparkassenwesen  im  Königreich  Sachsen. 

Einleitung. 

Die  folgende  Arbeit  soll  einem  doppelten  Zwecke  dienen. 
I.  Soll  sie  das  gesamte  Quellenmaterial  und  die  Literatur  des 
sächsischen  Sparkassenwesens  von  den  Anfängen  an  bis  auf  die 
neueste  Zeit  vorführen.  2.  Soll  sie  einen  Versuch  darstellen,  diesen 
gesamten  Stoff  zu  gliedern  und  kritisch  zu  beleuchten.  Da  eine 
erschöpfende  Behandlung  dieser  zwei  Aufgaben  den  umfang  einer 
wissenschaftlichen  Studie  weit  übersteigen  würde,  und  da  noch 
kein  Versuch  einer  solchen  Zusammenfassung,  der  nur  weiter  aus- 
zubauen wäre,  vorgenommen  worden  ist,  so  kann  es  sich  hier 
nur  darum  handeln,  gewissermaßen  aus  dem  vorhandenen  Bau- 
material einen  Rohbau  zusammenzustellen,  Stück  an  Stück  zu 
einer  Einheit  zu  fügen.  Das  soll  heißen :  Wir  wollen  die  ver- 
einzelten Nachrichten  über  das  Sparkassenwesen  so  aneinander- 
reihen, daß  wir  grundsätzUch  den  Umfang  und  Zusammenhang 
der  Einzelteile  sowie  den  Aufbau  und  die  Entwicklungslinie  des 
Ganzen  zu  erkennen  vermögen.  Die  mannigfachen  Lücken  müssen 
dabei  zwar  aufgezeigt  w'erden,  aber  das  Ausfüllen  muß  ebenso 
wie  die  Untersuchung  von  Ausnahmefällen,  typischen  Beispielen 
und  vielen  anderen  Einzelheiten  einer  größeren  Arbeit  überlassen 
bleiben. 

Die  äußere  Form  der  Studie  wird  deshalb  nicht  ausführ- 
lich beschreibend  sein,  sondern  in  den  Kapiteln:  Geschichte 
des  Sparkassenwesens,  Stellung  des  Staates  zu  den  Sparkassen, 
Sparkassenstatistik,  nur  knappe  geschichtliche  Abrisse  bieten. 
Die  übrigen  Kapitel,  die  Ergebnisse  der  Statistik,  werden  in  kür- 
zester Form  leitsatzartig  die  Entwicklung  der  einzelnen  Spar- 
kassenfragen auf  Grund  des  statistischen  Tabellenmatcrials  zu  kenn- 
zeichnen haben.  Zu  den  schwebenden  Zeit-  und  Streitfragen 
müssen  wir  Stellung  nehmen  und  uns  schlicl>lich   fragen,  wo  An- 
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Sätze  zu  weiterer  EntwickliiriLj  sich  zeigen  und  wie  die  Weiterent- 
wicklung vor  sich  zu  gehen  iiat. 

I,  Geschichte  des  sächsischen  Sparkassenwesens. 

Um  uns  einen  Maßstab  fiir  das  Alter  der  sächsischen  Spar- 
kassen zu  verschaffen,  seien  zunächst  die  Gründungszeiten  der 
ältesten  bisher  bekannt  gewordenen  Sparkassen«  im  Sinne  der 
Entstehungszeit  —  Anstalten  zum  Wohle  der  ärmeren  Bevölkerung 
—  angeführt.  l>ereits  1765  wurde  in  l^raunschweig  die  »herzogliche 
Leihkasse«  errichtet.  Ihr  folgte  1778  Hamburg  mit  seiner  »Er- 
sparniskasse«. Dann  entstanden  die  Sparkassen  zu  Oldenburg 
1786,  Kiel  1796,  Göttingen  1801,  Altona  1801,  in  größerem  Ab- 
stände Baden  18 16  und  Berlin  sowie  Stuttgart  181 8.  Von  1821 
ab  nahm  die  Entwicklung  einen  rascheren  P"ortgang  in  fast  allen 
deutschen  Bundesstaaten.  —  Die  erste  englische  Sparkasse  stammt 
aus  dem  Jahre  1798,  die  erste  österreichische  in  Wien  aus  dem 
Jahre   18 19.  — 

Die  Anfänge  des  sächsischen  Sparkassenwesens  fallen  nun 
in  die  Jahre  1 8 1 8/2 1.  Die  älteste  Sparkasse  ist,  so- 
weit uns  bis  jetzt  bekannt,  diejenige  zu  Königsbrück.  Sie 
wurde  als  reine  »Wohltätigkeitsanstalt«  vom  Grafen  Peter  Karl 
Wilhelm  von  Hohenthal  gegründet.  Am  16.  Dezember  181 8 
ordnete  er  in  einem  Schreiben  an  seinen  Kanzleidirektor 
Berger  und  den  Rentmeister  Schmalz  die  Einrichtung  einer 
Sparkasse  unter  Beifügung  eines  von  ihm  selbst  ausgearbeite- 
ten Regulatives  an.  Schon  8  Tage  später,  am  23.  Dezember 
1818  wurde  durch  die  gräfliche  Kanzlei  dem  Rat  zu  Königsbrück 
und  den  Richtern  der  standesherrlichen  Dörfer  die  Errichtung 
der  Sparkase  unter  Beifügung  des  Regulatives  bekannt  gegeben. 
Nach  diesem  Regulativ  fand  die  Eröffnung  der  Kasse  unter  der 
Verwaltung  der  gräflichen  Rentnerei  am  i.  Januar  18 19  statt.  Als 
Zweck  der  Kasse  war  bezeichnet,  allen  Einwohnern  und  Dienst- 
boten in  der  Herrschaft  Königsbrück  Gelegenheit  zu  verschaffen, 
kleine  Ersparnisse  zinsbar  anzulegen.  Der  Wohltätigkeitsgedanke 
zeigt  sich  auch  darin,  daß  der  Graf  die  Verwaltungskosten  und 
einen  großen  Teil  der  Zinsgutschriften  aus  seinen  Privatmitteln 
bestritt. 

Ausführlicher  sind  die  Nachrichten  über  die  Entstehung  der 
zweiten  Sparkasse  zu  Dresden.  Sie  verdankt  ihre 
Entstehung    einer  interessanten  Denkschrift,    welche    sich    in    den 


Akten  des  Stadtpolizeikollegiums  anno  i8i8  vorfindet.  Sie  rührt 
her  von  dem  damahgen  Pohzeirat  Merbach.  Dieser  erstattete  am 
12.  August  i8i8  Vortrag  an  das  StadtpoHzeikollegium  über  die 
Errichtung  einer  Sparkasse.  Er  führte  darin  aus,  »daß  die  Spar- 
kassen unter  die  Yerhütungs-  und  Sicherheitsanstalten  gegen 
die  Gefahren  der  Armut,  mithin  ebenso  mit  Recht  unter  die  Kate- 
gorie der  PoUzeianstalten  gehören«.  Wir  erkennen  hier  ganz 
deutlich  den  armenpflegerischen  Gedanken,  aus  dem  heraus  ur- 
sprünglich diese  Kassen  entstanden  sind.  Am  i.  Oktober  1818 
entwickelte  Merbach  in  einem  weiteren  Vortrage  die  Idee,  die 
Armenverwaltung  und  die  Armenvorsteher  mit  der  Verwaltung 
der  Sparkasse  in  Verbindung  zu  bringen.  Nachdem  eine  An- 
frage an  den  Stadtmagistrat,  ob  er  geneigt  sei,  eine  solche  Spar- 
kasse mit  dem  bestehenden  Leihhause  zu  verbinden,  abschlägig 
beschieden  war,  wandte  sich  das  Polizeikollegium  am  i .  Februar 
1820  an  den  VVohltätigkeitsverein  »Zu  Rat  und  Tat«.  Aus  9  Mit- 
gliedern —  Bankiers  und  Kaufleuten  —  dieses  Vereines  bildete 
sich  nun  ein  besonderer  Sparkassenverein.  Am  23.  Dezember 
1820  erschien  eine  öffentliche  Bekanntmachung  dieser  9  Firmen, 
in  welcher  die  Eröffnung  der  Sparkasse  in  den  ersten  Tagen  des 
Jahres  1821  in  Aussicht  gestellt  wurde.  Die  neue  Anstalt  be- 
gann ihre  Wirksamkeit  am  3.  Februar  182 1.  Sie  wurde  am 
16.  Mai   1828  von  der  Stadt  übernommen. 

Die  dritte  sächsische  Sparkasse  ist  die  fast  zu 
gleicher  Zeit  wie  die  Dresdener  errichtete  Dietrich  sehe  S  p  a  r  - 
und  Leihkasse  zu  Annaberg.  Auch  sie  wurde  von 
Privatpersonen,  2  Kaufleuten,  errichtet.  Ihre  Eröffnung  erfolgte 
am   10.  Februar   1821. 

Fast  jährlich  hören  wir  nun  von  einer  neuen  Sparkassen- 
gründung. 1823  rief  eine  Privatgesellschaft  die  F  reibe  rger 
Sparkasse  ins  Leben.  Sie  erlangte  erst  am  30.  April  1833  die 
landesherrliche  Bestätigung.  —  Einer  Aufforderung  der  Oberamts- 
regierung folgend  gründete  der  Magistrat  von  Zittau  am 
15.  September  1824  die  dortige  Anstalt,  die  sofort  die  Bestätigung 
erhielt.  Am  26.  September  1825  folgte  Leipzig.  Am  1 1.  April 
1826  folgte  G  r  i  m  m  a  ,  durch  den  Verein  »Heiterkeit«  gegründet, 
am  6.  Juni  1835  bestätigt.  1830  erhielt  Auerbach  durch  die 
dortige  Ilarmoniegesellschaft  seine  Sparkasse,  1S32  die  Stadt 
Bautzen.  Bis  Ende  1 840  kamen  Meißen,  L  e  i  s  n  i  g  , 
Adorf,  Pirna,  R  o  ß  \v  e  i  n ,  Plauen,    K  a  m  e  n  z ,    Großen- 
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h  a  i  n  ,  C  h  c  m  n  i  t  z  ,  C  o  1  d  i  t  z  und  Z  s  c  h  o  p  a  u  iiinzu.  Wäh- 
rend in  den  20  er  und  30  er  Jahren  die  Anregung  zu  den  Spar- 
kassengründungen oft  von  den  erwähnten  wohltätigen  Vereinen 
ausging,  wirkten  im  Jahrzehnt  1841/50  in  erster  Linie  die  ökono- 
mische Sozietät  in  Leipzig,  der  landwirtschafthche  Verein  für  das 
Königreich  Sachsen  und  die  Kommission  zur  Erörterung  der  Ar- 
beits- und  Erwerbsverhältnisse  für  eine  größere  Verbreitung  von 
Sparkassen.  Der  aufklärenden  Arbeit  dieser  Körperschaften  vor 
allem  ist  die  Entstehung  von  44  Kassen  in  dem  betreffenden 
Zeitraum  zu  danken.  Unter  den  in  den  40er  Jahren  entstandenen 
Anstalten  finden  wir  zum  ersten  Male  solche  mit  Filialen  :  Grül- 
lenbcrg  und  Johnstein  je  3,  Pirna  6  Filialen.  Auch  im  nächsten 
Jahrzehnt  1851/55  hielt  das  Emporschießen  neuer  Kassen  an: 
33  wachsen  dazu.     Von  da  ab  verlangsamt  sich  die  Entwicklung. 

War  anfangs  der  Betrieb  einer  Sparkasse  als  ein  Wagnis 
erschienen  und  deshalb  vorwiegend  von  gemeinnützig  denkenden 
Mitbürgern  und  Vereinen  auf  deren  Gefahr  hin  eingerichtet  W'Or- 
den,  so  sah  man  bald  ein,  daß  eine  gut  eingerichtete  und  ver- 
waltete Sparkasse  wenig  Möglichkeiten  zu  Verlusten  bot,  sondern 
im  Gegenteil  recht  gewinnbringend  sein  konnte.  So  entschlossen 
sich  immer  mehr  Gemeinden  entweder  zur  Eröffnung  neuer  An- 
stalten oder  zur  Uebernahme  bestehender  Privat-  oder  Vereins- 
institute. Von  den  Ende  1853  bestehenden  85  Kassen  standen 
bereits  65  unter  der  Garantie  von  Stadtgemeinden,  5  unter  der 
Garantie  von  Landgemeinden,  12  unter  der  Garantie  von  Aktien- 
vereinen und  Privatpersonen  und  3  unter  gegenseitiger  Vertre- 
tung der  P^inleger.  Ende  1908  gab  es  nur  noch  Gemeindespar- 
kassen, bez.  Verbandssparkassen  unter  Garantie  mehrerer  Gemein- 
den. Als  Sparkassen  sind  nur  die  Anstalten  gerechnet,  deren  Statut 
ministerielle  Genehmigung  erhalten  hat.  Im  Anfang  lagen  die 
Zeitpunkte  der  Gründung  und  der  behördlichen  Bestätigung  öfters 
jahrelang  auseinander,  wie  bei  einzelnen  Beispielen  erwähnt  ist.  Da 
aber  schon  frühzeitig  mit  der  landesherrlichen  Bestätigung  des 
Statutes  manche  Vorteile  für  die  Kassen  verbunden  waren  (s. 
2.  Kapitel),  so  suchten  sie  nach  und  nach  alle  um  die  Bestä- 
tigung nach  und  beugten  sich  damit  der  staatlichen  Oberaufsicht. 

Die  fernere  Entwicklung  durch  die  50  er,  60  er  und 
70  er  Ja  h  r  e  verläuft  ziemlich  gleichmäßig  in  aufsteigender  Rich- 
tung, aber  in  den  einmal  eingeschlagenen  Wegen.  Das  Spar- 
kassenwesen mußte  das  Vertrauen  und    die  Beliebtheit  in  weiten 


Kreisen  gewinnen,  da  es  tatsächlich  eine  Lücke  in  der  sich  neu 
bildenden  Volkswirtschaft  ausfüllte.  Wir  treten  mit  dem  Jahre 
1861,  dem  Zeitpunkt  der  Einführung  der  Gewerbefreiheit  in 
Sachsen,  in  die  Periode  der  liberalen  Wirtschaftspolitik.  Es 
schließen  sich  rasch  die  Gesetze  über  die  Freizügigkeit  und  Ver- 
ehelichungsfreiheit  und  viele  andere  Erwerbs-  und  Verkehrser- 
leichterungen an.  Große  Bevölkerungsmassen  lösen  sich  von 
Grund  und  Boden  los  und  strömen  in  die  Mietskasernen  der  In- 
dustriegebiete. Die  Folge  dieser  »Selbständigkeit-;:  war  ganz  natür- 
lich der  Zwang  für  den  einzelnen,  für  seine  Zukunft  zu  sorgen. 
Hätten  die  Sparkassen  nicht  schon  bestanden,  so  hätten  sie  da- 
mals ins  Leben  gerufen  werden  müssen,  um  ein  immer  dringen- 
der werdendes  Bedürfnis  zu  befriedigen.  Auch  für  den  seßhaft 
bleibenden  Landmann  und  den  sich  zum  Teil  von  der  Scholle 
Loslösenden,  der  nur  im  Nebenberuf  das  Feld  bestellt,  waren 
Kassen  nötig,  um  die  Ueberschüsse  der  Ernte  usw.  zinsbringend 
aufzubewahren.  Auch  diese  Wirtschaften  wurden  gezwungen, 
mit  barem  Gelde  zu  arbeiten  und  Vorsorge  für  schlechte  Zeiten 
zu  treffen. 

Eine  lebhafte  Bewegung  unter  den  Sparkassen  setzt  um  das 
Jahr  1880  ein.  Wir  können  die  folgenden  Jahre  am  besten  als 
»Reformbestrebungen  der  80er  Jahre«  bezeichnen. 
Ganz  plötzlich  standen  die  Sparkassen  im  Mittelpunkte  der  Auf- 
m.erksamkeit  der  Regierung  und  der  Oeffentlichkeit.  Die  Ur- 
sachen haben  wir  zunächst  in  der  allgemeinen  Geistesströmung 
dieser  Zeit  zu  suchen.  Ueberall  zeigte  sich  das  Streben  nach 
sozialen  Reformen,  nach  der  Hebung  der  Lage  der  arbeitenden 
Klassen.  Den  hervorragendsten  Ausdruck  fanden  diese  Gedanken 
bekanntlich  in  der  »Kaiserlichen  Botschaft«  von  1881.  In  diesen 
Jahren  des  Sich-Erinnerns  an  die  »christlichen  Menschenpflichten« 
erschien  die  Denkschrift  über  die  Wohlfahrtseinrichtungen  der 
deutschen  Reichspost-  und  Telegraphenverwaltung  vom  Jahre 
1878.  Diese  Schrift  wurde  zum  direkten  Anlaß  der  Spar- 
kassenbewegung, in  ihr  wurde  nämlich  auch  die  I^inführung 
von  Postsparkassen  zum  W^ohle  der  ärmeren  Bevölkerung  er- 
örtert. Diese  Möglichkeit,  die  mit  einem  Schlage  auftauchte, 
wirkte  auf  die  Sparkassen  ganz  Deutschlands  alarmierend.  Es 
entwickelte  sich  eine  ausgedehnte  Litcraturfehde,  die  sich  sehr 
kritisch  mit  den  Verhältnissen  der  bestehenden  Sparkassen  be- 
faßte.   Die  Vorteile  einer  Postsparkasse  gegenüber  dem  bestehen- 


den  Sparkassenwesen  waren  augenfällig :  zahlreiche  Annahmestellen, 
ausgedehnte  Geschäftszeiten,  Annahme  auch  der  kleinsten  Er- 
sparnisse, schnelle  Uebertragbarkeit;  diese  Punkte  ließen  bei  den 
Sparkassen  viel  zu  wünschen  übrig.  Hier  mußten  sie  Abhilfe 
schaffen,  um  sich  der  Vorwürfe  der  Postsparkassenanhänger  zu 
erwehren. 

Das  erkannte  zuerst  der  Oberbürgermeister  Kimtze  in  Plauen. 
Schon  im  Mai  1880  brachte  er  in  einem  Vortrage  »über  das  Spar- 
kassenwesen und  einige  bei  der  Sparkasse  zu  Plauen  zutreffende 
Einrichtungen«  verschiedene  Reformen  in  Anregung  und  empfahl 
unter  anderem  »im  Hinblick  auf  die  Gefahren,  welche  den  jetzt 
tätigen  Sparkassen  drohen  und  um  jenen  Gefahren  zu  begegnen <', 
in  allen  Gemeinden  Annahmestellen  für  Spareinlagen  zu  errichten 
und  in  größeren  Gemeinden  eine  Vermehrung  der  Annahmestellen 
zu  erstreben,  bei  Festsetzung  der  Geschäftstunden  für  die  An- 
nahme von  Spareinlagen  möglichst  Rücksicht  auf  die  Arbeiter- 
bevölkerung und  deren  P^reistunden  zu  nehmen,  für  die  ausge- 
liehenen Sparkassengelder  regelmäßige  Schuldentilgung  durch 
feste  Jahreszahlungen  (Annuitäten)  einzuführen. 

Um  sich  bei  diesen  Reformbestrebungen  die  Mitwirkung 
weiter  Kreise  zu  sichern,  übersandte  Kiintze  seinen  im  Druck  er- 
schienenen Vortrag  sämtlichen  sächsischen  Sparkassenverwaltungen 
mit  der  Einladung,  sich  an  einer  für  September  1880  in  Aussicht 
genommenen  Sparkassenkonferenz  in  Plauen  zu  beteiligen;  die 
Zusagen  auf  diese  Einladungen  gingen  indes  so  spärlich  ein,  daß 
auf  die  Abhaltung  der  Konferenz  verzichtet  wurde.  Erst  als 
das  Projekt  der  Errichtung  von  Postsparkassen  festere  Gestalt 
gewann  und  dadurch  viele  Gemeindesparkassen  ihren  Bestand  oder 
gar  ihre  Lebensfähigkeit  bedroht  sahen,  kam  im  Februar  1881 
eine  ebenfalls  von  Kiintze  angeregte  Sparkassenkonferenz 
zu  Plauen  zustande.  Zu  ihr  hatten  von  176  damals  vorhandenen 
Kassen  nur  36  Vertreter  entsandt.  Durch  diese  Konferenz  wurde 
eine  Kommission  gebildet,  welche  einem  noch  1881  einzuberu- 
fenden Sparkassentage  Vorschläge  unter  anderem  darüber  unter- 
breiten sollte,  »in  welcher  Weise  ein  Geschäftsverkehr  der  Spar- 
kassen untereinander  insbesondere  durch  gegenseitige  Honorierung 
der  von  einer  anderen  Kasse  ausgestellten  Bücher  ins  Leben  ge- 
rufen und  mit  den  einzelnen  Regulativen  in  Einklang  gebracht 
werden  könnte«  —  Uebertragungsverkehr  —  und  welche  auch 
die   P"rao;e    der    Errichtung    einer    Zentralstelle    und    Zentralkasse 


für  die  Gemeindesparkassen  mit  begutachten  sollte !  Kwitze  hatte 
den  anzustrebenden  Sparkassenreformen  inzwischen  dadurch 
wesentlich  vorgearbeitet,  daß  er  auf  der  Basis  des  erwähnten 
Vortrages  ein  Schriftchen  über  »Sparkassen  und  Gemeindefinanzen 
und  deren  gegenwärtige  Gestaltung  und  Einrichtung«  herausgab, 
in  dem  die  ganze  Reihe  der  Reformvorschläge  formuliert  und 
eingehend  begründet  wurde.  Sie  alle  sollten,  wie  er  ausdrücklich 
erwähnt,  »dazu  beitragen,  daß  die  bestehenden  Anstalten  und 
Einrichtungen  namentlich  zugunsten  der  unbemittelteren  Be- 
völkerung weiter  ausgebildet  wurden«.  Er  hatte  die  Absicht,  von 
Zeit  zu  Zeit  zwanglose  Hefte  zur  Erörterung  der  Sparkassenfragen 
herauszugeben.  Erschienen  ist  nur  das  erste  Heft:  »Das  Sparen 
und  die  Sparkassen«,  das  er  als  Fortsetzung  der  vorigen  Schrift 
bezeichnete. 

Der  erste  sächsische  Sparkassentag  kam  am 
5.  Juli  1882  wirklich  zustande.  Er  wurde  in  Freiberg  abge- 
halten. Von  den  ihm  zur  Beratung  vorliegenden  vielen  Reform- 
vorschlägen wurden  folgende  zum  Beschluß  erhoben:  i.  Einfüh- 
rung des  Uebertragungsverkehres  der  sächsischen  Kassen  unter- 
einander, 2.  Gründung  von  Filialen  an  Orten,  wo  keine  Sparkassen 
sind,  3.  Vermehrung,  bez.  Neuschaffung  von  Annahmestellen, 
wo  schon  Sparkassen  bestehen,  4.  Hinarbeiten  auf  für  die  arbeitende 
Bevölkerung  günstige  Geschäftszeiten,  5.  Annahme  auch  kleinster 
Sparbeträge,  6.  Empfehlender  Hinweis  auf  das  Sparmarken wescn. 
7  .  Anregvmg  von  Jugendsparkassen  und  ähnlichen  Unternehmungen, 
8.  Gründung  eines  Sparkassenverbandes  und  einer  Fachzeitschrift. 
Der  Ausschuß  für  Sparkassentage  arbeitete  zunächst  fleißig  weiter 
an  der  Uebertragbarkeitsfrage  und  der  Fachzeitschrift  und  beriet 
das  Statut  für  einen  Sparkassenverband. 

Die  Ergebnisse  legte  er  dem  2.  sächsischen  Spar- 
kassentage vor,  der  in  Dresden  am  4.  Oktober  1883  un- 
mittelbar vor  dem  2.  deutschen  Sparkassentage  zusammentrat. 
Die  Arbeit  wurde  von  Erfolg  gekrönt,  denn  am  selben  Tage 
wurde  der  sächsische  Sparkassenverband  gegründet.  Als  Aufgaben 
stellte  er  sich:  i.  Förderung  des  Sparens  nach  den  verschiedensten 
Richtungen  hin,  also  vor  allem  Ausfühiung  der  oben  erwähnton 
zu  Freiberg  beschlossenen  Reformen;  dazu  noch  die  h^inführung 
von  ständigen  Revisionen.  2.  Pflege  der  Statistik.  3.  Vertretung 
der  Sparkasseninteressen  nach  außen,  endlich  4.  Hinwirken  auf 
einen  deutschen  Reichsverband. 
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Die  Verbandsgiündun_c(  Sachsens  wirkte  vorbildlich  für  die 
Gründung  des  Verl^andes  der  Provinz  Sachsen,  des  Herzogtums 
Anhalt  und  der  thüringischen  Staaten,  des  »schlesischen  Verbandes« 
und  des  »württembergischen  Sparkassenverbandes <.  Es  ist  hier 
nicht  der  geeignete  Ort,  die  gesamte  Reformbewegung  in  Deutsch- 
land darzustellen.  Es  genügt  der  Hinweis,  daß  Sachsen  zuerst 
die  von  den  Postsparkassen  drohende  Gefahr  erkannte  und  ihr 
durch  die  geschilderten  Maßnahmen  zu  begegnen  suchte,  und  daß 
es  vielfach  Nachfolger  auf  dem  beschrittenen  Wege  fand. 

Ebenso  schnell,  wie  man  erkannt  hatte,  daß  vieles  verbesse- 
rungsbedürftig sei,  und  wie  man  eine  Menge  von  Heilmitteln  zu- 
sammengestellt hatte,  ebenso  schnell  ließ  man  nach  kurzer  Zeit 
alles  wieder  gehen,  wie  es  vorher  gegangen  war.  1885  wurde 
der  gefürchtete  Gesetzentwurf  betreffend  die  Errichtung  von  Post- 
sparkassen von  der  Regierung  eingebracht,  begleitet  von  zahl- 
reichen Gegenpetitionen,  die  meist  aus  kommunalen  Kreisen  und 
von  den  Sparkassenverbänden  herrührten.  Er  wurde  bekanntlich 
von  Kommission  und  Plenum  abgelehnt,  und  von  da  ab  ließ 
das  Interesse  an  den  Sparkassenreformen  merkbar  nach.  Bezeich- 
nend für  Sachsen  ist  es,  daß  am  18.  Juli  desselben  Jahres  1885 
der  vierte  und  zugleich  letzte  Sparkassentag 
in  Meißen  abgehalten  wurde,  »seitdem  ist  der  Verband  ganz 
eingeschlafen«  bemerkt  kurz  und  bündig  die  Denkschrift  des 
Ministeriums  von  igo6.  Die  vorletzte  größere  Abhandlung  über 
die  Sparkassen  in  der  Zeitschrift  des  statistischen  Landesamtes 
1905  urteilt  ähnlich  :  »Mit  der  Einführung  des  Sparmarkenwesens, 
des  Uebertragungsverkehres  und  der  Einrichtung  einer  geordneten 
Revision  der  Kassen  durch  die  von  den  Verbänden  angestellten 
Verbandsrevisoren  —  (was  übrigens  für  Sachsen  nie  eingetroffen 
ist)  —  ist  die  lebhaft  betriebene  Reform  des  Sparkassenwesens 
zu  einem  vorläufigen  Abschluß  gelangt.  Man  ist  sich  in  den 
beteiligten  Kreisen  bewußt,  daß  die  vorhandenen  Organisationen 
berechtigten  Wünschen  und  Bedürfnissen  der  sparenden  Bevöl- 
kerung genügen.  Nur  die  Zahl  der  Sparkassen  ist  bis  in  die 
letzte  Zeit  fortgesetzt  vermehrt  worden,  damit  der  Einlage- Ver- 
kehr möglichst  erleichtert  wird  und  weil  die  Erfahrung  gelehrt 
hat,  daß  Sparkassen  nicht  nur  segensreiche  Einrichtungen  für 
die  sparende  Bevölkerung  sind,  sondern  auch  den  Gemeinden 
sehr  schätzenswerte  finanzielle  Vorteile  bringen.« 

Wir  sehen  schon  aus  diesen  Worten,  wie  gering  das  Ergeb- 
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nis  der  ganzen  Reformbewegung  der  8oer  Jahre  gewesen  ist. 
Sparmarkenwesen  und  Uebertragungsverkehr  sind  fast  die  ein- 
zigen Fortschritte  gegen  früher.  Daß  auch  diese  zwei  Neuerungen 
mit  nicht  genügendem  Eifer  durchgeführt  worden  sind,  werden 
uns  die  späteren  Kapitel  zeigen :  Unterstreichen  müssen  wir  aber 
von  diesen  Ausführungen  den  Hinweis  auf  die  »schätzenswerten 
finanziellen  Vorteile  für  die  Gemeinden«.  Die  Rücksicht  auf  diese 
Vorteile  war  es,  welche  die  Gemeinden  von  der  ausgedehnten 
Durchführung  der  Reformen  abhielt  und  für  2  Jahrzehnte  wieder 
alles  beim  alten  ließ. 

Die  zweite  große  Bewegung,  die  eine  Reform  des  Spar- 
kassenwesens erstrebt  und  in  der  wir  noch  mitten  inne  stehen, 
setzte  im  Anfang  des  20.  Jahrhunderts  mit  einer 
Kritik  der  Anlagearten  ein.  Die  Regierungen  erhoben  gegen 
die  Sparkassenverwaltungen  die  Anklage,  daß  durch  das  zu  starke 
Festlegen  der  Spargelder  in  Hypotheken  die  Liquidität  der 
Kassen  gefährdet  sei.  Es  müßten  mehr  Effekten,  besonders 
Staatspapiere  gekauft  werden.  Diese  Forderung  tauchte  zuerst 
in  Preußen  auf.  Dort  war  es  ganz  offenbar  das  Bestreben 
des  Finanzministers  Rheinbaben,  den  Kurs  der  preußischen  Staats- 
anleihen zu  heben,  das  den  Stein  ins  Rollen  brachte.  Vom 
April  1904,  wo  im  preußischen  Abgeordnetenhause  zum  ersten 
Mal  die  heftigsten  Angriffe  gegen  die  Sparkassen  erfolgten,  bis 
zum  heutigen  Tage  dauern  die  Kämpfe,  welche  darauf  hinaus- 
laufen, die  Sparkassen  zur  Anschaffung  größerer  Wertpapier- 
bestände zu  zwingen.  Im  Herbst  191 1  gingen  den  Garantie- 
verbänden 2  Gesetzentwürfe  zur  Begutachtung  zu,  die  20 — 30  % 
Inhaberpapiere  fordern.  Es  ist  alle  Aussicht  vorhanden,  daß  einer 
dieser  Entwürfe  Gesetzeskraft  erlangen  wird. 

Sachsen  versuchte  bald  dem  preußischen  Beispiele  zu 
folgen.  Allerdings  liegen  hier  die  Beweggründe  nicht  so  klar 
zutage  wie  in  Preußen.  Die  Regierung  hält  stets  an  der  Be- 
hauptung fest,  daß  nur  die  Sorge  um  die  Sparkassen  sie  zum 
Vorgehen  gegen  diese  trieb.  Ihre  Gegner  verweisen  dagegen 
auf  die  augenfällige  Aehnlichkeit  der  Regierungsmaßnahmen  hier 
wie  dort  und  folgern  daraus,  daß  auch  in  Sachsen  die  Sorge 
für  die  Staatspapiere  der  ursprüngliche  Anlaß  zum  Einschreiten 
gewesen  sei.  Verfolgen  wir  die  Angelegenheit  soweit  wie  mög- 
lich zurück,  so  gewinnt  allerdings  diese  letztere  Ansicht  an  Wahr- 
scheinlichkeit.    Die  Oeffentlichkeit  wurde  zuerst  im  Januar    1906 
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mit  den  Plänen  der  Regierung  bekannt.     Dem  Landtage  lag  der 
Entwurf    eines  Gesetzes   zur    Abänderung    des    Staatsschuldbuch- 
gesetzes vor.      Durch  das  neue  Gesetz  sollte  die  Benutzung   des 
Staatsschuldbuchcs  gesteigert  und  indirekt   sollten  die  Kurse  der 
sächsischen  Anleihen  gehoben  werden.     Die  Stelle  in  der  Begrün- 
dung des  Dekretes,  »in  welcher  Weise  die  juristischen  Personen  und 
die  größeren  unter  behördlicher  Verwaltung  befindlichen  Vermögens- 
massen   zur  Benutzung  des  Staatsschuldbuches  anzuregen  seien  <, 
gab    der    Gesetzgebungsdeputation   Anlaß,  die  P'rage  zu  erörtern, 
ob    vielleicht    durch    gesetzliche     Maßnahmen     die    Verwaltungen 
der  Sparkassen    veranlaßt    werden   könnten,    nach  dem  Vorbilde 
Preußens  einen  Teil  ihrer  Bestände  in  inländischen  Staatspapieren 
anzulegen    und  gewisse    Beträge    ins   Staatsschuldbuch    eintragen 
zu  lassen.     Die  Sparkassenverhältnisse  wurden  genauer  ins  Auge 
gefaßt,  eine  Reihe  von  Mißständen  bei  einzelnen  Kassen  beleuchtet 
und    bereits    die  Frage    eines    gesetzlichen   Eingreifens    erwogen. 
Schon  jetzt  ergaben    sich  starke   Gegensätze    in   der   Deputation. 
»Die  Herren  Regierungsvertreter,  denen  man  die  Frage  unterbreitete, 
ob  es    nicht  im  Interesse    einesteils  der  Hebung    des  Kurses    un- 
serer Staatspapiere  und  andernteils  im  Interesse  der  Einleger  ge- 
boten erscheine,  die  Sparkassenverwaltungen  zu  veranlassen,  einen 
bestimmten  Teil  ihres  Vermögens  in  Staats-  oder  anderen  mündel- 
sicheren Papieren  anzulegen,  erklärten  darauf:  die  von  der  Depu- 
tation   angeregte  P'rage    begegne    bei    der  Regierung    besonderer 
Beachtung  und  sei  dort  bereits  seit  längerem  inder 
P  r  ü  f  u  n  g  b  e  g  r  i  f  f  e  n  !      » Das  Finanzministerium  habe 
die  Frage    schon    seit    längerer    Zeit    geprüft,    es  sei  aber  noch 
nicht  dazu  gelangt,  mit  Anträgen  an  das  Ministerium  des  Innern, 
zu  dessen  Geschäftskreis  die  Angelegenheit  gehöre,  heranzutreten. 
Die  Sache    werde    aber    nicht    außer    acht    gelassen    und    weiter 
verfolgt  werden.«      Beide  Kammern  griffen  sofort  diese  Sparkas- 
senfrage auf,  obgleich  sie  doch  nur  in  ganz  losem  Zusammenhange 
mit  dem  zur  Beratung    stehenden   Gesetze   stand.      Verschiedene 
Redner  erkannten  jedoch  die  drohende  Gefahr,  und  ihre  Ahnungen 
wurden  am  7.  Februar   durch  die  Erklärung    des  Finanzministers 
bestätigt:    »daß    das   Finanzministerium  sich   mit    dem  Gedanken 
trüge,  beim  Ministerium  des  Innern  den  Erlaß   eines  Sparkassen- 
gesetzes   zu    beantragen ;    daß    ferner    augenblicklich    von    seiten 
der  zwei  Ministerien    die  Aufstellung    einer  Denkschrift    über  die 
Sparkassen  im  Werke  sei«.     Er  macht  nochmals  darauf  aufmerk- 
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sam,  »daß  in  Zeiten  der  Gefahr  der  jetzige  Zustand  der  Spar- 
kassenverhältnisse keineswegs  ein  sehr  beruhigender  sei''<.  Er 
schloß  seine  Rede  mit  den  Worten:  »Es  könnte  nun  in  Frage 
kommen,  ob  man  die  Sparkassen  nötigen  sollte,  einen  bestimmten 
Prozentsatz  ihrer  Bestände  in  sächsischen  Staatspapieren  anzu- 
legen. Ich  für  meine  Person  würde  einen  solchem  Zwange  nicht 
ganz  abgeneigt  sein,  muß  mir  aber  die  Entschließung  noch 
vorbehalten.« 

Diese  Ankündigung  einer  in  Kürze  zu  erwartenden  Denk- 
schrift als  Vorbereitung  zu  einem  staatlichen  Eingreifen  ver- 
anlaßte  im  Plenum  der  zweiten  Kammer  große  Bewegung  und 
führte,  wie  in  Preußen,  zu  erregten  Debatten.  Doch  sie  kamen 
zu  spät.  Schon  im  März  erschien  die  Denkschrift,  vom  Ministerium 
des  Innern  allein  unterzeichnet.  Aus  ihr  ging  deutlich  die  Ab- 
sicht der  Regierung  hervor,  den  Sparkassen  die  Anlage  von 
25  0/0  ihres  Vermögens  in  Staatspapieren,  darunter  8  %  sächsischen 
Anleihen  zur  Pflicht  zu  machen.  »Von  allen  Anforderungen,  die 
an  eine  Sparkasse  gestellt  werden,  ist  die  Sicherung  steter  Zah- 
lungsbereitschaft weitaus  die  wichtigste.«  Diese  Grundforderung  der 
Regierung  sollte  durch  den  Anlagezwang  erfüllt  werden. 

Das  Schicksal  ging  seinen  Gang.  Eine  Versammlung  von 
49  Bürgermeistern  revidierter  Städte,  die  am  6.  Juli  1906  in 
Chemnitz  zustande  kam,  wandte  sich  einstimmig  gegen  diese 
Grundforderung.  »Die  Vorstellung,  die  am  25.  August  in  den 
Besitz  des  Ministeriums  des  Innern  gekommen  ist,  scheint  dort 
ungehört  verhallt  zu  sein.  Eine  Antwort  ist  ihr  nicht  zuteil  ge- 
worden« —  nach  der  Petition  des  Sparkassenverbandes.  Nur  wenige 
Tage  später,  am  2.  Dezember,  wurde  die  gefürchtete  Verordnung 
verölTentlicht.  Sie  ist  datiert  vom  2.  August  1906. 
Sie  verlangt,  wie  im  nächsten  Kapitel  ausgeführt  wird,  die  Anlage 
von  25  %  des  Sparkassenvermögens  in  mündelsichercn  Inhaber- 
papieren,  darunter  mindestens  8  %  sächsische  Staatspapicre,  wie 
es  die  Denkschrift  angekündigt  hatte. 

Nunmehr  schlössen  sich  den  49  Städten  die  meisten  übrigen 
Sparkasscnverwaltungen  an  und  gründeten  zum  zweiten  Male  einen 
sächsischen  Sparkassenverband.  Als  Aufgabe  stellte  er  sich: 
P^örderung  des  Sparkassenwesens  und  Vertretung  der  Sparkassen- 
interessen —  die  gleichen  Ziele  wie  der  Verband  der  80  er  Jahre. 
Den  Vorsitz  führte  bis  zu  seinem  Tode  am  5.  Dezember  1907 
Bürgermeister    Müller   in   Colditz.     Ihm    folgte    der   jetzige    erste 
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Vorsitzende  Bürgermeister  Dr,  Eberle  in  Nossen.  Der  Verband 
nahm  zunächst  Stellung  zu  den  Schritten  der  Regierung  und 
kam  natürlich  zu  einer  Ablehnun,i4-  der  l'"oi'derung  von  25  %  Pa- 
pieren, die  er  auf  10  %  ermäßigt  sehen  wollte.  Eine  seinen  Stand- 
punkt ausführlich  begründende  Petition  vom  17.  September  1907 
an  das  Ministerium  des  Innern  erhielt  wieder  in  den  nächsten 
Wochen  keinen  Bescheid,  und  so  reichte  der  Verband  am  16.  De- 
zember   desselben    Jahres    eine    weitere   Petition    an    die    2.   und 

1.  Kammer  der  Ständeversammlung  ein.  Er  richtete  darin  die 
Bitte  an  die  hohe  Kammer:  *Die  Kammer  wolle  beschließen, 
dem  königlichen  Ministerium  des  Innern  die  Berücksichtigung 
seiner  Petition  vom  17.  September  zu  empfehlen.«  Am  26.  Mai 
I90<S  lag  der  Bericht  der  Beschwerde-  und  Petitionsdeputation  der 

2.  Kammer  über  diese  Angelegenheit  fertig  vor.  Die  Deputation 
war  nur  einer  Meinung,  daß  nämlich  »die  Forderung  von  25  % 
Papieren  alles  Maß  überschreite«.  Ueber  die  Rechtmäßigkeit  der 
Verordnung  war  man  geteilter  Ansicht.  Die  Mehrheit  hielt  die 
Verordnung  für  ungesetzlich.  Das  Gesamtergebnis  war:  »Die 
Kammer  wolle  beschließen,  der  Staatsregierung  die  Frage  zur 
Erwägung  zu  überweisen,  die  Verordnung  aus  Rechtsgründen  zu- 
rückzuziehen, die  Petition  dadurch  als  erledigt  zu  betrachten  und 
die  erste  Kammer  zum  Beitritt  zu  diesem  Beschluß  einzuladen.  <- 
Die  Stimmung  in  der  2.  Kammer  ließ  keinen  Zweifel  übrig,  daß 
sie  vollständig  mit  diesem  Deputationsbeschluß  einverstanden  war. 

Da  erfolgte  am  26.  Oktober  1908  ein  Vergleich 
zwischen  dem  Ministerium  des  Innern  und  dem  Sparkassenver- 
bande  —  ein  vorläufiger  Waffenstillstand.  Der  Verbandsvorstand 
erklärte  sich  bereit,  »auf  die  dem  Verbände  angehörigen  Spar- 
kassen dahin  einzuwirken,  daß  sie  ihren  Bestand  an  Wertpapieren 
überhaupt  und  besonders  an  sächsischen  Staatsschuldscheinen 
erhöhen«.  Er  glaubte,  daß  es  gelingen  werde,  bis  Ende  191 3  den 
Wertpapierstand  auf  10%  zu  heben.  Die  Regierung  war  der  An- 
sicht, daß  die  behördliche  Vorschrift  zurücktreten  könne,  wenn 
der  Verband  wällens  und  in  der  Lage  sei,  das  Ziel  der  Sicherung 
steter  Zahlungsbereitschaft  zu  fördern.  Sie  erklärte  sich  daher  be- 
reit, die  Vorschrift  vom  2.  August  1906  für  die  dem  Sparkassen- 
Verbände  angehörigen  Sparkassen  unter  der  Voraussetzung  bis  Ende 
191 3  außer  Kraft  zu  setzen,  daß  der  Verband  im  Sinne  der  obigen 
Erklärung  auf  die  ihm  angehörigen  Sparkassen  einwirke.  Auf  diesen 
Vergleich  hin   zog  der  Sparkassenverband    seine  Petition    zurück. 
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Der  Kampf  ist  also  bis  Ende  1913  beendet. 
Ob  er  dann  von  neuem  entbrennen  wird,  hängt  einmal  davon  ab, 
ob  die  Regierung  weiterhin  daran  festhält,  daß  25  %  Wertpapiere 
das  Mindestmaß  für  eine  ausreichende  Zahlungsbereitschaft  der 
Sparkassen  sind.  Sollte  sie  von  diesem  Standpunkte  abgehen 
und  sich  etwa  mit  10 — 15%  Wertpapierbestand  begnügen,  so 
ist  Aussicht  vorhanden,  daß  die  Angelegenheit  garnicht  wieder 
die  OefTentlichkeit  beschäftigen  wird.  Zum  andern  haben  die 
Sparkassen  selbst  die  Entscheidung  zum  größten  Teil  in  ihrer 
Hand.  Wird  es  ihnen  gelingen,  die  freiwillig  übernommene  Ver- 
pflichtung zur  Festigung  ihrer  Liquidität  zu  erfüllen  und  10  % 
Wertpapiere  anzusammeln,  so  wird  die  Regierung  weiterhin  dem 
Verbände  das  Vertrauen  schenken,  daß  er  ohne  staatlichen  Zwang 
das  Wohl  der  Sparkassen  fördert.  Es  wird  sich  dann  in  den 
Unterhandlungen  sicher  ein  Weg  finden,  den  beide  Parteien 
gehen  können,  ohne  den  Landtag  und  das  Volk  zur  Parteinahme 
aufzufordern. 

Der  neue  Sparkassenverband  begnügte  sich  er- 
freulicherweise nicht  mit  den  angeführten  Maßnahmen  —  Ab- 
wehr der  Anlageverordnung  und  freiwillige  Besserung  der  Liqui- 
dität — ,  sondern  nahm  größere  Aufgaben  in  Angriff.  Das 
Scheckgesetz  vom  1 1.  März  1908  brachte  den  Sparkassen 
das  Recht  der  passiven  Scheckfähigkeit,  das  von  den  einzelnen 
Bundesstaaten  verliehen  werden  kann.  Für  Preußen  wurde  durch 
den  Erlaß  vom  20.  April  1909  der  Weg  für  den  Sparkassen- 
scheck frei  gemacht.  Die  Ausnutzung  dieses  Rechtes  birgt  die 
große  Gefahr  in  sich,  daß  das  feste  Sparguthaben^  das  einen  Not- 
groschen darstellt,  der  durch  strenge  Kündigungsvorschriften  vor 
einem  allzuschnellen  Abheben  geschützt  sein  soll,  die  Grundlage 
für  einen  Zahlungsverkehr  wird.  Anderseits  liegt  das  Bedürfnis 
für  weite  mittlere  lunkommenskreise  nach  einem  geldlosen  Zah- 
lungsverkehr vor.  Das  dunkle  Gefühl,  diese  Kreise,  die  den 
Stamm  der  Sparkassenkundschaft  darstellen,  für  die  Sparkassen 
zu  erhalten,  sie  nicht  den  scheckfähigen  Hanken  anheimfallen  zu 
lassen,  trieb  den  deutschen  Sparkassenverband  dazu,  auch  für 
die  Sparkassen  das  l^echt  der  Scheckfähigkeit  zu  beanspruchen. 
Doch  sie  wissen  z.  T.  heute  noch  nichts  damit  anzufangen. 

Hier  hat  der  sächsische  Verband  neue  Bahnen  beschritten. 
Er  hat  das  Sparguthaben  unberührt  gelassen.  Es  kann  nicht 
darüber    durch    Scheck    verfü"t    werden.      Kv    hat    aber    die    be- 
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stehenden  Einrichtun(,'en  der  Sparkassen  dazu  benutzt,  einen 
Giroverkehr  zu[,mnsten  der  erwähnten  mittleren  und  kleinen 
Kreise  einzurichten.  Hören  wir,  wie  der  jetzige  Vorsitzende  des 
Giroverbandes,  Dr.  Eberle-Xossen,  das  Verhältnis  von  Giro-  und 
Sparkassenverkehr  auffaßt:  »In  Sachsen  sehen  wir  die  Giroauf- 
gabe lediglich  als  eine  Schwester  der  Sparaufgabe  an.  Sie  haben 
miteinander  gemeinsam  einmal  den  Vater,  den  Grundgedanken 
unseres  Sparwesens,  der  heißt:  Hilfe  dem  wirtschaftlich  Schwachen 
auf  der  Grundlage  der  Gemeinnützigkeit.  Sie  haben  miteinander 
gemeinsam  die  Mutter,  die  Gemeinde  als  Trägerin  der  Fürsorge 
und  Pflegerin  der  Geschwister.  Wenn  die  Aufgaben  noch  in 
einer  weiteren  Gemeinschaft  stehen,  insofern  bei  uns  die  Beamten 
der  Sparkassen  die  Girogeschäfte  nebenbei  besorgen,  so  handelt 
es  sich  hier  um  eine  Gemeinschaft,  die  nur  vorübergehend  und 
nicht  unbedingt  notwendig  ist.«  —  »Die  Spargclder  haben  mit 
den  Girogeldern  nichts  gemein.  Sie  werden  auf  getrennten 
Konten  geführt  und  dieselbe  Person  hat  als  Sparer  ihr  Sparbuch, 
als  Giroteilnehmer  ihr  Girokontobuch.  Die  Spareinlagen  tragen 
ihre  Zinsen,  die  Girosalden  sind  vorläufig  unverzinslich.  Die 
Spareinlagen  verwaltet  nach  wie  vor  jede  Kasse  allein.  Die  Giro- 
guthaben verwaltet  der  Giroverband  als  solcher  in  seiner  Zen- 
trale durch  seinen  Vorstand  unter  Anschluß  der  einzelnen  Kassen.« 

Diese  Entwicklung  ist  also  keine  Weiter-  oder  vielleicht  Rück- 
entwicklung des  Spargedankens.  Sie  muß  aber  an  dieser  Stelle 
erwähnt  w^erden,  da  sie,  um  das  nochmals  zu  betonen,  dem 
Wirken  der  Sparkassen  zu  verdanken  ist  und  außerdem  einen 
beachtenswerten  Ausweg  vor  der  durch  die  Scheckfähigkeit  zu  be- 
fürchtenden Mobilisierung  der  Spargelder  bietet.  Die  Bedingungen 
des  Giroverkehrs  ermöglichen  auch  dem  kleinen  Geschäftsmann, 
Unterbeamten  usw.,  die  Benutzung  (lo  Mk.  Stammeinlage;  alle 
Geschäfte  spesenfrei  u.  desgl.).  Das  Sparkassenbuch  wird  von 
den  zu  Zahlungen  bestimmten  Geldern  befreit  und  kann  sich  ruhiger 
entwickeln. 

Einige  Daten  und  Zahlen  mögen  über  den  »Giro  ver- 
band sächsischer  Gemeinden«,  der  zur  Zeit  durch  »Per- 
sonalunion <'  mit  dem  Sparkassenverband  verknüpft  ist,  orientieren: 
»Die  Idee  eines  allgemeinen  Giroverkehres  der  Sparkassen  ist 
auch  in  Sachsen  nicht  Sparkassenkreisen  entsprungen.  Auch 
unsere  Sehnsucht  war  der  Sparkassenscheck.  Den  Sparkassen- 
girogedanken    ausgesprochen    zu    haben,    ist    das    ausschließliche 
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Verdienst  des  Herrn  Rechtsanwalts  Dr.  Lötzsch  in  Dresden« 
(Eberle).  Der  Gedanke  wurde  von  dem  verstorbenen  Vorsitzen- 
den des  Verbandes,  Bürgermeister  Müller,  Colditz,  eifrig  aufge- 
nommen, und  dann  von  dem  mehrfach  erwähnten  Dr.  Eberle, 
Nossen,  glücklich  durchgeführt.  Die  Generalversammlung  des 
Sparkassenverbandes  vom  20.  Juni  1908  zu  Dresden  beauftragte 
den  Vorstand  mit  den  Vorarbeiten  zur  Gründung  eines  Girover- 
bandes sächsischer  Gemeinden  und  empfahl  allen  interessierten 
Gemeinden  den  Beitritt.  Bereits  am  5.  Oktober  1908  fand  in 
Dresden  die  Gründung  des  Verbandes  statt.  Am 
15.  Dezember  folgte  die  ministerielle  Genehmigung  des  Verban- 
des und  seiner  Satzungen  und  am  2.  Januar  1909  wurde  der 
Giroverkehr  mit   144  Mitgliedern  aufgenommen. 

Die  sächsische  Einrichtung  hat  die  Beachtung  des  deutschen 
Sparkassenverbandes  gefunden,  der  auf  seiner  Hauptversammlung 
in  Charlottenburg  am  4.  Dezember  1909  beschloß,  den  Unter- 
verbänden die  Einführung  des  Giroverkehres  nach  sächsischem 
Vorbild  zu  empfehlen.  Der  große  Nutzen,  den  die  Girogemein- 
schaft für  die  einzelne  Provinz  und  den  einzelnen  Bundesstaat 
hat,  würde  noch  viel  bedeutender  werden,  wenn  es  gelänge,  die 
verschiedenen  Giroverbandszentralen  zu  einer  Einheit  zu  ver- 
schmelzen. Das  ist  das  Endziel  auch  des  sächsischen  Girover- 
bandes. An  Gegnern,  unter  denen  in  erster  Linie  Reusch  zu 
nennen  ist,  fehlt  es  dem  Girogedanken  natürlich  nicht. 

Bis  zu  diesem  Punkte  ist  zur  Zeit  die  Entwicklung  des  Spar- 
kassenwesens vorgeschritten.  Welche  Aufgaben  von  den  Spar- 
kassen bez.  dem  Verband  in  Zukunft  noch  zu  lösen  sein  werden, 
können  wir  erst  sagen,  wenn  wir  die  Zahlen  der  Statistik  betrachtet 
haben. 

IL  Die  Stellung  des  Staates  zu  den  Sparkassen. 

Das  Sparkassenwesen  ist  in  Deutschland  Gegenstand  der 
Landesgesetzgebung.  Die  Bundesstaaten  weichen  in  der  Regelung 
des  Sparkassenwesens  sehr  voneinander  ab.  Im  Königreich 
Sachsen  bestehen,  abgesehen  von  einigen  auf  die  Gründung  und 
Vertretung  von  Sparkassen  als  Gemeindeunternehmen  anzuwen- 
denden Vorschriften  der  revidierten  Landgemeindeordnung  und 
der  revidierten  Städtcordnung  von  1873  gesetzliche  Bestimmungen 
über  die  Einrichtung  und  Verwaltung  der  Sparkassen  nicht.  Doch 
schon    seit    den  Anfängen    des   Sparkassenwesens    im    Königreich 
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hat  das  Minislcriuni  des  Innern  aufmerksam  die  l'Lntwicklung  ver- 
folgt und  sie  durch  eine  Reihe  von  wichtigen  Verordnungen  be- 
einflußt. Außer  diesen  ministeriellen  Vorschriften  liegen  aus  ver- 
schiedenen Jahren  Veröffentlichungen  der  Grundsätze  vor,  die 
die  Regierung  heim  l^estätigen  der  Sparkassen  befolgte.  Für 
uns  handelt  es  sich  darum,  in  chronologischer  Folge  diejenigen 
Grundsätze  und  Vorschriften  zusammenzustellen,  die  für  die  Ge- 
samtentwicklung von  Bedeutung  geworden  sind.  Die  große  Zahl 
der  Verordnungen  über  innere  Verwaltungsangelegenheiten,  über 
das  Wesen  der  Sparbücher,  die  Anfechtbarkeit  von  Einträgen, 
Gebührenbestimmungen  usw.  wird  hier  außer  Betracht  gelassen. 
Einzelne  finden  sich  in  den  späteren  Kapiteln, 

Bereits  am  6.  Juni  1821,  noch  ehe  ein  halbes  Jahr  seit  der 
Eröffnung  der  ersten  Kassen  vergangen  war,  beantragte  eine  stän- 
dische Schrift  die  allgemeine  Einführung  von  Sparkassen.  Die 
Folge  war  ein  Reskript  der  Regierung  vom  2.  F  e  - 
bruar  1822,  die  erste  Aeußerung  der  Regierung  über  die  neuen 
Anstalten.  Sie  empfiehlt  darin  die  Anlegung  von  Sparkassen, 
»um  den  Minderbemittelten  Gelegenheit  zu  verschaffen,  ihre  Er- 
sparnisse auch  im  einzelnen  sicher  und  zinsbar  anzulegen«.  Sie 
behielt  sich  zugleich  das  Recht  der  Bestätigung  der  zu  errichten- 
den Kassen  und  ihrer  Regulative  ausdrücklich  vor  und  gewährte 
ihnen  als  Wohltätigkeitsanstalten  gewisse  Rechtsvorteile,  z.  B., 
»daß  Gelder,  welche  bei  denselben  angelegt  oder  von  denselben 
zurückbezahlt  wurden,  einer  Stempelsteuer  nicht  unterlagen  ;  daß 
Vormündern  gestattet  wurde,  Gelder  ihrer  Pflegebefohlenen  dort 
anzulegen«. 

Die  letztere  Bestimmung,  welche  die  Sparkassen  als  mündel- 
sicher hinstellte,  wurde  am  27.  Juni  1835  ^^  einer  Verordnung 
des  Justizministeriums  schärfer  gefaßt.  Es  heißt  dort:  »Zur  zins- 
baren Anlegung  von  Geldern  aus  dem  Vermögen  bevormundeter 
Personen  mögen  nur  solche  Kassen  benutzt  werden,  welche 
unter  ausdrücklicher,  durch  die  Gesetzsammlung  oder  das  Gesetz- 
und  Verordnungsblatt  bekannt  gemachter  Bestätigung  der  Regie- 
rung bestehen«.  Wollte  also  eine  Sparkasse  als  mündelsicher  in 
der  Oeffentlichkeit  gelten,  so  mußte  sie  wohl  oder  übel  ihre 
Satzungen  der  Regierung  unterbreiten  und  von  ihr  genehmigen 
lassen.  Die  Satzungen  weichen  infolgedessen  wenig  von  einander 
ab  im  ganzen  Lande.  Wichtig  ist  aus  der  erwähnten  Verordnung 
noch    der    dritte    Punkt:     »Sobald    die    sukzessiven    Einlagen    mit 
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Zinsen  zusammen  eine  Summe  erreicht  haben,  welche  die  Aus- 
leihung auf  ein  Grundstück  gegen  gerichtliche  Hypothek  gestattet, 
ist  dafür  Sorge  zu  tragen.  Zeigt  sich  jedoch  dazu  keine  sichere 
und  passende  Gelegenheit,  so  muß  das  gesammelte  Geld  jeden- 
falls zurückgezogen  und  zum  Ankauf  eines  zinsbaren  Staatspapieres 
verwendet  werden,  wenn  es  den  Betrag  von  loo  Thlr.  über- 
stiegen hat«.  Die  Regierung  will  also  unbedingt  daran  festhalten, 
daß  die  Sparkasse  nur  die  ersten  Sparpfennige  aufzunehmen  und 
zu  sammeln  hat.  Hat  der  Sparer  ein  kleines  Kapital  aufge- 
speichert, das  groß  genug  ist,  eine  andere  Anlage  zu  benutzen, 
so  wird  er  aus  dem  Schutz  der  Sparkasse  entlassen  und  muß 
selbständig  seinen  Weg  suchen.  Auch  an  diesem  Grundsatz  hat 
die  Regierung,  wie  wir  sehen  werden,  stets  festzuhalten  gesucht, 
wenn  sie  auch,  den  veränderten  Vermögens-  und  Einkommensver- 
hältnissen Rechnung  tragend,  die  Höchstsumme  allmählich  erhöhte. 
Die  erste  und  in  dieser  Ausführlichkeit  bedeutende  einzige 
Veröffentlichung  ihrer  Grundsätze  über  die  Sparkassen  erschien 
25  Jahre  später ;  es  ist  die  Generalverordnung  des 
K  g  1.  Ministeriums  des  Innern  vom  28.  12.  1860,  das 
Sparkassenwesen  betreffend.  Jahrzehnte  lang  ist  an  ihren  Grund- 
ansichten festgehalten  worden  und  zum  größten  Teile  sind  sie 
noch  heute  bestimmend.  Es  ist  daher  nur  recht  und  billig,  wenn 
wir  diese  alte  Generalverordnung  genauer  ansehen  und  aus  jedem 
Satze  lernen.  Die  Einleitung  könnte  heute  so  gut  wie  damals 
vor  50  Jahren  geschrieben  sein.     Sie  beginnt : 

»An  sämtliche  Kreisdirektionen:  Die  von  einer  großen 
Anzahl  von  Gemeinden  verwalteten  oder  unter  deren  Garantie  be- 
stehenden Sparkassen,  sind  im  allgemeinen  zwar  als  Kommunalan- 
stalten zu  betrachten,  sie  unterscheiden  sich  aber  von  anderen  der- 
gleichen Instituten  dadurch,  daß  sie  nur  mittelbar  (durch  Be- 
förderung des  Wohlstandes  und  der  moralischen  Kraft  der  ärmeren 
Bevölkerung)  das  Wohl  der  Gemeinde  zum  Zwecke  haben,  wäh- 
rend unmittelbar  ihr  überaus  segensreiches  Ziel  darauf  gerichtet 
ist,  den  ärmeren  Einwohnerklassen  Gelegenheit  zu  sicherer  An- 
sammlung und  nutzbarer  Anlegung  ihrer  kleinen  Ersparnisse  zu 
bieten  und  dadurch  ebensosehr  deren  moralische  Erziehung  zu 
fördern,  als  ihren  Wohlstand  zu  erhöhen.  In  neuerer  Zeit  ist 
aber  wahrzunehmen  gewesen,  daß  diese  Natur  der  Sparkassen  an 
einigen  Orten  nicht  richtig  erkannt  worden  und  daselbst  sich  das 
Streben    gezeigt   hat,    die    gedachten    Anstalten    zugleich    für  die 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsiieft  44,  2 
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Kommune  unmittelbar  möglichst  nutzbar  zu  machen,  indem  man 
auf  Verwendunf,^  von  Ueberschüssen  der  Sparkassenverwaltung  zu 
allerhand  Gemeindezwecken  Bedacht  genommen.  Es  stammen 
namentlich  aus  dieser  Auffassung  der  Sache  einerseits  die  wieder- 
holten Anträge  auf  immer  erweiterte  Zulassung  höherer  Einlagen, 
andererseits  die  geringe  Neigung  zur  Erhöhung  des  Zinsfußes 
derselben  und  das  Widerstreben  gegen  eine  reichliche  Dotierung 
des  Reservefonds.«  —  Es  ist,  als  ob  man  Schachners  Vorwürfe 
gegen  die  Sparkassen  hörte.  »Das  Ministerium  ist  nun  zwar  schon 
seit  einer  Reihe  von  Jahren  den  auf  eine  erweiterte  Wirksamkeit 
der  Sparkassen  gerichteten  Bestrebungen,  soweit  dieselben  in  den 
Zeit-  und  Verkehrsverhältnissen  begründet  waren,  niemals  ent- 
gegengetreten und  hat  deshalb  bei  einer  großen  Anzahl  von 
Sparkassen  einen  weit  höheren  Maximalsatz  für  den  Betrag  der 
einzelnen  Konti,  als  früher  üblich  war,  zugelassen.  Dagegen  ist 
dasselbe  auch  schon  mehrfach  benötigt  gewesen,  den  in  der  an- 
gedeuteten Richtung  gestellten  noch  weiteren  Anträgen  die  Ge- 
nehmigung zu  versagen,  und  sieht  sich  gedrungen,  auch  ferner 
hieran  festzuhalten.  Hierbei  ist  aber  nicht  nur  die  Erwägung 
maßgebend,  daß  den  Sparkassen  lediglich  mit  Rücksicht  auf  deren 
oben  bezeichneten  uneigennützigen  Zweck  gewisse  Ausnahmen 
von  dem  gemeinen  Rechte  und  von  gesetzlichen  Vorschriften, 
namentlich  auch  von  Normen  über  Entrichtung  der  Stempelsteuer 
zugestanden  worden  sind,  welche  man  einem  kommunlichen  Er- 
werbsunternehmen einzuräumen  Bedenken  tragen  müßte,  sondern 
es  ist  vor  allem  auch  die  Rücksicht  auf  das  wahre  Interesse  und 
Wohl  der  Gemeinden  selbst,  welches  gebietet,  die  Sparkassen  nicht 
zu  gewöhnlichen  Bankinstituten  umgestalten  zu  lassen,  vielmehr 
die  von  den  Kommunen  bei  jenen  übernommene  Vertretung  inner- 
halb der  Grenzen  zu  halten,  welche  der  oben  angedeutete  Zweck 
der  Sparkassen  gestattet,  andererseits  bei  der  Verwaltung  der 
letzteren  solche  Einrichtungen  zu  treffen,  welche  die  Gefahren 
der  erwähnten  Vertretung,  soweit  tunlich,  zu  vermeiden  geeignet 
sind.  Aus  dieser  Auffassung  des  Sparkassenwesens  ergibt  sich 
nun  für  die  Oberaufsicht  über  dasselbe  im  allgemeinen  und  mit- 
hin als  Grundlage  für  die  Beurteilung  der  hinsichtlich  seiner 
Regulierung  gemachten  oder  zu  machenden  Vorschläge,  daß  die 
fraglichen  Gemeindeanstalten  als  solche  zunächst  der  kommun- 
lichen Verwaltung  zu  überlassen  sind  und  die  Aufsicht  der 
Staatsregierung  im  allgemeinen  nicht  weiter  zu  gehen  hat,  als  die 
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Oberaufsicht  über  die  Gemeindeverwaltung  mit  sich  bringt ; 
andererseits  ergeben  sich  aus  der  notwendigen  Rücksicht  auf 
die  Einleger  gewisse,  bei  anderen  kommunlichen  Angelegenheiten 
nicht  hervortretende  Gesichtspunkte,  auf  welche  ein  besonderes 
Augenmerk  der  Aufsichtsbehörden  gerechtfertigt  erscheint.« 

Es  ist  nicht  nötig,  zu  dieser  genau  formulierten  und  begrün- 
deten Stellung  weitere  Erklärungen  zu  geben.  Die  Hauptfragen 
werden  in  lo  Abschnitten  durchgesprochen  und  der  Regierungs- 
standpunkt festgestellt. 

Es  würde  hier  zu  weit  führen,  diese  Punkte  einzeln  durch- 
zusprechen.    Es  sei  deshalb  auf  die  Verordnung  selbst  verwiesen. 

Im  Jahre  1878  findet  sich  eine  zweite  Bekanntmachung  des 
Ministeriums  des  Innern,  am  10.  Dezember  erlassen;  sie  enthält: 
»Die  höheren  Ortes  in  Betreff  der  Sparkassen  von  ihrer  Begründung 
bis  in  die  neueste  Zeit  befolgten  Grundsätze«.  Veranlassung 
dazu  gaben  die  immer  häufiger  auftretenden  Ueberschreitungen 
des  Einlagenmaximums  bei  vielen  Kassen.  Die  Bekanntmachung 
wiederholt  dem  Sinne  nach  die  Einleitung  der  Generalverordnung 
von  1860.  Zum  Schluß  aber  kündigt  sie  an,  daß  das  Ministerium 
nunmehr  auf  die  Zurückführung  der  Sparkassenverhältnisse  auf 
den  regulativmäßigen  Zustand,  wo  er  verletzt  sei,  dringen  müsse. 
Der  Uebergang   solle    durch   Nachsichtübung   erleichtert   werden. 

In  der  Tat  setzten  die  Behörden  in  den  nächsten  Jahren 
durch,  daß  an  vielen  Orten  die  zu  hohen  Einlagen  gekündigt 
und  zurückgezahlt  werden  mußten.  Die  Jahre  1880  und  81  sind 
vor  allem  von  den  Klagen  der  Sparkassen  über  diese  strenge 
Oberaufsicht  der  Kreis-  und  Amtsbehörden  erfüllt.  Die  Statistik 
zeigt  deutlich  diesen  Versuch  des  Staates,  die  Sparkassen  auf 
den  »armenpflegerischen  Standpunkt«  zurückzuzwingen.  Wir 
müssen  uns  daran  erinnern,  daß  wir  jetzt  in  der  Zeit  der  sozialen 
Reformbewegung  Anfang  der  80  er  Jahre  stehen,  um  das  Vor- 
gehen des  Staates  sofort  zu  begreifen.  Aus  diesem  Grunde  ist 
die  Regierung  in  diesen  Jahren  auch  eifrig  um  die  Einführung 
und  Verbreitung  des  Sparmarkenwesens  bemüht.  So  überzieht 
sie  das  Eisenbahnsystem  mit  einem  Netz  von  Markcnverkaufs- 
stellen,  um  die  Eisenbahnbeamten  und  Arbeiter  zum  Sparen  an- 
zuregen. Endlich  wendet  sie  von  neuem  ihre  Aufmerksamkeit 
der  Sicherheit  der  Anlagen  zu. 

Dann  aber  beginnt  die  zwei  Jahrzehnte  dauernde,  jeder  durch- 
greifenden   Reform    abgeneigte    Entwicklung    der    S  p  a  r  - 

2* 
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kassen  zu  lirwerbsunternchmungen  der  Ge- 
meinden. Die  scharfe  Oberaufsicht  des  Staates  läßt  nach 
und  schläft  schließlich  ein.  Am  28.  Dezember  1890  fand  zwar 
noch  eine  Besprechuno-  des  Ministeriums  mit  8  Bürgermeistern 
größter,  mittlerer  und  kleiner  Städte  statt,  in  der  die  Frage 
eingehend  beraten  wurde :  ob  eine  gesetzliche  Regelung  des 
Sparkassenwesens  nötig  und  zweckmäßig  sei.?  Man  kam  aber 
natürlich  zu  folgender  ablehnender  Antwort:  »Eine  gesetzliche 
Regelung  erscheint  zur  Zeit  nicht  angezeigt,  ein  Sparkassen- 
gesetz müßte,  um  eine  Schabionisierung  zu  vermeiden  und  um 
den  Verschiedenheiten  örtlicher  Verhältnisse  Rechnung  tragen  zu 
können,  auf  die  unbedingt  notwendigen  Bestimmungen  beschränkt 
bleiben.« 

Die  nächsten  Jahre  finden  wir  keinerlei  Verordnungen  über 
das  Sparkassenwesen.  Es  ist  ganz  erklärlich,  daß  die  Gemeinden 
dieses  Nachlassen  der  Kontrolle  ausnutzten  und  die  Interessen  der 
Einleger  (gegenüber  ihren  Vorteilen)  vernachlässigten.  Schließlich 
konnten  die  Regierungen  dem  Drängen  der  Gemeinden  nach 
Erhöhung  des  Einlagemaximums,  die  sie  noch  1885  35  Gemeinden 
abgeschlagen  hatte,  nicht  mehr  widerstehen.  Als  1901  wieder 
eine  große  Zahl  von  Sparkassen  Gesuche  um  Zulassung  von  Gut- 
haben bis  zur  Höhe  von  5000  Mark  einreichten  mit  der  Begrün- 
dung, daß  die  Beschränkung  auf  1 500  Mark  häufig  durch  Benutz- 
ung mehrerer  Bücher  und  Kassen  umgangen  würde  und  bei  einer 
solchen  verschleierten  Verteilung  eines  großen  Guthabens  auf 
mehrere  Bücher  den  Sparkassen  mehr  Arbeit  und  Gefährdung 
erwachse,  da  verließ  die  Regierung  den  alten  Standpunkt.  Sie 
gestattete  zwar  nicht  die  erbetene  Erhöhung  von  Privatguthaben 
bis  auf  5000  Mark,  erklärte  aber  in  der  Verordnung  vom  28.  Fe- 
bruar 1902:  Sie  wolle  künftig  bis  auf  weiteres  und  unter  Vor- 
behalt des  Widerrufes  kein  grundsätzliches  Bedenken  mehr  da- 
gegen erheben,  daß  von  den  Sparkassenverwaltungen  eine  Erhöhung 
des  zulässigen  Höchstbetrages  der  Einlegerguthaben  bis  auf 
3000  Mark,  bez.,  soweit  es  sich  um  Einlagen  handle,  die  von 
milden  Stiftungen,  von  Vereinen  und  Anstalten  zu  wohltätigen 
und  gemeinnützigen  Zwecken,  von  Krankenkassen  und  von  Vor- 
mundschaftsverwaltungen herrühren,  bis  auf  5000  Mark  eingeführt 
werden.  Die  Denkschrift  des  Ministeriums  von  1906  gibt  dazu 
die  kurze  aber  vielsagende  Bemerkung :  Hiervon  ist  fast  durch- 
gängig Gebrauch    gemacht    worden.      Auf   dem    eingeschlagenen 
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Wege  wurde  weiter  geschritten:  Im  März  191 2  erfolgte  eine  aber- 
malige Erhöhung  des  Höchstguthabens  auf  5000  Mark. 

Als  ganz  naturgemäße  Folge  dieser  Bestimmungen  wurde 
dann  am  24.  November  1904  hinzugefügt:  Im  Hinblick  auf  die 
6  monatliche  Kündigung  der  Hypotheken  erschien  es  nötig,  die 
Kündigungsfrist  für  Beträge  über  1500  Mark  auf  6  Monate  zu 
erhöhen. 

Die  bemerkenswerteste  Aenderung  hat  sich  nun  aber  in 
der  Stellung  der  Regierung  zu  der  Anlagefrage 
vollzogen,  worüber  schon  das  i.  Kapitel  die  Haupttatsache  mit- 
geteilt hat.  Die  Erhöhung  des  Einlagemaximums  auf  3000  Mark, 
das  Doppelte  des  vorherigen  Höchstguthabens,  scheint  das  letzte 
Zugeständnis  an  die  Gemeinden  gewesen  zu  sein,  und  vielleicht 
indirekt  der  Anstoß  zu  dem  folgenden  Schritt:  Die  scharfen  An- 
griffe im  preußischen  Abgeordnetenhause  April  1904  gegen  die 
Sparkassen  (Kap.  i)  lenkten  auch  in  Sachsen  den  Blick  der 
Behörden  auf  die  Kehrseite  der  großen  Guthaben,  ihre  angenom- 
mene Unsicherheit  in  Krisenzeiten.  Es  bereitete  sich,  nach 
preußischem  Vorbild,  ein  Umschwung  in  der  Anlagepolitik  vor. 
Noch  am  16.  Februar  1905  trägt  das  Ministerium  wie  seither 
Bedenken,  das  Verhältnis  vorzuschreiben,  nach  dem  die  Barbe- 
stände in  Wertpapieren,  Hypotheken  etc.  anzulegen  sind,  da  eine 
derartige  Bindung  im  Hinblick  auf  die  w^echselnden  Zeitverhält- 
nisse und  die  erheblichen  Schwankungen  des  Geldmarktes  nicht 
angezeigt  erscheine.  Doch  bald  weist  es  darauf  hin,  »daß  den 
Aufsichtsbehörden  bei  Prüfung  der  jährlichen  Uebersichten  Anlaß 
gegeben  ist,  die  Sparkassen  gegebenenfalls  zur  Anlegung  eines 
entsprechenden  Teiles  der  Aktiven  in  Staats-  oder  sonstigen 
geeigneten  Papieren  nachdrücklich  anzuhalten«.  Das  Eingreifen 
des  Finanzministers,  wie  es  im  ersten  Kapitel  festgestellt  wurde, 
beschleunigt  den  Umschwung.  Die  schon  mehrfach  erwähnte 
bekannte  Verordnung  vom  2.  August  1906  kennzeichnet  endlich 
scharf  die  veränderte  Stellungnahme.  Sie  verläßt  den  bisherigen 
obersten  Grundsatz,  daß  die  Sicherheit  der  Spargelder  das  erste 
Ziel  sei  und  stellt  folgendes  Prinzip  voran :  Die  Sicherung  steter 
Zahlungsbereitschaft  ist  von  allen  Anforderungen,  die  an  eine 
Sparkassenverwaltung  gestellt  werden,  weitaus  die  wichtigste! 
Die  Sicherung  steter  Zahlungsbereitschaft  muß  ausschließlich  in 
der  Anlegung  ihrer  Vermögensbestände  gesucht  werden.  Das 
Ministerium  hat  sich  überzeugt,  daß  das  bisherige  X^crfahrcn,  wo- 
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nach  CS  völlig  dem  freien  Ermessen  der  einzelnen  Sparkassen- 
verwaltungen überlassen  wurde,  in  welchem  Umfange  sie  Wert- 
papiere anschaffen  wollten,  nicht  län^^^er  aufrecht  zu  erhalten  ist. 
Es  verordnet  daher,  daß  die  öffentlichen  Sparkassen  Sachsens 
vom  I.  Januar  1907  ab  mindestens  250/0  (ausnahmsweise  mit 
Genehmigung  des  Ministeriums  20%)  des  verzinslich  angelegten 
Vermögens  in  mündelsichcren  Inhaberpapieren  und  zwar  min- 
destens 8  %  des  Vermögens  in  Schuldverschreibungen  des  säch- 
sischen Staates  anlegen,  und  bis  zur  Errichtung  dieses  Besitz- 
standes alljährlich  mindestens  2/5  des  Ueberschusses  ihres  verzins- 
lich angelegten  Vermögensbestandes  über  den  Bestand  des  Vor- 
jahres in  den  vorgeschriebenen  Anteilsverhältnissen  zur  Anschaffung 
solcher  Inhaberpapiere  verwenden. 

In  einigen  späteren  Verordnungen  vom  4.  Oktober  1906 
(Feststellungen  der  Anlagearten  nach  dem  neuesten  Stande)  und 
31.  Juli  1907  (Abweisung  der  Petition  der  Hausbesitzervereine, 
die  auf  den  Schaden  für  den  Hypothekenmarkt  hinweist),  begründet 
die  Regierung  ihre  Haltung.  Eingehend  behandeln  alle  Einzel- 
fragen die  Denkschrift  vom  März  1906  und  die  Erklärungen  des 
Regierungsvertreters  in  der  Petitionsdeputation  bei  den  Verhand- 
lungen über  die  Petition  des  Sparkassenverbandes.  Auf  das  Pur 
und  Wider  dieses  Anlagezwanges  wird  an  anderer  Stelle  einge- 
gangen werden.  Hier  sei  noch  nachgetragen,  daß  die  Frage : 
Ist  die  Verordnung  vom  2.  August  1906  überhaupt  zu  Recht  be- 
stehend.'^ Hat  der  Staat  die  Befugnis,  die  Sparkasse  zu  den  25  % 
Papieren  zu  zwingen  r  noch  ungelöst  ist.  ¥Jne  sachliche  Entscheidung 
des  Oberverwaltungsgerichtes  liegt  noch  nicht  vor.  Die  Petitions- 
deputation der  zweiten  Kammer  beschäftigte  sich  zwar  mit  dieser 
Frage,  kam  aber  zu  keiner  Entscheidung.  Die  Meinungen  blieben 
ebenso  wie  bei  der  Gesamtfrage:  Ist  die  Verordnung  zweckmäßig.^ 
geteilt.     Eine  kleine  Mehrheit  bestritt  die  Gesetzlichkeit. 

Von  anderen  auf  die  Anlagen  bezüglichen  Vorschriften 
kommen  noch  in  Betracht : 

Ministerialverordnung  vom  21.  April  1903:  Anlage  der  Be- 
stände in  den  Anlagepapieren  der  eigenen  Gemeinde  ist  unzu- 
lässig. Sie  fußt  auf  einer  Entscheidung  des  Justizministers  von 
1881,  daß  Darlehensverträge  zwischen  Sparkassen  und  den  garan- 
tierenden Gemeinden  zivilrechtlich  unstatthaft  sind. 

Ministerialverordnung  vom  14.  Oktober  1898:  Es  wird  die 
Anlage  in  Amortisationshypotheken  empfohlen,  doch  sind  mündel- 
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mäßige  Sicherheit  und  einjährige  eventuelle  Kündigung  zur  Be- 
dingung zu  machen. 

Auch  über  die  Ueberschüsse  und  Reservefonds 
sind  die  Bestimmungen  der  Generalverordnung  in  neuerer  Zeit 
etwas  deutlicher  herausgearbeitet  worden.  So  dürfen  Sparkassen- 
reingewinne keinesfalls  in  den  ordentlichen  Haushaltplan  einge- 
stellt werden,  ehe  nicht  ihr  ziffernmäßiger  Betrag  feststeht  (V. 
vom  12.  Dezember  1896).  Ferner  »muß  daran  festgehalten  werden, 
daß  es  nicht  zulässig  ist,  die  Deckungsmittel  für  solche  Aufwen- 
dungen, die  von  der  Gemeinde  gemacht  werden,  weil  sie  gesetzlich 
dazu  verpflichtet  ist,  den  Sparkassenüberschüssen  zu  entnehmen. 
Erst  was  über  das  unbedingt  Notwendige  und  gesetzlich  Erzwing- 
bare hinausgeht,  kann  als  wohltätig  oder  gemeinnützig  bezeichnet 
werden.  —  So  können  die  Kosten  für  Unterhaltung  der  Wasser- 
versorgungsanlage, für  Vermehrung  der  Baumpflanzungen  und 
Erweiterung  des  Stadtparkes  aus  Sparkassenmitteln  gedeckt  wer- 
den, nicht  dagegen  z.  B.  laufende  Armenunterstützungen«  (V. 
vom  29.  Dezember  1899).  »Kirchliche  oder  Schulzwecke  grund- 
sätzlich anzuschließen,  liegt  kein  Anlaß  vor.«  Es  ist  Prüfung 
jedes  einzelnen  Falles    notwendig  (V.    vom   6.   November    igoo). 

Die  Entschließung  darüber,  ob  ein  gemeinnütziger  oder 
wohltätiger  Zweck  vorliegt,  ist  nach  dem  Urteil  des  Oberver- 
waltungsgerichtes vom  10.  September  1902  in  das  Ermessen  der 
Aufsichtbehörde  gestellt. 

24.  Januar  1903:  »Die  Verwendung  von  Sparkassenüber- 
schüssen zur  Tilgung  von  Stadtschulden  ist  grundsätzlich  zu 
beanstanden  und  in  den  neueren  Sparkassenordnungen  zum  Aus- 
druck zu  bringen,  daß  erst,  nachdem  der  Reservefonds  10%  des 
Gesamteinlegerguthabens  erreicht  hat,  die  Sparkassenüberschüsse 
Verwendung  finden  dürfen.« 

16.  Februar  1905:  »Die  Zinsen  des  Reservefonds  fließen 
zum  Reingewinn,  dürfen  also  nicht  frei  verwendet  werden.« 

Ein  Kapitel,  das  die  Generalverordnung  noch  nicht  kannte, 
ist  ganz  neu  hinzugetreten :  Die  Frage  der  Besteuerung  der 
Sparkassenreingewinne.  Nach  Entscheidung  des  säch- 
sischen Oberverwaltungsgerichtes  vom  30.  Januar  1902  kommt 
den  Sparkassen  die  juristische  Persönlichkeit  oder  die  lügcnschaft 
einer  selbständigen  Vermögensmassc  nicht  zu  und  das  in  der 
Sparkasse  angelegte  Vermögen  ist  lediglich  Bestandteil  des  Ver- 
mögens   der    Gemeinde    und    daher    der    Staatseinkonuncnsteuer 
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unterworfen.  Die  l''ra.L;e,  ob  die  Sj^arkassen  gewerbliche  Unter- 
nehmungen seien  und  deshalb  zu  den  Kosten  der  Gewerbekam- 
mern beizutragen  hätten,  entschied  im  November  1910  das  Über- 
verwaltungsgericht dahin:  »IJie  beklagte  Sparkasse  Radeberg  darf 
zur  Besteuerung  herangezogen  werden.  Die  Opferwilligkeit  zur 
Gemeinnützigkeit  wird  nicht  bestritten,  und  die  Frage,  ob  die 
Sparkassen  rein  gewerbliche  Unternehmungen  seien,  verneint ! 
Gleichwohl  könne  eine  Besteuerung  der  tatsächlichen  Reingewinne 
wegen  der  Eigenart  der  Institute  nicht  verhindert  werden«.  Es 
wird  hier  von  entscheidender  Stelle  zugegeben,  daß  die  Spar- 
kassen keine  reinen  Wohltätigkeitsanstalten  mehr  sind,  sondern 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  Gewinninstitute  geworden  sind. 

Die  angeführten  Grundsätze  und  Verordnungen  zwingen  uns 
zu  dem  Eingeständnis,  daß  der  sächsische  Staat  seit  den  Tagen 
der  ersten  Sparkasse  bis  auf  unsere  Zeit  ernstlich  bemüht  gewesen 
ist,  den  gemeinnützigen  und  sozialen  Charakter  der  Anstalten 
festzuhalten.  Es  ist  zu  entschuldigen,  daß  seine  Aufmerksamkeit 
periodenw'eise  nachließ,  wenn  die  Sparkassenfragen  aus  dem  Be- 
reiche der  öffentlichen  Meinung  traten.  Es  ist  aber  um  so  mehr 
anzuerkennen,  daß  er  sogleich,  wenn  der  Sparkassengedanke  die 
Gemüter  wieder  bewegte,  zu  bessern  suchte,  wo  es  zu  bessern 
gab,  aber  im  allgemeinen  seinen  konservativen  Standpunkt  bei- 
behielt. Die  meisten  Reformen,^  die  z.  B.  Bayern  durch  sein 
neues  Sparkassenstatut  von  191 1  zur  Einführung  empfiehlt,  das 
von  SchacJinei'  freudig  als  zur  Erfüllung  der  sozialen  Aufgabe  der 
Sparkasse  geeignet  begrüßt  und  als  vorbildlich  hingestellt  w'ird, 
finden  wir  schon  seit  Jahren  in  Sachsen  in  Angriff  genommen, 
bez.  durchgeführt,  z.  B.  Beschränkung  des  Einlagemaximums, 
Uebertragungs-  und  Sparmarkenverkehr,  Sonntagskassenstunden, 
Heimsparbüchsen,  tägliche  Verzinsung  und  vieles  andere.  Ferner: 
Verbot  des  Ausleihens  an  die  eigene  Gemeinde,  feste  Umgren- 
zung des  Begriffes:   »Wohltätige  Zwecke«. 

Auf  einem  anderen  Blatt  steht  freilich  die  Antwort  auf  die 
Frage  geschrieben :  Haben  die  Sparkassen  sich  an  die  minister- 
iellen Vorschriften  gehalten?  Die  Grundsätze  sind  gut;  werden 
sie  aber  befolgt.?  Welche  Mittel  hat  der  Staat,  um  seine  sozialen 
Grundsätze  durchzuführen .? 

Auch  darauf  kann  uns  erst  die  Statistik  der  Sparkassen 
Antwort  geben. 
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III.  Die  Statistik  des  sächsischen  Sparkassenwesens. 

Die  Statistik  des  sächsischen  Sparkassenwesens  greift  bis  ins 
Jahr  1845  zurück.  Für  dieses  Jahr  versuchte  der  statistische 
Verein  für  das  Königreich  Sachsen  zum  erstenmal 
Nachrichten  über  alle  Sparkassen  im  Lande  zu  bekommen.  Er 
benutzte  dazu  einen  einfachen  Fragebogen,  der  auch  in  den 
nächsten  3  Jahren  verwendet  wurde.  1848  wurde  das  Formular 
etwas  erweitert    und    1849    und    1850  ausgegeben.      Als  im  Jahre 

1850  das  statistische  Bureau  des  Ministeriums  des  Innern 
an  die  Stelle  des  statistischen  Vereins  trat,  fiel  auch  die  Fort- 
führung und  Bearbeitung  des  bisher  unveröffentlichten  Materials 
der  jungen  Sparkassenstatistik  dieser  neuen  Behörde  zu.  Sie 
versuchte  sogleich  ein  Formular  zu  schaffen,  das  neben  den  sta- 
tistischen Zwecken  zu  Kontrollzwecken  für  die  Aufsichtsbehörden 
dienen  könnte.     Dieses  dritte  Formular  vom  16.  Dezember 

1851  weicht  nur  formell  etwas  von  den  zwei  vorhergehenden 
Fragebogen  ab  und  ist  um  einige  Fragen  bereichert  worden. 
Es  blieb,  abgesehen  von  wenigen  Ergänzungen,  unverändert  bis 
Ende   1885,  also  volle  35  Jahre  in  Geltung. 

Die  erste  Veröffentlichung  des  statistischen  Ma- 
terials über  die  Sparkassen  erfolgte  1855  durch  das  statistische 
Bureau.  (Statistische  Mitteilungen,  Neue  Folge,  Band.  IV.)  Sie 
ist  wohl  die  ausführlichste  Veröffentlichung  der  sächsischen  Spar- 
kassenstatistik geblieben,  was  die  Reichhaltigkeit  des  Tabellen- 
materials anbetrifft.  Für  die  damalige  Zeit  war  sie  die  voll- 
kommenste Sparkassenstatistik  der  deutschen  Staaten  überhaupt. 

Auch  die  Nachweisungen  der  nächsten  Jahrzehnte  bis  1877 
sind  noch  äußerst  ausführlich  gehalten.  Das  gilt  vor  allem  für  die 
Zahlen  über  die  Anlagearten,  Ueberschüsse  und  ihre  Verwendung, 
die  für  jede  einzelne  Kasse  zu  finden  sind.  Nur  die  Berufsstatistik 
der  Einleger  mußte  leider  bald  fallen  gelassen  werden.  Die  letzte 
derartige  Veröffentlichung  mußte  schon  das  Eingeständnis  machen, 
daß  sie  den  Zweck,  die  Benutzung  der  verschiedenen  Bcrufsklas- 
sen  zu  veranschaulichen,  nur  unvollständig  erfüllen  könne.  »Eines- 
teils ist  der  Umstand,  daß  ein-  und  dieselben  Sparkasseneinleger 
oft  mehrere  Bücher  auf  verschiedene  Namen  und  Personen  lautend 
besitzen,  Veranlassung  zu  Täuschungen  über  den  Einfiuß  des 
Berufes.  Andernteils  umfassen  die  aufgeführten  Klassen  so  viele 
Schattierungen,  daß  das  resultierende  Gemälde  mehr  oder  weniger 
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Grau  in  Grau  erscheint.  Unter  *  etablierten  Gewerb-  und  Handel- 
treibenden ist  ebensowohl  ein  reicher  als  ein  armer  Handwerker 
zu  verstehen,  unter  einem  Beamten  mit  festem  Gehalt  ebenso- 
gut ein  Staatsdiener  mit  mehreren  looo  Taler  Besoldung  als  ein 
dürftiger  Nachtwächter«.  Der  Aufsatz  über  die  Jahre  1863/67 
verzichtet  endgültig  auf  die  Berufsstatistik:  »Der  Versuch,  über 
die  Persönlichkeit  der  Einleger  und  ähnliche  Nachrichten  zu  er- 
halten, hat  wegen  überwältigender  Schwierigkeit  aufgegeben 
werden  müssen.  Selbst  auf  diese  einfachen  Fragen  ist  in  vielen 
Fällen  nur  mit  unendlichen  Schwierigkeiten  eine  genügende  Ant- 
wort zu  erlangen.  Statt  einem  Jahr  hat  es  bisweilen  nahezu  drei 
Jahre  gedauert,  ehe  die  Ausweisungen  aus  dem  ganzen  Land 
beisammen  waren«. 

Aehnliche  Widerstände  waren  bei  den  Fragen  nach  den 
Aktivgeschäften  zu  überwinden.  Auf  dem  Korrespondenzwege 
war  in  sehr  vielen  Fällen  nicht  ins  reine  zu  kommen,  denn  die 
Fehler  hatten  nicht  selten  ihren  Grund  in  Mängeln  der  Buchführ- 
ung. Diese  mußten  durch  Nachprüfen  und  Verbessern  an  Ort 
und  Stelle  beseitigt  werden.  Eine  schnellere  Einlieferung  der 
FormularebezweckteeineVer  ord  nung  vom3. Dezember  l(S70, 
indem  sie  die  Verantwortlichkeit  für  die  pünktliche  Einsendung 
ans  statistische  Bureau  den  Kreisdirektionen  übertrug  —  (an  Stelle 
der  direkten  Einsendungen  von  Seiten  der  einzelnen  Kassen)  — 
welche  mit  den  ihnen  zustehenden  IMitteln  die  Ablieferung  zu 
betreiben  hätten. 

Eine  zweite  Verordnung  vom  2.  November  1873 
wies  die  Sparkassen  an,  von  1874  ab  monatlich  Zahl  und  Betrag 
der  Ein-  und  Rückzahlungen  dem  statistischen  Bureau  einzusen- 
den. Auch  dadurch  sollten  die  Verzögerungen  am  Jahresschlüsse 
verkürzt  werden.  Die  Kassen  sollen  kurze  Monatsbilanzen  ziehen 
(für  die  Ein-  und  Rückzahlungen)  und  damit  der  Jahresbilanz 
vorarbeiten.  Die  Angaben  werden  vom  statistischen  Bureau 
möglichst  schnell  zusammengestellt  und  durch  die  »Leipziger 
Zeitung«  und  das  »Dresdner  Journal«  veröffentlicht.  Ein  Sonder- 
abdruck geht  allen  Sparkassen  sofort  zu.  Ab  1886  wurde  diesen 
Monatsnachweisen  noch  der  bare  Kassenstand  hinzugefügt. 

Die  erwähnten  Mängel,  bezugsweise  Verschiedenheiten  in  der 
Buchführung  vieler  Kassen  suchte  das  statistische  Bureau  abzu- 
stellen durch  eine  Anw-eisung  für  Sparkassenbeamte,  mit  deren 
Abfassung    sie  Kießling    betraute.       1875  erschien  sie  unter  dem 
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Titel :  »Die  Bucli-  und  Rechnungsführung  bei  kleineren  Spar- 
kassen; Belehrung  über  die  einfachste  und  zweckmäßigste  Art 
derselben,  sowie  über  die  Anfertigung  von  Jahresabschlüssen  und 
Geschäftsberichten«.  Weit  über  loo  Kassen  nahmen  die  darin 
vorgeschlagene  Art  der  Buchführung  an.  Eine  zweite  Auflage 
des  Buches  ist   1894  erschienen. 

So  waren  nun  die  Grundbedingungen  für  eine  schnellere  und 
nicht  so  mühsame  Zusammenstellung  der  Sparkassenstatistik  ge- 
schaffen worden.  1878  waren  auch  die  zeitraubenden  Umrech- 
nungen der  Zahlen  von  1872  bis  1874:  von  Talern,  Groschen 
und  Pfennigen  in  Mark  und  Pfennige  beendigt,  und  doch  läßt  die, 
wie  gesagt  bis  1877  vorzügliche,  Sparkassenstatistik  von  1878  an 
merkwürdigerweise  ganz  bedeutend  nach;  gerade  die  Nachrichten 
über  Zinseinnahmen,  Verwaltungskosten  und  die  Gliederung  der 
Anlagearten,  die  bisher  trotz  der  Mühseligkeit  für  jede  einzelne 
Kasse  veröffentlicht  wurden,  und  die  man  jetzt  besser  zu  erhalten 
hoffte,  werden  nicht  mehr  im  alten  Umfange  gedruckt,  ja  für  eine 
ganze  Reihe  von  Jahren  sind  die  wichtigsten  Summen  nicht  ein- 
mal für  das  ganze  Königreich  zu  finden.  (Siehe  die  Lücken  im 
Tabellenanhang.) 

Wir  nähern  uns  der  ersten  Reformbewegung  der 
80er  Jahre.  Wie  wir  gesehen  haben,  ging  sie  auch  nicht  ohne 
Folgen  an  der  Regierung  vorüber,  die  sich  an  den  armenpfleger- 
ischen  Zweck  der  Sparkassen  erinnerte  und  soziale  Maßnahmen 
begünstigte.  Ebenso  übte  die  Bewegung  eine  Rückwirkung  auf 
das  statistische  Bureau  aus.  Es  richtet  am  24.  Februar  1883  an 
die  Sparkassenverwaltungen  ein  Schreiben,  in  dem  es  die  Verwal- 
tungen bittet,  ihm  von  den  auf  die  Sparkasse  bezüglichen  Geschäfts- 
berichten, Rechnungsübersichten  und  anderen  in  den  Amtsblättern 
zur  Veröffentlichung  gelangenden  13ekanntmachungen  jedesmal 
eine  Abschrift  oder  einen  Auszug  zukommen  zu  lassen.  Auf 
dem  sächsischen  Sparkassentag  vom  3.  Oktober  desselben  Jahres 
wurde  die  Aufforderung  wiederholt  und  am  18.  Oktober  noch- 
mals ein  Rundschreiben  des  statistischen  Bureaus  den  Sparkassen 
zugestellt.  Es  stellt  darin  den  fortschrittlichen,  auf  die  sozialen 
Ideen  der  Zeit  zurückzuführenden  Grundsatz  auf,  »daß  die  offi- 
zielle Statistik  die  Aufgabe  hat,  nicht  bloß  trockene  Zahlen  zu- 
sammenzustellen, sondern  auch  dem  Entstehen  der  Zahlen  und 
den  Gründen  auffälliger  Erscheinungen,  Veränderungen  und 
Störungen    nachzuforschen    und    den    wirklichen  Sachverhalt    ge- 
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wissenliaft  darzustellen.'^  ICs  wünscht  daher  engere  Beziehungen 
mit  den  Verwaltungen  und  insbesondere  Nachrichten  über  die 
bedeutsamen  Erscheinungen,  welche  auf  die  ganze  Entwicklung 
von  Einfluß  sind,  z.  B.  die  rLinführung  der  sogenannten  Spar- 
marken, Sparkarten,  die  Ursachen  des  Zurückbleibens  der  Ein- 
zahlungen hinter  den  Rückzahlungen  und  ähnliches. 

Auf  das  Zirkular  hin  antworteten  von  den  189  Kassen  164. 
Das  äußerst  wichtige  und  interessante  Ergebnis  dieser  Art  von 
Enquete  wurde  teilweise  gedruckt.  Leider  ist  die  Veröffent- 
lichung, Jahrgang  1883  der  Zeitschrift,  die  einzige  Zu  g  ang- 
lich mach  ung  derartiger  Aeußerungen  neben  den  trockenen 
Zahlen  geblieben. 

Schließlich  wurde  noch  das  alte  Formular  von  1851  abge- 
schaft"t  und  ein  bedeutend  erweiterter  Fragebogen 
aufgestellt.  Er  trat  von  1886  ab  in  Kraft  und  berücksichtigt 
naturgemäß  die  Neuerungen,  welche  die  Reformbewegung  endgül- 
tig eingeführt  hatte. 

Eine  mit  rotem  Druck  hergestellte  Musterausfüllung  eines 
Formulares  wurde  den  Sparkassen  zugesandt.  Als  Rechnungs- 
jahr galt  jetzt  durchgehends  das  Kalenderjahr.  Bis  zum  31.  März 
sind  von  Sparkassen  in  Städten  mit  revidierter  Städteordnung 
drei,  in  anderen  Orten  vier  ausgefüllte  Exemplare  an  die  Aufsichts- 
behörde (Kreis-  bez.  Amtshauptmannschaft)  einzusenden.  Die 
Aufsichtsbehörden  befördern  die  Uebersichten  an  das  Ministerium 
des  Innern,  w^elches  sie  dann  dem  Statistischen  Amt  zugehen  läßt. 
Dort  w^erden  sie  nochmals  einer  genauen  Prüfung  unterworfen. 
Die  Erledigung  von  Fehlern  und  Lücken  findet  nur  noch  auf 
dem  Korrespondenzwege  statt. 

In  der  Veröffentlichung  der  Sparkassenstatistik  tritt  mit  Ende 
der  80er  Jahre  eine  gewisse  Regelmäßigkeit  und  zugleich  Arbeits- 
teilung ein.  Fast  jährlich  bringt  das  »Statistische  Jahr- 
buch« die  neuesten  Nachweisungen  in  verschiedenem  Umfange, 
dazu  kommt  in  fünfjährigen  Abständen  eine  zusammenfassende 
ausführliche  Behandlung  in  der  »Zeitschrift  des  Stati- 
stischen Bureaus  bez.  Landesamtes«.  (1890,  1895,  1900, 
1905  ;  der  letzte  Aufsatz  noch  im  Manuskript,  die  Jahre  1904  bis 
1908  umfassend.) 

Die  Publikationen  sind  an  Umfang  und  Inhalt  recht  ver- 
schieden. Zu  bedauern  ist,  daß  die  seit  1878  einsetzenden  Lücken 
sich  häufig  wiederholen.     Die  Kontinuität  der  Tabellen  ist  beson- 
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ders  gestört  für  alle  Aktivgeschäfte  der  Sparkassen,  also  Anlagen 
der  Spargelder,  Ueberschüsse  und  ihre  Verwendung,  Verwal- 
tungskosten. 

Die  5  großen  Aufsätze  der  Zeitschrift  stützen  sich 
auf  die  Zahlen  über  Ein-  und  Rückzahlungen,  Zinsgutschrift,  Ge- 
samtguthaben, Zahl  der  Konten  nach  verschiedenen  Größenklassen, 
Reservefonds  und  Zinsfuß,  die  fast  lückenlos  von  jeder  Kasse 
veröffentlicht  werden.  Für  alle  übrigen  Fragen  sind  wir  nur  auf 
die  Zahlen  für  das  Gesamtkönigreich  angewiesen,  können  also 
leider  keine  kontinuierlichen  Untersuchungen  z.  B.  über  die  An- 
lage- und  Ueberschußpolitik  der  einzelnen  Kasse  anstellen.  Ein- 
zelne Kapitel,  Hypothekenanlage  1895,  werden  einmalig  genauer 
dargestellt. 

Die  zweite,  heute  zum  vorläufigen  Abschluß  gekommene 
Reform  bewegung  der  letzten  Jahre  zieht  ganz  analog 
der  ersten  Bewegung  vor  30  Jahren  auch  die  Statistik  wieder 
in  ihren  Kreis.  Das  1886er  Formular  wird  vor  allem  ausge- 
dehnt 1). 

Wir  haben  genau  die  gleiche  Erscheinung  wie  1886  vor  uns: 
Die  Statistik  sucht  die  Verbesserungen,  welche  die  Bewegung 
gezeitigt  hat,  zu  erfassen.  Aber  sie  sollte  der  Regierung  diesmal 
noch  einem  anderen  Zwecke  dienen,  dem  der  Kontrolle.  Gleich- 
zeitig mit  dem  Erlaß  der  Anlage- Verordnung  vom  2.  August  1906 
traten  nämlich  einige  neue  Formulare  in  Kraft.  Formular  B 
erstreckt  sich  auf  den  Bestand  an  Inhaberpapieren  jeder  Spar- 
kasse, Formular  C  auf  den  Hypothekenbesitz,  Formular 
D  auf  die  von  der  Sparkasse  beliehenen,  im  Laufe  des  Jahres 
zwangsw'eise  versteigerten  Grundstücke.  Die  bis  ins  einzelne 
gehenden  drei  letzten  Fragebogen  sollen  vor  allem  der  Aufsichts- 
behörde und  dem  Statistischen  Landesamt  den  Ueberblick  über 
die  Befolgung  der  Anlageverordnung  erleichtern.  Die  Ergebnisse 
von  B  und  C  sind  deshalb  ins  Statistische  Jahrbuch  aufgenommen 
worden  und  zeigen,  ob  und  wie  weit  die  Liquidität  der  Kassen, 
gemessen  durch  den  \\'crtpai)icrstand,  wächst.  Wie  detailliert 
die  Fragen  der  Uebersichtcn  B  bis  D  sind,  ist  aus  den  beige- 
gebenen Formularen  leicht  zu  ersehen. 

Die  neueste  Untersuchung  über  die  Sparkassen,  die  sich  auf 
die  Jahre   1904 — 08  erstreckt   und  leider  diesmal  außerordentlich 


i)  Das  neueste  Formular  A,  von   1910  ab  gültig,  ist  beigelegt. 
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lange auf  sich  warten  läßt,  wird  in  der  Tat  für  jede  einzelne 
Kasse  den  Wertpapierstand  und  die  Hypothekenanlagen  ausführ- 
lich veröffentlichen,  im  Hinblick  auf  die  Anlageverordnung.  Diese 
für  Sachsen  seit  längerer  Zeit  wieder  einmal  veröffentlichten 
Nachweise  werden  vor  allem  der  Kontrolle  über  die  Anlagen  zu 
dienen  haben.  Zur  Beurteilung  der  wichtigsten  Frage :  Welche 
Uebcrschüsse  ziehen  die  Kassen  aus  den  Spargeldern  r  wieviel 
%  vom  Einlegerguthaben  fließen  in  ihre  Tasche.^  wird  wenig- 
stens einiges  Material  nach  langer  Pause  geliefert.  Wir  erfahren 
die  Höhe  der  Hypothekenverzinsung  für  jede  einzelne  Kasse,  die 
bei  Hinzunahme  des  lunlagenzinsfußes  und  des  Betrages  der 
Hypotheken  einigermaßen  erkennen  läßt,  wieviel  die  Kasse  ver- 
dient. 

Dem  Entgegenkommen  des  Statistischen  Landesamtes  ist  es 
zu  danken,  daß  im  folgenden  sowohl  die  erst  im  Manuskript  vor- 
liegenden Zahlen  für  1904 — 08  benutzt  werden  konnten,  als  daß 
auch  die  Zahlen  über  Brutto-  und  Nettogewinn  sowie  die  Ver- 
waltungskosten, aus  denen  allein  die  Entwicklung  zu  »Erwerbsin- 
stituten« hin  sicher  gefolgert  werden  kann,  vom  Verfasser  zu- 
sammengestellt werden  durften. 

Eine  Kritik  der  Sparkassenstatistik,  die  sich 
nach  zwei  Seiten  hin  zu  erstrecken  hätte,  nämlich,  ob  dieselbe  den 
Zwecken  der  Aufsichtsbehörde  genügt  und  ob  sie  alles  Wissens- 
werte über  die  Spartätigkeit  im  Lande  richtig  und  in  vollem 
Umfang  aufdeckt,  kann  erst  dann  gegeben  werden,  w^enn  wir  die 
Statistik  wirklich  kennen  gelernt  haben. 

IV.   Das  Sparkassennetz. 

Um  die  erste  Frage,  die  bei  dem  Begriff  Sparkasse  auftaucht, 
die  Frage:  ist  das  Sparkassennetz  dicht  genug  und  genügend  zu- 
gänglich für  die  in  Betracht  kommenden  Bevölkerungskreise }  zu 
beantworten,  wollen  wir  folgenden  Weg  einschlagen: 

I.  Wie  alt  ist  das  Sparkassennetz.!^  Hat  es  schon 
eine  lange  Entwicklung  hinter  sich  und  kann  es  als  ausgebaut 
gelten  oder  ist  es  noch  im  Anfangsstadium }  Welche  lokalen 
Unterschiede  zeigen  sich  ? 

Der  Tabellenanhang  enthält  am  Schluß  ein  chronologisches 
Verzeichnis  aller  am  Ende  des  Jahres  1908  vorhandenen  Spar- 
kassen,   es  waren  353    (Leipzig  I   und  II  sind  als  eine  Kasse  ge- 
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rechnet).     Aus  diesem  Verzeichnis  läßt  sich  nachstehende  Tabelle 

ableiten,   die  den  Altersaufbau  in  den  5  Kreishauptmannschaften 
klarlegt. 


Gegründet  in 

Kreis 

Kreis 

Kreis 

Kreis 

Kreis 

König- 
reich 

insges. 

Zusammen- 

den Jahren 

Bautzen  Chemnitz  Dresden 

Leipzig 

Zwickau 

fassung. 

1820/30 

I 

I 

3 

2 

0 

7 

113  Kassen 

30/40 

2 

2 

2 

3 

3 

12 

=   32% 

40/50 

4 

7 

13 

14 

5 

43 

vor  1860 

50/60 

3 

13 

12 

14 

9 

51 

gegr. 

60/70 

2 

6 

10 

I 

9 

28 

56   Kassen 

70/80 

IG 

4 

8 

4 

2 

28 

=  i5.S% 

80/90 

4 

13 

15 

6 

5 

43 

184   Kassen 

90/00 

7 

15 

17 

14 

7 

60 

=   52,2% 

00/08 

7 

16 

31 

15 

12 

81 

n.  1880  gegr. 

1820/1908  40  77  III  73  52  353 

Wir  wollen  drei  Altersgruppen  unterscheiden.  Die  Tabelle 
gibt  uns  das  Recht  dazu.  Die  älteste  Gruppe  umfaßt  die  Spar- 
kassen, die  zwischen  1820  und  1860  gegründet  sind,  also  heute 
über  50  Jahre  alt  sind.  Es  sind  113  Kassen,  fast  Vs  aller.  Wie 
schon  im  ersten  Kapitel  angedeutet  wurde,  ist  diese  Zeitspanne 
die  erste  Gründungsperiode.  In  den  4  Jahrzehnten  von  1820 — 60 
führen  sich  die  Sparkassen  erst  langsam,  dann  immer  schneller  ein : 
7  Kassen,   12  Kassen,  43  Kassen,   51   Kassen. 

Mit  Ende  der  50er  Jahre  läßt  die  Zahl  der  Neugründungen 
rasch  nach  bis  etwa  in  den  Beginn  der  80er  Jahre.  In  diesen  20 
Jahren  des  wirtschaftlichen  Aufschwunges  entwickeln  sich  zwar 
die  bestehenden  Kassen  sehr  gut,  aber  es  treten  nur  56  neue  =  16% 
der  Gesamtzahl,  nicht  viel  mehr  als  das  eine  Jahrzehnt  1850 — 60 
brachte,  hinzu.     Wir  bezeichnen  sie  als  zweite  Gruppe. 

Die  Reformbewegung  der  8ocr  Jahre  mit  der  Forderung  nach 
Vermehrung  der  Sparstellen  leitet  die  zweite  Gründungsperiode 
ein,  die  ähnlich  wie  die  erste  in  jedem  neuen  Jahrzehnt  einen 
immer  größeren  Zuwachs  an  Neugründungen  bringt:  43  Kassen, 
60  Kassen,  81  Kassen.  Zweifelsohne  trieb  die  Gewinnaussicht 
die  Gemeinden  an,  eine  eigene  Sparkasse  zu  besitzen.  Mehr  als 
die  Hälfte  der  sächsischen  Sparkassen:  184  Stück  :=  52%  waren 
1908  noch  keine  30  Jahre  alt.  81  von  ihnen,  also  fast  '/ii  noch 
keine  10  Jahre.  Diese  184  Kassen  wollen  wir  als  dritte  (jüngste) 
Gruppe  zusammenfassen. 

2.  Wie  verteilen  sich  die  Sparkassen  a  u  t  die 
verschiedenen    Größenklassen    der  Gemeinden.^ 


13 

i6 

37 

31 

23 

5 

31 

II 

26 

21 

I 

6>) 

8 

— 

4 

— 

— 
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,,  ,  ,    ,      In  diesen  (Je-  Von  diesen  ,.        ,.           <-■       i 

^  ,  ,    ,               Zahl  der              .    ,  ,,        .    ,  Von  diesen  Sparkassen 

Zahl  der           ^,                     meinden  (jcineinden  ,               ••    i  ^ 

„.        ,                Gemein-  ,  ,               ...  ,    ,  wurden  gegründet 

Einwohner  ,  leben...  I',in-  haben...       ^     ,^.^  ,q/^iq^ u  ,qo^ 

den              ,  •       c.       1  vor   isoo  iöoo/öO  nach  iööo 

wohner   1905  eine  bpark.  ' 

o —     2000  2857  I  299  iGo  66 

über     2 —     5000  204  753328  129 

»        5 —   10  000  73  382218  68 

»      10 —  20000  30  409109  28 

»     20 —  50000  8  225308  8 

»     50—100000  I  68502  I 

über            100  000  4  I  370976  4 

Königreich  3177  4508601  304 -j            109              51             144 

Die  Zusammenstellung  ergibt,  daß 

a)  die  größten  Gemeinden  von  über  20  000  Einwohnern  (13 
Stück)  alle  mit  Sparkassen  versehen  sind  und  zwar  durchweg 
mit  alten  Kassen ; 

b)  von  den  mittleren  Gemeinden  mit  5000 — 20000  Einwoh- 
nern (103  Stück)  96  eine  Sparkasse  besitzen.  Von  diesen  Spar- 
kassen sind   52  alte,    12  mittelalte,  32  junge  Kassen; 

c)  auf  die  204  Landstädte  von  2000 — 5000  Bewohnern  129 
Kassen    entfallen  und  zwar  31   alte,    23  mittelalte  und  75  junge; 

d)  schließlich  in  den  2857  Landgemeinden  unter  2000  Be- 
wohnern nur  66  Sparkassen  ihren  Sitz  haben,  nämlich  13  alte, 
16  mittelalte,   37  junge. 

Die  Entwicklung  ist  also  ganz  naturgemäß  so  vor  sich  ge- 
gangen, daß  zuerst  in  den  größeren  Städten  Sparkassen  ge- 
gründet wurden  (a)  und  allmählich  die  kleinen  Gemeinwesen  mit 
ihnen  versorgt  worden  sind.  Die  Gemeinden  über  5000  Einwohner 
sind  fast  ausnahmslos  heute  mit  Kassen  besetzt.  Für  Neugrün- 
dungen könnten  nur  noch  die  Gemeinden  von  2000 — 5000  Ein- 
wohnern in  Betracht  kommen.  Aus  der  großen  Zahl  der  Land- 
gemeinden werden  verhältnismäßig  wenige  Sitz  einer  selbständigen 
Kasse  werden.  Ihnen  ist  die  ausgezeichnete  Gelegenheit  geboten 
Verbandssparkassen  zu  begründen.  Hier  steht  noch  ein  weites 
Gebiet    offen,    da     1905     erst  28  Verbandssparkassen    bestanden. 

Auch  die  Regierung  ist  der  Ansicht,  daß  das  Sparkassen- 
netz  so  weit  ausgebaut  worden  ist,  daß  bei  Neuerrichtungen  von 
selbständigen  Anstalten  erst  eingehend  die  Bedürfnisfrage  geprüft 
werden  soll.  Ganz  anders  jedoch  liegt  die  Sache,  wenn  wir  fragen:  Sind 
einerseits  die  kleinen  Gemeinden  unter  5000  Einwohnern,  die  aus 
naheliegenden  Gründen    wenig  geeignet  sind,    eine  Sparkasse   zu 

i)  Möckern,   Schönefeld,  Stötteritz,  Aue,  Niederplanitz,  Oberplanitz. 
2)  Dazu  28  Verbandskassen. 
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unterhalten,  genügend  gut  mit  dem  Sparkassennetz  verknüpft, 
etwa  durch  Verbandssparkassen  oder  Filialen  der  Hauptkassen? 
Bestehen  andererseits  in  den  Großstädten  Annahmestellen  in  den 
Vororten  und  sonstigen  Stadtteilen? 

Ueber  die  Verbandssparkassen  bot  die  Statistik  bis- 
her noch  kein  Material.  Wir  wissen  bis  1903  nicht  einmal  das 
hauptsächlichste  von  ihnen  :  wieviel  Gemeinden  ihnen  angeschlossen 
sind.  Die  neueste  Veröffentlichung  von  1912  soll  zum  ersten 
Male  einige  Zahlen  bringen.  Die  erste  Verbandssparkasse  taucht 
bereits  1867  auf.  Es  ist  die  Kasse  des  Plauenschen  Grundes, 
die  ihren  Sitz  in  Deuben  hat.  Heute  gehören  ihr  1 1  Gemeinden 
an.  Nur  7  von  den  33  Verbandskassen  sind  vor  1890  gegründet. 
Ihr  Hauptverbreitungsgebiet  ist  fast  nur  der  Kreis  Dresden,  ins- 
besondere die  Amtshauptmannschaft  Großenhain.  Von  ihren 
135  Landgemeinden  besitzen  2  selbständige  Kassen;  den  6  Ver- 
bandskassen sind  143  Gemeinden  angegliedert,  also  auch  Gemein- 
den der  Nachbarbezirke.  Aehnlich  ist  es  in  Dresden-N.,  wo 
von  66  Landgemeinden  32  an  2  Verbandssparkassen  beteiligt 
sind;  dazu  13  Einzelkassen.  Kreis  Bautzen  hat  2,  Kreis  Chem- 
nitz 2,  Kreis  Leipzig  4,  Kreis  Zwickau   i   Verbandssparkasse. 

Es  ist  sehr  zu  w'ünschen,  daß  die  Statistik  die  Ausdehnung 
dieser  Verbände  in  Zukunft  besser  erfasse,  damit  wir  die  Mög- 
lichkeit haben,  zu  prüfen,  wieviele  Gemeinden  mit  Sparanstalten 
versorgt  sind,  wieviele  nicht. 

Das  Filialenwesen  ist  aus  der  nächsten  Tabelle  zu  ersehen 
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Mit  Z  sind  die  Zweigstellen,  die  selbständig  Einnahmen  an- 
nehmen und  Rückzahlungen  gewähren,  mit  A  die  Annahmestellen, 
die  nur  Einlagen  annehmen,  bezeichnet.  Die  nautischen  Ziffern 
geben  die  Zahl  der  Nebenstellen  an,  die  nicht  am  Sitze  der 
Sparkasse,  sondern  in  anderen  Orten  liegen. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  44.  3 
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Zunächst  die  letzteren  Ziffern :  Es  gibt  nur  42  solcher  Neben- 
stellen in  anderen  Orten,  eine  geringe  Zahl  gegenüber  den  fast 
3000  Gemeinden  ohne  Kassen.  Dann  die  Nebenstellen  im  (Jrte 
selbst,  wo  die  Sparkasse  ihren  Sitz  hat:  zusammen  71  Nebenstellen. 
Natürlich  sind  die  meisten  dieser  Nebenstellen  in  den  Großstädten 
zu  finden.  Chemnitz,  Dresden,  Leipzig,  Plauen  und  Zwickau 
unterhalten  allein   50  l-'ilialen  in  ihren  Vorstädten  und  Stadtteilen. 

l'^assen  wir  die  vorhandenen  Zahlen  über  Sparkassen, 
Verbandssparkassen  und  Nebenstellen  zusammen: 
Die  Gemeinden  mit  mehr  als  5000  Einwohnern  haben  fast  durch- 
gängig selbständige  Kassen.  Die  5  größten  Städte  insbesondere 
weisen  außerdem  50  Nebenstellen  in  ihren  Mauern  auf.  Von 
den  4508601  Bewohnern  Sachsens  im  Jahre  1905  konnten  also 
2  456  II 3,  über  die  Hälfte,  relativ  gut  die  Vorteile  der  Sparkassen 
benutzen,  da  in  ihrer  Gemeinde  sich  eine  solche  Anstalt  befand. 

Den  übrigen  2052488  Bewohnern  standen  nur  209  Kassen 
und  eine  Anzahl  Verbandssparkassen  sowie  Filialen  größerer 
Kassen  offen.  Die  Zahl  der  Gemeinden,  die  an  Verbände  ange- 
schlossen ist,  ist  noch  nicht  festzustellen.  Immerhin  ist  doch  ent- 
schieden zu  sagen,  daß  für  diese  große  Bevölkerungsmenge, 
nahezu  46%  der  Landesbewohner,  nur  ein  ungenügender  Anschluß 
an  das  Sparkassennetz  besteht.  Die  Bezirke  Großenhain,  Dresden- 
N.  und  einige  andere  haben  in  vorbildlicher  Weise  den  Anfang 
gemacht,  auch  diese  ländlichen  Gemeinden  in  das  Sparnetz  ein- 
zubeziehen,  indem  sie  den  Verbandssparkassengedanken  und  das 
Nebenstellenwesen  schon  recht  bedeutend  entwickelt  haben.  Dieser 
Weg  wird  auch  für  die  übrigen  Bezirke  zu  empfehlen  sein.  Welche 
Amtshauptmannschaften  vor  allem  in  Frage  kommen,  zeigt  Ta- 
belle 4  und  für  die  Kreise  folgender  Auszug. 
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im  Vergleich  zu  dem  der  wichtigeren  Bundes- 
staaten und  dem  Reiche  r  Die  bisher  befolgte  Untersuchungs- 
methode :  Gegenüberstellung  von  Sparkassen  und  Gemeinden 
—  der  Zahl  und  Größe  nach  —  die  wir  als  die  beste  bezeichnen 
müssen,  obgleich  sie  von  der  sächsischen  Sparkassenstatistik  noch 
nie  eingeschlagen  worden  ist,  müssen  wir  beim  Vergleich  mit  dem 
Reiche  und  den  Bundesstaaten  leider  aufgeben,  da  auch  die 
Reichsstatistik  nicht  die  Sparkassenzahlen  mit  der  Zahl  der  Ge- 
meinden kombiniert.  Wir  müssen  uns  mit  den  üblichen  Relativ- 
zahlen begnügen :  wie  viele  Einwohner  auf  eine  Kasse  kommen, 
auf  wieviel  qkm  eine  Sparstelle  entfällt  (Tabelle  8). 

Da  ergibt  sich,  daß  im  Reiche  1905  auf  durchschnittlich 
59  qkm  eine  Sparstelle  zu  finden  war,  in  Sachsen  auf  35,6  qkm. 
Sachsen  steht  unter  den  größeren  Bundesstaaten  in  bezug  auf  die 
Dichte  seines  Sparkassennetzes  an  erster  Stelle.  Württemberg 
weist  zwar  ein  engmaschigeres  Netz  auf,  doch  ist  dieses  gewisser- 
maßen aus  dünneren  Fäden  geflochten  wie  das  sächsische.  Den 
332  selbständigen  Anstalten  Sachsens  stehen  nur  89  Nebenstellen 
gegenüber,  während  Württembergs  64  Kassen  nicht  weniger  als 
I  858  Filialen  unterhalten.  W^eit  hinter  Sachsen  treten  Preußen 
(auf  70,3  qkm  eine  Sparkasse)  und  Bayern  (auf  77,2  qkm)  zurück, 
obgleich  auch  diese  beiden  Staaten  relativ  bedeutend  mehr 
Filialen  haben  als  Sachsen.  Dieser  letztere  Punkt  ist  eigentlich 
der  wichtigste,  der  sich  aus  dem  Vergleich  ergibt :  Sachsen  ist  in 
der  Ausbildung  seines  Gemeindesparkassennetzes  in  Deutschland 
weit  voran.  Nur  die  Ausbreitung  der  Nebenstellen  könnte  noch 
größere  Fortschritte  machen. 

Die  Angaben  über  die  Zahl  der  Einwohner,  die  durchschnitt- 
lich eine  Kasse  benützen  müssen,  haben  nicht  viel  Bedeutung,  da 
sie  weder  die  Dichtigkeitsverhältnisse  der  verschiedenen  Staaten 
noch  deren  Besetzung  mit  Gemeinden  berücksichtigen.  Wir  ver- 
weisen auf  die  Tabelle  selbst. 

Einen  ziemlich  guten  Maßstab  für  die  größere  oder  geringere 
Ausdehnung  der  Sparstellen  können  wir  uns  verschaffen,  wenn 
wir  die  Zahl  der  Postanstalten  zum  Vergleich  heranziehen.  Für 
Ende   1905  versucht  das  folgende  Tabelle : 

1905  Postanstalten  Sparstellen 
Bayern                                     5  027  0S3 

Sachsen  i  932  421 

Württemberg  l  070  1S58 

Preußen  und    Rest  31  023  5^^ti5 

Deutschland  V)  o;j  0127 
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Sachsens  Postanstalten  speziell: 

Postämter      I.  Klasse  77  Telegraphcn-Aemter  5 

>             II.       »  72  Kernsprech-         >  2 

"           III.        '-  234  liahiipost-            »  3 

Postzweigstelien  53  Stadtpostanstallen  15 

Posiagenturen  486 

Postanstalten:  947!   Zusammen!      ,.__,-■         •   j 

T>     .  T-  1  1        TT-ir       ,.  o    /  T.  ,1      ?   10^2    gegen    3177    uemeinden 

Post-  11.   Telegiaphen-IIilfsslellen:   985/  Poststellen/      -'•'      ^  ^         ^    '' 

Den  1932  Postanstalten  Sachsens  stehen  nur  421  Sparstellen 
(Kassen  und  Filialen)  gegenüber.  Die  Forderung  nach  einer 
starken  Vermehrung  der  Sparstellen  ist  nur  allzu  berechtigt,  und 
die  immer  wiederkehrenden  Pläne  einer  Verknüpfung  der  Spar- 
kassen mit  dem  Netz  der  Postanstalten  sind  leicht  erklärlich  und 
nicht  von  der  Hand  zu  weisen.  Wie  die  Postanstalten  am  besten 
in  den  Dienst  des  Sparwesens  gestellt  werden  könnten  —  ob 
die  Postsparkasse  mit  ihrer  Konzentration  der  Spargelder  das 
richtige  wäre  oder  ob  bei  Aufrechterhaltung  der  Selbständigkeit 
der  Gemeindekassen  die  Postanstalten  und  Beamten  die  Spargeld- 
bewegung mit  vermitteln  könnten  —  ist  hier  nicht  zu  untersuchen. 

Fassen  wir  die  Hauptergebnisse  über  das  Sparkassen- 
netz noch  einmal  zusammen,  ehe  wir  die  Zugänglichkeit  des 
Netzes  prüfen :  Wir  hatten  gesehen,  daß  das  sächsische  Spar- 
kassenwesen nicht  eine  abgeschlossene  Entwickelung  hinter  sich 
hat,  sondern  im  Gegenteil  sich  noch  mitten  in  der  Weiterent- 
wickelung befindet.  Nur  etwa  die  Hälfte  der  Bevölkerung,  und 
zwar  fast  genau  die  Hälfte,  die  in  den  Gemeinden  über  5000 
Einwohnern  lebt,  erfreut  sich  des  unmittelbaren  Anschlusses  an 
eine  Gemeindesparkasse. 

Die  Sparkassen  befinden  sich  auf  den  verschiedenartigsten 
Stufen  der  Entwickelung.  Nur  knapp  1/3  ist  mehr  als  ein  halbes 
Jahrhundert  alt,  über  die  Hälfte  hat  noch  keine  30jährige  Er- 
fahrung. Je  jünger  die  Kassen  sind,  in  desto  kleineren  Gemeinden 
liegen  sie.  Gerade  von  ihnen,  die  die  größte  Vorsicht  erheischen, 
da  ihre  Garantiegemeinden  oft  wenig  leistungsfähig  sind,  muß 
hervorgehoben  werden,  daß  sie  relativ  sehr  jung  sind.  Das  all- 
gemeine Vertrauen  zu  dem  Sparkassenwesen  des  ganzen  Landes 
kann  sich  nur  von  den  alten  Sparkassen  herleiten  lassen.  Die 
reichliche  Hälfte,  ja  fast  -/g  der  Kassen  hat  noch  nicht  Gelegen- 
heit gehabt,  in  einem  Ernstfalle  sich  einem  Ansturm  gewachsen 
zu  zeigen.  Der  Begriff  des  hohen  Alters  und  der  unbedingten, 
durch  reiche  Erfahrung   gewährleisteten    Sicherheit,    den    wir   un- 
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willkürlich  mit  dem  Worte  Sparkasse  verbinden,  trifft  nur  für  einen 
Teil  der  Anstalten  zu,  das  ergibt  zweifelsohne   die  Statistik. 

Daß  im  übrigen  Sachsens  Sparkassen  an  der  Spitze  der 
deutschen  Sparkassen  marschieren,  sei  nochmals  wiederholt. 

V.  Zugänglichkeit  der  Sparkassen.    Förderung  des  Sparsinnes. 

Alle  Maßnahmen  zur  Erleichterung  der  Spartätigkeit  wollen 
wir  in  den  zwei  Gruppen  unterbringen  : 

1.  Einrichtungen,  die  den  freiwillig  die  Kassen  aufsuchenden 
Sparern  entgegenkommen,  und 

2.  Maßregeln  zur  Heranziehung  neuer  Sparerkreise. 

Zu  I.  Bisher  hat  sich  die  Tätigkeit  der  Sparkassen  fast 
gänzlich  auf  den  ersten  Punkt  beschränkt,  und  auch  da  ist  das 
Sparkassennetz  im  Laufe  der  Jahre  nicht  viel  zugänglicher  ge- 
worden. 

a)  Eine  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  21.2.  1 865 
genehmigt,  daß  die  Sparkassen  auch  Sonn-  und  Feiertags 
nach  beendetem  Nachmittagsgottesdienst  ihre  Schalter  offen  halten 
dürfen.  Das  ist  ein  Vorzug,  den  Sachsen  vor  vielen  andern 
Bundesstaaten  besitzt.  Leider  wird  recht  w^enig  von  ihm  Gebrauch 
gemacht.  1886  hielten  35  Kassen  von  200,  1892  37  Kassen  von 
233  und  1903  nur  30  Kassen  von  319  an  Sonntagen  Geschäfts- 
stunden ab,  19  davon  nur  in  mehrwöchentlichen  Zwischenräumen 
(i — 2  mal  monatlich). 

b)  Ebenso  selten  werden  die  Kassen  zu  solchen  Stunden 
geöffnet,  die  als  Feierstunden  der  Angestellten  und 
Arbeiter  zu  bezeichnen  sind,  also  etwa  abends  nach  6  Uhr, 
bez.  8 — 10  Uhr.  Die  Zahl  aller  Kassen,  die  Expeditionsstunden 
zu  solchen  Feierstunden  abhielten,  betrug  einschießlich  der  unter 
a)  aufgezählten  1886:  67  Kassen  =  34  0/0,  1893  :  81  Kassen  =  35°/o 
und  1903  :  108  Kassen  =  34 "/o-  Nur  '/s  der  Kassen  zeigt  etwas 
Entgegenkommen  gegen  die  kleinen  Leute.  Sehr  groß  ist  auch 
dieses  Entgegenkommen  nicht,  denn  unter  den  108  I*'ällcn  im 
Jahre  1903  sind  beispielsweise  allein  63  Fälle,  wo  wochentags 
von  12 — I  Uhr  Kassenstunde  gehalten  wird.  Sehr  hoch  ist  diese 
kleine  Erleichterung  in  der  Mittagszeit  nicht  anzuschlagen,  viel 
wichtiger  wäre  das  Offenhalten  am  Abend. 

c)  Bedauerlicherweise  gibt  es  dagegen  noch  immer  eine  große 
Zahl  von  Kassen,  die  ihre  Schalter  gerade  zur  Weihnachtszeit 
oder  zum  Jaliresschhiß  oft  auf  mehrere  Wochen  sperren,  um  die 
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Jahresabschlüsse  vorzunehmen.  Von  jedem  anderen  kleinen  Geld- 
institut wäre  eine  solche  Maßregel  unverantwortlich.  Von  den 
Sparkassen  muß  sich  das  Publikum  diese  Maßregel  zu  einer  Zeit 
gefallen  lassen,  wo  es  gerade  am  nötigsten  über  seine  Spargelder 
verfügen  muß.  1886  hatten  94  Kassen,  1892  89  Kassen  und  1903 
noch  65  Kassen  derartige  unsoziale  Beschränkungen  der  Kassen- 
zeiten aufzuweisen.  Ganz  auffallend  und  vielsagend  ist  bei  man- 
chen Sparkasseninseraten  der  Zusatz,  daß  neue  lünlagen  trotz- 
dem in  der  Sperrzeit  angenommen  werden.  Wenn  eine  Spar- 
kasse wie  die  zu  Taucha  (4406  Einwohner),  die  19 10  nicht 
weniger  als  56600  Mk.  Reingewinn  erzielte,  vom  12. — 31.  De- 
zember keine  Rückzahlungen  leistet,  aber  Einlagen  annimmt,  so 
kann  die  Höhe  der  Verwaltungskosten  nicht  die  Ursache  dafür 
sein.  Es  liegt  die  Vermutung  nahe,  daß  die  Kasse  einen  zu 
starken  Abfluß  der  Gelder  verhüten  will. 

d)  Die  Einführung  der  täglichen  Verzinsung  der 
Spargelder  an  Stelle  der  früher  üblichen  recht  harten  Bestimmung, 
daß  die  neu  eingezahlten  Gelder  erst  vom  nächsten  Monat  ab 
verzinst  würden,  hat  in  den  letzten  Jahren  große  Fortschritte  ge- 
macht. Wir  können  die  schnelle  Verbreitung  dieser  Erleichterung 
ohne  weiteres  der  Konkurrenz  der  Kassen  zugute  schreiben.  Ein- 
zelne Vorortssparkassen  suchten  anfangs  durch  dieses  Mittel  Gelder 
an  sich  zu  ziehen,  und  die  andern  folgten  mehr  oder  weniger 
gezwungen.  Erst  das  Formular  von  19 10  erfaßt  die  tägliche  Ver- 
zinsung. 

e)  Der  Uebertragungsverkehr,  das  Resultat  der 
Reformbewegung  in  den  80  er  Jahren,  ist  zwar  fast  überall  ein- 
geführt, hat  aber  noch  keine  große  Ausdehnung  erlangt,  wie  die 
folgende  Tabelle  zeigt. 

Zahl  der  Uebertragungen  Betrag  der  Uebertragungen 

Jahr        Von  den  Sp.       Von  anderen  Sp.    Von  den  betr.  Sp.       Von  anderen  Sp. 


aut  andere 

Sp. 

auf  die  Sp. 

auf  andere  Sp. 

auf  die  betr. 

1886 

288 

516 

136808 

221  944 

1898 

554 

684 

354  354 

407  4S6 

1903 

1129 

1447 

727253 

894  670 

1908 

1854 

2304 

1  483  877 

I  788452 

Sowohl  die  Zahl  der  Uebertragungen  als  ihr  Betrag  ist  nur 
ein  geringer  Bruchteil  der  jährlichen  Ein-  und  Rückzahlungen  und 
bringt  nicht  im  geringsten  die  tatsächlichen  Wanderungen  der 
Guthaben  von  Kasse  zu  Kasse  zum  Ausdruck.  Wir  müssen  un- 
bedingt   annehmen,     daß    —    wahrscheinlich    infolge    Unkenntnis 
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des  Uebertragungsverkehrs  bei  den  Sparern  —  die  Gesamtgut- 
haben beim  Wohnortswechsel  meistens  gekündigt  und  dann  wieder 
neu  eingezahlt  werden. 

Zu  2.  Verschwindend  wenig  ist  von  den  Sparkassen  darauf 
hin  gearbeitet  worden,  den  Sparsinn  zu  fördern  und  zu  pflegen 
und  die  untersten  Bevölkerungskreise  zum  Sparen  zu  erziehen. 
Der  Eifer  der  Sparkassen,  neue  Gelder  in  ihre  Kassen  zu  führen, 
gilt  nur  den  größeren  Guthaben.  Für  den  kleinen  Sparer  ist 
fast  nichts  bisher  getan  worden. 

a)  Der  einzige  große  Versuch  datiert  aus  den  8oer  Jahren. 
Es  ist  die  mehrfach  erwähnte  Einführung  des  Sparmarken- 
wesens. Die  in  den  folgenden  Zahlen  niedergelegten  Ergebnisse 
von  1886 — 1908  lassen  leider  keinen  Zweifel  übrig,  daß  die  schon 
1895  geäußerte  Meinung  der  Regierung  zutreffend  ist,  »daß  der 
Reiz  der  Neuheit  einen  größeren  Anteil  an  der  Verbreitung  der 
Einrichtung  hatte,  als  das  praktische  Bedürfnis,  und  daß  der 
Sparmarkenverkauf  nur  dort  ein  größerer  blieb,  wo  man  dieser 
F"orm  der  Festlegung  kleinster  Ersparnisse  besondere  Aufmerksam- 
keit widmete«.  Das  Sparmarkenwesen  spielt  fast  keine  Rolle  mehr, 
da  ihm  auch  von  Seiten  der  Sparkassen  keine  Pflege  zuteil  wird. 

Die  Hauptergebnisse  des  Sparmarkenwesens  faßt  folgende 
Tabelle  zusammen.  Sie  läßt  die  abnehmende  Bedeutung  dieser 
Einrichtung  klar  hervortreten. 


JUlll 

verkaufssteilen 

ten  Sparmarken 

mit  Sparmarken 

kauften  Marken 

0// 
114  469 

28  991 

50516 

1886 
1898 
1903 
1905 

1557 
797 
356 
272 

I  215525 
357448 
445  210 
526  366 

127 
95 
53 

? 

b)  Angliederung  von  Jugendsparkassen,  Konfirmanden-  und 
Aussteuerkassen,  Alterssparkassen  etc.  an  Gemeindesparkassen 
besteht  nirgends.  Diese  großen  Gebiete  des  Sparwesens  sind  voll- 
ständig den  Privat  vereinen  usw.  überlassen,  deren  Erfolge  gegen- 
über der  Gesamtheit  der  Sparkassen  heute  noch  sehr  gering  sind 
(vergl.  Zeitschrift  191 2,  erstmalige  Erhebung  der  privaten  Spar- 
vereinigungen). Verkehr  mit  Rabattsparvereinen,  deren  Rabatt- 
sparmarken von  der  Sparkasse  eingelöst  werden,  ist  verschiedentlich 
anzutreffen,  wird  aber  erst  seit  19 10  mit  erhoben. 

c)  Seit  einigen  Jahren  führen  sich  die  Heimsparbüchsen 
ein.     Die  Statistik  hat  diesen  Verkehr  seit  1910  ebenfalls  in  ihre 
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Frai^^ebogcn  aufgenommen,  lun  Urteil  über  die  F.rfolge  läßt  sich 
natürlich  noch  nicht  sicher  abgeben. 

d)  Kleinere  Reformen  —  gesperrte  Sparbücher,  Kontroll- 
marken, Gutschrift  von  Gehältern  und  Abzug  von  Steuern  durch 
die  Sparkasse  —  sind  hier  und  da  in  Angriff  genommen  worden. 
Wir  glauben  jedoch,  daß  eine  wirkliche  Besserung  der  Verhält- 
nisse, ein  soziales  Wirken  der  Sparkassen  nur  eintreten  kann, 
wenn  die  Sparkassen  die  Kreise  aufsuchen,  welche 
sie  erst  zu  Sparern  erziehen  sollen.  Wir  sind  mit 
dem  Ministerium  der  Ansicht,  -dafi  die  Einrichtung  eines 
Sammeldienstes,  der  die  Ersparnisse  in  regelmäßigen, 
vom  Sparer  selbst  bestimmten  Zwischenräumen  beim  Sparer  ab- 
holen läßt«,  die  wichtigste  Aufgabe  der  Sparkassen  in  dieser 
Beziehung  wäre. 

In  großem  Umfange  und  mit  bestem  Erfolge  übt  dies  Ver- 
fahren seit  über  8o  Jahren  die  Sparkasse  in  Frankfurt  a.  JM.  aus, 
bei  der  1905  3^2  Millionen  M.  neu  gespart  wurden,  in  wöchent- 
Hchen  Einlagen  von  50  Pf.,  t,  2,  3  M.  und  höher.  Unter  ihren 
Einlegern  bildeten  die  Gewerbsgehilfen  24%,  die  erwerbstätigen 
Frauen  und  Mädchen  15%,  die  selbständigen  Gewerbetreiben- 
den  13%. 

Um  diese  Schichtenmüssen  auch  in. Sachsen, 
wie  wir  im  9.  Kapitel  sehen  werden,  die  Sparkassen 
werbe  n.  Anfänge  sind  bereits  zu  finden.  In  Gittersee  und 
Bannewitz  bei  Dresden  ist  seit  1906  bez.  08  ein  solcher  Ab- 
holungsdienst eingerichtet  worden.  Die  Aufnahme  der  Sparer 
erfolgt  vierteljährlich,  die  abgeholten  Beträge  sind  Vs»  i)  2,  3,  5, 
10  und  20  M.  wöchentlich.  Verzinsung  tritt  mit  Beginn  des 
nächsten  Jahres  ein.  Die  Erfolge  sind  bisher  sehr  gut.  So  er- 
gaben sich  in 

Gitterse  1906:  308  Sparer,  die     8700  c//  abholen  ließen,  pro  Person  28  c//f 

»  1907;  438        »  »21  900    »  »  »  »  »         50    » 

»  1908:  643        »  »     28900    »  »  »  »  »         43    » 

Bannewitz 
I.  VI.  08  bis 

31.  XII.:  115        »  »        3  100    »  »  »  »  »         27     » 

für   1909  wurden  400  Sparer  angemeldet. 

Diese  Art  der  Abholung  durch  die  Sparkassen  würde  von 
hervorragender  Bedeutung  für  die  gesamte  Volkswohlfahrt  werden. 
Es  wäre  zu  untersuchen,  ob  sich  ein  solches  Abholungssystem 
nicht  mit  der  im  vorigen  Kapitel  befürworteten  Verbindung  von 
Sparkassen  und  Reichspost  zugleich  durchführen  ließe.     Australien 
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zeigt  die  Möglichkeit  und  Durchführbarkeit  eines  derartigen  groß- 
angelegten Erziehungs  Werkes. 

VI.  Die  Zahl  der  Sparer. 

So  einfach  die  Frage  ist :  Wieviel  verschiedene  Personen 
sparen,  so  schwer,  ja  unmöglich  ist  ihre  genaue  Beantwortung. 
Die  Statuten  schreiben  zwar  überall  vor,  daß  auf  denselben 
Namen  kein  zweites  Sparkassenbuch  ausgestellt  werden  soll  bei 
Strafe  der  NichtVerzinsung  des  zweiten  Buches.  Doch  überall 
wird  diese  Vorschrift  dadurch  umgegangen,  daß  man  sich  be- 
kanntlich entweder  auf  die  Namen  der  Familienmitglieder  lautende 
Bücher  ausstellen  läßt,  oder  das  Geld  auf  verschiedene  Sparkassen 
verteilt,  abgesehen  von  dem  Falle,  daß  man  frei  erfundene  Namen 
wählt.  Würde  die  Höhe  der  Sparguthaben  —  3000  M.  auf 
ein  Buch  —  nicht  beschränkt  sein,  wie  teilweise  in  Preußen,  so 
würde  wahrscheinlich  das  Umgehungsverfahren  nicht  so  ausgedehnt 
sein  und  die  Zahl  der  Sparkassenbücher  sich  mehr  der  Zahl  der 
wirklich  selbständig  sparenden  Personen  nähern.  Doch  auch  dann 
wird  die  einfache  Ueberlegung,  daß  man  auf  mehrere  Bücher  in 
Fällen  der  Not  eine  größere  Summe  auf  einmal  zurückerhalten 
kann,  die  Verteilung  der  gesamten  Sparsumme  auf  verschiedene 
Bücher  oder  Kassen  begünstigen. 

Die  Sparkassenstatistik  leidet  daher  an  dem  schweren  Fehler, 
dessen  Folgen  recht  verhängnisvoll  werden  können  und  geworden 
sind,  daß  die  Zahl  der  Einlegerkontcn  (Sparkassenbücher)  nicht 
identisch  ist  mit  der  Zahl  der  selbständig  sparenden  Wirtschafts- 
subjekte, und  daß  wir  nicht  die  Möglichkeit  haben,  die  Zahl  der 
auf  dieselbe  FamiUe  entfallenden  Bücher  zu  bestimmen.  Es  gibt 
auch  zur  Zeit  kein  Mittel,  diese  Fehlerquelle  zu  verstopfen,  da 
das  Verteilen  eines  einheitlichen  Sparguthabens  auf  mehrere 
Bücher  und  Kassen  nicht  aus  der  Welt  geschafft  werden  kann; 
der  P^ehler  steckt  von  jeher  in  der  Statistik  drin,  und  wir  wissen 
nicht  einmal,  wie  groß  er  ist,  wie  sehr  er  das  Gesamtbild  ver- 
ändert. Wir  werden  daher  die  Frage :  Wie  viele  sparen }  nur 
kurz  behandeln,  um  nicht  falsche  Schlüsse  zu  erhalten.  Spätere 
Kapitel  werden  teilweise   die  Lücke  ausfüllen. 

Tabelle  2  enthält  die  Entwicklung  der  Sparkassenbücher  von 
1845 — 1908,  die  Gesamtzahl  und  die  Gliederung  nach  der  Höhe  der 
Spareinlagen.  Die  absoluten  Zahlen  lassen  nur  allgemein  ein  un- 
unterbrochen anhaltendes  Wachstum  erkennen  —  (von  57707  bis 
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3  ooi  338).  —  die  Rclativzahlcn  dagegen  geben  Einblick  in  die 
Verschiebungen  der  5  Gi()ßen  von  Sparbüchern.  Die  kleinen 
Sparbücher  über  Beträge  von  o — 60  Mark  sind  im  großen  ganzen 
ständig  zurückgegangen,  von  42,77%  im  Jahre  1845  ^"f  33,00% 
i.  J.  1908.  Ein  bemerkenswertes  Aufwärtssteigen  ist  von  Ende 
der  70er  Jahre  bis  Mitte  der  90er  zu  beobachten.  Wir  können 
es  ohne  weiteres  auf  Rechnung  des  durch  die  erste  Reformbe- 
wegung geschaffenen  und  anfangs  eifrig  gepflegten  Sparmarken- 
wesens setzen.  Von  1895  sinkt  der  Anteil  der  kleinen  Bücher 
wieder  konstant.  Die  beiden  nächsten  Kategorien  von 
60 — 150  und  150 — 300  M.  bieten  dasselbe  Bild:  Ununter- 
brochenes Zurückgehen  im  Verhältnis  zu  der  Gesamtzahl.  Auch 
die  80er  Jahre  bleiben  ohne  Einfluß.  Die  Sparbücher  von 
300  —  600  M.  steigen  bis  1876  von  8,76%  auf  15,18%  und 
sinken  von  da  ab  ständig  bis  auf  13,50%.  Die  großen  Gut- 
haben schließlich,  die  1845  erst  3,87%  der  Gesamtzahl  aus- 
machten, nehmen  1908  bereits  26,89  %  ein.  Nur  der  Versuch  der 
Behörden  zu  Anfang  der  80  er  Jahre,  die  über  die  Höchstgrenze 
hinaus  gewachsenen  Guthaben  zu  entfernen,  bewirkte  ein  geringes 
Zurückweichen  und  Stillstehen. 

Mit  all  diesen  Zahlen,  die  so  ausführlich  von  Beginn  an  die 
Statistik  anfüllen,  ist  nicht  viel  anzufangen.  Die  Verschiebung, 
nach  den  großen  Konten  zu  ist  als  ganz  natürlich  anzusehen 
und  beweist  nur,  daß  wir  es  im  allgemeinen  mit  Sparguthaben 
zu  tun  haben,  die  sich  teilweise  durch  Zuzahlungen,  teilweise 
durch  Zinszuschrift  vergrößern  und  in  die  höhere  Klasse  aufrücken. 
Ein  Abheben  etwa  auf  den  höchsten  Konten  ist  noch  nicht  so 
stark,  daß  die  Weiterentwicklung  aufgehalten  würde.  Die  wieder- 
holte Heraufsetzung  der  Höchstgrenze  (Kap.  I)  ließ  ebenfalls  die 
Verschiebung  nach  oben  hin  nie  stillstehen. 

Einen  Maßstab  für  die  Intensität  und  Schnelligkeit  des  An- 
wachsens der  Sparbücher  gibt  uns  Tabelle  4  Spalte  6  (Zahl  der 
Bücher  auf  100  Einwohner  in  den  Volkszählungsjahren).  1846 
hatten  von  100  Einwohnern  3,6  ein  Sparbuch,  1905  :  64,1  Be- 
wohner. Die  Benutzung  der  Sparkassen  ergreift  noch  immer 
weitere  Kreise.  Sahen  wir  doch,  daß  auch  noch  immer  neue 
Kassen  gegründet  werden,  die  neue  Schichten  der  Bevölkerung 
an  sich  ziehen.  Der  eingangs  beschriebene  Grundfehler  in  der 
Zahl  der  Sparkassenbücher  tritt  bei  der  Tabelle  weniger  störend 
auf,    da    wir  annehmen    können,    daß  er  von  Anfang    an  ziemlich 
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gleichmäßig  die  absoluten  Zahlen  verändert  hat  und  daher  die 
Relativzahlen  annähernd  stimmen.  Er  muß  jedoch  in  Tabelle  8 
Spalte  1 1  in  Rechnung  gezogen  werden.  Dort  erfahren  wir, 
wie  sich  1905  in  den  übrigen  Bundesstaaten  das  Verhältnis  von 
Sparbüchern  zur  Einwohnerzahl  gestaltete.  In  Sachsen  hatten 
1905  von  100  Bewohnern  61  ein  Sparbuch,  in  Deutschland  nur 
30.  Sachsen  überragt  weit  die  übrigen  größeren  Staaten  (Preu- 
ßen 28,  Bayern  14,  Württemberg  27,  Baden  13  Bücher),  und 
wird  überhaupt  nur  von  Reuß  jüngere  Linie  mit  73  Büchern  auf 
100  Einwohner  übertroffen.  Es  steht  an  der  Spitze  des  etw-a 
Mitteldeutschland  umfassenden  Gebietes  reger  Sparkassenbenut- 
zung. Selbst  wenn  wir  die  Zahl  aus  den  mehrfach  betonten 
Gründen  scharf  reduzieren,  bleibt  doch  unzweifelhaft  auch  hier 
wieder  die  Tatsache  bestehen,  daß  wir  in  Sachsen  ein  stark  be- 
nutztes Sparkassennetz,  das  stärkste  im  Vergleich  zu  den  übrigen 
Bundesstaaten,  vor  uns  haben. 

Die  Reichsstatistik  liefert  keine  Angaben  über  die  »großen« 
und  »kleinen«  Sparbücher.  Die  Schlüsse  aus  solchen  Zahlen 
würden  auch  noch  unsicherer  sein,  als  die  eben  gezogenen.  Die 
Denkschrift  des  Ministeriums  stellt  zwar  fest,  daß  in  Sachsen  die 
kleinen  Konten  relativ  stärker  vertreten  sind,  also  mehr  gepflegt 
werden  als  in  Preußen,  doch  verwischt  hier  sicher  die  Verteilung 
der  Sparsumme  auf  mehrere  kleinere  Bücher  die  Grenze  zwischen 
»großen«  und  »kleinen«  Konten.  Ein  Vergleich  mit  dem  aus 
den  verschiedenartigsten  Teilen  zusammengesetzten  Preußen  kann 
zu  keinem  brauchbaren  Ergebnisse  führen. 

Die  wichtigsten  Aufschlüsse  liefern  uns  die  Sparkassenbuch- 
zahlen erst,  wenn  w^ir  auf  lokale  Einzelheiten  eingehen:  Tabelle  7 
Spalte  13  berechnet  für  die  Amtshauptmannschaften  und  exemten 
Städte  die  Bücher  auf  100  Einwohner  und  gibt  folgendes  interes- 
sante Resultat : 

Mehr  als  65  Bücher  auf  100  Bewohner  hatten: 
Kamenz  —  Löbau  —  Dippoldiswalde  —  Freiberg  —  Großen- 
hain —  Meißen  —  Pirna  —  Borna  —  Döbeln  —  (Oschatz  — 
Grimma  —  Rochlitz. 

61 — 65   Bücher:  Marienberg  —  Zittau. 

Bis  61  Bücher:  Kreis  Chemnitz  —  Kreis  Zwickau  — 
Dresden-Stadt,  A.  und  N.,  Leipzig  (Stadt  und  Land  zusammen), 
Zwickau  (Stadt  und  Land). 

Wir   müssen    hier    unsere    L^ntersuchung    kurz    unterbrechen 
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und  auf  eine  für  unsere  Arbeit  wichtige  Tatsache  eingehen  :  Das 
»Industriekönigreich«  Sachsen  ist  nämlich  kein  einheitlicher  Indu- 
striestaat, sondern  es  ist  aus  zwei  Teilen  zusammengesetzt,  einem 
stark  industriellen  und  einem  relativ  agrarischen.  Der  Industrie- 
teil deckt  sich  vollständig  mit  den  dichtbesiedelten  Flächen,  der 
Agrartcil  ist  dünn  besiedelt. 

Das  Industriegebiet  erstreckt  sich  über  die  Kreishaupt- 
mannschaften Chemnitz  und  Zwickau,  über  die  Amtshauptmann- 
schaften Leipzig-Stadt  und  Land,  Dresden- Stadt,  A.  und  N.  und 
zum  Teil  über  die  Amtshauptmannschaft  Zittau. 

Das  Agrargebiet  umfaßt  die  Kreishauptmannschaften  Leipzig 
(ausschließlich  Leipzig-Stadt  und  Land),  Bautzen  (ausschl.  Zittau) 
und  Dresden  (ausschl.  Dresden  und  Umgebung).  Es  würde  hier 
zu  weit  führen,  eingehendere  Beobachtungen  über  diesen  Gegen- 
satz anzustellen.  Wir  begnügen  uns  damit,  ihn  festzustellen  und 
die  Beweise  durch  einige  Tabellen  zu  erbringen.  Eine  genaue 
Untersuchung  der  Dichtigkeitsverhältnisse  findet  sich  in  der  >  Zeit- 
schrift    1907«  ;    die    Berufsverhältnisse     sind    in    der    »Zeitschrift 


1909  f.«   be 

handelt. 

Relativ  dünne 
Besiedlung: 

Uebergangsgebiete : 

Relativ  dichte 
Besiedlung : 

Dippoldiswalde 

85-5 

Rochlitz 

226,3 

Dresden-N. 

336,0 

Oschatz 

100,7 

Flöha 

230,5 

Leipzig     Land 

368,4 

Kamenz 

104,4 

Annaberg 

250,1 

Plauen          » 

375,2 

Großenhain 

108,5 

Schwarzenberg 

259,5 

Chemnitz     » 

403,0 

Grimma 

125,3 

Auerbach 

266,5 

Zwickau       » 

454,9 

Borna 

142,6 

Zittau 

280,2 

Dresden-A. 

462,0 

Oelsnitz 

159,0 

Glauchau 

471,5 

Marienberg 

160,9 

Zwickau     Stadt 

2443,9 

Bautzen 

156,6 

Volksdichte   1905. 

Plauen            v 

3361,4 

Pirna 
Freiberg 
Meißen 
Löbau 

173,3 
179,1 
186,2 
201,6 

Landesdurchschnitt 
300,7 
Bewohner  auf   i 

1905: 
Dkm 

Chemnitz        » 
Dresden         » 
Leipzig           » 

6149,3 
7659.2 
8830,2 

Döbeln 

207,4 

Relativ  agrarisch: 
Von    100   Bewohnern 
gehören  zur  Berufs- 
abteilung A: 

Uebergangsgebiete : 
Von  100  Bewohnern  gehören 
zu  A  :     zu  B  : 

Stark  industriell: 
Von   100  Bewohnern 
gehören  zur  Berufs- 
abteilung B  : 

Dippoldiswalde 

33,6 

Oelsnitz             15,3 

62,6 

Chemnitz 

75,4 

Oschatz 

30,3 

Marienberg       17,3 

61,7 

Auerbach 

74,1 

Kamenz 

26,6 

Rochlitz            16,9 

62,1 

Schwarzenberg 

73,6 

Großenhain 

25,8 

Zittau                  12,3 

61,4 

Glauchau 

70,2 

Borna 

25,1 

Pirna                   16,7 

55,3 

Zwickau 

70,2 

Bautzen 

23,7 

Annaberg 

68,7 

Grimma 

23,3 

Landesdurchsc 

h  n  i  1 1 : 

Dresden-A. 

67,8 

Meißen 

21,4 

Von  100  Bewohnern 

gehören 

Flöha 

65,4 

Döbeln 

19,1 

zu  A  (Landwirtsch.):   10,7 

Plauen 

64,1 

Löbau 

19,0 

zu  B  (I  n  d  u  s  t  r  i  e)  : 

59,3 

Leipzig 

60,5 

Freiberg 

18,8 

1907. 

-)-  die  exemten 

Städte. 
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In  den  zwei  Tabellen  sind  die  Amtshauptmannschaften  nach 
ihrer  Dichte  und  nach  dem  Grade  ihrer  IndustriaHsierung  ge- 
ordnet. Es  ist  ohne  weiteres  ersichtUch,  daß  die  industriell  am 
höchsten  entwickelten  Bezirke  auch  am  dichtesten  bewohnt  sind, 
die  agrarischen  dagegen  dünner  besiedelt. 

Stellen  wir  den  gesamten  »Industrieteil«  dem  gesamten 
»Agrarteil«  gegenüber,  so  erhalten  wir  folgenden  deutlichen 
Geoensatz: 


1907 

Industriegebiet 
Agrargebiet 


Einwohner 
3234  107 

I  351  393 


% 
70,4 
29,6 


Fläche 
6  187,68 
8  805,26 


% 
41,2 

58,8 


Dichte 
522,6 
153,5 


Königreich                  4  585  500 

100        14992,94        100         300, 

i7 

1907              A   zugehörig       ^/q 
Industriegebiet             195  051            6,0 
Agrargebiet                  295  911          21,9 

B   zugehöri| 

2  004  073 

715224 

g       ^Jq       C,  zugehöri 
62,0          557048 
53,0          140  231 

17,2 
10,4 

Königreich                   490  962          10,7 

2719297 

59,3         697  279 

15.2 

1907 

Industrie-      Hausgewerbe- 
Arbeiter  -[-    treibende  -{- 
Angeh.              Angeh. 

Zusammen 

Relativzahlen 

Ind.    ,r             Zus. 
,   ,       Hausg. 

Arb.              >= 

Einw.  Fläche 

Industriegeb, 
Agrargebiet 

I  401  361            112  438 
493  467             30  997 

I  513799 
524464 

73,7       78,6       74,2 
26,3       21,4       25,8 

70,4      41,2 
29,6      58,8 

Köniijreich 


I  S94  828       143435       2038263     100     100     100     100     lOi 

Ergebnis : 

Das  Industriegebiet  nimmt  '^/lo  der  Fläche  von  Sachsen 
ein.  Darauf  wohnen  7io  der  Bewohner.  Die  Dichte  ist  522,6 
gegen  153,5  im  Agrargebiet.  Von  der  Industrie  leben  62  %,  von 
der  Landwirtschaft  nur  6  %  seiner  Bewohner,  1 7  %  treiben  Handel 
und  Verkehr.  73,7  %  aller  Industriearbeiter  und  78,6%  aller  Haus- 
gewerbetreibenden (einschl.  der  Angehörigen)  des  Landes  leben 
im  Industriegebiet. 

Im  großen,  aber  dünn  bevölkerten  Agrargebiet  dagegen 
treiben  immerhin  noch  22  %  der  Bewohner  Landwirtschaft,  wenn 
auch  die  Industrie  sehr  verbreitet  ist.  Nur  ca.  ^jo  Million  Ar- 
beiter und  Hausgewerbetreibende  finden  wir  hier,  das  ist  nur  74 
aller  Arbeiter  und  Heimindustriellen. 

Kehren  wir  nach  dieser  I'^eststcllung  wieder  zvi  unserem 
Thema  zurück. 

Wir  hatten  berechnet,  wieviel  Sparkassenbücher  auf  100  Ein- 
wohner in  den  Amtshauptmannschaften  komnu-n.  Wir  stoßen 
dabei  auf  den  überraschenden  G  o  g  c  n  s  a  t  /.  z  w  i  s  c  h  e  n 
A  g  r  a  r  -   und    I  n  d  u  s  t  r  i  e  g  e  b  i  e  t. 

Das  A  LT  r  a  r  u  e  biet  hat  einen  (.hnchwcg  über  tlcni  Landes- 
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durchschnitt  stehenden  Anteil  an  Sparkassenbüchern.  Besonders 
im  Leipziger  Kreise  treten  uns  sehr  hohe  Ziffern  entgegen: 
Grimma  "j^,  RochHtz  78,  Oschatz  79,  Borna  gar  91  l^ücher  auf 
100  Einwohner.  Das  Industriegebiet  steht  im  Gegensatz 
dazu  unter  dem  Durchschnitt.  Dresden-A.  44,  Chemnitz-Land  46, 
üelsnitz  47,  Dresden-N.  48,  Auerbach  und  Plauen  49,  Chemnitz- 
Stadt  50,  Glauchau  57  Bücher  auf  100  Bewohner. 

Stadt-  und  Amtshauptmannschaft  Leipzig  sind  ebenso  wäe 
Stadt  und  Amtshauptmannschaft  Zwickau  als  Einheit  behandelt 
worden.  Der  Grund  ist  einmal  darin  zu  suchen,  daß  Stadt  und 
Land  ein  einheitliches  Wirtschaftsgebiet  bilden,  ein  anderer,  hier 
maßgebender  Grund,  auf  den  mehrfach  zurückzukommen  sein  wird, 
liegt  darin,  daß  gerade  die  Sparkassen  in  der  Umgebung  der 
Großstädte  bedeutende  Spargeldmengen  aufsaugen,  die  eigentlich 
in  die  Stadtsparkasse  fließen  müßten,  aber  vor  allem  wegen  zu 
niedrigen  Zinses  an  die  Peripherie  auswandern. 

Marienberg  und  Zittau  nehmen  auch  hier  eine  Mittelstellung 
ein,  wie  sie  einen  Uebergang  zwischen  Agrar-  und  Industrieteil 
bilden. 

Es  ist  nicht  aus  dem  Auge  zu  verlieren,  daß  selbst  die  Be- 
zirke, wo  die  wenigsten  Bücher  auf  die  Bevölkerung  kommen 
(44  in  Dresden-A.),  noch  weit  über  dem  Reichsdurchschnitt  stehen. 
Das  gesamte  Sparkassenwesen  im  Königreich  ist  höher  entwickelt 
als  im  Reichsdurchschnitt,  aber  die  bedeutenden  Unterschiede, 
die  schon  diese  nicht  ganz  zuverlässigen  Zahlen  aufweisen  (44  und 
91  Bücher  auf  100  Bewohner)  lassen  es  gerechtfertigt  erscheinen, 
den  Ursachen  nachzugehen.  So  kamen  wir  wieder  auf  den  Gegen- 
satz zwischen  mehr  ländlichen  und  stark  industriellen  Bezirken. 
Fügen  wir  den  früheren  Tabellen  über  Agrar-  und  Industriegebiet 
die  Summen  der  Sparkassenbücher  an,  so  zeigt  sich, 

daß  auf  den  Industrieteil   i  785  210  Bücher  =  64, 20/^  aller  Bücher  entfallen 

»     Agrarteil  968  310       »  =    35>8%     * 

Der  Industrieteil  hat    =;6  Bücherl        ^  ,,.         , 

.  ^  .,  -^  >  auf    100  l:.ni\vohner 

»      Agrarteil  :.      73        ><       | 

VII.  Die  Spargelder. 

Das  Kapitel  der  Spargelder  ist  dasjenige  Kapitel  aus  der 
Sparkassenstatistik,  das  am  wenigsten  systematisch  durchgearbeitet 
worden  ist,  und  doch  werden  aus  den  hier  in  Betracht  kommen- 
den Zahlenreihen  bedeutungsvolle  Schlüsse  gezogen  und  daraufliin 
wichtige    Urteile    gefällt.      Der    Hauptfehler    scheint    uns    immer 
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wieder  darin  zu  bestehen,  daß  nach  den  Ergebnissen  eines  gan- 
zen Landes  die  Einzelkassen  beurteilt  werden,  ohne  daß  man 
bedenkt,  wie  verwischt  die  Landeszahlen  sein  müssen.  Allerdings 
versucht  es  die  Statistik  selbst  nur  äußerst  selten,  einmal  in  die 
lokalen  Verschiedenheiten  ungleichartiger  Wirtschaftsgebiete  hin- 
einzuleuchten. Andererseits  ist  zu  berücksichtigen,  daß  das  Alter 
jeder  Kasse  ebenfalls  von  entscheidendem  Einfluß  auf  ihre  Ent- 
wicklung ist.  Eine  alte  Sparkasse  in  wohlhabendem  Bauernland 
und  eine  aus  reinen  Erwerbsabsichten  gegründete  junge  Anstalt 
in  reger  Industriegegend,  wo  schon  Konkurrenzkassen  bestehen, 
können  nicht  ohne  weiteres  verglichen  werden.  Die  Vorschrift, 
die  für  die  eine  nützlich  ist,  kann  für  die  andere  bedeutungslos 
oder  gar  schädlich  sein.  Die  Landeszahlen  aber  verdecken  oft 
diese  Unterschiede.  Wenn  wir  uns  daher  einen  einigermaßen 
klaren  Einblick  in  die  scheinbar  oft  undeutbaren  und  wider- 
sprechenden Zahlenreihen  verschaffen  wollen,  müssen  wir  so  vor- 
gehen, daß  wir  zuerst  den  gegenwärtigen  Zustand  bis 
in  die  angedeuteten  Einzelheiten  hinein  untersuchen  und  etwaige 
Gegensätze  auidecken  und  darauf  die  Entwicklung 
prüfen. 

I.  Die  allgemeine  Uebersicht  über  den  Stand  der  säch- 
sischen Sparkassen  gemessen  an  der  Höhe  der  Spargelder  ent- 
nehmen wir  Tabelle  8  Sp.  9. 

In  Deutschland  lagen  Ende  1905  rund  12  Y2  Milliarden 
Mark  auf  den  öftentlichen  Sparkassen,  auf  den  Kopf  der  Bevöl- 
kerung also  209  M.  Die  Vergleichbarkeit  der  Beträge  pro  Kopf 
für  die  Bundesstaaten  leidet  wieder  unter  dem  Umstände,  daß  die 
Sparkassen  sich  dort  zum  Teil  weit  von  ihrem  sozialen  Zwecke 
entfernt  haben,  wo  keine  Beschränkung  der  Guthaben  nach  oben 
hin  stattfindet.  Wenn  wir  nun  bedenken,  daß  Sachsen  von  alters 
her  diese  Beschränkung  hat,  daß  also  die  Abirrung  zum  mindesten 
nicht  größer  sein  wird,  wie  beispielsweise  in  Preußen,  so  können 
wir  mit  Sicherheit  annehmen,  daß  die  hohe  Summe  von  297  M. 
pro  Kopf  (Preußen  222  M.,  Bayern  'ji  M.,  Württemberg  162  M.) 
tatsächlich  ein  Zeichen  der  hervorragenden  Sjiartätigkeit  in 
Sachsen  ist. 

Eine  andere  Zahlenkombination  ist  ebenso  deutlich :  Sachsen 
vereinigt  auf  seiner  Fläche,  die  2,8  %  des  Reiches  bedeckt, 
7,5%  der  Bewohner,  15,3%  der  Bücher,  10,5%  der  Guthaben 
des  Reiches. 
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Die  Unterschiede  in  den  kleinen  Verwaltungsbezirken  finden 
wir  in  Tabelle  7,  Spalte  7  und  8. 

Nach  der  Höhe  des  Durchschnittsbetrages  geordnet:  Es  stehen 

Unter  dem  Landesdurchschnitt  lieber  dem  Landesdurchsclinitt 

(297  cU) 

Chemnitz     Stadt     154    c//;     Dresden-A.  Marienberg    308    <-//;    Meißen    319  c//; 

195  c//;    Dresden-N.   197  c//;    Dresden  Kamenz  325  &//;  Flöha  330  c//;  Großen- 

Stadt  239  c//;    Leipzig  Stadt  und  Land  hain   342  c//;  Freiberg  343  c//;  Schwar- 

zusammen    262  c//;    Glauchau    263  cli\  zenberg  368  c//;  Dübeln   371c//;   Pirna 

Chemnitz  Land  273  c//;  Oclsnitz  275  c//;  'hl^<^ll\  Dippoldiswalde  409  c//;  Löbau 

Zwickau    (Stadt    und     Land)    270    c//;  444c//;  Grimma  456c// ;  Rochlitz  458c//; 

Auerbach  287  c//;  Annaberg  und  Zittau  Oschatz  464  c//;  Borna  584  dl. 
je  288  c//  ;  Plauen  Stadt  und  Land  297  c//. 

Es  wird  uns  nach  den  schon  wiederholt  bemerkten  auffälligen 
Gegensätzen  zwischen  Agrar-  und  Industrieteil  nicht  wundern,  den 
Gegensatz  auch  hier  ganz  deutlich  wiederzufinden.  Konnte  die 
mehr  oder  weniger  ausgebildete  Verbreitung  von  Sparbüchern 
ihren  Grund  mit  darin  finden,  daß  das  Verteilen  eines  einheitlichen 
Guthabens  auf  mehrere  Konten  mehr  oder  weniger  in  Uebung  war, 
so  lassen  die  auf  den  Kopf  berechneten  Guthabenbeträge  keinen 
Zweifel  mehr  zu,  daß  im  Ag  rarteil  mehr,  im  Industrie- 
teil weniger  Spargeld  angesammelt  worden  ist. 
Vor  zu  scharfem  Umgrenzen  der  beiden  Gebiete  soll  noch- 
mals gewarnt  werden,  doch  seien  einige  scheinbare  Ausnahme- 
fälle kurz  begründet.  Bautzen  fehlt  in  der  Aufstellung,  da  es 
einen  merkwürdig  niedrigen  Durchschnitt  pro  Kopf  hat:  251  j\I., 
während  wir  gerade  bei  diesem  agrarischen  Bezirk  einen  sehr 
hohen  Betrag  erwarten  würden.  Schon  die  ältesten  Statistiken 
weisen  in  der  Tat  darauf  hin,  daß  die  Sparguthaben  für  Bautzen 
nur  deshalb  niedrig  sind,  weil  ebensoviel  Geld  auf  der  Sparkasse 
der  landständischen  Bank  zu  Bautzen  liegt,  die  nicht  in  der  offi- 
ziellen Sparkassenstatistik  erscheint.  Ende  1908  besaß  diese  an- 
gegliederte Sparkasse  31967280  M.  Spargeld,  der  Amtsbezirk 
Bautzen  in  seinen  Gemeindesparkassen  33650800  M.  Rechnen 
wir  für  Bautzen  die  Gelder  der  landständischen  Bank  hinzu,  so 
haben  wir  die  Lösung  der  scheinbaren  Ausnahmestellung  Bautzens. 
Flöha,  Marienberg,  Freiberg  zeigen  auch  hier  ihren  Uebergangs- 
charakter. 

Für  die  Zusammenfassung  der  Großstädte  mit  ihrer  nächsten 
Umgebung  sind  die  im  vorigen  Kapitel  angegebenen  Gründe  ent- 
scheidend gewesen.  Das  Spargeld  strömt  stark  in  den  Ring  der 
Vorortsparkassen  ab  (Leipzig  Stadt  184  ]\I.,  Land  560  M.,  Chemnitz 
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Stadt  154  M.,  Land  273  M.),  um  den  etwas  höheren  Zins  zu  ge- 
nießen. 

Zur  Vervollständigung  des  Bildes  vom  Agrar-  und  Industrie- 
teil seien  die  auf  jeden  Teil  entfallenden  Guthabensummen  analog 
den  früheren  Gegenüberstellungen  berechnet. 

Auf  I 
1905  Einlegerguthaben  %  Einw. 

Industrieteil  815979400  61,3  257 

Agrarteil  515  639  loo  38,7 388 

Königreich  i  331  618  500  100  297 

Trotzdem  die  Amtsbezirke  mit  Uebergangscharakter  stets 
mit  einbezogen  worden  sind  und  deshalb  den  Gegensatz  immer 
abschwächen  müssen,  steht  wieder  der  Industrieteil  viel  ungünstiger 
da  als  der  Agrarteil.  In  diesem  liegen  auf  den  Sparkassen  388  M. 
pro  Einwohner,  in  jenem  nur  257  M.,  also   131  M.  weniger. 

Das  vollständige  Bild  sieht  nun  so  aus. 

„.        ,  „,..  1,  Sparkassen-       Einleger- 

1905  Einwohner  Flache  ^^^^^^^  guthaben 

Industrieteil  3177563  6187,68  i  785  210         815979400 

Agrarteil  I  331  038  8805,26  968  301  515  639  100 


Königreich 

4508 

601          14992,94 

2753  5 

II 

I  331  618500 

1905 

Einw. 

Relativzahlen 
Fläche        Bücher 

Guth. 

Pro  Einwohner 
Bücher     &U  Guth. 

Industrieteil 
Agrarteil 

70,4 
29,6 

41,2             64,8 

58,8             35.2 

61,3 

38,7 

0,56             257 
0,73             388 

Königreich  lOo  100  lOO  100  0,61  297 

Bei  allen  Lösungen  von  Sparkassenproblemen  ist  die  Be- 
achtung des  Gegensatzes  von  industriellen  und 
agrarischen  Landesteilen  mit  den  Ueber  gangen 
zweite  H  a  u  p  t  b  e  d  i  n  g  u  n  g.  In  erster  Linie  war  die  zeit- 
lich verschieden  weit  vorgeschrittene  Entwicklung  der  Kassen  zu 
beachten.  Es  ist  schon  bedauert  worden,  daß  die  sächsische 
Sparkassenstatistik  jetzt  nicht  mehr  auf  die  lokalen  Unterschiede 
eingeht.  Nur  die  vorzüglichen  ersten  Veröffentlichungen  der  50  er 
und  60 er  Jahre  gliedern  das  Sparkassennetz  in  allerdings  nicht 
zusammenhängende  Gebiete,  die  sich  nach  wirtschaftlichen  Merk- 
malen unterscheiden.  Die  damals  gemachten  Beobachtungen  sind 
zur  Erklärung  der  heutigen  Zustände  so  bedeutungsvoll,  daß  wir 
das  wichtigste  von  ihnen  mitteilen  müssen.  So  berichtet  die 
Zeitschrift   1860: 

»1858  hatte    in   Sachsen  jeder   9.  Mensch    ein   Konto    in    der 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungshcft  44.  4 


—     50    — 

Sparkasse  von  durchschnittlich  60  Thir.  Höhe.  Im  Leipziger  Be- 
zirke kommt  sogar  auf  je  6  Menschen,  im  Dresdner  auf  7  und 
im  Bautzner  auf  8  Menschen  ein  Konto  von  76  bez.  52,  bez. 
59  Thh'.,  dafür  im  Zwickauer  nur  auf  16  Köpfe  ein  Konto  von 
nur  48  Thh".  Es  ist  hierbei  zu  bedenken,  daß  die  Konten  über 
200  ThIr.  im  ganzen  Lande  zwischen  24%  und  25%  des  Ge- 
samtbetrages ausmachen,  nur  im  Leipziger  Bezirke  38%.  In  ein- 
zelnen Landesteilen,  namentlich  den  Amtshauptmannschaften  Dres- 
den, Meißen,  Döbeln,  Chemnitz,  beinahe  auch  Freiberg,  Borna, 
Rochlitz,  Pirna,  hat  jede  Stadt  und  jedes  Städtchen  eine  beson- 
dere Sparkasse.  Dagegen  sind  in  den  Amtshauptmannschaften 
Grimma,  Bautzen  und  Löbau  noch  viele  kleine  Städtchen  ohne 
Sparkasse  und  im  Erzgebirge  und  im  Vogtlande  über  die  Hälfte. 
Es  ist  dies  dort  in  der  sehr  großen  Zahl  kleiner  Land-  und  Berg- 
städte begründet,  deren  sehr  nahe  Lage  und  deren  Armut  die 
Begründung  solcher  Kassen  bisher  teils  nicht  als  Bedürfnis,  teils 
als  nicht  ratsam  haben  erkennen  lassen.  —  Wenn  man  den  Um- 
fang und  die  Bedeutung  der  einzelnen  Kassen  nach  der  Anzahl 
der  vorhandenen  Konten  beurteilt,  so  ergibt  sich  sofort,  daß 
die  wenigen  Kassen  in  der  Oberlausitz  im  Durchschnitt  das  größte 
Geschäft  haben,  während  die  erzgebirgischen  Kassen  die  kleinsten 
sind.  Man  findet,  daß  in  der  Oberlausitz,  trotz  des  geringen  Ver- 
hältnisses der  Zahl  der  bestehenden  Kassen  zur  Bevölkerung,  die 
Benutzung  nicht  wesentlich  schwächer  ist,  und  man  möchte  daraus 
schließen,  daß  dort  von  einer  Vermehrung  der  Kassen  eine  er- 
hebliche Vermehrung  der  Gesamtbenutzung  nicht  zu  erwarten 
sei  —  dagegen  ist  im  Erzgebirge  der  Einfluß  der  Vermehrung 
der  Kassenstellen  auf  die  Benutzung  sehr  deutlich,  wie  denn 
auch  in  anderer  Beziehung  den  dortigen  Verhältnissen  eine  größere 
Anzahl  kleinerer  Kassen  mehr  entspricht.« 

Aus  diesem  Bericht  wollen  wir  dreierlei 
festhalten:  Erstens:  Daß  bereits  1858  das  Sparwesen  im 
Leipziger  Kreis  am  höchsten,  im  Zwickauer  dagegen  am  wenig- 
sten entwickelt  war,  während  Bautzen  und  Dresden  eine  Zwischen- 
stellung einnahmen,  die  aber  viel  mehr  nach  den  günstigen  (Leip- 
ziger) Verhältnissen  zuneigt;  (der  damalige  Zwickauer  Kreis  um- 
faßt heute  die  Kreise  Zwickau  und  Chemnitz,  das  Industriezen- 
trum). Zweitens:  Daß  die  hohe  Entwicklung  in  dem  damals 
noch  durchweg  relativ  agrarischen  Kreis  (der  Plauensche  Grund 
entwickelte  erst  später  seine  rege  Industrie)    nicht   überall    direkt 
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auf  ein  dichtes  Sparkassennetz  zurückzuführen  ist,  —  Bautzen 
hat  sehr  wenig  Kassen  —  sondern,  daß  Drittens  die  wirt- 
schaftUche  Lage  der  Bevölkerung  entscheidend  für  die  Spartätig- 
keit ist. 

Auch  1861  wird  nochmals  betont,  »daß  innigstes  Zusammen- 
wirken und  Nebeneinanderbestehen  von  Industrie  und  Ackerbau 
den  größten  durchschnittlichen  Wohlstand  erzeugt«.  Lists  Ideen 
wirken  offenbar  nach.  —  Ebenso  wird  1869  der  Schluß  gezogen: 
»Es  besteht  also  ein  enger  Zusammenhang  zwi- 
schen dem  Gedeihen  der  Landwirtschaft  und 
dem  Flore  der  Sparkassen.« 

Wir  wollen  die  wachsende  Industrialisierung  an  einigen 
Zahlen  für  das  letzte  Viertel  des  19.  Jahrhunderts  kennzeichnen. 
(Berufszählungen  von  1882,   1895,   IQO?-) 

T   j     »  •  Industrie- 

T  ,                T^-         1.                      Industrie-  , 

lahr             tinwonner             ,      ..,,  a  r  b  e  1 1  e  r 

■'                                                   bevolkerung  ,    ,        , 

^  und  Angeh. 

1882  3014822  1695895  957005 

1907  4585500  2719297  1894828 

Die  Vermehrung  von    1882  — 1907  beträgt 
Jahr  bei  der  bei  der  bei  den  In- 

Gesamtzahl Industriebev.  dustriearbeit. 

1882  1570678  1023402  937823 

1907  =46,7%  =60,20/0  =  82,2  0^ 

1882 — 1907  vermehrte  sich  die  Bevölkerung  um  46,7%;  die 
Industriezugehörigen  dagegen  um  60,2  %,  die  industrielle  Ar- 
beiterbevölkerung insbesondere  um  nicht  weniger  als  82,2%.  Von 
dem  gesamten  Menschenzuwachs  der  letzten  25  Jahre:  1570678 
Personen  fielen  935823,  also  fast  2/3,  der  Industriearbeiterschaft 
zu.  Diese  gewaltigen  Verschiebungen  in  der  Berufsverteilung, 
die  bekanntlich  die  starke  ßevölkerungsverdichtung  in  den  be- 
troffenen Industrieteilen  bewirkten  (Kap.  IV),  mußten  natürlich 
die  schon  vorhandenen  Gegensätze  zwischen  den  fruchtbaren 
ländlichen  Bezirken  und  den  ärmeren  Gebirgsgegenden  ver- 
schärfen. Die  Sparkassenstatistik  spiegelt  ge_ 
treu  die  Unterschiede  wieder.  Noch  heute 
h  e  b  e  n  s  i  c  h  auch  i  n  i  h  r  ,  wie  1 860,  A  g  r  a  r  -  u  n  d  In- 
dustriegebiet voneinander  ab: 

Dieses  weniger  Bücher,  weniger  (nithabcn  pro  Kopf,  als  das 
Land,  jenes  mehr  Konten  und  grr)ßcrc  Sparbeträge  pro   Ko])f. 

Es    ist    dringend    zu    fordern,    daß    die  Si)arkasscnstatistik    in 

4* 
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Zukunft  diesen  Verschiedenheiten  ihre  Aufmerksamkeit  schenke 
und  noch  tiefer,  als  es  hier  geschehen  konnte,  in  sie  eindringe. 
II.  Wir  kommen  zur  Entwicklung  der  Spar- 
geldmasse. Tabelle  i  liefert  die  in  Betracht  kommenden 
Zahlenreihen.  Die  erste  Feststellung,  daß  das  Einlegerguthaben 
noch  nie  zurückgegangen  oder  nur  vorübergehend  auf  der- 
selben Höhe  stehen  geblieben  ist,  kann  nur  zu  dem  Schlüsse 
führen,  daß  jedenfalls  die  ]3enutzung  der  Sparkassen  noch  nicht 
nachgelassen  hat.  Erst  wenn  wir  die  zwei  Summanden,  welche 
das  Anwachsen  hervorrufen,  gesondert  betrachten,  können  wir 
ein  besseres  Urteil  fällen.  Das  Einlegerguthaben  vermehrt  sich 
stets  durch  die  zugeschriebenen  Zinsen.  Der  zweite 
Faktor,  der  Ueberschuß  der  Einzahlungs-  über  die 
R  ü  c  k  z  a  h  1  u  n  g  s  s  u  m  m  e  (E  i  n  z  a  h  1  u  n  g  s  ü  b  e  r  s  c  h  u  ß)  ist 
nicht  stets  positiv,  vermehrt  nicht  immer  den  Guthabenstand,  son- 
dern die  Rückzahlungen  können  auch  die  Einzahlungen  über- 
steigen. Erst,  wenn  dieses  Minus  größer  ist  als  die  Zinszuschrift, 
tritt  ein  Zurückgehen  des  Einlegerguthabens  ein.  In  Sachsen  ist 
dieser  letztere  Fall,  wie  gesagt,  noch  nie  eingetroffen.  Sehen  wir 
uns  die  Entwicklung  der  zwei  Faktorenreihen  näher  an. 

a)  Die  Zinsgutschrift.  (Tab.  i,  Spalte  6.)  Eine  un- 
unterbrochen emporsteigende  Linie  von  417438  M.  im  Jahre  1851 
bis  46  518  217  M.  Ende  1908.  Die  graphische  Darstellung  im 
Anhang  zeigt  ein  plötzliches  starkes  Ansteigen  von  1871/76  und 
von   1900/ 1908. 

Die  schnellere  oder  langsamere  Zunahme  steht  natürlich  in 
engem  Zusammenhang  mit  der  Höhe  des  Einzahlungsüberschusses 
und  dem  Wechsel  des  Zinsfußes.  Letzterer  ist  wohl  kaum  aus  der 
Zahlenreihe  zu  erkennen.  Unsere  Aufmerksamkeit  muß  sich  vor 
allem  auf 

b)  den  Einzahlungsüberschuß  richten.  Wir  wollen 
zunächst  davon  absehen,  daß  er  die  Resultante  der  2  Komponenten 
Einzahlungssumme  und  Rückzahlungsbetrag  ist,  und  nur  die  ab- 
solute Höhe  des  Einzahlungsüberschusses  ansehen. 

Wir  erblicken  eine  ganz  auffällig  an  die  Konjunktur- 
kur v  e  n  e  r  i  n  n  e  r  n  d  e  W  e  1 1  e  n  1  i  n  i  e ,  die  ganz  beträchtliche 
Schwankungen  aufweist.  In  den  Jahren  1848,  1881  und  1900 
übersteigen  die  Rückzahlungen  sogar  die  Einzahlungen  und  in 
den  Jahren  1859,  1866/67  und  1877/79,  ferner  1891  und  190S  ist  nur 
ein    geringes  Plus    zu  verzeichnen.     Zwischen  diesen  Tiefpunkten 


—     53     — 

erhebt  sich  das  Einzahlungsplus  zu  einem  Wellenberg  in  den 
Jahren  1853,  1857,  1863,  1873/74,  1880,  1888,  1895  und  1902, 
um  dann  wieder  hinabzusinken.  Dieses  Auf-  und  Abschwanken 
bei  den  Sparkassengeldern  überrascht  zunächst,  da  wir  uns  das 
Sparen  als  stetiges  ununterbrochenes  Ansammeln  von  Sparpfennigen 
vorstellen.  Wir  erwarten  eine  bald  langsamer,  bald  schneller, 
jedenfalls  aber  immer  aufsteigende  Linie.  Für  ein  einzelnes  Spar- 
buch, ja  auch  für  eine  neugegründete  Sparkasse  würde  das  in 
der  Tat  zutreffen,  doch  wir  haben  es  hier  mit  den  Summen  eines 
ganzen  Sparkassennetzes  zu  tun  und  wir  erinnern  uns,  daß  in 
diesem  Netze  einerseits  Sparkassen  von  ganz  verschiedenem 
Alter  nebeneinander  bestehen,  die  andererseits  in  Gebieten 
von  grundverschiedener  beruflicher  Zusammensetzung  liegen.  Unsere 
Wellenlinie  ist  aus  zahlreichen  voneinander  verschie- 
denen Kurven  entstanden,  von  denen  vermutlich  folgende 
ausschlaggebend  sein  werden:  die  Einzahlungsüberschüsse  der  alten 
Kassen  des  Agrarteiles  —  besonders  der  Kreise  Leipzig  und 
Bautzen  —  werden  in  erhöhtem  Maße  den  Schwankungen  unter- 
worfen sein,  denn  je  älter  und  ausgereifter  das  Sparnetz  wird, 
desto  stärker  wird  der  Unterschied  zwischen  Wellenberg  und  Tal, 
wie  die  Landeskurve  zeigt.  Im  Industrieteil  dagegen,  in 
dem  noch  weite  Kreise  der  Bevölkerung  den  Sparkassen  fern- 
stehen, und  in  dem  noch  Jahr  für  Jahr  gewissermaßen  ganz  neue 
Kundschaft  geworben  wird,  muß  das  Einzahlungsplus  etwas  kon- 
stanter bleiben.  Was  für  diese  zwei  gegensätzlichen  Flächen  gilt, 
wird  in  ähnlicher  Weise  für  die  einzelnen  Kassen  zutreffen : 
starke  Wellen  bei  alten  Kassen,  flachere  bei 
jüngeren  Kassen. 

Diese  Vermutungen  werden  vollständig  durch  die  Statistik 
bestätigt,  soweit  das  eben  möglich  ist.  Da  die  Statistik  ja  nicht 
Agrar-  und  Industrieteil  trennt,  müssen  wir  uns  mit  dem  Auf  und 
Ab  in  den  4  Kreishauptmannschaften  für  die  Zeit  von  1845 — 1908 
begnügen.  Kreis  Zwickau  stellt  den  Industrieteil  rein  dar,  Bautzen 
und  Leipzig  den  /Vgrartcil  ziemlich  rein.  Tab.  9  berechnet,  wie- 
viel die  Rückzahlungen  in  %  der  Einzahlungen  ausmachen  und 
stellt  die  4  Kreise  dem  Landesdurchschnitt  gegenüber. 

Die  Tiefpunkte  von  1 848,  iS 59,  1866/67,  1877/79,  1881,  1900 
und  1908  ziehen  sich  zwar  durch  alle  Kreise  hindurch,  sind  aber 
im  Zwickauer  Kreise  bei  weitem  nicht  so  stark  iiorvorgctreten. 
Z.B.  1848  betragen  die  Rückzahlungen  im  Lande    115%   ^^^'  I'^i'i- 
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Zahlungen,  übersteigen  letztere  also;  im  Zwickauer  Kreis  dagegen 
bleiben  sie  um  13,6%  hinter  ihnen  zurück.  1859  dasselbe  Bild: 
Landesdurchschnitt  94,3%,  Zwickau  nur  76,8%,  Leipzig  104,8%, 
Bautzen  sogar  118,3%.  1866 ebenfalls:  Landesziffer  99,6%,  Zwickau 
«^9>9%)  Leipzig  100,5%,  Bautzen  119,3%.  IQOO  und  1908  die- 
selbe Beobachtung. 

Gehen  wir  nun  einen  Schritt  weiter  und  versuchen  wir  eine 
Erklärung  für  die  Schwankungen  zu  finden.  Für 
die  Jahre  1848  bis  1877  hat  die  Zeitschrift  1878  nach  Gründen 
geforscht.  J^'ür  die  letzten  30  Jahre  hat  die  Sparkassenstatistik 
keinen  Versuch  gemacht,  die  Wellenlinie  auch  nur  darzustellen, 
geschweige  denn  zu  erklären. 

Zum  erstenmal  überwogen  die  Rückzahlungen  im  Jahre 
1848.  Es  ist  das  einzige  Jahr  der  sächsischen  Sparkassenge- 
schichte, in  dem  sogar  das  Gesamtsparguthaben  zurückgeht.  Es 
trafen 

1848  die  bürgerlichen  Unruhen  und  die  Nachwirkungen  der 
Mißernte  von  1847  zusammen.  Vorwiegend  waren  es  die  Sparer 
des  Kreises  Bautzen,  die  durch  Not  und  durch  Mißtrauen  getrieben, 
bedeutende  Geldmengen  zurückforderten  (164,4%  Rückz.  zu  Einz.). 
Zwickau  allein  erzielte  Ersparnisse  (86,4%). 

1849  verbesserte  sich  im  ganzen  Lande  die  politische  Lage, 
die  Ersparnisse  steigen  überall,  besonders  in  Zwickau.  (Nur 
55,6%  Rückzahl.) 

1850 — 53  waren  Ruhejahre.  Die  Ersparnisse  vermehren  sich 
weiter,  doch  schon  1852  traten  im  Zwickauer  Kreise  ungünstige 
Erwerbsverhältnisse  ein,  die  Wirkungen  des  Krimkrieges. 

1854 — 55  machen  sich  diese  Folgen  auch  in  Leipzig  und 
Dresden  bemerkbar  und  greifen 

1856  schUeßlich  auf  Bautzen  über.  Durch  diese  politischen 
Ereignisse  wird  also  die  Spartätigkeit  zuerst  im  Industriegebiet 
beeinflußt,  während  umgekehrt  natürlich  eine  Mißernte  sich  im 
Agrarteil  widerspiegelt  (1848!). 

1858  reichen  die  Wogen  der  großen  Geldkrisis  bis  nach 
Sachsen  und 

1859  äußert  sich  die  Wirkung  des  Krieges  in  Italien.  Doch 
ist  es  hier  mehr  die  ackerbautreibende  Bevölkerung  von  Leipzig 
und  Bautzen,  welche  ihre  Einlagen  zurückfordert  und  zwar  aus 
Mißtrauen  und  Furcht.  Es  wurde  eine  große  Anzahl  von  Fällen 
festgestellt,    daß  Landleute    ihr  Guthaben   nur  erhoben,  um  es  in 
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irgend  einem  Winkel  zu  verstecken  und  zu  vergraben.  Die  Spar- 
kassen wurden  durch  den  großen  Andrang  in  wirkliche  Not  ver- 
setzt.    Auch 

1860  waren  die  Nachwehen  in  den  betroffenen  Kreisen  noch 
zu  verspüren. 

1861 — 62  zeigten  nur  die  von  der  Baumwollkrisis  in  Mit- 
leidenschaft gezogenen  Fabrikdistrikte  des  Zwickauer  und  teilweise 
des  Leipziger  Kreises  weniger  günstige  Resultate.  Im  allgemeinen 
bringen  aber  diese  Jahre  ein  erfreuliches  Aufgehen  der  Spar- 
kassensaat. Günstige  Ernten  und  ungestörter  Friede,  sowie  der 
Einfluß  der  neuen  befreienden  Gewerbegesetzgebung  des  Jahres 
61  scheinen  merklich  dazu  beigetragen  zu  haben,  denn  das  Gut- 
haben der  sämtlichen  Einleger,  das  in  dem  vollen  Jahrzehnt  1850—60 
von  14,1  Millionen  auf  50,9  Millionen  gestiegen  war,  hatte  nach 
weiteren  5  Jahren  schon  die  Höhe  von  85,6  Millionen  Mark  er- 
reicht, obwohl  viele  neu  entstandene  Spar-  und  Vorschußvereine 
schon  den  Sparkassen  starke  Konkurrenz  machten.     Da  kam 

1866,  das  Kriegsjahr,  in  dem  die  Rückzahlungen  fast  die  Ein- 
zahlungen aufheben.  Wieder  waren  es  die  Bezirke  Bautzen  und 
Leipzig,  in  denen  sogar  wie  1859  die  Gelder  von  den  Kassen 
abströmten. 

1867  haben  wir  dieselben  Erscheinungen,  zum  Teil  sogar 
verstärkt.  Die  Nachwehen  des  Krieges  trafen  mit  einer  Mißernte 
zusammen. 

In  den  darauffolgenden  Jahren  ist  ein  ständiges  Anwachsen 
zu  verspüren,  dem  nicht  einmal  der  Krieg  1870/71  größere  Stö- 
rungen bereitete.     Von 

1871  an  geht  es  rapid  in  die  Höhe:  Der  Milliardensegen 
macht  sich  fühlbar. 

1874  hat  die  bis  dahin  noch  nie  ähnlich  riesengroß  beobach- 
tete Welle  ihren  Höhepunkt  erreicht.  Dann  ergreift  der  »große 
Krach«  auch  die  Sparkassen  und  das  Einzahlungsplus  sinkt  eben- 
so stark,  bis 

1877,  wie  es  gestiegen  war. 

Der  kurze  aber  intensive  Zuwachs  von 

1872/76  hatte  1 10704  2i6MarkEinzahlungsi)lus  und  36  586603 
Mark  Zinsgutschrift  zu  den  Ende  1871  vorhandenen  131  116950  Mark 
gebracht,  ein  ganz  anormal  erscheinender  Zufluß,  der  die  Behör- 
den zu  der  gleich  zu  besprechenden  Maßregel   veranlaßte. 

Die  35  Jahre,  die  seit  dem  großen  Zusammenbruch  1873   ver- 
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flössen  sind,  gliedern  sich  bekanntlich  in  4  Depressions-  oder 
Stillstandspcriodcn  :  i(S73 — 79,  1883 — 88,  1890—95,  1900 — 1903 
und  4  Perioden  des  kräftigen  Aufschwunges  1879 — 83,  1888 — 90, 
1895 — 1900,  1903 — 1907.  Ganz  merkwürdig  zeichnen  sich  die 
Aufschwungs  Perioden  in  der  Spargelderkurve 
ab  :  Während  sich  bisher  die  Spargelder  stärker  vermehrten,  in 
ruhigen  Zeiten  und  in  günstiger  Wirtschaftslage,  tritt  jetzt  das  Um- 
gekehrte ein :  Je  lebhafter  sich  das  Wirtschaftsleben  entwickelt 
und  je  angespannter  der  Geldmarkt  wird,  desto  weniger  Geld 
strömt  den  Sparkassen  zu ;  die  Zeiten  der  höchsten  Anspannung 
der  Volkswirtschaft  sind  Tiefpunkte  für  die  Sparkassen  (1890, 
1900,  1907).  Die  Perioden  des  Niederganges  oder  Stillstandes 
im  Wirtschaftsleben  dagegen  führen  den  Sparkassen  wieder  von 
neuem  Gelder  zu.  Besonders  markant  ist  das  Zuströmen  in  dem 
Krisenjahre  1900  und  nach  der  Krise  1907,  wo  es  etwas  später 
einsetzt.  Das  unerhört  starke  Anschwellen  1872/76,  die  Verdopp- 
lung der  Guthaben  innerhalb  5  Jahren,  hatte  den  Sparkassen 
(wenigstens  einem  Teil  von  ihnen)  Geldmassen  zugeführt ,  die 
nicht  solche  Schwankungen  zeigten,  wie  das  bisherige  Spargeld : 
Zunahme  in  guten,  Abnahme  in  schlechten  Zeiten,  sondern  eben 
die  umgekehrten  Bewegungen :  Abströmen  in  Aufschwungs-,  Zu- 
strömen in  Niedergangsperioden. 

Verfolgen  wir  die  W^ellenlinie  seit  1877  wieder 
Jahr  für  Jahr,  wie  für 

1845/1877. 

1877/79  liegt  das  Wirtschaftsleben  wie  gesagt  noch  darnieder. 
Der  Stagnation  folgt  zu  Anfang  der  80er  Jahre  ein  mäßiger  Auf- 
schwung. Bei  den  Sparkassen  dasselbe  Bild :  Die  Einzahlungen 
stehen  erst  nur  wenig  über  den  Rückzahlungen  (98%  Rück- 
zahlung :  Einzahlung),  und 

1880  zeigt  das  Einzahlungsplus  einen  Ansatz  zur  Besserung. 
Doch  jetzt  greift  die  Regierung  plötzlich  ein  und  zwingt  die  Spar- 
kassen, alle  Guthaben  über  1500  Mark  zu  kündigen  und  zurück- 
zuzahlen.    (Vergl.  Kap.  II  und  III.)     Die  Folge  ist,  daß 

1881  zum  zweitenmale  im  Landesdurchschnitt  die  Rück- 
zahlungen überwiegen.  Am  härtesten  werden  die  ältesten  Kassen 
mit  den  größten  Konten,  die  des  Leipziger  Kreises,  betroffen. 
Aber  die  Berichte  der  Kassen  lassen  auch  erkennen,  daß  der 
außergewöhnlich  hohe  Landeszinsfuß  (der  Banken)  viele  Guthaben 
von  den  Sparkassen  wegzieht,  zumal  dann,   wenn  die  Sparkassen 
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noch  den  Einlagezinsfuß  herabsetzten.  Dem  der  Konjunk- 
turbewegung entgegengesetzten  Auf  und  Ab  des 
Gut  habenzu  Wachses  kommen  wir  am  besten  auf  den  Grund, 
wenn  wir  eine  einzelne  Sparkasse  neben  dem  Landesdurchschnitt 
betrachten.  Die  Leipziger  Sparkasse  bietet  ein  getreues 
Abbild  der  Gesamtbewegung :  Ihre  Wellenberge  und  Täler  stim- 
men mit  denen  des  Landesdurchschnittes  überein.  Zudem  bieten 
die  Verwaltungsberichte  von  Leipzig  genügende  Einzelheiten  über 
die  Lage  der  Sparkasse. 

1883/88  sind  die  Jahre  des  Stillstandes  auf  wirtschaftlichem 
Gebiet.  Das  Sparkassenguthaben  dagegen  wächst  stetig  jährlich 
etwa  um  13  Millionen.  Es  ist  die  Zeit  der  ersten  Reform- 
bewegung. Die  Sparmarken  bringen  neue  Gelder.  Der  Ge- 
samtzuwachs der  6  Jahre  84 — 88  ist  829903 16  ?klark  Einzahlungs- 
plus und  88  495  609  Mark  Zinsplus;  Ende  1883  waren  30073631 1  ]\Iark 
vorhanden.  An  den  Riesenzuwachs  von  1872 — 76  reicht  diese 
Summe  nicht  heran.  Die  Leipziger  Sparkasse  berichtet 
insbesondere,  daß  die  größeren  Konten  sich  vermehren,  da  die 
Kasse  einen  höheren  Zins  zahlt,  als  die  Banken.  Chemnitz  macht 
dieselben  Erfahrungen.  Dort  stand  z.  B.  der  Privatdiskont  1886 
auf  2,15%;    1888  auf  2,35%,  während  die  Sparkasse  3 0/0  zahlte.    Ende 

1888  kam  ein  frischer  Zug  ins  Wirtschaftsleben.  Der  Landes- 
zins steigt  auf  5%  empor.  Zahlreiche  Erweiterungen  industrieller 
Unternehmungen  und  Neugründungen  fallen  in  die  nächsten  2 — 3 
Jahre.  Die  Spargelder  aber  wachsen  weniger  schnell,  da  beträcht- 
liche Summen  von  den  Büchern  abgehoben  werden. 

1891  erreicht  die  kurze  Blüte  ihr  Ende,  zugleich  ist  das  Ein- 
zahlungsplus an  einem  Tiefpunkte  angekommen ;  nur  2  ^/a  IMillio- 
nen  Mark  beträgt  die  Vermehrung  des  Guthabens  von  582  Millionen 
Mark.     Die  ungünstigen  Erwerbsverhältnisse  halten  von 

1891 — 95  an,  mit  einer  unbedeutenden  ünterl)rochung  1893. 
Geld  ist  billig  im  Land.  Sofort  geht  deshalb  die  Zahl  der  großen 
Konten  in  die  Höhe  (Leipziger  Bericht),  da  die  Banken  nur  1^/4 
bis  2%  Zins  geben,  die  Sparkasse  immer  noch  3 — 3^/:>Vo- 

1893  macht  die  Leipziger  Sparkasse  ausdrücklich  die  Bemerkung, 
daß  sich  viele  Gelder  nur  wegen  der  hohen  Zinsen  einschleichen. 

1895  klagt  sie:  »Es  muß  leider  angenommen  werden,  daß 
ein  Teil  der  Gelder  nicht  als  wirkliche  Ersparnisse  angesehen 
werden  können.« 

1896:   »Die  höheren  Beträge  geben  für  die  Sparkraft  der  Be- 
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völkcrung  gar  keinen  Anhalt.  liei  der  andauernden  GeldfüUc 
benutzt  man  die  Sparkassen,  um  eine  höhere  Verzinsung  zu  haben. 
Da  unsere  Sparkasse  nach  einwöchiger  Kündigung  jede  Einlage 
ganz  zurückzahlt,  so  wird  dies  Verfahren  sehr  begünstigt.  Der 
Einleger  kann  schnell  über  sein  Geld  verfügen  und  wenn  er  meh- 
rere Sparbücher  unter  den  verschiedensten  Namen  besitzt,  genießt 
er  für  ein  größeres  Kapital  den  Vorteil  einer  Verzinsung,  die  an- 
dererseits zum  Nachteil  der  Sparkasse  ausfallen  muß.  Leider 
kann  dieser  Ausnutzung  von  seiten  der  Sparkasse  nicht  entgegen- 
getreten werden,   da  eine  Kontrolle  unmöglich  ist.« 

1895 — 96  beginnt  das  Erwerbsleben  wieder  zu  erwachen. 
Das  Geld  wird  teurer.  Damit  erreicht  das  Kinzahlungsplus  bei 
den  Sparkassen  seinen  Höchstpunkt.  1895:  29^/2  Millionen,  1896: 
28  IVIillionen  Mark  Ueberschuß,  gegen  21  und  22' /2  Millionen 
Mark  Zinsgutschrift.  Je  mehr  in  der  glänzenden  Aufschwungsperiode 

1896 — 1900  der  Reichsbankdiskont  steigt,  das  Geld  in  Handel 
und  Industrie  strömt  (Reichsbankdiskont  1895 — 1900:  3,14 — 3,66 
— 3,81 — 4,27 — 5,04 — 5,32%),  destoweniger  übersteigen  die  Einzah- 
lungen die  Rückzahlungen  bei  den  Sparkassen:  1896 — 1900:  28, 
18V2,  16V3,  4  Millionen  Mark  Einzahlungen,  11I/2  Millionen  Mark 
Rückzahlungen!     Im  Jahre 

1900,  als  die  Konjunktur  am  höchsten  angespannt  ist,  sinkt 
in  Leipzig  sogar  die  absolute  Zahl  der  großen  Konten  über  600 
Mark.  »Die  sogenannten  kleinen  Kapitalisten,  welche  die  Spar- 
kasse statt  der  Bankinstitute  benutzten,  solange  sie  höhere  Zinsen 
vergütete,  übermitteln  ihr  Guthaben  den  Banken^  da  ihnen  40/0 
gewährt  werden.«  Im  ganzen  Lande  vermehren  sich  die  Konten 
über  600  Mark  nur  um  5806  im  Jahre  1900,  gegen  3 1303  im 
Jahre   1895  und  31  308  im  Jahre   1896. 

Fast  genau  dasselbe  Anschwellen  und  Zurückgehen  wie  1891 
bis   1900,  nur  noch  viel  stärker  kehrt 

1900 — 1908  wieder.  Die  Hochkonjunktur  Ende  des  19.  Jahr- 
hunderts endet  mit  der  Krise  von  Sommer  und  Herbst 

1901,  für  Sachsen  verschärft  durch  die  Bankkatastrophen  in 
Leipzig  und  Dresden.  ]\Iit  einem  Schlage  hörte  die  rückläufige  Be- 
wegung bei  den  Sparkassen  auf  und  erstaunlich  große  Geldmassen 
flössen  in  ihre  Kassen.  In  Leipzig  sind  1901  zwei  scharf  getrennte 
Abschnitte  zu  sehen.  Die  erste  Hälfte  des  Jahres  noch  die  fort- 
dauernden Kündigungen  und  Rückzahlungen;  in  der  2.  Hälfte 
wurde  die  Kasse  dagegen  »förmlich  mit  Einzahlungen  überschüttet«. 
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»Dieser  Umschwung  beruht  nicht  auf  Besserung  der  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Verhältnisse,  sondern  viele  Einleger  benutzten 
die  Gelegenheit,  Beträge  mit  der  geringeren  Verzinsung  von  den 
Banken  zurückzuziehen  —  diese  gaben  nur  1^/2 — 2%  —  um  bei 
der  Sparkasse  einen  höheren  Zinsgenuß  —  3%  —  zu  erlangen.« 
(V^erw. -Bericht   1902.) 

Der  Einzahlungsüberschuß  erreichte 

1901:  die  Höhe  von  42603  570  Mark,  1902:  54266785  Mark. 
Die  Zahl  der  »großen«  Guthaben  über  600  Mark  schnellte  um 
40414  bez.  36748  empor.  Zinsen  wurden  durchschnittlich  31 
Millionen  gutgeschrieben. 

Sowie  der  Reichsbankdiskont  sich  von  seinem  Tiefstand 
(1902  :  3,32%,  1901  :  4,10%,  1900  :  5,33%)  zu  erholen  begann,  be- 
obachten wir  das  Spiel  von  neuem :  Der  den  Sparkassen  ver- 
bleibende Sparbetrag  wird  von  Jahr  zu  Jahr  kleiner:  1903:  51^/3, 
1904:  46,  1905:  36,  1906:  36,  1907:  15,  1908:  knapp  eine  halbe 
Million  Mark  Zuwachs  gegen  durchschnittUch  40  Millionen  Mark 
Zinsgutschrift  jährlich !  Die  Krisis  wurde  rasch  überwunden  und  schon 

1903  brachte  Anzeichen  der  Besserung  der  Wirtschaftslage. 
1906  herrschte  bereits  wieder  empfindliche  Geldknappheit  im 
Lande.  Der  Privatdiskont  stand  über  4%,  der  Reichsbankdiskont 
auf  5,15%  im  Durchschnitt. 

1907  war  der  Höchstpunkt  bekanntlich  erreicht.  Der  Reichs- 
bankdiskont stand  das  erste  Vierteljahr  auf  600  und  sank  dann 
auf  5^2%,  um  im  November  auf  7^/2  zu  steigen,  als  die  Krisis 
eintrat.     Das  ganze  Jahr 

1908  über  wich  die  Versteifung  des  Geldmarktes  nur  langsam 
(Reichsbankdiskont  1908:  Januar  7V2 — 6%,  Februar  6%,  März 
bis  5^2%,  April  51/2— 50/0,.  Mai  5%,  Juni  5— 4Vo'  M^  bis  De- 
zember 4%)  und  das  Einzahlungsplus  bei  den  Sparkassen  sank 
weiter  bis  fast  auf  den  o-Punkt.  Von  den  alten  Kassen  wurden 
sogar  mehr  Gelder  zurückgezahlt.  In  Leipzig  tritt  wieder  deutlich 
im  November  1908  der  Umschwung  ein:  Die  großen  Guthaben 
nehmen  zu.  Die  letzten,  nicht  mehr  in  Betracht  gezogenen  Jahre 
1909  und  19 10  weisen,  wie  zu  erwarten  war,  eine  Zunahme  des 
Einzahlungsplus  auf,  da  wieder  Geldflüssigkeit  im  Lande  herrscht, 
Depressionszustand.     Reichsbankdiskont   1909  :  3.93 *o- 

c)  Aus  den  geschilderten  2  Faktoren  —  der  beständig  größer 
werdenden  Zinsgutschrift  und  dem  variablen  Einzahlungsüberschuß 
—  setzt  sich  also  der  jährliche  Z  u  w  a  c  h  s  der  S  p  a  r  g  c  1  d  - 
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masse    zusammen.     Ueberblicken    wir    noch    einmal    die  Ent- 
wicklung von  Ende   1850  bis  Ende   1908! 

In  dieser  Zeitspanne  wuchs  das  Gesamtguthaben  von 

14  109  107  Mark  auf   I  520385469  Mark 

also  um      1506276362       »  =         25970282  jährlich 
und  zwar  durch  Zinsgutschrift  um         789916888       -■-         »     52,5%] 

durch  Einzahlungsüberschuß        700917809      »         »     46,5%}'  100% 


Differenz  15  441  625       »         »       i 


,0%} 


(Die  Differenz  rührt  daher,  daß  die  ausgezahlten  Zinsen  als 
Rückzahlungen  behandelt  werden.) 

Tabelle  3,  Spalte  4—  5,  berechnet,  wieviel  von  je  100  Mark 
jährlichem  Zuwachs  auf  Zinsgutschrift,  wieviel  auf  wirkliche  Mehr- 
einzahlungen kommen.  Da  heben  sich  deutlich  2  Perioden 
von  einander  ab. 

In  der  ersten  Periode  185  l — 7  6  (26  Jahre)  wuchs  das 
Gesamtguthaben  von 

14  109  107  M.   auf  282  426  724  M.  um  268  317  617  M. 
und  zwar  durch  Zinsgut- 
schrift um         75  158374  »     =  28,oiC/^j"| 
durch  Einzalilungsplus  um       192683639  »     :^=  7i,82%>   100% 
Differenz              475  604  »     :=     0,17%) 

In  der  zweiten  Periode  187  7 — i  908  (32  Jahre)  \yuchs 
das  Gesamtguthaben  von 

282  426  724  M.  auf  I  520385  469  M.  =  um  i  237958745  M. 
und  zwar  durch  Zinsgut- 
schrift um  714  758  514    >    =  57>7%] 
durch  Einzahlungsplus  um  508  234  170    »    :=  41,1'JjA   ioo^/q 
Differenz     14  966  061     »    =     i,2%j 

Nachdem  von  1872 — 76  die  Sparkassen  so  riesig  mit  Kapi- 
talien überschwemmt  worden  waren,  daß,  wie  wir  gesehen  haben, 
in  5  Jahren  das  Vermögen  der  Kassen  sich  verdoppelte,  trat  ein 
Zustand  einer  gewissen  Sättigung  ein.  Während  vorher  von 
185 1 — 76  fast  ^li  des  Zuwachses  aus  Mehreinzahlungen  und  nur 
28%  aus  Zinsen  herrührte,  kehrte  sich  dieses  Verhältnis  um,  und 
in  den  letzten  32  Jahren  war  die  Zinsgutschrift  von  größerer  Be- 
deutung für  das  Weitersteigen  als  das  Einzahlungsplus:  58%  zu 
41%!  Vergleichen  wir  die  absoluten  Zahlen  der  jährUchen  Zinsen 
und  Mehreinzahlungen,  so  wird  diese  Tatsache  durchgehend  be- 
stätigt (Tabelle  I  und  3  und  graphische  Darstellung).  In  der  ersten 
Periode  sinkt  der  Einzahlungsüberschuß  nur  zweimal  (1859  und 
1866—67)  unter  die  Zinssumme.  In  der  zw-eiten  Periode 
dagegen  hält  er  sich  dauernd  darunter,  mit  Ausnahme  von  3  Zeit- 
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abschnitten:  1888  (nur  448 376 Mark  Mehr-Einzahlungen  als  Zinsen); 
1895 — 96  (13714010  Mark  Unterschied);  1901 — 04(60617055  Mark 
Unterschied). 

Wir  müssen  uns  damit  begnügen,  die  Tatsache  festzustellen, 
daß  seit  etwa  30  Jahren  sich  Zinsgutschrift  und  Mehreinzahlungen 
die  Wage  halten.  Wie  bei  einem  einzelnen  Sparbuch  dieser  Zu- 
stand früher  oder  später  einmal  eintreten  muß,  wenn  gleichmäßig 
weiter  gespart  wird,  so  auch  beim  Sparkassensystem  eines  ganzen 
Landes,  wenn  es  alle  Schichten  erfaßt  hat,  für  die  es  sich  in  seiner 
jeweiligen  Verfassung  eignet.  So  wie  das  sächsische  Sparkassen- 
netz uns  als  bis  zu  einem  gewissen  Grade  ausgebaut  erschien, 
so  ist  bei  den  Spargeldern  ein  gewisses  Gleichge- 
wicht seit  einigen  Jahrzehnten  zwischen  der 
Höhe  der  Zinsgutschrift  und  der  Höhe  des  jähr- 
lichen Neuersparnis  vorhanden.  Ob  dieser  Zustand 
als  gesund  oder  krankhaft,  günstig  oder  ungünstig  zu  bezeichnen 
ist,  das  zu  beurteilen  fehlt  uns  zur  Zeit  jeder  Maßstab. 

Ein  Blick  auf  Preußen  lehrt  uns  nur,  daß  einmal  die 
Wellenlinie  des  Einzahlungsüberschusses  fast  genau  mit  der  säch- 
sischen Linie  übereinstimmt  in  ihren  Tief-  und  Höhepunkten.  Die 
8  großen  Konjunkturwellen  ziehen  also  alle  Sparkassen  des  Reiches 
in  Mitleidenschaft.  Zum  andern  lehrt  uns  die  preußische  Wellen- 
linie, daß  die  Entwicklung  des  Sparkassenwesens  in  Preußen  in 
bezug  auf  seine  Spargelder  noch  nicht  soweit  vorgeschritten  ist, 
oder  vorsichtiger  gesagt,  noch  nicht  den  Zustand  des  geschilder- 
ten Gleichgewichtes  erreicht  hat,  da  seit  1871  das  Einzahlungsplus 
mit  wenigdn  Ausnahmen  über  der  Zinshöhe  sich  bewegt.  (Siehe 
graphische  Darstellung  nebst  Tabelle.)  Das  ist  von  vornherein 
zu  erwarten,  da,  wie  hervorgehoben,  das  preußische  Sparkassen- 
netz noch  nicht  so  dicht  und  ausgebaut  ist,  wie  das  sächsische, 
und  daher  in  vielen  Provinzen  noch  jährlich  neue  Bevölkerungs- 
kreise von  den  Sparkassen  herangezogen  werden. 

VIU.   Wer  benutzt  die  Sparkassen? 

Eine  der  umstrittensten  l'"ragen  des  Sparkassenwesens  ist 
die  Frage  nach  dem  Beruf  der  Einleger.  Sie  ist  unserer  Ansicht 
nach  die  wichtigste  Frage  überhaupt.  Erst  wenn  wir  wissen,  wem 
die  15  Milliarden  deutscher  Sparkassengelder  geluMcn  — wieviel 
von  ihnen  Spargroschen  des  kleinen  Manm-s  sind,  wie  viel  von 
ihnen  Spargelder    darstellen,    von  denen  nur  der  Zinsertrag    ver- 
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Ijraiicht  werden  soll,  wie  viel  sicli  unter  ihnen  reine  Erwerbs- 
kajMtalien  befinden,  die  nur  vorübergehend  aus  irgend  einem 
Grunde  dort  lagern  —  erst  dann  können  wir  zu  den  zahlreichen 
strittigen  Punkten  —  Anlagepolitik  —  bessere  Zugänglichkeit  — 
Ueberschußpolitik  u.  a.  Stellung  nehmen.  Das  kürzeste  und 
beste  Mittel  zur  Lösung  dieser  Frage:  Die  Berufsstatistik 
der  Einleger  ist,  wie  in  fast  allen  Bundesstaaten,  so  auch  in 
Sachsen  nicht  vorhanden.  Der  Beruf  wird  auch  in  Zu- 
kunft schwer  richtig  zu  erfassen  sein,  wenn  nicht  der  jetzige 
Charakter  des  Sparkassenbuches  als  eines  unvollkommenen  In- 
haberpapieres  vollständig  geändert  werden  soll.  Leider  fehlen 
aber  in  Sachsen  auch  die  verschiedentlich  unternommenen  Ver- 
suche einzelner  Sparkassen,  eine  Berufsstatistik  der  Einleger 
aufzustellen  (s.  Reichsarbeitsblatt  1910).  Es  bleibt  also  nichts 
übrig,  als  durch  Schlüsse  aus  den  bisherigen  Ergebnissen  und 
vielleicht  durch  neue  Zahlenreihen  indirekt  die  Sparerschichten  zu 
kennzeichnen.  Zu  wie  verschiedenartigen  Resultaten  die  ver- 
schiedenen Methoden  führen  können  und  wie  vorsichtig  wir  da- 
her zu  Werke  gehen  müssen,  mag  uns  die  Kontroverse  zweier 
Sparkassenfachmänner  wie  ReuscJi  und  Sc/iac/mer  in  dem  Bank- 
archiv lehren.  Wir  wollen  versuchen  aus  folgenden  Ziffern  Rück- 
schlüsse zu  gewännen : 

1.  Zahl  und  Durchschnittshöhe  der  Ein-  und  Rückzahlungen. 

2.  Höhe  der  5   Klassen  von  Sparkassenbüchern. 

3.  Einzahlungsüberschuß  und  seine  Schwankungen. 

4.  Absolute  Höhe  der  jährlichen  Ein-  und  Rückzahlungen. 

5.  Verhältnisse  im  Agrar-  und  Industriegebiet. 

Zu  I .  Die  in  Betracht  kommenden  Zahlenreihen  liefert  uns 
Tabelle  4,  Sp.  7 — 10.  Es  sind:  Zahl  der  auf  ein  Buch  jährlich 
entfallenden  Ein-  und  Rückzahlungen  und  Höhe  einer  Einzahlung 
und  Rückzahlung,  für  die  Volkszählungsjahre  1846 — 1908.  Es  ist 
aus  der  Tabelle  die  z.  B.  auch  für  Preußen  festgestellte  Wahr- 
nehmung zu  machen,  daß 

auf  ein  Buch  jährlich  etwa  eine  Einzahlung  und  alle  2  Jahre 
eine  Rückzahlung  kommt,  sowie  ferner,  daß  eine  Einzahlung 
durchschnittlich  100  Mark,  eine  Rückzahlung  170  Mark  beträgt. 
Die  letzteren  Zahlen  sind  natürlich  allmählich  gestiegen,  ihr  Ver- 
hältnis   ist    etwa    dasselbe  geblieben. 

Mit  diesen  Feststellungen  erschöpft  sich  eigentlich  diese 
Quelle  der  Statistik.     Wir  finden  nur  die  bekannte  Praxis  bestätigt, 
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daß  man  von  der  Sparkasse  seltener  Geld  zurückfordert,  aber 
dann  größere  Beträge,  dagegen  öfters  in  kleineren  Posten  ein- 
zahlt. Wichtig  ist  allein  noch  der  Umstand,  daß  durchschnittlich 
recht  wenig  Verkehr  auf  den  Sparkassenbüchern  herrscht.  Es  gibt 
scheinbar  eine  sehr  große  Zahl  von  Büchern,  die  Jahre,  vielleicht 
Jahrzehnte  lang  nicht  benutzt  werden,  »tote  Konten«.  Hier  müßte 
die  Statistik  Licht  verbreiten  und  von  Zeit  zu  Zeit  die  Beweeung 
der  verschiedenen  Klassen  von  Sparkassenbüchern  untersuchen : 
Wie  groß  sind  die  durchschnittlichen  Zahlungen  auf  den  kleinsten 
Guthaben  und  wie  oft  erfolgen  sie.?  Wie  viele  tote  Konten  gibt 
es  und  wie  hoch  sind  sie.?  Wie  stark  ist  die  Bewegung  auf  den 
größten  Guthaben  und  wie  hoch  sind  dort  die  Umsätze.?  Wie 
viele  gesperrte  Sparbücher  gibt  es?  —  Die  angeführten  Zahlen 
sind  viel  zu  verwischt.  Aus  ihnen  können  wir  keinen  Anhalt  über 
die  sparenden  Berufszweige  gewinnen. 

Zu  2.  Das  am  häufigsten  angewandte  Mittel,  »große«  und 
»kleine«  Sparer  zu  unterscheiden,  besteht  darin,  daß  man  »große« 
und  »kleine«  Sparbücher  sondert  und  ihr  Verhältnis  zueinander 
berechnet.  Da  ist  es  schon  im  allgemeinen  schwierig,  eine 
Grenze  zu  ziehen  und  etwa  zu  sagen  :  Sparbücher  bis  zu  6oo  Mark 
sind  » kleine '<  Guthaben  von  kleinen  Leuten,  solche  über  6oo  Mark 
können  schon  als  Guthaben  von  Bemittelten  angesehen  werden. 
Für  Sachsen  insbesondere  kommt  die  mehrfach  erwähnte  Be- 
schränkung des  Einlagemaximums  hinzu,  welche  zur  Folge  hat, 
daß  ein  größeres  Guthaben  auf  mehrere  Bücher  verteilt  wird. 
Dadurch  entstehen  unter  Umständen  mehrere  kleine  Guthaben. 
Die  Denkschrift  der  Regierung  führt  auch  einige  Beispiele  von 
Arbeiterersparnissen  an,  die  mehrere  lOOO  Mark  ausmachten. 
Andererseits  befinden  sich  sicherlich  unter  den  kleinsten  Konten 
von  unter  6o  Mark  zahlreiche  tote  Konten,  Ueberreste  von  ab- 
gehobenen Ersparnissen,  die  stehen  geblieben  sind,  weil  man 
vielleicht  eines  Tages  das  Sparkassenbuch  wieder  zu  benützen 
hoffte  etc.  Ihre  hohe  Zahl  —  Ende  1908  waren  33%  aller  Bücher 
unter  60  Mark  —  beweist  nicht,  daß  992465  Menschen,  fast  ^5  dt;'" 
l^evcilkcrung,  tatsächlicii  ein  Sparkassenbuch  besitzt;  dann  müßte 
es  keinen  Fabrikarbeiter  und  Gesellen  ohne  Sparbuch  geben. 

Wir  müssen  auf  eine  solche  durch  keine  stichhaltigen  Gründe 
gerechtfertigte  Scheidung  zwischen  »großen«  und  »kleinen«  Konten 
verzichten,  da,  wie  gesagt,  sowohl  ein  kleiner  Mann  ein  wirkliches 
Sparguthaben  bis  3000  Mark  ansammeln,  als  auch  ein  großer  Spa- 
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rer  seine  Tausende  auf  kleine  Posten  verteilen  kann.  Wie  wenig 
tauglich  für  Sachsen  die  einzige  in  Betracht  kommende  Grenze 
von  600  Mark  ist,  mag  uns  Tabelle   5   klar  machen. 

Nach  der  üblichen  Art  der  Berechnung,  wie  sie  z.  B.  die 
preußische  Sparkassenstatistik  stets  durchführt  und  die  sich  durch 
tatsächliche  Zählungen  als  richtig  erwiesen  hat,  sind  die  Beträge 
abgeschätzt  worden,  die  auf  die  Konten  in  Höhe  von  o — 60  Mark, 
60 — 150  Mark,  150 — 300  Mark,  300 — 600  Mark  und  über  600  Mark 
entfallen. 

1848  verteilte  sich  das  Einlegerguthabcn  folgendermaßen  auf 
diese  5  Klassen:  10,2%,  19,4%,  29,8%,  25,8%,  14,8%.  Auf 
den  Büchern  über  600  Mark  lagen  also  rund  15  0/0,  auf  allen  übrigen 
Büchern  85  %  der  Guthaben.  1908  dagegen  war  das  Verhältnis 
fast  umgekehrt:  23%  zu  T] '^l^i  d.  h.  mehr  als  ^j^  der  Gesamt- 
summe gehörte  »großen«  Sparern.  In  absoluten  Zahlen:  Von  den 
1^2  Milliarden  standen  1175  Millionen  in  Büchern  über  600  Mark. 
Ein  Konto  über  600  Mark  war  demnach  durchschnittlich  (1908) 
1456  Mark  groß!  Dabei  ist  erst  seit  1902  die  Höchstgrenze  von 
1500  auf  3000  Mark  hinaufgesetzt  worden.  Ende  1902  war  ein 
Guthaben  über  600  Mark  durchschnittlich  1266  Mark,  Ende  1900 
durchschnittlich   1190  Mark  groß. 

Was  bedeuten  diese  Ziffern }  Die  Bücher  unter  600  Mark 
spielen  eine  Nebenrolle,  wenn  man  die  auf  sie  entfallenden  Spar- 
summen ansieht,  wenn  sie  auch  der  Zahl  nach  fast  ^{^  aller  Bücher 
ausmachen.  Die  Entscheidung  liegt  bei  den  Konten  über  600  Mark, 
deren  es  807  477  gibt,  etwa  auf  5,6  Bewohner  ein  Buch.  Bei 
ihnen  ist  auffallenderweise  der  Durchschnittsbetrag  eines  Buches 
sehr  hoch,  1900 — 1902  etwa  1 200  Mark  und  steht  wenig  hinter  dem 
zulässigen  Höchstbetrag  von  1 500  Mark  zurück.  Da  wir  nun  an- 
nehmen müssen,  daß  es  eine  große  Anzahl  von  Büchern,  etwa 
zwischen  600  und  1000  Mark  gibt,  bleibt  uns  nur  eine  Erklärung 
für  den  hohen  Durchschnitt  von  1200  Mark  übrig,  nämlich,  daß 
ein  leider  nicht  feststellbarer  Teil  der  Bücher  auf  den  zulässigen 
Höchstbetrag  von  1500  Mark  gelautet  haben  muß.  Der  Eigen- 
tümer eines  Buches  von  i  500  Mark  wird  natürlich  seine  weiteren 
Ersparnisse  in  einem  2.  bez.  dann  3.  Buche  usf.  anlegen.  Die 
sächsische  Statistik  macht  es  uns  zwar  nicht  möglich,  den  Um- 
fang dieser  obersten  Sparerschicht  festzustellen,  aber  sie  läßt  uns 
nicht  im  Zweifel  darüber,  daß  diese  Schicht  von  Sparern  mit 
mehreren  Büchern  existiert. 
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Wünschenswert  wäre  es,  wenn  die  Statistik  versuchte,  diese 
Höchstguthaben  zu  erfassen. 

Zu  3.  Die  entscheidende  Wirkung  der  »großen«  Konten 
oder  genauer  dieser  obersten  Schicht  von  Sparkassenbenutzern 
wird  uns.  sofort  klar  werden,  wenn  wir  uns  die  Entwicklung  der 
5   Kontenklassen  näher  ansehen. 

Eine  Linie,  welche  das  Schwanken  im  jährlichen  Zuwachs  bei 
den  Konten  über  600  Mark  versinnbildlicht,  läuft  durchaus  parallel 
der  Linie  des  Einzahlungsüberschusses!  D.  h.:  Das  Auf  und 
Ab  des  Einzahlungsüberschusses  wird  in  erster  Linie  durch  die 
größere  oder  geringere  Zunahme  der  großen  Konten  bewirkt. 
Wir  hatten  schon  bei  der  Besprechung  des  Einzahlungsüberschusses 
verschiedene  Aeußerungen  der  Leipziger  Sparkasse  über  das 
Verhalten  der  großen  Einleger  gehört,  die  stets  besagten,  daß 
deren  Verkehr  ausschlaggebend  sei.  Fast  in  allen  Berichten  von 
größeren  alten  Sparkassen  kehren  diese  Wahrnehmungen  über 
das  Verhalten  der  großen  Konten  in  Konjunktur-  und  Depressions- 
zeiten wieder.  Die  Konten  unter  600  Mark  haben  in  manchen 
Jahren  die  entgegengesetzte  Richtung.  Doch  das  Resultat  ist 
immer,  daß  die  großen  Konten  die  resultierende  Richtung 
bestimmen. 

W^ir  möchten  auch  hier  betonen,  daß  längst  nicht  alle  Konten 
über  600  Mark  dieselbe  Bewegung  haben  werden,  sondern  sehr 
wahrscheinlich  nur  ein  Teil  der  höchsten,  die  Teile  eines  größeren 
Guthabens  sind.  Nur  die  größeren  Beträge  können  bei  begin- 
nender Konjunktur  in  Industrie,  Handel  und  Verkehr  abströmen. 
Nur  bei  ihnen  können  wir  annehmen,  daß  sie  die  schützende 
Sparkasse  verlassen,  um  höheren  Zins  zu  erlangen.  Es  handelt 
sich  um  einen  zwar  der  Zahl  nach  kleinen,  aber  dem  Betrage 
nach  einflußreichen  Teil  der  Sparkassenbücher. 

Nicht  darauf  kommt  es  an,  ob  wir  kleine  oder  große  Kon- 
ten vor  uns  haben,  sondern  darauf,  ob  die  größten  unter  den 
Guthaben  noch  als  reine  Spargelder  anzusprechen  sind,  oder  ob 
sie  schon  das  Bestreben  haben,  dem  Erwerbe  zu  dienen,  also 
Kapitalcharakter  anzunehmen.  Die  letzteren  brauchen  den  Kapital- 
charaktcr  nicht  schon  gehabt  zu  haben,  als  sie  eingezahlt  wurden. 
Es  liegt  im  Wesen  des  Spargedankens,  daß  sich  untcM-  ilem 
Schutze  der  Sparkasse  Spargroschen  auf  Sparc^roschcn  häuft,  da- 
mit die  iMidsumme  einmal  zu  irgend  welchem  Zwecke  verbraucht 
wird.      Die  Sparkassen    hildon    also  allmählich    selbst    große  Gut- 
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haben  heran,  die  bequem  andere  Anlagen  finden  können  und 
daher  nicht  mehr  so  feste  liestandteilc  der  Kassen  sind.  Die 
kleinen  Sparer  werden  mit  der  Zeit  selbständig;  und  versuchen 
bei  günstiger  Geschäftslage  allein  fortzukf>mrnen.  Sie  lösen  sich 
von  der  sicheren  Obhut  der  Sparkasse,  um  bessere  Verwertung 
zu  finden.  Das  oft  verurteilte  Vorhandensein  von  flüssigen  Depositen 
des  Mittelstandes  auf  den  Sparkassen  ist  also  zum  Teil  der  ganz 
natürlichen  Entwicklung  zuzuschreiben. 

Zu  4.  Wn-  haben  bisher  nur  vom  Einzahlungsüberschuß, 
dem  absoluten  Betrag,  um  den  die  Einzahlungen  die  Rückzah- 
lungen übertreffen,  gesprochen  und  ihn  als  mit  dem  im  Lande 
herrschenden  Tempo  des  Wirtschaftslebens  in  Beziehung  stehend 
erkannt.  Es  ist  jetzt  an  der  Zeit,  die  2  Komponenten  dieser 
Resultante  einzeln  zu  untersuchen :  Die  Entwicklung  sowohl  der 
Einzahlungen,  als  der  Rückzahlungen  (Tab.  i,  Sp.  2,  4  und  graphi- 
sche Darstellung). 

Hier  macht  sich  der  oben  erwähnte  Mangel  der  Statistik, 
daß  wir  nicht  den  jährlichen  Verkehr  auf  dem  einzelnen  Sparbuch 
beobachten  können,  nicht  erfahren,  wieviel  auf  den  großen  und 
kleinen  Konten  eingezahlt  und  wieder  zurückgezahlt  wird,  schwer 
fühlbar.  Die  mitunter  in  entgegengesetzter  Richtung  verlaufen- 
den Linien  der  Konten  über  und  unter  600  Mark  liefien  uns  als 
sicher  erscheinen ,  daß  imter  den  Sparguthaben  verschiedene 
Kategorien  vorhanden  sind,  die  verschiedene  Bewegungen  haben. 
Aber  es  war  uns  nicht  möglich,  die  Bewegung  der  Spargelder 
und  die  Bewegung  der  Depositen  einwandsfrei  auseinanderzuhalten. 

Das  Verhältnis  der  Einzahlungen  zum  Gesamtgut- 
gaben ist  in  der  uns  hauptsächlich  interessierenden  Periode 
1877 — 1908  ziemlich  konstant  geblieben.  Es  schwankt  um  23°o. 
Ebenso  hat  sich  das  Verhältnis  der  Rückzahlungen  im 
ganzen  wenig  geändert.  Das  Mittel  ist  21,3  %.  Die  Einzahlungen 
verhielten  sich  demnach  zu  den  Rückzahlungen  durchschnittlich 
wie  100  zu  90  und  sanken  nie  unter  80%.  Dieses  Verhältnis 
ist  zwar  ungünstiger  als  in  dem  ersten  Zeitabschnitt  1845 — ^^^, 
aber  beruht  auf  der  am  Ende  des  vorigen  Abschnittes  angeführten 
natürlichen  Ursache.  Im  Grunde  genommen  sind  auch  die  Spar- 
gelder einmal  dazu  bestimmt,  verzehrt  oder  anderswie  verwendet 
zu  werden.  Sobald  das  Sparkassenwesen  wie  in  Sachsen  ein 
gewisses  Alter  und  eine  gewisse  Grenze  der  Ausdehnung  erreicht 
hat,  werden  sich  Zu-  und  Abfluß    die  Wage  halten.     Das  ist  für 
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uns  die  bedeutungsvollste  Feststellung.  Jetzt  können  \vir  uns  die 
Schwankungen  des  Einzahlungsüberschusses  mit  ziemlicher  Sicher- 
heit erklären  und  haben  damit  zugleich  das  beste  Kennzeichen 
für  die  sparenden  Bevölkerungsschichten  gewonnen. 

a)  Seit  den  80  er  Jahren  herrscht  im  sächsischen  Sparkassen- 
wesen ein  gewisses  Gleichgewicht. 

b)  Zu-  und  Abfluß  hält  sich  auf  derselben  Höhe  ;  dem  Be- 
stände fließen  jährlich  23%  zu,   21,3%  strömen  ab. 

c)  Natürlich  wird  sich  das  Zu-  und  Abfließen  nicht  auf  den- 
selben Konten  abspielen,  sondern  auf  die  jungen  Konten  und 
jungen  Kassen  wird  mehr  eingezahlt,  von  den  alten  Konten  und 
alten  Kassen  mehr  zurückgezahlt  werden. 

d)  Besonders  stark  verlassen  bei  beginnender  Konjunktur  die 
reif-  und  selbständig  gewordenen  Guthaben  die  Sparkasse  und 
suchen  den  offenen  Geldmarkt  auf.  Die  großen  Konten  wachsen 
viel  langsamer  an.  In  Depressionszeiten  bleiben  die  Gelder  auf 
den  sicheren  Sparkassen  oder  strömen  sogar  wieder  dorthin 
zurück.     So  entsteht  die  Wellenlinie  des  Einzahlungsüberschusses. 

e)  Im  Vergleich  zu  der  Gesamtsparmasse  sind  diese  Schw'an- 
kungen  nicht  sehr  bedeutend:  Zwischen  —  1,2%  und  -j-  5,5%» 
im  Mittel  -{-  1,8%  jährlich  wachsen  dem  Bestände  durch  Mehr- 
einzahlungen zu. 

f)  Aus  den  bisherigen  Untersuchungen  geht  hervor,  daß  die 
Spartätigkeit  sich  seit  dem  Ende  der  70  er  Jahre  weder  merklich 
vermehrt  noch  vermindert  hat.  Die  durch  die  Mehreinzahlungen 
bedingte  jährliche  Zuwachsquote  weist  zwar  derartige  Schwan- 
kungen auf,  daß  in  Zeiten  günstigen  Geschäftsganges  Spargelder 
abfließen  und  umgekehrt,  und  man  hat  darauf  auf  den  kapitalis- 
tischen oder  Depositencharakter  der  großen  Guthaben  schließen 
wollen.  Dabei  i.st  aber  zu  berücksichtigen,  daß  ein  Abfließen 
eines  Teiles  der  unter  dem  Schutze  der  Sparkassen  großgewor- 
denen Guthaben  ganz  natürlich  und  jedenfalls  nicht  schädlich  ist. 
In  Sachsen  hat  der  Abfluß  auch  noch  nie  einen  so  großen  Um- 
fang angenommen,  daß  die  gesamte  Spargeldmasse  angegriffen 
worden  wäre.  Die  Beschränkung  des  Einlagcmaximums  hat  in- 
folge der  dadurch  gehemmten  Vcrfügungsfroihoit  sehr  wahr- 
scheinlich doch  die  beabsichtigte  Wirkung  ausgeübt,  größere 
flüssige  Kapitalmasscn  und  Depositen  von  den  Sparkassen  fern  zu 
halten.  Wir  können  die  i  '/o  Milliarden  Sparkassengelder 
zum  g  r  ö  ß  t  e  n  T  e  i  1  als  w  i  r  k  1  i  c  h  e  S  p  a  r  g  e  1  d  e  r  ansehen, 
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d.  h.  allmählich  sich  durch  kleine  Posten  bildende  Guthaben,  die 
nach  Erreichung  einer  bestimmten  Höhe  auf  einmal  oder  all- 
mählich wieder  verbraucht  werden  sollen.  Uebcr  die  Höhe  die- 
ser Guthaben  können  wir  nichts  Bestimmtes  feststellen. 

Zu  5.  Nachdem  wir  den  Charakter  der  Sparkassengelder 
erkannt  haben,  bleibt  noch  immer  die  Frage  nach  den  Berufs- 
klassen der  Sparer  offen.  Wir  können  sie  nur  so  lösen,  daß  wir 
die  Klassen  auszusondern  suchen,  die  in  größerem  Maße  noch 
nicht  sparen.  Die  reichen  Klassen,  die  für  die  Anlage  ihrer 
Kapitalien  garnicht  die  Sparkassen  in  Betracht  ziehen,  wollen 
wir  wegen  ihrer  geringen  numerischen  Stärke  ausscheiden. 

Gibt  es  größere  Kreise  der  Bevölkerung,  die  den  Sparkassen 
noch  fern  stehen.^  Die  Frage  ist  entschieden  zu  bejahen,  und 
der  Beweis  dafür  ist  schnell  zu  erbringen.  Wir  erinnern  uns, 
daß  im 

Industrieteil  auf  100  Bewohner   56  Sparkassenbücher 
Agrarteil  ,,     100  ,,  73  ,, 

Industrieteil     ,,        i  ,,         257  Mark  Guthaben 

Agrarteil  „        i  „         388 

kamen.  Im  Industrieteil  ist  das  Sparwesen  noch  längst  nicht  so- 
weit entwickelt,  wie  im  Agrarteil.  Es  können  nur  die  Arbeiter- 
kreise  sein,  in  denen  der  Spargedanke  noch  nicht  genügend 
verbreitet  ist.  Das  ergibt  auch  ohne  weiteres  folgende  aus 
Tabelle  7,  Spalte  2  entnommene  Beobachtung: 

Das  Verhältnis  von  kleinen  und  großen  Konten  ist  im  ganzen 
Lande  fast  ziemlich  dasselbe,  etwa  73  %  Konten  unter  600  M. 
und  27%  Konten  über  600  M.  Der  Durchschnitt  pro  Buch  weist 
zwar  größere  Unterschiede  auf  (Landesmittel  483  M.,  Grenzen 
390  und  625  M.),  doch  lassen  sich  keine  grundsätzlichen  Unter- 
schiede zwischen  Agrar-  und  Industriebezirken  feststellen.  Bei- 
spielsweise haben  die  stark  industriellen  Bezirke  Auerbach, 
Oelsnitz,  Schwarzenberg  hohe  Bücherdurchschnitte  von  578  M., 
573  M.,  612  M.,  und  dagegen  die  Agrarbezirke  Dippoldiswalde, 
Großenhain,  Meißen  solche  von  nur  492  M.,  499  M.,  479  M. 
Der  mehr  oder  weniger  hohe  Durchschnittsbetrag  eines  Buches 
steht  in  keinem  Zusammenhange  mit  den  Berufsverhältnissen  der 
betreffenden  Landesteile,  wie  es  bei  der  Bücherzahl  und  Guthaben- 
höhe pro  Kopf  der  Fall  war.  Das  bedeutet  nichts  Geringeres 
als  den  Schluß:  Das  Sparwesen  im  Industrieteil  ist  nicht  deshalb 
weniger  entwickelt,  weil  die  Arbeiterkreise  kleinere  Guthaben  be- 
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sitzen  und  darum  die  Verteilung  auf  mehrere  Bücher  unterbleibt 
—  das  würde  den  kleineren  Durchschnittsbetrag  pro  Kopf  und 
die  geringere  Bücherzahl  pro  loo  Einwohner  hinreichend  erklären  — 
sondern  es  ist  deshalb,  weil  weite  Arbeiterkreise  überhaupt  noch 
nicht  sparen.  Es  ist  etwa  im  ganzen  Lande  dieselbe  Schicht, 
welche  die  Sparkasse  benutzt.  Wir  wollen  die  unklare  Bezeich- 
nung .> Mittelstand«  hier  ruhig  anwenden.  Mit  ihr  treffen  wir 
noch  am  besten  die  nicht  schärfer  zu  umgrenzenden  Sparerschichten. 
Der  Mittelstand  ist  im  ganzen  Lande  der  Hauptbe- 
nutzer der  Sparkasse  n.  Je  mehr  Arbeiterbevölke- 
rung vorhanden  ist  und  der  Mittelstand  zurücktritt, 
desto  geringer  ausgebildet  ist  im  Ver  häl  t  ni  s  zur 
Gesamtbevölkerung  des  betreffenden  Bezirkes  die 
Spartätigkeit. 

Es  erübrigt  sich,  hier  auf  die  Gründe  dieser  Erscheinung 
näher  einzugehen.  In  Betracht  kommen  vor  allem  natürlich  die 
niedrigen  Einkommens-  und  Vermögensverhältnisse  —  gerade 
die  Industrie  des  Chemnitzer  und  Zwickauer  Kreises  ist  be- 
kanntlich größtenteils  aus  der  Hausindustrie  hervorgegangen. 
Vielleicht  trägt  die  Sozialversicherung  einen  Teil  der  Schuld  an 
dem  Zurückbleiben  der  Selbstversicherung  durch  Sparen.  Von 
den  Knappschaftskassen  des  Erzgebirges  wird  dasselbe  zutreffen. 
Ein  großer  Teil  der  Schuld  wird  den  Sparkassen  selbst  zuzuschreiben 
sein,  die  vielleicht  sich  den  Verhältnissen  inmitten  einer  wach- 
senden Arbeiterbevölkerung  zu  wenig  angepaßt  haben. 

Es  ergibt  sich  aus  der  Untersuchung  über  die  Sparkreise 
einmal  die  Feststellung,  daß  größere  Summen,  die  man  als  den 
Sparkassen  fremde  Depositen  bezeichnen  müßte,  nicht  in  großem 
Umfange  auf  den  sächsischen  Sparkassen  liegen,  sondern  daß  der 
Mittelstand  seine  Gelder  dort  aufspart. 

Zum  andern  muß  an  die  Sparkassen  die  Forderung  gestellt 
werden,  die  zum  großen  Teil  noch  abseits  stehenden  untersten 
Bevölkerungskreise,  vor  allem  die  Industriearbeiterschaft,  zu  ge- 
winnen, sich  nicht  mit  ihrem  bisherigen  Wirkungskreise  zu  begnügen. 

IX,  Die  Anlage  der  Spargelder. 

a)  Die  zweite  für  die  Volkswirtschaft  außerordentlich  bedeu- 
tungsvolle Aufgabe  der  Sparkassen  besteht  in  der  y\usleihung  der 
angesammelten  Spargelder.  Die  Sparkassen  sind  lange  Zeit  die 
einzigen    Becken    gewesen,    in    denen  die  kleinsten  Rinnsale  des 
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Geldmarktes  zusammenflössen  zu  einem  großen  See,  der  nun 
das  Land  befruchten  konnte.  Im  Gej^^ensatz  zu  den  Banken, 
welche  die  Depositengelder  vorwiegend  nach  wenigen  Haupt- 
punkten des  Geldmarktes  leiten,  befriedigen  bekanntlich  die 
(iemeindesparkassen  von  ihren  Anfängen  an  bis  heute  fast  aus- 
schließlich die  Kreditbedürfnisse  ihrer  Umgebung.  In.sbesondere 
haben  sie  als  Vermittler  des  lokalen  Grundkredites  unabsehbaren 
Segen  gestiftet. 

Allerdings  können  wir  heute  im  Zweifel  sein,  ob  dieses 
Aktivgeschäft  der  Sparkassen  nicht  in  den  Vordergrund  ihrer 
Politik  gerückt  ist  und  die  geldsansammelnde  Tätigkeit  an  zweiter 
Stelle  steht.  Deshalb  soll  von  vorneherein  betont  werden,  daß 
wir  auf  dem  Standpunkt  stehen,  daß  das  Passivgeschäft,  — 
das  Spar  geldsammeln,  —  die  Hauptaufgabe  der 
Sparkassen  ist,  nach  dem  sich  das  Aktivgeschäft  zu  richten  hat. 

Welche  l^'orderungen  sind  nun  an  die  Anlagen  der  Spargeld- 
bestände zu  stellen.^ 

In  erster  Linie  verlangt  der  Sparer  Sicherheit  seines  Gut- 
habens, in  zweiter  Linie  aber  gleich  leichte  Verfügbarkeit  über 
sein  Sparbuch.  Im  Gegensatz  zu  der  Versicherung,  wo  der  Ver- 
sicherte von  vornherein  bis  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkte 
auf  jede  Zurückzahlung  seiner  Prämie  und  Polizen  verzichtet,  be- 
deutet für  den  Sparer  das  Sparkassenbuch  ein  in  Notfällen  leicht 
zu  Geld  zu  machendes  Objekt.  Der  Sparer  hat  zwar  die  Absicht, 
immer  mehr  Ersparnisse  zurückzulegen,  aber  es  können  für  ihn 
Umstände  eintreten,  wo  ihm  sofortige,  selbst  mit  einem  Verlust 
verbundene  Auszahlung  seines  Kontos  wichtiger  ist ,  als  eine 
unbedingte  Sicherheit.  In  dritter  Linie  wünscht  der  Sparer 
natürlich  eine  möglichst  hohe  Verzinsung  seiner  Sparpfennige. 

Eine  Anlageart,  die  alle  drei  Anforderungen  erfüllt,  gibt  es 
nicht. 

Sicherheit  bietet  vor  allem  die  Anlage  in  Hypotheken, 
die  auch  den  Vorzug  hohen  Zinsertrages  hat.  Die  ihr  mangelnde 
Flüssigkeit  besitzen  fast  allein  die  Inhaber- ,  besonders 
Staatspapiere.  Ihr  Nachteil  ist  die  relativ  geringe  Verzinsung 
und  die  Gefahr  der  Kursverluste.  Große  Sicherheit  und  dabei 
gute  Verzinsung  und  auch  eine  genügende  Flüssigkeit  bieten 
manche  Arten  des  Personal-Kredites :  Faustpfanddarlehen,  Dar- 
lehen gegen  Bürgschaft  und  dergleichen.  Eine  in  neuerer  Zeit 
den  Sparkassen  sehr  empfohlene  Anlageart  sind  die  Amortisations- 
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Hypotheken.  Sie  besitzen  außer  den  Vorzügen  der  unkündbaren 
Hypotheken  —  hohe  Verzinsung  und  Sicherheit  —  noch  eine  ge- 
wisse Flüssigkeit. 

Ehe  wir  zu  den  heute  im  Mittelpunkt  des  Interesse  stehen- 
den Streitfragen :  welche  Mischung  der  hauptsächlich  in  Betracht 
kommenden  Anlagen,  Hypotheken  und  Effekten,  ist  die  geeignete? 
Stellung  nehmen,  wollen  wir  uns  die  tatsächliche  Entwick- 
lung der  Anlagen    und  ihren  heutigen  Stand    ansehen- 

b)  Fast  alle  Aktivposten  der  Sparkassenbilanzen  haben  in 
der  sächsischen  Sparkassenstatistik  von  jeher  eine  recht  stief- 
mütterliche Behandlung  erfahren.  Während  die  geldansammelnde 
Tätigkeit  in  ihrer  jährlichen  Bewegung  ausführlich  statistisch  er- 
faßt worden  ist  und  die  Resultate  auch  veröffentlicht  wurden, 
wissen  wir  jahrzehntelang  nichts  über  die  Anlage  der  Spar- 
gelder bei  den  einzelnen  Kassen.  Für  viele  Jahre  haben  wir 
nicht  einmal  Nachweise  über  die  Landessummen.  (Siehe  Kapitel  3 
und  die  Lücken  in  den  Tabellen).  Erst  seit  1899  werden  die 
Bilanzen,  aber  nur  für  das  ganze  Land,  veröffentlicht.  Endlich 
wird  die  neueste  Sparkassen-Statistik  von  1913,  die  Jahre  1904 — 08 
umfassend,  wieder  einmal  seit  den  90  er  Jahren  einen  auf  die 
einzelnen  Kassen  eingehenden  Nachweis  über  die  Anlagegestal- 
tung bringen,  wenigstens  über  die  Hypotheken-  und  Effekten- 
bestände. 

Die  Tabellen  10 — 12  geben  uns  die  Unterlagen  für  die 
folgenden  Ausführungen. 

Die  Statistik  von  1859 — 85  unterscheidet  5  Arten  von  Aktiven: 
Hypotheken,  Effekten,  Darlehen  gegen  Faustpfand  und  Bürgschaft, 
Außenstände  und  Zinsreste,  bare  Kasse.  Von  1866  ab  werden  die 
Darlehen  gegen  Faustpfand  und  gegen  Bürgschaft  getrennt  und 
es  treten  hinzu  die  Darlehen  an  Gemeinden,  —  vorübergehende 
Anlagen  bei  Kreditinstituten,  —  Wert  der  Grundstücke  im  Besitz 
der  Sparkassen,  —  Mobilien  und  sonstige  Aktiva. 

Ein  Blick  auf  die  Gesamtentwicklung  lehrt,  daß  in  den  gan- 
zen 50  Jahren  stets  Hypotheken  und  Effekten  weitaus 
die  wichtigsten  Anlagearten  gewesen  sind.  Sie  haben 
zusammen  immer  über  85%  des  Vermögens  ausgemacht:  1859: 
87%,  dann  stetig  ansteigend  bis  1904/08:  96%  der  Gesamtaktiva. 
(Tab.   14.) 

Die  anderen  Anlagen  spielen  dagegen  eine  ganz  untergeord- 
nete Rolle.      Wir  wollen    auf   sie    nur  hier    mit    einigen  Worten 
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eingehen.  Die  Darlehen  an  Gemeinden,  c^egen  l'^aust- 
pfand  und  gegen  Bürgschaft  sind  relativ  ständig  zurück- 
gegangen: Von  etwa  9%  des  Vermögens  im  Jahre  1859  bis 
unter  2  %  im  Jahre  1904/08.  In  absoluten  Zahlen  angeführt  ist 
ihre  Reihenfolge  1908;  Gemeindedarlehen  21  189  381  M.,  Darlehen 
gegen  Faustpfand  88903 10  M.  und  gegen  Bürgschaft  nur  1091  136M. 
Seit  1886  verlieren  alle  drei  Arten  gleichmäßig  an  Bedeutung. 
Die  Zahlen  sind  so  klein,  daß  es  nicht  lohnt,  auf  lokale  Einzel- 
heiten und  Unterschiede  einzugehen.  Die  Statistik  hebt  öfters 
hervor,  daß  nur  einige  wenige  Kassen  aus  besonderen  lokalen 
Ursachen  den  Personalkredit  etwas  mehr  pflegen.  Es  scheint, 
daß  die  Sparkassen  tatsächlich  den  Personalkredit  mehr  und  mehr 
den  Genossenschaften  überlassen,  obwohl  nicht  zu  bestreiten 
wäre,  daß  ein  Teil  der  Sparkassen,  besonders  die  ländlichen, 
sich  ebenso  gut  für  die  Vermittelung  von  sicherem  Personalkredit 
eignen. 

Der  bare  Kassenstand  ist  zwar  auch  von  seiner  früheren 
Höhe  zurückgegangen,  hält  sich  aber  seit  etwa  20  Jahren  auf 
I  ^2%  der  Aktiva,  einem  durch  die  Erfahrung  als  genügend  er- 
kannten Satze.  Zu  den  Bargeldern  können  wir  noch  die  etwa 
1/4  bis  V2%  betragenden,  vorübergehend  bei  Banken  und  anderen 
Kreditinstituten  angelegten  Bestände  rechnen. 

Zu  beachten  ist  die  Zunahme  der  im  Besitze  der  Sparkassen 
befindlichen  Grundstücke.  In  den  letzten  5  Jahren  ist  eine 
Verdoppelung  ihres  Wertes  eingetreten:  1904  0,2%,  1908  0,4%. 
Wir  werden  bei  den  Zwangsversteigerungen  darauf  zurückkommen. 

Eine  ausführliche  Besprechung  verdienen  die  zwei  Hauptan- 
lagearten, Hypotheken  und  Wertpapiere.  Zunächst  die  weniger 
wichtigen,  die  Wertpapiere. 

Die  Krisis  von  1859  hatte  die  Sparkassen  in  äußerste  Be- 
drängnis gebracht,  und  sie  hatten  einen  Teil  ihrer  Wertpapiere 
lombardieren  müssen.  1859  besaßen  sie  noch  16%.  Der  Papier- 
stand wuchs  einige  Jahre  und  bewegte  sich  von  1863 — 1896 
zwischen  18^2  und  23%,  er  betrug  durchschnittlich  20%.  Von 
1897 — 1905  sank  er  ununterbrochen  von  19,6%  auf  13,2%,  hat 
aber  infolge  der  Anlageverordnung  von  1906  wieder  eine  langsam 
ansteigende  Bewegung  angenommen.  Ende  1908  waren  von  den 
Gesamtaktiven  14,3%  in  Wertpapieren  angelegt,  ein  immer  noch 
beträchtlicher  Tiefstand,  der  vor  1902  nie  zu  verzeichnen 
gewesen  war. 
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In    den    wichtigeren    Bundesstaaten    war    der    Effektenbesitz 
Ende   1908  folgender  : 

Preußen  loooi  268959  M.  zinsbar  angel.  Verm.  2385492054  M.  =  23,90/^^  Eff. 

Bayern  566098000    »           »            »             »          262739000     »   ::=46,4%    » 

Württemberg  187284576   »          »           »            »            42375482    »   =22,6%    » 

Sachsen  1628433939   »          »           »            »          231990866    »   =14,3%    » 

Die    231990866    M.    Inhaberpapiere    der    sächsischen    Spar- 
kassen setzten  sich  zusammen  aus  : 

Sächsische  Staatsanleihen 
Preußische   Staatsanleihen 

Staatspapiere  anderer  deutscher  Bundesstaaten 
Staatspapiere  des  Deutschen  Reiches 
Inhaberpapiere  der  gewährleistenden  Gemeinde 
Inhaberpapiere  anderer  sächsischer  Gemeinden 
Inhaberpapiere  nichtsächsischer  Gemeinden 
Pfand-  und  Kreditbriefe 
Sonstige  Papiere. 

Wieviel    Kassen    überhaupt    noch    keine    oder    sehr   wenige 
Effekten  besitzen,  geht  aus  der  folgenden  Aufstellung  hervor. 


40  950  423  = 

17,7% 

47  107650  = 

20,3"/,, 

10  700  636  = 

4,6% 

31  795502  = 

13,7%, 

6  726713  = 

2,9% 

14  063  451   = 

ö,i%, 

9975087  = 

4,5  %, 

52  474  767  = 

22,60/, 

18  196  633  = 

7,B% 
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17 
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2 
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15 

27 

141 
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41 

26 

17 
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1905  besaßen  von  den  332  Kassen  265,  das  sind  80%,  unter 
10%  Inhaberpapiere.  Die  Anlageverordnung  von  1906  hat  die- 
ses ungünstige  Verhältnis  schon  merklich  gebessert.  1909  wiesen 
noch  168  von  360  Kassen,  das  sind  47%,  den  niedrigen  Stand 
auf,  darunter  immer  noch  37  Kassen  unter  25%.  Ebenso  haben 
die  Kassen,  die  1905  schon  10 — 25%  Papiere  besaßen,  diese 
Quoten  erhöht.  1905  waren  es  54  =  i6°/o,  1909  schon  175  =49%. 
Immerhin  steht  noch  die  übergroße  Mehrheit  der  Sparkassen 
unter  dem  behördlichen  Zwang,  mehr  Wertpapiere  anzuschaffen, 
denn  erst  17  Kassen  erfüllten  1909  die  Forderung  nach  mindestens 
25%  Effektenbesitz. 

Die  30  größten  Kassen,  die  Ende  1909  von  dem  Gesamt- 
vermögen (Einlegerguthaben  und  Reservefond)  47%  auf  sich  ver- 
einten, hatten  im  Durchschnitt  einen  20'/a%igen  Papierstand, 
und  besaßen  62%  aller  Papiere.  Wir  finden  also  bei  ihnen  heute 
dieselbe  Quote,  wie  sie  1863— 96  im  Landesdurchschnitt  herrschte. 
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Ueber  .  die  effektiven  Zinserträj^nissc  der  Wertpapiere  und 
über  die  Verluste  und  Gewinne  bei  den  Kursschwankungen  sind 
noch  keine  Nachweise  veröffentlicht  worden.  Erst  sie  würden 
ein  richtiges  Urteil  über  Vor-  und  Nachteile  der  Papierbestände 
ermöglichen. 

Die  bedeutungsvollste  Anlageart,  die  Ausleihung  gegen 
hypothekarische  Sicherheit,  bietet  manches  Interessante  in 
ihrer  wechselnden  Ausdehnung.  P2s  ist  ganz  nützlich  zu  sehen, 
wie  beispielsweise  von  1860 — 76,  17  Jahre  lang,  der  Anteil  der 
Hypotheken  nie  über  70  %  der  Aktiva  stieg,  in  einigen  Jahren 
sogar  noch  nicht  einmal  ^/s  der  Aktiven  ausmachte.  Heute  hält 
man  eine  Beschränkung  auf  70%  für  fast  undurchführbar.  Die 
nächsten  12  Jahre  hält  sich  die  Hypothekenquote  zwischen  70 
und  73%  und  steigt  dann  unaufhaltsam  bis  1905  auf  82,6%. 
Auch  1908  waren  noch  über  ^'5  der  sächsischen  Spargelder  in 
Hypotheken  festgelegt:  von  i  628433  939  M.  Aktiven  nicht  weniger 
als  1323827987  M.,  I  Vs  Milliarde!  Entsprechend  der  Hebung 
der  Papierquote  im  Zusammenhang  mit  der  Anlageverordnung 
sank  seit  1906  die  Hypothekenquote  etwas:  von  82,6%  auf  81,3%. 

Die  Hypotheken  sind  folgendermaßen  ausgeliehen : 
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j 
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I  323  830000 

653  300  000  214  150  000 
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17932 

100  0/0 

49,3% 

16,1% 

5-1% 

14,2% 

14,3% 

1-0% 

In  diesen  Ziffern  liegt  die  ganz  hervorragende  Bedeutung 
der  Sparkassen  für  den  lokalen  Hypothekenmarkt.  P'ast  genau 
die  Hälfte  der  Hypothekendarlehen  sind  im  Bezirke  der  Spar- 
kassen selbst  untergebracht,  653  300 000  M.,  weitere  21% 
=  280879000  M.  im  engeren  Gebiet  der  Amtshauptmannschaft. 
Nur  I  %  aller  Hypotheken  liegen  auf  außersächsischen  Grund- 
stücken. —  Die  einzelnen  Kassen  zeigen  sehr  verschiedene  Ver- 
hältnisse. Die  großstädtischen  haben  meist  weniger  Hypotheken 
von  hohem  Durchschnittsbetrag,  die  mittleren  und  kleineren  da- 
gegen bisweilen  sehr  zahlreiche  kleine  Darlehen.  Darin  liegt 
gerade    das  segensreiche  Wirken    der  Sparkassen,    daß    sie  auch 
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die  kleinen  Kredite    sorgsam    pflegen.      Die   Denkschrift    der  Re- 
gierung führt  dafür  einige  ausgezeichnete  Beispiele  an. 

Wie  unersetzbar  die  Sparkassen  als  Hypotheken-Darlehens- 
geber sind,  möge  die  Zusammenstellung  der  7  hervorragendsten 
Anstalten,  welche  in  Sachsen  Hypotheken  ausleihen,  lehren. 

1.  Landwirtschaftlicher 
Kreditverein 

2.  Leipziger  Hypo- 
thekenbank 

3.  Sächsische  Boden- 
kreditanstalt 

4.  Erbl.  rittersch. 
Kreditverein 

5.  Landständische  Bank 
(Oberlausitz) 

6.  Grundrenten-  und 
Hyp.-Anst.  Dresden 

7.  Allg.  Deutsche 
Kreditanst.  (Leipzig) 

(Diese  7  Anstalten 
zusammen: 
Dagegen  die  329 
Sparkassen : 

Die  Sparkassen  hatten  1904  einen  doppelt  so  hohen  Hypo- 
thekenbestand, wie  die  7  sonstigen  Hypotheken-Anstalten  zu- 
sammen. Die  Zahl  ihrer  Hypothekendarlehen  war  sogar  4  mal 
so  groß,  ein  einzelnes  Darlehen  also  durchschnittlich  nur  halb  so 
groß,  wie  bei  den  übrigen  Anstalten. 

Eine  empfindliche  Lücke  der  sächsischen  Sparkassenstatistik 
ist  neben  dem  schon  gerügten  Mangel  an  Nachweisen  für  jede 
Einzelkasse  das  Fehlen  jeglicher  Unterscheidung  der  Hypotheken  : 
ob  ländliche,  städtische  usw.  Auch  die  Amortisationshypotheken 
werden  nicht  ausgesondert,  wie  in  der  preußischen  Statistik. 
Eine  interessante  Untersuchung  werden  wir  ihr  dagegen  zu  danken 
haben,  die  19 13  erstmalig"  erscheinen  wird:  die  Klarlegung  der 
hypothekarischen  Verzinsungsverhältnisse  für  jede  einzelne  An- 
stalt. Wir  wollen  uns  mit  dem  Gesamtergebnis  für  das  Beob- 
achtungsjahr 1908  begnügen.  Die  Hypotheken  waren  damals 
wie  folgt  ausgeliehen  : 

(Siehe  Tabelle  S.  76.) 

Von  der  Durchschnittsverzinsung  von  4,2  %  weichen  die 
5  Kreishauptmannschaften  wenig  ab:  Bautzen  4,12%,  Chemnitz 
4,22%,  Dresden  4,11%,  Leipzig  4,22%,  Zwickau  4'32%- 

Wir  wollen  auch  hier  den  1  lypothekenbestand  der  30  größten 
Sparkassen  anfügen,  da  diese  Kassen  soviel  wiegen,  als  alle 
übrigen  zusammen  und  sie  das  größte  Alter  besitzen. 
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5 
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4V8 
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Von  ihren  786772000  M.  Aktiven  waren  gegen  hypotheka- 
rische Sicherheit  ausgeHehen  579  999000  =  73,7%-  Von  dem 
gesamten  Hypothekenbesitz  aller  Sparkassen  kommen  also  auf  diese 
10  Kassen  41,7  o/^. 

c)  Suchen  wir  nach  den  Ursachen  des  seit  der  Mitte  der 
90er  Jahre  einsetzenden  Steigens  der  Hypothekenanlage 
und  der  zunehmenden  Vernachlässigung  der  Wert- 
papiere, so  brauchen  wir  uns  nur  an  die  Feststellung  im  lo. 
Kapitel  zu  erinnern.  Dort  mußten  wir  zugeben,  daß  in  der 
Periode  1890 — 1906  die  Sparkassen  nach  den  wenig  erfolgreichen 
Reformbestrebungen  der  So  er  Jahre  sich  zu  Erwerbsunterneh- 
mungen der  Gemeinden  entwickelten.  Die  »schätzenswerten  finan- 
ziellen Vorteile«  dieser  Art  von  Gemeindeinstituten  regten  zu 
zahlreichen  Neugründungen  an.  Wir  brauchen  nur  die  eine 
deutliche  Sprache  redenden  Zahlen  kurz  zu  wiederholen:  1821 
bis  1890  212  Kassen  in  70  Jahren;  1890 — 1908  142  Kassen 
in  18  Jahren.  Die  unausbleibliche  Folge  war  eine  lebhafte 
Konkurrenz  der  Kassen  untereinander,  über  die  auch  heute 
noch  laut  geklagt  wird.  Die  jungen  Sparkassen,  besonders  in 
der  Umgebung  der  Großstädte,  erfanden  zahlreiche  Lockmittel, 
um  die  Spargelder  an  sich  zu  ziehen.  Das  wirksamste  Mittel 
war  und  ist  noch  heute  die  Gewährung  eines  höheren  Zins- 
fußes, als  er  von  der  Nachbarkasse  gewährt  wird.  Diese  Praxis 
finden  wir  bei  sämtlichen  Sparkassen  in  der  Umgebung  der 
Großstädte. 

Sollte  trotz  des  höheren  Zinses  für  solche  Kassen  noch  der 
ersehnte  Gewinn  herausspringen,  so  blieb  nichts  weiter  übrig,  als 
mehr  Gelder  auf  Hypotheken  auszuleihen,  die  eine  höhere  Ver- 
zinsung gewährten,    und    die   geringen   Zins    abwerfenden  Staats- 


papiere  bei  Seite  zu  lassen.  So  wurde  es  bis  1905  getrieben. 
Die  Warnungen  der  Regierung  verhallten  ungehört.  Schon  1900 
äußerte  sich  diese:  »Wenn  eine  Sparkasse  glaubt,  daß  ihre 
Lebensfähigkeit  vorzugsweise  darauf  zu  gründen  sei,  daß  sie  den 
Sparkassen  benachbarter  Gemeinden  die  Einlagen,  die  jenen  sonst 
zufließen  würden  und  zufließen  sollten,  durch  Zusicherung  eines 
höheren  Zinsfußes  entzieht,  so  ist  es  fraglich,  ob  sie  noch  als 
vollkommen  existenzberechtigt  angesehen  werden  kann«.  Am 
16.  Februar  1905  wiederholt  sie:  »Das  Ministerium  hat  wieder- 
holt ausgesprochen,  daß  die  Sparkassen,  wenn  sie  nicht  Gefahr 
laufen  wollen,  durch  eine  plötzlich  im  großen  Umfange  eintre- 
tende Zurückziehung  von  Sparguthaben  in  Zahlungsverlegenheit 
zu  geraten,  ihre  Bestände  nur  z.  T.  hypothekarisch  ausleihen 
dürfen,  im  übrigen  aber  in  mündelsicheren  Papieren  anlegen 
müssen.  Es  ist  wiederholt  darauf  hinzuweisen,  daß  den  Aufsichts- 
behörden bei  Prüfung  der  jährlichen  Uebersichten  Anlaß  geboten 
ist,  die  Sparkassen  gegebenenfalls  zur  Anlegung  eines  entspre- 
chenden Teiles  der  Aktiven  in  Staats-  oder  sonstigen  geeigneten 
Wertpapieren  nachdrücklichst  anzuhalten«. 

Trotz  dieser  Warnungen  kam  es,  wie  festgestellt,  soweit,  daß 
1905  genau  80%  der  Kassen  weniger  als  10%  Papiere  aufwiesen, 
darunter  mehr  als  die  Hälfte  weniger  als  5  %  Papiere.  Der  Re- 
gierung kann  nur  beigestimmt  werden,  daß  sie  nun  einschritt  mit 
der  Begründung:  »Daß  das  bisherige  Verfahren,  wonach  es  völlig 
dem  freien  Ermessen  der  einzelnen  Sparkassenverwaltungcn  über- 
lassen wurde,  in  welchem  Umfange  sie  Wertpapiere  anschaffen 
wollten,  nicht  länger  aufrecht  zu  erhalten  sei«  und  den  Anlage- 
zwang vorschrieb.  Die  Sparkassen  selbst  geben  die  geschilderte 
Entwicklung  zu.  Der  Petition  des  Sparkassenverbandes  an  die 
2.  und  I.  Kammer  entnehmen  wir  als  Beweis  folgende  Sätze 
(Petition  vom  17.  9.  07,  Aufhebung  der  Anlagevcrordnung  vom 
2.  August   1906  betreffend): 

»Die  Kursverlusterfahrungen  in  Verbindung  mit  der  Tat- 
sache, daß  die  Kaj)italanlage  in  Papieren  für  die  meisten  Kassen 
keinen  Reinertrag  bringt ,  hat  es  mit  sich  gebracht,  daß  die 
Papiere  von  den  Sparkassenausschüssen  als  ein  notwendiges  Uobel 
angesehen  werden.  Sic  sind  deshalb  mit  Recht  auf  den  geringen 
Status  zurückgedrängt  worden,  den  jede  Kasse  notwendig  zu 
haben  glaubt.« 

Das  ist  das  unzweideutiiie  Eins^^eständnis,  d  a  ß  das  G  e  winn- 
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streben  bei  der  V  crn  ach  1  ä  s  si  j^r  u  n  g    der  Wertpapiere 
mitgesprochen  hat.     Die  Petition  fährt  fort: 

*Das  Künigl.  Ministerium  des  Innern  hat  in  neuerer  Zeit 
eine  größere  Anzahl  von  Kassen  im  Lande  genehmigt,  als  nach 
dem  tatsächlich  vorliegenden  Bedürfnis  gerechtfertigt  war.  Es 
bedarf  blofi  der  Bemerkung,  daß  in  den  Jahren  des  großen  Auf- 
schwunges in  unserm  Volk  von  1870 — 90  ein  Kassenzuwachs  von 
jährlich  2,9  stattfand,  während  von  1890 — 1900  jährlich  6,3  und 
von  1900 — 1903  pro  Jahr  12  neue  Kassen  ins  Leben  traten.  Um 
den  auf  ungenügendem  Boden  stehenden  Nachwuchs  lebensfähig 
zu  machen,  hat  man  ihnen  einen  Zinsfuß  von  3  ^/o%  genehmigt 
schon  in  einer  Zeit,  wo  die  sächsische  Rente  noch  nicht  3,1% 
Zinsen  brachte.  Daraus  ergab  sich  einerseits  die  heute  weitver- 
breitete unschöne  Konkurrenz,  andererseits  die  Notwendigkeit 
für  mehr  als  die  Hälfte  aller  Kassen,  ebenfalls  mit  dem  Einleger- 
zinsfuß bis  auf  3-^/2%  hinauf  zu  gehen.«  —  Daraus  ergibt  sich 
deutlich,  daß  der  Rückgang  der  Papierquote  wesentlich  auch, 
mittelbar  und  unmittelbar,  auf  die  übergroße  Zahl  von  Kassen 
zurückzuführen  ist.  —  »Wie  die  Denkschrift  selbst  klagt,  hat  sich 
aus  dem  Ueberangebot  der  Spargelegenheiten  eine  unschöne 
Konkurrenz  der  Kassen  entwickelt,  die  vom  königl.  Ministerium 
zwar  mißbilligt,  aber  nicht  abgestellt  worden  ist.  Ebenso  schlimm 
hat  die  Zinserhöhung  auf  3  '/a  %  und  der  damit  eintretende  Geld- 
überfluß bei  einzelnen  weniger  erfahrenen  Kassen  auf  der  an- 
deren Seite  gewirkt,  nämlich  auf  dem  Hypothekenmarkt.  Wer 
3  V2%  Zinsen  gibt,  ist  geneigt,  auch  4^/2%  Hypothekenzinsen  zu 
nehmen.  Das  ist  vielfach  geschehen  in  Zeiten,  wo  das  Geld 
billiger  war  als  heute,  und  wie  natürlich,  auf  Kosten  der  Quali- 
tät der  Hypothek,  so  daß  der  im  Leben  der  sächsischen  Spar- 
kassen unerhörte  P"all  eingetreten  ist,  daß  in  der  Üeffentlichkeit 
vor  solchem  Gebahren  gewarnt  wurde.  Die  Verordnung  kon- 
statiert die  Berechtigung  dieser  Warnung,  sie  nimmt  mit  Recht 
an,  daß  die  eine  Ursache  dieser  schlimmen  Erscheinung  darin 
liegt,  daß  die  Sparkassen,  die  hohe  Einlegerzinsen  zahlen,  um 
deswillen  auch  hohe  Hypothekenzinsen  suchen.  Sie  nimmt  auch 
mit  Recht  an,  daß  die  Unkenntnis  der  Grundstücksverhältnisse 
in  entfernten  Orten  die  Schuld  trägt.  —  Dazu  kommt  die 
Sehnsucht  nach  einer  möglichst  schnellen  Nutzbar- 
machung der  Kasse  für  die  Gemeinde  und  deshalb 
der  Wunsch  nach  hohen  Zinsen.« 
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Wir  sehen:  Das  Streben  nach  Gewinn  ruft  die  zahlreichen 
Kassen  ins  Leben,  das  Streben  nach  Gewinn  zeitigt  unschöne 
Konkurrenzmaßregeln,  nämlich  Heraufsetzung  des  Einlagezinses. 
Die  Folge  davon  ist  Vernachlässigung  der  Effekten,  Suchen  nach 
hochverzinslichen  Hypotheken,  sogar  unter  Außerachtlassung  der 
Forderung  unbedingter  Sicherheit.  (»Unkenntnis  der  Grundstücks- 
verhältnisse«.) 

Die  Sparkassen  geben  sogar  noch  weiter  zu,  daß  »bei  den 
Kassen,  die  weniger  als  io%  Papiere  haben,  ein  Mangel  hin- 
sichtlich der  Liquidität  der  Bestände  vorhanden  ist«.  Da  dieser 
Mangel  1905  bei  80%  der  Kassen  vorhanden  war,  müssen  auch 
die  Sparkassen,  wenn  sie  logisch  bleiben  wollen,  eingestehen,  daß 
die  Regierung  wirklich  Grund  zum  Einschreiten  hatte.  Es  ist 
das  eine  nicht  wegzuleugnende,  bedauernswerte  Tatsache,  daß 
die  Sparkassen  zum  größten  Teile  sich  durch  ihre  Ueberschuß- 
politik  auf  eine  falsche  Bahn  haben  lenken  lassen,  und  daß  erst 
behördlicher  Zwang  sie  an  die  nötigen  Pflichten  erinnern  mußte. 
Die  ältesten  und  größten  Kassen  sind  zwar  von  dem  Vorwurf 
der  mangelnden  Liquidität  frei,  doch  können  sie  sich  dem  andern 
Vorwurf  nicht  entziehen,  daß  sie  die  Ueberschüsse  durch  zu 
niedrige  Einlegerzinsen  erwirtschaftet  haben. 

Die  betroffenen  Sparkassen  sträuben  sich  nun  natürlich  mit 
allen  Kräften  gegen  den  Anlagezwang,  und  so  hat  sich  die  leb- 
haft diskutierte  Anlagefrage  gebildet.  Aber  diese  Anlage- 
frage —  ob  10%  oder  20%  oder  25%  Papiere  —  ist  im 
Grunde  genommen  gar  keine  Anlagefrage,  wie  uns 
nun  klar  geworden  sein  wird,  sondern  ein  viel  tiefer 
gehendes  Problem:  die  Ueberschußpolitik  der  Spar- 
kassen. 

Je  mehr  Effekten  im  Geldschrank,  desto  weniger  Reingewinn! 
Das  ist  der  Kern  des  ganzen  Widerstandes,  der  nur  selten  klar 
herausgetreten  ist.     Welche  Kassen  wehren  sich  eigentlich  ? 

Hören  wir  die  Petition  des  Sparkassenverbandes  vom  16.  12.07 
an  die  Ständeversammlung  selbst : 

» In  der  e  r  d  r  ü  c  k  e  n  d  e  n  M  e  h  r  z  a  h  1  der  G  c  m  c  i  n  d  e  n , 
nämlich  in  allen  Gemeinden,  in  denen  der  Sparkassen, 
r  e  i  n  g  c  w  i  n  n  mehr  oder  weniger  d  i  (^  Basis  der 
höheren  Lebenshaltung  der  G  e  ni  im  n  w  c  s  c  n  gewor- 
den ist,  haben  sich  die  Bedenken  —  (i^cgcn  die  Grundsätze  der 
Regierung)    —    zur  lebhaftesten  Beunruhigung  gestaltet.     Infolge- 
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dessen  haben  sich  auf  eine  Anregung  einiger  Sparkasscnleiter  49 
Bürgermeister  revidierter  Städte  zusammengefunden  und  sind  ein- 
mütig gegen  die  Verordnung  vorstellig  geworden,  namentlich  aus 
der  ernsten  Besorgnis  heraus,  daß  der  Grundsatz,  25%  der  Spar- 
kassenaktiven in  Wertpapieren  anzulegen,  in  seiner  Durchführung 
eine  erhebliche  Minderung  des  Reingewinnes  und 
damit  den  Gemeinden  schwere  Störungen  in 
i  li  r  c  m  Haushalt  bringen  werde,  ja  ohne  plötzliche  und  er- 
hebliche Gemeindeeinkommensteucr-Steigerungen  überhaupt  nicht 
zu  erfüllen  sei.« 

Wir  stehen  vor  einer  viel  bedeutungsvolleren  Entscheidung, 
die  sich  hinter  der  Anlagefrage  verbirgt:  Ist  der  Staat  berechtigt, 
die  Reingewinne  der  Sparkassen  zu  schmälern?  Und  wenn  er 
es  tut :  Wer  trägt  den  Schaden  ? 

Zum  Glück  haben  es  die  Sparkassen  in  der  Petition  selbst 
ausgesprochen,  daß  sie  nicht  den  Schaden  tragen  werden,  son- 
dern die  Sparer.  »Wer  trägt  den  Verlust.?  Er  wird  getragen  von 
den  Sparern,  die  geringeren  Einlegerzinsfuß  erhalten.  Daß  eine 
Sparkasse  ihren  Verlust  durch  Revision  des  Zinsfußes  ausgleicht, 
ist  beinahe  selbstverständlich.  Und  wenn  sie  nicht  ^2%  zurück- 
geht, so  geht  sie  um  ^ji  oder  Vfi%  zurück.  Jedenfalls  aber  wälzt 
sie  den  ungewohnten  Verlust  früher  oder  später  auf  die  Sparer 
ab.  Zum  Beweise  beziehen  wir  uns  auf  die  Kassen,  die  25% 
oder  mehr  Papiere  haben.  Sie  zahlen  sämtlich  3%  Einlegerzins, 
während  die  höher  zahlenden  Kassen  einen  niedrigeren  Papier- 
stand haben.« 

Wir  müssen  hier  die  Untersuchung  über  die  Anlagefrage  ab- 
brechen und  uns  erst  ein  Urteil  über  die  Ueberschuß- 
p  o  1  i  t  i  k  ,  ihre  Berechtigung  und  die  Folgen  einer  Einschränkung 
der  Ueberschüsse,  wie  sie  der  Papierzwang  nach  sich  ziehen  würde, 
bilden.  Es  m.ag  noch  bemerkt  werden,  daß  für  eine  ernsthafte 
Erörterung  des  Verhältnisses  von  Hypotheken  und  Effekten  bei 
den  Sparkassenanlagen  die  bisherige  Sparkassenstatistik  und  Spar- 
kassenliteratur noch  zu  wenig  Material  bietet.  Es  wäre  eine  dank- 
bare Aufgabe,  für  eine  Reihe  von  Jahrzehnten  eine  Art  Belastungs- 
proben von  verschiedenen  Mischungsverhältnissen  der  zwei  An- 
lagesorten durchzuführen.  Unter  Benutzung  der  tatsächlich  notierten 
Kurse  und  Zinsverhältnisse  würde  sich  der  Einfluß  der  Kursver- 
luste und  Gewinne  genauer  nachweisen  lassen.  Die  in  der  Polemik 
oft  angeführten  Kursverluste  von  Sparkassen  bleiben  oft  nur  Buch- 
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Verluste  oder  werden  durch  Kursgewinne  teilweise  aufgehoben; 
und  andererseits  müssen  auch  die  Verluste  bei  Hypothekenan- 
lagen (Zwangsversteigerung,  der  Erwerb  von  Grundstücken  durch 
die  Sparkasse)  dargestellt  werden.  Gerade  diese  letzteren  Gebiete 
—  also  Verluste  bei  Wertpapieren  und  Hypotheken  —  müßte  die 
Sparkassenstatistik    in  Zukunft    noch  viel    genauer    durchforschen. 

X.   Gewinne,  Verluste  und  Verwaltungskosten. 

Ueber  das  Kapitel  der  Sparkassenüberschüsse  hat  sich  die 
Statistik  bisher  noch  am  wenigsten  verbreitet.  Wir  kennen  i. 
für  eine  Reihe  von  Jahren  die  Zinserträgnisse  der  aus- 
geliehenen Kapitalien:  Eine  sehr  lückenhafte  Reihe,  in 
der  die  Jahre  1878 — 86,  1889—92,  1896 — 97,  1900 — 1908  fehlen. 
2.  Etwas  besser  ist  es  bestellt  um  die  Nachweise  über  die  Ver- 
änderungen des  Einlagezinsfußes,  die  seit  1891  keine 
Unterbrechung  erlitten  haben.  Schließlich  werden  3.  seit,  1887 
die  Netto-Ueber  Schüsse  veröffentlicht.  Alle  drei  Zahlen- 
reihen sind  so  vollständig,  als  es  möglich  ist,  für  das  ganze  Eand 
zusammengetragen.  In  den  letzten  15  Jahren  wurden  die  Einzel- 
zahlen für  jede  Sparkasse  gar  nicht  mehr  gedruckt,  wir  sind  also 
nicht  einmal  in  der  Lage,  fortlaufend  zu  verfolgen,  wie  die  ein- 
zelnen Sparkassen  gedeihen,  welche  Gewinne  sie  abwerfen. 

1.  Die  Zahlen  für  das  ganze  Land  sind  bei  diesem  Kapitel 
nur  zu  wenigen  Schlüssen  verwendbar,  da  bei  jeder  Kasse  die 
Zinsspannung  anders  ist  und  die  Erzielung  von  Reinüberschüssen 
erst  nach  einem  gewissen  Alter  der  Kassen  beginnt.  Beide  Ver- 
schiedenheiten verwischt  die  Tabelle  natürlich.     (Tabelle  14,  Sp.  4.) 

2.  Die  für  die  letzten  20  Jahre  vorliegenden  Einlegerzinsen 
schwanken  zwischen  3  und  3^/2%-  Selbst  diese  Zahlen  müssen 
mit  Vorsicht  benutzt  werden,  da  wir  nicht  daraus  ersehen,  wieviel 
Spargelder  zu  den  betreffenden  Zinsfüßen  verzinst  wurden. 

3.  Relativ  die  beste  mit  dem  vorhandenen  Material  erreich- 
bare Orientierung  über  die  tatsächlich  im  Lande  herrschende 
Zinsspannung  verschaffen  uns  die  Beträge  der  Nettoüberschüsse. 
Leider  werden  BruttoüI)erschüsse  gänzlich  unbeobachtet  gelassen. 
Diese  würden  allein  die  Zinsspannung  richtig  wiedergeben,  denn 
die  Zahlen  der  Nettogewinne  sind  durch  die  Kursverluste  und 
Gewinne  schon  getrübt.  —  Wenigstens  für  die  vergangenen  22 
Jahre  1887 — 1908  liegen  Aufzeichnungen  ül)er  die  Xettoübcrsciiüsse 
vor.     (Tabelle   15,  Sp.   2.) 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  44.  O 
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Im  Jahre  1887  wurden  4274863  Mark  Reingewinn  erzielt, 
das  sind  0,828%  vom  Einlegerguthaben  -\-  Reservefonds.  (Da 
wir  nicht  für  alle  Jahre  die  Höhe  des  zinstragenden  Vermögens 
der  Sparkassen  kennen,  ist  der  Gleichmäßigkeit  halber  das  zins- 
tragende Vermögen  gleich  der  Summe  von  Einlegerguthaben  und 
Reservefonds  gesetzt,  und  alle  Gewinnberechnungen  werden  im 
folgenden  auf  diese  Summe  bezogen.  Der  Unterschied  ist  für 
die  Endergebnisse  gleich  Null.) 

Die  Reingewinne  steigen  von  Jahr  zu  Jahr,  mit  wenigen  Aus- 
nahmejahren, wo  sich  die  Kursverluste  fühlbar  machen,  und  er- 
reichen 1908  den  Betrag  von  13  774  504  Mark  =  0,861%.  In  den 
22  Jahren  wurden  insgesamt  170 172  822  Mark  Nettoüberschüsse 
erzielt,   592679361   Mark  Zinsen  gutgeschrieben. 

Die  Zinsspannung,  die  etw^as  höher  ist,  und  zwar  um  die  Ver- 
waltungskosten, Steuern  und  Verluste,  hat  sich  wenig  geändert. 
Schlagen  wir  nur  die  Verwaltungskosten  (Tab.  14,  Sp.  5)  zu  der 
Reingewinnquote,  so  erhalten  wir  einen  Bruttogewinn  von  durch- 
schnittlich 1%  von  den  zinstragenden  Kapitalien.  1899  nur 
0,764%,  1907  nur  0,732% :  die  Wirkung  der  Kursverluste.  Auch 
Vergleiche  der  lückenhaften  Ziffern  der  Zinserträge  und  Durch- 
schnittszinsfüße führen  auf  die  Zinsspannung  von  rund  1%,  mit 
der  die  Sparkassen  seit  20  Jahren  arbeiten. 

Selbst  aus  den  rohen  Summen  : 

170  Millionen  Mark  Nettoüberschuß  und   j  .  .  , 

^.  ,    .r  i  m  22  Jahren 

590  »  »       Zmsgutschnit  > 

läßt  sich  die  einprozentige  Spannung  herauslesen.  Nämlich :  Rein- 
gewinn und  Zinsgutschrift  stehen  im  Verhältnis  i  zu  3,  das  be- 
deutet, daß  die  Sparkassen  von  je  loo  Mark  Zinseinnahmen 
75  Mark  auszahlen  und  25  Mark  zurückbehalten,  oder  bei  41/9  Mark 
Anlagezinsen  3,4%  Einlagezinsen  geben  und  l,l%  zurückbehalten. 
Aktiv-  und  Passivzins  weisen  reichlich  1%  Spannung  auf. 

Gegenüber  diesem  beträchtlichen  Reingewinn  sind  die  Un- 
kosten der  Gemeindesparkassen  sehr  gering.  Tab.  14,  Sp.  5  und 
8  verfolgt  sie  bis  1854  zurück.  Die  absolute  Höhe  ist  von 
91609  Mark  bis  auf  3009000  Mark  Ende  1908  gestiegen.  Im 
Verhältnis  zum  verwalteten  Vermögen  sind  die  Verwaltungskosten 
die  ersten  Jahrzehnte  hindurch  ständig  geringer  geworden:  1854 
bis  1855  noch  V3%)  Mitte  der  90er  Jahre  etwa  noch  ^le%.  Seit- 
dem halten  sie  sich  auf  dieser  Höhe. 

Unter  der  Rubrik  Unkosten  und  Verluste  begreift  die  Statistik 
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den  Venvaltungsaufwand  (Besoldungen,  Miete,  Porti  etc.)  und  die 
sonstigen  Unkosten,  also  vor  allem  die  Verluste  bei  Hypotheken 
und  Effekten.  Veröffentlicht  werden  nur  die  Gesamtzahlen  der 
Unkosten.  Es  ist  schon  als  großer  ?klangel  der  Statistik  beklagt 
worden,  daß  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  der  Sparkassen  so 
unvollkommen  erfaßt  wird.  Solange  nicht  die  einzelnen  Gewinn- 
und  Verlustposten  streng  auseinander  gehalten  werden,  wie  es  bei 
den  Bankbilanzen  selbstverständlich  ist,  solange  ist  ein  sicheres 
Urteil  über  die  Rentabilität  der  einzelnen  Anlagearten  nicht  möglich. 
Der  neueste  Fragebogen  des  statistischen  Landesamtes  be- 
rücksichtigt die  Verlustgefahren  beim  Hypotheken- 
geschäft in  weitgehendem  Maße,  und  es  ist  zu  erwarten,  daß 
bei  dem  Interesse  der  Regierung  an  der  Hypothekenwirtschaft 
die  Ermittelungen  auch  verarbeitet  und  der  Oeffentlichkeit  zugäng- 
lich gemacht  werden.  Vorläufig  stehen  uns  nur  folgende  Quellen 
zur  Verfügung,  aus  denen  man  einigermaßen  schließen  könnte, 
wie  es  mit  der  Sicherheit  der  Hypotheken  bestellt  ist. 

A. 

Die  Grundstücke  im  Eigentum  der  Sparkassen: 
Jahr  1904  1905  1906  1907  1908 

Zahl  91  114  160  180  190 

Wert  3460677  4236806  5  771  014  6  908  711  7451739 

B. 

Gerichtliches  Verfahren  gegen  säumige   Schuldner: 
Jahr  1904  1905  1906  1907  1908 

Zahl  1288  1450  1304  1170  1059 

Betrag     10702434         8255421  9  181  273  8250012  6536612 

I.  Tabelle:  Die  Grundstücke  sind  zum  größten  Teil  bei 
Zwangsversteigerungen  in  den  Besitz  der  Sparkassen  gelangt.  Die 
Zahl  aller  Zwangsversteigerungen  von  Grundstücken,  die  von  den 
Sparkassen  beliehen  worden  sind,  ist  natürlich  viel  größer.  Auch 
diese  Fälle  werden  von  der  Statistik  erfaßt,  aber  es  sind  bisher 
darüber  keine  Nachrichten  veröffentlicht  worden.  Im  Verhältnis 
zum  Gesamtvermögen  der  Sparkassen  machen  die  mehr  oder 
weniger  freiwillig  erworbenen  Grundstücke  einen  geringen  Prozent- 
satz aus,  nämlich  0,4%.  Sehr  sichere  Schlüsse  über  die  Sicher- 
heit der  Hypotheken  lassen  sich  nicht  daraus  ableiten.  Es  ist 
selbstverständlich,  daß  in  dem  ungeheuren  Hypothekenbestand 
der  Sparkassen  kleine  Verluste  sich  immer  ergeben  müssen. 

Die  zweite  kleine  Tabelle  ist  noch  weniger  brauchbar  für  die 
Beurteilung  der  Hypothekenverhältnisse.  Die  Zahl  der  Schuldner, 
gegen    die  gerichtlich  vorgegangen  werden  nuifste,  —  es  handelt 

6* 
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sich  meist  um  Eintreibung  von  Hypothekenzinsen  —  und  der  Be- 
trag der  außenstehenden  Summen  ist  zwar  größer  als  der  Wert 
der  Grundstücke,  aber  wir  erfahren  nicht,  ob  die  Kassen  Verluste 
davongetragen  haben.  Jedenfalls  aber  sehen  wir  so  viel,  daß  auch 
die  Hypothekenanlage  genügend  Verlustmöglichkeiten  in  sich  birgt. 

Noch  gar  kein  Material  hat  die  Landesstatistik  bisher  über 
die  Verluste  bei  den  Inhaber  papieren  geliefert.  Aus 
den  Verwaltungsberichten  der  größeren  Sparkassen  seien  im  fol- 
genden einige  Angaben  gemacht,  die  über  die  Wirkungen  der 
Kursverluste  einen  gewissen  Anhalt  bieten. 

Tabelle  i6  behandelt  die  Chemnitzer,  Dresdener  und  Leip- 
ziger Sparkasse.  Alle  drei  bieten  ausgezeichnete  Beispiele  für 
die  Kursschwankungen  und  ihren  Einfluß  auf  das  Gesamtvermögen 
der  Kassen,  da  sie  hohe  Effektenbestände  haben.  Dresden  wies 
1877  56%  Wertpapiere  auf,  1896  noch  53%,  seitdem  Abnahme 
bis  1903  auf  32%.  Sein  Effektenbesitz  ist  also  außerordentlich 
hoch;  1909  hatte  Dresden  Vn  aller  Spargelder,  aber  7o  aller 
Wertpapiere  der  Sparkassen  im  Königreich.  Die  oft  angeführte 
verheerende  Wirkung  der  Kursstürze,  welche  die  Sparkassen  von 
dem  Ankauf  von  Wertpapieren  zurückhält,  müßte  sich  in  Dresden 
infolgedessen  ganz  besonders  bemerkbar  machen.  Auf  die  Gründe 
der  Kursschwankungen  braucht  nicht  näher  eingegangen  zu  werden. 

Uns  interessiert  in  erster  Linie  die  relative  Höhe  der  mit- 
einander abwechselnden  Kursverluste  und  Kursgewinne  in  bezug 
auf  das  Einlegerguthaben.  Nur  in  ganz  wenigen  Fällen  übersteigt 
der  Verlust  die  Höhe  von  1%  des  Vermögens:  1890  (i,i%  Ver- 
lust), 1898 — 99  (1%  und  1,9%  Verlust).  Auf  der  anderen  Seite 
sind  aber  auch  bedeutende  Kursgewinne  zu  verzeichnen:  1894 
(2,3%  Gewinn),  1901  (i,7%  Gewinn).  In  allen  übrigen  Jahren 
halten  sich  Kursgewinne  und  Verluste  teilweise  sehr  stark  unter 
1%  des  Vermögens. 

Bei  der  Leipziger  Sparkasse  sind  ähnliche  Beobach- 
tungen zu  machen.  Größere  Verluste,  die  1%  übersteigen,  treten 
auf  1890  (1,1%),  1899(1,5%)  und  1907  (i,3%).  Größere  Gewinne 
1894  (0,8%)  und   1901   (1,3%). 

Für  Chemnitz  Hegen  nur  die  Zahlen  der  Jahre  1899 — 1908 
vor.  1899  brachte  i%  Verlust  des  Vermögens,  die  übrigen 
Schwankungen  sind  weniger  bedeutend.  Die  Papierquote  von 
Chemnitz  ist  von  3772%  auf  21%  gesunken. 

Gewöhnlich  wird  nur  von  den  Kursverlusten  der  Sparkassen 
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gesprochen  und  es  werden  als  Beweis  ihrer  »exorbitanten  Höhe« 
(Petition)  einige  absolute  Zahlen  angeführt,  z.  B. :  Dresden  erlitt 
1899  nicht  weniger  als  i  601  390  Mark  Verluste  durch  die  Kurs- 
rückgänge, Leipzig  941 926  Mark.  Die  Kursgewinne  erscheinen 
dagegen  nie  in  der  Debatte,  z.  B:  2  Jahre  später  im  Jahre  1901 
ergaben  sich  infolge  Steigens  der  Staatspapiere  an  Kursgewinn 
in  Dresden  i  521  951  Mark,  in  Leipzig  844966  Mark.  Diese  Zahlen 
müßten  folgerichtig  auch  erwähnt  werden. 

Unverantwortlicherweise  wird  auch  nie  berechnet,  wie  gering 
die  Verluste  sind,  wenn  man  sie  am  Einlegerguthaben  mißt. 

Wenn  auch  zugegeben  werden  muß,  daß  die  allgemeine  Ten- 
denz der  Staatspapierkurse  ein  ganz  langsames  Sinken  ist,  so 
sind  doch  die  dadurch  bedingten  effektiven  Verluste  der  Spar- 
kassen ganz  gering  gegenüber  den  hohen  jährlichen  Ueberschüssen, 
die  sie  einstreichen.  Jedenfalls  ist  es  ganz  falsch,  von  dem  durch 
die  Konjunkturen  hervorgerufenen  regelmäßigen  Auf  und  Ab  der 
Kurse  nur  das  letztere  —  das  Sinken  der  Kurse  —  zu  betonen 
und  nur  von  Kursverlusten  zu  reden.  Verschwiegen  darf  auch 
nicht  werden,  daß  die  Kursverluste  eben  nur  Buchverluste  sind, 
die  für  einige  Jahre  zwar  den  Gewinn  schmälern,  aber  durch  die 
Kursgewinne  wieder  fast  wettgemacht  werden.  Obgleich  es 
schwierig  ist,  zu  sagen,  ob  die  letzten  Jahrzehnte  wirklich  einen 
großen  endgültigen  Verlust  für  die  Staatspapiere  gebracht  haben, 
sei  der  Versuch  für  Dresden  und  Leipzig  gemacht. 

Als  Endjahr  der  Beobachtung  sei  1903  gewählt,  weil  mit 
diesem  Jahre  die  große  Krisis  1900  mit  der  folgenden  Depression 
überwunden  und  damit  die  große  Konjunkturwelle  1896 — 1903  zu 
Ende  war.  I^'ür  die  seitdem  einsetzende  neue  Konjunkturwelle 
1903  — 1907  (Höhepunkt  und  Krisis)  —  1908— 1909  (Depres- 
sion) stehen  noch  nicht  die  Kurs.steigerungen  seit  190S  zur  Ver- 
fügung. 

Dresden  buchte   1877 — 1903:  4464540  Mark  Kursgewinne 
und  4649165       »       Kursverluste. 

Leipzig  buchte    1885 — 1903:    2554620       »        Kursgewinne 
und  2909728       »        Kursverluste. 

Wenn  die  Al>grenzung  dieser  Perioden  auch  angreifbar  sein 
mag,  so  genügen  die  4  Zahlen  doch  vollständig,  um  alle  Klagen 
über  die  durch  die  Staatspai)icre  drohenden  riesigen  Verlustge- 
fahren zu  widerlegen.  Wenn  bei  zwei  Kassen,  die  lüide  1909 
fast  ein  Drittel  aller  im  Besitz  der  sächsischen  S[)arkassen  befind- 
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liehen  Papiere  besaßen,  in  26  bez.  18  Jaliren  sich  Kursverluste 
und  Kursgewinne  bis  auf  einen  so  gerinfügigen  Verlust  ausgleichen, 
so  ist  kein  Grund  zu  ernstlichen  Besorgnissen  vor  den  P'olgen  von 
Kursstürzen.  Gegenüber  den  1%  Ueberschuß,  die  Jahr  für  Jahr 
in  die  Gemeinden  aus  Sparkassengeldern  abfließen,  würde  selbst 
ein  endgültiger  Kursverlust  von  i — 2%  in  jedem  Dezennium  kaum 
in  Betracht  kommen. 

Wie  weit  die  Kurse  sich  von  ihrem  Tiefstande  1906  — 1908 
wieder  erholen  und  sich  so  die  Kursverluste  dieser  Jahre  wieder 
ausgleichen  werden,  können  wir  jetzt  noch  nicht  beurteilen.  Viel- 
leicht nimmt  die  Statistik  die  Anlageverordnung  zum  Ausgangs- 
punkt für  zukünftige  Untersuchungen  nicht  nur  über  diese  letztere 
Frage,  sondern  überhaupt  über  die  Rentabilität  der  Anlagearten 
und  damit  der  Sparkassen.  Vorbedingung  wäre  eine  ausführlichere 
und  übersichtlich  angeordnete  Gliederung  der  Gewinn-  und  Ver- 
lustposten in  den  statistischen  Fragebogen. 

XI.  Die  Verwendung  der  Ueberschüsse. 

Wir  stehen  vor  dem  Haupt-  und  eigentlichen  Schlußkapitel 
des  Sparkassenwesens.  Schon  im  i.  Kapitel  trat  uns  als  bestim- 
mender Faktor  bei  der  Errichtung  von  Sparkassen  frühzeitig  das 
»Gewinnstreben«  der  Gemeinden  entgegen.  Wir  mußten  später 
die  Anlagepolitik  als  von  diesem  Streben  geleitet  erkennen.  Der 
Widerstand  gegen  staatlichen  Eingriff  entsprang  der  Besorgnis 
vor  Schmälerung  des  Reingewinnes.  Das  Kapitel  der  Brutto-  und 
Nettoüberschüsse  zeigte  in  groben  Zahlen  für  das  ganze  Land,  daß 
von  100  Mark  Zinseinnahmen  nur  75  Mark  den  Sparern  gegeben 
werden,  daß  also  der  4.  Teil  der  Zinsen  oder  1%  vom  Spargeld 
den  Gemeinden  jährlich  verbleibt,  und  daß  demgegenüber  die 
wirklichen  Verluste  durch  Kursstürze  und  die  Einbußen  an  Hypo- 
theken verschwindend  waren. 

Der  folgende  Abschnitt  soll  nun  versuchen,  einiges  Material 
zur  Beantwortung  der  wichtigsten  Frage  zu  liefern,  welche  Be- 
deutung haben  nun  eigentlich  die  Sparkassen- 
reingewMnne  für  die  Gemeinden,  welche  Rolle 
spielen  sie  in  deren  Haushalt.'^ 

Natürlicherweise  kann  eine  derartige  Untersuchung  nur  zu 
brauchbaren  Ergebnissen  führen,  wenn  sie  auf  die  Einzelkassen 
eingeht,  nicht  mit  Landesdurchschnitten  arbeitet. 

Zuerst    müssen    wir  Klarheit    darüber    gewinnen,    wohin    die 


87     - 


Satzungen 
genehmigt 

Kreis 

I 

II 

III 

a)  vor 

b)  nach 

1890 

Bautzen 

7 

I 

IG 

5 

15 

a)  vor 

b)  nach 

1890 

Chemnitz 

14 
I 

14 

9 

I 

38 

a)  vor 

b)  nach 

1890 

> 

Dresden 

23 
10 

IG 

53 

a)  vor 

b)  nach 

1890 

Leipzig 

15 

7 

6 
15 

29 

a)  vor 

b)  nach 

1890 

Zwickau 

5 
I 

7 
17 

2G 

a)  vor 

b)  nach 

1890 

Königreich 

64 
20 

47 
61 

I 

Nettogewinne  fließen.    Was  sagen  zunächst  die  Statuten  über  die 
Verwendung  der  Reingewinne? 
In  nachstehender  Tabelle  bezeichnet : 

Gruppe  I :  Sparkassen ,  in 
denen  die  satzungsgemäße  Höhe 
der  Rücklage  betrug  5  0/^.  Der 
Ueberschuß  fließt  dann  vollständig 
der  Gemeinde  zu. 

Gruppe  II:  Rücklage  satzungs- 
gemäß 5%.  Der  Ueberschuß  fließt 
sodann  zum  Teil  der  Gemeinde, 
zum  Teil  der  Rücklage  zu. 

Gruppe  III:  Erst  nach  Er- 
reichung von  mindestens  10% 
Sicherheitsrücklage  gehört  der 
Ueberschuß  der  Gemeinde.  Vorher 
darf  nichts  vom  Gewinn  für  die 
Gemeinde  verwendet  werden. 

Wir  entnehmen  der  zum  ersten  Male  veröffentlichten  Ueber- 
sicht  zw^eierlei : 

1.  haben  sich  die  Bestimmungen  über  die  Verwendung  der 
Reingewinne  seit  1890  sehr  verschärft  (s.  auch  Kap.  2).  Von 
den  112  vor  1890  genehmigten  Statuten  erlauben  64  die  volle 
Ueberweisung  an  die  Gemeinde  schon  bei  einer  5%igen  Sicher- 
heitsrücklage, 47  die  teilweise  Verwendung  zu  Gemeindezwecken 
und  nur   i  Statut  verlangt  10%   Sicherheitsrücklage. 

Dagegen  müssen  bei  155  von  den  236  nach  1890  bestätigten 
Regulativen  erst  volle  10%  zurückgelegt  werden,  ehe  die  Spar- 
kassen für  die  Gemeinden  nutzbar  gemacht  werden  dürfen.  Wei- 
tere 61  gestatten  bei  5%  Reserven  erst  die  teilweise  Verwendung 
zu  Gemeindezwecken. 

2.  steht  es  also  heute  so,  daß  von  348  Sparkassen  insgesamt 
156  statutengemäß  10%,  84  Kassen  nur  5%  Sicherheitsrücklage 
ansammeln  müssen,  ehe  sie  die  weiteren  Reingewinne  an  die  Ge- 
meinde abliefern.  Der  Rest  von  108  Kassen  nimmt  eine  Mittel- 
stellung ein:  Erst  5%  Rücklage,  dann  teilweise  weitere  Stärkung 
der  Rücklage,  teilweise  freie  Verwendung  des  Ueberschusses. 

Beginnen  wir  mit  der  Sicherheitsrücklage,  zu  deren  An- 
sammlung die  Ueberschüsse  zuerst  gebraucht  werden.  Der  Landes- 
durchschnitt (Tab.  14,  Sp.  3)  steht  seit  1881  auf  5,1%  bis  5,5%. 
Er  ist  geringer  als  der  Reichsdurchschnitt  6,2%.  Im  besonderen 
haben  Preußen  und  Bayern  eine  höhere  Rücklage,  nämlich  6,5% 
und  7,5%.  Verwerten  können  wir  nur  die  Zahlen  für  die  einzel- 
nen Kassen,  womöglich  in  Verbindung  mit  dem  Alter  der  Kassen. 


Hohe  der  ,,         „,  „,          o»           ,      „o  Summe 

„..  ,,  Vor   1860  1860  — 1880  nach   1880        „ 

Rucklat/e               ••    ,  .  •■    j  .  ••    1  »       aller 

1908  gegründet  gegründet     gegründet  j^^^^^.^.^ 

o—  5%  37                   18  167             222 

5— loo/y  73                   38  17              128 

über   loO/y  30  03 

Königreich  113                    5(1  1S4               353 

Bei  220  Kassen  von  353  erreichte  1908  die  Rüci<la^e  noch 
nicht  5%  des  Einlegerguthabens.  Allerdings  muß  in  Betracht 
gezogen  werden,  daß  die  Jahre  der  Kursrückgänge  gerade  erst 
vorüber  waren.  —  Je  jünger  die  Kassen  sind,  desto  geringer  natür- 
lich ihre  Rücklage.  Aber  selbst  bei  den  ältesten  Kassen,  die 
mindestens  ein  halbes  Jahrhundert  hinter  sich  haben,  hat  genau 
ein  Drittel  eine  zu  niedrige  Rücklage.  Im  Leipziger  Kreise  wei- 
sen auffallend  viele  bedeutende  Kassen  diese  Vernachlässigung 
auf,  beispielsweise :  Borna,  Döbeln,  Dahlen,  Lausigk,  Leipzig, 
Liebertwolkwitz,  Lunzenau,  Markranstädt,  Mittweida,  Taucha, 
Waldheim.  Nur  3  Kassen  hatten  mehr  als  10%  Rücklage  ange- 
sammelt. 1905  war  der  Zustand  der  Rücklage  nicht  viel  erfreu- 
licher,  von  331   Kassen  hatten   197  unter   5%. 

Der  Grund  für  dieses  langsame  Wachstum  der  Rücklagen 
ist  sofort  einzusehen,  wenn  wir  hören,  wie  groß  die  Zahl  der  Spar- 
kassen ist,  die  Gewinne  an  die  Gemeinden  zu  wohl- 
tätigen Zwecken  abführten.     Sie  betrug : 

1904:  167  Kassen,  1905:  167  Kassen,  1906:  171  Kassen, 
1907:   164  Kassen,   1908:   177  Kassen. 

Von  den  353  Kassen  hatten  also  nur  131  eine  genügende 
Rücklage  und  dennoch  führten  177  an  ihre  Gemeinden  Ueber- 
schüsse  ab.  Statt  die  Rücklagen  auf  die  vorgeschriebene  Min- 
desthöhe von  5%  zu  bringen  und  dann  außerdem  noch  weiter  zu 
stärken,  verwenden  viele  Kassen  die  Gewinne  zu  Gemeindezwecken. 
Die  absoluten  Zahlen  bestätigen  das  leider.  In  den  letzten  15 
Jahren  wurden  die  Nettogewinne  folgendermaßen  verwendet : 
(Auszug  aus  der  Tabelle  15,  Spalte  3 — 4.) 
1894 — 1908  wurden  insgesamt 

135  739000  Mark  Ueberschüsse 
erwirtschaftet.  Davon  wurden  53435000  Mark  den  Rücklagen 
zugeführt  und  82  304  000  Mark  zu  Gemeindezwecken  verwendet. 
In  keinem  Jahre  überstiegen  die  Zuwendungen  an  die  Rücklagen 
die  Zuwendungen  an  die  Gemeinden.  Die  den  Gemeinden  jähr- 
lich direkt  zufließenden  Summen  sind  gestiegen  von  2^/4  Millionen 
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(1887)  auf  7-/5  Millionen  (1908).  Sie  machen  zwischen  0,343% 
in  dem  Krisenjahr  1907  und  0,800%  im  Jahre  1894  vom  Ver- 
mögen aus,  halten  sich  durchschnittlich  auf  etwa  4^/2  pro  Mille 
des  Guthabens.  Doch  diese  Zahlen,  die  ebenso  wie  die  absoluten 
Angaben  über  die  den  Gemeinden  zugewiesenen  Summen  mitunter 
als  Beweis  dafür  angeführt  werden,  daß  die  Sparkassen  nicht 
übermäßig  viel  für  sich  verwenden,  —  eben  nur  V2%)  —  sind 
vollständig  irreführend.  Es  ist  ja  nur  die  Hälfte  der  Kassen,  die 
den  Gemeinden  Ueberschüsse  zuführt.  Die  absoluten  und  rela- 
tiven Zahlen  des  Gemeindegewinnes  müßten  also  nur  auf  diese 
Kassen  bezogen  werden.  Richtige  Vorstellungen  können  hier  über- 
haupt nur  Einzelbeispiele  geben.  Es  kommt  einmal 
darauf  an,  wie  hoch  der  Verdienst  der  einzelnen  Kasse  ist,  wie- 
viel sie  demnach  ihren  Einlegern  vom  Zins  abzieht ;  d  a  n  n  wie 
sie  den  Ueberschuß  verwendet,  ob  etwa  auf  Kosten  der  Rücklage 
zuviel  an  die  Gemeindekasse  fließt,  und  endlich  welche  Rolle 
der  letztere  Betrag  für  den  Gemeindehaushalt  spielt. 

Für  3  zeitlich  auseinander  liegende  Jahre  ist  das  zur  Klärung 
dieser  Verhältnisse  nötige  Material  in  den  Tabellen  17 — -19  zu- 
sammengestellt worden:  Für   1893/1900/1905. 

Für  1893  finden  wir  die  Beträge  der  Nettogewinne  und  der 
an  die  Gemeinden  zu  wohltätigen  oder  gemeinnützigen  Zwecken 
überwiesenen  Summen  von  allen  Sparkassen,  die  überhaupt  1892 
den  Gemeinden  Ueberschüsse  zuführten.  Es  ist  darauf  berechnet 
worden,  wieviel  %  vom  Einlegerguthaben  die  verwendeten  Sum- 
men ausmachen  und  wieviel  Mark  auf  den  Kopf  der  Bewohner 
kommt.  Bei  den  Städten  ist  dieser  Einnahme  aus  den  Sparkassen 
außerdem  der  Gesamtertrag  aller  Einnahmen  pro  Kopf  gegenüber- 
gestellt. Schließlich  können  wir  uns  mit  Hilfe  der  Spalten  8 — 10 
—  die  Rücklage  Ende  1893,  ihr  Anwachsen  im  Jahre  1893  und 
die  an  der  Mindesthöhe  fehlende  Summe  —  ein  Urteil  bilden, 
ob  auf  Kosten  der  Rücklageverstärkung  Ueberschüsse  verwendet 
worden  sind. 

1893  wurden  5  688  724  Mark  Reingewinn  =:  0,82%  vom  zins- 
tragenden Vermögen  erzielt,  davon  3618098  Mark  den  Gemein- 
den zur  Verfügung  gestellt,  das  sind  0,54%  oder  auf  den  Kojif 
der  Bevölkerung  i  Mark.  Das  sind  die  Zahlen,  mit  denen  wie 
gesagt,  gewöhnlich  operiert  wird.  I^^in  näheres  Eingehen  auf  die 
Tabelle  deckt  sofort  die  großen  Unterschiede  zwischen  ilon  ver- 
schiedenen Gemeinden  auf.      14  Gemeinden  verwendeten  mehr  als 
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o,95%  clcs  Einlegerguthabcns  für  sich,  einzelne  sogar  i,io,  1,15, 
1,20%;  alle  diese  Gemeinden  zahlten  nur  3%  Einlegerzins,  wäh- 
rend  die    übergroße  Mehrheit    der  Kassen  3^3%  und  3^/2%  gab. 

Noch  deutlicher  sind  die  Ziffern  pro  Kopf.  Die  Kopfsteuer 
übersteigt  den  Landesdurchschnitt  von  i  Mark  oft  um  ein  viel- 
faches. Augenfällige  Beispiele  sind:  Rochlitz  17,10  Mark,  Löbau 
15  Mark,  Borna  12,40  Mark,  Liebertwolkwitz  16,80  Mark,  Gerings- 
walde 13  Mark,  Mügeln  10,80  Mark,  Stolpen  14  Mark.  Um  keinen 
Zweifel  an  der  fast  unglaubwürdigen  Höhe  der  Angaben  auf- 
kommen zu  lassen,  sei  nochmals  betont:  soviel  Mark  nahmen  die 
betreffenden  Gemeinden  pro  Bewohner  1893  aus  den  Sparkassen- 
guthaben ein. 

Ihnen  folgen  nicht  weniger  als  20  Gemeinden,  die  pro  Kopf 
5  — 10  Mark  aus  der  Sparkasse  herauswirtschafteten,  dann  47 
Kassen  mit  2  —  5  Mark  Ueberschuß;  insgesamt  74  Kassen,  die 
über  2  ]\Iark  pro  Einwohner  aus  ihren  Sparkassen  ziehen. 

Ganz  vorzüglich  läßt  sich  Dank  den  Untersuchungen  »Ge- 
meindevermögen und  Gemeindehaushalt  der  Städte  Sachsens  1893« 
in  der  »Zeitschrift  1897«  die  hervorragende  Bedeutung  der  Spar- 
kassengewinne für  die  städtischen  Gemeinden  nachweisen.  In  66 
Städten  von  103  in  Betracht  kommenden  rührte  mindestens  ^/lo 
aller  Einnahmen  der  politischen,  Kirchen-  und  Schulgemeinde 
zusammen  aus  der  Ortssparkasse  her.  Einzelbeispiele  dafür,  daß 
die  Gemeinden  fast  von  ihrer  Sparkasse  leben,  sind  in  großer 
Zahl  vorhanden.     Um  einige  anzuführen: 


Einnal- 

imen  pro 

Einnahmen  p 

iro 

Bew 

ohner 

Bev 

rohner 

Gemeinde 

Einw. 

insges. 

Sparkasse 

Gemeinde 

Einw. 

inges.  ! 

1.  d.  Sp; 

irk. 

Großenhain 

1 1  981 

30>50 

7,00 

M. 

Schwarzenberg 

3649 

23.90 

5,80 

M. 

Frankenberg 

II  642 

32,80 

4,50 

» 

Pulsnitz 

3405 

21,30 

5,60 

» 

Oschatz 

9702 

30,00 

6,50 

» 

Dippoldiswalde 

3399 

22,30 

6,50 

» 

Grimma 

9380 

27>5o 

5.30 

» 

Taucha 

3251 

18,00 

7,30 

> 

Hainichen 

8  163 

21,90 

4,40 

» 

Geringswalde 

3197 

29,00 

13,00 

» 

Löbau 

8  109 

36,30 

15,00 

» 

Schirgiswalde 

3046 

6,10 

2,80 

» 

Borna 

7869 

32,20 

12,40 

» 

Lommatzsch 

2969 

25,80 

7,00 

» 

Stollberg 

6983 

21,40 

5.90 

» 

Dahlen 

2946 

13,30 

2,60 

» 

Penig 

6570 

22,40 

5-30 

Mügeln 

2587 

25,70 

10,80 

z> 

Rochlitz 

6516 

32,40 

17,10 

» 

Naunhof 

2174 

20,10 

8,20 

» 

Lichtenstein 

6  152 

15.50 

4,70 

» 

Stolpen 

1421 

28,90 

14,00 

» 

Bischofswerda 

5  794 

24>50 

7.30 

j> 

Bernstadt 

1316 

20,10 

4.70 

» 

Colditz 

4  900 

20,90 

5,00 

» 

Hohnstein 

1278 

11,50 

3,00 

> 

Nossen 

4  198 
etc. 

27,60 

7,50 

* 

Kohren 

932 
etc. 

22,70 

6,30 

1> 

(Entnommen  Tabelle   17.) 
Alle  ziehen  mehr  als  ^/s  ihrer  Einnahmen  aus  den  Sparkassen, 
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Rochlitz  z.  B.  mehr  als  die  Hälfte.  Für  die  Großstädte  tritt 
diese  Einnahmequelle  relativ  zurück. 

Die  Ueberschüsse  werden  nun  tatsächlich  von  vielen  Gemein- 
den verbraucht,  ohne  Rücksicht  darauf,  daß  die  Rücklage  nicht 
die  satzungsgemäße  Höhe  hat.  Im  Beobachtungsjahre  waren  nicht 
weniger  als  43  Fälle  zu  zählen,  wo  der  Sparkassengewinn  ganz 
oder  zum  Teil  in  die  Gemeindekasse  floß,  obgleich  die  Rücklage 
unter  5%  blieb.  Die  schlimmsten  Beispiele  bieten  leider  die 
größeren  und  älteren  Kassen.  Crimmitschau  hatte  nur  1,8% 
Rücklage,  an  den  vollen  5%  fehlten  183449  Mark.  Trotzdem 
erhielt  die  Stadtkasse  43  943  Mark  Gewinn,  Zittau  bekam  75  000  Mark 
heraus,  statt  sie  den  2,3%  Rücklage  zuzuführen.  Selbst  Dresden 
und  Zwickau  brachten  ihre  Rücklagen  nicht  auf  die  erforderliche 
Höhe.  In  Dresden  hätte  dazu  der  ganze  Ueberschuß  verwendet 
werden  müssen,  in  Zwickau  nur  74- 

Natürlich  werden  die  Rücklagen,  wenn  sie  einmal  5%  erreicht 
haben,  nur  noch  durch  einen  kleinen  Teil  der  Nettogewinne  ge- 
stärkt. Man  hält  dann  fast  überall  die  Rücklage  auf  dieser  Höhe 
und  führt  ihr  wenig  neue  Gelder  zu.  Beispiele  bieten  sich  in 
genügender  Menge. 

Für  das  Jahr  1900  werden  zuerst  die  gleichen  Untersuchungen 
angestellt,  wie  für  1893.  Wie  hoch  ist  die  Sparkassenüberweisung 
im  Verhältnis  zum  Guthaben  und  zur  Einwohnerzahl  ?  und  liegen 
Vernachlässigungen  der  Rücklagen  vor.?  Berücksichtigt  konnten 
die  y^  Gemeinden  über  5000  Einwohner  und  i  5  kleinere  werden. 
Vorauszuschicken  ist,  daß  1900  absolut  nur  ebensoviel  Gewinn 
für  die  Gemeinden  erzielt  werden  konnte,  als  1893,  800  000  Mark 
weniger  als  1897,  wegen  der  für  die  Sparkassen  ungünstigen  Kon- 
junktur. Infolgedessen  sind  die  Verhältniszahlen  durchweg  etwas 
niedriger.  Trotzdem  treffen  wir  wieder  außergewöhnlich  hohe 
Gewinne  an.  51  Kassen,  weit  mehr  als  die  Hälfte  der  unter- 
suchten Kassen,  zahlten  den  Einlegern  über  ^2%  zu  wenig  Zinsen, 
13   davon  über  "/io%  zu  wenig. 

Sehr  lehrreich  ist  dann  die  Gegenüberstellung  des  Istertrages 
aller  Steuern  mit  den  in  den  Ilaushaltplan  1901  eingestellten 
Sparkassengewinnen  für  die  Gemcinikn  über  5000  lünwohner. 
Sowohl  die  absoluten  Beträge,  als  die  auf  1  l'',inwt)hncr  entfallen- 
den Belastungen  enthält  Tabelle   18. 

Die  Sparkassengewinne  sind  in  \  ielcn  Gemeinden  eine  ganz 
bedeutende    F^rgänzung    der   Steuereinnahmen,    für    die  liewohner 
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allerdings  eine  recht  hohe  Steuer.  JJie  Zahlen  in  Sp.  6  und  7  der 
Tabelle  brauchen  keine  Interpretation.  Einige  Beispiele  seien 
wieder  herausgegriffen. 


Auf  I    Einwohner 

Auf  I   Einwohner 

kamen 

kamen 

Gemeinde 

M.   Spar-  .,    .. 
,       *        M.  Steuer- 
kassen-         ,     ^ 
last 

Gemeinde 

M.   .Siiar-  -,    e. 
,        '         M.  Steuer- 
kassen-         ,     ^ 
last 

gewnin 

gewinn 

Bautzen 

4,80            17,30 

Borna 

6,50           10,80 

Glauchau 

3,50           13.90 

Ilainichen 

6,00           14,20 

Pirna 

5,30            12,40 

Burgstädt 

4,70           15.30 

Würzen 

4,90           17,20 

Markranstädt 

6,40           11,10 

MitUveida 

6,10           17,40 

Stollberg 

5,20           10,00 

Frankenberg 

4,70           12,90 

Bischofswerda 

7,10             7,80 

Großenhain 

6,70            14,90 

Lüßnitz 

3,80             7,20 

Oschatz 

7,60           11,20 

Rochlitz 

15,30           10,00 

Kamenz 

4,00              8,20 

Colditz 

7,30           10,00 

Löbau 

12,60           11,10 

Hartha 

6,70           13,80 

Schneeberg 

3,10             9,60 

Penig 

9,70           14,90 

etc. 

etc. 

(Entnommen  Tabelle   i8.) 

In  Löbau  und  Rochlitz  bringt  die  Sparkasse  mehr  ein,  als 
alle  Steuern  zusammen.     Es  erzielte 

Löbau     107589  Mark    Steuern,     122036  Mark   Sparkassengewinn 
Rochlitz  63  152       »  0  96800       »  » 

Die  Sparkassen  sind  vollständig  zu  Erwerbsanstalten  gewor- 
den. Wir  müssen  sie  den  gewinnbringenden  Gemeindeunterneh- 
mungen, wie  Gasanstalten,  Straßenbahnen  etc.  gleichsetzen,  dar- 
über kann  kein  Zweifel  mehr  sein.  In  Spalte  4  und  5  derselben 
Tabelle  stehen  die  Ueberschüsse  der  Sparkassen  und  Gasanstalten 
unmittelbar  nebeneinander.  Die  Sparkassen  werfen  fast  durchweg 
höhere  Gewinne  ab  als  die  Gasanstalten,  die  wir  als  reine  Er- 
werbsunternehmen bezeichnen.  Für  zahlreiche  Gemeinden  ist  die 
Sparkasse  bisher  überhaupt  die  einzige  gewinnbringende  Gemeinde- 
unternehmung geblieben. 

Für  1905  sind  aus  dem  Urmaterial,  den  statistischen  Er- 
hebungsformularen, die  Brutto-  und  Nettogewinne,  die  Verwaltungs- 
kosten, sowie  die  Ueber Weisungen  zu  kommunalen  Zwecken  für 
alle  Kassen  zusammengestellt  und  die  Verhähniszahlen  wie  für 
1893  und  1900  berechnet  worden.  Neu  ist  dagegen  die  Berech- 
nung der  Zinsspannung  für  jede  Kasse.  Sie  ermöglicht  das  zu- 
verlässigste Urteil  über  die  Rentabilität  der  Sparkassen. 

Die  Ergebnisse  stimmen  in  allen  Punkten  mit  denen  von 
1893  und   1900  überein. 
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1905  warfen  einen  Bruttogewinn  ab  von 

0— V-'%  V-'-Vi  'A— 1%         über   lO/y         überhaupt 

20  62  137  112  331 

Sparkassen. 

Der  Bruttogewinn  oder  die  Zinsspannung,  im  Landesdurch- 
schnitt auf  0,96%  berechnet,  ist  bei  112  Kassen  über  1%.  Das 
gilt  vor  allem  für  die  alten  und  großen  Kassen.  Weitere  137 
Kassen  weisen  eine  Spannung  von  V* — 1%  zwischen  Aktiv-  und 
Passivzins  auf.  Beispiele  für  außerordentlich  hohe  Rohgewinne 
sind:  Wolkenstein  1,80%,  Glauchau  1,63%,  Meerane  1,52%,  Haini- 
chen  1,47%,  Bischofswerda  1,44%,  Neukirchen  1,42%.  Wir  müssen 
uns  vergegenwärtigen,  daß  diese  Kassen  von  100  Mark  Zinsein- 
nahmen nicht  weniger  als  etwa  30 — 35  Mark  für  sich  behalten, 
den  Rest  den  Sparern  zugute  kommen  lassen. 

2.  Die  direkten,  zu  sofortigem  Verbrauch  dienenden  Ueber- 
weisungen  an  die  Gemeindekassen  sind  wieder  mitunter  außer- 
ordentlich hoch. 

1905  überwiesen  den  Gemeinden  vom  Spar-Gewinn 
o— 7^%  V*— 72%  7^—7-*%         über  ^/^o/^         überhaupt  Zahl  der 

Sparkassen 
31  77  47  25  180  331 

Sparkassen. 

180  Kassen  von  331  lieferten  überhaupt  einen  Teil  der  Ge- 
winne an  ihre  Gemeinden  ab,  und  zwar  verwendeten  149  Kassen 
über  74%  vom  Guthaben  der  Sparer  einschließlich  dem  Reserve- 
fonds für  sich,  darunter  25  Kassen  mehr  als  74%;  auf  i  Bewoh- 
ner berechnet:  über  10  Mark  pro  Kopf  der  Einwohner  erwirt- 
schafteten  14  Kassen.     Das  waren: 


M. 

M. 

M. 

M. 

Stolpen 

23,50 

Rochliiz 

2ü,8o 

Sayda 

20,00 

Würzen 

19,40 

Wilsdruff 

17,20 

Radeburg 

14,70 

Löbau 

13,60 

Geringswalde 

12,70 

Gottleuba 

12,60 

Frauenslein 

12,30 

Penig 

12,20 

Neustädtcl 

12,00 

Mügeln 

10,20 

Trebsen 

10,00 

5 — 10  Mark  Gewinn  pro  Einwohner  überwiesen  44  Kassen 
2 — 5*  »»  »  »  05* 

Wir  müssen  nur  bedenken,  daß  1905  in  Sachsen  45  190  610  Mark 
staatliche  Jünkommenstcuer,  das  sind  genau  10  Mark  auf  i  Be- 
wohner, vereinnahmt  wurden.  I  laltt'n  wir  dagegen,  daß  im  selben 
Jahre  von  den  Sparkassen  ii  213  187  Mark  Nettogewinn  erzielt 
wurden,  das  sind  2, 50  auf  den  Kopf  und  davon  wieder  6421  250  Mark 
=  1,40  Mark  pro  Kopf  von  den  Gemeinden  sofort  verwendet 
wurden,  so  bekommen  wir  eine  ungefähre  X'orstellung  davon,   wie 
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außerordentlich  L(roß  die  Belastung  der  Sparer  ist,  und  wie  uner- 
setzlich für  sehr  viele  Gemeinden  die  Sparkassen  geworden  sind. 

3.  Die  Beweise  dafür,  daß  ohne  Rücksicht  auf  die  ordnungs- 
mäßige Höhe  der  Sicherheitsrücklagen  Gewinne  verteilt  werden, 
sind  auch   1905  sehr  zahlreich. 

51  Kassen  führten  Teile  vom  Ueberschuß  ab,  obgleich  sie 
noch  nicht  5%  Rücklage  besaßen.  Als  auffälligste  seien  erwähnt: 
Crimmitschau  mit  12  Millionen  Einlegerguthaben,  300  000  Mark 
Rücklage  =  272%,  Hi  000  Mark  Reingewinn,  looooo  Mark  davon 
an  die  Stadt  überwiesen;  Falkenstein  2^2%  Rücklage,  66000  Mark 
Reingewinn,  44  000  Mark  in  die  Stadtkasse ;  es  hat  seit  Bestehen 
der  Kasse  bereits  494  000  Mark  überwiesen,  statt  die  Rücklage 
auf  die  Mindesthöhe  zu  bringen.  Selbst  ganz  junge  Kassen  be- 
folgen diese  Praxis,  z.  B.  Leubnitz,  1902  gegründet,  277000  Mark 
Spargeld,  60  Mark  Rücklage,  trotzdem  werden  836  Mark  an  die 
Ortskasse  abgeführt. 

Ueber  die  weitere  Verwendung  der  den  Gemeinden  über- 
wiesenen Summen  fehlen  alle  Nachweise  in  der  Landesstatistik. 
Auch  die  größeren  Kassen  der  exemten  Städte  liefern  meist 
keine  darauf  bezüglichen  Angaben.  Chemnitz  und  Dresden  ver- 
rechnen die  Summen  gar  nicht  besonders.  Leipzig  hat  ein  be- 
sonders Konto  für  die  Sparkassengewinne.  Es  verbraucht  die 
Gewinne  zum  größten  Teil,  wie  fast  alle  Gemeinden,  zu  Schul- 
und  Kirchenzwecken,  doch  kommen  auch  Posten  vor,  die  sich 
mit  der  eigentlichen  Bestimmung  der  Gewinne  »zu  wohltätigen 
Zwecken«  wohl  kaum  in  Einklang  bringen  lassen,  so  1907:  Jubi- 
läumsfonds des  kaufmännischen  Vereins  1000  Mark,  dem  Renn- 
klub loooo  Mark,  Unteroffiziersjubiläum  20000  Mark,  Ehrenpreis 
2150  Mark,  P'orschungsreise  nach  Südamerika  lOOOO  ]\Iark  und 
dergleichen. 

Wir  wollen  den  Zahlen  noch  einige  Aeußerungen  der 
Gemeinden  selbst  über  den  Wert  der  Sparkassen 
anfügen :  sie  finden  sich  vorwiegend  in  Jubiläums-  und  Festbe- 
richten. Auf  die  wichtige  Stelle  in  der  Petition  des  Sparkas- 
senverbandes von  1907,  wo  es  hieß,  »daß  in  der  erdrückenden 
Mehrzahl  der  Gemeinden  die  Sparkassen  mehr  oder  weniger  die 
Basis  ihrer  höheren  Lebenshaltung  geworden  seien«^,  sei  noch- 
mals ganz  besonders  hingewiesen. 

Dann  möge  eine  sehr  alte  und  bedeutende  Kasse,  die  zu 
Lie  b  e  r  t  w  o  1  k  w  i  tz  ,      1850     gegründet,     zu    Worte    kommen: 
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»Mit  den  erhaltenen  Ueberschüssen  konnten  die  Bedürfnisse  der 
Gemeinde  anfänglich  teilweise ,  später  ganz  gedeckt  werden. 
Bis  1872  wurden  nur  Schul-  und  Armenanlagen,  Gemeindean- 
lagen dagegen  nur  bis  1853  und  1874 — 'j^,  vom  Jahre  1877  an 
aber  Steuern  irgendwelcher  Art  nicht  mehr  erhoben.  Die  sämt- 
liche Ortsbeschleußung,  verschiedene  Straßenregulierungen  und 
gepflasterte  Fußwege  konnten  hergestellt,  der  nicht  unbedeu- 
tende Bedarf  des  Schulwesens  alljährlich  von  den  Ueberschüssen 
mit  gedeckt  werden,  was  sonst  nur  mit  schweren  Opfern  seitens 
der  Gemeindemitglieder  hätte  geschehen  können.« 

Ebenso  berichtet  Oschatz  (1845  gegründet):  »Bereits  1857 
hatte  NN.  gesagt,  daß  von  der  Sparkasse  die  Zukunft  der  Stadt 
abhänge,  und  dieses  weitausschauende  Urteil  hat  nicht  getrogen, 
wie  jedermann    weiß,    der    die    Verhältnisse    von    Oschatz    kennt 

Oschatz  ist  das,  was  es  gegenwärtig  ist,  im  wesentlichen 

durch  die  geeignete  Verwendung  der  Sparkassenüberschüsse 
geworden.« 

Die  Sparkasse  zu  Kirchberg  (1859  gegründet)  meint  kurz 
und  vielsagend :  »Welchen  reichen  Segen  die  Sparkasse  für  die 
Stadtgemeinde  Kirchberg  einerseits  und  für  die  Einwohnerschaft 
der  Stadt  andererseits  gestiftet  hat,  ist  so  allgemein  bekannt, 
daß  eine  Klarlegung  desselben  hier  überflüssig  ist  und  gewiß 
auch    von    niemand    ein  Zweifel    hierüber  erhoben  werden  wird«. 

Ebenso  meint  Nerchau  (1891  gegründet):  »Der  in  10 jäh- 
riger Tätigkeit  erzielte  Reingewinn  von  94000  Mark  spricht  für 
sich  selber.« 

Damit  wollen  wir  die  Untersuchung  über  die  Bedeutung  der 
Sparkassen  für  die  Gemeinden  schließen.  Sic  hat  uns  gezeigt, 
daß  die  bisher  verhältnismäßig  wenig  beachteten  Sparkassen  für 
die  Mehrzahl  der  kleinen  und  mittleren  Städte  über  2000  Ein- 
wohner die  Haupteinnahmequelle,  ihr  Lebensnerv  geworden  ist. 
Wir  müssen  der  I^etition  von  1907  darin  beistimmen,  daß  eine 
Minderung  des  Reingewinnes  den  Gemeinden  schwere  Störungen 
in  ihrem  Haushaltplan  bringen  würde.  Und  doch  müssen  wir 
sagen,  daß  diese  Entwicklung  zu  Gewinninstituten  falsch  ist  und 
daß  ihr  Einhalt  geboten  werden  muß. 

Die  Rücksicht  auf  die  Sparer  ni  u  I.n  der  oberste 
Grundsatz  d  e  r  S  j)  a  r  k  a  s  s  c  s  c  i  n  ,  nicht  die  R  ü  c  k  s  i  c  h  t 
auf  die  Gemeinde.  Ivs  ist  unsozial,  einen  bedeutenden  Teil 
der  Gemeindelasten  den  SchuitiMn  derS])arcrschichtcn  aufzubürden. 
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Die  Sparkasscngewinnc  sind  grundsätzlich  nichts  anderes  als  eine 
grobe  Art  von  Kopfsteuer,  die  gerade  denjenigen  auferlegt  wird, 
welche  geschont  und  gefördert  werden  sollten.  Die  alte  Ent- 
gegnung, daß  bei  den  kleinen  Guthaben  bis  etwa  200  Mark 
Höhe  der  Gewinn  von  den  Verwaltungskosten  aufgezehrt  wird, 
die  Kassen  also  von  den  großen  Sparern  leben,  ist  ganz  unan- 
gebracht. Auch  der  kleine  Sparer  wird  einmal  groß  und  wird 
dann  besteuert,  und  auch  der  größte  Sparer  gehört  noch  immer 
dem  Mittelstande,  dem  vielbesteuerten,  an.  Die  vermögendsten 
Klassen  unterliegen  nicht  dieser  Art  von  Steuer.  Auch  der  Ein- 
wand ,  daß  die  Gewinne  doch  der  ganzen  Gemeinde  zugute 
kommen,  rechtfertigt  nicht  diese  Art  ungerechter  und  ungleich- 
mäßiger Steuer. 

Man  kann  nur  z  w  e  i  W  e  g  e  gehen:  Entweder  halten 
die  Sparkassen  an  dem  alten  Grundsatz,  den  wirtschaftlich 
Schwachen  zu  fördern,  den  die  Regierung  noch  heute  ver- 
tritt, fest,  freiwillig  oder  gezwungen;  dann  dürfen  sie  dem  Sparer 
nicht  den  4.  Teil  seiner  Zinsen  vorenthalten  und  diesen  Gewinn 
der  Allgemeinheit  zugute  kommen  lassen;  sondern  sie  müssen 
ihm  vmeigennützig  alles  geben,  bis  er  keinen  Schutz  mehr  braucht. 
Die  Deckungsmittel  für  den  Gemeindebedarf  sind  von  Allen  nach 
den  bekannten  Steuergrundsätzen  aufzubringen. 

Oder  die  Sparkassen  lassen  die  Entwicklung  so  w'eiter 
gehen,  die  Gemeinden  leben  weiter  von  den  Kassen. 
Dann  dürfen  wir  sie  nicht  mehr  als  »Wohltätigkeitsanstalten« 
oder  gemeinnützige  Institute  ansehen,  und  es  würde  dann  wohl 
an  der  Zeit  sein,  »Sparkassen  für  den  kleinen  Sparer  zu  gründen«, 
wie  Schachner  treffend  bemerkt. 

Wir  sind  der  Ansicht,  daß  es  zu  den  Aufgaben  der  Gemein- 
den gehört,  den  Sparsinn  der  untersten  Bevölkerungsschichten 
und  damit  deren  wirtschaftliche  Lage  uneigennützig  zu  fördern, 
und  daß  den  Sparkassen  daher  nur  der  erste  Weg  zu  gehen 
bleibt. 

XII.  Ergebnisse. 

Zwei  Aufgaben  sind  den  Sparkassen  zugewiesen ;  Das  An- 
sammeln der  Spargelder  im  Lande  und  das  nutzbringende  Anlegen 
derselben  Gelder.  Zweierlei  Interessen  stehen  sich  dabei  gegen- 
über :  der  Sparer  verlangt  möglichst  hohe  Verzinsung  seines  Gut- 
habens,   die  Sparkasse    sucht    dagegen    möglichst    große    Ueber- 
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Schüsse  für  ihre  Gemeinde  zu  erlangen.  Die  abgeschlossene 
Untersuchung  Hefert  dementsprechend  2  Reihen  von  Ergebnissen, 
deren  wichtigste  wir  noch  einmal  im  Zusammenhang  vorüberziehen 
lassen  wollen. 

I.  Die  Untersuchung  des  Passivgeschäftes 
der  Sparkassen  ergab: 

a)  Von  den  größeren  deutschen  Bundesstaaten  hat  Sachsen 
heute  die  größte  Spartätigkeit  entwickelt.  Bei  Berücksichtigung 
der  Fehler  und  Mängel  der  Statistik  ist  doch  eine  größere  Zahl 
von  Sparbüchern  und  ein  höherer  Sparbetrag  auf  den  Kopf  der 
sächsischen  Bevölkerung  zu  verzeichnen  als  bei  jenen. 

b)  In  der  Hauptsache  handelt  es  sich  um  wirkliche  Spar- 
gelder der  mittleren  Einkommensschichten.  Größere,  Depositen- 
charakter tragende  Kapitalien  haben  nicht  in  nennenswertem  Alaße 
Eingang  gefunden. 

c)  Seit  etwa  30  Jahren  ist  ein  Zustand  einer  gewissen  Sätti- 
gung im  Sparkassenwesen  eingetreten.  Die  Sparkassen  haben  alle 
für  sie  in  Betracht  kommenden  Sparerkreise  als  Kundschaft  ge- 
wonnen und  dehnen  diesen  Kreis  wenio-  auf  neue  Bevölkerunss- 
schichten  aus. 

d)  Die  Spargeldmasse  wächst  infolgedessen  ziemlich  gleich- 
mäßig weiter,  Zu-  und  Abfluß  bleiben  im  Verhältnis  zu  ihr  kon- 
stant. Von  den  Einkommensschichten,  denen  die  Sparer  ent- 
stammen, beginnt  die  eine  Generation  eben  das  Sparen ;  die 
vorhergehenden  sparen  weiter,  doch  ist  bei  ihnen  schon  der  An- 
teil der  gutgeschriebenen  Zinsen  gegenüber  den  Neueinzahlungen 
gestiegen.  Die  älteste  Sparergeneration  dagegen  hebt  große  Teile 
ihres  Guthabens  ab,  teils  um  sie  zu  verzehren,  teils  um  sie  ge- 
winnbringender zu  verwerten.  Das  ist  in  groben  Zügen  der  Ver- 
lauf der  Spargeldbewegung  seit  30  Jahren. 

e)  Die  Folge  des  Abströmens  der  im  Schutze  der  Sparkassen 
groß  gewordenen  Guthaben  zu  Zeiten  günstiger  Konjunktur  ist 
ein  Schwanken  des  absoluten  jährlichen  Einzahlungsüberschusses. 
Die  Schwankungen  verlaufen  entgegengesetzt  den  Wellen  der 
wirtschaftlichen  Konjunkturen,  sind  aber,  an  der  Ciesamtmasse  der 
Spargelder  gemessen,  unbedeutend.  Sic  sind  die  ganz  natürlichen 
Folgen  einer  gleichmäßigen  Spartätigkeit  in  einem  bestimmten 
Sparerkreis,  wie  sie  unter  d  skizziert  wurde. 

f)  Zwischen  Agrar-  und  hidustrieteii  in  Sachsen  zeigen  sich 
große  Unterschiede    in    bezug  auf  die  \'crbreitung  der  Spartätig- 

Zeitschrift  Tür  die  ges.  Staatswisscnsch.     ErsiinriiiigshcH  44.  7 
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kcit.  Die  Industriegebiete  weisen  weniger  Sparbücher  und  weniger 
Guthaben  pro  Einwohner  auf.  Das  Hegt  daran,  daß  die  Arbeiter- 
kreise zum  großen  Teile  nocli  den  Sparkassen  fernstehen. 

2.  Die  Untersuchung  d  e  s  A  k  t  i  v  g  e  s  c  h  ä  f  t  e  s  d  e  r 
Sparkassen  ergab: 

a)  Für  den  lokalen  Ilypothekenmarkt  und  damit  mittelbar 
auch  für  die  Gemeinden  sind  die  Sparkassen  von  unberechen- 
barem Nutzen. 

b)  Die  Gemeinden  haben  frühzeitig  auch  unmittelbaren  Vor- 
teil aus  ihren  Sparkassen  gezogen  und  besonders  in  den  letzten 
Dezennien   haben   sie  sich  zu  reinen  Gewinninstituten  entwickelt. 

c)  Die  Ueberschußpolitik  ist  die  Ursache  für  die  bis  1905 
zunehmende  Vernachlässigung  des  Wertpapierstandes,  sowie  der 
Sicherheitsrücklage  gewesen. 

d)  Ihr  ist  auch  ein  großer  Teil  der  Schuld  an  der  bestehen- 
den Konkurrenz  der  Sparkassen  zuzuschreiben,  da  das  Gewinn- 
streben zahlreiche  Neugründungen  in  den  letzten  20  Jahren  her- 
vorgerufen hat. 

Unsere  Stellung  ist  grundsätzlich  die,  daß 
das  Passivgeschäft  der  Sparkassen  für  ihr  Ak- 
tivgeschäft maßgebend  sein  muß,  d.  h.,  daß  das 
Wohl  des  Sparers  im  Vordergrunde  aller  Sparkassenpolitik  zu 
stehen  hat.  Wir  sind  der  Meinung,  daß  die  Sparkassen  heute 
noch  dringender  wie  jemals  dazu  berufen  sind,  eine  soziale  Ein- 
richtung im  Sinne  der  Entstehungszeit  zu  bilden.  Sie  sollen  eine 
Ergänzung  bez.  Fortführung  der  Sozialversicherung  sein.  Sie 
sollen  in  erster  Linie  den  Sparsinn  der  unteren  Bevölkerungs- 
klassen wecken  und  fördern  und  nur  wirklichen  Spargeldern 
Unterkunft,  aber  auch  vollen  Zinsertrag  gewähren.  Die  jetzige 
Ueberschußpolitik  ist  trotz  ihrer  segensreichen  Ergebnisse  als  eine 
einseitige  Besteuerung  mittlerer  Kreise  zu  verwerfen. 

Von  diesem  Standpunkt  aus  gelangen  wir  zu  folgender 
Lösung  der  noch  offenen  Fragen:  Die  noch  abseits 
stehenden  unteren  Bevölkerungskreise,  vor  allem  die  Arbeiter- 
schichten, sind  heranzuziehen.  Das  Sparkassennetz  muß  deshalb 
in  der  in  Kapitel  4  angegebenen  Richtung  ausgebaut  werden 
(Verbandssparkassen,  Filialwesen,  Verbindung  mit  der  Post  etc.) 
und  seine  Zugänglichkeit  ist  zu  verbessern.  (Kap.  5,  Günstige 
Geschäftsstunden,  Abholungsverkehr  etc.) 

Es  ist  den  Sparern  der  volle  Zinsertrag  nach  Abzug  der  Ver- 
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waltungskosten  und  einer  Versicherungsquote,  die  der  Rücklage 
zukommt,  zu  gewähren. 

Auch  in  Zukunft  ist,  wieder  schärfer  als  bisher,  darauf  zu 
achten,  daß  nur  wirkliche  Sparer  die  Sparkasse  benutzen.  Die 
Festsetzung  einer  Maximalgrenze  für  das  Einlegerguthaben  ist 
überflüssig,  da  ein  großes  Guthaben  auf  mehrere  Bücher  verteilt 
wird,  und  da  diese  Grenze  bei  wachsendem  Wohlstande  der  Be- 
völkerung von  Zeit  zu  Zeit  erweitert  werden  muß,  wie  die  Er- 
fahrung gezeigt  hat.  Die  beste  Maßregel,  Gelder  abzuhalten,  die 
nur  einen  vorübergehenden  höheren  Zins  ausnutzen  wollen,  ist 
immer  noch  fast  ausschließlich  die  strenge  Aufrechterhaltung 
langer  Kündigungsfristen,  die  mit  der  Höhe  der  zurückgeforderten 
Beträge  wachsen,  auch  in  Friedenszeiten.  Dazu  könnten  treten : 
Gewährung  von  Sparprämien  für  längeres  Sparen,  demgegenüber 
geringere  Verzinsung  von  nach  kürzerer  Zeit  wieder  abgehobenen 
Beträgen.  —  Zunächst  wäre  ein  niederer  Jahreszins  zu  zahlen,  die 
Ueberschüsse  müßten  als  eine  Art  von  Dividende  geraume  Zeit 
später  an  die  Sparer  verteilt  werden.  Die  Sparkassen  würden 
dann  vor  Verlusten  bewahrt  bleiben,  fremdartige  Kapitalien  aber 
abgehalten  werden,  da  ihnen  kein  sicherer  hoher  Gewinn  in  Aus- 
sicht steht. 

Wir  sind  jetzt  schließlich  in  der  Lage,  die  drei  ersten 
Kapitel  zu  vollenden.  Die  zukünftigen  Aufgaben  der 
Sparkassen  (Kapitel  i)  haben  wir  eben  zu  umgrenzen  versucht : 
Es  sind  Aufgaben,  die  würdig  wären,  von  dem  sächsischen  Spar- 
kassenverband gelöst  zu  werden. 

Die  Stellung  des  Staates  (Kapitel  2)  zu  den  Sparkassen 
ist  heute  schwieriger  als  je,  da  er  sich  nicht  den  Sparkassen, 
sondern  den  von  dem  Gedeihen  der  Sparkassen  abhängigen  Ge- 
meinden gegenüber  sieht.  Die  scheinbar  geringfügige,  in  Wirk- 
lichkeit aber  für  die  Gemeinden  sehr  ernste  Anlagefragc  —  lO% 
oder  25%  Papiere  —  hat  einen  Aufstand  gegen  jeden  Zwang 
hervorgerufen,  und  bei  dieser  Anlagefrage  muß  sich  der  Staat 
entscheiden.  Es  ist  kein  Zweifel,  daß  die  Sparkassen  etwaige 
Verluste  bei  der  Durchführung  des  Anlagezwangcs  auf  die  Sparer 
abwälzen  werden,  indem  sie  eine  Revision  des  Zinsfußes  vorneh- 
men (Petition).  Das  kann  aber  nicht  in  der  Absicht  der  Regierung 
liegen,  die  immer  den  »Wohltätigkeitscharakter«  zu  erhalten  be- 
müht war.  Sie  nuiß  also  Vorsorge  treffen,  daß  die  Abwälzung 
unterbleibt.     Das  bedeutet  aber  auf  jeden  ]""all  eine  Schmälerung 
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des  Reingewinnes  der  Gemeinden.  Die  Regierung  muß  also  zu 
der  Ueberschußfrage  Stellung  nehmen,  und  sie  kann  nur  daran 
festhalten,  daß  die  S[)arkassen  rein  soziale  Gemeindeanstalten  sein 
dürfen,  keine  bankähnlichen  Erwerbsinstitute. 

Die  Sparkassenstatistik  (Kapitel  3),  auf  den  ersten  Blick 
ein  wenig  Schwierigkeiten  bietender  Zweig  der  Statistik,  hat  doch 
nicht  alle  Anforderungen,  die  an  sie  zu  stellen  wären,  erfüllt. 

Die  geltenden  Formulare  erfüllen  ihren  einen  Zweck, 
als  Kontrollabrechnungen  für  die  Aufsichtsbehörde,  unserer  An- 
sicht nach  genügend.  Nur  die  Verwendung  der  Reingewinne 
wird  unvollkommen  nachgewiesen.  Die  Sicherheit  der  Hypotheken- 
darlehen läßt  sich  überhaupt  nicht  aus  Papieren  ersehen,  und  diese 
zu  kontrollieren  wäre  Aufgabe  von  staatlichen  oder  Verbandsrevi- 
sionen. 

Um  dem  zweiten  Zwecke  zu  genügen,  nämlich  der  Statistik 
Unterlagen  für  die  Beurteilung  der  Spartätigkeit  im  Lande  zu  ge- 
währen, wären  ebenfalls  nur  wenige  bedeutendere  Ergänzungen 
nötig.  Als  wünschenswert  hatten  wir  die  genauere  Gliederung 
des  Gewinn-  und  Verlustkontos  bezeichnet.  Ein  Eindringen  in 
die  Bewegung  der  verschiedenen  Kontenklassen  dagegen  würde 
w^ohl  ebenso  wie  die  Durchführung  einer  ständigen  Berufsstatistik 
auf  große  Schwierigkeiten  stoßen. 

Die  Veröffentlichungen  der  Sparkassenstatistik  hätten, 
wie  wiederholt  erwähnt,  auf  die  räumlichen  und  zeitlichen  Ver- 
schiedenheiten der  Kassen  einzugehen,  also  zu  zeigen,  mit  welcher 
Bevölkerung  es  die  Kassen  zu  tun  haben  und  wie  hoch  ihr  Alter 
ist.  Sie  müßten  ferner  wenigstens  von  Zeit  zu  Zeit  den  Versuch 
machen,  die  Bewegung  der  verschiedenen  Kontenklassen  darzu- 
stellen, um  der  Wellenlinie  des  Einzahlungsüberschusses  und  den 
übrigen  hier  aufgeworfenen  Fragen  etwas  näher  zu  kommen.  Dann 
sei  auf  eine  von  den  uns  mannigfach  entgegengetretenen  Lücken 
nochmals  hingewiesen.  Die  Darstellung  der  Verlustmöglichkeiten 
bei  Effekten  und  Hypotheken  und  der  tatsächlich  eingetretenen 
Verluste  muß  in  die  Statistik  aufgenommen  werden,  da  uns  sonst 
zur  Beurteilung  der  Anlagefrage  kein  vollständiges  Material  zur 
Verfügung  steht. 

Das  wichtigste  bisher  wenig  beachtete  Problem,  die  Ueber- 
schußpolitik,  muß  als  Kernpunkt  der  Sparkassenfrage  in  Zukunft 
eingehend  behandelt  werden.  Die  Statistik  muß  dauernd,  oder 
doch  wenigstens    von  Zeit    zu  Zeit   darüber  Aufschluß  geben,   ob 
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die  Entwicklung  der  Kassen  zu  Gewinnanstalten  andauert  und  wie 
groß  die  Bedeutung  der  Ueberschüsse  für  die  Gemeinden  ist  — 
ob  und  in  welchem  Umfange  eine  Minderung  des  Reingewinns 
durch  Revision  des  Zinsfußes,  d.  h.  auf  Kosten  der  Sparer  wieder 
wett  gemacht  wird,  —  oder  ob  der  wohltätige  Zweck  der  Spar- 
kassen wieder  bestimmend  für  ihre  Politik  wird. 

Die  Sparkassen  würden  sowohl  der  Volkswirtschaft  als  auch 
vor  allem  schließlich  sich  selbst  unendUch  dienen,  w-enn  sie  den 
Grundsatz  durchführen  würden:  Wir  wollen  den  wirtschaftlich 
Schwachen  mit  allen  Kräften  schützen  und  fördern.  Wenn  er 
stark  und  kräftig  geworden  ist,  dann  können  wir  ihm  den  Schutz 
entziehen  und  seinen  Schultern  den  von  ihm  gerechterweise  zu 
tragenden  Teil  der  Gemeinde-  und  Staatslasten  aufbürden. 

Die  Aufgabe  unserer  statistischen  Studie:  -Kritische  Dar- 
Stellung  der  Entwicklung  und  des  gegenwärtigen  Zustandes  des 
sächsischen  Sparkassenwesens«  kann  w^ohl  als  gelöst  angesehen 
werden.  Wir  haben  Klarheit  über  die  noch  bestehenden  IMängel 
erhalten  und  daher  den  Weg  bezeichnen  können,  den  eine  Reform 
einzuschlagen  hätte.  Es  liegt  außerhalb  des  Rahmens  der  Stati- 
stik, ist  vielmehr  die  Aufgabe  von  besonderen  Untersuchungen, 
sowohl  die  technische  Durchführbarkeit  einer  Reform,  als  auch 
vor  allem  die  verwaltungsrechdichen  Fragen  —  Ist  eine  Reform 
auf  dem  Verordnungswege  durchführbar  oder  nur  durch  ein  Spar- 
kassengesetz }  Empfiehlt  sich  die  Einrichtung  von  ständigen  staat- 
lichen Revisionen,  einem  Sparkasseninspektorat.^  etc.  —  zu  unter- 
suchen und  zu  klären.  Immer  aber  müssen  wir  uns  vor  Augen 
halten,  daß  alle  Reformvorschläge  undurchführbar  sind  und  Theo- 
rie bleiben  müssen,  solange  für  die  Gemeinden  kein  vollständiger 
Ersatz  der  ihnen  durch  eine  Reform  entgehenden  Sparkassenrein- 
gewinne vorhanden  ist.  Dieser  Ersatz  aber  kann  in  erster  Linie 
nur  durch  Gemeindesteuern  beschafft  werden.  Eine  Sparkassen- 
reform ist  also  nur  möglich,  wenn  gleichzeitig  in  den  in  Betracht 
kommenden  Gemeinden  eine  Reform  der  Gemeindesteuern  tlurch- 
creführt  wird. 
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Das  Wachstum  des  Einlegerguthabens. 
Tabelle  i. 


Bare  Einzahlungen  während 

Rückzahlungen  an 

Den  Einlegern 

Betrag  der  Ein- 

Jahr 

des  Rechnungsjahres 

Einlagen 

und  Zinsen 

am  Jahresschluß 

gutgeschriebene 

Zinsen  M. 

legerguthabcn 
am  Schluß  des 

Anzahl 

Betrag  yi. 

Anzahl 

Betrag  M. 

Rechnungs- 
jahres M. 

I 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

1845 



2  451  464 



I  789  604 



8  072  025 

46 



3  501  208 

■ — 

2449212 

— 

9538246 

47 



4082  237 



3  172  061 

— 

10574263 

48 



3366852 

— 

3  898  921 

— 

10086  792 

49 

65  729 

4157  571 

31  347 

2814  138 

— 

11  700815 

1850 

89669 

5713911 

39416 

3 618 147 

— 

14  109  107 

51 

HO  711 

7157811 

47  375 

4620738 

417  43S 

17025517 

52 

120  417 

8309  163 

57418 

5357985 

500  764 

20450467 

53 

141  718 

10069  272 

63992 

6253365 

602  971 

24837836 

54 

148849 

10523  310 

84330 

7995570 

708  067 

28  027  310 

1855 

151 036 

10425444 

97233 

9180483 

775  523 

29987238 

56 

180886 

13  152  759 

94603 

10  041  024 

847  423 

33  926  782 

57 

222531 

15  487  941 

93657 

10  717  965 

I  008  832 

39  679  542 

58 

226  650 

15  864  027 

112  684 

12  444  210 

I  181  164 

44223598 

59 

215474 

15433299 

132504 

14552487 

I  285667 

46  224  663 

1860 

236  669 

17464590 

134056 

13926537 

I  398415 

50980382 

61 

253243 

20088  171 

142  001 

15  384  417 

1537  751 

56969957 

62 

278488 

22951  539 

150745 

17254722 

1  755  600 

64  402  1 1 9 

63 

302  860 

24  483  420 

158579 

18594728 

I  975  674 

72  180663 

64 

317 174 

26087  232 

173582 

20  672  163 

2  246  067 

79  637  620 

1865 

321639 

26960919 

195484 

23172033 

2448056 

85  680  490 

66 

297553 

25521  174 

232947 

25  409  478 

2650451 

88  201  935 

67 

314  401 

27658086 

247239 

27597579 

2  794  655 

90  399  068 

68 

348512 

33210033 

231  222 

26425  191 

3  142  421 

98738814 

69 

382  248 

35351  181 

239  639 

29382327 

3  447  452 

107656553 

1870 

379193 

34314042 

254528 

29  522  163 

3809215 

115  719833 

71 

444570 

41  368  833 

263  536 

31397550 

4  190  497 

131  116950 

72 

564037 

58571  468 

279559 

37  511  378 

4947246 

157143241 

73 

66g  098 

72  107  616 

292597 

43  093  825 

6080  174 

192  237205 

74 

694941 

84097477 

341  616 

51576977 

7446125 

232  203831 

1875 

673  939 

80  536  144 

394915 

59714128 

8621  354 

261  O47  201 

76 

649  445 

74699351 

447867 

69  x6i  034 

9  491  704 

282  426  724 

77 

610505 

74699351 

513  142 

73  279  896 

10  041  500 

293  887  379 

78 

648  363 

75  732  151 

512  410 

74  474  990 

10648  518 

305  793  059 

79 

683  266 

77460326 

534787 

76  009  723 

II  045  125 

318  2S9  o8() 

1880 

768871 

87  711  947 

555  275 

78766316 

II  618  405 

338  S06  699 

81 

801  399 

83  511  54<' 

606  462 

84881  677 

II  652  134 

349  099  52S 

82 

938  068 

88  520  059 

606  367 

87  336  998 

11  980  441 

302285571 

83 

I  082  626 

88997  184 

642  037 

83231  336 

12  686  487 

380  730  311 

84 

I  187  016 

96853  176 

648  925 

83  457  890 

13  4S3  7()(. 

407  Oi(>  800 

1885 

I  240  356 

loi  864  037 

()S7  301 

89  744  424 

14  21 7  91  7 

434  04S  671 

86 

I  269  200 

109  389  858 

7 1 9  060 

95  842  234 

14  ()98  800 

402  925  615 

87 

I  315676 

114  252  270 

727684 

loi  307  083 

14643320 

491  145640 

88 

1378  963 

121  465  430 

768  778 

105060554 

1535^1500 

523077375 

89 

I  418718 

127587422 

814438 

112  409  692 

16065  240 

554  894  830 

1890 

1451  047 

127  882  222 

852957 

118570983 

16  897  681 

581  719  51  7 

91 

I  421  294 

127  628008 

943274 

125  095  80O 

1 7  083  299 

002  577  670 

92 

I  480  334 

133847953 

989057 

126  442  032 

iS  675  004 

629  289310 

93 

I  541  991 

135  788  709 

96()  579 

126653852 

19610  743 

^'58<'39  377 
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Bare  Einzahiuneeii  währciid 

Kück/.a 

llluiiv;tli    an 

lH:u    l.iiin,-«.rn 

Mctrag  der  Ein- 
legcrHuthaben 
am  Schluß  des 

Jahr 

1 

des  Rcc 

mungsjahres 

Einlagen 

und  Zinsen 

am  Jahresschluß 

Anzahl 
2 

Betrau  :\I. 
3 

Anzahl 
■1 

Bclra;.;    INI. 

7Au.':u  M 

Ri-chnungs- 

ihr-,   M. 

1894 

I  612  047 

143452992 

I  003  723 

133  117  840 

20  523  460 

690  161  367 

1895 

I  773295 

165570650 

I  oii  450 

136  Oü2  402 

21  456688 

741  899912 

96 

1  918  406 

173  512  698 

I  024  481 

145  449200 

22  461  048 

793153824 

97 

I  948  960 

176  542  488 

I  098  492 

157  979  417 

23534851 

836  083  054 

98 

2  032  885 

184  484  881 

1    154995 

168  143  083 

24  745  398 

878  066  704 

99 

2  092  396 

183679544 

I    198  370 

179  430  911 

26  107  340 

909  390  902 

1900 

2  067  040 

178  130  260 

I  313  148 

189  646  747 

27753174 

925  294  793 

Ol 

2  174  124 

221  918617 

I  361   194 

179  315  047 

30021445 

997  845  704 

02 

2  304  983 

247  615  413 

I  415364 

192  648628 

32  765816 

I  083556083 

03 

2  395  393 

257178364 

I  372  119 

205819467 

34558587 

I  170437452 

04 

2518858 

270  401   167 

I  401  820 

224277707 

37089813 

I  254  704  089 

1905 

2  5f>o  334 

276  481  890 

I  488  761 

240333528 

39598487 

I  331  618482 

06 

2  737  829 

290  600  225 

I  496  733 

254537008 

42  162  661 

I  411  081  866 

07 

2  910 132 

297576477 

I  556  549 

282  037  657 

44444583 

I  471  930941 

08 

2  S80  934 

292  017  064 

I  709  208 

291  616085 

46  518  217 

I  520385469 

Die  Zahl  der  Sparer. 

Tabelle   2. 


Zahl 
sämt- 
licher 
Konten 

am 
Jahres- 
schluß 
2 

Zahl  der  Konten 

Von   100  Konten  entfallen  auf 
Konten  im  Betrage  von 

Jahr 

I 

bis  mit 

DO  M. 

3 

über 

60  M. 

bis  mit 

150  M. 

4 

über 
150  M. 
bis  mit 
300  M. 

5  . 

über 

300  M. 

bis  mit 

600  M. 

6 

über 

600  IM. 

7 

bis 

mit 

60  M 

8 

über 
60  bis 

mit 

150  M. 

9 

über   ]    über 
150  bis  1300  bis 

mit         mit 
300   M.  600  M. 

IG                 II 

über 
600  M. 

12 

1845 

57  707 

24  679 

15  426 

10  309 

5  057 

2  236 

42,77 

26,73 

17,87 

8,76 

3,87 

46 

66  445 

27  478 

18  319 

12  626 

5  709 

2  313 

41,36 

27,57 

19,00 

8,59 

3,48 

47 

74  603 

32  817 

18  886 

13  970 

6  291 

2  639 

43,99 

25,31 

18,73 

8,43 

3,54 

48 

74  144 

34  039 

18  567 

13  382 

5  788 

2  338 

45,95 

25,04 

18,05 

7,81 

3,15 

49 

81  517 

36  205 

20  784 

14  361 

7  314 

2  853 

44,41 

25,50 

17,62 

8,97 

3,50 

1850 

94  787 

39  781 

24  244 

18  043 

9  188 

3  531 

41,97 

25,58 

19,04 

9,69 

3,72 

öl 

110  438 

46  251 

28  051 

20  083 

11  542 

4  511 

41,88 

25,40 

18,18 

10,45 

4,09 

52 

127  368 

52  300 

30  834 

24  506 

14  218 

5  510 

41,06 

24,21 

19,24 

11,16 

4,33 

53 

149  708 

61  023 

36  326 

28  262 

17  228 

6  869 

40,76 

24,26 

18,88 

11,51 

4,59 

54 

166  467 

68  069 

39  903 

30  726 

19  987 

7  782 

40,89 

23,97 

18,46 

12,01 

4,67 

1855 

179  905 

74  953 

42  498 

32  133 

21  265 

9  056 

41,66 

23,62 

17,86 

11,82 

5,04 

56 

198  548 

82  575 

46  731 

33  432 

25  191 

10  619 

41,59 

23,54 

16,84 

12,68 

5,35 

57 

224  581 

92  051 

52  895 

38  012 

28  992 

12  631 

40,99 

23,55 

16,93 

12,91 

5,62 

58 

246  398 

100  833 

57  567 

41  295 

31  931 

14  772 

40,92 

23,36 

16,76 

12,96 

6,00 

59 

258  467 

107  687 

59  349 

42  081 

33  684 

15  666 

41,67 

22,96 

16,28 

13,03 

6,06 

1860 

278  944 

115  802 

63  514 

45  671 

36  235 

17  722 

41,51 

22,77 

16,37 

12,99 

6,36 

61 

298  918 

121  506 

66  989 

49  015 

40  310 

21  098 

40,65 

22,41 

16,40 

13,48 

7,06 

62 

323  915 

129  071 

71  645 

53  408 

44  826 

24  965 

39,84 

22,12 

16,49 

13,84 

7,71 

63 

345  659 

135  624 

76  050 

58  800 

49  240 

28  945 

38,90 

21,81 

16,87 

14,12 

8,30 

64 

3  74  324 

143  054 

81  025 

63  969 

54  669 

31  607 

38,22 

21,65 

17,09 

14,60 

8,44 

1865 

394  234 

149  589 

85  421 

65  466 

57  561 

36  197 

37,94 

21,67 

16,01 

14,60 

9,18 

66 

401  654 

154  036 

85  785 

66  099 

57  198 

38  536 

38,35 

21,36 

16,46 

14,24 

9,59 

67 

413  425 

159  544 

87  817 

67  152 

58  555 

40  357 

38,59 

21,24 

16,25 

14,16 

9,76 

68 

428  182 

163  294 

90  580 

68  425 

60  229 

45  654 

38,14 

21,16 

15,98 

14,06 

10,66 

69 

454  088 

172  432 

96  696 

70  907 

63  871 

50  182 

37,97 

21,29 

15,62 

14,07 

11,05 

1870 

475  272 

181  279 

99  320 

74  487 

■    67  087 

53  099 

38,14 

20,90 

15,67 

14,22 

11,17 

71 

507  248 

191  924 

109  800 

81  052 

74  440 

59  889 

37,12 

21,23 

15,67 

14,40 

11,58 
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Zahl 
sämt- 
licher 
Konten 

am 
Jahres- 
schluß 

Zahl  der  Konten 

Von  100  Konten  entfallen  auf 
Konten  im  Betrage  von 

Jahr 

I 

über 
6o  M. 

bis  mit       bis  mit 
6o  JM.        150  M. 

3          !         4 

über 
150  M. 
bis  mit 
300  M. 

5 

über 

300  M. 

bis  mit 

600  M. 

6 

über 

600  :m. 

7 

bis 

mit 

60  M. 

8 

über    1   über 
60  bis   150  bis 

mit    j     mit 

150   il. :  300  M. 

9       1      10 

über 
300  bis 

mit 

600   M. 

II 

über 

600  M. 
12 

1872 

5G8  189 

200  924 

119  486 

92  300 

82  726 

72  753 

35,36 

21,03     16,25 

14,56 

12,80 

73 

630  438 

210  558 

131  226 

104  873 

94  570 

89  211 

33,40 

20,81     16,64 

15,00 

14,15 

74 

686  733 

221  770 

137  741 

109  546 

105  808 

111  868 

32,29 

20,08     15,95 

15,41 

16,29 

1875 

733  951 

232  501 

145  356 

116  999 

112  776 

126  319 

31,69 

19,79      15,37 

15,94 

17,21 

76 

770  560 

240  358 

148  924 

121  985 

116  954 

142  339 

31,19 

19,33 

15,83 

15,18 

18,47 

77 

794  243 

254  657 

148  489 

123  420 

118  822 

148  855 

32,06 

18,69 

15,55 

14,96 

18,74 

78 

821 444 

266  217 

151  246 

126  937 

12a  073 

154  971 

32,41 

18,41 

15,45 

14,86 

18,87 

79 

861  600 

281  220 

156  069 

129  536 

128  140 

166  635 

32,64 

18,11 

15,04 

14,37 

19,34 

1880 

909  787 

298  469  1  161  205 

135  857 

134  729 . 

179  527 

32,81 

17,72  1  14,93 

14,81 

19,73 

81 

958  549 

323  178     170  095 

139  137 

140  795 

185  344 

33,71 

17,75  ,  14,52 

14.69 

19,34 

82 

1031925 

359  348     174  031 

148  054 

151  642 

201  050 

34,82 

16,87  '  14,13 

14,70 

19,48 

83 

1120193 

407  777     188  426 

155  673 

159  323 

208  994 

36,40 

16,82  '  13,90 

14.22 

18,66 

84 

1199  638 

446  348     197  809 

163  394 

167  175 

224  912 

37,21 

16,49     13,62 

1  ;,:i  1 

18,75 

1885 

1274  542 

472  017  j  204  557 

169  976 

176  695 

251  297 

37,03 

16,05     13,34 

i:-;,SG 

19,72 

86 

1339  716 

493  479  ;  210  066 

178  073 

186  661 

271437 

36,84 

15,68     13,29 

13,93 

20,26 

87 

1401 713 

521  024  '  216  365 

180  165 

190  747 

293  412 

37,17 

15,44 

12,85 

13,61 

20,93 

88 

1471968 

541  698 

228  383 

192  160 

201  679 

308  048 

36,80 

15,52 

13,05 

13,70 

20,93 

89 

1  54]  904 

565  924     241  379 

407  463 

327  138 

36,70 

15,66             26,40 

21,24 

1890 

1606  650 

584  298     250  190 

427 

314 

344  848 

36,37 

15,57             26,60 

21,40 

91 

1658  149 

607  138     255  741 

440  044 

355  226 

36,62 

15,42             26,54 

21,42 

92 

1716  726 

626  635  i  264  057 

451  823 

374  211 

36,50 

15,38             26,32 

21,80 

93 

1  783  390 

646  568     274  536 

471 

558 

390  728 

36,26 

15,39 

26,43 

21,92 

94 

1  853  293 

675  305 

280  366 

485  305 

412  317 

36,44 

15,13 

26,18 

21,25 

1895 

1942  533 

694  600 

293  713 

510  600 

443  620 

36,09 

15,26 

26,28 

22,84 

96 

2037  517 

716  954 

309  271 

5?  6  364 

474  928 

35,19 

15,18 

26,32 

23,31 

97 

2122  547 

740  313 

323  613 

561  429 

497 192 

34,88 

15,25 

26,45 

23,42 

98 

2  207  600 

765  359 

337  457 

584  889 

519  895 

34,67 

15,29 

26,49 

23,55 

99 

2  288  256 

788  521 

349  604 

291  683 

318  510 

539  938 

34,46 

15,28 

12,74 

13,92 

23,60 

1900 

2  337  481 

808  259 

357  996 

298  403 

327  079 

545  744 

34,58 

15,32 

12,77 

13,98 

25,70 

Ol 

2  424  361 

822  463 

366  490 

306  823 

342  347 

586  238 

33,92 

15,12 

12,66 

14,12 

24,80 

02 

2  511421 

853  609 

370  453 

313  282 

351  091 

622  986 

33,99 

14,75 

12,47 

13,99 

24,80 

03 

2592  257 

859  989     381  570 

324  005 

360  256 

666  437 

33,18 

14,72  1  12,48 

13,93 

25,70 

04 

2  675  562 

877  766     395  446 

334  331 

366  812 

701  207 

32,81 

14,78  1  12,50 

13,71 

26,20 

1905 

2  753  511 

902  003  \  404  025 

345  757 

377  699 

724  027 

32,76 

14,67  1  12,56 

13.72 

26,29 

06 

2  845  203 

938  754 

410  198 

348  746 

385  473 

762  032 

33,00 

14,42  [  12,25 

13,55 

26,78 

07 

2  935  431 

968  656 

424  908 

360  312 

396  344 

785  215 

33,00 

14,47  !  12,27 

13,51 

26,75 

08 

3  001  338 

992  465 

433  098 

364  726 

403  572 

807  477 

33,06 

14,41 

12,14 

13,50 

26,89 

—     io6     — 


Der  Einzahlungsüberschuss. 
Tabelle  3. 




c 

Von   100 

M.  Ge- 

._.. 

"  — 

c 

Von   loo 

M.  Ge- 

J:  i'.u  9. 

samtzuwachs 

•^  ä  S  S 

samtzuwachs 

Ueberschuß  der 

2  2-a  "1 

entfaller 

im  betr. 

Ueberschuß  der 

5  ü-a  ^ 

entfallen 

im  betr. 

Einzahlungen 

■Hs  o5 

Jahre  auf 

Einzahlunf^en 

ijs^oi 

Jahr 

auf 

Jahr 

über  die  Riick- 
zahhingen 

Jahr 

über  die   Rück- 
zahlungen 

Zinszu- 

Einzah- 

Zinszu- 

Einzah- 

M. 

"  bn  '.S 

schrei- 

lungs- 

M. 

"  Si  '.S 

schrei- 

lungs- 

Q  5    'W 

bung 

über- 

Q|    'W 

bung 

über- 

1— 1    3 

M. 

schußM. 

M. 

schußM. 

I 

■j 

3 

4 

5 

I 

-' 

3 

4 

5 

1845 

661  860 

37,05 

_ 

__ 

1877 

I  419455 

98,10 

87,3 

12,7 

46 

IO51  99O 

69,98 





78 

I  257  161 

98,34 

88,7 

11,3 

47 

910  176 

79,30 





79 

I  450603 

98,13 

88,4 

11,6 

48 

532  069 

115,80 





1880 

8945631 

89,80 

58,0 

42,0 

49 

I  343  433 

67,68 





81 

1370  131 

101,64 

113,3 

13,3 

1850 

2  095  764 

63,32 





82 

I  183  061 

98,66 

91,0 

9,0 

51 

2537073 

64,55 

15,4 

84,6 

83 

5  765  848 

93,52 

68,7 

31,3 

52 

2951  178 

64,48 

14,5 

85,5 

84 

13395286 

86,17 

50,2 

49,8 

53 

3815907 

62,10 

13,3 

86,7 

1885 

12  119  613 

88,10 

54,0 

46,0 

54 

2  527  740 

75,98 

22,0 

78,0 

86 

13547624 

87,62 

52,0 

48,0 

1855 

I  244961 

88,06 

37,8 

62,2 

87 

12  945  187 

88,67 

53,1 

46,9 

56 

3 III 735 

76,34 

22,3 

77,7 

88 

15804876 

86,99 

49,3 

50,7 

57 

4769976 

69,20 

17,5 

82,5 

89 

15  177  730 

88,04 

51,4 

48,6 

58 

3  419  817 

78,44 

22,3 

77,7 

1890 

9 311 239 

92,63 

64,5 

35,5 

59 

880812 

94,29 

58,4 

41,6 

91 

2  532  202 

98,03 

88,4 

11,6 

1860 

3  538  053 

79,74 

28,4 

71,6 

92 

7405921 

94,36 

71,8 

28,2 

61 

4  703  754 

76,58 

24,6 

75,4 

93 

9134857 

93,26 

68,2 

31,8 

62 

5  696  817 

75,18 

23,6 

76,4 

94 

10  335  152 

92,80 

68,4 

31,6 

63 

5  888  694 

75,95 

25,1 

74,9 

1895 

29568248 

82,14 

42,1 

57,9 

64 

5415069 

79,24 

29,3 

70,7 

96 

28063  498 

83,83 

43,9 

56,1 

1865 

3788886 

85,95 

39,3 

60,7 

97 

18  563  071 

89,49 

56,0 

44,0 

66 

III  696 

99,56 

96,0 

4,0 

98 

16  341  798 

91,14 

60,3 

39,7 

67 

60  507 

99,78 

97,8 

2,2 

99 

4248633 

97.67 

87,0 

13,0 

68 

6784842 

79,57 

31,5 

68,5 

1900 

II  516487 

106,54 

170,9 

70,9 

69 

5  968  854 

83,12 

36,5 

63,5 

Ol 

42  603  570 

80,77 

41,4 

58,6 

1870 

4  791  879 

86,04 

44,3 

55,7 

02 

54  966  785 

77,68 

37,4 

62,6 

71 

9971283 

75,90 

28,8 

71,2 

03 

51  358901 

80,08 

40,2 

59,8 

72 

21  060090 

64,04 

19,0 

81,0 

04 

46  123  460 

83,07 

44,6 

55,4 

73 

29  013  791 

59,76 

17,1 

82,9 

1905 

36148362 

83,30 

52,2 

47,8 

74 

28  520500 

61,33 

20,8 

79,2 

06 

36  063  217 

87,76 

53,9 

46,1 

1875 

20  822  016 

74,15 

29,3 

70,7 

07 

14  938  820 

94,21 

74,8 

25,2 

76 

II  287  819 

85,97 

43,6 

56,4 

08 

400  979 

99,86 

99,1 

0,9 
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Tabelle  4. 


Jahr 


Einwohner- 
zahl 


Es  entfällt  eine 
Sparkasse  auf 


.  .  Ein- 
wohner 


qkm 


Auf  ein  Buch 

kommen  in  dem 

betr.  Jahr 


Ein 
Zah- 
lungen 


Rück- 
zah- 
lungen 


Es  beträgt  die 
Höhe  einer 

Einzah- 
lung 
.      .  M. 

Rück- 
zahlung 
.  .  .  M 

9 

IG 

Es  be- 
trägt die 
durch- 
schnitt- 
liche 
Höhe 
eines 
Buches 
M. 


Es  ent- 
fallen 

auf 
I   Ein- 
wohner 
.  .  .  M. 
Spar- 
kassen- 

gut- 
haben 


49 
52 

1855 
58 
61 

1864 
67 
71 

1875 
80 

85 
1890 

95 
1900 

05 


1836433 
I  894431 

1  988078 
2039  176 

2  122  902 
2  225  240 
2  337  192 
24235S6 
2556244 

2  760  586 
2972805 

3  182  003 
3  502  684 

3  787  688 

4  202  216 
4  508  601 


33 

49 

71 

94 

106 

118 

124 

131 
144 
161 
176 
196 
220 

247 

283 

332 
354 


55649 

454,3 

38662 

305,9 

28  001 

211,1 

f<-. 

21693 

159,5 

1 

20  020 

141,5 

18858 

127,0 

et 

18848 

120,9 

H 

I852I 

114,4 

:2 

17752 

104,4 

r- 

17 146 

93,1 

jj 

16  891 

85,2 

a 

16152 

76,2 

.'c 

15922 

68,2 

rt 

15334 

60,7 

^ 

14848 

53,0 

13580 

45,2 
42,3 

3,6 
4,3 
6,4 
8,8 
11,6 

13,4 
16,0 

17,1 

19,6 

26,6 

30,6 

40 

45,9 

51,3 

55,6 

61 

64,1 


0,81 

0,95 
0,84 
0,92 
0,84 
0,85 

0,77 
0,89 
0,92 
0,85 
0,95 
0,90 

0,93 
0,88 

0,93 
0,93 


0,38 
0,45 
0,54 
0,46 

0,47 
0,46 

0,59 
0,52 

0,54 
0,62 

0,53 
0,53 
0,53 
0,56 
0,54 
0,57 


63,3 

89,7 

69,0 

93,3 

69,0 

94,5 

69,9 

110,4 

79,2 

108,3 

82,2 

119,1 

87,9 

111,6 

93,0 

119,1 

119,5 

151,2 

114,1 

141,9 

82,1 

130,6 

88,1 

139,1 

93,4 

134,5 

90,6 

144,4 

108,0 

161,4 

101,1 

170,3 

143,4 
143,5 

160,6 
166,7 

179,5 

190,6 

212,8 
218,6 
253,6 
356,5 
372,4 
340,5 

355,8 
381,9 
395,8 
483,6 
506,6 


5,19 

6,16 

10,22 

14,71 
20,84 
25,60 

34,07 
37.26 
51,60 
94,77 
113,97 
137,2 
167,4 
197.1 
222,1 
297,1 
324.1 


Tabelle  5. 


Vom  Gesamteinlegerg 

uihaben  entfallen  auf  die  Konten  im 
Betrage  von 

Von    100  M.  Einlegergut- 

habcn  kommen  auf 
Konten  im  Betrage  vom 

•i 

s 

2 

s 

S 

Jahr 

l>is  mit  60  M. 
.  .  .  M. 

60  bis  mit 
150  M. 
.  .  .  M. 

150  bis  mit 
300  M. 
.  .  .  M. 

300  bis  mit 
600  M. 
.    .   .  M. 

über  600  M. 
.  .      M. 

0 

15 

0 
IS 

l 

lÖ 
p 

s 

J 

8 

1 
0 

:3 

I 

j 

3 

4 

s 

i> 

7 

8 

0 

10 

II 

1848 

1022  070 

1  949  535 

3  010  950 

2  604  600 

1499  637 

10,2 

19,4 

29,8 

25,8 

14,8 

55 

2  248  590 

4  462  290 

7  229  925 

9  569  250 

6  477  203 

7,5 

14,9 

24,1 

31,9 

21,6 

65 

4  487  670 

8  969  205 

14  729  850 

25  902  450 

31519  315 

5,2 

10,5 

17,2 

30,3 

36,8 

75 

ü  975  030 

15  262  380 

26  334  775 

50  749200 

162  325  815 

2,7 

5,9 

10,1 

19,4 

61,9 

85 

M  KU)  510 

21478  485 

38  244  600 

79  512  750 

280  642  321! 

3,3 

4.9 

8,8 

18,3 

64,7 

95 

20  8:58  000 

30  889  865 

19147 

5  000 

498  747  04  7 

2,8 

4.2 

25,8 

67,2 

1900 

24  247  770 

37  589  580 

67  040  675 

174  185  550 

649  231  218 

2,6 

4.1 

7,2  15,9 

70,2 

02 

25  608  270 

38  897  565 

70  498  450 

157  990  950 

788  560  848 

2,4 

3.6 

6,6 

14,6 

72.8 

Ol 

26  332  980 

41521830 

75  224  475 

165  065  400 

946  559  404 

2,1 

3,3 

5,9 

13,2 

75.5 

CG 

28  162  620 

43  070  790 

78  467  850 

173  452  850 

1  087  U27  756 

2,0 

3,0 

5,6   12,3 

77,1 

08 

29  773  950 

45  175  290 

88  063  350 

181  6:16  900 

1  175  415  979 

2,0 

2,9 

5,9 

11,9 

77,3 
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Die  Sparkassenverhältnisse  in  den  kleinen  Verwaltungsbezirken   1905. 

Tabelle  6. 


Verwaltungsbezirk 


1905 
Zahl  der 


Ein- 
wohner- 
zahl 


qkm 
Fläche 


Betrag  des 
gesamten 
Einlegergut- 
habens 
.  .  .  M. 


Zahl  der 
Spar- 
kassen- 
bücher 
(Konten) 


Von   IOC 
Büchern 

lauten 
auf  den 

Betrag 
von 


^ 


Amt.shptm.  Bautzen 
Amtshptm.  Kamenz 
Amtshptm.  Löbau 
Amtshptm.  Zittau 
Stadt  Chemnitz 
Amtshptm.  Annaberg 
Amtshptm.  Chemnitz 
Amtshpt.  Flöha 
Amtshptm.  Glauchau 
Amtshptm.  Marienberg 
Stadt  Dresden 
Amtshptm.  Dippoldiswalde 
Amtshptm.  Dresden- A 
Amtshptm.  Dresden-X 
Amtshptm.  Freiberg 
Amtshptm.  Großenhain 
Amtshptm.  Meißen 
-amtshptm.  Pirna 
Stadt  Leipzig 
Amtshptm.  Borna 
Amtshptm.  Döbeln 
Amtshptm.  Grimma 
Amtshptm.  Leipzig 
Amtshptm.  Oschatz 
Amtshptm.  Kochlitz 
Stadt  Plauen 
Stadt  Zwickau 
Amtshptm.  Auerbach 
Amtshptm.  Oelsnitz 
Amtshptm.  Plauen 
Amtshptm.  Schwarzenberg 
Amtshptm.  Zwickau 


9    — 

9I- 
13!  — 

9]  — 

1|  2 
14  — 
23j  — 
12|  — 
11      3 

9 

1 
17 
13 
14 
29 

9 

7 
16 

2 
12 


10 
I81 

5 
13 

il 

41 
7] 

13 
13 


129  449 
72  672 

105  4411 
118  8581 
248142 
108  432 
187  231 

93  230  j 
149  016 

65  079 
516  996 

55  742[ 
108  718| 

115  269 
117132, 

86  812j 
127  2321 
156  996 
503  672 

78  272 
121079| 

106  076' 
162 689 j 

57  693| 

116  942J 
105  381 

68  502 

113  664 

72  6791 

981621 

132  711J 

209  1321 


826,49 
695,94 
523,09 
424,21 

41,17 
433,63 
471,19 
404,43 
316,08 
404,49 

67,50 
652,12 
235,30 
343,02 
653,98 
795,71 
683,17 
906,06 

57,04 
548,76 
548,94 
846,53 
441,61 
572, 
516, 

31,35 

28,03 
426,53 
457,07 
511,18 
511,49 
582,36 


33  650  800 

251 

23  728  700 

325 

46  681  200 

444 

34  512  600 

288 

38  635  800 

154 

31  646  700 

288 

51  783  700 

273 

30  746  500 

330 

39  453  000 

263 

20  004  000 

308 

123  572  900 

239 

22  943  600 

409 

21  439  100 

195 

22  664  500 

197 

40  133  800 

343 

29  483  500 

342 

40  492  600 

319 

59  626  700 

379 

92  330  200 

184 

45  613  800 

584 

44  510  600 

371 

48  339  500 

456 

82  489  400 

506 

26  768  000 

464 

53  666  300 

458 

36  042  200 

342 

23  100  300 

330 

32  721 300 

287 

19  903100 

275 

24  827  900 

248 

48  953  600 

368 

41 152  600 

205 

«6  SOS 
50  969 
79  741 
76  665 
125117 
06  794 

87  322 
56  753 
86  077 
40  685 

329  679 
47  18 

47  541 

55  305 

88  907 
58  683 

84  426 
113  096 
259  841 

73  179 
83  723 
81436 
116  542 
45  976 
91170 
72  809 
58  224 

56  773 
34  674 

48  786 
79  686 

85  937 


30,8 
36,8 
30,1 
31,5' 
40,4 
33,4 
29,4 
31,6 
34,8 
31,9 
38,9 
33,7 
37,9 
36,1 
34,5 
24,5 
33,2 
30,4 
38,1 
25,1 
27,8 
25,5 
24,6 
22,8 
26,6 
38,8 
34,3 
31,2 
25,9 
28,8 
33,6 
29,9 


26,7 
26,1 
31,7 
26,1 
15,1 
26,4 
27,9 
27,5 
24,0 
28,1 
21,0 
28,0 
23,5 
20,0 
23,2 
28,5 
26,3 
29,1 
21,4 
35,7 
29,3 
34,8 
38,3 
36,5 
29,5 
26,0 
21,6 
31,3 
32,9 
29,7 
23,1 
21,6 
27,2 


Königreich  Sachsen 


I    332    80      418J4  508  601  14  992,94|  1  331  618  500]   297|2  753  51l|  32,7 
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Die  Berufs-  und  Dichtigkeitsverhältnisse;  Beziehungszahlen. 

Tabelle   7. 


Verwaltungsbezirk 

3 

G 

Von  100  Ein- 
wohnern sind 
berufszuge- 
hörig zu 

c 

■0 

c 

S 
0 

"ä 
N 

J2 

■> 
u 

'% 

3 

-0 
G 
'S 

£ 

Gemein- 
den über 
2000  Ein- 
wohner 

Von  100 

Ein- 
wohnern 
sind  zu- 
gehörig 
zu 

1 

S 

0   u 
^   0 
^^ 

J| 

0  s 

< 

B  Bergbau, 
Industrie 

C  Handel, 
Verkehr 

absolute  Zahl 

iu  %  aller 
Gemeinden 

3  " 

1-^ 

s  ■ 

0 

0    • 

< 

I 

-> 

3 

4            5 

6 

7 

8     !     9 

IG      i 

II 

12 

Amtshptm.  Bautzen 

502 

23,7 

52,5 

9,0 

255 

3,32 

11      4,3 

1 

37,1 

2,V 

51 

Amtshptni.  Kamenz 

4Gö 

26,6 

54,7 

7,2 

122 

5,70 

6      4,9 

37,3 

4,2 

69 

Amtshptm.  Löbau 

583 

19,0 

59,0 

9,2 

93 

5,62 

lü'  10,8 

40,0  1 

4,4 

76 

Amtshptm.  Zittau 

449 

12,5 

61,4 

11,8 

65 

6,53 

12  18,5 

42,5  ! 

2,7 

64 

Stadt  Chemnitz 

.309 

0,7 

65,6  1    20,1 

1 

41,17 

1     100 

48,3 

1.2 

50 

Amtshptm.  Annaberg 

472 

10,7 

68,7 

11,2 

40 

10,84 

19  47,5 

42,2 

8,5 

61 

Amtshptm.  Chemnitz 

595 

7,8 

75,3 

8,0 

74 

6,37 

29[39,2 

55,1  j 

7,0 

46 

Amtshptm.  Flöha 

535 

12,6 

65,4 

11.6 

61 

6,63 

14   22,9 

45,7 ; 

3,7 

60 

Amtshptm.  Glauchau 

539 

8,5 

70,2 

10,4 

81 

3,90 

14' 17,3 

43,8 

10,9 

57 

Amtshptm.  Marienberg 

459 

17,3 

61,7 

10,0 

48 

8,42 

9!  18,8 

42,2 

4,3 

63 

Stadt  Dresden 

491 

1,0 

50,0 

25,3 

1 

67,50 

1     100 

33,8 

1,0 

65 

Amtshptm.  Dippoldiswalde 

374 

33,6 

43,7 

9,9 

94 

6,94 

3     3,2 

28,9 

0,7 

83 

Amtsphtm.  Dresden-A 

492 

8,2 

67,8 

12,4 

87 

2,70 

17   19,5 

55,7 

0,7 

44 

Amtshptm.  Dresden- X 

451 

11,3 

53,6 

13,7 

67 

5,27 

14 

28,9 

38,8  1 

0,4 

48 

Amtshptm.  Freiberg 

409 

18,8 

54,9 

10,6 

82 

7,97 

8 

9,9 

36,9 

2,5 

74 

Amtshptm.  Großenhain 

499 

25,7 

39,9  1   13,6 

158 

5,03 

4 

2,5 

28,5  1 

0,1 

68 

Amtshptm.  Meißen 

479 

21,4 

54,5 

10,4 

275 

2,49 

8 

2,9 

39,4 

0,4 

66 

Amtshptm.  Pirna 

528 

16,7 

55,3 

13,5 

170 

5,33 

13 

7,6 

39,1  ' 

2,1 

72 

Stadt  Leipzig 

355 

0,7 

52,9 

28,7 

1 

57,04 

1 

100 

36,6  ' 

0,6 

52 

Amtshptm.  Borna 

«25 

25,0 

51,9 

9,4 

164 

3,35 

7 

•1>2 

35,1 

1,3 

91 

Amtshptm.  Döbeln 

529 

19,1 

54,4 

10,3 

196 

2,80 

6 

3,0 

36,1  1 

3,3 

69 

Amtshptm.  Grimma 

594 

23,3 

50,2 

9,5 

185 

4,57 

7 

3,7 

35,0 

0,5 

77 

Amtshptm.  Leipzig 

705 

9,1 

60,5 

16,9 

112 

3,94 

18 

16,0 

48,3 

0,3 

72 

Amtshptm.  Oschatz 

582 

30,3 

41,7 

10,1 

141 

4,05 

5     3,5 

26,6 

0," 

79 

Amtshptm.  Rochlitz 

589 

16,9 

62,1  !      9,7 

143 

3,61 

13     9,1 

41,5  j 

5,3 

78 

Stadt  Plauen 

495 

1,1 

71,2 

15,7 

1 

31,35 

1     100 

1 

44,9 

5,9 

69 

Stadt  Zwickau 

398 

1,6 

55,0 

21,7 

1 

28,03 

1     100 

38,4 

0,if 

84 

Amtshptm.  Auerbach 

578 

7,9 

74,1        9,6 

69 

6,18 

12   17,4 

43,4 

15,5 

49 

Amtshptm.  üelsnitz 

573 

15,3 

62,6      11,0 

93 

4,91 

8      8,6 

36,1 

9,9 

47 

Amtshptm.  Plauen 

501! 

14,5 

64,1  1   12,3 

119 

4,29 

6     5,0 

45,3 

3,3 

49 

Amtshi)tni.  Sclnvarzenberg 

(il2 

"A 

73,5  !      9,5 

61 

8,38 

21' 34,4 

Ö0,ö  ! 

6,5 

(11 

Amtshptni.  Zwickau 

I7S 

!'.l 

70,2        9,0 

117 

l,9S 

21    17,9 

51,9  ! 

-'.-' 

41 

Königrcicli   .Sacliscn 

-is:! 

111,7 

.•)9,;! 

1. ■),•-' 

|.;i;: 

l,T_' 

1  ..o 

10,0 

11.-' 

.:,. 

i;i 

I  lO 


Die   Sparkassenverhältnisse  in  den  Bundesstaaten   1905. 
Tabelle  8. 


Einwohner- 
zahl am 
I.  Dez.  1905 

Fläche 

in  qkin 

im  Jahre 

i9°5 

V 

a  Ol 

a.  - 

V    C 

N 

c 

1»    ei 

«■0 

N  ~ 

1^ 

rt  3 
H  0 

Es  entfällt 
eine  Spar- 
stelle auf 

Gesamtgut- 
haben der 
Einleger  in 

1000  ^r. 
Ende  1905 

Staat 

S  u      i 

:  s 

.  "3 

CT   IT) 

P 

3 

0 

I 

2 

3 

4 

5 

ß" 

7 

Ü 

0 

10 

Preußen 

37  293  324 

348  702,1 

1583 

3381 

4964 

7  518 

70,3 

8  294  438 

222 

Bayern 

6  524  372 

75  870,2 

353 

630 

983 

6  535 

77,2 

474  565 

73 

Sachsen 

4  508  601 

14  992,9 

332 

89 

421 

10  709 

35,6 

1  331  618 

297 

Württemberg 

2  302  179 

19  511,7 

64 

1858 

1922 

1197 

10,1 

374  126 

162 

Baden 

2  010  728 

15  067,7 

156 

— 

156 

12  889 

96,6 

605  991 

301 

Hessen 

1  209  175 

7  688,8 

32 

16 

48 

25  191 

160,2 

267  952 

221 

Mecklenburg-Schwerin 

625  045 

13  126,9 

39 

— 

39 

16  026 

336,6 

61077 

98 

Sachsen -Weimar 

388  095 

3  611,0 

25 

— 

25 

15  524 

144,4 

77  027 

198 

Mecklenburg-  Strelitz 

103  451 

2  929,5 

7 

— 

7 

14  779 

418,5 

17  727 

172 

Oldenburg 

438  856 

6  428,3 

3 

3 

6 

73  143 

1071,4 

37  589 

81 

Braunschweig 

485  958 

3  672,1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sachsen-Meiningen 

268  916 

2  468,3 

24 

56 

80 

3  361 

30,8 

78  667 

291 

Sachsen-Altenburg 

206  508 

1  323,5 

19 

— 

19 

10  867 

69,6 

55  742 

269 

Sachsen-Kobiu-g-Gotha 

242  432 

1977,4 

7 

25 

32 

7  576 

61,8 

69  882 

292 

Anhalt 

328  029 

2  299,4 

13 

23 

36 

9  112 

63,8 

71896 

219 

Schwarzburg- Sondershausen 

85  152 

862,1 

6 

1 

7 

12179 

123,1 

10  049 

118 

Schwarzburg-Rudolstadt 

96  835 

940,4 

11 

— 

11 

8  803 

85,5 

21161 

228 

Waldeck 

59  127 

1121,0 

5 

4 

9 

6  569 

124,5 

27  299 

463 

Beuß  ältere  Linie 

70  603 

316,3 

4 

— 

4 

17  651 

79,1 

21857 

312 

Reuß  jüngere  Linie 

144  584 

826,7 

3 

2 

5 

28  917 

165,3 

106  648 

735 

Schaumburg-Lippe 

44  992 

340,3 

7 

2 

9 

4  999 

37,8 

26  848 

596 

Lippe 

145  577 

1  215,2 

14 

30 

44 

3  309 

27,6 

91950 

634 

Lübeck 

105  857 

297,7 

3 

7 

10 

10  586 

29,8 

23  364 

220 

Bremen 

263  440 

256,4 

4 

51 

55 

4  789 

4,6 

124178 

471 

Hamburg 

874  878 

413,9 

5 

84 

89 

9  830 

4,7 

252  975 

287 

Elsaß 

1  014  564 

14  517,7 

124 

■>■> 

146 

12  429 

99,4 

150  498 

83 

Deutschland 

60  641  278 

540  777,5 

2843 

62.4; 

9127 

6  644 

59,2| 

12  675  124 

209 
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Die  Sparkassenverhältnisse  in  den  Bundesstaaten   1905. 
Tabelle  8. 


V 

J3 
u 

3 

n 

<j 

j^ « 

:0  rt 

X 

0 

u 

3 
Q 

c 

c  0 

c  m 

Staat 

Zahl  der 

Spar- 
kassen- 
bücher 
Ende  1905 

Betrag 

des 
Reserve- 
fonds 
in 
1000  ^1. 

1 

'%  ~~9 

-  e^ 

H    ■ 
g    ■ 
c    ■ 
> 

c 
0 

*^ 

Zinszu- 

schrei- 

bung 

1905 

in 

1000  M. 

Auf  100  Jf.  Ein- 
legerguthaben 
-j-  Res.-Fonds 
entfallen 

c 
0 

C 

3 

"3 

Im 

u 

> 

Ueberweisungen  für  ki 
munalc  und  andere  Zwi 

£? 

6  u 
0  0 

>5 

5'i 

«1 

3    ! 

M. 

M. 

in  loo  M. 

I 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

ü 

9 

10 

II 

Preußen 

10  642  961 

780 

543  011 

6,5 

232  740 

0,161 

0,230 

14126 

20  381 

28 

Bayern 

913  486 

516 

35  855 

7,5 

10  348 

0,165 

0,250 

843 

1274 

14 

Sachsen 

2  735  511 

484 

72174 

5,4 

39  598 

0,161 

0,457 

2  259 

6  421 

61 

Württemberg 

628  962 

594 

15  529 

4,1 

12122 

0,182 

0,046 

709 

181 

27 

Baden 

535  557 

1131 

30  518 

5,0 

18  314 

0,159 

0,254 

1008 

1617 

13 

Hessen 

257  991 

1038 

20  177 

7,5 

6  872 

0,141 

0,235 

433 

683 

22 

Mecklenburg-  Schwerin 

135  402 

451 

3  303 

5,4 

1  727 

0,191 

0,218 

123 

141 

22 

Sachsen-Weimar 

163  001 

'473 

6  148 

7,9 

2  320 

0,219 

0,252 

182 

209 

42 

Mecklenbiirg-Strelitz 

27  KU 

656 

1  733 

9,8 

554 

0,199 

0,143 

38 

29 

27 

Oldenburg 

73  986 

508 

2411 

6,4 

978 

0,137 

0,200 

55 

80 

17 

Braunschweig 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sachseu-Meiniugen 

86  931 

904 

3  074 

3,9 

1939 

0,118 

0,312 

97 

257 

32 

Sachsen-Altenburg 

119  029 

464 

2  742 

4,9 

1  742 

0,145 

0,314 

85 

184 

55 

Sachsen-  Koburg-  Gotha 

119  431 

582 

3  889 

5,5 

2186 

0,157 

0,278 

116 

205 

50 

Anhalt 

144  184 

499 

4  432 

6,1 

1969 

0,192 

0,380 

147 

290 

49 

Schwarzbg.-Sondershausen 

26  170 

386 

134 

1,3 

257 

0,150 

0,529 

15 

53 

32 

Schwarzb'irg-Rudolstadt 

40  505 

529 

1  054 

5,0 

621 

0,108 

0,464 

24 

103 

42 

Waldeck 

24  7!(0 

1092 

1609 

5,9 

741 

0,172 

0,158 

50 

46 

41 

Reuß  ältere  Linie 

36  11)1 

607 

742 

3,4 

631 

0,164 

0,509 

37 

115 

52 

Reuß  jüngere  Linie 

105  225 

1013 

9  486 

8,9 

3  357 

0,078 

0,216 

90 

250 

73 

Schaumburg-Lippe 

23  354 

1 150 

1  015 

3,7 

869 

0,125 

0,375 

35 

105 

52 

Lippe 

73  182 

1259 

2  091 

2,3 

1907 

0,105 

0,398 

99 

374 

51 

Lübeck 

54  567 

422 

1  104 

4,7 

650 

0,355 

0,257 

87 

63 

51 

Bremen 

198  406 

620 

7  336 

5,9 

3(il7 

0,195 

0.091 

257 

119 

75 

Hamburg 

3l9i»83 

723 

7  3!)5 

2,S 

7  71S 

0,157 

0,077 

107 

20 

40 

Elsaß 

.i()S(i(;3 

;ii;7 

5  15S 

:!,l 

1  2:19 

ii.L'n-, 

o.ou; 

320 

25 

23 

Deutschland 

17  94  7  538 

706 

785  150 

6,2 

358  106 

0,160 

0,217 

21  64  2 

33  225 

30 
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Einzahlungen  und  Rückzahlungen  in   den  Kreishauptmannschaften. 

Tabelle   (). 


Die 

Kückzahlunger 

betragen 

Die  Rückzahlungen 

De  trage 

n  ...  %  der 

•  %  d 

er  Einzahlunge 

n 

Jahr 

Einzahlungen 

Jahr 

.2  c 

CO 

S  c 
.5  0 

:0   ü 

«•5 

V 

.2  c 
.SM 

.eQ 

«  he 

:0  <J 

WS 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

I 

2 

3 

4 

5a 

5b 

6 

18  tu 

67,9 

73,2 

79,6 

55,5 

73,05 

1877 

96,1 

103,2 

93,3 

99,6 

98,10 

■IG 

83,9 

66,9 

67,9 

59,0 

69,98 

78 

100,9 

100,1 

96,0 

100,5 

98,34 

47 

87,1 

74,3 

75,9 

78,3 

79,30 

79 

96,1 

98,7 

93,7 

105,3 

98,13 

48 

164,4 

116,7 

107,8 

86,4 

115,80 

1880 

91,5 

86,9 

91,2 

90,4 

89,80 

49 

82,6 

67,5 

67,4 

55,6 

67,68 

81 

98,2 

98,9 

107,8 

99,1 

101,64 

1850 

87,2 

58,7 

60,2 

56,3 

63,32 

82 

105,8 

97,9 

103,7 

93,3 

98,66 

51 

55,9 

66,3 

67,4 

63,5 

64,55 

83 

102,1 

91,7 

96,9 

91,3 

93,52 

52 

63,7 

62,0 

61,1 

80,6 

64,48 

84 

87,3 

85,8 

89,5 

84,9 

86,17 

53 

55,8 

65,4 

59,9 

70,7 

62,10 

1885 

83,3 

88,9 

92,9 

86,4 

88,10 

54 

71,5 

82,9 

70,0 

88,3 

76,00 

86 

81,2 

82,3 

97,2 

86,4 

87,62 

1855 

76,6 

91,0 

91,4 

88,7 

88,06 

87 

84,6 

82,4 

95,0 

90,2 

88,67 

56 

91,2 

78,0 

75,2 

01,9 

76,34 

SS 

80,9 

81,1 

88,3 

92,9 

86,99 

57 

82,1 

64,8 

75,2 

55,1 

69,20 

89 

81,3 

83,2 

92,1 

92,7 

88,04 

58 

83,3 

70,2 

88,5 

69,3 

78,44 

1890 

96,2 

87,3 

94,1 

97,4 

CS   — 

92,63 

59 

118,3 

85,4 

104,8 

76,8 

94,29 

91 

102,1 

94,5 

100,0 

99,5 

98,03 

1860 

71,0 

79,0 

84,5 

79,0 

79,74 

92 

98,2 

93,3 

98,3 

91,9 

^     6Ü 

94,36 

61 

64,2 

78,7 

76,5 

83,7 

76,58 

93 

94,5 

94,8 

97,8 

87,9 

^    2 

93,26 

62 

65,0 

72,9 

77,3 

80,3 

75,18 

94 

91,2 

93,9 

96,7 

89,8 

1  M 

92,80 

63 

70,9 

77,0 

77,1 

76,6 

75,95 

1895 

83,1 

87,1 

81,1 

78,5 

82,14 

64 

78,9 

83,0 

80,1 

73,9 

79,24 

96 

82,7 

85,5 

87,9 

80,1 

83,83 

1865 

85,0 

89,4 

89,1 

78,7 

85,95 

97 

89,8 

91,0 

91,2 

87,6 

.2S  o 

Ol    o 

89,49 

66 

119,3 
110,6 

98,3 
101,8 

100,5 
99,2 

89,9 
92,9 

99,56 

99,78 

98 
99 

93,1 
95,4 

91,9 
103,4 

91,6 
97,6 

89,6 

«2 

91,14 

67 

95,8 

91,6 

97,67 

68 

94,3 

76,6 

76,5 

78,9 

79,57 

1900 

105,3 

113,9 

110,0 

98,6 

97,4 

106,54 

69 

97,8 

85,5 

77,4 

81,9 

83,12 

Ol 

84,3 

83,2 

80,9 

77,4 

78,4 

80,77 

1870 

102,1 

82,7 

84,5 

84,4 

86,04 

02 

85,0 

79,0 

77,2 

75,3 

75,9 

77,68 

71 

83,1 

72,8 

81,8 

69,3 

75,90 

03 

85,0 

83,6 

80,4 

76,3 

76,8 

80,08 

72 

70,8 

61,7 

70,7 

57,2 

64,04 

04 

88,2 

82,9 

83,0 

85,3 

79,7 

83,07 

73 

67,2 

54,5 

63,5 

59,3 

59,76 

1905 

95,1 

88,0 

85,8 

86,2 

84,6 

83,30 

74 

54,0 

64,5 

61,8 

62,0 

61,33 

06 

86,7 

89,3 

89,0 

87,1 

82,6 

87,76 

1875 

72,0 

81,9 

71,9 

70,9 

74,15 

07 

89,0 

97,5 

98,3 

93,3 

89,5 

94,21 

76 

88,9 

94,2 

76,2 

88,5 

85,97 

08 

102,3 

99,7 

102,3 

97,3 

97,5 

99,86 

lu    — 


Die  Anlage  der  Sparkassengelder  1859 — 1885. 
Tabelle   10. 


Vom  Sparkassenvermögen  waren  angelegt 

Ende  des  Jalires 

Von 

je  ioo  M.  Vermögen 
kommen  auf 

Jal.r 

in 
Hypotheken 

in 
Wert- 
papieren 
M. 

in   Darlehen 

gegen 

Pfand    und 

Bürgschaft 

INI. 

in 
Außen- 
ständen 
und 
Zins- 
resten 
M. 

in 
barer 
Kasse 

M. 

6 

< 

0 

B 

c  2 

ig 

-'S 

0  = 

B 

■0  u 
c  ^ 

In  ^ 

S  ^ 

< 

« 

u 
a 

JS 
V 

(5 

, 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

II 

1809 

:!...  926  516 

8  109  662 

4  514  062 

568  787 

1  426  207 

71,08 

16,04 

8,93 

1,13 

2,82 

60 

38  699  594 

9  780  482 

5  129  529 

570  364 

2  100  024 

69,34 

17,52 

9,19 

1,02 

2,93 

61 

42  609  181 

11  015  803 

5  843  331 

584  784 

1  805  389 

08,88 

17,81 

9,45 

0,94 

2,92 

62 

47  891151 

12  840  384 

5  836  282 

718  158 

2  016  755 

69,21 

18,56 

8,43 

0,89 

2,91 

63 

52  545  025 

15  458  865 

6  419  658 

878  314 

1  942  745 

68,02 

20,01  1  8,31 

1,14 

2,52 

64 

57  674  476 

17  009  041 

7  133  882 

1  001  169 

2  090  207 

67,93 

20,03 

8,40 

1,18 

2,46 

1865 

63  015  408 

17  446  857 

7  800  705 

1  043  038 

2  100  024 

68,94 

19,09 

8,53 

1,14 

2,30 

66 

65  444  043 

18  076  033 

8  295  531 

1  174  982 

2  376  271 

68,63 

18,95 

8,70 

1,23 

2,49 

67 

67  115  802 

18  995  618 

8  504  135 

1  122  004 

2  628  884 

68,23 

19,31 

8,65 

1,U|  2,67 

68 

74  027  834 

19  515  376 

8  744  574 

l  265  357 

2  472  984 

69,83 

18,41  [  8,24 

1,19 

2,33 

69 

81237  201 

20  168  265 

9  645  555 

1  333 125 

2  606  07  7 

70,64 

17,54  1  8,39 

1,16 

2,27 

1870 

87  704  634 

22  036  625 

9  898  953 

1  152  450 

2  780  990 

71,00 

17,83 

8,01 

0,92 

2,24 

71 

95  718  433 

27  534  474 

11111535 

1  110  304 

3  841177 

68,74 

19,78 

7,93 

0,79 

2,76 

72 

111473  101 

38  777  973 

12  399  523 

1  186  72214  486  655 

66,22 

23,03 

7,37 

0,71 

2,67 

73 

136174232 

46  797  706 

15  477  272 

1475  615  4  683  461 

06,55 

22,87  j  7,56 

0,72  2,30 

74 

161407  777 

56  910  430 

18  136  280 

1  799  649  5  034  690 

66,34 

23,40  1  7,45 

0,74!  2,07 

1873 

185  660173 

58  884  292 

20  245  492 

2  216  935  5  836  720 

68,04 

21,58 

7,42 

0,81 

2,15 

76 

205  907  042 

60  290  667 

21076  185 

2  535  191  5  674  483 

69,68 

20,40 

7,14 

0,86 

1,92 

77 

219  269  431 

60  258  902 

21074  861 

2  763  359  5  895  287 

70,90 

19,48 

6,83 

0,89!  1,91 

78 

232  676  709 

59  633  433 

21  194  711 

2  977  584  6  148  342 

72,12 

18,48  :  6,57 

0,92  1,91 

79 

245  033  138 

65  258  494 

18  544  473 

3  143  633  6  939  729 

72,30 

19,25  16,47 

0.93^  2,05 

1880 

257  642  538 

74  666  921 

18  629  849 

3  048  772 

7  192  986 

71,33 

20,67  !  6,16 

0,84|  2,00 

81 

267  483  226 

76  578  229 

18  934  482 

a  088  032 

7  313  073 

71,63 

20,51    6,07 

0,83   1,96 

82 

— 

— 

— 

— 

— 

72,3« 

20,32    4,70 

0,83 

1,79 

83 

295  294  000 

85  456  000 

— 

— 

— 

72,30 

20,94    4,06 

0.83 

1,88 

84 

312  638  000 

94  198  000 

— 

— 

— 

71,80 

21,60    3,94 

0,78 

1,88 

1885 

334  893  000 

102102  000 

— 

— 

— 

7:>,07 

21,97 

3,55 

0,75 

1,66 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  44. 
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Anlage  der   Spargelder,  Relativzahlen. 
Tabelle   12. 


• ~ 

Dar- 

Dar- 

Dar- 

Hypo- 

Effekten 

lehen 

lehen 

lehen 

Kredit- 

Außen- 

Grund- 

Bare 

Jfobil. 

Jahr 

theken 

(Faust- 

(Bürg- 

1    (Ge- 

institute 

stände 

stücke 

Kasse 

etc. 

pfand) 

schaft) 

meinde) 

% 

% 

% 

% 

% 

% 

% 

% 

% 

% 

886 

71,08 

21,24 

0,76 

0,49 

2,00 

0,43 

0,67 

0,27 

1,91 

0,15 

«7 

72,16 

21,17 

0,73 

0,44 

1,64 

0,24 

0,60 

0,22 

1,62 

0,18 

88 

71,85 

21,72 

0,68 

0,40 

1,57 

0,27 

0,54 

0,20 

1,63 

0,14 

89 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1890 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

91 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

92 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

93 

— 

— 

■ — • 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

94 

76,68 

17,78 

0,74 

0,32 

1,42 

0,56 

— 

— 

— 

— 

1H95 

74,55 

19,70 

0,78 

0,32 

1,34 

0,81 

— 

— 

— 

— 

96 

74,30 

20,41 

0,97 

0,36 

1,25 

0,21 

— 

— 

— 

— 

97 

75,25 

19,56 

0,88 

0,36 

1,24 

0,21 

— 

— 

— 

— 

98 

77,29 

17,56 

0,89 

0,32 

1,15 

0,29 

— 

— 

— 

— 

99 

78,66 

16,67 

0,86 

0,34 

1,20 

0,23 

0,32 

0,20 

1,49 

0,13 

1900 

79,26 

15,72 

0,71 

0,28 

1,31 

0,41 

0,32 

0,22 

1,59 

0,18 

Ol 

79,03 

15,44 

0,69 

0,26 

1,32 

0,87 

0,33 

0,20 

1,74 

0,12 

02 

79,99 

14,94 

0,62 

0,22 

1,27 

0,58 

0,31 

0,19 

1,70 

0,17 

03 

81,05 

14,19 

0,68 

0,20 

1,05 

0,70 

0,29    \ 

0,20 

1,49 

0,15 

04 

81,9 

13,8 

0,6 

0,1 

1,1 

0,4      1 

0,3 

0,2 

1,5 

0,1 

1905 

82,6 

13,2 

0,6 

0,1 

1,1 

0,2 

0,3 

0,3     : 

1,5 

0,1 

06 

82,4    . 

13,4 

0,6 

0,1 

1,0 

0,3 

0,3 

0,3 

1,5 

0,1 

07 

«2,3 

13,7 

0,6 

0,1 

1,1 

0,2       ] 

0,2 

0,4 

1,3     1 

0,1 

08 

«1,3 

14,3     1 

0,5 

0,1 

1,3 

0,4       1 

0,2 

0,4 

1,4     ' 

0,1 

Ein-  und   Rückzahlungen  im  Verhältnis  zum   Gesamteinlegerguthaben. 

Tabelle  13  a. 


Ein- 

Rück- 

Einzah- 

Rück- 

Jahr 

zahlungen 
=   •  •  •   % 

zahlungen 
=   •  •  ■  % 

Diffe- 
renz 

Jahr 

lungen 
=   •  •  •  % 

zahlungen 
=  ■  •  •  % 

1    Differenz 

des  Gut- 

des Gut- 

% 

des  Gut- 

des Gut- 

% 

habens 

habens 

habens 

habens 

j            1» 

1877 

2(>,7 

2M 

0,6 

1894 

-^1,7 

20,2 

1 ,5 

78 

26,1 

25,6 

0,5 

1895 

23,7 

1        i8,ö 

5,1 

79 

25,3 

24,8 

0,5 

90 

23,4 

1        19,7 

3.7 

1880 

27,4 

24,6 

2,8 

97 

22,1 

20,0 

2,1 

81 

24,6 

24,7 

0,1 

98 

22,0 

20,1 

1,9 

82 

25,3 

25,0 

0,3 

99 

20,8 

20,4 

0,4 

83 

24,7 

23,1 

1,6 

1900 

19,0 

20,8 

1,2 

84 

25,5 

21,9 

3,^' 

Ol 

23,9 

19,4 

4.5 

1885 

25,0 

22,5 

3,0 

02 

24,8 

19,3 

5,5 

86 

25,2 

22,1 

3,1 

03 

23,4 

18,7 

4,7 

87 

24,8 

22,0 

2,8 

04 

23,1 

i'>,i 

4.0 

88 

24,3 

2  1,1 

3,2 

05 

22,1 

10,2 

2,9 

89 

24,5 

21,6 

2,9 

0() 

21,9 

19,1 

2,8 

1890 

23,2 

21,5 

1,7 

07 

21,2 

20,0 

1,2 

91 

22,0 

21,6 

1,4 

08 

19,8 

U),8 

Ü,C) 

92 

22,3 

21,0 

',3 

93 

21,5 

20,1 

1,4 

8^^ 
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Verhältnis  von  Hypotheken   und   Effekten   zum  Vermögen. 
Tabelle  13  b. 


Von  100  M. 

Hyp.  4-  Eff. 

Hyp. 

4-  i:ff. 

=  ■■■% 

der 

Akt. 

Von  IOC  M. 

Hyp.  +  Eff. 

Hyp. 

Jahr 

kommen  auJ 

J.-.hr 

kommen  auf 

4-  Effekt. 
=  •  .  ■  % 

Hyp. 

Eff. 

Hyp. 

Eff. 

der  Akt 

i85<> 

81,58 

18,42 

87 

1884 

76,81 

^3,i9 

93 

60 

79,82 

20,18 

87 

85 

76,63 

23,37 

94 

61 

79,49 

20,51 

87 

1886 

76,14 

23,86 

93 

62 

78,86 

21,14 

88 

87 

76,52 

23,48 

94 

03 

77,12 

22,88 

88 

88 

76,97 

23,03 

95 

64 

77,21 

22,79 

88 

89 



— 

— 

1865 

78,32 

21,68 

88 

1890 

79,15 

20,85 

— 

60. 

78,37 

21,63 

88 

91 

80,37 

19,63 

— 

67 

77,95 

22,05 

88 

92 

80,72 

19,28 

— 

68 

79,14 

20,86 

— 

93 

80,81 

19,19 

— 

69 

80,11 

19,89 

■ — 

94 

81,28 

18,72 

94 

1870 

79,95 

20,05 

— 

1895 

79,02 

20,98 

94 

71 

77,63 

22,37 

— 

96 

78,43 

21,57 

95 

72 

74,31 

25,69 

89 

97 

79,37 

20,63 

95 

73 

74,41 

25,59 

89 

98 

81,48 

18,52 

95 

74 

73,94 

26,06 

90 

99 

82,59 

17,41 

95 

1875 

75,94 

24,06 

90 

1900 

83,45 

16,55 

95 

76 

77,41 

22,59 

90 

Ol 

83,64 

16,36 

94 

77 

78,34 

21,36 

90 

02 

84,26 

15,74 

95 

78 

79,59 

20,41 

91 

03 

85,09 

14,91 

95 

79 

79,04 

20,96 

92 

04 

— 

- — 

96 

1880 

77,60 

22,40 

92 

1905 

85,92 

14,08 

96 

81 

77,75 

22,25 

92 

06 

86,05 

13,95 

96 

82 

— 

93 

07 

85,77 

14,23 

96 

83 

77,50 

22,50 

93 

08 

85,08 

14,92 

96 

i 


Reservefonds,  Ueberschuss,   Verwaltungskosten 

(Absolut   und   relativ.) 
Tabelle  14. 


^i. 

Auf  100 

M.  Ein- 

i3  üC 

legerguthaben 

Gesamtbetrag 

Betrag  des 

Betrag 

V   u 

+  Reservefonds 

von 

Reservefonds 

des 

Betrag  der 

"^li 

(Sp.  2-) 

enttallen 

Einlegergut- 
haben und 

(einschließl. 
Sonderreserve- 

Ueber- 

Verwal- 
tungskosten 

-oW  " 

Jahr 

schusses 

isl 

i  s 

Cid 

Reservefonds 

Fonds  1 

an 

M. 

'T'3'5 

N  E  f 

^2- 

:m. 

:SL 

Zinsen 

Ss?" 

•  's    ri 

yi. 

B5 

ä  ■ 

.  .  .M 
einna 

(Sp 

> 

I 

2. 

^ 

4- 

:; 

6 

7 

1845 

8380  160 

308  135 

_ 

_ 

3,8 





46 

9  890  575 

352329 



— 

3,7 

^ 

■ — 

47 

10  990  017 

415  754 



— 

3,9 

■ — 

■ — 

48 

10  631  144 

544352 



— 

5,4 

■ — 

— 

49 

II  959642 

258827 

424931 

48  353 

2,2 

3,541 

0,403 

1850 

14404205 

295  098 

527  966 

55  368 

2,1 

3,667 

0,385 

51 

17  631  126 

605  609 

660  917 

61  649 

3,5 

3,755 

0,350 

52 

21  147524 

697  057 

784319 

74227 

3,4 

3,735 

0,353 

53 

25617699 

779  863 

947  956 

85  460 

3,1 

3,703 

0,333 

54 

28940  267 

912957 

I  091  933 

91  609 

3,3 

3,773 

0,316 

1855 

31  073993 

I  086  755 

I  207  273 

III 797 

3,6 

3,882 

0,359 

56 

35  146  781 

I  219999 

I  331  264 

107  310 

3,6 

3,787 

0,305 

■57 

41  110  247 

I  430  705 

I  565  705 

127  048 

3,6 

3,809 

0,309 
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tc  ^ 

Aul  100 

M.  Ein- 

iz üD 

legerguthaben 

Gesamtbetrag 

Betrag  des 

Betrag 

V   u 

+  Reservefonds 

von 

Reservefonds 

des 

Betrag  der 

»^  c  w 

(Sp.  2) 

entfallen 

Einlegergut- 
haben und 

(einschließl. 

Ueber- 

Verwal* 

•S3  ü 

Jahr 

Sonderreserve- 

schusses 

tungskosten 

ö  '£  Z 

C     -J 

tt 

Reservefonds 
M. 

Fondsi 
31. 

an 

Zinsen 

M. 

'^■^m 

sj"^ 

3  ^  m 

-AI. 

■  Z-n 

> 

1 

-' 

3 

4 

5 

6 

7 

ü 

58 

45  903  288 

I  679  690 

I  804  747 

140888 

3,8 

3,932 

0,306 

59 

48  118  517 

I  893  854 

I  985   III 

158502 

4,5 

4,127 

0,330 

1860 

53  163  726 

2188344 

2  126  116 

165277 

4,3 

3,990 

0,310 

61 

59446990 

2477033 

2  361    154 

175878 

4,3 

3,771 

0,295 

62 

67  166548 

2  764  429 

2  619  838 

194  198 

4,3 

3,898 

0,289 

63 

75  082  765 

2  902  102 

2  949  168 

211  305 

4,0 

3,927 

0,281 

64 

82  873  802 

3  236  182 

3250076 

213443 

4,0 

3,922 

0,258 

1865 

89  271  390 

3  662  900 

3  599  939 

242568 

4,3 

4,143 

0,272 

66 

92192425 

3  990  490 

3837935 

253207 

4,5 

4,162 

0,275 

67 

94  797  95-2 

4  398  488 

4  069  649 

280457 

4,9 

4,293 

0,295 

68 

103  573  372 

4834558 

4350014 

276342 

4,9 

4,199 

0,266 

69 

112  635  849 

4  979  296 

4812  969 

286874 

4,5 

4,274 

0,255 

1870 

120963445 

5243612 

5287039 

318696 

4,5 

4,369 

0,263 

71 

137373365 

6256415 

5876237 

329218 

4,8 

4,277 

0,239 

72 

163929324 

6786083 

6  890  022 

399  043 

4,3 

4,204 

0,243 

73 

199  851  961 

7614756 

8458762 

447916 

3,9 

4,229 

0,224 

74 

240844514 

8  640  683 

10  281  766 

490  004 

3,7 

4,266 

0,203 

1875 

271  100966 

9453765 

II  791  506 

543  968 

3,6 

4,349 

0,206 

76 

292  943  268 

10  516  544 

12985  473 

578876 

3,6 

4,432 

0,197 

77 

305  705  620 

II  817  941 

13  906  500 

642  684 

4,0 

4,549 

0,210 

78 

318497426 

12  704  067 

• — ■ 

— 

4,1 

— 



79 

332715956 

14426870 

— 

■ — 

4,5 

— 



1880 

354862125 

16055426 

— ■ 

— 

4,7 

— 



81 

366851  339 

17  751  811 

— 

-  — 

5,1 

— 



82 

381534237 

19  248  666 

— 

— 

5,3 

— 



83 

401  346870 

20  610  559 

— 

790  883 

5,4 

— 

0,198 

84 

429646423 

22  029  617 

— 

789  324 

5,4 

— 

0,183 

1885 

457  443  829 

23395  158 

— 

825  867 

5.4 

— 

0,181 

86 

486490  811 

23565196 

— 

— 

5.1 

— 



87 

516493  191 

25347551 

20  906  8S5 

900  862 

3,1 

4.047 

0,187 

88 

550275  153 

27197778 

22  149439 

997  756 

5,2 

4,025 

0,181 

89 

584  210  194 

29315358 

— 

995517 

5,} 

— 

0,170 

1890 

612  589  134 

30  869  617 

— - 

I  02')  59S 

3.3 

— 

0,108 

91 

634  835  400 

32257730 

— 

I  ÜO4  488 

5>^ 

— 

0,167 

92 

663  292  404 

34  003  088 

— 

I  118  022 

5.4 

— 

0,108 

.       93 

694  614  521 

35  974  944 

27  452  247 

I  1 68  65 1 

3,4 

3,952 

0,167 

94 

728219555 

38058  188 

28  799  815 

I  231  712 

3,3 

3.955 

0,169 

1895 

782  030912 

40  131  000 

30272  727 

I  292  t.23 

3.-J 

3,871 

0,166 

96 

835  563  850 

42  410  026 

'-- 

-^ 

3.3 

— 



97 

880  730  949 

44  647  895 

— 

— 

3.3 

— 



98 

925016314 

46  949  610 

35  2üO  584 

I  412 U44 

3.3 

3.806 

0,132 

99 

956284364 

46  893  462 

30841   014 

I  515789 

5,1 

3,852 

0,151) 

1900 

973239722 

47944929 

39253815 

I  631  56(> 

5,~ 

4,033 

0,167 

Ol 

I  049  414439 

51  568735 



— 

5,2 

— 



02 

I  141  597  193 

58  041  110 

— - 

I  9 1 9  000 

5.1 

O.K-S 

03 

I  232  939  357 

62  501  905 



2  001  000 

5,3 

0,102 

04 

I  322  720521 

68  016  432 

2143  000 

5.4 

0,J02 

1905 

I  403  792  957 

72  174475 

--- 

2  259  000 

3.4 

— 

0,101 

06 

I  486  100433 

75018567 

-- 

2  458  ÜOO 

S,.", 

— 

0,165 

07 

I  548350054 

76419  713 



2  595  000 

5>~ 

— 

0,167 

08 

I  601  093  594 

80  70S  125 



2  78 }  uoo 

5,3 

— 

0,174 

—     1 1  s     — 


Der  Nettoüberschuss  und   seine   Verwendung. 

Tahclle    15. 


Betrag  des 
Nettoüber- 
schusses 
M. 

Von  d.  Betrag  in 

Sp.  2  wurden  dem 

Reservefonds 

überwiesen  M. 

Von  d.  Betrag  in 

Sp.   2  wurden  zu 

wohhät.    Zweck. 

überwiesen  51. 

Von  d.  Betrag  in 

Sp.  2  wurden  zu 

andern  Zwecken 

überwiesen  M. 

Bislicr  u  ur- 

den   über- 

liaupt  zu 

woliltätigcii 

Zwecken 

(Sp.   4) 

überwiesen 

Vom  liinlegerguthabcn 
+  Rescrvefonos 

Jahr 

betrut;   der 
Brutto- 
gewinn 

betrug  der 
Netto- 
gewinn 

wurden  dem 
Res.-Fonds 
überwiesen 

wurden  den 
Gemeinden 
überwiesen 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

%    7,     %    8|     %    9 

%    10 

1887 

■l  271  863 

1  800  017 

2  274  830 

27  7  011 

24  154  347 

J,015 

0,828  1     — 



88 

4  620211 

1  817  299 

2  502  841 

318  891 

26  953  951 

1,021 

0,840  1     — 

— 

89 

5  021 367 

— 

— 

-— 

1,030  '   0,860  I     — 

— 

1890 

4  943  326 

— 

— 

-- 

— 

o.mil  '  0,806  '     — 

— 

91 

5  064  583 

'- 

— 

— 

(1,965  1    0,798        — 

— 

92 

5  978  255 

— 

3  683  557 

— 

1,070 

0,902  1     — 

— 

93 

5  688  724 

3  618  098 



— 

0,985 

0,818  :     — 

— 

94 

8  057  862 

2  228 160 

3  930  781 

1  898  921 

52  320  630 

1,275 

1,106  ,  0,306 

0,800 

1895 

6  524  177 

2  323  889 

3  768  545 

1  431 743 

— 

1,300 

0,834  t   0,297 

0,587 

96 

6  710  547 

2  421123 

3  919  866 

369  558 

— 

? 

0,803     0,290 

0,513 

97 

7  188  808 

2  410  360 

4  332  037 

446  411 

— 

y 

0,816  '   0,274 

0,542 

98 

7  001  251 

2  371923 

4  229  544 

399  769 

68  271  859 

0,909 

0,757     0,257 

0,500 

99 

5  886  366 

2  359  787 

3  161  794 

364  785 

71  856  240 

0,764. 

0,605     0,236 

0,369 

1900 

7  070497 

3  053  074 

3  530  440 

486  983 

75  944  542 

0,893 

0,726 

0,313 

0,413 

Ol 

10  749  492 

4  287  483 

5  567  664 

894  345 

82072137 

1,191 

1,024 

0,408 

0,616 

02 

9  756  559 

4  261 500 

4  736  423 

758  636 

87  032  616 

1,022 

0,854 

0,373 

0,481 

03 

10375  970 

4  394  548 

5  166  024 

815  398 

92  905  658 

1,003 

0,841 

0,356 

0,485 

04 

10  805  608 

4  821  095 

5  632  764 

509  080 

99  044  321 

0,991 

0,829 

0,365 

0,464 

1905 

11  213  187 

4  791  933 

5  804  481 

616  765 

105  732  994 

0,962 

0,801 

0,342 

0,454 

06 

10  711  759 

4  505  269 

5  693  956 

512  522 

111997  056 

0,879 

0,714 

0,300 

0,414 

07 

8  755  006 

3  437  796 

1955  396 

351  808 

117  301405 

0,732     0,565 

0,222 

0,343 

08 

13  774  504 

5  766  896 

7  386  131 

621463 

125  087  639 

1,035 

0,861 

0,360 

0,501 

Tabelle    16. 


Dresden. 


Leipzig  und  Chemnitz. 


Jahr 

Einleger- 
guthaben 
-\-    Reserve- 
fonds IM. 

Inhaberpapiere 

=    .  .  .  %  des 

Vermögens 

Kurs- 
verluste 

und 
Gewinne 

+         - 

d 

Jahr 

Einleger- 
guthaben 
-|-    Reserve- 
fonds IM. 

0  ii> 

1  ■■i 
1.^ 

Kurs- 
verluste 

und 
Gewinne 

_{-         

^0 

1-  0 
> 

d. 

X 

I 

2 

1        3 

4 

5 

I 

2 

3 

4 

s 

1877 

16  695  879 

55,9 

+ 

31  589 

0,19 

1886 

30  343  290 

52,7 

+       178970 

0,59 

78 

17  496  457 

53,3 

+ 

68  070 

0,39 

87 

32  739  317 

51,2 

—        19  822 

0,06 

79 

18  305  980 

54,1 

+ 

56  554 

0,31  1 

88 

35  635  387 

49,2 

-f       221 666 

0,62 

1880 

19  495  909 

53,2 

+ 

15  026 

0,08  1 

89 

38  070  552 

48,9 

—      195 110 

0,51 

81 

20  929  546 

54,9 

— 

8  278 

0,04  f 

1890 

39  834  765 

45,6 

—      443  009 

1,11 

82 

22  287  587 

55,7 

— 

12  044 

0,05 

91 

41431  258 

4H,6 

—        48  385 

0,12 

83 

23  769  894 

57,4 

— 

19  076 

0,08 

92 

43  713  748 

42,9 

-f       194  379 

0,44 

84 

25  808  902 

60,9 

— 

54  861 

0,21 

93 

46  356  871 

42,5 

—        65  329 

0,14 

1885 

28  137  815 

? 

— 

18  537 

0,07 

94 

49  587  374 

42,0 

+      401 513 

0,80 

86 

33  081961 

58,7 

— 

64  090 

0,19 

1895 

53  971904 

46,7 

-f         40  395 

0,07 

87 

37  945  151 

.56,1 

— 

37  597 

0,10  : 

96 

57  805  116 

45,8 

—      345171 

0,59 

8S 

43  005  461 

54,7 

+ 

16  350 

0,04  ! 

97 

60  348  139 

43,7    1 

—      197  086 

0.33 

119     — 


J^^hr 

Einleger- 
guthaben 
+    Reserve- 
fonds AI. 

Inhaberpapiere 

=  ...   %  des 

Vermögens 

Kurs- 
verluste 

und 
Gewinne 

+         — 

5? 

•  d 

II  ^ 
c 

C/2 

Jahr 

Einleger- 
guthaben 
-1-    Reserve- 
fonds M. 

Inliabcrpapiere 

=  .  .  .   %  des 

Vermögens 

Kurs- 
verluste 

und 
Gewinne 

+        — 

5? 

■    CT 

•  du 

c 

ä 
t/2 

I 

2 

3 

4 

5 

I 

2 

3 

4 

5 

Sd 

47  657  850 

56,4 

—        34  566 

0,07 

98 

62  310  528 

41,7 

—      435  097 

0,70 

1890 

51  214  157 

54,5 

—      564  176 

1,10 

99 

62  815  269 

39,8 

—      941  926 

1,50 

91 

54  093  622 

50,4 

—         77  284 

0,14 

1900 

62  067  493 

40,0 

—      218  693 

0,35 

92 

59  279  884 

48,8 

-       280  928 

0,47 

Ol 

67  594  490 

39,2 

-f-       844  966 

1,25 

93 

63  323  664 

47,3 

-r           1307 

0,01 

02 

89  547  146 

— 

4-       528  329 

0,59 

94 

68  721537 

49,1 

-    1  558  077 

2,26 

03 

92  818  084 

— 

-r          70  758 

0,07 

1895 

72  714  654 

52,2 

-:        138  421 

0,19 

04 

95  009  560 

— 

—      165  270 

0,17 

96 

76  311492 

55,0 

—      558  694 

0,13 

1905 

96  946  675 

— 

—      242  893 

0,25 

97 

78  722  306 

52,8 

—      203  687 

0,26 

06 

97  509  315 

—      683  921 

0,70 

98 

81193  531 

45,7 

—      812  790 

1,00 

07 

95  836  182 

—   1  26G  210 

1,32 

99 

81673  448 
81365  182 
90  013  916 
98  272  391 
115  981098 

40,1 
39,7 
38,2 
32,9 
31,5 

—  1  601 390 

—  582  095 
-f     1521951 
-;-       609  561 
+       166  706 

1,96 
0,71 
1,69 

0,61 
0,15 

1908 

94  929  600 

—         29  290 

0,03 

1900 
Ol 

02 
Ü3 

1899 

1900 

Ol 

02 

03 

32  696  851 

33  288  782 
35  047  609 

37  078  620 

38  761879 

37,53 
35,8 
29,9 
29,8 
27,1    ' 

—  345  572 

—  178  524 
+         26  085 

-}-              786 
+           2  504 

1,05 
0,53 
0,07 
0,0    i 

0,0 

1 

04 

40  327  144 

26,2 

? 

— 

K 

irsverluste  und  ( 

iewinne 

der  3  grösste 

n 

05 

42  012  041   ' 

27,8 

-f         17  155 

0,04 

Spa 

rkassen 

06 

44  344  677   | 

22,8 

—           9  438 

0,02 

07 

45  915  794   i 

20,9 

—      273  312 

0,59 

1908 

47  456  119   , 

20,7 

—           1851 

0,0 

Die  Ueberschusspolitik ;  Einzeluntersuchung  für   1893. 
Tabelle   17. 


Es  betrug  im 

Auf  I   Ein- 

0 5  _» 

•5'^ 

k. 

k* 

Ein- 
wohner 

Jahre  1893 
der 

wohner 

kamen  für 

gem. 

„  is 

inj;    i, 

~  T 

.    3 

Zwecke   im 
Jahre 

1)   0 
■5  a.P. 

30   ,^      . 

S  M  c    • 

^■" 

'i  '?•> 

^» 

1893 

Nettoüber- 

schuß  der 

Sparkasse 

M. 

zu  gemeinnütz 

Zwecken  ver 

wcnd.  Uebcr 

schuß  M. 

1893 
.   .   .  JI. 
Ueber- 
schüsse 

0  c 
S  0  = 

— >ü 

Zur  Erreicht 

iünlcgcrguth 

Rescrve-Fo 

noch 

J£  = 

zu: 

> 

II 

Leipzig 

321  25;; 

425  411 

347  602 

75  54  2 



5,9 

0,79 

S 

Lpzg.-Coniii'witz 

11  869 

19  925 

7  978 

000 

2  948 

4,'.t 

O,lio 

8'.i 

Lpzg.-Eutritzscli 

5  677 

7  167 

6  520 

1  551 

647 

4,9 

O.T'.I 

8'j 

Lpzg.-Gohlis 

1  786 

3  875 

391 

1,-Jii 

l,'),20 

1  519 

3  485 

4,:< 

0,01! 

S'., 

Lpzg.-Liiulenaii 

5  089 

3  20,1 

1  967 

365 

1  236 

4,S 

0,.'.'i 

8'j 

Lpzg.-Reiulnitz 

KU  013 

90  .'MG 

82  227 

—  33  944 

— 

6,1' 

l.i'l 

3 

Dresden 

an  !)55 

370  715 

182  4  72 

0,60 

■11, io 

352  875 

188  213 

*.' 

o,::o 

iy» 

Chemnitz 

146  77:! 

285  342 

142671 

0.90 

;!(;,(;o 

141 662 

8.0 

0.61 

i% 

Plauen 

51  102 

168  024 

125  600 

2,40 

•-'9,00 

32  800 

-- 

fi.l 

O.so 

s 

Zwickau 

16  25  7 

127  692 

105  740 

2,:to 

■11,00 

20  620 

25  4  29 

4,X 

0,S9 

s 

.'•'reiberg 

29  11« 

98  806 

78  361 

2.70        1 

27.60 

586 

— 

6,0 

0.74 

3 

Es  betrug  im 
Jahre   1893 

Auf  I  Ein- 
wohner 

5  o'~ 

c ._ 

5  o< 

u  0 

Zur  Erreichung  von  5%  Av- 

Einlegerguihabens  fehlten  am 

Rcseivc-Fonds  Ende  1803 

noch  .  .  .  M. 

C    . 

e : 

c' 

Gemeinde 

Ein- 
wohner 
«Ö93 

der 

kamen  für 

gem. 
Zwecke  im 
Jahre 
I893 
.  .   .  M. 
Ueber- 
schüsse 

■  -   bcp 
u   0  c 

u  " 

5 

> 

3   ^ 
■^  b£ 

>  •— 

0  00' 

u  u  " 

6  i",  i- 

h£d-^ 

C  JiJ     .3 

3  #  1-  "> 

=2  w 

3  -^ 

i 

3  I 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

K) 

II 

Zittau 

•2(1  703 

114  749 

75  000 

2,80 

31,80 

57  286 

361 374 

.,  ., 

"..",5 

Glauchau 

■>i  145 

90  558 

67918 

2,80 

22,00 

22  646 

— 

.s.O 

1,06 

3 

Crimmitscliau 

23  311 

51650 

43  903 

1,90 

24,20 

7  702 

183  449 

1,8 

0,77 

3 

Reichenbach 

22  9  J3 

54  004 

54  004 

2,40 

23,60 

—  6  429 

34  845 

4,1 

o,s7 

3>/i 

Meerane 

22  724 

63  282 

31641 

1,40 

18,80 

29  378 

— 

6,3 

0,06 

3^3 

Bautzen 

22  592 

121488 

102  247 

4,50 

32,10 

11660 

9 

4,9 

0,75 

3 

Meißen 

18351 

82  982 

55  000 

3,00 

24,40 

32  400 

17  002 

4,8 

0,64 

3'/» 

Werdau 

1  (?  804 

22  681 

7  400 

0,40 

25,20 

15  087 

23  449 

4,5 

3«<. 

Würzen 

15  155 

89  156 

82  666 

5,40 

34,50 

4  783 

— 

5,0 

1,15 

3 

Annaberg 

14  992 

38  101 

26  000 

1,80 

30,20 

9  365 

— 

5,0 

0.53 

3'/, 

Döbeln 

14  827 

73  418 

64  053 

4,30 

34,90 

6  968 

6  452 

4,9 

1,11 

3 

Pirna 

14  762 

93  497 

46  000 

3,20 

29,40 

24  462 

— 

5,0 

0,40 

31/2 

Mittweida 

12  374 

66  852 

48  842 

4,00 

24,90 

18  195 

18  009 

4,8 

0,61 

3"/» 

Großenhain 

11981 

101 643 

84  043 

7,00 

30,50 

9  000 

— 

5,0 

0,95 

3 

Frankenberg 

11(342 

55  659 

52  059 

4,50 

22,80 

22  571 

— 

5,0 

1,08 

3 

Limbach 

11632 

24  934 

17  047 

1,50 

19,40 

5  608 

7  887 

4,7 

0,69 

3V4 

Riesa 

10578 

58  512 

58  512 

5,50 

41,00 

000 

— 

6,4 

0,99 

3 

Oelsnitz  i.  V. 

10  491 

46  978 

30  000 

2,90 

19,30 

20  9  72 

19  061 

4,5 

0,69 

31i 

Oschatz 

9  702 

81477 

63  280 

6,50 

30,00 

8  100 

— 

5,1 

0,69 

3 

Waldheim 

9  5  75 

22  269 

16  702 

1,70 

22,50 

6  391 

— 

5,7 

0,81 

3 

Radeberg 

9  512 

40  582 

25  000 

2,60 

21,90 

11  577 

— 

10,6 

0,83 

3 

Grimma 

9  380 

55  059 

50  000 

5,30 

27,50 

4  280 

— 

5,2 

0,80 

3 

Schneeberg 

8  248 

28  776 

21582 

2,60 

23,20 

6  081 

4  993 

4,8 

0,50 

3^2 

Hainichen 

8  163 

54  047 

35  970 

4,40 

21,90 

11  671 

18  077 

4,7 

0,73 

3,6 

Löbau 

8  109 

139  092 

121  092 

15,00 

36,30 

18  000 

— 

7,0 

0,87 

31/i 

Sebnitz 

8  079 

16  051 

12  000 

1,40 

17,20 

—  11400 

— 

5,0 

0,56 

3 

Buchliolz 

7  898 

17  958 

14  600 

1,90 

22,20 

3  568 

— 

5,6 

0,79 

sy» 

Borna 

7  869 

97  817 

97  817 

12,40 

32,20 

000 

-- 

5,2 

1,20 

3 

Roßwein 

7  830 

27  324 

18  216 

2,30 

21,60 

9  768 

— 

5,9 

0,75 

3 

Kirchberg 

7  820 

19  130 

8  700 

1,10 

17,60 

6  988 

17  627 

4,5 

0,27 

3  Vi 

Auerbach 

7  807 

47  456 

28  000 

3,60 

20,90 

20  863 

19  240 

4,6 

0,50 

SVz 

Hohenstein 

7  540 

24  413 

15  497 

2,00 

17,90 

6  882 

6  916 

4,8 

0,59 

3'/3 

Falkenstein 

7  536 

22  164 

16  623 

2,20 

19,40 

5  234 

19  986 

4,6 

0,83 

3  Vi 

Zschopau 

7  202 

32  359 

16  500 

2,30 

20,20 

16  661 

— 

',2 

0,63 

3y2 

Netzschkau 

7  063 

11569 

5  785 

0,80 

18,00 

5  052 

— 

4,7 

0,43 

3,6 

Stollberg 

6  983 

41  757 

41  297 

5,90 

21,40 

1100 

— 

5,2 

1,23 

3 

Markneukirchen 

6  961 

27  254 

13  627 

1,90 

24,20 

13  567 

— 

S,l 

0,57 

3^3 

Mylau 

6  86b 

17  514 

11  195 

1 ,60 

17,90 

2  910 

5  343 

4,7 

0,64 

3,6 

Burgstädt 

6  575 

26  812 

18  812 

2,90 

18,90 

3  000 

— 

5,1 

0,71 

3,2 

Penig 

6  570 

70  054 

34  829 

5,30 

22,40 

41465 

— 

T,8 

0,53 

SVs 

Großschönau 

6  55? 

8  421 

— 

0,00 

— 

5  490 

— 

5,4 

— 

3 

Rochlitz 

6  516 

119  725 

110  464 

17,10 

32,40 

26  232 

— 

10,0 

1,10 

3,3 

Lichtenstein 

6  15: 

38  797 

29  000 

4,70 

15,50 

10  490 

— 

!^,0 

0,83 

3y3 

Groß-Röhrsdorf 

6  021 

10  259 

5  700 

0,90 

— 

4  954 

— 

5,6 

0,4  7 

3ys 

Reichenau 

6  01S 

16  729 

8  365 

1,40 

— 

8  203 

— 

5,4 

0,49 

3 

Lößiütz 

5  89J 

20  420 

8  500 

1,40 

16,60 

13  259 

— 

8,2 

0,39 

3y 

121       — 


Gemeinde 


Ein- 

woliner 

1893 


Es  betrug  im 

Jahre  1893 

der 


'S  crj  ^ 
^  u i-'a 

i-^^-  = 

tf.  V   C   o 

3  s  s;  " 

NN    P 


Auf  I  Ein- 
wohner 
kamen  für 

gem. 

Zwecke  im 

Jahre 

1893 

.  .  .   M. 

Ueber- 

schüsse 


a  o 

S  o 


-  5 

•"  tip^ 

0"^"^ 

C^  Ä      • 

^   '^ 

-a    • 

t  ö  = 

'-»  3"T  i^ 

rt  --   - 

■3  tl  ?  s 

Bischofswerda 

Oederau 

Geyer 

Markranstädt 

Groitzseh 

Pegau 

Lengenfeld 

Colditz 

Ehrenfriedersdorf 

Elsterberg 

Adorf 

Neustadt 

Nossen 

Neustädtel 

Königstein 

Lausigk 

Zwenkau 

Schwarzenberg 

Liinzenau 

Schöneck 

Lengetold 

Brand 

Pulsnitz 

Dippoldiswalde 

Pausa 

Taucha 

Geringswalde 

Frohburg 

Schandaii 

Eppendorf 

Schiettau 

Schirgiswalde 

Liebertwolkwitz 

Kadeburg 

(iroß-Zschocher 

Liiniinatzsch 

Kahlen 

Köiiigsbrück 

Wildoiifels 

-Miigeln 

Tliarandt 

Strehla 

Rötlia 

Zöblifz 

Schellen  borg 

Brandis 


.)  .303 
.j  Ö34 
Ö436 
.)421 
.-.  1S7 
5  1 

4  900 
i  8U1 
4  (;78 
4413 
4  221 
4  198 
4  131 
4  074 
3  829 
3  747 
3  Ü49 
3  (539 
3  J79 
3  J49 
3  4  72 
3  405 
3  399 
3  259 
3  251 
3  197 
3  135 
3  122 
3  119 
3  118 
3  U4 
3  (136 
2  !li)7 
2  it!)0 
2  1)(; 
2  SM  6 
2  7.-. 7 
2  CSl 
2. -,8  7 
25  78 
2-157 
2  3  72 
2  3(11 
2  282 
2  240 


51  219 

22  116 
5  789 

21  948 
12427 

23  746 
14  716 
39  796 
12  974 
16  905 

19  804 

18  176 

50  001 
26  039 
25  526 
21  716 

20  700 

32  382 
!)  409 

4  077 
16  785 
12  626 
25  820 
30  421 

7  633 
29  177 

51  416: 
2  7  269 

21  099 

5  9  71 
3  1 06 

17523' 
71  894 

33  »29 
5  373 

41  657 

33  621 
5  925 

1(H»29 

34  836 

19  4  70 
1(1009 
I  2  220 

1;  776 
2(1(140 
10887 


42  2 
16  616 

4  606 
13  687 

6  213 

11  873 
8  664 

24  796 
4  153 

8  453 

9  902 

12  076 
31  535 

10  682 
15  653 
10  350 

21  112 

4  277 

2  71 
8  142 
6  313 

18  982 

22  174 

6  181 

23  997 
41416 
22  541 

10  000 
2027 

500 

8  500 

51  123 

2(1000 

5  082 
20  829 

7  (;50 

3  OdO 

1  000 

28  000 

(!00 

(l(i73 

1 1  i(:8 
:i  (loO 
(ioi2 
5  113 


7,30 
3,00 
0,80 
2,50 
1,10 
2,20 
1,60 
5,00 
0,80 
1,80 
2,20 
2,90 
7,50 

3,10 
4,10 
2,80 
5,80 
1,20 
0,80 
2,30 
1,80 
5,60 
6,50 
1,90 
7,30 
13,00 
7,20 
3,20 
(i,(!0 
0,20 
2,80 
16, 8(1 

C.do 

1,70 
7,00 

2,(;o 
1,10 

0,40 
10,80 
0,20 
2,70 
1,90 
1,30 


24,50 
22,50 
15,10 
36,00 
13,60 
15,00 
19,30 
20,90 
18,70 
15,50 
17,40 
20,10 
27,60 
18,10 
29,90 
21,70 
18,60 
23,90 
13,30 
16,80 
15,00 
13,40 
21,30 
22,30 
14,10 
18,00 
29,00 
36,60 
29.30 

14,70 
6,10 

20.70 

25,80 
I  2,30 
17,00 
13,40 
25,70 
1  8,30 
IC.tO 
17,10 
1  1,10 
13.10 

i4,i;(i 


8  639 
6  000 

000 
6  926 

6  132 
11408 

2  090 
15  000 

10  754 

7  654 

9  531 

7  000 
2  452 

13  244 
16170 

6  594 
12  674 

9  736 
000 

1  407 
4  158 

2  837 

4  339 

5  212 
268 

2  587 
12  000 

5473 
12  618 

3  641 
2  41 

11  284 
20  110 

8  626 

1  970 
16877 
27  293 

2  110 

2  500 

7  7.!2 
15  S35 

6013 
.1  209 

3  196 
I  2  935 


4  652 
1068 
8  260 


(i  051 


11  272 


6  685 
8  248 


8  324 
I  727 


C  363 


31  309 


5,9 
4,8 
4,8 
-1,7 
6,0 
7,3 
4,9 
5,9 
6,3 
6,4 
5,5 
5,7 
5,0 
6,4 
5,3 
4,9 
8,1 
1,7 
5,6 
6,1 


4,8 
4,8 
8.3 
5,0 
4,9 
■1,9 
(;,4 
(i,5 
.">,8 
5,3 
1.7 
5,0 
5,0 
7.7 
1,6 
5,5 
7,0 
1,9 
(1,0 
5,3 
i;,9 
'.1,4 
:!,7 
■"',6 


0.9  7 

0,96 

0,83 

0,49 

0,36 

0,41 

0,32 

0,75 

0,26 

0,52 

0,47 

0,54 

0,7  7 

0,00 

0,45 

0,57 

0,43 

0,51 

0,37 

0,73 

0,45 

0.47 

o,84 

0,63 

0.92 

0, 

0,75 

0,79 

0,37 

0.29 

iMO 

",1 

0,76 

o.(;2 

(i,s3 

o.Cl 

0.15 

11.20 

11.10 

ii.iiD 

0.23 

0.53 


31/2 

;5  Yz 

3^3 
3  '/2 
3^3 

sy, 
31/3 

3»i 
3% 

3^2 
3  Vi 
3^2 

3;i 

3^2 

3,6 
3  li 

3% 
3U 


;!  ■  i 
3,6 
3  ' ., 

3^2 
3>i 
■'.6 


3^2 
.'!  '■. 
3  !i 
3!i 
3!i 
.1,3 


1 '.>••*  3  13, 

11..38  3  Vi 

•1.24  3y, 

ii.ll  31.. 


I  22 


(iemcinde 

Ein- 
wohner 
1Ö93 

E.-)  l)Ctrug  im 

Jahre   1893 

der 

Auf   I   Ein- 
wohner 
kamen  für 

gem. 
Zwecke  im 
Jahre 
1803 
.   .  .   M. 
Ueber- 
schüsse 

5  =■ 
.5  o. 

•=  £-■ 
.-  0.''' 

1| 

•«■5 

.-  S  — 

CO    rt      ■ 

"«£  ^ 

Zur  Erreichung  von  5%  des 

Einlegerguthabens  fehlten  am 

Reserve-Fonds  Ende  1803 

noch  ...  5t. 

r  ^ 
tt.  - 

3.S 

's  ü. 
r  ^ 

mW 
■"  ö 

kl     > 

Z 
-  0 

Nettoiiher- 

schuß  der 

Sparkasse 

51. 

zu  gemeinnütz. 
Zwecken  ver- 
wend.  Ueber- 
schuß  51. 

'■6  '-^ 

N    K 

a 

I 

.■ 

3 

4 

5 

6 

7 

y, 

<l 

1« 

1 1 

Wolkenstein 

2  186 

10  327 

17,00 

11  787 

''fi 

3'/2 

Naunhof 

2174 

25  223 

17  823 

8,20 

20,10 

10  400 

7  227 

4,8 

0,59 

3'/2 

Ndr.  Bobrit.zsch 

2171 

5  802 

2  802 

1,30 

— 

2  600 

— 

5,5 

0,50 

3K' 

Giiinhain 

2129 

6  466 

3  233 

1,80 

— 

5  710 

— 

5,1 

0,32 

354 

Lichtenberg 

2  078 

6  314 

6  314 

3,00 

— 

000 

— 

5,7 

i,u 

3  Vi 

Ustritz 

2  071 

9  024 

4  512 

2,20 

13,10 

7  518 

— 

5,0 

0,45 

3 

Üb.-Bobritzsch 

1981 

12  837 

6  418 

3,20 

— 

22  947 

— 

15,0 

0,33 

3  ;i 

Alteiibsrji 

1890 

4  358 

2  000 

1,00 

16,40 

1561 

4,9 

0,25 

3'/, 

Mühltroff 

1801 

2  503 

1  250 

0,70 

12,50 

2  706 

— 

ö,5 

0,35 

3^4 

Kreisclia 

1  772 

4  724 

2  775 

1,60 

— 

1  633 

1999 

^,' 

0,36 

3'/i 

Kauiidorf 

1G21 

2  245 

1300 

0,90 

— 

1081 

872 

4,7 

0,59 

3^2 

Wehleu 

1438 

2  968 

1350 

0,90 

12,40 

1  717 

— 

6,9 

0,38 

3  Vi 

Stolpen 

1  142 

22  617 

19  858 

14,00 

28,90 

5  024 

— 

6,3 

0,48 

3'A 

Bernstradt 

1316 

12  311 

6156 

4,70 

20,10 

6  015 

— 

9,4 

0,49 

3 

Geisiag 

1  291 

9  365 

2  500 

2,00 

14,80 

5  690 

— 

7,3 

0,20 

31/2 

Hohustein 

1  278 

7  837 

3  918 

3,00 

11,50 

—  160 

— 

7,0 

0,38 

31/2 

Großvoigtsberg 

1  226 

2  745 

1373 

1,10 

~ 

1  388 

— 

5,1 

0,42 

3 

Langendorf 

1  107 

1827 

1827 

1,70 

— 

000 

— 

5,4 

0,59 

3'/, 

Höckendorf 

1  092 

10109 

7  055 

7,00 

— 

2  533 

— 

4,9 

0,59 

31/2 

Lippersdorf 

1081 

1329 

664 

0,60 

— 

1  060 

— 

5,4 

0,24 

334 

Coiiradsdorf 

1071 

2  959 

1966 

1,50 

— 

1  163 

— 

4,8 

0,63 

3>2 

Königswartha 

1  0<;3 

3  868, 

1934 

1,90 

— 

2  176 

— 

10,8 

0,55 

3 

Ndr.-Schöna 

9.S7 

2647 

2  647 

2,70 

-— 

000 

— 

13,2 

0,98 

31.; 

Schmiedeberg 

974 

1453 

— 

0,0 

— 

467 

— 

5,0 

— ; 

3I2 

Kohren 

932 

5  850| 

5  850 

6,30 

22,70 

000 

— 

6,4 

0,79 

3»/i 

Krumm.  Hennersi. 

930 

2377 

1668 

1,80 

— 

84 

709 

4,9 

0,56 

3V2 

Deuben 

Verband 

51  555 

37  850 

— - 

— 

13  468 

13  706 

4,S 

0,71 

3^2 

Hohendürf 

Verband 

1460 

1  110 

— 

— 

000 

— 

13,9 

0,7  7 

3 

Königreich 

3  673  686 

)  688  724 

3  618  098 

1,00 

X 

1  971856 

''~ 

5,4 

0,54 

X 

12^       — 


Sparkassenüberschüsse  und  Gemeindehaushalt  i.  J.   1900. 

Tabelle   18. 


Gemeinde 


Ein- 
wohner- 
zahl  am 
I.  Dez. 
1900 


crtrag 

aller 

Steuern 

des 

Jalires 

1901 

M. 


1900  erworbene, 
1901  in  den 
Haushaltplan 
eingestellte 

Reinüberschüsse 


der 
Gasan- 
stalten 

M. 


der 
Spar- 
kassen 
M. 


Auf  I   Ein- 
wohner 
kommen 
1900 


Z  c  P 


Zittau 

Freiberg 

Bautzen 

Glauchau 

Reichenbach 

Meerane 

Crimmitschau 

Meißen 

Werdau 

Pirna 

Döbeln 

Würzen 

Mittvveida 

Annaberg 

Aue 

Oelsnitz  i.  V. 

Riesa 

Hohnstein 

Oelsnitz  i.  Erzg. 

Radeberg 

Frankenherg 

Limbach 

Großenhain 

Neugersdorf 

Grimma 

Oschatz 

Waldheim 

Deuben 

Kamenz 

Löbau 

Auerbach 

Falkeustein 

Roßwein 

Ebersbach 

Sclmeeberg 

Borna 

Buchhülz 

Leisnig 

Hainiclieu 

Potschaiipe! 

Markneukirchen 

Olbernhau 


30  921 
30  17Ö 
2G  024 
25677 
24  499 
2:3  8J1 
22  846 
20  124 
19  355 
18  296 
17  749 
16  615 
16  119 
15  959 
15  204 
13  607 
13477 
13397 
13  281 
12  918 
12 
12  247 
1 2  004 
10  913 
10  892 
10  652 
10  633 
10  075 
9  726 

6  637 
9  574 
9  536 
«852 
8  847 
8  752 
8  423 
8  402 

7  971 
7  932 
7  '.Kl! 
7  S  I  7 


344  668 
547  952 
449  181 
357  190 
541  301 
421  220 
387  457 
584  261 
297  482 
226  609 
275  640 
285  374 
278  019 
238  829 
235  800 
334  472 
215  593 
14  7  695 
184  420 
215  985 
1 64  1 59 
198  542 
178  734 
124  547 
171  029 
120  563 
157  426 
114  148 
79  991 
107  589 
204  798 
128  915 
129 187 
85  790 
84  175 
90  658 
1 1  7  385 
107  24  7 
IMOl'J 
s;;  iiMi 
]n-.':;:;ii 

99  (i5li, 


93  235 

68  442 
49  115 
64  865 

16  491 
56  000 

44  000 

45  362 

44  899 

25  000 
0  000 

53  000 
27  500 
27  364 
10  000 
5  908 

1500 

26  000 

12  000 

20140 
9  097 


4  000 
15  375 


lOOO 


äOOOO 
82  828 
125  568 
90  804 
40  000 
75  046 
45  000 
60  980 
20  000 
94  695 
61208 
82  562 
97  904 
45  000 

19  807 

20  000 
28  904 
31  86(: 

5  000 
24  000 
59  413 
28  979 
80  000 
33  832 
48  000 
81433 
15  693 
24  914 
39  497 
122  036 
38  000 

27  547 

28  892 
11  771 
27  00(1 
54  723 
21013 
11  688 
48  369 
15  IdSt 
1  I  772 
13316 


2,60 
2,70 
4,80 
3,50 
1,60 
3,10 
2,00 
3,00 
1,00 
5,30 
3,40 
4,90 
6,10 
2,90 
1,30 
1,50 
2,10 
2,40 
0,40 
1,90 
4,70 
2,30 
6,70 
3,30 
4,40 
7,60 
1,50 
2,50 
4,00 
12,60 
4,00 
2,90 
8,20 
J.lii 
3,10 
6,50 
2,50 
1,50 
6,00 
1,911 
1,9(1 
1.711 


11,10 
18,20 
1 7,30 
13,90 
22,10 
17,50 
16,80 
29,20 
15,30 
12,40 
15,60 
17,20 
17,40 
14,90 
15,50 
24,60 
15,90 
11,00 
13,90 
16,60 
1 2,90 
16,20 
14,90 
11,30 


15,60 

•^l3 

11,20 

3 

14,90 

3  •  . 

11,40 

•■''; 

8,20 

y'i 

11,10 

•fl-i 

21,40 

3!2 

13,50 

31. 

14,40 

3 

9,5(1 

■•". 

9,60 

3'., 

10,80 

3  h 

13,90 

3 

12,40 

3'.. 

14,20 

3':, 

10,50 

— 

13,011 

3 '  . 

r.'.Tti 

;;  1  1 

3 
3 
3 

3! 

3 
3' 

3'/: 

3': 

3': 

3 

3 

3'. 


3!a 

31, 

.3 

3 

3;, 

.3 

3>. 


0,4  7 

0,66 

0,76 

1,09 

0,4  7 

1,05 

0,51 

0,55 

0,26 

0,7(1 

0, 

0,93 

1,03 

0,66 

0,59 

0. 

0,36 

2,4." 

0,38 

0,5 

Q.f' 

0,8(1 

0 

0,90 

0,69 

0,84 

0, 

0,33 

0,49 

0,71 

0,11; 

0,69 

0,89 

O,-.'-.' 

0,4  8 

0,65 

0,78 

0,14 

0,86 

0.44 

0.3O 


2,0 

5,1 

4,9 

7,7 

4,8 

6,8 

1,8 

5,1 

4,7 

5,6 

4,8 

4,9 

5,0 

4,9 

4,9 

4,9 

7,1 

6,: 

5,1 

8,9 

4.9 

4,9 

4,9 

4,6 

4,9 

5,0 

5,4 

4,9 

2,1 

6.1 

4, 

3,5 

6,4 


4,9 

5,0 


-19  857 

000 

26  485 

23  1 21 

-  86  501 

16  720 

2  953 

35  063 

20  462 

13  386 

10914 

5  287 

1  322 

25  087 

1 2  802 

967 

28  442 

5  229 
4  614 

000 
9  018 
C  237 

1 0  000 
16  840 
20  164 

4.S33 

6  506 
1 2  336 
25  ia>0 
27  Jt7ü 

9  1)53 

1 1  96S 

18  158 
1612 
4  583 
8  269 
2  509 


8,1 
7,1 
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Gemeinde 

Ein- 
wohner- 
zahl   am 
I.  Dez. 

1900 

<rtr:in 

aller 

Steuern 

des 

Jahres 

looi 

M. 

1900  erworli' n    , 

1901   in  den 

Haiishaltplan 

eingestellte 

Keinüberschüsse 

Aul    I    l-.ln- 

wohncr 

kommen 

1900 

Ji  •  0 
~  c  ■ 

tr. 

i.  y- 

6 
9 

vT  r. 

_  ,5  S 

der 
Gasan- 
stalten 

V. 

\ 

der 
Spar- 
kassen 

M. 

■7. 

5  ^  S 
1 1 

Lugau 

7  681 

83  156 

_ 

1  939 

0,20 

10,80 

sy. 

0,17 

-  II 

1100 

Mylau 

7  0(>!) 

100  128 

— 

24  336 

3,10 

13,00 

•3' '3 

0,96 

4,9 

000 

Eibenstock 

7  4  t;») 

88  065 

— 

10  000 

1,30 

11,80 

3>2 

0,33 

4,6 

9  524 

Netzschkau 

7  42« 

101 197 

— 

8  221 

1,10 

13,60 

3  Vi 

0,51 

6,0 

5  307 

Rodewisch 

7  143 

54  246 

3  000 

759 

0,10 

7,70 

3'2 

0,10 

•1,2 

2188 

Penig 

7  108 

104  938 

— 

68  705 

9,70 

14,90 

3'3 

0,93 

]0,(t 

23  41b 

Treuen 

7  088 

93  115 

3  000 

12  963 

1,80 

13,30 

3  '  4. 

0,64 

4,7 

6  496 

Burgstädt 

7  016 

107  558 

— 

32  741 

4,70 

15,30 

3,2 

0,82 

■i,' 

11600 

Lichtenstein 

7  006 

65  629 

— 

13  403 

1,90 

9,40 

3'i 

0,29 

7,3 

14  084 

Keiclienau 

6  865 

53  358 

— 

10  515 

1,50 

7,60 

3 

0,36 

5,0 

11691 

Markranstädt 

6  860 

77  654 

— 

44  233 

6,40 

11,10 

3'i 

1,00 

5,0 

000 

Stollberg 

6  850 

69  921 

547 

36  000 

0,20 

10,00 

3 

0,72 

4,3 

1  254 

Gr.-Röhrsdorf 

6  709 

60  836 

— 

6  153 

0,90 

8,90 

3 !  2 

0,33 

5,8 

5  078 

Zschopau 

6  748 

48  696 

3  000 

21  587 

3,20 

12,50 

3 

0,64 

8,8 

13  961 

Bischofswerda 

6  609 

51  559 

18  114 

46  897 

7,10 

7,80 

3,3 

0,79 

6,1 

11893 

Radebeul 

6  583 

146  926 

— 

8  665 

1,30 

22,30 

3  "4 

0,22 

5,0 

2  213 

Lößuitz 

6  415 

46  418 

— 

24  000 

3,80 

7,20 

3'i 

0,64 

4,8 

14  715 

Roclilitz 

6  337 

63  152 

8  800 

96  800 

15,30 

10,00 

3,3 

1,02 

10,4 

—  58  841 

Adorf 

6  328 

97  301 

— 

13  150 

2,10 

15,40 

31/2 

0,39 

5,9 

12  327 

Geyer 

6  250 

44  500 

— 

8  834 

1,40 

7,00 

3 '4 

1,03 

4,9 

1103 

Joh.-Georgeust. 

5  948 

59  166 

— 

2  907 

0,50 

9,90 

3'i 

0,29 

4,4 

5  033 

Groitzsch 

5  698 

66  578 

— 

6  224 

1,10 

11,70 

■i"2 

0,27 

6,1 

OOC 

Oederan 

5  579 

78  083 

— 

21967 

4,00 

13,90 

314 

0,67 

5,0 

OOC 

Pegau 

5  445 

60  245 

— 

13  793 

2,50 

11,10 

3  Vi 

0,32 

7,0 

—  1  251 

Colditz 

5  281 

53  673 

— 

38  824 

7,30 

10,00 

S'/i 

0,89 

6,0 

5  00C 

Hartha 

5  218 

71  640 

— 

34  834 

6,70 

13,80 

31/, 

0,74 

5,0 

6  319 

Die  Ueberschusspolitik;  Einzeluntersuchung  für  das  Jahr   1905. 
Tabelle   10. 
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I 
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10 
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12 

Bautzen 

29  419 

203  316 

27  900 

175  416 

154  013 

3  724  456 

1,03 

0,80 

5,10 

5,9 

3 

Bischofswerda 

7  516 

111097 

27  846 

83  251 

67  726 

1  019  185 

1,44 

0,88 

9,00 

6,1 

3 

Denütz-Thum 

1656 

336 

206 

130 

— 

— 

0,42 

— 

— 

0.2 

Sh 

Großliarthau 

1332 

1627 

420 

1207 

— 

— 

0,54 

— 

— 

0,6 

ay- 

Königswartha 

1171 

6  480 

1650; 

4  830 

2  415 

40  793 

1,03 

0,40 
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11,9 
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«    1 

^0    -,• 

Is 

N 

I 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8    ,     9 

10 

II 

12 

Ob.-Xeukirch 

2  526 

21616 

4  094 

17  522 

1 
0,90    — 

1,9 

3V, 

Schirgiswalde 

3  411 

34  482 

6  698 

27  784 

13  500 

149  000 

0,79 

0,30 

4,00 

5,3 

sya 

Sohland 

5*258 

867 

230 

567 

— 

— 

0,44 

— 

— 

0,2 

3V2 

Wehrsdorf 

2  232 

251 

20 

231 

— 

— 

0,22 

— 

— 

0,2 

3  Vi 

Bretnig 

2  752 

10  794 

3194 

7  600 

4  200 

10  200 

0,98 

0,38 

1,50 

4,8 

3^4 

Elstra 

1495 

8156 

1261 

6  895 

— 

•  10  900 

0,96    — 

— 

8,8 

3  V, 

Gr.-Röhrsdorf 

7  398 

27  877 

4  524 

23  353 

14  173 

159  151 

0,93  0,47 

2,00 

3,7 

SV* 

Hauswalde 

1  230 

1  255 

355 

900 

— 

317 

0,57 

— 

— 

1.2 

3  Vi 

Kamenz 

11  120 

137  278 

26  713 

111563 

74  831 

868112  1,21 

0,71 

6,80 

3,4 

3 

Königsbrück 

3  256 

33  284 

12  319 

20  965 

8  965 

168  267 

1,00 

0,27 

2,80 

4,6 

3Vz 

Ohorn 

2  313 

3  045 

473 

2  570 

533 

1945 

0,60 

0,01 

0,40 

7,0 

3y, 

Pulsnitz 

3  939 

42164 

8  302 

33  862 

22  000 

401  594 

0,84 

0,44 

5,50 

4,8 

3,3 

Schwepnitz 

1424 

3  423 

1832 

1393 

— 

— 

0,93 

— 

— 

2,0]  3  Vi 

Bernstadt 

1401 

23  687 

3  891 

19  796 

9  898 

178  032 

1,01 

0,42 

7,00 

9.2  j   3^4 

Cunewalde 

3  103 

958 

96 

862 

— 

— 

0,60 

— 

— 

0,0 

3Vi 

Ebersbach 

9  274 

62  064 

11  736 

50  310 

30  310 

512  843 

0,81 

0,40 

3,20 

4,9 

3  Vi 

Eibau 

5  022 

10376 

2121 

8  253 

— 

— 

0,80 

— 

— 

4,3 

3% 

Herrnhut 

1331 

5  431 

1088 

4  343 

— 

— 

0,83 

— 

— 

1,3'  3^ 

Löbaii 

10  683 

243  795 

41477 

202  318 

143  318 

2  927  064 

1,01 

0,61 

13,60 

5,6  1  SYi 

Neugersdorf 

11458 

55  719 

6  982 

48  737 

24  000 

140  700 

1,08 

0,47 

2,10 

6,1:   3% 

Neusalza 

1278 

22  019 

3  672 

18  347 

8  600 

92  240 

0,73 

0,29 

6,60 

6,5     3% 

Ob.-Kunnersdorf 

2  635 

20  647 

5103 

13  344 

6  902 

12  363 

0,90 

0,30 

2,60 

4.9     3% 

Ob. -Oderwitz 

3  454 

2  698 

478 

2  220 

— 

— 

0,52 

— 

— 

1,3;  SVi 

Oppach 

2917 

5  856 

1267 

4  589 

2  290 

17  005 

0,75 

0,29 

0,80 

5,4 

3Vi 

Schönbaeh 

1954 

5  868 

212 

656 

— 

— 

0,51 

— 

— 

0,3 

3V. 

Weißenberg 

1352 

17  008 

4  460 

12  548 

6  274 

73166 

1,17 

0,43 

4,70 

6,6 

3n 

Gr.-Schönau 

7  431 

23  302 

4  266 

19  036 

— 

20  400 

1,15 

— 

— 

9,3 

3 

Hainewalde 

2  560 

1946 

444 

1502 

— 

— 

0,83 

— 

— 

2,4 

sy* 

Hirsehfelde 

2  121 

807 

324 

483 

— 

— 

0,81 

— 

— 

0,6 

sy« 

Leutersdorf 

Verband 

1050 

370 

680 

— 

— 

0,30 

— 

— 

0,4^   3H 

Mittel-  und 

Ndr. -Oderwitz 

3  548 

22130 

2  699 

19  431 

6  350 

54  775 

0,74 

0,22 

1,80 

4.5  1   SH 

Ostritz 

2  899 

20  693 

4  787 

15  906 

7  933 

67  700 

1,01 

0,39 

5,50 

6.1     3 

Reichenau 

7  444 

33  770 

3  596 

30174 

15  087 

187  927 

0,80 

0,36 

2,00 

5.6     8  Vi 

Seifheiinersdorf 

7  999 

14  925 

4  829 

10  096 

5  000 

13  675 

0.71   0,24 

0,60 

5,2;  3Vt 

Zittau 

34  719 

214  886 

32  151 

182  735 

125  000 

2  759  23S 

0.!i7  (1,5  7 

.3,60 

3,8     3 

Kreis  Bautzen 


Chemnitz,  Stadt 

244  927 

513  611 

191989 

321 622 

1(!0  811 

3  443  3(14 

1,22  0,39 

p.Tm 

N.l 

Aniiaberg 

16  837 

114  452 

11912 

102  340 

70000 

833  213 

1,04  0,64 

4,10 

5,7 

3 

Bärenstein 

3  965 

3  552 

564 

2  988 

— 

— 

0,81|  — 

— 

1,3 

SV, 

Buchholz 

9  306 

51248 

7472 

43  776 

31  000 

319  051 

1,19  0,72 

3,30 

5,1 

3 

Crottendorf 

4  769 

2  937 

544 

2  393 

— 

— 

0,73    — 

— 

2,6 

3H 

Ehrenfriedersd. 

5  843 

38  937 

7  277 

31  66(1 

21  106 

136  334,  1,13' 0.62 

3,50 

8,0 

sy« 

Eiterlein 

2  213 

5  515 

2  833 

2  660 

323 

13  509  1,(I2|0.06 

0,10 

4.5 

3H 

Gelenau 

3  794 

14  412 

1814 

12  598 

— 

13  467 

1,20 

— 

— 

9.1 

3 

Geyer 

6  275 

15  586 

3  091 

12  493 

8  399 

89  727 

1,11 

0,60 

1,30 

4.7 

3«,i 

Jöhstadt 

2  258 

24  383 

7  025 

17  358 

6  000 

35  143 

1,08 

0,26 

2,60 

6.6 

8H 

Scheibenberg 

2  637 

53  369 

10  284 

43  085 

22  359 

213  361 

1,32 

0,56 

8,50 

10,6 

8H 
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Auf  I  Einw.  kommen 
M.  Sparkassengewinii 

55 

•0 

c 

\ 

0 

= 
S 

I 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8         9 

10 

1 1 

12 

Schiet  tau 

,3  439 

12  093 

3  707 

8  386 

4  100 

22  368 

1,00  0,.34 

1,20 

5,0 

3'/3 

Sehiiia 

2  900 

5  067 

•i  203 

2  864 

— 

— 

0,84    — 

— 

0,5 

sy» 

Thum 

4  190 

19  857 

3  ,592 

16  265 

4  818 

24  183 

0,98  0,24 

1,10 

4,5 

3  Vi 

Ob.-Wieseiital 

2  .'JiU 

7  550 

1379 

6  169 

6  000 

56  584 

1,04  0,83 

2,40 

10,4 

S'/a 

Bernsdorf 

:i  215 

12  907 

6473 

6  434 

— 

0,76]   — 

— 

0,01 

aVz 

Burkhardsdorf 

4  434 

2  398 

349 

2  049 

— 

— 

0,55:   — 

— 

1,2 

3'/z 

Einsiedel 

4  641 

8  509 

8  537 

4  972 

— 

0,88 

— 

— 

1,3 

3^2 

Goriisdorf 

2  Ö56 

— 

—  393 

— 

— 

— 

— 

— 

0,0, 

sy^ 

Grüna 

5  443 

19  749 

5  101 

14  648 

— 

— 

0,73 

— 

— 

1,9 

3y2 

Harthau 

.')  518 

1  330 

83 

1247 

— 

— 

0,59 

— 

— 

0,3 

syz 

Jahnsdorf 

3  117 

4  860 

1959 

2  901 

— 

— 

0,91 

— 

— 

3,8 

^y^ 

Limbach 

13  723 

50  644 

9  023 

41  621 

10  831 

386  713 

0,87 

0,19 

0,80 

4,4 

SVz 

Luqau 

8  253 

17  068 

3  366 

13  702 

11071 

55  349 

1,00 

0,65 

1,30 

4,8 

3y* 

Mittelbach 

2  206 

2  165 

715 

1450 

— 

— 

0,62 

— 

3,4 

3yz 

Neukirchen 

4811 

7  583 

992 

6  591 

— 

— 

1,42 

— 

— 

3,8 

3% 

Ob.-Frohna 

4  381 

23  446 

7  435 

16  011 

— 

19  052  0,90 

— 

— 

6,4 

3% 

Oelsnitz  i.  E. 

14  539 

21  454 

1973 

19  481 

10  000 

128.390'  1,00 

— 

0,70 

6,1 

SVi 

Pleiüa 

2  775 

1023 

824 

199 

— 

— 

0,66 

— 

— 

0,4 

3  Vi 

Rabenstein 

4  390 

4  377 

950 

3  427 

— 

— 

0,76 

— 

— 

0,9 

3Vz 

Reichenbrand 

3  387 

8  496 

2  679 

5  817 

— 

— 

0,88 

— 

— 

1,2 

3% 

Röhrsdorf 

3  291 

2  519 

1058 

1461 

— 

— 

0,81 

— 

— 

0,9 

SYz 

Schönau 

3  973 

103  944 

16  126 

87  818 

— 

— 

0,76 

— 

— 

2,1 

3  Vi 

Siegmar 

2  749 

86  952 

20  017 

66  935 

— 

— 

1,08 

— 

— 

2,9 

SVi 

Stollberg 

7  373 

67  482 

9  483 

57  999 

56  300 

955  053 

1,25 

1,04 

7,60 

5,0 

3 

Thalheim 

7  061 

10  235 

1394 

8  841 

— 

— 

0,93 

— 

— 

3,0 

3y4 

Wittgensd. 

5  728 

10  454 

3  049 

7  405 

— 

— 

0,90 

— 

— 

3,2 

SVi 

Zwönitz 

3  468 

19  750 

3  410 

16  340 

— 

— 

0,82 

— 

— 

3,1 

3  Vi 

Auerswalde 

1  936 

1190 

392 

798 

— 

— 

0,44 

— 

— 

0,0 

sVt 

Augustusbg. 

2  407 

41  234 

14  020 

27  214 

17  000 

294  010 

0,95 

0,39 

7,10 

4,8 

3  Vi 

Dittersdorf 

2  291 

7  928 

1084 

6  644 

— 

—    ' 

0,88 

— 

— 

2,« 

SV* 

Ebersdorf 

4  232 

1452 

414 

1038 

— 

— 

0,62 

— 

— 

0,3 

BVi 

Eppendorf 

4  732 

12  369 

1360 

11009 

3  532 

44  208 

0,79 

0,22 

0,80 

6,7 

3  Vi 

Flöha 

3  411 

13  009 

3476 

9  533 

— 

— 

0,57 

— 

— 

1,9 

sy* 

Frankenberg 

13  350 

96  848 

7  832 

89  016 

81157 

l  168  312 

1,15 

0,97 

6,20 

4,9 

3 

Grünhainichen 

2  260 

29  119 

15  563 

13  556 

6  778 

58  486 

1,31 

0,31 

3,00 

5,1 

3  Vi 

Krumhermersd. 

2  380 

3  657 

871 

2  786 

— 

— 

0,61 

— 

2,3 

3  Vi 

Oederan 

5  656 

54  893 

7998 

46  895 

18  695 

368  369 

0,94 

0,31 

3,30 

5,2 

3y* 

Waldkirchen 

1  736 

15  125 

3  044 

12  081 

1663 

5  163 

1,08 

0,12 

0,90 

9,1 

3% 

Zschopau 

6  810 

57348 

6  356 

50  992 

37  000 

478  788 

1,26 

0,84 

5,30 

.  9.' 

3 

Callenberg 

3  304 

19  518 

4  483 

15  035 

3  500 

5  500 

1,00 

0,18 

1,00 

*  4,7 

3H 

St.  Egidien 

2  227 

1959 

945 

1014 

— 

— 

0,44 

— 

— 

0,7 

3% 

Gersdorf 

7  132 

3  482 

1234 

2  248 

— 

— 

0,54 

— 

2,2 

3\i 

Glauchau 

24  596 

168  101 

31646 

136  455 

102  341 

l  841  385 

1,63 

0,99 

4,10 

9,4 

3 

Hohenst. -Ernsttal 

13  903 

69  218 

12107 

57111 

35  012 

483  522 

0,93 

0,50 

2,50 

5,4 

3^6 

Hohndorf 

5  161 

1566 

60 

1506 

— 

— 

0,58 

— 

— 

1,3 

3H 

Lichtenstein 

7  504 

73  267 

14  943 

58  324 

43  743 

721  039 

1,03 

0,61 

5,80 

6,5 

354 

Meerane 

25  011 

146  659 

8  830 

137  829 

j    100  000 

1  090  697 

1,52 

1,03 

4,00 

7,3 

3 

Mülsen-St.Jak. 

3  675 

1         3  555 

532 

3  032 

— 

!      — 

0,85 

- 

3,0 
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Ob. -Lungwitz 

8  T2-t 

14  358 

4  975 

9  383 



1 
—          0,80 

_ 

i,6 

3  Vi 

Waidenburg 

2  726 

20  254 

5  699 

14  555 

—        '0,90 

— 

— 

?,4 

aVs 

Forchheim 

1208 

11820 

4  465 

7  355 



— 

0,80 

— 

— 

6,7 

3>/, 

Gr.-Olbersdorf 

2  505 

4  265 

790 

S475 

— 

— 

0,72    — 

2,5 

3'/4 

Lengefeld  i.  E. 

3  482 

40  52S 

9  378 

31148 

15  515 

204  901 

1,22 

0,46 

4,30 

7.5 

sy* 

Lippersdorf 

1022 

5  739 

920 

4  819 

— 

3  815 

0,89 



— 

7.7 

3y3 

IVIarienberg 

7  603 

42  528 

15  838 

26  690 

14  546 

260  691 

1,30 

0,33 

2,00 

8,5 

sy« 

Olbernhau 

8  892 

70  446 

11  726 

58  720 

39  148 

324  860 

1,06 

0,59 

4,40 

6,3 

sy* 

Pobershau 

2  181 

Ö36 

534 

2 

— 

— 

0,50 

— 

— 

0.0 

SVt 

Woll<ensteiu 

2  103 

4  7  022 

24  682 

22  340 

14  051 

151903 

1,80 

0,52 

7,00 

9,7 

ay* 

Zöblitz 

2  379 

19  466 

5  431 

14  035 

6  141 

74  684|  1,14 

0,36 

2,60 

9,5 

3y4 

Kreis  Chemnitz 


Dresden,  Stadt 

516  996 

1  304  261 

289  044 

1  015  217 

507  608 

5  564  836 

0,91 

0,39 

0,90 

6,2 

3 

Altenberg 

1632 

9  952 

3  986 

5  966 

3  027 

65  430 

0.71 

0,21 

1,90 

4.8 

3yä 

Bärenstein 

600 

3  280 

1649 

1631 

1631 

5  462 

0,74 

0,37 

2,70 

11,4 

sy. 

Dippoldiswalde 

3  844 

46  916 

8  709 

38  207 

27  747 

604  1 25 

0,84 

0,49 

6,90 

5,0 

3.3 

Dittersdorf 

Verband 

3  583 

1817 

1  766 

— 

— 

1,03 

— 

— 

3,2 

3  Vi 

Frauenstein 

1  283 

32  802 

8  845 

23  957 

15  950 

51  282 

0,66 

0,32 

12,30 

5.3 

3^2 

Geising 

1311 

16  614 

4  112 

12  502 

7  000 

133  857 

0,74 

0,31 

5,40 

5,9 

3y, 

Glashütte 

2  407 

6  124 

3  670 

2  454 

— 

6  514 

0,85 

— 

— 

4,3 

3y, 

Höckendorf 

Verband 

10  427 

4  715 

5  712 

5  412 

106  760 

0,48 

0,24 

1,80 

5,0 

3yä 

Kreischa 

1901 

11315 

3  949 

7  366 

6  827 

72  803 

0,87 

0,53 

3,40 

5,8 

^Va 

Lauensteiu 

837 

5  093 

2  348 

2  745 

2122 

12  707 

0,87 

0,35 

2,50 

4,9 

sVi 

Nassau 

1417 

3  676 

1176 

2  500 

— 

— 

0,54 

— 

— 

1,9 

sy. 

Possendorf 

Verband 

6  234 

1  741 

4  493 

— 

— 

1,07 

— 

— 

4.3 

3ys 

Pretzschendorf 

Verband 

5  749 

1506 

4  243 

— 

— 

0,72 

— 

— 

4,1 

syo 

Rechenberg 

1  584 

1344 

774 

570 

— 

— 

0,83 

— 

— 

1.2 

sys 

Reinh. -Grimma 

Verband 

12  621 

2  455 

10166 

4  923 

27  696 

0,99 

0,22 

6,60 

8,0 

3% 

Schmiedeberg 

4  667 

5  257 

2  579 

2  678 

600 

9  700 

0,81 

0,10 

— 

4.6 

3« 

Seifersdorf 

Verband 

1  000 

292 

708 

— 

— 

0,53 

— 

— 

0,9 

3yj 

Bannewitz 

Verband 

2  744 

726 

2  018 

— 

— 

1,15 

— 

— 

4.1 

3W 

Briesnitz 

2  855 

18  221 

9  924 

8  297 

— 

— 

0,60 

— 

— 

0,6 

syi 

Cossebaude 

2  689 

7  373 

5  036 

2  337 

— 

— 

0,69 

— 

— 

6,5 

3y, 

Fördergersdorf 

Verband 

4  253 

1912 

2  341 

— 

— 

0,94 

— 

— 

0,7 

3y, 

Gittersee 

8  777 

4  590 

868 

3  722 

— 

— 

0,80 

— 

— 

0,7 

syj 

Hainsberg 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Leubnitz-Neustra 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Lockwitz 

2  373 

10  242 

5  617 

4  625 

200 

13  200 

1,28 

0,20 

0,10 

4,6 

8H 

Xdr.-Sedlitz 

2  735 

5  385 

2  264 

3  121 

— 

— 

0,83 

— 

— 

1.3 

3H 

Deiiben 

Verband 

106  638 

21  686 

84  952 

61429 

l  121330 

1,07 

0,61 

1,80 

4,7 

ihi 

Rabenau 

3  246 

22  409 

7  940 

14  469 

7  234 

42  514 

1,02 

0,38 

2,20 

5.4 

3Vi 

Tliaraiidt 

2  967 

37  591 

12  799 

24  703 

10  000 

265  08S 

0,91 

0,24 

3,30 

10,9    3  y, 

Zauckerude 

7  744 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,0     S}i 

Blasewitz 

7  719 

28  568 

7  573 

20  993 

— 

45  978 

i),S9 

— 

— 

4,4 

3M 

Eisenberg-M. 

1  574 

5  386 

2  104 

3  283 

1641 

21  778 

1.03 

0,31 

1,00 

5,1 

3K 

Klotzsche 

4  698 

3  000 

2  263 

735 

— 

— 

0.86 

— 

— 

0,6     3  Vt 

Kötschenbroda 

6  154 

33  795 

6  303 

27  490 

9  406 

25  048 

1.16 

0,33 

1,50 

5.3 1  sy^ 

Laubegast 

3  745 

4  390 

1974 

2416 

— 

— 

0,60 

— 

— 

0,3 

3H 
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Leubeii 

:i817 

4  923 

2  173 

2  750 

0,89    — 

_  1 

0,4 

3V 

Loschwitz 

G256J 

7  374 

19251 

5  449 

— 

— 

0,85    — 

— 

1,9 

3V 

Xaiindorl" 

2OI4I 

280 

280' 

— 

— 

— 

0,28 

— 

— 

0,0 

SV 

Ottendorf 

2  470' 

631 

162' 

469 

469 

469 

0,30 

— 

— 

0,0 

SV 

Radeberg 

13  299 

82672 

9  440 

73  232 

45  000 

660  211 

1,25 

0,66 

5,00 

9,8 

3 

Radebeul 

Verband 

70  263 

17  6131 

52  650 

30  000 

207  478 

1,16 

0,49 

1,70 

4,9 

SV. 

Schönfeld 

Verband 

11865 

2  851 

9014' 

9  014 

61  227 

0,51 

0,28 

— 

9,4 

3Ü 

Tolkewitz 

2  205 

6 

480 1 

Verlust 

— 

— 

0,00 

— 

— 

0,0 

S¥. 

Weißer  Hirsch 

1598' 

5  350 

1515 

3  835 

— 

— 

1,10 

— 

— 

1,9 

SV 

Berthelsdorf 

1  844 

380 

91 

289 

— 

— 

0,90 

— 

— 

0,5 

3 

Brand 

3  288 

36  845 

9  583 

27  262 

13  631 

206  390 

0,86 

0,32 

4,10 

5,1 

SV. 

Bräunsdorf 

1373 

2  523 

492 

2  031 

1000 

5  124 

0,81 

0,32 

0,70 

4,8 

SV. 

Colralitz 

2  238 

6  873 

1901 

4  972 

2  486 

16  380 

0,74 

0,26 

1,00 

5,3 

SV. 

Conradsdorf 

982 

6  957 

1012 

5  945 

4  932 

58  567 

1,14 

0,81 

4,90 

4,9 

SV 

Dtsch.-Einsiedel 

668 

530 

163 

367 

— 

— 

1,18 

— 

— 

4,1 

SV 

Btsch.-Xeiidorf 

1494 

1916 

422 

1494 

— 

— 

0,92 

— 

— 

4,2 

SV 

Dörnthal 

1014 

2  646 

728 

1918 

— 

— 

0,66 

— 

— 

2,6 

SV 

Erbisdorf 

2  023 

8  367 

2105 

6  262 

— 

— 

0,85 

— 

— - 

5,2 

SV 

Freiberg 

30  680 

185  634 

73  424 

112  210 

90  000 

2188  573 

1,16 

0,56 

3,60 

5,4 

3 

Gr.-Hartmanns- 

dort 

1971 

9  452 

4  391 

5  061 

— 

— 

0,67 

— 

— 

4,8 

SV 

Gr.-Schirma 

1419 

2  527 

974 

1553 

395 

4  985 

0,94 

0,15 

0,30 

4,3 

SV 

Gr. -Voigtsberg 

967 

5  497 

1828 

3  669 

1835 

25  727 

0,84 

0,29 

2,00 

5,9 

SV 

Halsbrücke 

1569 

1531 

567 

964 

— 

— 

0,68 

— 

— 

l,' 

SV 

Heidersdorf 

1084 

127 

893 

Verlust 

— 

— 

0,55 

— 

0,0 

SV 

Kr  immeuhen- 

nersdorf 

830 

5  224 

1113 

4111 

3  822 

44  668 

1,06 

0,78 

4,60 

4,9 

SV 

Langenau 

2  766 

3  640 

962 

2  678 

— 

— 

0,70 

— 

— 

3,9 

SV 

Langhennersdorf 

1062 

4  710 

1000 

3  710 

2  710 

50  774 

0,97 

0,56 

3,70 

5,2 

SV 

Lichtenberg 

1997 

9  623 

2  002 

7  621 

2  621 

109  564 

0,86 

0,24 

1,30 

4,9 

SV 

Mulda 

1592 

721 

1            253 

468 

— 

— 

0,46 

,  — 

— 

4,6 

SV 

Is'aundorf 

1502 

3  304 

800 

2  504 

490 

31706 

0,65 

io,io 

0,30 

4,5 

SV 

Xeiihausen 

2  771 

7  288 

3  419 

3  869 

i 

— 

0,81 

— 

— 

5,0 

\sv 

Kdr.-Bobritzsch 

2  077 

7  760 

1968 

5  792 

2  792 

48  689 

0,70 

0,25 

1,30 

6,7 

\  SV 

Xdr.-Schönau 

Verband 

5  161 

1         1159 

4  002 

2  423 

46  305 

1,00 

0,47 

1,20 

9,0 

\  SV 

Ob.-Bobritzsch 

1945 

28  624 

6171 

22  453 

1      14  369 

233  946 

0,82 

0,41 

7,20 

10,9 

SV 

Sayda 

1370 

65  890 

11178 

54  712 

27  356 

209  999 

1,09 

0,45 

20,00 

8,8 

8'; 

Weigmanusdorf 

666 

360 

i               '"^ 

306 

— 

— 

1,03 

— 

— 

2,2 

I  s^ 

Weißenborn 

1672 

981 

1              73 

908 

— 

— 

1,00 

j 

— 

3,3 

''  8 

Zethau 

1288 

11208 

5  208 

6  000 

— 

37  993 

1,08 

1  - 

— 

6,2 

8^ 

Glaubitz 

Verband 

2  029 

495 

1534 

— 

— 

0,66 

1  — 

— 

0,5 

3^ 

Gröba 

4  040 

216C 

'            517 

;         1643 

— 

— 

0,70 

— 

— 

0,8 

SV 

Gröditz 

Verband 

1603 

1            830 

775 

— 

— 

0,67 

— 

— 

0,4 

SV 

Großenhain 

12  024 

15147' 

J.6  506 

134  971 

105  595 

2  343  546 

1,14 

0,80 

8,80 

5,9 

3 

Heyda 

Verband 

91C 

j            910 

— 

— 

— 

0,68 

— 

— 

0,0 

SV 

I^auadorf 

Verband 

1  72S 

1014 

715 

— 

— 

0,69 

— 

— 

0,0 

i  3^ 

Priestewitz 

Verband 

19£ 

132 

67 

1        — 

— 

0,42    — 

— 

1   0,0 

SV 

Radeburg 

3  201 

7182: 

12  903 

58  922 

47  000 

634  754 

1,12  0,73 

14,70 

j   5,3 

SV 

Riesa 

14  07? 

108  10c 

'       18  992 

89  111 

69  407 

715  730 

1,01 

0,57 

4,20 

1   8,0 

3 
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IG 

11            12 

Coswig 

5  306 

2  561 

626 

1935 

1 

—       1  1,10    — 

1.*     3H 

Lommatzscli 

4  140 

64  697 

9  740 

54  957 

38  403 

463  106   1,29 

0,77 

9,60 

9,6     3 

Meißen 

32  336 

197  349 

31876 

165  473 

110  315 

1  763  432  1,20 

0,69 

3,40 

5,5     3 

Xossen 

4  878 

75  352 

14  988 

60  364 

40  243 

1  062  582  1,11 

0,59 

8,20 

6,6 

3H 

Siebenlehn 

2  121 

30  595 

16  937 

13  658 

— 

184  865   0,91 

— 

4,1 

3  Vi 

Weinböhla 

ö  556 

4  130 

1483 

2  647 

— 

—         0,93 

— 

— 

1,4 

3^4 

^Yilsd^llff 

3  901 

94  551 

10  867 

83  684 

63  613 

1  149  198  0,86 

0,62 

17,20 

4,8 

3^3 

Berggießhübel 

1373 

504 

— 

504 

— 

—         0,13 

— 

— 

0,0 

SVz 

Dopltz 

4  803 

14  481 

5  574 

8  907 

— 

—         0,68 

— 

— 

2,0 

3\> 

Dohna 

3  935 

36  680 

8  531 

28151 

28  151 

93161  1,20 

0,89 

7,00 

10,5 

3  Vi 

Gottleuba 

1194' 

19  312 

4  234 

15  078 

15  078 

25  445   1,01 

0,79 

12,60 

10,5 

3  Vi 

Hohnstein 

1  238 

14  605 

2  408 

12197 

6  099 

100  240  0,91 

0,38 

3,00 

7,9 

3  Vi 

Klein-Zschach- 

witz 

2  137 

3  423 

1547 

1876 

— 

—         0,80 

— 

— 

0,3 

BVi 

Königsstein 

4  224 

67  285 

20  431 

46  854 

15  884 

240  825   1,03 

0,24 

3,80 

6,6 

3H 

Liebstadt 

671; 

12  692 

2  751 

9  941 

4  970 

37  274  0,84 

0,83 

7,40 

9,5 

3% 

Lohm^n 

2126: 

19  425 

5  892 

13  533 

679 

42  666j0,79 

0,03 

— 

9,3 

3  Vi 

Mügeln 

6  517 

2  968 

634 

2  334 

— 

— 

0,74 

— 

— 

0,6 

SVi 

Neustadt 

4  873 

42  759 

4  668 

38  091 

22  000 

348  392 

0,85 

0,44 

4,40 

5,3 

3  Vi 

Pirna 

19224! 

195  593 

28  164 

167  429 

122  929 

2  288  1681  0,95   0,59 

6,10 

5,0 

3  Vi 

Schandau 

3373] 

53  949 

6  614 

47  335 

25  600 

364  200|  1,00  0,48 

7,60 

9,0 

3Vi 

Sebnitz 

9  743 

45  569 

15  649 

29  920 

31  186 

287  564  1,12 

0,73 

3,20 

6,0     3 

Stolpen 

1590 

79  855 

13  035 

66  820 

37  705 

409  082  1,07   0,59 

23,50 

8,0     3Vt 

Wehlen 

13071 

6  150 

1  469 

4  681 

2  000 

49  234'  0,98   0,32 

1,50 

8,6     3  Vi 

Kreis  Dresden 


Leipzig  I  u.  II 

Borna 

Frohbnrg 

Geithain 

Groitzsch 

Hohndorf 

Kohren 

Laiisigk 

Lobstädt 

Pegau 

Regis 

Roda 

Rötha 

Döbeln 

Hainicben 

Hartha 

Leisnii; 

-Marbacli 

KoUweiti 

Waldheini 

Borsdorf 

Brandis 

Colditz 

Zeitschrift  für 


503  672| 
8879' 
3  6221 
3  882 
5  838! 
V'erband 
903] 
3  685 
1  148 
5  655 

1  203 1 
462 

2  894 
18  908 

7  752 
(10981 

8  147 

1  896 

9  300 
12316 

2  344 
2  ()30 
5  154 


962  715 

130  225 

48  696 

65  591 

32  356 

3  422 

11221 

47  636 

8  872 

74  190 

3  501 
7  826 

29  437 
134  008 
107  195 

68  076 

119  147J 

5  054| 

53  738 

54  627: 

4  135] 
26  6611 
85  160 


462  055 
29  864 

11  789 
14  693 

6  743 
1095 
2  981 

8  090 
1130 

13  255 

506 

1145 

7  263 
16  801 
20  394 

12  206 
22  110 

1184 
7  898 

9  414 
1572 
7  736 

10117 


die  ges.  Stnatswissensch.  Erg. 


500  660 

100  361 

36  907 

50  898 

25  613 

2  367 

8  240 

39  546 

7  712 

60  f/35 

2  995 

eesi 

?2174 
117  707 
86  801 
56  140 
97  037 

3  870 
45  840 
45  213 

2  563 

18  925 

75  043 

iinzungshe 


401641 
83  320 
18  453 

25  449 1 

12 806 I 

23671 

2  740 

23  579] 

30  467 


1  336  762 

2  039  193 
477  069 
615  010 
174  333 

21  828 
102  372 
548  336 

354  59UI 


4  895 
88  452 
71000 

29  774! 
714911 
_       I 

30  5601 
15-1681 

9  4631 

35  222; 
ft  44- 


229  287 

1  499  112 

1  033  982 

332  109 

295  685 

509  774 
275  778 

149  788 

678  035 


1,01  0,42 
l,17JO,76 
0,97;  0,37 
0,84  0,33 
0,92  0,34 
1,02[  0,71 
0,83  0,20 
0,91 1  0,45 

o,..|  - 

0,96  0,40 

0,70  —  ' 

0,76  — 

0,84  0,14 

1,22  0,80 


1.47 
0,94 
1,09 
0,96 
1.31 
0,94 
0,79 
0,86 
1,20 


0,97 
0,41 
0,66 1 

0,75 
0,78 

0,30 

0,50 


0,80 
9,30 
5,10 
6,40 
2,20 
1,10 
3,00 
6,20 

5,60 


1,70 
4,60 
9,10 
4,90 
8,80 

3.30 
1,30 

3,60 

7,00 

9 


I  -1,8 

:  8,4 
6,3 

I  4,6 
4,6 
3,1 

i  5.5 
2.1 

'  1.2 
6,ö 
5,0 
6.1 
4,6 
5.2 
3.4 
',7 
•«.5 
1.4 
5.2 
4,7 


3;* 

3H 
3H 
3^1 
3% 
3H 
3H 

sy, 

3^ 

sy, 

3H 

3H 

3 

3 

3H 

sy« 

3i, 

3 

3H 

3H 

3K 

3,3 
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Gemeinden 

Ein- 
wohner 
1905 

Brutto- 
gewinn 
1905 

Ver- 
waltung 
1905 

1 

Netto- 
gewinn 
1905 

Der 

Ge- 
meinde 

über- 
wiesen 

M. 

Bisher  überhaupt  zu 
-'   wohltätigen  Zwecken 
über^viesen  M. 

II  »■: 

ti 

s  + 

u    ■ 

.|<3 

11 

0  b£ 
^  s 

il 

X  a 

^  Vi 

3     • 

•0 

c 

t 

e 
ti 

M 

sa 

vS 

N 

Grimma 

11  177 

105  418 

21871 

83  547 

55  000 

972  832 

1,07|  0,56 

5,00 

4,9     3'/3 

Mutzschen 

1  ü54 

20  238 

5  445 

14  793 

— 

— 

0,98 

— 

— 

2,8     3  >/2 

Naunhof 

3  351 

63  878 

12130 

51748 

31248 

442  970 

0,94 

0,47 

9,80 

4.9     3>/2 

Nerchau 

2  285 

45  134 

6  834 

38  300 

2  916 

2  916 

0,89 

0,06 

1,30 

4,4 

3y2 

Otterwisch 

884 

6  968 

1287 

5  681 

700 

700 

0,94 

0,10 

0,80 

4,4 

3% 

Trebsen 

1391 

35  414 

6  892 

28  522 

14  261 

73171 

0,96 

0,39  10,00 

5,1 

3y2 

Würzen 

17212 

139  102 

23  284 

115  818 

88  539 

1  752  912 

1,18 

0,82     5,70 

5,7 

3f,i 

Dölitz 

2  262 

8  795 

6  413 

2  382 

— 

— 

0,92 

— 

— 

0,4 

3'/2 

Eythra 

1  796 

1074 

382 

692 

— 

— 

0,84 

— 

— 

0,3 

3^2 

Gautzsch 

■1488 

9  320 

1638 

7  682 



— 

0,71 

— 

0,9 

3'/2 

Gr.-Zschocher 

4  800 

39  437 

8  850 

30  587 

5  294 

27  466 

0,74 

0,12 

1,10 

4,3 

3«/, 

Knatithain 

3  019 

1203 

1078 

125 

— 

— 

0,52 

— 

— 

0,0 

31/2 

Leutzsch 

9  789 

62  021 

18  673 

43  348 

— 

— 

0,90 

— 

— 

2,2 

314 

Liebertwolkwitz 

4  240 

158  540 

28  214 

130  326 

82  326 

l  309  756 

1,00 

0,51 

19,40 

4,9 

31/2 

Lindental 

2108 

785 

185 

600 

— 

— 

0,43 

— 

— 

— 

31/2 

Markranstädt 

6  967 

78  922 

15  843 

63  079 

20  339 

480  104 

1,00 

0,25 

2,90 

4,4 

3y2 

Mockau 

8181 

7  075 

5  987 

1088 

— 

— 

0,66 

— 

— 

0,0 

31/2 

Möckern 

13  050 

62  531 

14  531 

48  000 

_ 

— 

0,82 

— 

2,2 

3% 

Oetzscli 

4  320 

17  295 

6471 

10  824 

— 

— 

0,91 

— 

0,7 

3y2 

Paunsdorf 

5  089 

41364 

11163 

30  201 

— 

— 

0,86 

— 

— 

2,7 

3y, 

Schönefeld 

12  189 

88  023 

19  497 

68  526 

— 

— 

0,68 

— 

— 

2,2 

3y2 

Stötteritz 

13  221 

30  782 

12  900 

17  882 

— 

— 

0,67 

— 

— 

2,1 

3y2 

Taucha 

4  406 

65  389 

15  507 

49  882 

25  609 

528  873 

0,87 

0,34 

5,80 

4,6 

3y2 

Waliren 

5  448 

13  300 

3173 

10127 

— 

— 

0,78 

— 

— 

1,6 

3y2 

Zwenkau 

4377 

38  645 

6  758 

31887 

15  943 

288  918 

0,70 

0,31 

3,60 

7,3 

3y2 

Dahlen 

2  866 

59  136 

8  251 

50  885 

41  885 

638  511 

0,84 

0,59 

1,50 

5,4 

3y2 

Mügeln 

3  076 

62  090 

7  232 

54  858 

35  279 

477  198 

0,98 

0,56 

10,20 

5,6 

3y3 

Oschatz 

10  853 

113  678 

16  227 

97  451 

78  827 

1  870  948 

1,03 

0,71 

7,20 

5,0 

3 

Strehla 

2  904 

23477 

5  650 

17  787 

11858 

139  532 

0,94 

0,47 

4,00 

5,5 

3,3 

Wermsdorf 

3  921 

11190 

2  408 

8  782 

— 

— 

0,91 

— 

— 

2,7 

3y2 

Altmittweida 

2  271 

1668 

000 

1668 

772 

— 

0,70 

0,32 

0,30 

0,0 

3y2 

Burgstädt 

7  253 

68  022 

8  519 

59  503 

45  403 

654179 

1,22 

0,81 

6,40 

5,1 

3'A 

Claußnitz 

2  117 

6  453 

1155 

5  298 

1290 

3  416 

0,88 

0,18 

0,60 

4,6 

3,3j 

Geringswalde 

4  495 

89  682 

12  584 

77  098 

57  098 

1  052171 

1,22 

0,78 

12,70 

5,3 

sy* 

Hartmannsdorf 

5  628 

28  825 

3  825 

25  000 

3  400 

18  511 

0,96 

0,11 

0,60 

4,6 

syz 

Langenleuba 

Verband 

2  084 

1081 

1053 

1053 

— 

0,58 

0,29 

— 

0,0 

3y2 

Lunzenau 

4  127 

30  289 

6135 

24  154 

5121 

125  085  0,95 

0,16 

1,20 

4,5 

3y2 

Mittweida 

17  498 

136  611 

17  591 

119  020 

91894 

1454  602  1,01 

0,68 

5,30 

4,7 

3y4 

Penig 

7  356 

125 170 

18  590 

106  580 

90  563 

897  711 

1,37 

0,99 

12,20 

10,5 

sys 

Rochlitz 

6  258 

149  455 

18  640 

130  815 

130  815 

2  281  589'  1,22 

1,07 

20,80 

9,3 

3y4 

Taura 

3  222 

2  695 

739 

1956 

— 

—       '  0,82 

— 

— 

4,2 

3y2 

Wechselbm-g 

1407 

222 

72 

150 

— 

—         0,18 

— 

— 

0,0 

3y2 
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Auerbach 

10  315 

141  384 

21  600 

119  784 

77  000 

897  344 

1,16 

0,61 

7,40 

5,2 

sy* 

Brunndöbra 

3  819 

4  361 

892 

3  469 

— 

1,00 

— 

— 

1,9 

3y2 

EUefeld 

5  071 

5173 

2138 

3  035 

— 

0,94 

— 

0,6 

3y2 

Falkenstein 

12  724 

91316 

25  395 

65  921 

43  948 

493  563 

1,08 

0,52 

3,40 

2,5 

3^2 

Klingental 

6  001 

18  665 

3  077 

15  588 

— 

41654 

0,88 

— 

5,0 

3y2 
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N  5 

5-5 

;cwinn 

5? 

c 

Gemeinde 

Ein- 
wohner 

Brutto- 
gewinn 

Ver- 
waltung 

Netto- 
gewinn 

Ge- 
meinde 
über- 

1^1 
3  c  u 

II  s 

2  a 

s« 

B  + 

.SO 
^  > 

c 
i2 

3 

2 

i9<^S 

i9<''5 

i9°5 

i9°5 

wiesen 
M. 

lüsher  ül 

wohltätigi 

überw 

1  + 

o 

-    3 

z 

S-2 

> 

1 

I 

2 

3 

4 

6 

7 

8 

9 

IG 

II 

12 

Lengenfeld 

(5  086 

51305 

6  772 

44  533 

29  138 

444  278 

0,93 

0,53 

4,80 

1 

4,7'  ay« 

Morgenröte 

1415 

320 

159 

161 

— 

0,80 

— 

— 

1,2 

3y3 

-Rautenkranz 

Rodewisch 

8  095 

11950 

1304 

10  646 

— 

18  767 

0,88 

— 

— 

4,4 

sy. 

Rothenkirclien 

1733 

1  156 

928 

228 

— 

— 

0,86 

— 

— 

1.7 

ayj 

Treuen 

7  360 

40136 

5  217 

34  919 

23  279 

91565 

1,21 

0,70 

3,10 

4,9 

sy* 

Adorf 

7  079 

50  471 

9  401 

41070 

20  535 

248  710 

1,02 

0,41 

2,90 

5,1 

ay* 

Markneukirchen 

8  490 

54  267 

8  672 

45  595 

22  625 

403  732 

0,94 

0,39 

2,60 

7,0 

sy* 

Oelsnitz 

13  975 

110  717 

29  504 

81213 

61213 

734  223 

1,21 

0,67 

4,40 

4,9 

sy« 

Schöneck 

4  512 

13  849 

2  254 

11595 

6  672 

66  800 

1,16 

0,56 

1,50 

4,6 

3y2 

Elsterberg 

4  852 

46163 

5  505 

40  658 

20  329 

207  054 

1,14 

0,50 

4,10 

0,4 

ay* 

Mühltroff 

1  798 

11913 

1024 

10  889 

— 

69  336 

1,27 

— 

— 

7,5 

3 

Mylau 

7  897 

41215 

9  723 

31492 

15  746 

265  250 

1,13 

0,43 

2,00 

5,2   3 

Netzschkau 

7  673 

29  044 

6196 

22  848 

11424 

122  479 

1,12  0,44 

1,40 

6,1   3 

Oberreichenbach 

4  112 

5  870 

2145 

3  725 

— 

— 

0,81 

— 

— 

2,1;  ay* 

Pausa 

4102 

15  828 

2  751 

13  077 

6  558 

142  367 

1,05 

0,44 

1,60 

5,6   3 

Plauen 

105  381 

394  932 

44  999 

349  933 

224  933 

3  774114 

1,05   0,59 

2,10 

4,5    3 

Reichenbach 

24  948 

144  867 

23131 

121  736 

65  033 

1  291  643 

1,14  0,51 

2,60 

5,3    3 

Aue 

17  149 

52  446 

7  233 

45  313 

20  331 

135  466 

0,90  0,35 

1,10 

4.7 

sy^ 

Bernsbach 

3  276 

490 

272 

218 

— 

— 

0,46    — 

— 

0,0 

sy. 

Eibenstock 

8  724 

52(J46 

9  295 

42  751 

22  937 

326  582 

1,12  0,49 

2,60 

4,6 

3% 

Grünhain 

2  399 

6  959 

4  088 

2  871 

— 

— 

0,85 

— 

— 

2,6     3ii 

Joh.  Georg.- St. 

.    6  230 

16  955 

6  049 

10  906 

5  453 

72  908 

1,12  0,36 

0,90 

4.7 

sy* 

Lauter 

4  940 

3  323 

766 

2  557 

— 

— 

0,62;  — 

— 

0,4 

3H 

Lößnitz 

6  929 

59101 

10  914 

48187 

24  000 

291  000 

0,94  0,39 

3,40 

6,3 

sy. 

Neustädtel 

5  111 

110  951 

13  032 

97  919 

60  000 

238  213 

0,96 

0,53 

12,00 

5,1 

3H 

Ndr.-Schlema 

2  522 

2  125 

383 

1  742 

— 

— 

0,99 

— 

— 

0,5 

3^i 

Ober-Schlema 

2  563 

626 

240 

386 



0,63 

— 

— 

0,0 

sys 

Schneeberg 

9  033 

81354 

21381 

59  973 

44  980 

664  504 

0,99  0,55 

5,00 

4.8 

3H 

Schönheide 

7  670 

24  335 

7  243 

17  092 

— 

— 

1,14    — 

— 

7,2 

3H 

Schwarzenb. 

4  626 

91085 

19185 

71900 

41107 

336  807 

0,96  0,43 

9,00 

4,7 

3H 

Bockwa 

3  357 

6  232 

1760 

4  472 

— 

0,85 1  — 

— 

2,0 

3Ji 

Crimmitschau 

23  419 

141  356 

16  069 

125  287 

100  230 

1319  513 

1,15  0,81 

4,30 

2,5 

3 

Hartenstein 

2  760 

13  899 

3  128 

10  771 

18  453 

0,87    — 

— 

5,0 

8H 

Kirchberg 

7  597 

79  611 

24  259 

55  352 

14  249 

326  521 

0,90  0,16 

1,90 

4,6 

3y, 

Leubnitz 

4  167 

1  737 

357 

1380 

836 

— 

0,62  0,30 

0,20 

0,0 

sy« 

Neukirchen 

4  408 

1901 

779 

1  122 

— 

— 

0,75 

— 

— 

0,1 

8% 

Ndr.-Haßlau 

5  892 

3  756 

604 

3152 

— 

— 

0,75 

— 

— 

1,7 

3H 

Ndr.-rianitz 

12  207 

24  928 

4  132 

20  696 

— 

9158  1,15 

— 

— 

4,8 

sy« 

Ober-rianitz 

11383 

4  081 

851 

3  230 



—       1 0,98 

— 

— 

0,9 

sy« 

Reinsdorf 

7  166 

2  568 

656 

1912 

— 

—       1 0,66 

— 

— 

0,7 

3H 

Werdau 

19473 

118  214 

14  370 

:  103  644 

41100 

591094  1,10 

0,38 

2,10 

5,8 

3 

Wildenfels 

2  544 

14  020 

5  763 

8  257 

4129 

54  540  0,81 

0,24 

1,60 

8,6 

sy* 

Wilkau 

S  259 

25  234 

4  034 

21  200 

,-.  300 

11  391 

0,S7 

0.13 

0,60 

.-S.S      3  «i 

Zwickau 

(LS  5(»2 

291  6(!l 

5 1  98S 

•.>;i'M;7:i 

1.-.7  274 

2  TSi;  71!» 

l.-.'O 

((,(•.,") 

■-',:!(  1 

•1,7      .T 

Kreis  Zwickau 
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Formulare  A,  B,  C,  D  der  sächsischen  Sparkassenstatistik. 

(Eingeführt  seil   1910.) 

Königreich  Sachsen.                                             Sparkassenstatistik  auf  das  Jahr   191 
Sparkasse  zu   


A. 

Allgemeine  Uebersicht. 


Jede  Sparkasse  erhält  die  Vordrucke  A  bis  D  alljährlich  in  mehreren  Ab- 
zügen zugefertigt.  Für  Sparkassen  in  Städten  mit  Revidierter  Städteordnung  sind 
je  drei,  für  Sparkassen  in  anderen  Orten  je  vier  Abzüge  A  bis  D  bis  spätestens 
den  31.  März  gehörig  ausgefüllt  an  die  Aufsichtsbehörde  einzusenden. 
Eine  unmittelbare  Einsendung  der  Ausweise  an  das  Statistische  Landesamt 
seitens  der  Sparkassenverwaltungen  findet  sonach  nicht  statt. 

Als  Rechnungsjahr  im  Sinne  dieser  Ueberschrift  gilt  stets  das  Ka- 
lenderjahr. 

I.  Allgemeine  Geschäftsverhältnisse. 
I.   Tag  der  Ausstellung  der  geltenden  Sparkassen-Ordnung  : 

sowie    der   Nachträge :     

2.   a)  Es  sind  vorhanden  Zweiggeschäftsstellen  in:  


Annahmestellen    (Markenverkaufsstellen,    s.    3,    nicht  inbegriffen^    in : 


b)  Bis  zu  welchem  Betrage  nehmen  diese  Stellen  Einzahlungen  an  ?  

c)  Geben  diese   Stellen    vorläufige  Quittungen    oder   selbständige  Einlagebücher 
aus?    

d)  Leisten  diese  Stellen  selbständig    oder  nur    nach  Eingang  des  Betrages    von 
der  Hauptkasse  oder  überhaupt  keine  Rückzahlungen  ? 

3.  Am  Jahresschlüsse  bestanden  Verkaufsstellen   für  Sparmarken: 

a)  Am  Sitze  der  Sparkasse  , 

b)  in anderen  Ortschaften 

4.  a)  Die  Sparkasse  ist    für   Einleger    geöffnet   in  jeder  Woche  während 

folgender  Tage  und  Stunden : 

b)  Wann  und  wie    lange    findet   wegen    der  Zinsenberechnung  oder  dergl.   eine 
Beschränkung  oder  Aufhebung  des  Verkehrs  mit  den  Einlegern  statt? 


5.  Zinsfuß  für  Einlagen:   vom  Hundert,  in  Geltung  seit 

Ist  tägliche  Verzinsung    eingeführt?     Ja   —   Nein    (Zutreffendes  unterstreichen). 

6.  Die  Konten  der  Einleger  werden  geführt 

a)  in  gebundenen   Kontenbüchern  j    (z^^^^^^^^es  unterstreichen). 

b)  auf  losen  Kontenblattern  j    ^  ' 

7.  Besondere  Einrichtungen  der  Sparkasse  (z.  B.  Heimsparbüchse,  Ab- 

holung von  Spareinlagen,  Verkehr  mit  Rabattsparvereinen  usw.). 

8.  Ist  die  Sparkasse  Mitglied  des  Sächsischen  Sparkassenverbandes  -     Ja   —  Nein 

(Zutreffendes  unterstreichen). 
396.  V.   15. 
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Stand  und  Bewe 


13 


14 


II.  Geschäftsumfang. 
ung  der  Einleger-Guthaben 

Anzahl 


9.  Zahl    und    Betrag    der    Einleger-Guthaben 
am  Schlüsse  des  Vorjahres 

10.  Zugang    an    baren    Einzahlungen    von    Ein- 
legern während  des  Rechn. -Jahres 

11.  Den    Einlegern    auf    das    Rechnungsjahr    gewährte 
Zinsen,  und  zwar : 

a)  während  des  Rechnungsjahres  ausgezahlte  Zinsen 

b)  am  Jahresschlüsse  gutgeschriebene  Zinsen     ... 

12.  Rückzahlungen     (an    Einlagen    und    Zinsen) 

während  des  Rechnungsjahres 

Zahl    und    Betrag    der    Einleger-Guthaben 

am  Schlüsse  des  Rechnungs  Jahres 

IS.  a.  Summe   15  und  35).                                                                                   | 
Uebersteigt    der  Betrag    der    Rückzahlungen    den    der  Einzahlungen,    so  ist  die 
vermutete  Ursache  dieser  Erscheinung  kurz  anzugeben  :  


Einlagebücher) 
Betrag 


h  1 


17 


15.  Von  den    am    Jahresschlüsse    noch    bestehenden 


Einleger-Guthaben  lauteten  auf 
a)  Beträge  bis  mit  60  cU 


Anzahl 


b) 

,  von 

über  60  rll  bis 

mit  150  c// 

c) 

,   ,, 

,;   150  „  „ 

n    300  „ 

d) 

,   ,, 

,.   300  ,,  ,, 

,,    600  ,, 

e) 

)   )) 

,,   600  ,,  ,, 

„   1500  „ 

i) 

>   1) 

,,  1500  ,,  ,, 
„  3000  „  . 

,,   3000  „ 

16.  Größtes  Einleger-Gut- 
haben (einschließlich  der 
gutgeschriebenen  Zinsen) 

a)  überhaupt  cH 

b)  von  Privat- 
personen      - cH 


Summe  

(muß  mit  der  Zahl  unter  13  übereinstimmen.) 

a)  Zahl  der  bis  Schluß  des  Jahres  von  der  Kasse  überhaupt  ausgestellten 
Einlagebücher        

b)  Zahl  der  während  d.Rechn.-Jahres  neu  hinzugekommenen  Einlagebücher  

c)  ,,     ,,  ,,  ,,       ,,  ,,      erloschenen  ,, 

18.  Während  des    Rechnungsjahres    wurden    verkauft  Spar  marken    im 

Gesamtbetrage  von  c/i^ ,^, 

19.  a)  Zahl  der  während  des  Rechn. -Jahres  neu  ausgegebenen  Heimspar- 

büchsen      

b)  Zahl  der  während    des  Rechn. -Jahres  wieder  aufgegebenen    H  e  i  m- 
sparbüchsen        

c)  Zahl  der  am  Jahresschlüsse  in  den  Händen  der  Einleger  befindlichen 
ITeimsparbüchsen 

d)  Während   des    Rechnungsjahres    wurden    aus  Meimsparbüchsen    ins- 
gesamt  <yll -vi   entnommen  und  bei   der  Sparkasse  angelegt. 

20.  Uebertragungs-Verkehr.       Während     des    Rechnungsjahres    wurden 

Einleger-Guthaben  übertragen 

a)  vond.hiesigenSparkasseauffremdcSparkassen :  Zahl         Betrag  -//         .vj, 

b)  von  fremden  Sparkassen  auf  d.  hiesige  Sparkasse:  Zahl Betrag  -//         •^. 

Sonstige  während  d  e  s  R  c  c  li  n  u  n  g  s  j  a  h  r  c  s  c  r  f  o  1  g  t  e  E  i  n  n  a  h  m  e  n 

u  n  d  A  u  s  g  a  l)  c  n. 
Einnahmen.  tH         ^\ 

21.  Während  des  Rechnungsjahres  vereinnahmte  Zinsen  von  den 
durch  die  Sparkasse  ausgeliehenen  Kapitalien  und  Zinseii  von 
Staats-  und  sonstigen  Wertpapieren 

(Betrag  der  von  der  Sparkasse  auf  das  Rechnungsjahr  buchmäßig 
vereinnahmten  Kapilalzinsen   [Soll-Betrag]                     cH  xj  ■ 

Reinertrag  aus  den  vermieteten  ( irundstückcn  aU ^). 


—      U4     — 


rJl 


22.  Von  der  Kasse    aufgenommene  Darlehen    und    Betriebs  Vorschüsse 

23.  Sonslige,  näher  zu  bezeichnende  Einnahmen 

(alle  Einnahmen,  soweit  sie  unter  10  bis  32  und  41  b  noch  nicht  aufgeführt  sind) 


Ausgaben. 

24.  a)  Von  der  Kasse  zurückgezahlte  Darlehen  und  Belriebsvorschüsse 
b)     „        „         ,,      gezahlte  Darlehens-  und  Vorschuß-Zinsen     . 

25.  Verwaltungsaufwand  (Besoldungen    oder  außerordentliche  Zuwen- 
dungen und  Vergütungen,  Portos,  Miete  u.  a.)        

26.  Sonstige,  näher  zu  bezeichnende  Ausgaben 

(alle  Ausgaben,  soweit  sie  unter  11  bis  25  und  41  a  noch  nicht  aufgeführt  sind) 


Vermögensbestand. 
Am  Jahresschlüsse  vorhandene  Aktiven. 

27.  Staats-  und  sonstige  Wertpapiere'):  Nennwert  c//, 
im  Jahresabschlüsse  eingestellter  Wert  (Kurswert)     .     . 

28.  Ausgeliehene  Kapitalien,  und  zwar  : 

a)  gegen  hypothekarische  Sicherheit ^),  darunter  dl, 

zu %, 

dl    zu  %,  dl 

Hypotheken: 
und    zwar:  dl  zn 

-     e//    zu  0/jj, 

Schuldner : 

und  zwar:   c//  zu 

ofl   zu  0/^, 


% 


'Jl  zu 

% 

b)  gegen  Faustpfand, 

dl  zu  0/^, 

zu   % 

c)  gegen  Bürgschaft, 
dl    zu  O/p, 

% 

d)  an  Gemeinden, 
c//    zu 

% 

e)  bei    Kredit- 

dl    zu 

zu  % 


und 


Betrag : 

dl 

Betrag : 

%. 

dl 

Schuldner:  Betrag: 

dl  zu  0/^,, 

dl    zu  0/q,    ^l 

Gemeinden:    Betrag: 

Anstalten   verzinslich    angelegt,    und  zwar : 

%,  o/l   zu   %,    ofl 

Anstalten:  Betrag: 

29.  a)  Wert  der  im  Eigentume  der  Sparkasse  befindlichen   Grund- 

stücke (außer  den  zu  Sparkassenzwecken  benutzten  Grund- 
stücken)     

b)  Wert  der  zu  Sparkassenzwecken    benutzten    Grundstücke 

30.  Unverzinsliche     Außenstände     der     Sparkasse      (darunter 

dl  /vj 

Gerichtskosten-Verläge)        

31.  a)  Am  I.  Februar  des  folgenden  Jahres  aus  dem  Rechn. -Jahre  noch 

rückständige  Zinsen  säumiger  Schuldner.    Schuldner       Betrag: 

b)  Am  Schlüsse  des  Rechnungsjahres  bereits  erwachsene,   jedoch 

erst  später  fällige  Zinsen  von  Forderungen  der  Sparkasse 

32.  Wert  der  im  Eigentume  der  Sparkasse  befindlichen  Gebrauchs- 

gegenstände   (nach    Abschreibung  des  Abnutzungswertes) 

33.  a)  Barer   Kassenbestand  vom  31.  Dezember 

b)  im  Januar  des  neuen  Jahres  eingegangene  Zinsenreste 

34.  Sonstige,    näher    zu    bezeichnende    Aktiven    (Vorrat  von  Einlage- 

büchern etc.) 


dl 

<^ 

. 

Summe  der  Aktiven 


')  Hierzu  Näheres  in  Uebersicht  B. 
'0        ..  „  ■,  u  C. 
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Am  Jahresschlüsse  vorhandene  Passiven. 

35.  Einleger-Guthaben     (nebst      Zinsen     bis     zum     Jahresschlüsse) 

(muß  mit  I3  übereinstimmen! 

36.  a)  Rücklagekasse    (Reservefonds)    (ohne    die    Zuweisungen    aus 

den  Ueberschüssen  des  Rechnungsjahres  —  45  a  — )    .... 
b)  Besondere    Rücklagekasse     (Speziaireservefonds)     für    etwaige 
Kursverluste    usw.    (ohne    die    Zuweisungen   aus    den   Ueber- 
schüssen des  Rechnungsjahres  —  45  b  — ) 

37.  Von  der  Sparkasse  aufgenommene  Darlehen  und  Betriebsvorschüsse 

38.  In  bar  geleistete  Sicherheiten        

39.  Roh-Ueberschuß  des  Rechnungsjahres    (einschließlich    der   Zinsen 

der  Rücklagekasse) 

=  //  -^ 

abzüglich  der  Unkosten,  Verluste      .     .  ,,  „ 

bleibt  Fehlbetrag  c//  -vf  Rein-Ueberschuß 

40.  Sonstige,    näher    zu    bezeichnende    Schuld-Verbindlichkeiten    der 


M 


^ 


Sparkasse 


Summe  der  Passiven 

V  e  r  m  ü  g  e  n  s  b  e  w  e  g  u  n  g. 

41.  Während  des  Rechnungsjahres  wurden 

a)  (Anzahl)  ganz  oder    teilweise    neue    Darlehen    gegen    hypothe- 
karische Sicherheit  von  der  Sparkasse  gewährt,  und  zwar 
zu  dem  Zinsfuße  von  Prozent  dl  ^y. 


zusammen  - '/  -^. 

b)  (Anzahl)    alte  hypothekarische  Darlehen  im  Gesamtbetrage 

von  c//  •?) 

an  die  Sparkasse  ganz  oder  teilweise  zurückgezahlt. 

c)  Der  Zinsfuß  wurde  heraufgesetzt  bei  alten  Hypotheken  im  Betrage 

von  cU '^, 

herabgesetzt  bei  alten  Hypotheken  im  Betrage 

von  cfl  i\. 

Die  Vermittel  ung  des  Gerichts  wurde  gegen  säumige  Schuldner  an- 
gerufen in  Fällen  wegen  eines   Gesamtbetrags  von  -//  ■^. 
43.  a)  Während  des  Rechnungsjahres  wurden                      belichene  Grundstücke 
von  der  Sparkasse  erworben*), 
b)   Verkauft  wurden  folgende  Grundstücke : 


42 


Lfde. 

Nr. 


Jahr 

der 

Erwerbuns: 


Gemeinde  und  Blatt 
des   Grundliuchs 


Verkaufspreis 


Bemerkungen 


44- 


Am  Schlüsse  des  Rechnungsjalires  befanden    sich  im  Kigentume    der  Sparkasse 
(Anzahl)  Grundstücke  im  Werte   von  - '/  x|, 


von  diesen  waren  zur  Wiedervcräußeruni: 
(Anzahl)  i'"  Werte   von      . 


bestimmt 


.// 


x^. 


')  Hierzu  Näheres   in   Uebersicht  D. 
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Verwendung  der  Ueljerschüsse. 


45.  Von    dem    Rein-Ueberschusse    des    Rechnungsjahres  (3g)  wurden 

a)  der  Rücklagekasse  (Reservefonds)  überwiesen 

b)  der  besonderen  Rücklagckassc  (Spezialrcservefonds)  überwiesen 

c)  zu  gemeinnützigen  und  wohltätigen  örtlichen  Zwecken  bestimmt 

d)  zu  anderen,  näher  zu  bezeichnenden  Zwecken  bestimmt 


Summe  j 

(muß  mit  dem  Reinüberschuü  —  39  —  übereinstimmen). 
46.  Seit  dem  Bestehen  der  Sparkasse  wurden  aus  den  Ueber- 
schüssen  derselben  (einschließlich  der  Ueberschüsse 
des  Rechnungsjahres)   zu  gemeinnützigen   und   wohltätigen 

örtlichen  Zwecken  verwendet  bez.  bestimmt c^//  ^. 

Die  Richtigkeit  der  vorstehenden  Uebersicht  versichert  pflichtmäßig 
,  den  191 

^Ort) 

(Unterschrift) 
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Königreich  Sachsen. 


Sparkasse  zu 


Sparkassenstatistik  auf  das  Jahr  191 


Besitz  an  Inhaberpapieren 

am  31.  Dezember   191       *). 


A.  Schuldverschreibungen 

des  Königreichs  Sachsen 

3       prozentige  Staatsanleihe  von   1855   .     .     . 

3  ^l>  prozentige  vereinigte  Staatsanleihe  von  1S52/68 

3       prozentige  Rentenanleihe 

Vorm.  Löbau-Zittauer  Eisenbahnaktien 

3  Ya  prozentige  Aktien  Lit.  A 

4  prozentige  Aktien  Lit.  B 

3  */l' prozentige    Prioritäten     der    vorm.     Leipzig- 
Dresdener  Eisenbahngesellschaft       .... 

3  '/s  prozentige  Landeskulturrentenscheine    . 

4  prozentige  Landeskulturrentenscheine 

3  V-  prozentige  Landrentenbriefe 

Summe    I 
des  Deutschen  Reichs 
3       prozentige  Reichsanleihe 

3  ^l>  prozentige  Reichsanleihe 

4  prozentige  Reichsanleihe 

4       prozentige  Reichs-Schatzanweisungen    . 

4       prozentige  Deutsche  Schutzgebietsanleihe 

Summe  2 
des  Königreichs  Preußen 
3       prozentige  konsolidierte  Anleihe       .... 

3  */:>  prozentige  konsolidierte  Anleihe       .... 

4  prozentige  konsolidierte   Anleihe       .... 
4       prozentige  Preußische  Schatzanweisungen 
Sonstige  Obligationen  und  Anleihen  *) 


Nennwert  i|^"'>h'^^,f^,^,^^'- 
eingestellt.  Wert 


Summe  3 
4.  anderer  deutscher  Staaten 

(genaue  Bezeichnung,  Jahr  der  Ausgahe  und  Zinsfuß) 


Summe   4 


Summe    i    bis  4 


B.  A  u  f  d  e  n   Inhaber  lautende 
Schuldverschreibungen 

5.  der  gewährleistenden  tjemeindc  (Zinsfuß 

6.  anderer    sächsischer  (jemeindcn   (Zinsfuß 

7.  nichtsächsischer  (Jcmcimlcn   (Zinsfuß  ü/y) 


ninmic   5    bis   7 


*)  Zu  Nr.   27  der  Uel)ersichi   A. 
428.  V.   16. 
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C.  Pfand-   und   Kreditbriefe 

8.  der  landständischen  Bank 

3  prozentige  Lausitzer  Pfandbriefe 
3  ^l'i  prozentige  Lausitzer  Pfandbriefe 
3  '/ä  prozentige  Lausitzer  Kreditbriefe 

9.  des  erbl.   ritterschafllichen   Kreditvereins 

3        prozentige  Pfandbriefe 

3  */3  prozentige  lYandljriefe 

3 '/a  prozentige  Pfandbriefe 

3  2/3  prozentige  Pfandbriefe 

4  prozentige   Pfandbriefe 

10.  des  landwirtschaftlichen  Kreditvereins  im  König- 
reich Sachsen 

3  prozentige  Pfandbriefe 
3  prozentige  Kreditbriefe 
3  V2  prozentige  Pfandbriefe 

3  V2  prozentige  Kreditbriefe 

4  prozentige  Pfandbriefe 
4       prozentige  Kreditbriefe 

11.  Anlehensscheine  der  Kommunalbank  des  König- 
reichs Sachsen 

3  V2  prozentige  Anlehensscheine       .     . 

4  prozentige  Anlehensscheine 

12.  Pfandbriefe    der    Sächsischen  Bodenkreditanstalt 
zu  Dresden 

3  V2  prozentige,  Serie  .     .     .     , 

3  ^/4  prozentige,  Serie  .     .     .     . 

4  prozentige,  Serie 

13.  Pfandbriefe  der  Leipziger  Hypothekenbank 

3 '/a  prozentige,  Serie  .     .     .     . 

3  ^ji  prozentige,  Serie  XII        .... 

4  prozentige,  Serie 

14.  Pfandbriefe  der  Allgemeinen    Deutschen  Kredit- 
anstalt zu  Leipzig 

3  */2  prozentige,   Serie  .... 

4  prozentige,   Serie  .... 

15.  Pfand-  und  Rentenbriefe   der  Grundrenten-  und 
Hypotheken-Anstalt  der  Stadt  Dresden 

3^/4prozent.  Pfandbriefe,    Reihe    

4       prozent.  Pfandbriefe,    Reihe 
4       prozent.  Rentenbriefe,  Reihe 

Summe  8  bis    15 

D.  Sonstige 

16.  Sonstige    auf  den    Inhaber    lautende  Schuldver- 
schreibungen : 

(Genaue   Bezeichnung) 


Summe    16 


Nennwert 


Imjahresabschl. 
eingestellt.  Wert 


Gesamtsumme    i   bis    16 
(muß  mit  Nr.  27  der  Uebersicht  A  übereinstimmen! 

17.  Verzinslich  angelegtes  Vermögen  ohne  die  Inhaberpapiere    . 

18.  Verzinslich  angelegtes   Gesamtvermögen   der  Sparkasse    (Nr. 
27  bis  mit  29  a  der  Uebersicht  A) 
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19.  Vom  verzinslichen  Gesamtvermögen  (Nr.  18)  sind  in  Schuldverschreibungen 
des  Kgrs.  Sachsen  (i)  angelegt  Prozent. 

20.  Vom  verzinslichen  Gesamtvermögen  (Nr.  18)  sind  in  Inhaberpapieren  (i  bis  16) 
angelegt  Prozent. 

21.  Der  Ueberschuß  des  verzinslich  angelegten  Vermögens  der  Sparkasse  am 
Schlüsse  des  Berichtsjahres  (18)  über  den  Bestand  des  verzinslich  angelegten 
Vermögens  am  Schlüsse  des  Vorjahres  beträgt  Mark  (  Prozent). 

Die  Richtigkeit  der  vorstehenden  Uebersicht  versichert  pflichtmäßig 

(Ort)   ,  den  191 

(Unterschrift) 


Königreich  Sachsen. 


Sparkasse  zu 


Sparkassenstatistik  auf  das  Jahr   191 


C. 


Besitz  an   Hypotheken 

am  31.  Dezember   igi       *). 


1.  im  Bezirke  der  gewährleistenden  Gemeinde 

2.  im  Bezirke  des  Amtsgerichts,  zu  dem  die  gewähr- 
leistende Gemeinde  gehört,  nach  Abzug  der  unter  i 
angegebenen     

3.  im  Bezirke  der  Amtshauptmannschaft,  zu  dem  die 
gewährleistende  Gemeinde  gehört,  nach  Abzug  der 
unter   I   und  2  angegebenen  

4.  im  Bezirke  der  Kreishauptmannschaft,  zu  dem  die 
gewährleistende  Gemeinde  gehört,  nach  Abzug  der 
unter   i,   2  und  3  angegebenen        

5.  in  Bezirken  anderer  Kreishauptmannschaften    . 

6.  außerhalb  des  Königreichs  Sachsen 

Summe    i — 6 
(inuß  mit  Nr.  28  a  der  Uebersicht  A  übereinstimmen) 

7.  Verzinslich  angelegtes  Vermögen  der  Sparkasse  (Nr.  27  bis 

mit  29  a  der  Uebersicht  A) -  //  ^ 

8.  Vom  verzinslich   angelegten  Vermögen   sind  in  Ilypotiieken 

(1—6)  angelegt Prozent 


Zahl  der 
Hypo- 
theken 


Betrag  der 
Hypotkeken 
c4l.  ^ 


gerichle: 


Betrag 


Besondere  Angaben.  Zahl  der 

9.  Ausgeliehen  waren  in  den  Bezirken  der  Anns-        Hypo- 
theken 

Dresden  . 

b.  L  e  i  p  z  i  g    . 

c.  Chemnitz 

d.  Plauen  i.  V 


Die  Richtigkeit  der  vorstehenden  Uebersicht  versiclicrt  pllichtmnßig 
,  den  101 

(Ort) 

1  Unterschrift^ 


^ 


*)  Zu  Nr.  28a  der  Uebersicht  A. 
429.  V.    17. 
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Königreich  Sachsen. 


Sparkasse  zu 


Sparkassenstatisük  auf  das  Jahr   191 


D. 


Im  Jahre   191        wurden  folgende  von  der  Sparkasse  beliehene  Grundstücke 
zwangsweise  versteigert : 
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Die  Richtigkeit  der  vorstehenden  Uebersicht  versichert  pflichtraäßig 

(Ort)  ,  den   - 191      . 

(Unterschrift) 

430.  V.   18. 
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Die  jährlichen  Ein-  und  Rückzahlungen  und  der 
Einzahlungsüberschuß   1845^ — 1908. 


3CDOCDC3CDC3C3 


Veelag  dbk  H.  Laupp'schen  Buchhandlung  in  Tübingen. 


Ergänzungshefte  zur -Zeitschrift  f.  d.  ges.  Staatswissenschaft. 


Im  Abon-Im  Einzel- 
nem,    verkauf. 


I,  Das  Gewerbe  in  Georgien  unter  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  primitiven  Betriebsformen.  Von 
Ph.  G  o  gl  t  s  c  h  a  y  s  c  h  w  i  1  i.      1901.  2.80 

11.  Wollproduktion  und  Wollhandel  im   XIX. 

Jalirlaundert  mit  besond.   Berücksichtigung  Deutsch- 
lands.    Von  W.   Senkel.     Mit  4    Diagrammen.     1901.        4. — 

III.  Der  Petroleuraliandel.  Von  R.  Schneider.  1902.      2.10 

IV.  Die  Beiräte  für  besondere  Gebiete  derStaats- 
tätigkeit  im  Deutschen  Reiche  und  in  seinen 
bedeutend.  Gliedstaaten.   VonP.  Hacker.   1903.1    2.40 

V.  Die   Parzellenwirtschaften    im    Königreich 

Sachsen.     Von   K.   Hey.      1903.  Il    4.60 

VI.  Die  landwirtsch.  Produktiv-  u.  Absatzgenos- 
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